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Verfassungsänderung   während    der   Regentschaft 
lach  bayerischem  Staatsrechte  unter  Berücksichti- 
gung des  in  den  übrigen  deutschen  Staaten 

geltenden  Rechts. 

Von 

Gottfried  Stölzle,  Rechtsanwalt  in  Kempten. 


1.  Kapitel. 
Behandlung  der  Frage  in  der  Literatur. 

Die  Frage,  ob  während  der  Dauer  einer  Regentschaft  eine 
Abänderung  der  Verfassung  zulässig  sei,  wurde  zum  ersten  Male 
dner  eingehenderen  Darstellung  gewürdigt  in  der  im  Jahre  1830 
eschienenen  Schrift  von  Dr.  Zöpfl  ^Die  Regierungsvormund- 
schaft  im  Verhältniss  zur  Landesverfassung". 

Anlass  zu  dieser  Abhandlung  gab  der  zwischen  dem  Herzog 
Karl  von  Braunschweig-Lüneburg  und  seinen  Ständen  entbrannte 
Streit  über  die  Rechtsbeständigkeit  der  von  seinem  Regierungs- 
Tonnunde,  dem  König  Georg  IV.  von  Grossbrittannien  für  das 
Henogthum  Braunschweig  erlassenen  erneuten  Landschaftsordnung 
Tom  25.  April  1820. 

Als  Herzog  Karl  nach  erreichter  Grossjährigkeit  den  braun- 
«chweigischen  Thron  bestieg,  zögerte  er  zueilst  mit  der  An- 
erkennung der  erneuten  Landschaftsordnung  und  beantragte  bei 
te  deutschen  Bundesversammlung,  dieselbe  für  unverbindlich  zu 
ÄÜaren. 

ArihiT  iSr  öffentliches  Recht.  X.  i.  2. 
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Der  damalige  Privatdozent  Dr.  Zöpfl  unternahm  es  nun  in 
seiner  oben  erwähnten  Schrift,  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass 
die  von  Herzog  Karl  beliebte  Anschauung  über  die  Rechts- 
verbindlichkeit der  fraglichen  Landschaftsordnung  auf  Unrichtig- 
keit beruhe  und  dass  insbesondere  der  von  diesem  geltend  ge- 
machte Einwand,  dass  unter  einer  Regentschaft  die  Verfassung 
nicht  geändert  werden  dürfe,  unstichhaltig  sei. 

Er  führte  hiebei  im  Einzelnen  des  Nähern  aus,  dass  die 
Frage  nach  dem  Inhalte  der  dem  Regierungsvormunde  zustehen- 
den Befugnisse  nach  den  für  die  fürstliche  Vormundschaft  gelten- 
den Bestimmungen,  d.  h.  nach  den  Grundsätzen  des  deutsch- 
rechtlichen mundium  zu  beantworten  sei,  dass  hiemach  der 
Regierungsvormund  Vertreter  seines  Mündels  Brafb  eigenen  Rechts 
sei  und  als  Regent  alle  dem  Herrscher  zustehenden  Rechte  ins- 
besondere auch  das  Recht,  die  Verfassung  zu  ändern,  ausübe. 
Es  sei  dies  auch  stets  in  Theorie  und  Praxis  anerkannt  worden. 

Seit  Zöpfl  hat  unsere  Frage  bis  auf  die  jüngste  Zeit,  wo 
Prof.  Seydel  in  München  und  Prof.  Kohler  in  Berlin  sich  mit 
derselben  ausfuhrUcher  befasst  haben,  keine  so  eingehende  Be- 
handlung mehr  erfahren.  Die  meisten  *  nach  ihm  begnügten  sich, 
dieselbe  nur  kurz  zu  streifen,  ohne  eine  nähere  Begründung  zu 
geben. 

Hier  interessiren  uns  hauptsächlich  diejenigen  Schriftsteller, 
welche  die  Frage  vom  Standpunkt  des  bayerischen  Rechts  aus 
behandeln. 

^  Hieher  gehören  z.  B.  abgesehen  von  den  speziell  das  bayerische  Recht 
berücksichtigenden  Autoren : 

Konrad  Bornhak,  Preuss.  Staatsrecht,  Freiburg  i.  Br.  1888,  Bd.  I,  §  35. 

V.  Gerber,  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts,  Lei])- 
zig  1880,  3.  Aufl. 

A.  V.  Kirchenheim,  Die  Regentschaft,  Leipzig  1880,  S.  99 f. 

Hermann  Schulze,  Das  preuss.  Staatsrecht  auf  Grundlage  des  deutschen 
Staatsrechts  dargestellt,  2.  Aufl.,  Leipzig  1888,  Bd.  I,  S.  212  fl*. 

Zachariae,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  3.  Aufl.,  Göttingen  1865, 
I.  Theil,  §  82. 
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Diese-  sind  sämmtliche  mit  einer  einzigen  Ausnahme  — 
E.  V.  MoY*  —  für  die  Zulässigkeit  von  Verfassungsänderungen 
während  einer  Regentschaft.  E.  v.  Moy  ist  ent- 
gegengesetzter Ansicht,  weil  die  bayerische  Verfassungs-Ürkunde 
ein  Verfassungsändeiningsverbot  enthalte. 

Zur  Begründung  dieser  seiner  Ansicht  beruft  er  sich  auf  die 
aus  §  18  Tit.  n  der  bayer.  Verf.-Urk.  entnommene  Schluss- 
folgerung a  minore  ad  maius  und  auf  Tit.  11  §  16  1.  c. 

Unter  denjenigen,  welche  sich  für  die  Zulässigkeit  ent- 
scheiden, besteht  wiederum  ein  Unterschied  in  sofern,  als  Seydel 
der  Anschauung  huldigt,  dass  die  bayerische  Verfassungs- 
urkunde ein  —  allerdings  unverbindliches  —  Verfassungsände- 
rungsverbot enthalte,  während  alle  übrigen  das  Vorhandensein 
eines  derartigen  Verbotes  in  Abrede  stellen. 

Seydel  behandelt  die  Verfassungsänderungsirage  an  drei 
verschiedenen  Orten:  in  seinem  grossen  Werke  über  bayerisches 
Staatsrecht®,  in  seiner  Monographie*  „Das  Recht  der  Regent- 
schaft in  Bayern  und  in  v.  Marquardsen's  Handbuch  des  öflfent- 
lichen  Rechts*. 

An  erster  Stelle  spricht  sich  Seydel  für  unbedingte  Unzu- 
lässigkeit einer  Verfassungsänderung  aus,  weil  die  bayerische 
Verfassungsurkunde  ein  Verfassungsänderungsverbot  ent- 
halte. 

Er  ist  zwar  der  Ansicht,  dass  an  sich  der  Regent  auch  zur 
Aenderung  der  Verfassung  auf  verfassungsmässigem  Wege  befugt 
sei,  doch  gelte  dies  nur  für  den  Fall,  dass  eine  Verfassung  den 
Reichsverweser  in  seinen  Regierungsrechten   überhaupt  nicht  be- 

*  E.  V.  Moy,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Bayern,  I.  Theil,  1.  Ab- 
theilong,  Regensburg  1840,  §  67,  Ziff.  4. 

«  Max  Seydel,  Bayer.  Staatsrecht,  München  1884,  Bd.  I,  S.  478  ff. 

*  Max  Seydel,  Das  Recht  der  Regentschaft  in  Bayern,  München  1886. 

*  Max  V.  Seydel,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Bayern  (aus  Mar- 
qoardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts),  2.  Auflage,  Freiburg  i.  Br.  u. 
Leipzig  1894,  S.  36  f. 
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schränke;  stelle  die  Verfassung  aber  derartige  Beschränkungen 
auf  in  der  Absicht^  die  Kronrechte  zu  sichern  und  finde  sich  das 
Verbot  einer  Verfassungsänderung  nicht  darunter,  dann  sei  der 
Grund  dieses  Stillschweigens  höchst  wahrscheinhch  der,  dass 
dieses  Verbot  für  selbstverständlich  gehalten  werde.  Der  Gesetz- 
geber werde  gesagt  haben: 

„Wenn  ich  dem  Keichsverweser  in  der  Verfassung  Einschrän- 
kungen auferlege,  dann  ist  es  klar,  dass  ich  ihm  nicht  habe  die  Be- 
fugniss  einräumen  wollen,  die  Verfassung  selbst,  in  welcher  diese 
Beschränkungen  enthalten  sind,  zu  ändern."  Der  bayerische  Gesetz- 
geber habe  in  der  That  diesen  Gedanken  gehabt,  wie  aus  dem 
Protokolle  über  die  Sitzung  des  Staatsraths  vom  23.  Mai  1818 
unzweideutig  hervorgehe,  mithin  seien  nach  der  bayerischen  Ver- 
fassungsurkunde und  nach  bayerischem  Staatsrechte  überhaupt 
Verfassungsänderungen  während  der  Dauer  einer  Regentschaft 
unzulässig.  Auf  diesem  Standpunkt,  dass  die  bayerische  Ver- 
fassungsurkunde ein  Verfassungsänderungsverbot  statuire, 
beharrt  Seydel  auch  in  seinen  späteren  Publicationen.  Dagegen 
hat  er  die  Ansicht,  dass  deshalb  eine  Aenderung  der  Verfassung 
während  einer  Regentschaft  ausgeschlossen  sei,  späterhin  fallen 
lassen. 

In  seiner  Monographie  schon  hält  er  an  seiner  ursprüng- 
lichen Anschauung  nicht  mehr  so  streng  fest,  er  ist  wenigstens 
geneigt,  Concessionen  zu  machen  und  deutet  den  Weg  an,  auf 
dem  man  trotz  des  Verbotes  zu  einer  Aenderung  der  Verfassung 
gelangen  könnte. 

Diesen  Weg  schlägt  er  denn  auch  in  seinem  „Staatsrecht  des 
Königreichs  Bayern"  thatsächlich  ein.  Hier  führt  er  aus,  dass 
eine  dem  Gesetze  beigefugte  Clausel,  dass  dasselbe  nicht  ge- 
ändert werden  dürfe,  weder  für  den  gegenwärtigen  noch  für  den 
zukünftigen  Gesetzgeber  ein  Hindemiss  bilde,  das  Gesetz  trotz- 
dem zu  ändern  oder  zu  beseitigen;  denn  der  Gesetzgeber  der 
Gegenwart  könne   den  Gesetzgeber   der   Zukunft   nicht  binden. 
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Ob  sich  eine  derartige  Beschränkung  auf  die  Gesetzgebungs- 
thätigkeit  des  Königs  oder  des  Regenten  beziehe,  das  sei  gleich- 
giltig;  denn  auch  in  letzterem  Falle  handle  es  sich  um  eine, 
wenn  auch  nur  zeitweilige  Bindung  der  staatlichen  Gesetzgebungs- 
hoheit. 

Während  sonach  Seydel  die  Ansicht  vertritt,  dass  die 
bayerische  Verfassungsurkunde  die  Abänderung  der 
Verfassung  während  der  Dauer  der  Regentschaft  verbiete,  sind 
alle  übrigen  Schriftsteller,  wie  bereits  bemerkt,  anderer  An- 
schauung. Hieher  sind  zu  zähl^  Dieckmann^,  Hanke ^, 
V.  Held®,  Kohler*,  Georg  Meyer ^®,  Robert  v.  Mohl*^, 
Peters**,  v.  Pözl",  v.  Stengel**  und  einige  andere. 

Eine  Begründung  findet  sich  nur  bei  Hancke,  Kohler, 
Peters,  v.  Pözl  und  v.  Stengel,  die  übrigen  begnügen  sich 
mit  der  einfachen  Aufstellung  ihrer  Ansicht. 

Am  ausführlichsten  von  diesen  befasst  sich  Kohler  mit 
unserer  Frage.     Er  führt  aus,  dass  ein  die  Aenderung  der  Ver- 


•  Wilhelm  Dieckmann,  Die  Regentschaft  und  Stellvertretung  des  Mon- 
archen im  deutschen  Staatsrecht.     Inaug.-Dissert.    Hannover  1888,  S.  31. 

'  Ernst  Hanke,  Regentschaft  und  Stellvertretung  des  Landesherm 
nach  deutschem  Staatsrecht.     Inaug.-Dissert.     Breslau  1887,  S.  46  f. 

•  Dr.  Joseph  Held,  System  des  Verfassungsrechts  der  monarchischen 
Staaten  Deutschlands,  IL  Theil,  Würzburg  1857,  S.  292,  Anm.  7. 

•  J.  Kohleb,  VerfassungsändeiniDg  während  der  Regentschaft  (in  den 
Annalen  des  deutschen  Reichs  von  Hirth  u.  Seydel,  München  u.  Leipzig 
1888),  S.  1  ff. 

'^  Georg  Meter,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  3.  Aufl.,  Leipzig 
1891,  S.  229  Anm.  31  u.  32. 

**  Robert  v.  Mohl,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg, 
2.  Aufl.,  Tübingen  1840,  Bd.  I,  S.  302. 

'*  Franz  Peters,  Die  Regentschaft-  und  Regierungsstellvertretung  der 
deutschen  Landesherren.    Inaug.-Dissert.    Breslau  1889,  S.  51  f. 

'•  Joseph  v.  Pözl,  Lehrbuch  des  bayer.  Verfassungsrechts,  5.  Aufl. 
München  1877,  S.  386  Anm.  9. 

'*  Freiherr  v.  Stengel,  Die  Verfassungsurkunde  des  Königreichs  Bayern 
und  die  wichtigsten  Verfassungsgesetze  mit  Erläuterungen  herausgegeben, 
Würzburg  1893,  S.  88  f. 
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fassung  verbietendes  Gesetz  rechtlich  unwirksam  sei,  weil  der 
Gesetzgeber  der  Gegenwart  den  Gesetzgeber  der  Zukunft  nicht 
binden  könne,  gerade  deshalb  aber  sei  auch  die  Frage  zu  ver- 
neinen, ob  die  bayerische  Verfassungsurkunde  ein  Verfassungs- 
änderungsverbot enthalte;  denn  Mangels  einer  ausdrücklichen 
Bestimmung  könnte  ein  solches  Verbot  nur  durch  Interpretation 
gewonnen  werden,  eine  Interpretation  aber,  die  zu  einem  recht- 
heb  unwirksamen  Resultate  führen  würde,  sei  nicht  statthaft^ 
mithin  bedürfe  es  gar  keiner  Untersuchung  der  Frage,  ob  der 
bayerische  Gesetzgeber  die  Absicht  gehabt  habe,  ein  Verfassungs- 
änderungsverbot zu  statuiren. 

Die  Ausfuhrungen  der  übrigen  Autoren  laufen  darauf  hinaus^ 
dass  sich  die  Befugniss  des  Regenten  zur  Vornahme  von  Verfas- 
sungsänderungen aus  §§17  und  18  Tit.  11  der  Verf.-Urk.  ergebe, 
Peters  und  v.  Stengel  ziehen  auch  den  von  Prof.  Kohler 
geltend  gemachten  Gesichtspunkt  mit  herein,  dass  der  Gesetz- 
geber der  Gegenwart  jenen  der  Zukunft  nicht  binden  könne.  — 

Somit  geht  die  herrschende  Meinung  in 
der  Literatur  dahin,  dass  nach  bayerischem 
Staatsrechte  Verfassungsänderungen  wäh- 
rend der  Dauer  einer  Regentschaft  für  zu- 
lässig zu  erachten  seien. 

2.  Kapitel. 
Standpunkt  des  bayerischen  Landtages. 

Die  bayerische  Verfassungsurkunde  enthält  in  Tit.  II,  §  18 
verschiedene  den  Regenten  bei  Ausübung  der  Regierung  beschrän- 
kende Bestimmungen. 

Als  im  Jahre  1886  zum  ersten  Male  seit  dem  Bestehen  der 
Verfassung  die  Einsetzung  einer  Regentschaft  nothwendig  geworden 
war,  zeigte  es  sich  gar  bald,  dass  diese  Schranken,  welche  der 
Verfassungsgesetzgeber  vor  dem  Regenten  aufgerichtet  hatte,  einer 
gedeihUchen  Fortentwicklung  des  Staatslebens  nicht  förderUch  seien 


l 
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Es  machte  sich  binnen  kurzer  Frist  das  Bedürfniss  nach  Abhilfe 
geltend. 

Die  königliche  Staatsregierung  legte  noch  im  gleichen  Jahre 
der  bayerischen  Abgeordneten-Kammer  einen  diesbezügUchen  Ge- 
\     setzentwarf  vor,  der  aber  nicht  mehr  zur  Erledigung  kam. 

Im  nächstfolgenden  Jahre  brachte  dieselbe  den  gleichen  nur 
mit  einigen  Modificationen  versehenen  Entwurf  neuerdings  in 
Vorlage. 

Dieser  mit  dem  Titel  „Entwurf  eines  Gesetzes,  den  Vollzug 
des  Tit.  n  §  18  der  Verf.-Ürk.  betr."  versehene  Entwurf  wurde 
einem  besonderen  Ausschusse  zur  Prüfung  überwiesen  und  von 
diesem  auch  angenommen. 

In  der  siebenten  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
1.  Okt.  1887  fand  alsdann  die  Berathung  im  Plenum  statt  ^*. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  auch  die  Frage  kurz  berührt, 
ob  es  überhaupt  zulässig  sei,  die  Verfassung  während  der  Dauer 
einer  Regentschaft  zu  ändern. 

Der  Berichterstatter   des  Ausschusses,   der   damalige  Land- 
gerichtsrath   und  nunmehrige  Oberlandesgerichtsrath  v.  Walter, 
erklärte,  dass  es  sich  bei  dem  vorliegenden  Gesetzentwurfe  nach 
der  Meinung  des  Ausschusses  lediglich  um  eine  authentische 
Interpretation  des  Tit.  11  §  18  und  um  eine  Vollzugsbestim- 
mung zur  Verfassungsurkunde  handle,  nicht  aber  um  eine  Ver- 
fassungsänderung.   Auf  die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  von 
Verfassungsänderungen  unter  einer  Regentschaft  habe  man  im  Aus- 
schuss  nicht  näher  eingehen  wollen,  man  habe  dieselbe  ausdrück- 
lich offen  gelassen. 

Dem  gegenüber  führte  der  Abgeordnete  Landgerichtsrath 
Wagner  aus,  dass  nach  seiner  Meinung  im  gegebenen  Falle  nicht 
lediglich  eine  authentische  Interpretation,  sondern  eine  förmUche 
Aenderung  der  Verfassung  in  Frage   stehe.     Eine  solche  sei 

**  Verhandlungen  der  Kammer  der  Abgeordneten  des  bayer.  Landtages 
im  Jahre  1887/88,  Bd.  I  der  Stenograph.  Berichte,  S.  64  ff. 
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aber  auch  nach  seinem  Dafürhalten  zulässig;  denn  die  bayerisch 
Verfassungsurkunde  enthalte  kein  diesbezügliches  Verbot. 

Das  bekannte  Staatsrathsprotokoll  vom  23.  Mai  1818  enl 
scheide  gar  nichts,  da  in  demselben  lediglich  von  einer  Untei 
redung  des  Kronprinzen  mit  einem  Staatsrathe  gesprochen  werde 
während  es  doch  nur  darauf  ankommen  könne,  welche  Ansicht  de 
König  damals  hatte. 

Ueberdies  sei  das  Staatsrathsprotokoll  —  auf  diesen  Grün 
habe  bereits  Seine  Excellenz  der  Herr  Finanzminister  in  der  Aut 
Schusssitzung  hingewiesen  —  vom  23.  Mai  datirt,  während  di 
Verfassung  schon  am  22.  Mai  beschlossen  und  genehmigt  g€ 
wesen  sei. 

Die  Bezugnahme  auf  Tit.  II  §  17  Verf.-Urk.  sei  bedeutungs 
los,  da,  was  im  Ausschuss  allseitig  anerkannt  worden  sei,  dort  da 
Recht  des  Königs  in  Gegensatz  gebracht  sei  zur  Ständeversamm 
lung  und  nicht  zum  Regenten. 

Weiter  berief  sich  Wagner  auf  die  dem  §  18  Tit.  11  1.  c 
zu  Grunde  liegende  ratio  legis,  welche  dahin  gegangen  sei,  das 
der  König  nur  jene  Rechte,  die  auch  nach  Erlass  der  Verfassuni 
seiner  freien  Willkür  verblieben,  nicht  im  gleichen  Umfange  dei 
Regenten  gewähren  wollte.  Bezüglich  der  VerfassungsänderuHi 
sei  aber  der  König  selber  beschränkt,  also  könne  das  Verfassung^ 
änderungs verbot  nicht  unter  den  §  18  Tit.  11  1.  c.  subsumii 
werden. 

EndUch  führte  derselbe  noch  an,  dass  die  Bestimmung  de 
§  18  ein  ius  singulare  sei  und  als  solches  nicht  extensiv  intei 
pretirt  werden  dürfe. 

Bei  diesen  Erörterungen  hatte  es  in  der  Abgeordnetenkanmie 
sein  Bewenden.  Man  vermied  es  sorgfaltig,  ausdrücklich  Stellun 
zur  Frage  zu  nehmen. 

Der  Entwurf  wurde  in  der  vorgelegten  Fassung  mit  eine 
einzigen  die  Ueberschrift  betreffenden  Aenderung  von  der  Kamme 
der  Abgeordneten  einhelUg  angenommen. 
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Am   24.  Oct.  1887  kam   der   Gesetzentwurf  zur  Berathung 
vor  der  Kammer  der  Reichsräthe  und  fand  ebenfalls  einstimmige 
Annahme ^^.     Auch  hier   unterliess  man  es,    sich  über  die  oben- 
erwähnte Frage  näher  auszusprechen. 

Der  Referent  Reichsrath  Dr.  v.  Neümayr  erklärte,  es  sei  die 
Mdnung  des  Ausschusses  gewesen,  dass  ein  Eingehen  auf  diese 
Frage  nicht  geboten  sei,  nachdem  der  vorliegende  Entwurf  nur 
eine  Erläuterung  der  betreffenden  Verfassungsbestimmung  bezwecke. 
Es  wurde  denn  auch  thatsächlich  die  Frage  im  Plenum  nicht  weiter 
benihrt. 
I  Wenn  nun  auch  der  bayerische  Landtag  davon  Umgang  ge- 

nommen hat,  auf  die  bestrittene  Frage  eine  bestimmte  Antwort 
zu  geben,  wenn  er  auch  die  Absicht  hatte,  dieselbe  vorerst  nicht 
TOter  anzutasten,  so  hat  er  sich  doch  mit  der  Annahme  des  mehr- 
erwähnten  Gesetzentwurfs,  wenn  auch  nicht  mit  directen  Worten, 
so  doch  ipso  facto  für   die  Zulässigkeit  der  Vornahme  von 
Verfassungsänderungen  während  der  Dauer  einer  Regent- 
sciaft  erklärt.      Es   gilt    dies   gleichviel,    ob   man   annimmt,   es 
hudle  sich  ledigHch  um  eine  authentische  Interpretation,  oder  ob 
löan  annimmt,  es  liege  eine  förmUche  Aenderung  der  Verfassung 
^or;  denn  nur  Derjenige  kann  ein  Gesetz  authentisch  interpretiren, 
der  dasselbe  ändern   kann.     Im  Grunde  genommen  ist  ja  jede 
authentische  Interpretation  nichts  anderes  als  eine  Aenderung  des 
Gesetzes  ".    Es  erhellt  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  insbesondere 
auch  aus  dem  Umstände,  dass  nach  dem  bayerischen  Staatsrechte 
eine   authentische  Auslegung   der  Verfassungsurkunde   nur  unter 
Einhaltung  der  für  Erlass  eines  Verfassungsgesetzes  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  vorgenommen  werden  kann. 

Indess  hievon  völlig  abgesehen,   es  handelt  sich  nicht  bloss 
um  eine  authentische  Gesetzesauslegung,   sondern  um  eine 


'•  Verhandlungen  der  Kammer  der  Reichsräthe  des  Königreichs  Bayern 
in  den  Jahren  1887  u.  1888,  Protokollen-Band  I,  S.  109  ff. 
"  Stengel,  Verfassungsurkunde,  S.  39  Abs.  1. 
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wirkliche  Verfassungsänderung.   Eine  Gegenüberstellung 
der  Bestimmungen  des  §  18  Tit.  II  der  Verf.-Urk.  und  jener  de« 
Gesetzes  vom  26.  October  1887  wird  dies  zeigen. 
Der  §  18  Tit.  11  1.  c.  bestimmt: 

»Alle  erledigten  Aemter,  mit  Ausnahme  der  Justizstellen, 
können  während  der  Reichsverwesung  nur  provisorisch  besetzt 
werden.  Der  Eeichsverweser  kann  weder  Krongüter  veräussem 
oder  heimgefallene  Lehen  verleihen,  noch  neue  Aemter  ein- 
führen". 

Das  neue  Gesetz  vom  26.  Oct.  1887,  die  Erläuterung  und 
den  Vollzug  des  Tit.  II  §  18  der  Verf.-Ürk.  betreffend,  schreibt 
dagegen  vor: 

^Die  von  dem  Reichs verweser  provisorisch  ernannten  Be- 
amten sind  während  der  Reichsverwesung  nach  Massgabe  der 
IX.  Verfassungsbeilage  zu  behandeln  und  erreichen  insbesondere, 
sofern  die  provisorische  Ernennung  zugleich  die  erste  Anstellung 
bildet,  nach  Ablauf  einer  dreijährigen  Dienstzeit  das  Dienstes- 
definitivum.  Diejenigen  provisorisch  ernannten  Beamten,  welche 
sich  bei  Beendigung  der  Reichsverwesung  im  Besitze  des  Defini- 
tivums befinden,  behalten  die  hienach  erworbenen  Pensions- 
und Heimathrechte  fiir  sich  und  ihre  Angehörigen  auch  für  den 
Fall,  dass  die  von  dem  Reichsverweser  ausgegangenen  Ernen- 
nungen widerrufen  werden  sollten. 

Unter  Krongütem  sind  die  in  dem  Gesetze  vom  1.  Juli 
1834,  die  Festsetzung  einer  permanenten  CivilHste  betreffend, 
für  den  Dienst  des  kgl.  Hofes  bestimmten  kgl.  Schlösser  und 
Gutscomplexe  mit  der  Massgabe  zu  verstehen,  dass  bezügUcb 
der  Veräusserung  und  Veränderung  einzelner  Bestandtheile  der 
selben  die  Bestimmungen  in  Tit.  HI  §  6  der  Verf.-Urk.  Atx 
Wendung  finden.! 

Das  Verbot  der  Einführung  neuer  Aemter  bezieht  siel 
nicht  auf  Aemter,  welche  im  Vollzuge  von  Gesetzen  oder  nacl 
vorgängiger  Einvernahme  des  Landtags  zu  errichten  sind".  -— 
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Was  vor  allem  die  auf  die  Aemterbesetzung  bezüglichen  Vor- 
schriften anlangt,  so  enthält  das  neue  Gesetz  wesentliche  Aende- 
rangen  gegenüber  den  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde. 

Easst  man  den  Wortlaut  der  betreffenden  Verfassungsgesetzes- 
steUe  ins  Auge,  so  ergibt  sich,  dass  nach  der  Verfassungsurkunde 
die  Yom  Kegenten  ausgehenden  Neuanstellungen  und  Beförderungen 
nur  die  in  §§  2  und  3  der  IX.  Verfassungsbeilage  vorgesehenen 
Wirkungen  haben  sollen,  d.  h.  der  Eegent  kann  bereits  definitiv 
angestellte  Beamte  bei  Beförderungen  nur  zu  Verwesern  der 
neuen  Stellen  ernennen,  Neuanstellungen  und  Beförderungen  provi- 
sorisch Angestellter  haben  nur  provisorischen  Character,  d.  h.  sie 
gewähren  nicht  die  Vortheile  der  Dienstespragmatik,  sofern  die- 
selben gegen  willkürliche  Entlassung  oder  Widerruf  einer  Beför- 
derung eine  Sicherheit  darbieten'®. 

Diese  rein  wörtliche  Auslegung  ist  zwar  mit  vielen  Unzukömm- 
lichkeiten und  grossen  Härten  verbunden,  allein  trotzdem  geht  es 
nicht  an,  dieselbe  durch  eine  mehr  als  gewagte  Argumentation 
wegzudeuten.  Der  bayerische  Verfassungsgesetzgeber  wollte  that- 
sachlich  das  bestimmen,  was  der  Wortlaut  besagt.  Es  ergibt  sich 
dies  aus  dem  Protokoll  der  Ministerialconferenz  vom  T.März  1818, 
woselbst  mit  Bezug  auf  den  §  24  (nunmehr  §  18)  des  Tit.  II  der 
Verf.-Urk.  bemerkt  ist^*: 

„Bei  diesem  Paragraphen  wurde  die  Frage  in  Berathung 
gestellt,  ob  es  vorzuziehen,  dass  die  erledigt  werdenden  Stellen 
nur  provisorisch  und  nicht  definitiv  besetzt  würden,  da  der 
Fall  sich  ereignen  könnte,  dass  während  einer  langen  Dauer  der 
Reichsverwesung  der  rechtlichste  und  geprüfteste  Diener  nach 
Jahren  von  dem  neuen  Monarchen  entlassen  würde.  —  Sollte 
ein  solcher  Diener  nicht  wenigstens  auf  die  Vortheile  der  Dienst- 
pragmatik Anspruch  machen  können?  ....  In  Beantwortung 
dieser  Fragen  wurde  auseinander  gesetzt,  wie  gefährlich  es  sei, 

"  Setdkl,  Staatsrecht  I,  S.  483  ff. 
>•  eod.  S.  484f. 
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einem  Reichsverweser  die  definitive  Besetzung  der  erledigt 
denden  Aemter  einzuräumen^  da  er  dadurch  bei  einer  lan^ 
B.eichsverwesung  ein  Heer  von  Grünstlingen  und  Fremden  in  cfii 
ersten  Staatsämter  bringen  und  dem  neuen  Monarchen  und  dioß 
Staate  die  grössten  Nachtheile  zufügen  könnte. 

Den  angestellt  werdenden  provisorischen  Dienern  die  Vi 
theile  der  Dienstpragmatik  zuzusichern,   hierzu  sei  kein 
lieber  Grund  vorhanden,  indem  einberufene  Fremde  sich 
verbescheiden  könnten,  dass  ihr  Amt  ihnen  nur  provisorisch  vi 
tragen  sei,  und  derjenige  Bayer,   der  vorher  schon  im  S 
dienste  gewesen,  wenn  er  während  der  Reichsverwesung  befördi 
und  von  dem  neuen  Monarchen  nicht  bestätigt  würde,  seine  Ai^ 
Sprüche  auf  seine  früheren  Dienstverhältnisse  behielte".  — 
Hiemach  kann  ein  Zweifel  über  die  Tragweite  der  betrefieiff 
den  Gesetzesbestimmung  nicht  bestehen.     Die  rein  wörtliche  Auti 
legung  trifft  das  Richtige.     Die  hiegegen  in  der  bayerischen  Ab" 
geordnetenkammer  und  in  der  Kammer  der  Reichsräthe  von  äxM 
betreffenden  Referenten  ^^  geltend  gemachten  Einwände  sind  vöDfl 
belanglos.  J 

AVas  will  es  bedeuten,  wenn  gesagt  worden  ist,  die  VerfassuBf] 
könne  desswegen  nicht  das  gemeint  haben,  worauf  ihr  Wortl«*^ 
hindeute,  weil  bei  einer  länger  andauernden  Regentschaft  aD»* 
besseren  Staatsdienstadspiranten  sich  vom  Verwaltungsdienste  wej 
dem  Justizdienste  zuwenden  würden**,  weil  eine  derartige  Ana* 
legung  zu  dem  absurdum  führen  würde,  dass  der  Regent  viel  aas- 
gedehntere Befugnisse  bezüglich  der  Aemterbesetzung  besässe  ab 
der  König**,  weil  eine  solche  Auslegung  in  einem  schreiende* 
Gegensatz  zu  dem  Grundprincip  der  IX.  Verfassungsbeilage  ua^ 
der  Dienstespragmatik   stehen  würde,   welches  dahin  gehe,    „deJ 


*^  Oberlandesgerichtsrath  Walter  iu  der  Kammer  der  Abgeordneten  na^ 
Reichsrath  Dr.  v.  Xeumayr  in  der  Kammer  der  Reichsräthe. 
**  Eeferent  Walter. 
**  Referent  Walter  u.  Dr.  v.  Xkümayr. 
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Verhältnissen  der  Staatsdiener  diejenige  Stabilität  und  Kechts- 
dcherheit  zu  gewähren,  welche  zur  Aufrechthaltung  der  Würde 
des  Amtes  und  des  Ansehens  des  Beamten  unbedingt  nothwendig 
seien"'*,  endlich  weil  die  Verfassungsurkunde  in  einen  grellen 
Widerspruch  mit  dem  Heimathsgesetze  treten  würde?**. 

Mit  derartigen  Erwägungen  wird  gar  nichts  bewiesen.  Die- 
selben sind  nur  dazu  geeignet,  die  Unzweckmässigkeit  und  Un- 
gereimtheit solcher  Beschränkungen  und  das  Bedürfniss  nach  einer 
A^iderung  des  bestehenden  Bechtszustandes  so  recht  klar  vor 
Aagen  zu  stellen;  allein  desswegen  das  Gesetz  anders  deuten  zu 
wollen  als  der  Wortlaut  besagt,  das  geht  Angesichts  des  oben  er- 
wähnten Protokollberichtes  nicht  an. 

Was  speciell   noch  den  Einwand   bezüglich   der  Heimaths- 
rechtsverhältnisse  anlangt,  so  ist  es  unrichtig,  dass  überhaupt  ein 
Widerspruch  zwischen  der  Verfassungsurkunde  und  dem  Heimaths- 
gesetze vorhege.    Es  handelt  sich  höchstenfalls  um  eine  Lücke  im 
letitem  Gresetze,  welche  jederzeit,  ohne  dass  es  einer  Verfassungs- 
änderung bedarf,    durch  ein   einfaches  Gesetz  ausgefüllt  werden 
kann.    Man  hat  es  bei  Erlass   des  Heimathsgesetzes   eben  über- 
^  sehen,  die  Heimathsverhältnisse  der  Staatsdiener,  welche  während 
der  Begentschaft  angestellt  oder  befordert  werden,  zu  regeln,  man 
hat  an   diese  Verhältnisse  gar  nicht  gedacht,     üebrigens   selbst 
wenn  ein  Widerspruch  zwischen  beiden  Gesetzen  gegeben  wäre, 
80  ginge  es  doch  nicht  an,  das  Heimathsgesetz  als  das  spätere  Ge- 
setz für  die  Interpretation  der  Verfassungsurkunde  als  des  früheren 
Gesetzes  mit  heranzuziehen. 

Wie  lassen  sich  nun  die  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes 
Jöit  jenen  der  Verfassungsurkunde  vereinbaren  ? 

Das  Gesetz  vom  Jahre  1887  führt  den  Begriff  eines  ledigUch 
dem  Reichsverweser  gegenüber  wirksamen  Dienstesdefinitivums  ein 
^d  Yerleiht  denjenigen  Beamten,  welche  ein  derartiges  Definitivum 

**  Referent  Dr.  v.  Neümayr. 
**  Referent  Walter. 
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erlangt  haben,  Pensions-  und  Heimatbsrechte  und  zwar  sollen  erstere 
nicht  bloss  dem  Eegenten^  sondern  auch  dem  Könige  gegenüber 
bestehen. 

In  der  Einführung  dieses  Dienstesdefinitivums, 
in  der  Gewährung  von  Pensionsrechten  nun  —  nicht 
dagegen  in  der  Verleihung  des  Heimathsrechts  —  liegt  eine 
Aenderung  der  Verfasssung. 

Der  Begriff  eines  nur  dem  Eeichsverweser  gegenüber  wirk- 
samen Dienstesdefinitivums  ist  dem  bayerischen  Staatsrechte  bis 
zum  Jahre  1887  völlig  fremd  gewesen.  Dieses  kannte  bis  dahin 
nur  zweierlei  Dienstverhältnisse :  ein  provisorisches  und  ein  defini- 
tives, aber  kein  drittes.  Dieser  Begriff  ist  erst  durch  das  Gesetz 
vom  Jahre  1887  geschaffen  worden.  Pözl  ist  zwar  anderer  An- 
sicht und  der  bayerische  Landtag  hat  sich  auch  offenbar  bei 
Schaffung  des  Gesetzes  durch  dessen  Meinung  bestimmen  lassen, 
allein  dieselbe  ist  nicht  richtig.  Sie  lässt  sich  insbesondere  auch 
nicht  durch  den  Hinweis  auf  den  Umstand  rechtfertigen,  dass  die 
bayerische  Verfassungsurkunde  in  §  2  und  3  der  IX.  Beilage 
zwischen  der  provisorischen  Besetzung  eines  Amtes  und  zwischen 
der  provisorischen  Anstellung  eines  Beamten  unterscheide  und  dass 
sich  die  Beschränkung  des  §  18  1.  c.  nur  auf  die  provisorische 
Besetzung  eines  Amtes  beziehe,  nicht  dagegen  auf  die  Anstellung 
von  Beamten;  denn  aus  dem  mehrgenannten  Protokolle  ergibt  sieb 
das  Gegentheil. 

Das  neue  Gesetz  enthält  auch  einen  Eingriff  in  das  Bech'^ 
des  Königs,  alle  durch  den  Regenten  erfolgten  Ernennungen  z^ 
widerrufen  und  die  Aemter  neu  zu  besetzen,  trotzdem  der  Ab^ 
geordnete  Walter  dies  läugnen  will.  Es  ist  zwar  dem  König 
ausdrücklich  das  Widerrufsrecht  gewahrt,  allein  dasselbe  ist  docb 
wesenthch  dadurch  beschränkt  und  erschwert,  dass  den  voi^o 
Regenten  ernannten  Beamten  ein  Pensionsanspnich  eingeräunci* 
worden  ist,  der  ihnen  nach  dem  früheren  Rechte  nicht  zukam.  E3s 
muss  nun  der  König  in  jedem  einzelnen  Fall  bei  Ausübung  seine^ 
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Widerrufsrechts  prüfen,  ob  nicht  die  Pensionskasse  zu  sehr  über- 
lastet werde.  Der  Abgeordnete  Walter  hat  zwar  gemeint,  dass 
diesem  Einwände  keine  Bedeutung  zukomme  mit  Eücksicht  auf 
das  Ministerverantwortlichkeitsgesetz,  nach  welchem  jede  Verfügung 
des  Monarchen  und  des  Regenten  ohne  Gegenzeichnung  des  ver- 
antwortlichen Ministers  rechtsunwirksam  sei.  Der  Minister  sei 
sowohl  dem  künftigen  Könige  als  auch  der  Landesvertretung  ver- 
antwoillich,  er  werde  daher  bei  Vorschlägen  zu  Ernennungen  von 
Beamten  gegenüber  dem  Regenten  sehr  vorsichtig  sein,  mithin 
entfalle  jede  Besorgniss,  dass  eine  Gilnstlingswirthschafb  einreissen 
könne. 

Hiegegen  ist  daran  zu  erinnern,   dass   die  Bezugnahme  auf 
das  Ministerverantworthchkeitsgesetz    gänzlich   belanglos    ist,    da 
dieses  Gesetz  zur  Zeit  der  Emanation   der  Verfassung  noch  gar 
nicht  existirt  hat,  sonach  bei  der  Interpretation  der  Verfassungs- 
urkonde  gar  nicht  in  Betracht  kommen  kann.    Es  ist  zwar  richtig, 
dass  die  Gefahr  des  Einreissens  einer  Günstlingswirthschaft  durch 
das  Ministerverantwortlichkeitsgesetz  so  gut  wie  beseitigt  erscheint, 
allein  damit,  dass  der  Grund,  der  zum  Erlass  eines  Gesetzes  ge- 
führt hat,  weggefallen  ist,   entfällt  nicht  auch  das  Gesetz  selbst. 
Mithin  dürfte  als  erwiesen  anzunehmen  sein,   dass  die  auf 
die  Aemterbesetzung  bezüglichen  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  26.  Oct.  1887  eine  förmliche  Aenderung 
des  bisherigen  Rechtszustandes  bedeuten,  dass  sonach 
wenigstens   in   dieser  Beziehung  eine  Aenderung  der  Verfassung 
vorgenommen  worden  ist. 

Derselbe  Nachweis  Hesse  sich  auch  noch  bezüglich  der  übri- 
gen die  Veräusserung  von  Krongütern  und  die  Errichtung  von 
Aemtem  betreffenden  Anordnungen  des  neuen  Gesetzes  erbringen. 
Auch  diese  Vorschriften  *^  enthalten  eine  bedeutende  Veränderung 
^er  bisherigen  Rechtslage.   Es  würde  indess  zu  weit  fuhren,  wenn 


Sktdel,  Staatsrecht  I,  S.  482  f.,  S.  488  ff. 
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ich  an  dieser  Stelle  genauer  hierauf  eingehen  wollte.  Es  genügt 
für  die  Zwecke  dieser  Abhandlung,  wenn  dargethan  ist,  dass  das 
Gesetz  vom  Jahre  1887  wenigstens  in  einer  Beziehung  etwas 
völlig  Neues  bestimmt  und  dieser  Beweis  ist  m.  E.  vollständig 
gehefert  worden. 

Nach  alledem  steht  fest,  dass  der  bayerische  Gesetz- 
geber im  Jahre  1887  die  Verfassung  thatsächlich 
geändert  hat,  wenn  er  sich  dessen  damals  auch  nicht  recht 
bewusst  geworden  ist  und  wenn  er  sich  dessen  auch  heute  noch 
nicht  bewusst  werden  will. 

Indess  diese  Aenderung  der  Verfassung  ist  nicht  die  einzige 
seit  dem  Bestehen  der  Regentschaft.  Es  wurden  auch  späterhin 
nochmals  in  den  Jahren  1888,  1890  und  1892  Verfassungsände- 
rungen vorgenommen*^^.  Dieselben  finden  sich  in  den  §§13  der 
bayerischen  Landtagsabschiede  vom  27.  März  1888  2^,  vom  5.  Mai 
1890^8  und  vom  26.  Mai  18922». 

In  diesen  drei  Landtagsabschieden  ist  bezüglich  der  Woh- 
nungsgeldzuschüsse im  Abs.  1  der  §§  13  folgendes  bestimmt 
worden : 

„Die  in  den  Etats  der  sämmtUchen  Staatsministerien  für 
die  in  pragmatischer  Eigenschaft  angestellten  Staatsdiener  vor- 
gesehenen Wohnungsgeldzuschüsse  bilden  keine  Gehaltsbestand- 
theile  der  Beamten  im  Sinne  der  §§  5,  8  und  23  des  Edictes  über 
die  Verhältnisse  der  Staatsdiener  und  haben  deshalb  bei  Be- 
messung der  Pensionen  für  die  Staatsdiener  und  ihre  ReUcten 
nicht  in  Betracht  zu  kommen." 

Dass  hierin  eine  Verfassungsänderung  gelegen  ist,  unterliegt 
keinem  Zweifel.     Es   ist  dies   auch  vom  Gesetzgeber  selber  an- 


'•  Setdel,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Bayern,  2.  Aufl.,  S.  37. 
"  cf.  B.  G.  Bd.  XXV,  S.  102  f.  (=  Bayerns   Gesetze  u.  Gesetzbüchea 
sogen.  Bambergensis). 

««  B.  G.  Bd.  XX Vn,  S.  282  f. 
w  B.  G.  Bd.  XXIX,  S.  472  f. 
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kannt  worden,  indem,  wie  sich  aus  den  Einleitungen  der  be- 
effenden  Landtagsabschiede  ersehen  lässt,  die  für  Yerfassungs- 
iderungen  in  §  7  Tit.  X  der  Verf.-Ürk.  vorgeschriebene  Form  ein- 
'ludten  worden  ist. 

Die  Wohnungsgeldzuschüsse  bilden  nach  der  IX.  Verfassungs- 
»lage  einen  Gehaltsbestandtheil ;  denn  in  den  Gehalt  im  Sinne 
38  Staatsdieneredictes  sind  auch  die  Nebenbezüge  und  zwar  die 
»g.  Besoldungsnebenbezüge  miteinzurechnen,  wie  aus  den  Ein- 
ingsworten  des  §  7  der  IX.  Beilage :  ^Besteht  der  Gehalt  bloss 
L  einem  Hauptgeldbezuge,  ohne  irgend  einen  Neben- 
e  z  u  g  etc.**  klar  und  deutlich  hervorgeht.  Unter  diese  sog. 
esoldungsnebenbezüge  fallen  nun  aber  auch  die  Wohnungsgeld- 
ischüsse  ^®. 

Die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  von  Verfassungsänderungen 
urde  im  vergangenen  Jahre  im  bayerischen  Landtage  besonders 
ngehend  behandelt  ^^.  Anlass  dazu  bot  der  Antrag  der  Ab- 
eordneten  Grillenberger  und  Genossen,  die  Vorlage  eines  neuen 
laodtagswahlgesetzes  betreffend,  der  die  Kammer  der  Abgeord- 
eten  in  den  beiden  Sitzungen  vom  10.  und  12.  Oct.  1893  be- 
shäftigte.  Gelegentlich  der  Berathung  dieses  Antrages  wurde  die 
'^rage  aufgeworfen,  ob  es  denn  überhaupt  zulässig  sei,  während 
ler  Dauer  einer  Begentschaft  die  Verfassung  zu  ändern;  denn 
lüt  der  Verneinung  dieser  Frage  war  das  Schicksal  des  Antrags 
von  vornherein  entschieden,  da  das  Wahlgesetz  ein  Verfassungs- 
gesetz ist.  An  der  hierüber  entstandenen  Debatte  betheiligten  sich 
die  Abgeordneten  Grillenberger,  Geiger,  Dr.  Freiherr  v.  Stauf- 
FENBERG,  Dr.  Ratzinger,  Wagner,  Dr.  Orterer,  Fischer^*, 
Dr.  ScHADLER  und  Frickinger,  sowie  Seine  Excellenz  der  Staats- 


**  cf.  hieher  Skydbl,  Staatsrecht  IIE,  S.  421  Anm.  1  u.  3,  S.  424  Anm.  1 
S.420  Anm.  1. 

'*  cf.  Verbandlungen  der  bayerischen  Kammer  der  Abgeordneten,  steno- 
gwphische  Berichte,  Bd.  I  S.  93  ff. 

^  Bürgermeister  in  Augsburg. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  X.  l.  2 
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minister  Freiherr  v.  Feilitsch.  Von  den  Abgeordneten  ent- 
schieden sich  Geiger  und  Orterer  gegen,  alle  übrigen  für 
die  Zulässigkeit  von  Verfassungsänderungen  und  zwar  stützten 
sich  die  beiden  ersteren  hauptsächUch  auf  die  Autorität  Seydel's 
und  auf  die  von  diesem  angeführten  Gründe. 

Der  Abgeordnete  Geiger  berief  sich  hiebei  hauptsächlich 
auf  die  aus  Tit.  II  §  18  der  Verf.-Urk.  hergeleitete  Schlussfolge- 
rung a  minore  ad  maius,  sowie  darauf,  dass  der  Regent,  wenn  er 
die  Verfassung  ändern  dürfte,  den  §  18,  der  ihm  Schranken  auf- 
erlegt, beseitigen  könnte.  Um  seine  Argumentation  a  minore  ad 
maius  recht  deutUch  zum  Verständniss  zu  bringen,  bediente  er 
sich  des  folgenden  Beispieles: 

„Denken  Sie,  meine  Herren,  der  Eigenthümer  eines  Hauses 
geht  auf  Reisen,  er  bleibt  längere  Zeit  weg,  bestellt  einen  Ver- 
walter seines  Hauses,  übergiebt  ihm  die  Verwaltung  des  Hauses 
und  ertheilt  ihm  eine  schriftliche  Instruction.  In  dieser  In- 
struction verbietet  er  dem  Verwalter  des  Hauses,  dass  während 
seiner  Abwesenheit  die  Fa^ade  des  Hauses  geändert  wird,  dass 
irgend  ein  Fenster  ausgebrochen  wird  u.  s.  w.  Dass  der  Ver- 
walter einen  Umbau  des  Hauses  nicht  vornehmen  dürfe,  davon 
steht  in  der  Instruction  gar  nichts.  Wer  ist  nun  unter  Ihnen, 
der  der  Meinung  wäre,  dass,  weil  von  diesem  Punkt  nichts  in 
der  Instruction  steht,  der  Verwalter  den  Umbau  des  Hauses 
voniehmen  dürfe,  und  gerade  deshalb  würde  ja  das  Verbot, 
die  Fa^ade  zu  ändern,  einen  Stein  herauszunehmen  und  eine 
neue  FensteröflFnung  zu  machen,  geradezu  gegenstandslos  sein; 
denn  wer  berechtigt  ist,  den  Umbau  des  Hauses  vorzunehmen, 
ist  sohin  in  der  Lage,  die  Fa^ade  zu  ändern  u.  s.  w.  Das  ist 
m.  E.  klar." 

Wenn  richtig  ist,  dass  jeder  Vergleich  hinkt,  so  gilt  dies  vor 
allem  von  diesem  Vergleiche.  Es  hat  überhaupt  etwas  Missliches 
an  sich,  öflfentlich-rechtUche  und  privatrechtliche  Verhältnisse  mit 
einander  zu  verquicken. 


—     19     — 

Der  Verwalter  eines  Hauses  hat  nur  soviel  Befugnisse,  als 
ihm  vom  Hauseigenthümer  eingeräumt  sind,  der  Inhalt  und  der 
Uni£Emg  dieser  Befugnisse  bestimmt  sich  nach  dem  zwischen  den 
beiden  bestehenden  Vertragsverhältnisse  und  spricht  hiebei  die 
Vermuthung  stets  gegen  den  Verwalter.  Anders  ist  es  beim 
Regenten.  Dieser  ist  kraft  Gesetzes  berufen  zur  Ausübung  der 
dem  König  zustehenden  Gewalt  und  zwar  ihrem  vollen  Umfange 
nach  und  so  spricht  die  Vermuthung  dafür,  dass  der  Regent  alle 
die  Befugnisse  hat,  die  ihm  nicht  ausdrückUch  entzogen  worden 
8ind.  — 

Diesen  Ausführungen  des  Abgeordneten  Geiger,  mit  denen 
sich  im  Resultate  die  ganze  Centrumspartei  ^^  einverstanden  er- 
klärte^  trat  der  Abgeordnete  Dr.  Freiherr  v.  Stauffenberg  ent- 
gegen. Dieser  suchte  hauptsächlich  die  Bedeutung  des  Staatsraths- 
protocoUes  vom  23.  Mai  1818,  auf  das  Seydel  seine  ganze  Theorie 
aufbaut,  in  Schatten  zu  stellen,  indem  er  unter  Bezugnahme  auf 
die  von  Seiner  Excellenz  dem  Finanzminister  Dr.  Freiherrn 
V.  Riedel  in  der  Sitzung  des  Ausschusses  der  Kammer  der 
Abgeordneten  vom  28.  Sept.  1887  gemachten  Darlegungen  des 
näheren  ausführte,  dass  die  in  dem  bekannten  Staatsrathsprotocolle 
enthaltenen  Aeusserungen  nicht  bei  Gelegenheit  der  Berathung 
der  Verfassung,  sondern  erst,  nachdem  die  letztere  bereits  ge- 
nehmigt war,  erfolgt  seien. 

Diese  Darlegungen  riefen  den  berechtigten  Widerspruch  des 
Abgeordneten  Dr.  Orterer  hervor,  der  die  Irrthümlichkeit  der 
SxAUFFENBERG'schen  Ansicht  in  ausführhcher  Begründung  nachwies. 

Wenn  nun  auch  die  Abgeordneten  Geiger  und  Orterer  sich 
gegen  die  Zulässigkeit  von  Verfassungsänderungen  ausgesprochen 
haben,  so  haben  sie  doch  am  Schlüsse  ihrer  Darlegungen  nicht 
umhin  können,  zuzugestehen,  dass  es  doch  Fälle  geben  könne,  in 
welchen  auch  unter  einer  Regentschaft  die  Verfassung  geändert 


••  Mit  Ausnahme  des  Abgeordneten  Dr.  Schädlkr. 
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werden  dürfe.  Der  Abgeordnete  Geiger  bemerkte  in  dieser  Hin- 
sicht: ,,Nun  kann  ich  mir  ja  allerdings  einen  Fall  denken ,  in 
welchem  der  Jurist  dem  Politiker  auszuweichen  hat.  Es  ist  das 
nämlich  der  Fall,  wenn  das  Wohl  des  Landes  im  engsten  Sinne, 
wenn  die  Existenz,  der  Fortbestand  unseres  Staates  von  der 
Aenderung  der  Verfassung  abhängen  würde.  In  diesem  Falle 
würde  auch  der  Jurist  mit  dem  PoHtiker  gehen,  denn  er  würde 
sagen,  das  war  jedenfalls  nicht  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  des 
Gebers  der  Verfassung,  dass  wegen  des  Verbotes  der  Aenderung 
der  Verfassung  der  Staat  selbst  in  Gefahr  gerathen  solle." 

Dr.  Orterer  verlieh  demselben  Gedanken  Ausdruck  in 
folgenden  Worten: 

^Wir  wissen  sehr  gut,  dass  in  diesem  Fall,  wenn  die  salus 
publica,  ich  will  damit  sagen,  der  Bestand  unseres  geliebten 
Vaterlandes  irgendwie  in  ernste  Gefährdung  käme,  dass  . . .  dann  . . . 
der  Jurist  dem  PoUtiker  auszuweichen  habe." 

Wann  nun  aber  eine  Gefahrdung  der  salus  publica  vorliegt, 
das  entscheiden  die  gesetzgebenden  Factoren  und  somit  lässt  sich 
sagen,  dass  auch  nach  der  Ansicht  der  Abgeordneten  Geiger 
und  Orterer  die  Verfassung  jeder  Zeit  geändert  werden  kann, 
wenn  und  sobald  der  Gesetzgeber  dies  will. 

Gelegentlich  dieser  zweitägigen  Debatten  über  die  Verfassungs- 
änderungsfrage wurde  Seitens  mehrerer  Redner  die  Regierung  auf- 
gefordert,   aus   ihrer  bisherigen  Reserve  herauszutreten  und   zur 
Frage  eine  bestimmte  Stellung  zu  nehmen. 

Die  kgl.  bayerische  Staatsregierung  hatte  es  bisher  vermieden^ 
sich  über  dieselbe  klar  und  deutUch  auszusprechen,  nur  gelegent- 
liche Aeusserungen  einzelner  Minister  lagen  bis  jetzt  vor.  S(^ 
äusserte  sich  der  Finanzminister  Freiherr  v.  Riedel  anlässHct 
der  Behandlung  der  Placetfrage  in  der  Sitzung  der  Kammer  der 
Abgeordneten  vom  6.  Nov.  1889  ^* : 

**  Verhandlungen  der  bayerischen  Kammer  der  Abgeordneten,  Jahrg. 
1889/9e,  stenographische  Berichte,  Bd.  IV,  S.  151  ff. 
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„Wenn  auch  dermalen  Abänderungen  der  Verfassung  nicht 
unbedingt  ausgeschlossen  sind,  wird  man  doch  Anstand  nehmen 
müssen,  Rechte,  welche  dem  König  unmittelbar  in  der  Ver- 
fassung Torbehalten  sind,  während  der  Reichsverwesung  aufzu- 
heben oder  zu  ändern.^ 

Bei  dem  gleichen  Anlass  sprach  sich  der  Cultusminister  Frei- 
herr V,  Lutz  über  die  Verfassungsänderungsfrage  in  folgender 
Weise  aus: 

„Dass  aber  der  Weg  (nämlich  einer  Verfassungsänderung) 
nicht  betretbar  ist,  brauche  ich  Ihnen  nicht  des  Näheren  aus- 
zufuhren, die  Gründe  sind  Ihnen  selbst  bekannt." 

In  der  Sitzung  vom  12.  Oct.  1893  nun  gab  der  Staatsminister 
Freiherr  v.  Feilitsch  auf  die  diesbezüglichen  Anfragen  verschie- 
dener Abgeordneter  folgende  Erklärung  ab: 

„In    der   Verfassung   ist    eine    Bestimmung   mit   präcisen 
Worten    nicht    enthalten.      Bei   dieser   Lücke    können   jeden- 
falls beide  Meinungen  geltend  gemacht  und  begründet  werden. 
Wenn  man  sich  hiebei  auf  Protokolle,  Erklärungen  etc.  bezieht, 
80  sind  diese  Producte  jedenfalls  nicht  so   massgebend,   dass 
daraus  eine  ganz  bestimmte  Entscheidung  dieser  hochwichtigen 
Frage  deducirt  werden  kann,  es  sind  ledigHch  Interpretations- 
behelfe.    Die  Staatsregierung  hat  keinen  Anlass,  in  diese  Frage 
einzutreten.     Heute  könnte  ich  mich  bei  einer  so  hochwichtigen 
Frage  direct  weder  in  diesem  noch  in  jenem  Sinne  aussprechen. 
Das  kann  ich  bemerken,  dass  die  Anschauung  viel  für  sich  hat, 
dass  es  gegen  den  Geist  der  Verfassung  ist,  eine  Verfassungs- 
änderung während   der  Regentschaft  als  zulässig  zu  erklären. 
Ich  möchte  dem  anderseits  beifügen,   dass,   wenn   ein  Gesetz 
▼on  den  drei  in  Bayern  massgebenden  Factoren  auch  während 
der  Regentschaft   erlassen   wird  und   zwar   ein  Gesetz,   durch 
welches  die  Verfassung  geändert  wird,    dass   dieses   unbedingt 
vollständige  Giltigkeit  hat,   und   dass  dessen  rechtmässige  Er- 
lassung nicht  angezweifelt  werden  kann,  indem  die  drei  Gesetz- 
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gebungsfactoren  jedenfalls  dazu  berufen  sind,  Gesetze  zu  erlassen, 
welche  auch  theilweise  eine  Verfassungsänderung  erheischen; 
und  die  kgl.  Staatsregierung  steht  ferner  auf  dem  Standpunkt, 
dass  wenn  eine  zwingende  Nothwendigkeit,  ein 
Nothstand  oder  die  salus  publica  in  Frage  steht,  sie  sich  nicht 
auf  den  Buchstaben  des  Gesetzes  bezw.  auf  den  nichtvorhan- 
denen (!)  Buchstaben  des  Gesetzes  stützen  wird." 

Sollte  der  bayerische  Landtag  je  wieder  einmal  in  die  Lage 
kommen,  während  der  gegenwärtigen  Regentschaftsperiode  eine 
Aenderung  der  Verfassung  vornehmen  zu  müssen,  so  wird  er  sich 
kaum  der  Thatsache  verschHessen  können,  dass  bereits  zu  wieder- 
holten Malen  in  den  Jahren  1887,  1888,  1890  und  1892  die  Ver- 
fassung geändert  wurde  und  dass,  was  der  Gesetzgeber  damals 
thun  konnte,  auch  für  die  Zukunft  möglich  sein  muss. 

3.  Capitel. 

Rechtslage,  wenn  eine  Verfassung  über  die  Frage  der  Znlfissig- 
keit  einer  Verfassungsänderung  während  der  Dauer  einer  Regent- 
schaft schweigt. 

Fast  alle  zum  deutschen  Reiche  gehörigen  Staaten  übergehen  — 
von  einigen  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  ^'^  —  die  Frage  nach 
der  Zulässigkeit  von  Verfassungsänderungen  unter  einer  Regent- 
schaft mit  Stillschweigen.  Es  fragt  sich  nun,  was  ist  in  einem 
solchen  Falle  Rechtens,  wie  ist  dieses  Schweigen  des  Gesetzgebers 
zu  deuten?  Hat  er  das  Verfassungsänderungsverbot  für  selbst- 
verständlich und  eine  ausdrückliche  Normirung  desselben  für  über- 
flüssig gehalten  oder  ist  dieses  Stillschweigen  dahin  auszulegen, 
dass  der  Regent  befugt  sein  soll,  die  Verfassung  zu  ändern? 

Um  diese  Frage  beantworten  zu  können,  dazu  ist  vor  allem. 


•*  Hieher    gehören    Württemberg,    Sachsen,    Oldenburg    und 
Schwarzburg-Sondershausen;  cL  auch  unten  7.  Capitel. 
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erforderlich,   sich   über  Begriff  und  Wesen   der  Regentschaft^® 
Klarheit  zu  verschaffen. 

Die  Regentschaft  ist  ein  Institut  der  Erbmonarchie.  Zu  den 
Zeiten  des  Wahlkönigthums  war  für  eine  Regentschaft  kein  Raum 
gegeben.  Es  wurde  selbstverständlich  bei  Erledigung  des  Thrones 
m  ein  zur  Führung  der  Regierung  fähiger  Herrscher  gewählt; 
rnrde  dieser  alsdann  später  nach  der  Thronbesteigung  unfähig 
nr  Herrschaft,  so  wurde  an  seiner  Stelle  ein  anderer  tauglicher 
lerrscher  gewählt.  Bei  diesem  Modus  konnte  sich  selbstredend 
ar  nie  das  Bedürfniss  nach  einer  Stellvertretung  geltend  machen. 
Is  war  stets  ein  tauglicher  Herrscher  auf  dem  Thron. 

Dies  gestaltete  sich  im  Laufe  der  Zeiten  anders. 

Die  Wahl  beschränkte  sich  späterhin  auf  einen  kleineren  aus- 
•wählten  Personenkreis,  sie  beschränkte  sich  schliesslich  auf  die 
^gehörigen  einer  bestimmten  Familie  und  endUch  wurde  die 
Jone  innerhalb  dieser  Familie  erblich. 

Jetzt  konnte  sich  der  Fall  ereignen,  dass  ein  regierungs- 
pfihiger  Herrscher  den  Thron  einnahm  und  zwar  war  hierbei 
in  doppelter  Fall  denkbar :  Entweder  der  Herrscher  war  bei  der 
Chronbesteigung  noch  fähig  zur  Regierung,  wurde  aber  später 
infahig  oder  aber  er  war  bereits  beim  Anfall  der  Krone  nicht 
Shig,  die  Herrschaft  selber  auszuüben. 

Zuerst  wurde  im  erstgenannten  Falle  das  Princip,  dass  nur 
ÖD  regierungsfähiger  Monarch  den  Thron  innehaben  dürfe,  durch- 
kochen, d.  h.  der  ursprünglich  fähig  gewesene,  hernach  aber 
wgienmgsunfähig  gewordene  Herrscher  wurde  trotz  seiner  unfähig- 
st auf  dem  Throne  belassen.  Dann  liess  man  auch  die  Möglich- 
bit zu,  dass  ein  zur  Ausübung  der  Herrschaft  unfähiger  Herr- 
scher auf  den  Thron  berufen  wurde,  insbesondere  war  dies  der 
Jall,  wenn  Minderjährigkeit  der  Grund  der  Regierungsunfähigkeit 
^.   Da  nun  der  Staat  keinen  Augenblick  ohne  einen  Herrscher 

*  cf.   hieher   Bornhak  a.  a.  0.   S.  195  ff.,    Hanke  a.  a.  0.    S.  Iff., 
^KmcHESHEiM  a.  a.  0.  S.  50  ff. 
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sein  kann,  da  die  Staatsgewalt  zu  jeder  Zeit  sich  muss  betbätigen 
können^  so  musste  ein  Ersatz  gesucht  werden  für  den  regierungs- 
unfahigen  Herrscher  und  dieser  Ersatz  wurde  gefunden  in  dem 
Institute  der  Regentschaft.  So  verdankt  also  das  Institut  der 
Regentschaft  im  Grunde  genommen  seine  Entstehung  den  der 
Erbmonarchic  anhaftenden  Gebrechen,  welche  sich  daraus  ergeben, 
dass  es  sterbliche;  allen  FährUchkeiten  des  menschlichen  Lebens 
ausgesetzte  Wesen  sind,  die  den  Thron  inne  haben.  Die  Regent- 
schaft ist,  um  mit  v.  Kirchenheim  ^^  zu  reden,  das  Mittel  der  Aus- 
gleichung zwischen  dem  staatsrechtlichen  Grundgedanken  ununter- 
brochener  Continuität  der  Erbmonarchie  mit  den  factischen  Ver- 
hältnissen, das  zur  rechtUchen  Potenz  erhobene  Compromiss  zwi- 
schen der  unentbehrlichen  Idee  der  ewig  ununterbrochenen  Dauer 
der  Erbmonarchie  und  der  thatsächlich  nicht  wegzuläugnenden 
und  darum  am  besten  rechtlich  anerkannten  Möglichkeit  einer 
zeitigen  Unfähigkeit  des  Inhabers  der  staatsgewaltUchen  Rechte. 
Der  Herrscher  übt  seinen  Herrscherberuf  nicht  um  seinet- 
willen, sondern  des  Staates  wegen  aus.  Das  Wohl  des 
Staates  ist  in  erster  Linie  massgebend.  Ebenso  ist  es  beim 
Regenten.  Auch  dieser  ist  zur  Ausübung  der  Regierung  berufen 
im  Interesse  des  Staates,  nicht  aber  des  Herrschers  wegen.  Ist 
dem  aber  so,  ist  das  Staatswohl  das  oberste  Princip,  dann  muss 
in  dem  Regenten  die  Fülle  der  Staatsgewalt  ebenso  vereinigt 
sein  wie  in  der  Person  des  Herrschers,  den  er  vertritt.  Der 
Regent  übt  die  dem  Herrscher  zustehenden  Regierungsrechte  an 
dessen  Statt  ihrem  vollen  Umfange  nach  aus.  Der 
Unterschied,  der  zwischen  dem  Regenten  und  dem  Herrscher  be- 
steht, beruht  ledigUch  darin,  dass  der  Regent  nur  zur  Aus- 
übung der  Herrschergewalt  berufen  ist,  dass  er  aber  nicht 
Herrscher  ist,  während  der  regierungsunfahige  Monarch  nach  wie 
vor  der  Inhaber  der  Regierungsgew^alt  bleibt,  und  ferner  darin, 
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a.  a.  0.  S.  53  u.  S.  55. 
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dass  der  Regent  bei  Ausübung  des  Herrscherberufes  zeitlich 
beschränkt  ist,  d.  h.  dass  seine  Machtbefugniss  endigt,  sobald  wieder 
ein  zur  selbständigen  Führung  der  Regierungsgeschäfte  fähiger 
Herrscher  vorhanden  ist.  ^^Die  Regentschaft  ist  die 
zeitigeAusübung  des  vollen  königlichenRechtes 
für  den  verhinderten  Träger  desselben^®." 

Der  Regent  nimmt  in  unserem  Staatswesen  eine  ganz  eigen- 
artige Stellung  ein.  Er  ist  nicht  ü  n  t  e  r  t  h  a  n  ^*;  denn  wäh- 
rend des  Bestehens  einer  Regentschaft  ist  der  höchste  Wille  im 
Staat  der  des  Regenten.  Dieser  allein  ist  massgebend,  der  Wille 
des  Herrschers  wird  neben  dem  des  Regenten  gar  nicht  respek- 
tirt.  Ist  nun  der  Regent  keinem  höheren  Willen  untergeordnet, 
so  kann  er  nicht  Unterthan  sein;  denn  die  Unterthaneneigen- 
schaft  setzt  ein  Subjectionsverhältniss  unter  einen  höheren  Willen 
voraus. 

Der  Regent  ist  auch  nicht,  wie  H.  Schulze  meint, 
interimistisches  Staatsoberhaupt;  denn  Staats- 
oberhaupt ist  und  bleibt  der  Monarch,  auch  wenn  er  regierungs- 
onfahig  ist. 

Man  kann  auch  die  Regentschaft  nicht  mit  v.  Gerber 
als  eine  unvollkommene  Art  der  Thronfolge 
bezeichnen;  denn  der  Thron  ist  ja  gar  nicht  erledigt. 

Der  Regent  ist  nicht  Unterthan,   er  ist  nicht  Herrscher,  er 
ist  ein  Drittes. 

Ist  sonach  der  Regent  berufen,  an  Stelle  des  Herrschers  die 
Regierung  zu  führen  und  übt  er  die  Regierungsgewalt  in  dem 
Dämlichen  Umfange  aus,  wie  der  Monarch,  so  steht  ihm 
Äuch  das  Recht  der  Theilnahme  an  der  Gesetz- 
gebung   und    damit    auch    das    Recht,    die  Yer- 


**  KiRCHEMBSDi  a.  a.  0.  S.  92. 

*  cL  hierüber  Hans  Stölzls,  Die  rechtliche  Verantwortlichkeit  des 
^^g^ntea  and  Regierungsstellvertreters  nach  deutschem  Staatsrecht,  Würz- 
^^  1894,  Gnad  u.  Cie,  S.  lOff.  und  die  dortselbst  Citirten. 
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fassung  zu  ändern,  zu,  ja  es  kann,  ihm  dieses  Recht 
nicht  einmal  durch  eine  diesbezügliche  Gesetzesbestimmung  ent- 
zogen werden;  wie  im  nächstfolgenden  Kapitel  darzuthun  sein  wird. 
Dieser  Standpunkt ,  dass  der  Kegent  principiell  zur 
Ausübung  der  vollen  Staatsgewalt  berufen  ist,  ist  auch  stets 
in  Theorie  und  Gesetzgebung  anerkannt  worden. 

Schon  Hugo  Grotiüs*®  und  Gribner*^  vertreten  denselben. 
Ersterer  äussert  sich  hierüber  folgendermassen: 

„Aliud  est  de  re  quaerere,  aliud  de  modo  habendi  .... 
Neque  iis  assentio,  qui  dictatori  negant  fuisse  summum  im- 
perium,  quia  perpetuum  non  erat.  Nam  rerum  moralium 
natura  ex  operationibus  cognoscitur,  quae  facultates  eosdem 
efifectus  habent,  eodem  nomine  nuncupandae  sunt  .  .  .  Atque 
idem  dictum  volo  de  bis,  qui,  antequam  reges  ad  suam  tutelam 
provenerint  aut  dum  furore  aut  captivitate  impediuntur,  cura- 
tores  regni  constituuntur." 

Derselben  Ansicht  ist  auch  Zöpfl*^,  der  sich  gerade  mit 
Rücksicht  auf  die  Befugniss  des  Regenten  zur  Vornahme  von 
Verfassungsänderungen  in  folgender  Weise  ausspricht : 

„Wenn  aber  der  Thron  aus  etwas  anderem  als  aus  fünf 
Buchstaben;  wenn  er  aus  etwas  anderem  als  aus  Schnitzwerk 
und  Polstern  besteht,  —  wenn  er  der  Inbegriflf  der  erhabensten 
Rechte  sowie  der  heihgsten  Verbindlichkeiten,  wenn  er  der 
Centralpunkt  des  ganzen  Staatslebens  ist  —  dann  muss  jeder 
gleichviel  ob  lebenslänglicher  —  ob  temporärer  Inhaber  des- 
selben befugt  sein,  zu  jeder  Zeit,  so  oft  die  Rechte  des  Thrones 
und  der  ünterthanen  (als  der  beiden  einzigen  Factoren  des 
Staates)  in  irgend  einer  Beziehung  ungewiss  und  schwankend 
erscheinen  —  so  oft  die  veränderten  Verhältnisse  eine  Um- 
bildung und  Umänderung  der  Ausübungsart   der  gegenseitigea 


*®  Grotiüs,  De  iure  belli  ac  pacis  1625,  I  cap.  3,  S.  76 — 77. 

*^  Gribner,  Opuscula  selecta  iuris  publici,  Tom.  ü,  sect.  I,  p.  4. 

**  ZÖPFL,  Die  Regierungs Vormundschaft,  S.  82  f. 
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Rechte  erheischen  —  eine  Feststellung  oder  Umänderung  der- 
selben auf  dem  durch  die  früheren  Grundgesetze  zu  solchen 
Feststellungen  und  Umänderungen  vorgeschi^iebenen  Wege  mit 
voUer  Rechtswirkung  vorzunehmen." 

Denselben  Standpunkt  vertreten  auch  alle  neueren  Schrift- 
steller wie  z.  B.  Bornhak *^,  Hanke**,  v.  Kirchenheim *^ 
V.  MoHL*^  Peters *^  v.  Pözl*®,  Schulze*^,  v.  Seydel^®, 
Zachariae^^  u.  a. 

Was  die  Gesetzgebung  anlangt,  so  erkennt  schon  die 
goldene  Bulle  denselben  Grundsatz  an.  In  Cap.  VII  §  4 
heisst  es: 

„et  statuimus  perpetuo  et  haberi  quamdum  exegerit  ins, 
vocem  et  potestatem  et  omnia  ab  ipsis  dependentia  tutor  ipse 
sibi  totaUter  cum  officio  teneatur  protinus  assignare." 

Auch  sämmtliche  neueren  Gesetzgebungswerke  äussern  sich 
im  gleichen  Sinne. 

Am  reinsten  findet  sich  dieses  Princip  vertreten  in  den  Ver- 
Cassnngen  des  Königreichs  Preussen  und  des  Fürstenthums 
Waldeck. 

Nach  Art.  58  der  Verf.-Urk.  für'  den  preussischen  Staat 
vom  31.  Jan.  1850  übt  der  Regent  die  dem  König  zustehende 
(iewalt  in  dessen  Namen  aus.  Der  §  24  der  Verf.-Urk.  des 
Fürstenthums  Waldeck  vom  17.  Aug.  1852  bestimmt: 


i 


♦»  a.  a.  0.  S.  196. 

**  a.  a.  0.  S.43f. 

*»  a,  a.  0.  S.  92f. 

*•  V.  MoHL,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I,  Tübingen  1860, 
8. 163 ff.;  das  Staatsrecht  des  Königreichs  "Württemberg,  2.  Aufl.  1840,  Bd.  I, 
S.299ff. 

«  a.  a.  0.  S.  51. 

**  Lehrbuch  d.  bayer.  Verfassungsrechts,  S.  385  f. 

*•  a.  a.  O.  S.  212ff'. 

^  8.  oben  1.  Kapitel. 

"  a.  a.  0.  S.  416ff'. 
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„Der  Regent  übt  im  Namen  des  Fürsten  die  volle  Stai 
gewalt,  wie  sie  diesem  selbst  verfassungsmässig  zusteht^. 
Auch  die  übrigen  zum  deutschen  Reiche  gehörigen  Staa 
anerkennen  obigen  Grundsatz  ^  jedoch  lassen  sie  denselben  ni 
uneingeschränkt  gelten ,   sondern   statuiren   bestimmte  Schran 
für  den  Regenten  und  sanctioniren  gerade  dadurch  das  Prim 
denn  wenn  es   noth wendig  ist^    eine    besondere  Bestimmung 
treffen,   um  dem  Regenten  eine  Befugniss  zu  entziehen,  so  d 
daraus,    dass   dem    Regenten  principiell   dieselbe  Machtfülle 
kommt  wie  dem  Herrscher.     Zu   diesen  Staaten  zählt   auch 
Königreich  Bayern,  wie  sich  aus  §  17  Tit.  II  der  Verf.-Ork. 
gibt,  woselbst  sich  die  ausdrückUche  Bestimmung  findet: 

„Der  Regent  übt  während  seiner  Reichsverwesung  a 
Regierungsrechte  aus,  welche  durch  die  Verfassung  nicht  1 
sonders  ausgenommen  sind." 

Ebenso  bestimmt  die  Verfassungs-Urkunde  des  Königrei 
Württemberg  vom  25.  Sept.  1819  in  §  19 :  „Der  Reichs^ 
weser  übt  die  Staatsgewalt  in  dem  Umfange,  wie  sie  dem  Könige 
steht,  im  Namen  des  Königs  verfassungsmässig  aus''.  Aehnliche 
Stimmungen  finden  sich  auch  in  den  Verfassungen  der  übrigen  Staa 
Nach  dem  Ausgeführten  hat  sonach  der  Satz  zu  gelten,  d; 
wenn  auch  eine  Verfassung  über  das  Recht  des  Regenten 
Vornahme  einer  Verfassungsänderung  schweigt,  der  Regent  de 
noch  für  befugt  zu  erachten  ist,  die  Verfassung  auf  verfassui 
massigem  Wege  zu  ändern. 

Wie  ist  es  nun  aber,  wenn  eine  Verfassung  die  Aender 
der  Verfassung  während  einer  Regentschaft  verbietet?  Die  A 
wort  gibt  das  folgende  Kapitel. 

4.  Kapitel. 
Rechtliche  Wirksamkeit  eines  Verfassongsändenrngsverbo 

Es  kann  sein,  dass  eine  Verfassung  die  Vornahme  einer  ^ 
fassungsänderung  für  die  Dauer   einer  Regentschaft  verbiel 
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ies  ist  z.  B.  wenigstens  theilweise  der  Fall  nach  dem  Landes- 
)setz  des  Fürstenthums  Schwarzburg- Sondershausen,  welches  jede 
erfassungsänderung  verbietet,  welche  eine  Schmälerung  der  Eechte 
^s  Fürsten  enthält  oder  die  demselben  neue  Verpflichtungen 
iferlegt**.  Ebenso  statuirte  die  Hannoverische  Verfassung  von 
)40  ein  Verfassungsänderungsverbot  für  den  Eegenten.  Nach  dem 
23  dieser  Verfassung  konnte  während  einer  Kegentschaft  keine 
^hmälerung  der  Bechte  des  Königs ,  keine  Acnderung  in  den 
rundsystemen  und  in  den  verfassungsmässigen  Bechten  der  all- 
»meinen  Ständeversammlung  und  der  Provincialstände  vorgenom- 
en  werden. 

Es  entsteht  nun  die  Frage:  Welche  Wirksamkeit  kommt 
Qem  derartigen  Verbote  zu? 

Ist  der  Begent  an  dasselbe  gebunden  oder  nicht? 

In  der  Literatur  scheint  die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  der 
nsicht  zu  huldigen,  dass  ein  derartiges  Verbot  vollkommen  rechts- 
irbindlich  und  rechtswirksam  sei.  Es  geht  dies  aus  dem  Um- 
ande  hervor,  dass  die  Meisten  den  Grundsatz  aufstellen,  dass 
)r  Regent  auf  verfassungsmässigem  Wege  die  Verfassung  ändern 
Lrfe,  sofern  das  Gesetz  nicht  eine  diesbezügliche  Aus- 
ihme  mache.  Hieher  sind  zu  zählen:  Bornhak*',  v.  Held**, 
Kirchenheim**,  Georg  Meyer**,  Bobert  v.  Mohl*^, 
PozL*®,  Schulze  *•,  Zachariae*®  u.  A.  Alle  diese  Schrift- 
eller  unterstellen  die  Frage  nach  der  Bechtsgiltigkeit  eines  Ver- 

••  V.  unten  7.  Capitcl. 

*•  Bornhak  a.  a   O.  S.  196. 

*♦  Held  a.  a,  0.  S.  291f. 

**  V.  Kirchenheim  a.  a.  0.  S.  92  f. 

*«  Georg  Meyer  a.  a.  0.  S.  229  Anm.  32. 

**  V.  MoHL,  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg,  Bd.  I,  S.  302; 
aaUrecht,  Völkerrecht  etc.,  Bd.  I,  S.  168. 

*•  V.  PöZL,  Lehrbuch  d.  bayer.  Verfassungsrechts,  5.  Aufl.,  München 
177,  S.  385  f. 

»•  Schulze  a.  a.  0.  S.  212  ff. 

^  Zacharue  a.  a.  0.  S.  416  f. 
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fassungsänderuDgsverbots  gar  keiner  nähern  Untersuchung,  sie  alk 
gehen  von  der  stillschweigenden  Annahme  aus,  dass  ein  derartigei 
Verbot  völlig  rechtsverbindlich  sei. 

Erst  in  jüngster  Zeit  haben  einige  Autoren  auf  den  Gesichts- 
punkt hingewiesen,  dass  ein  Verfassungsänderungsverbot  überhaapt 
keine  Geltung  habe. 

Vertreter  dieser  Ansicht*^  sindHANKE",  Kohler**,  Petebs**, 
V.  Seydel*^  und  einige  andere. 

Letztere  Anschauung  verdient  m.  E.  den  Vorzug,  sie  tiift 
das  Nichtige;  denn  der  Gesetzgeber  der  Gegenwart  kann  deo 
Gesetzgeber  der  Zukunft  nicht  binden.  Ich  stimme  hier  vollkommei 
den  Ausführungen  Kohler's  zu,  der  sich  über  diesen  Punkt  a.  a.  0. 
in  folgender  Weise  ausspricht: 

„Kein  Gesetzgeber  kann  die  gesetzgeberische  Kraft  da 
Zukunft  unterbinden;  denn  es  gibt  kein  absolutes  Gutes  in  dar 
Rechtsordnung: 

Was  für  die  eine  Zeit  vortrefflich,  ist  für  die  andere  Zeit 
ein  unerträgliches  Hemmniss.  Das  Recht  ist  eine  Culturersdieh 
nung,  welche  vollkommen  den  Aspect  der  gegenwärtigen  Caltin^ 
periode  wiedergibt  und  welche  mit  Aenderung  der  Culturwechsehv 
mit  Untergang  der  Cultur  mituntergehen  muss: 

AVie  alle  geistigen  Dinge,  so  ist  auch  das  Recht  in  stetefliL 
Fluss  und  die  organisirende  Gewalt  des  Rechts,  die  Geseti- 
gebung,  muss  die  Mittel  besitzen,  dem  jeweiligen  Zuge  da 
Rechtsideen  zu  folgen,  wenn  sie  überhaupt  ihre  Aufgabe  erfSIIiB 
wül." 

Unzulässig  ist  sowohl  eine  Bindung  des  Gesetzgebers  für  inunai 
als  auch  eine  solche  auf  Zeit.     Unzulässig  ist  daher  auch  ein  tf 

®'  cf.  hieher   auch  Eisele,  Unverbindlicher  Gesetzesinhalt    im  Ardar' 
f.  civil.  Praxis,  Bd.  69,  Jahrg.  1885,  Nr.  VII,  S.  275ff. 
8"  Hanke  a.  a.  0.  S.  43  f. 
®*  Kohler  a.  a.  0.  S.  1  ff. 
•*  Pkters  a.  a.  0.  S.  51. 
®*  Seydel,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Bayern,  S.  36  f. 
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den  Begenten  gerichtetes  Verfassungsänderungsverbot;  denn  hierin 
liegt  nichts  Anderes  als  eine  zeitweise  Bindung  des  Gesetzgebers, 
d.  h.  eine  Bindung  für  die  Dauer  der  Regentschaft;  denn  die  Ge- 
setzgebung übt  während  der  Regentschaft  an  Stelle  des  verhin- 
derten Monarchen  der  Regent  im  Verein  mit  dem  Landtage. 

Ein  Gesetz,  das  die  Vornahme  einer  Verfassungsänderung 
während  der  Dauer  einer  Regentschaft  verbietet,  ist  mithin  rechts- 
unwirksam. Dagegen  ist  es  für  zulässig  zu  erachten,  wenn  einzelne 
Verfassungen  die  Abänderung  der  Verfassung  nur  erschweren, 
wenn  sie  dieselbe  z.  B.  nur  unter  der  Voraussetzung  zulassen,  dass 
der  Familienrath  seine  Zustimmung  ertheilt  u.  s.  w. 

Derartige  Bestimmungen  sind  vollkommen  giltig;  denn  sie  ver- 
schliessen  nicht  die  Mögüchkeit  einer  Verfassungsänderung. 

Hienach  wäre  nach  bayerischem  Rechte  eine  Verfassungs- 
änderung durch  den  Regenten  auch  dann  möglich,  wenn  die  baye- 
rische Verfassungsurkunde  ein  diesbezügüches  Verbot  enthielte; 
indess  kennt  dieselbe,  wie  im  nächsten  Kapitel  gezeigt  werden  wird, 
kein  derartiges  Verbot. 

5.  Kapitel. 
Standpunkt  der  bayerischen  Verfassungsnrknnde  und  des 

bayerischen  Rechtes  überhaupt. 

Die  bayerische  Verfassungsurkunde  vom  26.  Mai  1818  ent- 
hält keine  ausdrückliche  Bestimmung  über  die  Frage,  ob  die  Ver- 
fassung während  der  Dauer  einer  Regentschaft  geändert  werden 
könne,  sie  übergeht  dieselbe  vielmehr  wie  die  meisten  deutschen 
Verfassungen  mit  Stillschweigen. 

Es  fragt  sich  nun,  wie  dieses  Schweigen  des  bayerischen  Ge- 
setzgebers zu  deuten  ist?  Wollte  derselbe  eine  Verfassungsänderung 
verbieten  oder  zulassen? 

Ich  glaube  das  letztere. 

Die  Verfassungsurkunde  bestimmt  in  Tit.  11  §  17  wörtUch: 
„Der  Regent  übt  während  seiner  Reichsverwesung  alle 


—     32     — 

Kegieruügsrechte  aus,  welche  durch  die  Verfassung  nicht  be- 
sonders ausgenommen  sind^. 

Daraus  erhellt  deutlich,  dass  auch  das  bayerische  Becht  von 
dem  Grundsatze  ausgeht ,  dass  der  Regent  principiell  die  näm- 
lichen Befugnisse  bei  Ausübung  der  Regierung  in  sich  vereinigt 
wie  der  Herrscher.  Nur  lässt  dasselbe  im  Gegensatze  zu  anderen 
Rechten,  z.  B.  zum  preussischen  Rechte,  Ausnahmen  von  diesem 
Principe  zu.  Diese  Ausnahmen  sind  im  unmittelbaren  Anschluss 
an  §  17  1.  c.  in  §  18  1.  c.  aufgezählt  und  zwar  ist  diese  Aufzählung 
eine  erschöpfende. 

Nun  findet  sich  aber  unter  diesen  Ausnahmen  ein  YerÜEtssungs- 
änderungsverbot  nicht,  mithin  statuirt  die  bayerische  VerfEissangs- 
Urkunde  auch  kein  derartiges  Verbot. 

Die  gegentheilige  Anschauung  Seydel^s  ist  meines  Erachtens 
unhaltbar.  Seydel  behauptet,  der  bayerische  Gesetzgeber  habe 
die  Absicht  gehabt;  die  Aenderung  der  Verfassung  für  die  Dauer 
einer  Regentschaft  zu  verbieten  und  er  habe  diese  seine  Absicht 
auch  in  der  Verfassungsurkunde  zum  Ausdruck  gebracht. 

Ersteres  ist  zweifelhaft,  letzteres  ist  entschieden  imrichtig. 
Seydel  beruft  sich  zum  Nachweise  der  Richtigkeit  seiner 
Behauptung  auf  das  schon  früher  erwähnte  Protokoll  über  die 
Sitzung  des  Staatsrathes  vom  23.  Mai  1818;  allein  gerade  dieses 
Protokoll  spricht  gegen  ihn.  Die  hier  einschlägige  Stelle  des 
Protokolles,  auf  die  derselbe  sich  bezieht,  lautet  wörtlich  folgender- 
massen**: 

^Bei  der  Stelle  in  Tit.  11,  der  von  der  Reichsverwesung 
handelt,  bemerkte  Seine  Königliche  Hoheit  der  Herr  Kronprini, 
wie  unter  den  Regentenhandlungen,  die  der  Reichsverweser 
während  dem  Antritte  (?)  seines  Amtes  nicht  ausüben  dürfe, 
nicht  begriffen  seien  (sei),  dass  derselbe  während  der  Reichs- 
verwesung keine  Anträge  zu  Abänderungen  in  der  Verfassungs- 


^  Seydel,  Staatsrecht  I,  S.  480  f. 
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urkuDde  machen  könnte.  Sie  beurtheilten  die  Aufnahme  dieser 
Stelle  als  wichtig,  um  die  Festigkeit  der  Verfassung  noch  mehr 
zu  gründen. 

Gegen  diese  Bemerkung  wurde  von  mehreren  Mitgliedern 
erinnert,  dass,  wenn  auch  diese  Bestimmung  nicht  ausdrücklich 
in  der  Verfessungsurkunde  enthalten,  dieselbe  doch  aus  dem 
ganzen  Sinne  des  IL  und  X.  Titels  hervorginge  und  ihre  aus- 
drückliche Aufnahme  nicht  nothwendig  scheine,  weil  in  dem  §  7 
Tit.  X  bestimmt  ausgesprochen,  dass  alle  Abänderungen  allein 
vom  Könige  ausgehen,  dem  Reichs verweser  nicht  einmal  die 
Gründung  eines  neuen  Amtes  oder  eine  definitive  Dienstver- 
leihung mit  Ausnahme  der  Justizstelien  gestattet  werde  und  ihm 
die  Rückgabe  der  Rechte  und  Gerechtsame  der  Krone  in  der 
Art,  wie  ihm  dieselben  zur  Verwesung  anvertraut  worden,  wo- 
runter die  Aufrechthaltung  der  Verfassung,  so  wie  sie  der  König 
gegeben,  als  einer  der  vorzüglichsten  Bestandtheile  betrachtet 
werden  müsse,  durch  einen  feierlichen  Eid  zur  Pflicht  gemacht 
werde. 

Bei  diesen  Erinnerungen  gaben  Seine  KönigUche  Hoheit 
der  Herr  Kronprinz  der  gemachten  Bemerkung  keine  weitere 
Folge." 

Besagt  nun  dieses  Protokoll  wirklich   das,   was  Seydel  aus 
demselben  folgert? 

Man*^  hat  vor  Allem,   um  die  SfiYDEL'sche  Ansicht   zu  be- 
kämpfen, gegen  dieses  Protokoll  eingewendet,   demselben  komme 
gar  keine  Bedeutung  zu,  einmal  deshalb,  weil  dasselbe  vom  23.  Mai 
datirt  sei,  während  die  Verfassung  schon  am  22.  Mai,  also  schon 
am  Tage  zuvor  sanctionirt  worden  sei  und  sodann  deshalb,   weil 
dasselbe  nur  die  Ansicht  des  Kronprinzen  und  eine  gelegentliche 
Aeusserung   eines  StaatsrathsmitgUedes   enthalte,    nicht  aber  die 
Ansicht  des  Königs,  auf  die  allein  es  ankomme. 

•^  cf.  Rede  des  Abgeordneten  Waoner  in  der  Sitzung  der  Kammer  der 
Abgeordneten  v.  1.  Okt  1887,  Stenographische  Berichte,  Bd.  I,  S.  68. 
Archiv  för  öfTentliches  Recht.  X.  i.  3 
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Der  erste  dieser  beiden  Einwände  ist  entschieden  falsch.  Eine 
kurze  Skizze  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  bayerischen  Ver» 
fassungsurkunde  wird  dies  am  besten  zeigen*®. 

Am  17.  Oct.  1814  erging  an  den  geheimen  Bath  eine  k^ 
EntSchliessung,  in  welcher  ein  besonderer  Ausschuss  von  Staats- 
dienern mit  der  Revision  der  Constitution  von  1808  betraut  wurde. 

Die  Arbeiten  wurden  alsbald  in  Angriff  genonmien,  gerieÜieE 
aber  später  wieder  in*s  Stocken. 

Mittelst  einer  kgl.  EntschUessung  vom  16.  Febr.  1818  wurde 
die  Wiederaufnahme  der  Revision  angeordnet  und  bestimmt,  dass 
dieselbe  in  Minist erialkonferenzen  von  den  Staatsministen, 
dem  Feldmarschall  und  dem  Staatsrathspräsidenten  vorgenommen 
werden  solle. 

Am  17.  Febr.  begannen  die  Sitzungen  dieser  Ministeriai- 
conferenzen  und  endigten  am  22.  Mai  1818.  In  dieser  letztes, 
30.  Sitzung  waren  ausser  den  MitgUedern  der  Konferenz  derKöuigi 
der  Kronprinz  Ludwig,  der  Prinz  Karl  und  vier  Staatsräthe  an- 
wesend. Der  von  den  Mitgliedern  der  Ministerialconferenz  he^ 
gestellte  Entwurf  wurde  vorgelesen  und  bis  auf  die  Abänderung 
eines  einzigen  Wortes  ohne  Erinnerung  befunden.  Ueber  dieses 
Vorgang  wurde  ein  Protokoll  aufgenommen,  das  vom  König  unJ 
sämmtüchen  Anwesenden  unterzeichnet  wurde.  Dasselbe  schlieai 
mit  den  Worten: 

„Nachdem  Staatsrath  und  Generaldirector  von  Zextseb 
mit  Ablesung  dieser  Verfassung  geendet  hatte,  geruhten  Seine 
Majestät  der  König  dieser  durch  Unterzeichnung  des  Proto- 
kolls AUerhöchstihre  Sanction  zu  ertheilen". 

Gemäss  Tit.  II  A  1  der  Verordnung  vom  3.  Mai  1817  g^ 
langte  der  so  gebilUgte  Entwurf  zur  Berathung  an  den  Staatsrath; 
der  diese  in  der  Sitzung  vom  23.  Mai  1818  unter  dem  Vorrittf 
des  Kronprinzen  vornahm,    üeber  das  Ergebniss  dieser  BerathaB| 


^  cf.  Seydel,  Staatsrecht  I,  S.  207  ff.  und  Seydel,  Das  Staatsratsprotokol 
vom  23.  Mai  1818  (abgedruckt  in  der  Augsburger  Abendzeitung  1893  Nr.  28^^ 
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wurde  ein  Protokoll  aufgenommeD.  Es  ist  dies  das  bekannte,  nun 
schon  des  öfteren  erwähnte  Protokoll,  auf  das  Seydel  seine  ganze 
Theorie  gründet.  In  dieser  Sitzung  wurden  bezüglich  des  Tit.  VIII 
§  4  Erinnerungen  erhoben. 

Am  25.  Mai  erging  sodann  folgendes  Signat  des  Königs, 
d.  d.  Nymphenburg: 

„Der  durch  gegenwärtiges  Protokoll  Uns  vorgelegten  Ver- 
fassungsurkunde und  den  darauf  sich  beziehenden  constitutionellen 
Edicten  ertheilen  Wir  hiemit  Unsere  Genehmigung  und  wollen, 
dass  der  §  4  Tit.  VIII  der  Verfassungsurkunde  nach  seiner  Fas- 
sung beibehalten  bleibe.^ 

Am  26.  Mai  1818  wurde  alsdann  die  V^erfassungsurkunde  in 
München  ausgefertigt  und  verkündigt. 

Aus  dieser  kurzen  geschichtlichen  Betrachtung  erhellt  ohne 
Weiteres,  dass  die  Sanction  im  staatsrechtlichen  Sinne  erst  am 
25.  Mai  und  nicht  am  22.  Mai  erfolgt  ist.  Am  22.  Mai  konnte 
sie  noch  gar  nicht  ertheilt  werden,  da  der  Entwurf  damals  noch 
nicht  alle  gesetzHch  vorgeschriebenen  Stadien  durchlaufen  hatte. 
Er  musste  zuvor  noch  nach  den  Bestimmungen  in  Tit.  II  A  1 
der  oben  erwähnten  Verordnung  vom  3.  Mai  1817,  die  Formation 
und  Dienstesinstruction  des  kgl.  Staatsrathes  betreffend,  dem 
Staatsrathe  zur  Berathung  vorgelegt  werden  und  das  ist  dann  auch 
am  23.  Mai  geschehen.  Die  soeben  genannte  Verordnung  be- 
stimmte nämlich  an  der  bezeichneten  Stelle: 

„In  den  Geschäftskreis  des  Staatsrathes  ge- 
hören zur  Berathung:  1)  Die  Revision  der  Verfas- 
sung desReiches  undder  darauf  sich  beziehenden 
Edicte." 

Die  Thätigkeit  des  Staatsrathes  in  der  Sitzung  vom  23.  Mai 
war  eine  fÖmdiche  Berathung  eines  Gesetzentwurfs,  es  handelte 
sich  nicht  lediglich  um  eine  blosse  Kenntnissnahme  von  einem 
bereits  fertigen  Gesetze,  das  geht  insbesondere  auch  daraus  her- 
vor,  dass  bezüghch  des  §  4,   Tit.  VIII  der  Verf.-Ürk.  ein  Ab- 

3* 
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änderungsvorschlag  gemacht  wurde  und  dass  die  Frage  erörtert 
wurde;  ob  man  nicht  eine  ausdrückliche  Bestimmung  in  das  Gesetz 
aufnehmen  solle,  welche  die  Vornahme  einer  Verfassungsänderung 
durch  den  Regenten  verbiete.  All  dies  hätte  keinen  Sinn  gehabt, 
wenn  man  bereits  einem  fertigen  Gesetze  gegenüber  gestanden 
wäre.  Es  hat  dann  auch  der  König  in  seinem  die  Sanction  aus- 
sprechenden Signat  vom  25.  Mai  die  vorgeschlagene  Aenderung 
des  §  4  Tit.  VUI  ausdrücklich  abgelehnt,  was  ebenfalls  zwecklos 
gewesen  wäre,  wenn  die  Staatsrathssitzung  vom  23.  Mai  eine  leere 
FörmUchkeit  gewesen  wäre. 

AVas  hätte  es  denn  überhaupt  für  einen  Sinn  gehabt,  am 
25.  Mai  nochmals  eine  Sanction  vorzunehmen,  wenn  dieselbe  schon 
am  22.  Mai  ertheilt  war? 

Die  gegentheiüge  Anschauung,  welche  den  22.  Mai  als  den 
Tag  der  Sanction  bezeichnet,  beruht  auf  einem  Irrthum,  der  darauf 
zurückzuführen  sein  wird,  dass  das  AVort  Sanction,  das  sich  in 
dem  oben  erwähnten  Schlusspassus  des  Protokolles  vom  22.  Mai 
findet,  falsch  aufgefasst  worden  ist.  Es  handelt  sich  jedoch  hiebei 
lediglich  um  eine  Ungenauigkeit  des  Verfassers  des  betreffenden 
Protokolles. 

Das  Wort  Sanction  ist  hier  nicht  in  seiner  staatsrechtlichen 
Bedeutung  gebraucht,  sondern  es  wollte  damit  lediglich  gesagt 
werden,  dass  der  König  dem  Entwürfe  seine  Zustimmung  ertheilt 
habe.  Es  hat  auch  der  König  nicht  den  Entwurf  unterzeichnet, 
sondern  nur  das  Protokoll  über  die  Berathung  des  Entwurfs,  und 
dieses  Protokoll  ist  ausser  von  dem  König  noch  von  den  sämmt- 
liehen  übrigen  Mitanwesenden  mitunterzeichnet  worden.  Es  ist 
also  auch  nicht  die  sonst  bei  der  Sanction  übliche  Form  ein- 
gehalten worden. 

Es  steht  sonach  fest,  dass  die  bayerische  Verfassungsurkunde 
erst  am  25.  Mai  ihre  Sanction  erhalten  hat.  Damit  ist  dann  auch  die 
Unrichtigkeit  des  ersten  der  beiden  Einwände  genügend  erwiesen. 

Was  nun  weiter  die  zweite  Einwendung  anlangt,  welche  dahin 
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ht,  dass  das  StaatsrathsprotokoU  lediglich  die  Ansicht  des  Kron- 
inzen  und  eine  gelegentliche  Aeusserung  eines  Staatsrathsmit- 
edes  enthalte;  nicht  aber  die  Anschauung  des  Königs,  so  ist 
js  keineswegs  so  ohne  Weiteres  für  richtig  zu  erachten. 

Soviel  kann  man  mit  ziemlicher  Sicherheit  sagen,  dass  der 
laatsrath  ein  Verfassungsänderungsverbot  statuirt  wissen  wollte; 
nn  auf  die  von  Seiten  des  Kronprinzen  bezüglich  des  Verfassungs- 
derungsverbots  geraachte  Bemerkung  hin  entspann  sich  eine 
rmliche  Debatte,  an  der  sich  mehrere  Mitgheder  betheiUgten, 
e  aus  den  Worten  des  Protokollberichtes  „gegen  diese  Bemerk- 
g  wurde  von  mehreren  Mitgliedern  erinnert,  dass"  etc.,  un- 
eideutig  hervorgeht.  Das  Ergebniss  dieser  Debatte  war  dann 
3  in  dem  Protokolle  geraachte  Konstatirung.  Wäre  die  Mehr- 
bl  der  Staatsrathsmitglieder  nicht  der  Ansicht  des  Kronprinzen 
wesen,  so  w^äre  dies  sicher  in  dem  Protokolle  vermerkt  worden, 
eil  nun  aber  ausser  dem  Kronprinzen  auch  nicht  eine  wider- 
rechende Stimme  genannt  ist  und  weil  konstatirt  ist,  dass  schliess- 
h  auch  der  Kronprinz  der  von  ihm  gemachten  Bemerkung  keine 
itere  Folge  gab ,  so  darf  man  rait  Sicherheit  annehmen ,  dass 
r  Staatsrath  ein  Verfassungsänderungsverbot  zu  erlassen  be- 
sichtigte und  dass  er  der  Ansicht  war,  dass  die  Verfassungs- 
kunde ein  derartiges  Verbot  enthalte. 

Ob  nun  aber  auch  der  König  diese  Absicht  und  Ansicht 
nes  Staatsrathes  zu  der  seinigen  gemacht  hat,  das  ist  mehr  als 
eifelhaft  und  lässt  sich  kaum  mit  Sicherheit  entscheiden.  Und 
ch  koramt  es  nur  darauf  an,  welche  Absicht  der  König  damals 
tte.  Darüber  ist  nun  aber  nicht  das  Geringste  bekannt.  Es 
zwar  auch  das  fragUche  StaatsrathsprotokoU  vom  23.  Mai  dem 
5nige  mit  dem  Gesetzentwurfe  vorgelegt  worden,  sodass  er  von 
ssen  Inhalte  Kenntniss  erhalten  hat;  allein  während  er  die  vom 
aatsrathe  vorgeschlagene  Abänderung  des  §  4  Tit.  VIII  der 
?rf.-Urk.  in  dem  Signat  vom  25.  Mai  ausdrücklich  abgelehnt 
t,   hat  er  sich  mit  Bezug  auf  den  das  Verfassungsänderungs- 
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verbot  betreflfenden  Passus  jeder  Aeusserung  enthalten.  Wie  nun 
dieses  Schweigen  zu  deuten  ist;  darüber  lässt  sich  nichts  Bestimm- 
tes sagen.  Es  kann  der  Grund  desselben  der  gewesen  sein,  dass 
der  König  der  Ansicht  seines  Staatsrathes  beipflichtete,  es  kann 
der  Grund  aber  auch  der  gewesen  sein,  dass  er  die  offensicht- 
liche Unrichtigkeit  der  Anschauung  des  Staatsrathes  erkannte  und 
eine  besondere  Bemerkung  für  überflüssig  hielt. 

Stellt  man  sich  auf  den  Standpunkt,  dass  der  König  den 
Inhalt  des  StaatsrathsprotokoUes  nicht  gebilligt  habe,  dann  kommt 
dasselbe  überhaupt  nicht  weiter  in  Betracht.  Stellt  man  sich  aber 
auf  den  entgegengesetzten  Standpunkt,  dann  ist  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  den  Inhalt  des  Protokolles  erforderlich.  Nimmt  man 
letzteres  an,  d.  h.  nimmt  man  an,  dass  die  in  dem  Protokolle  vom 
23.  Mai  niedergelegte  Anschauung  jene  des  bayerischen  Verfas- 
sungsgesetzgebers ist,  dann  steht  fest,  dass  der  bayerische  Geseti- 
geber  die  Absicht  gehabt  hat,  eine  Abänderung  der  Verfassung 
während  der  Dauer  einer  Regentschaft  zu  verbieten.  Dieser  Satx 
bedarf  einer  weiteren  Begründung  nicht.  Der  Inhalt  des  Proto- 
kolles ist  dafür  Beweis  genug. 

Eine  andere  Frage  aber  ist  —  und  auf  deren  Beantwortmig 
kommt  alles  an  — ,  ob  diese  Absicht  des  Gesetzgebers  in  der 
bayerischen  Verfassungsurkunde  auch  zum  Ausdruck  gebracht 
worden  ist.  Das  ist  die  Kardinalfrage  und  diese  Frage  ist  meines 
Erachtens  zu  verneinen. 

In  erster  Linie  wird  auf  §  7  Tit.  X  der  Verf.-Urk.  verwiesen, 
um  das  Verfassungsänderungsverbot  darzuthun. 
Derselbe  lautet: 

„Abänderungen  in  den  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
urkunde oder  Zusätze  zu  derselben  können  ohne  Zustimmnn^ 
der  Stände  nicht  geschehen. 

Die  Vorschläge  hiezu  gehen  allein  vom  Könige  aus,  oiwl 
nur  wenn  derselbe  sie  an  die  Stände  gebracht  hat,  dürfen  diea^ 
darüber  berathschlagen." 
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Aus  den  Worten:  ^allein  vom  Könige"  soll  folgen,  dass 
es  Dar  dem  Könige,  nicht  aber  auch  dem  Regenten  zustehen  soll, 
rerfassungsänderungsvorschläge  zu  machen.  Diese  Schlussfolge- 
ting  ist  indess  nicht  richtig.  Die  AVorte  „allein  vom  Könige" 
tehen  nicht  im  Gegensatze  zum  Regenten,  sondern  im  Gegen- 
itze  zu  den  „Ständen".  Hierüber  kann  ein  gegründeter  Zweifel 
icht  bestehen. 

Der  §  19  Tit.  VII  der  Verf.-Ürk.  räumt  den  Ständen  be- 
iglich aller  zu  ihrem  Wirkungskreise  gehörigen  Gegenstände  das 
«cht  der  Initiative  ein.  Unter  diesen  Wirkungskreis  fallt  vor 
lern  auch  die  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  also  auch  bei 
8r  Verfassungsgesetzgebung.  Da  nun  an  sich  den  Ständen  auch 
i  letzterer  Beziehung  die  Initiative  zustehen  würde,  da  man  aber 
iiderseits  die  Verfassung  gegen  leichtfertige  Abänderungsgelüste 
eher  stellen  wollte,  so  durchbrach  man  das  Princip  und  schuf 
i  Tit.  X  §  7  eine  Ausnahme  dahin  gehend,  dass  hinsichtlich  der 
eriassungsgesetzgebung  den  Ständen  keine  Initiative  zukomme, 
ass  dieses  Recht  vielmehr  nur  dem  Könige  zustehen  solle. 

Die  ganze  Passung  des  §  7  1.  c.  spricht  für  die  Richtigkeit 
ieser  Ansicht. 

Der  erste  Absatz  fixirt*  das  Princip,  dass  eine  Abänderung 
er  Verfassung,  dass  die  Feststellung  von  Zusätzen  nur  in  der 
onn  eines  Gesetzes,  also  nur  unter  Mitwirkung  der  Stände  er- 
)lgen  kann.  Der  Absatz  1  will  eine  Garantie  dafür  bieten,  dass 
icht  der  König  einseitig  die  von  ihm  gegebene  Verfassung  wieder 
bändem  kann  und  darum  ist  ausdrücklich  betont,  dass  die  Zu- 
timmung  der  Stände  nothwendig  ist  und  darauf  ruht  auch  der 
laoptnachdruck.  Wenn  nun  in  Absatz  2  gesagt  ist,  dass  Ab- 
nderangsvorschläge  allein  vom  Könige  ausgehen,  so  liegt  es  doch 
m  nächsten,  sich  als  Gegensatz  die  Stände  zu  denken,  nachdem 
usser  dem  Könige  nur  diesen  sonst  das  Recht  der  Initiative  zu- 
teht  und  nachdem  im  unmittelbar  vorhergehenden  Satze  gerade 
on  den  Ständen  die  Rede  ist.    Wenn  nach  dem  Gesagten  noch 
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irgend  ein  Zweifel  bestehen  sollte,  so  wird  derselbe  behoben,  wena 
man  den  Schlusssatz  ^und  nur  wenn  derselbe  sie  an  die  Stände 
gebracht  hat,  dürfen  diese  darüber  berathschlagen'^y  'vb!% 
Auge  fasst. 

Vom  Regenten  ist  überhaupt  im  ganzen  Tit.  X  nur  an  einer 
einzigen**  Stelle,   nämlich  im  §  2  die  Rede,  woselbst  gesagt  ist, 
dass  derselbe  den  in  Tit.  II  §  16  der  Verf.-Ürk.  normirten  Eid 
in  Bezug  auf  die  Erhaltung  der  Verfassung  zu  leisten  habe,  sonst 
wird  nirgends  des  Regenten  Erwähnung  gethan. 

Wie  man  nun  Angesichts   dieser  Umstände  darauf  Terfalka 
kann,    zu  sagen,    die  Bestimmung  in  §  7  1.  c.  habe   den  Zwecke 
gehabt,   dem  Regenten  die  Befugniss  zu  entziehen,   Verfassangi- 
ander ungsanträge  zu  stellen,  ist  nicht  recht  einzusehen. 

Mit  demselben  Rechte  könnte  man  behaupten,  dem  Regenten 
komme  nicht  das  Recht  zu,  den  Gesetzen  die  Sanction  zu  ei^ 
theilen;  denn  in  §  30  Tit.  VII  der  Verf.-Ürk.  heisst  es:  „Der 
König  allein  sanctionirt  die  Gesetze  etc."  und  doch  ist  es 
noch  Niemandem  eingefallen,  eine  derartige  Behauptung  aufza- 
stellen. 

Somit  beweist  die  Bezugnahme  auf  §  7  Tit.  X  der  Verf.-Ürk. 
gar  nichts. 

Ebensowenig  verschlägt  die  Berufung  auf  §  18  Tit.  II  der 
Verf..Urk. 

Aus  dem  umstände,  dass  dem  Reichsverweser  nicht  einmal 
die  Gründung  eines  neuen  Amtes  oder  eine  definitive  Dienstver- 
leilmng  etc.  gestattet  worden  ist,  will  man  schliessen,  dass  die 
Aenderung  der  Verfassung  zur  Zeit  einer  Reichsverwesung  ver- 
boten  sei.     Der  Gedankengang,    den   man    im   Staatsrath   hiebei 


*®  In  eiuem  in  der  Münchner  Allgemeinen  Zeitung,  Morgenblatt  Xr.  288, 
Jahrg.  1893  enthaltenen  Artikel  „die  Möglichkeit  von  Verfassang^nderangeii 
wälirend  der  Regentschaft  in  Bayern"  heisst  es,  dass  der  Begent  nicht  den 
Gegensatz  bilden  könne ,  weil  in  Tit.  X  vom  Regenten  gar  nicht  die  Rede 
sei.     Letzteres  ist  aber  falsch. 
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.chte,  war  offenbar  der,  dass  man  sagte:  Wenn  ich  den  Regenten 
der  Vornahme  minder  wichtiger  Regierungsgeschäfte  beschränke, 
an  muss  er  auch  beschränkt  sein  in  der  Vornahme  des  wich- 
sten Regierungsgeschäftes,  nämlich  in  der  Vornahme  einer  Ver- 
^ungsänderung. 

Aliein  mit  einer  derartigen  Argumentation  käme  man  dazu, 
3  schon  PözL  ganz  richtig  hervorgehoben  hat,  die  Vorschrift 
5  §  18  in  ihr  Gegentheil  zu  verkehren.  Consequenter  Weise 
Lsste  man  sagen:  7,Der  Regent  darf  alle  jene  Regierungshand- 
Igen  nicht  vornehmen,  die  wichtiger  sind  als  die  im  §  18  1.  c. 
fgezählten."  Dass  eine  Interpretation,  die  zu  einem  solchen 
isultate  fuhrt,  nichts  gelten  kann,  das  liegt  auf  der  Hand.  Eine 
rartige  Interpretation  beweist  zu  viel  und  darum  gar  nichts. 

Ueberdies  enthält  der  §  18  1.  c.  eine  Ausnahmsbestimmung 
n  der  allgemeinen  Regel  des  §  17,  wornach  der  Regent  prin- 
rtell  zur  Ausübung  aller  Regierungsrechte  berufen  ist.  Aus- 
hmsbestimmungen  sind  aber  nach  bekanntem  Grundsatze  stric- 
sime  zu  interpretiren,  insbesondere  gilt  dies  von  der  Vorschrift 
s  §  18  1.  c,  wie  aus  dem  Worte  „besonders"  in  §  17  1.  c. 
hellt. 

Dazu  kommt  noch,  dass  die  in  §  18  1.  c.  enthaltenen  Be- 
bränkungen  einen  ganz  anderen  Character  haben  als  das  Ver- 
ssungsänderungsverbot.  Die  Bestimmungen  des  §  18  1.  c.  stellen 
ch  dar  als  eine  Beschränkung  der  vollziehenden  Gewalt, 
ährend  das  Verbot  der  Vornahme  einer  Verfassungsänderung  eine 
schranke  für  die  gesetzgebende  Gewalt  bedeutet.  Auch  dieser 
Imstand  spricht  dagegen,  in  den  §  18  1.  c.  auch  das  Verfassungs- 
^nderungsverbot  mit  einzubeziehen. 

Was  endlich  den  dritten  der  in  der  Staatsrathssitzung  an- 
;efuhrten  Beweisbehelfe,  nämlich  die  Verweisung  auf  §  16  Tit.  II 
1er  Verf.-Urk.  anlangt,  so  ist  auch  dieser  nicht  im  Stande,  die 
Eiistenz  eines  Verfassungsänderungsverbots  in  der  bayerischen  Ver- 
^ssungsurkunde  darzuthun. 


1 
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Nach  der  citirten  Gesetzesbestimmung  hat  der  Regent  gleich 
nach  dem  Antritte  der  Regentschaft  einen  Eid  zu  leisten,  der  fol* 
genden  Wortlaut  hat: 

^Ich  schwöre,  den  Staat  in  Gemässheit  der  Verfassung  und 
der  Gesetze  des  Reichs  zu  verwalten,  die  Integrität  des  König- 
reiches und  die  Rechte  der  Krone  zu  erhalten  und  dem  Könige 
die  Gew^alt,  deren  Ausübung  mir  anvertraut  ist,  getreu  zu  tibe^ 
geben,  so  wahr  mir  Gott  helfe  und  sein  heiliges  EvangelianL* 
Der  erste  Theil  der  Eidesnorm,  wonach  der  Regent  schwört^ 
den  Staat  in  Gemässheit  der  Verfassung   und   der  Gesetze   des 
Reichs  zu  verwalten,  kommt  hier  nicht  weiter  in  Betracht;  denn 
es  leuchtet  sofort  ein,  dass  hieraus  ein  Verfassungsänderungsverbot 
nicht  abgeleitet  werden  kann.     Der  Regent  will  sich  mit  diesem 
Theil  seines  Schwures  zu  nichts  Anderem  verpflichten  als  dazOi 
sich  an  Verfassung  und  Gesetz  zu  halten  und  danach  die  Regie- 
rung zu  führen,  so  lange  als  dieselben  bestehen,  d.  h.  er  will  sick 
nur  dazu  verpflichten,   die   bestehenden  Gesetze  —  einfache  niid 
Verfassungsgesetze  —  zu  beobachten,  aber  die  Verfassung  mdA 
abändern  zu  wollen,    das  will  er  damit  nicht  versprechen,   daf&r 
will  er  ebensowenig  eine  Verpflichtung  übernehmen  wie  der  König, 
der  ebenfalls  den  Schwur  ^^  leisten  muss,  nach  der  Verfassung  und 
den  Gesetzen  des  Reichs  zu  regieren. 

Dieser  Theil  der  Eidesformel  ist  es  auch  nicht,  den  man  ia 
der  Staatsrathssitzung  vom  23.  Mai  ins  Auge  fasste,  vielmehr  wtf 
es  der  zweite  Theil,  auf  den  man  Gewicht  legte.  Indess  dS 
Unrecht. 

Ein  absolutes,  für  alle  Fälle  geltendes  Verfassungsändemogs- 
verbot  kann  aus  dem  weiteren  Inhalt  der  Eidesnorm  keinenfaBi 
entnommen  werden.  Höchstens  das  könnte  man  aus  demselb^ 
folgern,  dass  man  sagt:  Verfassungsänderungen  unter  der  Regent- 
schaft sind  in  soweit  verboten,   als   dieselben   die  Integrität  deß 

^^  cf.  §  1  Tit.  X  Verf.-Urk.:    „Ich  schwöre   nach  der  Verfassiing  ö»^ 
den   Gesetzen  des  Reichs  zu  regieren,    so  wahr  mir  Gott  helfe  und 
heiliges  Evangelium". 
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>nigreichs  antasten  oder  die  Rechte  der  Krone  beeinträchtigen 
irden;  denn  es  gibt  eine  Reihe  von  Verfassungsbestimmungen, 
ren  Aenderung  die  Integrität  des  Königreichs  und  die  Rechte 
T  Krone  völlig  unberührt  lassen.  Diese  Bestimmungen  müssten 
f  jeden  Fall  geändert  oder  aufgehoben  werden  können.  Ebenso 
t  es  möglich,  dass  durch  eine  Verfassungsänderung  die  Rechte 
T  Krone  nicht  nur  keine  Beschränkung,  sondern  sogar  noch 
ne  Erweiterung  erfahren.  Auch  dieser  Fall  wäre  von  dem  Ver- 
ssongsänderungs verbot  auszunehmen. 

Mithin  könnte  aus  dem  §  16  Tit.  II  äussersten  Falls  nur 
tf  ein  beschränktes,  nie  und  nimmermehr  aber  auf  ein  allgemeines 
erfassungsänderungsverbot  geschlossen  werden. 

Indess  selbst  dieses  eingeschränkte  Verbot  lässt  sich  nicht 
ifrecht  erhalten.  Unter  Umständen  erheischt  es  das  Wohl  des 
taates,  dass  Rechte  der  Krone  preisgegeben  werden,  ja  dass 
Ibst  ein  Eingriff  in  die  Integrität  des  Reiches  gemacht  wird, 
te  Gedeihen  und  das  Wohl  des  Staates  geht  nun  aber  über 
lies.  Sind  derartige  Eingriffe  zur  Zeit  einer  Regentschaft  noth- 
endig,  dann  muss  es  auch  dem  Regenten  zustehen,  die  erforder- 
chen  Massnahmen  zu  treffen.  Wenn  der  Regent  schwört,  dem 
Snige  die  ihm  zur  Ausübung  anvertraute  Gewalt  getreu  zu  über- 
eben, so  verspricht  er  damit  eigentlich  etwas  ganz  Selbst verständ- 
ches.  Er  gelobt  damit,  dass  er  den  König  nicht  vom  Throne 
erdrängen,  dass  er  sich  die  ihm  lediglich  zur  Ausübung  anver- 
aute  Gewalt  nicht  selber  anmassen  wolle,  dass  er  aber  die  Ver- 
isgung  nicht  ändern  wolle,  dazu  verpflichtet  er  sich  nicht. 

Sonach  haben  sich  alle  in  der  Staatsrathssitzung  zu  Gunsten 
fcs  VerÜEissungsänderungsverbots  in's  Feld  geführten  Gründe  als 
Bistichhaltig  erwiesen. 

Es  hat  der  Staatsrath,  es  hat  vielleicht  auch  der  Gesetzgeber 
fie  Absicht  gehabt,  ein  Verfassungsänderungsverbot  zu  statuiren; 
illein  diese  Absicht  hat  in  der  Verfassungsurkunde 
keinen  irgendwie  greifbaren  Ausdruck  gefunden.     Man 
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hat  es  unterlassen,  eine  ausdrückliche  Bestimmung  in  das  Gleseti 
aufzunehmen,  weil  man  der  Anschauung  war,  dass  das^  was  man 
bestimmen  wollte,  bereits  im  Gesetze  sich  ausgesprochen  finde  und 
weil  man  es  daher  für  überflüssig  hielt,  dies  noch  besonders  in  der 
Verfassung  hervorzuheben. 

Diese  Meinung  war  indess,  wie  soeben  gezeigt  worden  isft| 
eine  ganz  und  gar  irrthümhche.  Die  Verfassungsurkunde  enthält 
kein  Verfassungsänderungsverbot. 

Die  blosse  Absicht  nun  aber^  eine  gesetzUche  Bestimmung  n 
treffen,  genügt  noch  nicht  zur  Schaffung  eines  Gesetzes,  der  Ge- 
setzgeber muss  vielmehr  diese  seine  Absicht  im  Gesetze  selbit 
zum  deutUchen  Ausdruck  gebracht  haben;  eben  so  wenig  aber 
auch  vermag  die  irrige  Anschauung  des  Gesetzgebers,  eine  Ge- 
setzesbestimmung getroffen  zu  haben,  ein  Gesetz  zu  Stande  a 
bringen.  — 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  der  König  die  in  dem  Staate» 
Protokolle  niedergelegte  Ansicht  des  Staatsrathes  nicht  getbeitt 
hat,  lassen  sich  noch  zwei  weitere  Gründe  gegen  die  Existenz  eiiMB 
Verfassungsänderungsverbots  in  der  bayerischen  Verfassungsurkunda 
anfuhren. 

Es  spricht  einmal  gegen  das  Vorhandensein  eines  derartigei 
Verbots  die  dem  §  18  Tit.  II  der  Verf.-Urk.  zu  Grunde  liegenck 
ratio.  Auf  diesen  Grund  hat  der  Abgeordnete  Wagner^*  in  der 
bayerischen  Abgeordnetenkammer  hingewiesen.  Der  König  wollte 
nur  diejenigen  Rechte,  welche  seiner  freien  Verfügungsgewalt 
verblieben,  nicht  in  demselben  Umfange  auch  dem  Regenten  ein- 
räumen. Nun  ist  aber  der  König  in  der  Vornahme  von  Vor- 
fassungsänderangen  nicht  frei,  sondern  selber  an  Schranken  ge- 
bunden, mitbin  trifft  der  bei  Festsetzung  der  Bestimmungen  de» 
§18  massgebend  gewesene  Grund  bezüglich  der  Aenderung  der  1 
Verfassung   nicht  zu.     Es  geht  daher   nicht  an,    den  §  18  aus- 


"  cf.  2.  Kapitel,  S.  7  f. 
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luend  zu  interpretiren  und  unter  dessen  Ausnahmsbestimmungen 
:h  das  Verfassungsänderungsverbot  mit  einzuteziehen. 

Anders  ist  es  aber,  wenn  man  die  Ansicht  des  Staatsrathes 
t  jener  des  Königs  identificirt.  In  diesem  Falle  kann  die  ratio 
s  §  18  nicht  herangezogen  werden,  weil  ja  feststeht,  dass  der 
äsetzgeber  ein  Verfassungsänderungsverbot  schaffen  wollte. 

Der  weitere  Grund,  der  gegen  die  Annahme  eines  Verfassungs- 
tderungsverbots  zeugt,  ist  der  von  Prof.  Kohler  in  seiner  oben 
wähnten  Abhandlung ^^  geltend  gemachte,  welcher  dahin  geht, 
ISS  eine  Interpretation  nur  ein  rechtlich  wirksames  Resultat  er- 
den darf.  Der  Nachweis  eines  in  der  bayerischen  Verfassungs- 
bmde  ausgesprochenen  Verfassungsänderungsverbots  lässt  sich, 
€  oben  dargethan  wurde,  mangels  ausdrücklicher  Bestimmungen 
IT  durch  Interpretation  liefern.  Nun  ist  aber  bekannter- 
assen  der  Gesetzgeber  an  ein  Verfassungsänderungsverbot  nicht 
(banden,  ein  derartiges  Verbot  ist  nicht  rechtsverbindhch.  Da 
aa  nun  aber  dem  Gesetzgeber  nicht  zumuthen  darf,  dass  er  eine 
tthtsunwirksame  Vorschrift  habe  erlassen  wollen,  so  muss  eine 
ftterpretation,  welche  zu  dem  Ergebniss  führen  würde,  dass  die 
'erfiassung  während  der  Regentschaft  nicht  geändert  werden  dürfe, 
bgelehnt  werden. 

Diese  Argumentation  triflft  jedoch  nur  für  den  Fall  zu,  wenn 
um  annimmt,  dass  der  König  mit  der  Anschauung  seines  Staats- 
ithes  nicht  einverstanden  war.  War  er  dagegen  einverstanden, 
hnn  steht  fest,  dass  der  Gesetzgeber  thatsächhch  die  Absicht 
kitte,  die  Abänderung  der  Verfassung  zu  verbieten.  Er  hat  dann 
Ä  Wirklichkeit  ein  rechtlich  unwirksames  Gesetz  schaffen  wollen. 

Mithin  sind  die  Ausführungen  Kohler's  nur  zum  Theil 
Bcbtig,  sie  sind  richtig  nur  dann,  wenn  der  König  den  auf  die 
Verfassungsänderung  bezüglichen  Inhalt  des  ProtokoUes  nicht  ge- 
Wligt  hat.  — 


''  cf.  1.  Kapitel,  S.  5  f. 
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• 

Man  könnte  nun  allenfalls  noch,  um  die  Existenz  eines  Yer- 
fassungsänderungsverbots  darzuthun,  mit  dem  Einwände  kommen, 
dass,  wenn  unter  der  Regentschaft  die  Verfassung  geändert  werden 
dürfte,  es  der  Regent  ganz  in  seiner  Hand  hätte,  die  ihm  in  §  18 
Tit.  II  der  Verf.-Urk.  gesetzten  Schranken  zu  beseitigen  und  so 
die  Absicht  des  Verfassungsgesetzgebers  zu  vereiteln,  dass  es  ihm 
mithin  nicht  verstattet  sein  dürfe,  die  Verfassung  zu  ändern;  allein 
dieser  Einwand  beweist  gar  nichts.  Es  ist  zwar  richtig,  dass, 
wenn  man  dem  Regenten  die  Befugniss  zuerkennt,  die  Verfassung 
ändern  zu  dürfen,  dieser  auch  die  Möglichkeit  hat,  den  §  18  L  c 
theilweise  oder  gar  ganz  zu  beseitigen;  indess  einmal  kann  der 
Regent  die  für  ihn  errichteten  Schranken  nicht  so  ohne  Weiteres 
aufheben,  es  ist  hiezu  auch  noch  die  Mitwirkung  der  übrigen 
gesetzgebenden  Factoren  nothwendig  und  sodann  bestehen  ja  anch 
für  den  König  ebenfalls  Schranken  —  man  denke  z.  6.  an  das  in 
§  3  Tit.  III  der  Verf.-Urk.  statuirte  Veräusserungsverbot  —  und 
dieser  ist  trotzdem  Unbestrittenermassen  berechtigt,  Verfassungs- 
änderungsanträge  zu  stellen.  Es  erweist  sich  sonach  auch  diesar 
Einwand  als  unzutreffend. 

Nach  alledem  dürfte  als  erwiesen  anzunehmen  sein,  dass  die 
bayerische  Verfassungsurkunde  kein  Verfassungsänderungsverbot 
enthält. 

Ist  dem  aber  so,  dann  hat  auch  der  im  bayerischen  Rechte 
anerkannte  Grundsatz  Anwendung  zu  finden,  dass  der  Regent 
principiell  alle  dem  Könige  zustehenden  Regierungsrechte  in  sich 
vereinigt,  dass  er  mithin  auch  die  Verfassung  ändern  darf. 

Es  ergibt  sich  sonach  für  das  bayerische  Recht  der  Satz: 
„Eine  Abänderung  der  Verfassung  ist  zu  jeder  Zeit, 
insbesondere  auch  zur  Zeit  einer  Regentschaft  möglich.** 

Xur  insofern  besteht  eine  Schranke,  als  der  Regent  jedesmal 
das  Gutachten  des  Regentschaftsratbes  einholen  muss;  denn  Net" 
iassungsänderungen  gehören  zweifellos  zu  den  wichtigen  Angelegen* 
heiten  des  §  19  Tit.  II  der  Verf.-Urk. 
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An  diesem  Resultate  würde  übrigens  auch,  wie  bereits  früher 

dargethan  wurde,   ein  ausdrückliches  YerfassungsäDderungsverbot 

^  nichts  ändern,   weil  der  Gesetzgeber  der  Gegenwart  den  Gesetz- 

b  gebar  der  Zukunft  nicht  binden  kann. 

I  Es  erübrigt  nun  noch  weiter  die  Erörterung  der  Frage,  ob 

I  nach  bayerischem  Staatsrechte  während  der  Dauer  einer  Regent- 

rr  Schaft  eine  Aenderung  der  Thronfolgeordnung  statthaft  ist  oder 

'  nidit.     Dies  soll  im  nächstfolgenden  Kapitel  geschehen. 

I. 

6.  K  a  p  i  t  e  1. 

Aenderung  der  bayerischen  Thronfolgeordnnng  während  des 

Bestehens  einer  Regentschaft. 

Auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  hinaus  werden  Bayerns 
Schicksale  menschlicher  Voraussicht  nach  in  den  Händen  eines 
Regenten  ruhen,  da  der  gegenwärtige  König  wohl  kaum  je  wieder 
in  den  Besitz  seiner  Geisteskräfte  kommen  und  zur  selbständigen 
Ausübung  der  Herrschergewalt  fähig  werden  wird. 

Da  nun  die  Regentschaft  einen  Ausnahmezustand  im  Staats- 
leben darstellt  und  eine  längere  Dauer  eines  solchen  Ausnahme- 
zustandes dem  Volksbewusstsein  keineswegs  als  wünschenswerth 
erscheint,  so  hat  man  den  Vorschlag  gemacht,  die  bestehende 
Thronfolgeordnung  abzuändern  und  die  Krone  dem  nächstberech- 
tigten regierungsfähigen  Agnaten  zu  übertragen. 

Die  Frage,  ob  ein  derartiges  Verlangen  politisch  irgend- 
wie begründet  werden  kann  oder  nicht,  soll  nicht  näher  unter- 
sucht werden.  Hier  interessirt  uns  nur,  ob  die  erstrebte  Aende- 
rung der  Thronfolgeordnung  vom  Standpunkte  des  bayerischen 
Rechtes  aus  zulässig  ist  oder  nicht. 

M.  E.  ist  an  der  rechtlichen  Zulässigkeit  nicht  zu  zweifeln. 

Zwar  sind  Zöpfl,  Hanke,  Grassmanx  und  einige  Andere 
entgegengesetzter  Ansicht,  d.  h.  sie  sprechen  sich  gegen  die  Zu- 
lässigkeit aus,  ich  vermag  indess  ihrer  Ansicht  nicht  beizu- 
pflichten. 
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ZöPFL^*  äussert  sich  hierüber  in  folgender  Weise: 

^Es  kann  Niemand  Rechten  entsagen,  die  er  nicht  hat 
Eigen thum  des  Landesverwesers  ist  die  Befugnis s,  die  Staats- 
gewalt im  administrirten  Lande  bis  zur  Volljährigkeit  des  Erb- 
prinzen auszuüben.  Dieser  kann  er  frei  entsagen.  Aber  über 
diese  gesetzlich  bestimmte  Dauer   seiner  Regierung  hinaus  er- 

streckt  sich  seine  Staatsgewalt  nicht 

Die  Befugniss,  durch  Veräusserung  des  Staates  oder  der 
Staatsgewalt  das  Regierwngsrecht  der  zur  Erbfolge  berechtig- 
ten Prinzen  zu  vernichten,  kommt  nach  deutschen  Staatsrechts- 
grundsätzen eben  so  wenig  dem  wahren  Landesherm  als  dem 
Landesverweser  zu;  denn  der  zur  Succession  Berechtigte  leitet 
sein  Recht  nicht  von  einer  Begünstigung  des  letzten  Besitzen, 
sondern  von  seiner  Abstammung  vom  ersten  Erwerber  ab.  Es 
kann  daher  auch  der  wahre  Landesherr  weder  eine  Abänderung 
der  Thronfolgeordnung  noch  eine  Ausschhessung  eines  Thron- 
folgeberechtigten  ohne  dessen  eigene  Zustimmung  verfugen  noch 
durch  wirkliche  Vornahme  einer  solchen  Handlung  den  bethei- 
ligten Thronfolgeinteressenten  im  Mindesten  präjudiciren.** 

Hanke ^*  begründet  seine  Anschauung  damit,  dass  er  sagt: 
„Der  Regent  besitzt  alle  die  Rechte  nicht,  die  untrennbar 
mit  der  Trägerschaft  der  Staatsgewalt  verbunden  und  nicht  auf 
den  dieselbe  Ausübenden  übertragbar  sind.  Er  kann  nicht  über 
das  Recht  selbst  und  seine  Trägerschaft  disponiren,  d.  h.  er 
kann  die  Thronfolge  nicht  ändern  und  den  Landesherm  ab- 
setzen. Es  wäre  dies  ein  Verfassungsbruch.  Der  Regent  ist 
aber  berechtigt,  über  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  zu  duB- 
poniren,  z.  B.  auf  verfassungsmässigem  Wege  den  VoUjährig- 
keitstcrmin  des  Landesherrn  hinaus  zu  schieben.^ 

GuASSMANN^^  verneint  die  Zulässigkeit  einer  Aenderung  der 


'^  ZöPFL,  Die  Regierungsvormundschaft  im  Verhältniss  zur  Landet- 
verfassung,  S.  72  f.  '*  Hanke,  Regentschaft  etc.,  S.  43. 

^*  Grassmann,  Das  Recht  der  Regentschaft  etc.  im  Archiv  für  öffentlichei 
Recht.    Bd.  VI  1891,  S.  520. 
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Successionsordnung,  weil  eine  derartige  Aenderung  dem  Wesen 
der  Regentschaft  als  der  Ausübung  eines  fremden  Rechtes  wider- 
sprechen würde. 

Die  Ausführungen  dieser  drei  Autoren,  welche  die  Frage  von 
allgemeinem  Standpunkte  aus  behandeln  ohne  Rücksicht  auf  das 
Staatsrecht  eines  bestimmten  Staates,  treffen  für  das  bayerische 
Recht  entschieden  nicht  zu,  abgesehen  davon,  dass  sie  auch  sonst 
nicht  haltbar  sind. 

Das  Recht  zur  Thronfolge  in  Bayern  bestimmt  sich  nach  den 
in  Tit.  n  der  Verf.-Urk.  enthaltenen  Voi-schriften.  Diese  allein 
sind  nunmehr  für  Bayern  massgebend,  aus  diesen  allein  lässt  sich 
das  Recht  zur  Regierung  in  Bayern  ableiten.  Wenn  dem  ent- 
gegen E.  V.  MoY  in  seinem  Lehrbuch  des  bayerischen  Staats- 
rechts^* das  Recht  zur  Regierung  aus  der  im  Jahre  1180  erfolgten 
Belehnnng  Otto's  I.  mit  der  Herzogswürde  herleiten  will,  so  ist 
dies  falsch.  Die  Thronfolgeordnung  der  Verfassungsurkunde  steht 
wohl  in  einem  historischen,  nicht  aber  in  einem  staatsrechtlichen 
Zusammenhang  mit  dem  alten  Erbrechte  des  bayerischen  Herrscher- 
hauses^^. Die  Thronfolgeordnung  ist  eine  staatsrechtUche  Ord- 
nung, sie  bildet  einen  Bestandtheil  der  Verfassungsurkunde,  sie 
ist  also  ein  Gesetz  und  zwar  ein  Verfassungsgesetz  und  muss  daher 
in  derselben  Weise  wie  irgend  ein  anderes  Verfassungsgesetz 
abgeändert  werden  können.  Insbesondere  ist  keine  Zustimmung 
der  Thronfolgeberechtigten,  deren  Rechte  durch  die  Aenderung 
berührt  werden,  erforderlich;  „denn  dem  ^Gesetze  gegenüber  gibt 
es  keine  wohlerworbenen  Rechte  **'*. 

Sonach  kann  nach  bayerischem  Rechte  der  König  in  der 
Form  eines  Verfassungsgesetzes  jede  Aenderung  der  Thronfolge- 
ordnung vornehmen. 

Was  aber  dem  König  gestattet  ist,  das  ist  auch  dem  Regenten 


«  Bd.  I,  1  §  39. 

"  Skvdel,  Staatsrecht  I,  S.  387  Anm.  1  u.  2. 
^*  Setdkl,  Staatsrecht  I,  S.  389  Anm.  3. 
Archiv  för  öffentliches  Recht.  X.  i. 
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zu  thun  erlaubt,  sofern  nicht  das  Gesetz  selbst  dem  Regenten 
rechtsverbindliche  Schranken  gesetzt  hat.  Die  Regentschaft  ist 
eine  Einrichtung,  die  nicht  so  fast  des  verhinderten  Monarcheo 
als  vielmehr  des  Staates  wegen  getroffen  worden  ist.  Er- 
fordert das  Interesse  des  Staates  eine  Abänderung  der  Thron- 
folgeordnung,  so  muss  jeder  Zeit,  insbesondere  auch  zur  Zeit 
einer  Regentschaft  —  ja  hier  gerade  am  meisten  —  die  Möglich- 
keit gegeben  sein,  eine  solche  Aenderung  zu  treffen. 

Die  Regelung  der  Thronfolgeordnung  ist  eine  Aufgabe  des  Gre- 
setzgebers.  Die  Gesetzgebung  übt  zur  Zeit  einer  Regentschaft  der 
Regent  im  Vereine  mit  dem  Landtage,  folglich  kann  der  Regent 
auf  verfassungsmässigem  Wege    die  Successionsordnung   ändern. 

Ja  eine  Vorschrift,  die  fiir  die  Dauer  einer  Regentschaft  die 
Aenderung  der  Thronfolgeordnung  ausschliessen  wollte,  wäre  recht- 
lich nicht  einmal  verbindlich,  weil  eine  unzulässige  Bindung  des 
Gesetzgebers  vorliegen  würde. 

Nach  alledem  steht  rechtlich  nichts  im  Wege,  dass  der  der- 
zeitige Verweser  des  Königreichs  Bayern,  Seine  Königliche  Hoheit 
Prinz  Luitpold,  als  König  auf  Bayerns  Thron  erhoben  werde. 

7.  Kapitel. 

Das  geltende  Recht  in  den  übrigen  znm  Deutschen  Reiche 
gehörigen  Staaten  mit  Ausnahme  Bayerns. 

Die  wenigsten  der  zum  deutschen  Reiche  vereinigten  Staateo 
kennen  eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  die  Frage,  ob  di« 
Verfassung  während  einer  Regentschaft  geändert  werden  dürfe, 
die  meisten  Verfassungen  übergehen   dieselbe  mit  Stillschweigen. 

Zu  den  Staaten,  welche  eine  besondere  Normirung  enthalten, 
gehören    die   Königreiche  Württemberg  und  Sachsen,  das 
Grossherzogthum  Oldenburg  und  das   Fürstenthum  Schwarx- 
burg-Sondershausen. 

Betrachtet  man  die  diesbezüglichen  Verfassungsbestimmunge» 
dieser  vier  Staaten,   so  findet  man,    dass  nur  in  einem  einzigei*> 
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Dämlich  im  Eürstenthum  Schwarzburg-Sondershausen  ein  —  und 
zwar  ein  beschränktes  —  Verfassungsänderungsverbot  besteht,  die 
übrigen  drei  gestatten  die  Aenderung  ausdrückUch,  jedoch  nur 
unter  ganz  bestimmten  Kautelen. 

Das  Landesgrundgesetz  des  Fürstenthums  Schwarzburg- 
Sondershausen^*  vom  8.  JuUus  1857  bestimmt  in  §  17: 

„Der  Regent  übt  im  Namen  des  Fürsten  die  Staatsgewalt, 
wie  sie  dem  Fürsten  selbst  zusteht.  Es  dürfen  jedoch  während 
der  Regentschaft  Veränderungen  der  Verfassung,  welche  die 
Rechte  des  Fürsten  schmälern  oder  demselben  neue  Verpflich- 
tungen auferlegen,  nicht  vorgenommen  werden." 

Hienach  steht  dem  Regenten  die  Ausübung  der  vollen  Staats- 
gewalt, insbesondere  auch  die  Befugniss  zur  Vornahme  von  Ver- 
fassungsänderungen auf  verfassungsmässigem  Wege  zu^*,  doch  ist 
letztere  Befugniss  insofern  durch  das  Gesetz  beschränkt,  als  solche 
Bestimmungen,  welche  eine  Schmälerung  der  Rechte  des  Fürsten 
bedeuten  oder  diesem  neue  Verpflichtungen  bringen,  nicht  erlassen 
werden  dürfen;  indess  ist  der  Regent  an  diese  Schranke  nicht  ge- 
bunden, da  es  sich  um  eine  Bindung  des  Gesetzgebers  handelt, 
die  nach  dem  früher  Ausgeführten  nicht  für  zulässig  zu  erachten 
ist.  Mithin  kann  auch  nach  dem  Rechte  von  Schwarzburg- 
Sondershausen  die  Verfassung  jeder  Zeit,  insonderheit  auch  unter 
einem  Reichs verweser  ohne  Einschränkung  geändert  werden. 

Ist  sonach  die  vom  Schwarzburg-Sondershausen'schen  Gesetz- 
geber gesetzte  Schranke  wirkungslos,  so  verhält  es  sich  nicht  ebenso 
\      mit  den  in   den  andern   drei  Staaten  —  Württemberg,   Sachsen 
1      mid  Oldenburg  —  statuirten  Einschränkungen. 
J  Es  gilt  dies  insbesondere  in  erster  Linie  von  der  etwas  eigen- 

i  thümlichen  Bestimmung  des  Königreichs  Württemberg ®®. 
i  Dessen  Verfassungsurkunde  vom  25.  Sept.  1819  stellt  in  §  15  den 
Grundsatz  an  die  Spitze: 


I 


"•  cF.Stoerk,  Handbuch  der  deutschen  Verfassungen.  Leipzig  1884,  S.  485. 

^  cf.  Stoerk,  S.  173. 

4* 
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^Der  Beichsverweser  übt   die  Staatsgewalt  in  demselben 
Umfange;  wie  sie  dem  König  zusteht,  im  Namen  des  Königs 
verfassungsmässig  aus.^ 
In  Absatz  2  heisst  es  sodann  mit  Bezug  auf  das  Becht  zur 
Vornahme  von  Verfassungsänderungen: 

^  Jede  während  einer  Beichsverwesung  verabschiedete  Ver- 
änderung eines  Verfassungspunktes  gilt  nur  für  die  Dauer 
der  Regentschaft." 

Hier  handelt  es  sich  um  keine  Bindung  des  Gesetzgebers  wie 
im  vorigen  Falle.  Die  Staatsgewalt  kann  sich  hienach  auch  während 
der  Dauer  der  Regentschaft  frei  und  ungehindert  bethätigen.  Es 
besteht  sohin  kein  Grund,  eine  derartige  Vorschrift  für  unwirk- 
sam zu  erklären.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  dieselbe  gerade  be> 
sonders  praktisch  ist.  — 

Die  Verf.-Ürk.  des  Königreichs  Sachsen®^  vom  4.  Sept.  1831 
bestimmt  in  §  12: 

„Der  Regierungsverweser  übt  die  Staatsgewalt  in  dem  Um- 
fange, wie  sie  dem  Könige  zusteht,  unter  dessen  Namen  Ter- 
fassungsmässig  aus.  Veränderungen  in  der  Verfassung  dürfen 
von  dem  Regierungsverweser  weder  in  Antrag  gebracht  noch, 
wenn  sie  von  den  Ständen  beantragt  werden,  genehmigt  werden, 
als  wenn  solche  von  ihm  unter  Beirath  des  nach  §  11  kon- 
stituirten  Familienrathes  und  in  Folge  eines  in  dem  daselbst 
vorgeschriebenen  Maasse  gefassten  Beschlusses  geschieht.  Der- 
gleichen Aenderungen  erhalten  aber  dann  bleibende  Giltig- 
keit." 

Der  Schlusssatz  ist  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  Bestim- 
mung der  württembergischen  Verfassungsurkunde  beigefügt  worden- 
Er  hätte  indess  fuglich  wegbleiben  können,  da  er  nur  Selbstver- 
ständliches enthält. 

Eine  ähnliche  Vorschrift  wie  in  der  sächsischen  Verfassungs- 


"  Stoebk,  S.  110. 
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orkimde  findet  sich  in  dem  revidirten  Staatsgrundgesetz  des  Gross- 
herzogthums  Oldenburg®"  vom  22.  Nov.  1852. 
Nach  Art.  25  §  1  dieses  Gesetzes 

„übt  der  Regent   die  Staatsgewalt,    wie   sie    dem   Gross- 
herzoge selbst  zusteht,  in  dessen  Namen  verfassungsmässig  aus. 
Eine  Veränderung  der  Verfassung  darf  jedoch  von  ihm  nur  be- 
antragt werden,  wenn  er  dazu  vorher  die  Zustimmung  der  voll- 
jährigen Prinzen  des  grossherzoglichen  Hauses  erlangt  hat.'' 
Die  beiden  zuletzt  genannten  Staaten  haben  das  miteinander 
gemein,  dass  sie  die  Abänderung  der  Verfassung  jeder  Zeit  zu- 
lassen, dem  Regenten  aber  die  Einhaltung  ganz  bestimmter  Form- 
Torschriften    gebieten.     Beobachtet  er  diese,   dann  ist  jede  Ver- 
ÜLssungsänderung  gestattet. 

In  allen  übrigen  zum  Reiche  gehörigen  Staaten  ^'^  finden  sich 
keine  besonderen  Bestimmungen  über  unsere  Frage. 

Es  hat  daher,  wie  früher®*  gezeigt  wurde,  der  Satz  zu  gelten, 
dass  der  Regent  die  Staatsgewalt  in  demselben  Umfange  ausübt, 
wie  der  Herrscher,  dass  er  mithin  auch  zur  Abänderung  der  Ver- 
&ssang  auf  verfassungsmässigem  Wege  befugt  ist. 
Wir  kommen  sonach  zu  dem  Ergebniss: 
„Nach  dem  Rechte  aller  dem  deutschen  Reiche 
angehörigen  Staaten  sind  Verfassungsänderungen 
während  der  Dauer  einer  Regentschaft  zulässig. '^ 


^  Stoebk  S.  297. 

*•  Von  Bayern  soll  hier  nicht  mehr  gehandelt  werden. 

^  cf.  oben  3.  Kapitel. 
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Zur  Theorie 
des  österreichischen  Arbeiterversichenmgsrecl] 

Von 

Dr.  J.  Ofner  in  Wien. 


Jede  Gesellschaftsklasse  und  damit  auch  die  von  ihr  gel( 
Gesellschaft  bildet  sich  eine  Idee  von  dem  Wesen  und  Z 
des  Staates  gemäss  ihren  eigenen  Bestrebungen  und  den  B 
gungen  ihrer  Macht.  Für  die  theokratische  Gesellschaft  ist 
Staat  eine  grosse  Kirche,  für  die  kriegerische  ein  bewaffi 
Lager,  für  die  kaufmännische  eine  Bank,  ein  Geld-,  Spai--,  Cr 
und  Versicherungsinstitut,  für  die  industrielle  ein  Produktivu 
nehmen.  Wir  können  alle  diese  Anschauungen  heute  beobae 
Die  theokratische  hat  wohl  den  Höhepunkt  überschritten,  ist 
noch  verbreitet  genug ;  das  bewaffnete  Lager  haben  wir,  und 
Bankinstitut  bildet  sich  immer  mehr  aus;  das  Produktivu 
nehmen  ist  vorläufig  Ideal  der  Sozialdemokraten.  Der  Vers 
rungsgedanke  gehört  der  kaufmännischen  Aera  an.  Doch  i 
irreführend,  wenn  man  bei  der  Arbeiterversicherung  in  dem  T^ 
mehr  als  eine  Analogie  im  Zweck  erblickt.  Die  Arbeitervers 
rung  hat  mit  der  Pensionirung  von  Staatsdienem  und  der 
sorgung  ihrer  Hinterbliebenen  eine  grössere  innere  Verwandtsc 
als  mit  dem  Verhältniss  aus  einem  Versicherungsvertrag. 

^  Dr.  Adolf  Menzel  ,   Die  Arbeiterversicherung  nach  österreichü 
Rechte.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot.    1893. 
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Wenn  man  von  dem  Ideenkreis  der  individuellen  Wirth- 
schaft  ausgeht,  so  lehnt  sich  die  Arbeiterversichcrung  an  den  Be- 
griff des  Normallohns  an.  Der  Lohn  des  Arbeiters  soll  aus- 
reichen, um  dem  Arbeiter  und  seiner  Familie  nicht  bloss  den 
Qnterhalt  für  die  Zeit  des  Arbeitens  zu  gewähren,  sondern  auch 
sinen  Sparpfennig  für  Zeiten,  da  er  nicht  arbeiten  kann,  Zeiten 
ier  Arbeitslosigkeit,  der  Krankheit,  des  Alters  oder  der  Invali- 
ütät,  endlich  der  Vaterlosigkeit  seiner  FamiHe  zu  schaflFen.  Die 
Verschiedenheit  der  wirthschaftlichen  Macht  des  Arbeitgebers 
and  des  Arbeiters  lässt  diesen  Normallohn  bei  uns  im  gewöhn- 
ichen  Wege  nicht  entstehen.  Der  Staat  nimmt  daher  die  Sorge 
Für  den  Arbeiter  in  Ausnahmszeiten,  da  er  nicht  arbeiten  kann, 
n  seine  Hand  und  legt  nach  der  bisherigen  Praxis  den  Bethei- 
igten  hiezu  eine  Gebühr  auf.  Diese  Characteristik  der  Ver- 
ucheining  und  der  abverlangten  Beiträge  ist  allein  geeignet,  bei 
ier  Feststellung  der  Rechtsverhältnisse  aus  der  Arbeiterversiche- 
rung Irrwege  zu  verhüten.  Weder  die  Personen  der  Verpflichte- 
ten und  Berechtigten,  noch  auch  das  Maass  ihrer  Verpflichtung  und 
Berechtigung  oder  deren  Verhältniss  zu  einander  darf  nach  Ana- 
logie des  Versicherungsvertrags  beurtheilt  werden.  Ebensowenig 
dürfen  verschiedene  Systeme  der  Arbeiterversicherung,  um  ihre 
Güte  zu  messen,  mit  Rücksicht  auf  den  Versicherungsvertrag  als 
Urbüd  verglichen  werden. 

Damit  ist  auch  schon  die  Frage,  ob  die  Arbeiterversicherung 
einen  öffentlich-rechtlichen  oder  einen  gemischten,  theils 
öffentlich-  theils  privatrechtlichen  Charakter  habe,  beantwortet. 
Die  Gründe  für  den  Antheil  des  Privatrechts  an  dem  Institut 
lassen  sich  anschauUch  durch  die  Analogie  des  Schulwesens  wider- 
legen. Auch  das  Schulwesen  ist  nicht  bloss  im  Interesse  des 
Staates  gelegen,  sondern  zugleich  insbesondere  im  Interesse  der 
einzelnen  Schüler.  Neben  den  öfi'enthchen  Lehranstalten  gibt  es 
private,  und  ebenso  ist  Unterricht  im  Hause  gestattet.  Die  Rechts- 
verhältnisse, welche  aus  dem  Hausunterrichte  zwischen  Eltern  und 
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Privatlehrern  entstehen,  gehören  dem  Privatrecht  an  und  werden 
durch  das  Civilgericht  entschieden.  Alles  so,  wie  es  von  einzelnen 
Autoren  des  deutschen  Arbeiterversicherungsrechtes  und  auch  von 
dem  Yerdienstvollen  Verfasser  des  ersten  Systems  über  das  öster- 
reichische Arbeiterversicherungsrecht,  Professor  Menzel,  als  Be- 
weis angeführt  wird,  dass  man  der  Arbeiterversicherung  keinen 
einheitiichen  öflFentlich-rechtlichen  Charakter  zuerkennen  dürfe. 
Dennoch  zweifelt  niemand  an  der  rein  öffenthch-rechtlichen  Natur 
des  Schulwesens.  Die  Institution  ist  in  jeder  Faser  vom  Inte^ 
esse  des  Gemeinwesens  durchzogen.  Auch  die  privaten  Lehr- 
institute stehen  unter  dauernder  öffentlicher  Aufsicht.  Es  wird 
ihnen  anbefohlen,  was  sie  zu  leisten  haben,  ihre  Erfolge  werden 
amtlich  geprüft,  und  wenn  sie  nicht  genügen,  werden  die  Eltern 
gezwungen,  in  anderer  Weise  für  die  genügende  Schulbildung  der 
£[inder  zu  sorgen.  Der  Geist  des  öffentUchen  Rechts  waltet 
überall.  Das  Gleiche  gilt  für  die  Arbeiterversicherung,  dieses 
Ejnd  der  modernen  RechtspoUtik,  welche  den  Arbeiter  allmählig 
in  die  Gesellschaft  aufnehmen,  allmählig  sozial  wie  politisch  zum 
Vollbürger  erheben  will.  Die  Arbeiterversicherung  kann  vom 
analytischen  Gesichtspunkte  aus  mannigfach  eingruppirt  werden 
(Vgl.  Menzel  §  2).  Im  heutigen  Recht  erhält  sie  ihren  Character 
aus  der  Fürsorge  des  Staates  für  seine  ärmsten  und  wichtigsten 
Angehörigen,  die  allen  Reichthum  schaffen  und  selbst  Noth  leiden. 
Wie  man  sich  den  nothwendigen  freien  BUck  für  die  Ausgestal- 
tung des  modernen  Schulwesens  verstellt,  wenn  man  es  in  die 
privatrechtliche  Gruppe  der  operae  Uberales  einfügt,  so  darf  man 
die  Begriffe  und  Regeln  eines  privaten  Vertrags,  speziell  des  Ver- 
sicherungsvertrags nicht  als  Normal  für  die  Entwicklung  der  Ar- 
beiterversicherung betrachten.   (Rosin,  Jellinek.) 

Es  ist  insbesondere  von  hohem  Wert,  die  Beiträge,  welche 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  auferlegt  sind,  ganz  abseits  vom  Ver- 
sicherungsvertrag und  nicht  als  Prämien,  sondern,  wie  das  Schul- 
geld, als  Gebühren  zu  behandeln.     Sie  können   daher  auch  bei 
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gleichbleibenden  Versorgungsansprüchen  geändert ,  selbst  auf- 
[elassen  werden.  So  legt  z.  B.  die  weiterhin  zu  besprechende  Novelle 
om  20.  Juli  1894  die  Beiträge  für  die  Unfallversicherung  der 
üisenbahnarbeiter  ganz  den  Unternehmern  auf,  ohne  die  Rechte 
ler  Arbeiter  zu  mindern.  Die  Belastung  des  Arbeiters  mit  zwei 
>rittheilen  der  Beiträge  für  die  Elrankenversicherung  ist  zu  hoch, 
reil  sich  die  Lohnsätze  nach  allgemeiner  Erfahrung  derartigen 
jasten  nur  langsam  anschmiegen,  der  Arbeiter  also  von  seinem 
irot  zahlt.  Der  Staat  kann  auch  auf  die  Vermögenslage  der 
jeistangspflichtigen  Rücksicht  nehmen.  Der  Kleingewerbetreibende, 
ler  selbst  nur  ein  Arbeiter  ist,  empfindet  den  90 folgen  Beitrag 
ur  Unfallversicherung  viel  härter  als  der  Fabrikant.  Seine  grund- 
ätzliehe  Gleichstellung  mit  diesem  ist  unbillig,  der  Gedanke  der 
Regression  zutreflfender.  Will  man  die  Progression  noch  nicht 
infiihren,  so  könnte  für  Kleingewerbetreibende  der  Staat  einen 
joschuss  leisten,  vrie  er  es  im  Deutschen  Reich  allgemein  für  die 
kitersversorgung  thut.  Die  Auffassung  der  Beitragspflicht  als 
jebühr  gehört  zu  den  wichtigsten  Entwicklungsideen  des  Instituts. 
Die  österreichische  Arbeiterversicherung  ist  aus  der  deutschen 
rwachsen.  Ihr  Umfang  ist  noch  bei  weitem  geringer,  die  Versiche- 
ang  für  Alter  und  Invalidität  (wenn  man  von  dem  überkommenen 
linzelinstitut  der  Bruderladen  absieht,)  überhaupt  noch  nicht  auf- 
;enommen.  Doch  bürgert  sich  das  Institut  ein,  und  neuestens  hat 
las  Gesetz  vom  20.  Juli  1894  Z.  168  d.  R.-G.-B.  das  Gebiet  der 
CnüftUversicherung  erfreulich  ausgedehnt.  Der  Zwang  zur  Versiche- 
rung ist  durch  sie  auf  Eisenbahnen,  Transportunternehmungen  zu 
Land  oder  in  Binnengewässern,  Baggereien,  Unternehmungen  für 
Reinigung  von  Strassen  oder  Gebäuden,  Lagerhäuser  und  andere 
Waarenlageruntemehmungen,  Theater,  Berufsfeuerwehren,  dann 
die  Gewerbebetriebe  der  Canalräumer,  der  Rauchfangkehrer,  der 
Steinmetze,  Brunnenmacher  und  Eisenconstructeure  erweitert.  Die 
Tersicherungspflicht  erstreckt  sich  bei  Eisenbahnen  und  Trans- 
portuntemehmungen  auch  auf  die  Arbeiter  und  Beamten,  welche 
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im  Betrieb  der  inländischen  Unternehmung  im  Ausland  bescli 
tigt  sind,  vorausgesetzt;  dass  sie  nicht  nach  der  Gesetzgebung  des  a 
wärtigen  Staates  versichert  sind.  Zugleich  ist  nunmehr  allen  ünt 
nehmern  ohne  Unterschied  der  freiwillige  Beitritt  zur  Unfallversic] 
rung  für  sich  und  die  Personen  in  ihrem  Geschäftsbetrieb  gestatt 

Die  wesentlichen  Eigenthümlichkeiten,  durch  welche  sich  i 
österreichische  Einrichtung  der  Arbeiterversicherung  von  c 
deutschen  unterscheidet,  die  territorialen  Verbände  und  das  Umlaj 
verfahren,  haben  sich  im  Allgemeinen  bewährt.  Die  Einzelfirag 
hat  sie  zumeist  mit  dem  deutschen  Institut  gemeinsam.  Einige  Thi 
Sachen  und  Begriffe,  welche  im  Arbeiterversicherungsrecht  praktis 
werden,  theils  allgemeiner  Natur,  theils  dem  Institute  eigenthü 
lieh,  will  ich  im  Nachstehenden  an  der  Hand  des  Werkes  Menze 
untersuchen.  Menzel  ist  analytisch  veranlagt,  klar,  einfach,  t 
befangen,  weniger  schwungvoll.  Sein  Werk  ist  geeignet,  jed 
Denkwilligen  in  die  Theorie  des  Instituts  einzuführen  und  fiir  d 
Studium  des  österreichischen  Rechts  unentbehrlich.  Insbesond« 
ist  die  Darstellung  der  Unfallversicherung  gelungen,  während  i 
Schwäche  des  Analytikers  sich  dort  zeigt,  wo  der  Verfasser  si 
ohne  Vorbild  und  Analogie  entscheiden  soll.  Wir  finden  z. 
am  Schlüsse  des  §  87  (S.  374)  den  Satz:  „Ob  die  einzelnen  pri 
legirten  Versicherungsberechtigten  auf  Grund  einer  WillenserU 
rung  das  Versicherungsverhältniss  jederzeit  lösen  können,  oder  « 
nur  ein  korporativer  Austritt  aller  im  Betriebe  beschäftigten  R 
sonen  möglich  sei,  ob  hiebei  auch  der  Unternehmer  seine  Z 
Stimmung  ertheilen  müsse,  ob  endlich  die  Nichtzahlung  der  1 
träge  durch  vier  aufeinander  folgende  Wochen  eine  Auflösn 
des  Versicherungsverhältnisses  ebenso  herbeiführe,  wie  sonst  1 
versicherungsberechtigten  Personen :  sind  Fragen ,  welche  i 
Grund  des  geltenden  Gesetzes  nicht  beantwortet  werden  komm 
AVenn  aber  nun  ein  solcher  Fall  eintritt,  wie  soll  der  Ridll 
ihn  beantworten,  wenn  der  Systematiker  ihn  verlässt? 

Im  Personenrechte  des  Arbeiterversicherungsrechtes  ist  il 
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ondere  der  Begriff  des  Arbeiters  massgebend.  Er  wird  von 
tt  österreichiscben  Verwaltungsgericbtshofe  weiter  gezogen,  als 
a  deutschen  Reichsgericht.  Die  Krankenversicherung  wird  z.  B. 
h  auf  Schauspieler  und  Orchestermitglieder,  auf  das  Personal  von 
vokaten-  und  Notariatskanzleien,  sogar  auf  Advokaturs-  und  No- 
!atskandidaten  ausgedehnt.  Eine  gewisse  Erweiterung  war  wol 
on  bei  der  Berathung  des  Krankenversicherungs-Gesetzes  im  Ab- 
rdnetenhaus  von  dem  Regierungsvertreter  gestreift  worden.  Das 
ndmachungspatent  zur  Gewerbeordnung  vom  20.  Dez.  1859 
It  nämlich  im  Absatz  IV  ^alle  gewerbsmässig  betriebenen  Be- 
äftigungen,  sie  mögen  die  Hervorbringung,  Bearbeitung  oder 
gestaltung  von  Verkehrsgegenständen,  den  Betrieb  von  Handels- 
^häften  oder  die  Verrichtung  von  Dienstleistungen  und  Ar- 
rcn  zum  Gegenstande  haben",  unter  die  Gewerbeordnung.  Im 
satz  V  sind  dann,  ziemlich  ungeordnet,  einzelne  Arten  von 
chäftigungen  und  Unternehmungen  genannt,  auf  welche  das 
\etz  keine  Anwendung  findet:  land-  und  forstwirthschaftliche 
Mluktion  mit  ihren  Nebengewerben,  Bergbau,  literarische  Thätig- 
,  Taglöhnerarbeit ,  Hausarbeit,  Advokatur  und  Notariat, 
mtur,  Heilkunde,  Unterricht,  Banken,  Eisenbahn-  und  Dampf- 
fiahrtsuntemehmungen,  Zeitungen,  Hausirhandel  u,  a.  Der 
^ierungsvertreter  Dr.  Steinijach  bemerkte  nun  bei  der  Be- 
lung  kurz,  die  Regierung  gedenke  die  Worte  „gewerbsmässige 
emehmungen"  im  Krankenversicherungsgesetz  nicht  auf  die  der 
verbeordnung  unterliegenden  Beschäftigungen  zu  beschränken. 
lohe  der  im  Abs.  V  des  Kundmachungspatentes  zur  Gewerbe- 
nung  genannten  Unternehmungen  einbezogen  werden  sollten 
r  von  welchen  Gesichtspunkten  man  ausgehen  werde,  darüber 
wieg  er  und  Niemand  frug.  Das  Gesetz  hatte  zugleich  eine 
Weiterung  dadurch  geschaffen,  dass  es  nicht,  wie  das  deutsche 
jht,  Angestellte  mit  höherem  Gehalt  ausschliesst,  sondern  nur 
?  Grenze  des  versicherten  Betrags  kennt,  indem  es  bei  Höher- 
oldeten  den  Gehalt  bis  zum  Betrage  von  1200  fl.  einbezieht. 
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Die  Novelle  vom  20.  Juli  1894  hat  für  Eisenbahnbedienstete  s 
diese  Grenze  beseitigt.  Der  quantitativen  Erweiterung  gesellt 
nunmehr  in  der  Ausfuhrung  des  Gesetzes  eine  qualitative.  De 
enge  Anschluss  an  den  Sprachgebrauch  ist  wohl  auch  dem  Zw 
des  Institutes  nicht  entsprechend.  Das  gering  besoldete  Pen 
der  Bühne  z.  B.  ist  in  Krankheitsfällen  ebenso  dem  Mangel  ai 
setzt,  wie  das  Personal  einer  Fabrik,  und  wenn  seine  Thätig 
weil  sie  nur  unterhält,  herkömmlich  nicht  als  Arbeit  bezeic 
wird:  die  Grundlage  des  Gesetzes,  die  Noth,  macht  bei  der  B 
nicht  Halt,  und  ebensowenig  bei  den  Kanzleien  der  Advok 
und  Notare.  Für  die  Einbeziehung  des  Theaterpersonals  sp: 
derzeit  auch  die  Novelle  vom  20.  Juli  1894.  Nur  die  Advoka 
und  Notariatskandidaten  sollten  in  den  Begriff  des  Arbeiters  : 
dem  Zwecke  des  Gesetzes  zu  Folge  nicht  einbezogen  werden.  I 
sie  sind  junge  Advokaten  (jeunes  avocats)  und  Notare,  w< 
lediglich  um  ihrer  praktischen  Ausbildung  willen  einige  Zeit  i 
einem  gereiften  Kollegen  arbeiten  müssen,  bevor  sie  selbstä 
thätig  sein  dürfen.  Die  Kanzlei  hat  für  sie  die  gleiche  Ba 
mung,  wie  das  Gericht,  bei  welchem  sie  practiciren.  Aucl 
Grundlage  des  Gesetzes  trifft  fiir  sie  nicht  ein,  weil  ihre  P 
kurz  ist  und  in  die  Jahre  der  jugendlichen  Kraft  und  Ges 
heit  fallt. 

Eine  zweite  Frage  des  Personenrechtes  betrifft  die  1 
Sicherungskassen.  Sind  sie  Korporationen  oder  Anstal 
Das  österreichische  Gesetz  erklärt  sie  als  Anstalten,  gebra 
dieses  Wort  aber  offensichtlich  in  dem  weiteren  Sinn  von  Z^ 
einrichtungen  (juristischen  Personen),  während  es  die  en 
Unterscheidung  zwischen  den  beiden  Arten  Korporati 
und  Anstalten,  offen  lässt.  Fasst  man  das  imterscheid 
Moment  materiellrechtUch  und  geht  in  das  Wesen  der 
glieds-  oder  Organeigenschaft  ein,  so  müsste  man  das  Vorwj 
des  persönUchen  oder  sachlichen  Momentes,  der  fireien 
fugungsgewalt  oder  des  Zweckdienstes  entscheiden  lassen.    I 
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wären  die  Yersicherungskassen  (gegen  die  Ansicht  Menzel' s)  als 
Anstalten  zu  characterisiren,  weil  die  Verfügungsgewalt  der 
Mitglieder  sehr  beschränkt,  die  Zweckorganisation  durch  das  Ge- 
setz fest  Yorgezeichnet  ist.  Sie  enthalten  daher  wohl  den  Keim 
eines  Yereinsorganismus,  der  sich  aber  durch  den  gesetzlichen 
Zwang  nicht  entwickeln  kann.  Die  Erfahrung  hat  indessen  sowohl 
bei  der  Eintheilung  der  juristischen  Pereonen,  als  auch  bei  der 
Umgrenzung  des  Gruppenbegriffs  selbst  gezeigt,  dass  das  formale 
Unterscheidungsmoment  klarer  ist  und  im  Allgemeinen  genügt. 
Man  darf  sich  nur  dann  nicht  verleiten  lassen,  aus  der  formalen 
Umgrenzung  materielle  Folgen  abzuleiten,  während  dieser  Fehler 
immer  wieder  gemacht  wird  (Ofneb,  Servit.  §§  5 — 7). 

Von  den  Kassen  haben  die  territorialen  Unfallversicherungs- 
kassen, die  Bezirks-  (und  gegen  M.)  auch  die  Genossenschaftskranken- 
kassen, welche  letzteren,  wo  sie  errichtet  sind,  für  die  Mitglieder 
ier  Genossenschaft  die  Stelle  der  Bezirkskrankenkasse  einnehmen, 
offentlich-rechtUchen  Charakter.  Die  anderen  Anstalten  sind  freier, 
aber  darch  Musterstatuten,  durch  Vorschreibung  von  Maximal-  und 
Minimalsätzen  gehalten,  durch  die  amtliche  Bewachung  ihrer 
Eweckentsprechenden  Wirksamkeit  der  öffentlichen  Organisation 
eingegliedert.  Das  Gleichniss  des  Schulwesens  trifft  hier  über- 
all ein. 

Bei  der  Lehre  von  den  Rechtsobjekten  tritt  der  Begriff 
Lohn  vor.  Lohn  ist  das  Einkommen,  welches  dem  unselbständigen 
A^rbeiter  als  Entgelt  für  seine  Arbeit  gewährt  wird.  Menzel 
definirt  etwas  anders ,  und  entwickelt  dadurch  unbewusst  eine 
Theorie  des  Xormallohns.  Lohn,  erklärt  er,  ist  der  Antheil, 
welcher  der  menschlichen  Arbeitskraft  aus  dem  Ergebnisse  der 
Produktion  zufallt.  In  dem  Gegensatz  von  Antheil  und  Entgelt, 
in  der  Erfahrungsthatsache,  dass  der  Arbeiter  seinen  Antheil  oft 
um  jeden  Preis  losschlagen  muss^  liegt  aber  die  ganze  Geschichte 
des  Arbeiterelends.  Die  Entwicklung  der  Lohntheorie  beruht 
darauf,  dass  der  Lohn  als  Preis   für  den  Antheil  des  Arbeiters 
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am  Produkt  erkannt  und  dann  auch  darnach  bemessen  y 
(Ofner,  Rechtsprinzip  des  Arbeitslohns).  Die  Unterscheidung 
Lohn  und  Gehalt  ist  mehr  sozial,  als  logisch  zu  fassen.  A 
die  Erklärung  des  Gehaltes  als  Zeitlohn  bei  üblich  längerer  Die 
zeit  (welche  Menzel  versucht)  ist  nicht  sprachgerecht.  Gese 
und  Dienstboten  erbalten  Lohn,  Handlungsgehilfen  und  Diumii 
Gehalt.  Im  Allgemeinen  kann  man  sagen:  Werk-  und  Mus 
arbeit  bringen  Lohn. 

Von  den  juristischen  Thatsachen,  welche  auch  im 
beiterversicherungsrecht  practisch  werden  (Menzel  §  25),  wird 
Vereinbarung  (Gesammtakt)  und  ihr  Unterschied  von  dem  ^ 
trag  derzeit  öfters  besprochen.  NamentUch  war  der  verstört 
KuNTZE  ihr  Prophet.  Der  Unterschied  kam  zufallig  vor  ku 
Zeit  auch  im  politischen  Leben,  in  einer  Rede  des  ungarisc 
Juztizminister  Szilagyi  über  das  Verhältniss  zwischen  den  bei 
Hälften  der  österr.-ungar.  Monarchie  zur  Sprache.  Man  h 
den  Vertragscharakter  des  Verhältnisses  angefochten.  Der  Jm 
minister  erklärte,  dass  es  sich  nicht  um  einen  Vertrag,  wohl  ii 
um  eine  bindende  Vereinbarung  handle.  Der  Gegensatz  zwisc 
Vereinbarung  und  Vertrag  besteht  nicht  darin,  dass  bei 
ersteren  Einheitlichkeit,  beim  Vertrag  Diflferenz  der  Interef 
besteht-,  auch  der  Gesellschaftsvertrag  ist  ein  Vertrag.  Der* 
danke  der  Vereinbarung  entspricht  vielmehr  dem  des  Versprech 
als  Verpflichtungsgrund,  und  erweitert  ihn  auf  die  Fälle,  bei  de 
die  Erklärung  kein  Versprechen  enthält,  sondern  einen  ande 
rechtserzeugenden  Inhalt  hat.  Er  verlegt  das  rechtlich  binde 
Moment  von  dem  Zusammentreffen  der  Erklärungen  in  die  t 
zelne  Erklärung  selbst.  Das  Zusammentreffen  der  Erklänui 
beider  Theile,  die  Einigung,  ist  wohl  zumeist  die  nothwend 
Ergänzung,  kann  aber  auch  fehlen.  Wann  dies  der  Fall  ist,  wi 
und  in  welcher  Art  die  Ergänzung  stattzufinden  hat,  ist  indukt 
das  heisst,  nicht  aus  reiner  Logik,  sondern  rechtspolitisch,  : 
Rücksicht  auf  die  Ergebnisse  der  bisherigen  Erfahrung  und 
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5se,  welche  sie  gestatten,  zu  beantworten.  Nach  ihnen  ist 
tscheiden,  ob  Annahme  der  Erklärung  nöthig  ist,  damit  der 
ichtigte  rechtliche  Erfolg  eintrete,  ob  Mittheilung  Seitens 
rklärenden  oder  Kenntnissnahme  irgend  welcher  Art  genügt, 
'  Annahme  sofort  erfolgen  muss,  ausdrücklich  oder  nur  still- 
igend  u.  a.  Die  durch  den  bisherigen  Vertragsbegriflf  fest- 
:ene  Bedingung  der  unitas  actus  für  das  rechtliche  Gebunden- 
st fällt,  und  das  Rechtsdenken,  ob,  in  welcher  Art  und  Zeit 
rklärungen  zusammenschliessen  müssen,  wird  frei.  Die  Lehre 
Sesammtakt  führt  also  auf  die  Lehre  von  der  Willens- 
irung  als  Kechtsgrund,  in  welcher  auch  das  Versprechen 
erpflichtungsgrund  aufgeht.  Der  Vertrag  aber  erscheint  als 
)rzüglichste  Unterart  des  Gesammtaktes. 
3er  öffentliche  Character  des  Arbeiterversicherungsrechtes, 
er  den  hergebrachten  Formalismus  auch  im  Prozess  an 
ben  Orten  durchbricht,  hat  auch  in  der  Lehre  der  Fristen, 
er  Unterscheidung  zwischen  Präclusiv-  und  Verjährungsfrist, 
Verwirrung  hervorgerufen.  Man  verlangt  herkömmlich  fiir 
'erjährung  eine  Klage  (oder  Einrede),  und  lässt  sonstige 
lieh  bedeutsame  Acte  befristet  sein.  Aber  die  österreichi- 
Arbeiterversicherungsgesetze  sind  der  Unterscheidung  nicht 
ig  und  setzen  Me:nzel,  der  die  alte  Formel  beibehalten  will, 
die  Sache  zu  opfern,  in  arge  Verlegenheit.  So  z.  B.  ist 
rist  für  die  Anmeldung  eines  Unfalls  nach  den  Bedingungen 
Laufs  eine  Verjährungsfrist  d.  h.  sie  wird  durch  die  Hemm- 
und  Hindemisse  der  Verjährung  verlängert.  Auch  Menzel 
at  bei,  aber  er  ist  ängstlich  bestrebt,  zu  seiner  ßechtferti- 
darzuthun,  dass  die  Anmeldung  eigentlich  eine  Klage  sei. 
Frist  der  Entschädigungsklage  erklärt  Menzel  als  Präclusiv- 
und  bemüht  sich  nun  zu  beweisen,  dass  sie  eigentlich  keine 
je,  sondern  eine  Beschwerde  sei.  Es  thut  hier  wiederum  noth, 
rechtspolitischen  Gesichtspunkt  walten  zu  lassen.  Die  Unter- 
adung  ist  darnach  zu  treflfen,  ob  grundsätzlich  oder  (bei  einem 
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bestehenden  Gesetz)  nach  dem  erkennbaren  Willen  des  Ge 
gebers  die  Frist  zur  Geltendmachung  eines  Anspruchs  d 
Hemmnisse  und  Hindernisse  normal  verlängert  werden  soll ( 
jährungsfiist),  oder  ob  nur  abnormal  im  Wege  der  Wiede 
Setzung,  oder  gar  nicht,  weil  die  scharfe  Begrenzung  der  Sch^ 
zeit  derart  wichtig  ist,  dass  sie  die  Härte  in  einzelnen  seit 
Fällen  rechtfertigt  (Präklusivfrist).  Die  Art  der  Geltendmac] 
(Anmeldung,  Klage,  Abzug,  Retention)  ist  unwesentlich, 
mag  für  die  gerichtliche  Geltendmachung  theoretisch  Klage 
Beschwerde  als  die  beiden  Grundformen  aufstellen,  an  welche 
der  Gedanke,  ob  Verjährung  oder  Präklusivfrist  gewollt  sei, 
schliesst.  Bei  Verfassung  eines  Gesetzes  soll  auch  darauf  ges 
werden,  durch  Anschluss  an  eine  Theorie  den  Willen  des  Gre 
gebers  klar  auszudrücken.  Wenn  aber  letzteres,  wie  bei  den  ö 
reichischen  Arbeiterversicherungsgesetzen,  nicht  der  Fall  ist,  soi 
man  das  materiellrechtliche  Unterscheidungsmoment  festhalten, 
nicht,  was  im  Gesetz  Klage  genannt  ist  und  prozessual  in  j 
Beziehung  als  KJage  behandelt  vrird,  dennoch  als  Beschwerd« 
klären  zu  müssen.  Für  die  aussergerichtliche  G^ltendmacl 
des  Anspruchs  ist  der  Unterschied  von  Klage  und  Beschnv 
ganz  unanwendbar.  Die  Ausübung  des  Abzugsrechtes,  wel 
dem  Arbeitgeber  gegenüber  dem  Arbeiter  gewährt  ist,  lässt 
in  die  Zweitheilung  nicht  fassen.  Die  Frist  für  sie  ist  als 
klusivfrist  anzunehmen,  aber  nicht,  weil  sie  keine  Klage  ist,  son 
nur,  weil  der  Gesetzgeber  sich  durch  den  Schutz  des  Arb( 
vor  übermässigem  Lohnabzug  leiten  lässt. 

Im  Unfallversicherungsrecht  spielt  der  Causa Izusamn 
hang  eine  wichtige  Rolle.  Der  BegriflF  wird  insbesondere 
wenn  man  den  Causalzusammenhang  bei  Unterlassungen  n 
sucht  (Ofner,  Beiträge).  Hier  wird  es  offenbar,  dass  der  Ca 
Zusammenhang  nicht  Ui*sächlichkeit  im  naturwissenschaftlichen 
ist,  sondern  insbesondere  auch  das  Nich  teintreffen  von  £ 
nissen  begreift,  welche  die  normale  Entwicklung  hindern  oder  u 
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brechen ;  dass  der  causale  Zusammenhang  in  diesem  Sinn  aber  zu 
weit  ist  9  um  allein  führen  zu  können.  Gesetzgeber  und  Kichter 
müssen  ?ielmehr  von  dem  Zweck  der  Untersuchung,  von  der  bil- 
ligen Besitz-  und  Schadensvertheilung  im  Civilrecht,  von  dem  Schutz 
der  Gresellschaft  gegen  mangelndes  Characterminimum  im  Straf- 
recht  ausgehen,  und  darnach  die  Grenze  der  einrechenbaren 
Ereignisse  bestimmen»  Wenn  Jemand  einen  Anderen  auf  seinem 
Wege  aufhält  und  dieser  sodann  vor  einem  Bituse  vorübergeht, 
Ton  dessen  Dach  in  diesem  Augenblick  ein  Ziegel  herabfällt  und 
ihn  verletzt,  so  ist,  rein  objectiv  betrachtet,  ein  causaler  Zusammen- 
liang  zwischen  der  Verzögerung  und  dem  Tod  vorhanden; 
denn  ohne  sie  wäre  der  Mann  früher  vorbeigegangen  und  nicht 
beschädigt  worden.  Man  braucht  bloss  anzunehmen,  dass  der  Ver- 
zögernde gewusst  hat,  es  werden  zu  jener  Zeit  Ziegel  herabgeworfen, 
und  man  wird  die  Zurechnung  gewiss  durch  Mangel  des  Causal- 
zusanunenhangs  nicht  ausschliessen.  Aber  die  Vorhersicht  ist  nicht 
zu  verlangen,  und  wenn  man  daher  gemeinhin  sagt,  es  fehle  der 
Cansalzusammenhang,  so  ist  diess  eine  Begrenzung  der  einzu- 
beziehenden Thatsachen  aus  einem  allgemeineren  Schuldbegriff. 
Eine  ähnliche  Begrenzung  findet  im  Civilrecht  bei  Feststellung  der 
Haftung  für  Schaden  statt.  Bei  der  Arbeiterversicherung  darf  die 
Zurechenbarkeit  dem  Zwecke  des  Gesetzes  entsprechend  nicht  zu 
enge  gezogen  werden. 

Für  die  Entwickelung  eines  Rechtes  ist  die  Art  der  zur  Aus- 
fahrung berufenen  Behörden  von  hoher  Wichtigkeit.  In  Oester- 
reich  ist  die  Arbeiterversicherung  zu  grossem  Theil  den  Verwal- 
tongsbehörden  imterstellt  (für  die  Entschädigungsprozesse  bestehen 
ebenso  wie  im  Deutschen  Beich  Schiedsgerichte).  Die  oberste 
Instanz  in  Verwaltungsrechtssachen  ist  gemeinhin  der  Verwaltungs- 
gericbtshof ;  aber  er  ist  incompetent,  wenn  die  Behörde  freies  Er- 
messen hat.  Ueber  diese  Grenze  ist  Streit,  namentlich  zwischen 
Besnatzk,  welcher  das  freie  Ermessen  nach  dem  allgemeinen 
Sprachgebrauch  auslegt,  und  Tezner,  welcher  die  Judicatur  des 

Arcliiv  fbr  öffentliches  Recht.  X.  i.  x 
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Verwaltungsgerichtshofes  nur  dort  ausschliesst,  wo  die  Partei 
ein  bestimmtes  Verhalten  der  Behörde  keinen  Bechtsanspruch 
Menzel  nimmt  eine  Mittelstellung  ein.  Er  fügt  zu  der  von  Tez 
angenommenen  Gruppe  von  Fällen,  in  denen  der  Verwaltu] 
gerichtshof  nicht  eingreifen  kann,  eine  zweite  bei:  „wenn  und  so^ 
ein  Thatbestandsmerkmal  in  Frage  stehe,  worüber  eine  abstra 
Aussage  nicht  gemacht  werden  kann".  Als  Beispiele  fuhrt  er 
BegriflFe  ünbescholtenheit,  Verlässlichkeit,  Gefährlichkeit  an  i 
sagt  hierüber  (Seite  159,  Anm.  17):  „Daraus  ergibt  sich  ai 
dass  ein  und  derselbe  Begriff  z.  B.  die  Unbescholtenheit  in  ' 
schiedenen  Gesetzen  eine  abweichende  Bedeutung  besitzen  ka 
Er  kann  auch  für  eine  bestimmte  Gesetzesstelle  sich  als  ein  Geg 
stand  des  freien  Ermessens,  für  eine  andere  Gesetzesstelle  als 
stract  bestimmbar  darstellen".  Gerade  diese  Note  zeigt 
schiefe  Ebene,  auf  welcher  man  sich  bewegt,  wenn  man  das  Gd 
der  überprüfenden  Verwaltungsgerichtsstelle  zu  eng  begrenzt. 
ist  in  der  That  vorgekommen,  dass  der  Verwaltungsgerichtsl 
der  sich  leider  der  Ansicht  Berkatzik's  zuneigt;  die  BeurtheOu 
ob  Jemand  unbescholten  sei,  dem  freien  Ermessen  der  Ven 
tungsbehörde  zuschrieb,  während  das  Reichsgericht  die  umgrenzt 
des  Begriffes  selbst  vornahm  und  die  Ansicht  der  Behörde  ko 
girte.  So  war  nunmehr  derselbe  Mann  unbescholten  für  die  p 
tische,  bescholten  für  die  administrative  Behandlung.  Die  ] 
grenzung  durch  „das  freie  Ermessen"  im  Sinn  der  modernen  Red 
theorie,  welche  abstracte  Beweisnormen  überhaupt  verwirft,  fl 
dahin,  dass  der  Bürger  dort,  wo  er  gegen  die  Verwaltung  < 
meisten  Schutz  bedarf,  dessen  nicht  theilhaftig  wird.  Wie 
urtheilt  die  Verwaltungsbehörde  ohne  ein  anderes  Material, 
welches  auch  dem  Verwaltungsgerichtshof  vorliegt;  wamm  so 
sie  dann  sicherer  schliessen  können  ?  Das  freie  Ermessen,  welc 
die  richteriiche  Ueberprüfung  ausschhesst,  will,  wie  ich  mit  Tko 
annehme,  nur  die  Grenze  zwischen  Verwaltungs-  und  Verwaltmi 
rechtssachen  bezeichnen. 
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Die  Arbeiterveraicherung  nach  österreichischem  Recht  ist 
ifall-  oder  Ej'ankenversicherung.  Unter  den  der  Unfallversiche- 
ag  eigenthümlichen  oder  wenigstens  durch  sie  erst  zur  Entfal- 
ag  gebrachten  BegriflFen  ist  der  des  Betriebsunfalls  der 
chtigste. 

Rosin,  der  die  specifischen  Gefahren  des  Betriebs  in  den 
^ff  einbezieht,  ist  hier  wohl  das  Opfer  seines  Scharfsinns  ge- 
>rden.  Jede  Unterscheidung  innerhalb  der  Unfälle,  welche  mit 
r  Thätigkeit  des  Arbeiters  im  unmittelbaren  causalen  Zu- 
mmenhange  stehen,  ist  von  Uebel  und  im  Widerspruch  mit  dem 
rond  für  die  Unfallversicherung,  der  Nothlage  des  Arbeiters 
irch  seine  Stellung.  Wenn  sich  das  deutsche  Reichsgericht  der 
offassung  Rosm's  zuwendet,  so  ist  dies  keine  Bestätigung  ihrer 
ichtigkeit,  sondern  nur  ihrer  Gefahr.  Es  ist  selbstverständlich, 
tss  alle  Anhänger  der  alten  Schadenersatztheorie  am  Versiche- 
Dgsanspruch  mäkeln,  man  soll  aber  daran  nicht  mäkeln  lassen, 
ie  Erklärung  Mknzel's,  „Betriebsunfall  ist  Verunglückung  im 
kast^,  verdient  ungetheilte  Anerkennung.  Bei  der  allgemeinen 
efiüition  des  Betriebs  selbst  (§  22)  ist  er  etwas  trocken.  Betrieb 
t  ihm  „eine  Gesammtheit  von  Sachgütern  und  menschUcher 
hätigkeit,  verknüpft  durch  einen  einheitUchen  wirthschaftlichen 
weck  von  relativer  Dauer".  Eine  Gesammtheit  von  Sachgütern 
id  Thätigkeit !  Dieses  „und"  macht  schauern;  wie  mag  man 
ichgüter  und  Thätigkeit  addiren?  Bei  dem  Betrieb  ist  die  Thätig- 
at  das  wesentliche ;  die  Sachgüter  sind  nur  Unterlage  und  MitteL 
d  allen  Eigenschaften  und  Abtheilungen  (gefährlicher,  Hilfs-, 
lebenbetrieb  u.  a.),  bei  allen  Folgebegriffen,  z.  B.  gerade  dem 
es  Betriebsunfalls,  wie  Menzel  anerkennt,  ist  die  Thätigkeit  das 
estimmende  Moment.  Wohl  kann  in  einzelnen  Fällen,  nament- 
A  bei  sachenrechtlichen  Verfügungen,  die  Gesammtheit  der  durch 
Be  einheitliche  Zweckthätigkeit  verbundenen  Güter  das  Object 
•«in;  dann  ist  aber  wieder  die  Thätigkeit  nicht  Object.  Man  mag 
^>tcr  zwei  Begriffe  für  die  Thätigkeit  und  für  die  Gütereinheit 

5* 
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aufstellen ;  sowie  man  Unternehmung  und  Unternehmen  scheid^ 
aber  man  soll  nicht  durch  ihre  Verquickung  unipögliche  Sam- 
manden schaffen.  Die  Behandlung  des  Betriebsunfalls  von  Menzel 
ist  dagegen  vortrefflich.  Menzel  fasst  als  Betriebsunfälle  im  Sinne 
des  Gesetzes  ^alle  Unfälle,  welche  einen  Arbeiter  anlässlich  seiner 
auf  die  Zwecke  des  Betriebes  gerichteten  Thätigkeit,  also  als  Glied 
der  wirthschaftlichen  Unternehmung  treffen^.  Er  ist  sich  bewusst^ 
dass  er  hier  einen  —  ich  möchte  sagen  seinen  —  neuen  Grand- 
gedanken für  das  Institut  schafft ,  und  vertheidigt  ihn  mit  vid 
Wärme  und  Gesclück.  Man  muss  sich  mit  ihm  (gegen  RosiB) 
durchaus  einverstanden  erklären ;  der  Zweck  des  Gesetzes  verlangt 
eine  weitherzige  Auslegung.  Die  österreichischen  Gerichte  sind 
bisher  dieser  Auffassung  auch  getreu,  besonders  weil  sie  dorch 
das  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  vom  5.  März  1869  geschult  sind, 
das  von  „Ereignungen  im  Verkehre"  spricht,  den  Ausdruck  abo 
sehr  weit  gewählt  hat.  Unsere  Zeit  ist  aber  auch  in  der  Ersatz- 
frage überhaupt  weitherziger  geworden.  Man  vergleiche  mit  den 
bisher  geübten  Grundsätzen  für  die  Zuerkennung  eines  Schadens- 
ersatzes die  Ansicht  Unger^s  in  seiner  Abhandlung  ^Handeln  aof 
fremde  Gefahr"  über  das  Mass,  in  welchem  Deponent  und  Mandant 
für  die  zufalligen  Schäden  haften,  die  ihr  Vertrauensmann  in  Folge 
des  übernommenen  Auftrags  erleidet.  Sie  führt  nach  allgemeinem 
Ersatzrecht  schon  zu  ähnlichem  Resultat,  wie  es  Menzel  f&r  das 
Institut  der  Arbeiterunfallversicherung  aus  dem  Sinne  des  Sonder 
gesetzes  erschliesst. 

Engherzig  durch  Aengstlichkeit  ist  das  österreichische  Gesetz 
bei  Bestimmung  der  berechtigten  Personen  im  Falle  eines  Be- 
triebsunfalls,  sowie  des  Masses  und  der  Dauer  ihrer  Berecb- 
tigung. 

Im  Falle  des  Todes  sind  Wittwe  und  Kinder,  unter  gewissen 
Voraussetzungen  auch  Wittwer  und  Eltern  ersatzberechtigt.  Die 
Berechtigung  des  Wittwers  ist  durch  seine  Erwerbsuntahigkeit  be- 
dingt; doch  versteht  es  sich  (gegen  Menzel)  von  selbst,  dass  er 
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den  Erwerb  angewiesen^  d.  h.  dürftig  sein  muss.  Diese  Be- 
brankung  ist  auch  zu  billigen.  Nicht  zu  billigen  ist  aber  die 
»chränkung  der  Ascendenten  auf  den  Fall,  dass  der  Verstorbene 

•  einziger  Ernährer  war.  Dürftige  Eltern  werden  oft  von 
obreren  Kindern  gemeinsam  erhalten,  weil  das  einzelne  Kind  nicht 

der  Lage  ist,  es  allein  zu  thun.  Hier  ist  es  ein  augenschein- 
hes  Unrecht,  den  Eltern,  weil  der  Gestorbene  sie  nicht  allein 
Qährt  hat,  jeden  Anspruch  zu  versagen.  Das  Gericht  soll,  wenn 
eh  Kinder  vorhanden  sind,  die  zur  Ernährung  der  Eltern 
itragen  können,  den  Ersatzanspruch  nach  freiem  Ermessen 
issigen;  die  Vorschrift  des  Gesetzes  aber  ist  hart  und  ungerecht. 
Ebenso  ist  die  Grösse  des  Entschädigungsanspruchs  oft  zu 
ring  bemessen.  Im  Falle  der  Verletzung  kann  er  bei  vollständiger 
•werbsunfahigkeit  60  %,  bei  theilweiser  50  ^o  des  Jahresarbeits- 
rdienstes  nicht  übersteigen.  In  der  Novelle  vom  20.  Juli  1894 
rd  der  Anspruch  bei  den  Eisenbahnarbeitem  um  die  Hälfte  und 
i  Falle  dauernden  Siechthums  bis  auf  120  7^  ^^s  Jahresarbeits- 
rdienstes  zugestanden.    Mit  Kecht,  aber  nicht  bloss  als  Ersatz 

•  das  ihnen  gegenüber  aufgehobene  Gesetz  vom  5.  März  1869 
treflfend  Unfälle  im  Eisenbahnbetrieb,  sondern  in  der  Maximal- 
mme  allgemein  anwendbar,  weil  auch  z.  B.  die  Zukunft  des 
Igen  kräftigen  Arbeiters,  dessen  Verdienst  im  steten  Wachs- 
im  begriflfen  ist,  in  Rücksicht  gezogen  werden  muss.  Bei  der 
jrechnung  des  Jahresverdienstes  macht  eine  Textstelle  im  Ge- 
tze  Schwierigkeit.  Die  Saisonarbeiter  sind  für  die  Zeit, 
3  ausserhalb  der  Saison  liegt,  begünstigt.  Die  Gesammtlohn- 
mme  wird  nur  durch  die  Zahl  der  Arbeitstage  während  der 
?triebszeit  dividirt  (§  6  Abs.  3  U.-V.-G.).  Die  Ausnahme  wurde 
mit  gerechtfertigt,  dass  die  Unfälle  sich  regelmässig  in  der  Saison 
eignen  und  der  Arbeiter  dann  mit  dem  Saisonarbeitstag  rechnen 
irf.  Das  Moment  entfallt,  wenn  die  Arbeit  nicht  Saisonarbeit  ist, 
ndem  das  ganze  Jahr  hindurch  dauert,  aber  durch  Aufträge 
idingt  ist  und  desshalb  zeitweiUge,  mehr  zufalUge  Unterbrechungen 
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erfahrt.    Hier  rechnet  das  Gesetz  die  Arbeitstage  im  ganzen  Jahr 
(§  6  Abs.  4). 

Auch  die  Dauer  des  Anspruchs  verlangt  grosseren  Schatz, 
Die  Ansprüche  der  Kinder  entfallen  bereits  mit  dem  zorüdc-  ; 
gelegten  15.  Lebensjahre.  Die  Zeit  ist  zu  kurz  und  widerspricht 
den  sonstigen  gesetzlichen  Vorschriften.  Die  Gewerbeordnung  be- 
trachtet den  Arbeiter  bis  zum  vollendeten  18.  Jahre  als  sdiol« 
pflichtig  (§  75  a)  und  nicht  voll  arbeitskräftig  (§  74).  Bis  mm 
vollendeten  16.  Lebensjahre  sind  die  Arbeiter  „jugendliche  Hilfr 
arbeiter"  und  stehen  unter  zwangsweiser  Schonung  (§§  93  ft)» 
Damit  hat  das  Gesetz  den  Zeitpunkt  der  normalen  Erwerbsfähig* = 
keit  bestimmt;  der  nach  der  Absicht  des  Unfallversicherungsgesetiei 
eher  mit  dem  vollendeten  18.,  als  mit  dem  16.  Lebensjahre  ii 
begrenzen  ist. 

Die  Schiedsgerichte  haben  auch  bei  Bestimmung  von  GroflUi 
und  Dauer  des  Erwerbsanspruchs  für  den  Verletzten   einen  eng»- 
herzigen  Standpunkt  eingenommen  und  z.  6.  die  Unfallsrente  rtf'f 
weigert,  wenn  der  verletzte  Arbeiter  von  seinem  Herrn  weiter  dttl 
Lohn  bezog.     Das  deutsche  Reichsgericht  hat  mit  Recht  im  &i^. 
gegengesetzten  Sinn  entschieden  (M.  §  70). 

Object  des  Ersatzanspruchs  ist  eine  Rente.    Das  Gesetz g»^ 
stattet  mit  Unrecht,  sie  in  ein  Kapital  umzuwandeln,  wenn  auch  &fl 
Ablösung  im  einzelnen  Fall  dem  Berechtigten  erwünscht  sein  kaat 
Die  Rente  versorgt  den  Erwerbsunfähigen,  das  Capital  kann  t*-  : 
loren  gehen.     Hier  waltet  noch  eine  gewisse  capitalistische  Al^- 
schauung,  welche  Alles  für  käuflich  hält.  ' 

Die  Unfallversicherungsanstalt  normirt  den  Entschädigoag^^ 
anspruch  giltig  für  sich,  giltig  auch  für  den  Ersatzberechtigttf^j: 
wenn  er  nicht  binnen  Jahresfrist  Klage  erhebt,  durch  einen  Feitf 
Stellungsbescheid.  In  seinem  Inhalt  vrie  in  seinen  ¥o\gfß- 
zeigt  sich  der  öflfentUche  Character  der  Unfallversicherungsanstill" 
Die  Festsetzung  wird  durchaus  analog  der  Entscheidung  ein*" 
Verwaltungsbehörde   behandelt;    das   Recht    des   Verletzten 
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Klage,  um  sich  einen  höheren  Ersatzanspruch  zu  verschafifen, 
st  damit  wohl  yereinbar;  wir  finden  es  auch  im  Enteignungs- 
rerfahren.  Die  Versicherungsanstalt  hat  Begress  gegen  den 
Jntemehmer,  wenn  der  Unfall  von  ihm,  von  seinem  Vertreter 
>der  Organ  vorsätzUch  oder  durch  grobes  Verschulden  herbei- 
^fiihrt  wurde.  Der  Anspruch  verjährt  in  drei  Jahren.  Die 
Frist  wird  schon  vom  Tage  des  Unfalls,  nicht  wie  im  deutschen 
lacht  von  Rechtskraft  des  strafrechtlichen  Urtheils  an  berechnet. 
5*ormell  ist  dless  anfechtbar  (auch  M.  §  79);  praktisch  dürfte  die 
Seit  in  der  Regel  genügen  und  zur  Beschleunigung  des  Fest- 
tellungsverfahrens  mitwirken.  Auch  der  Beschädigte  oder  seine 
ik'ben  können  den  Betrag,  um  welchen  ihre  civilrechtUchen  Er- 
atzansprüche  den  Anspruch  gegen  die  Unfallversicherungskasse 
ibersteigen,  von  dem  Unternehmer  verlangen ;  jedoch  nur,  wenn  der 
Betriebsunfall  von  ihm,  seinem  gesetzUchen  Vertreter  oder  Organ 
orsätzlich  herbeigeführt  wurde.  So  weit  ist  auch  das  Gesetz 
om  5.  März  1869  No.  27  R.6.B.  für  unfallversicherte  Eisenbahn- 
irbeiter  belassen.  (Ges.  vom  20.  JuU  1894,  Art.  VII.)  Die 
laftung  des  Unternehmers  für  seinen  Vertreter  und  sein  Organ 
;t  nach  herrschender  Ansicht  eine  Erweiterung  seiner  sonstigen 
ivilrechtlichen  Ersatzpflicht ;  Menzel  erklärt  sie  sogar  als  Er- 
weiterung gegen  die  Absicht  des  Gesetzes.  Das  letztere  ist  ge- 
iss  zu  bestreiten.  Die  Rechtsanschauung  geht  heute  allgemein 
ahin ,  dass  Jedermann  für  die  That  seines  Vertreters  oder  Or- 
ans  privatrechtUch  aufzukommen  hat.  Würde  sich  die  öster- 
eichische  Gesetzgebung  zu  einer  Reform  des  Schadensersatzrechtes 
Dtschliessen,  so  würde  sie  zweifellos  diese  Haftung  feststellen. 
Lber  selbst  derzeit  ist  die  Haftung  für  das  Organ  auch  nach 
llgemeinem  bürgerhchen  Recht  nicht  schlechtweg  zu  verneinen; 
er  oberste  Gerichtshof  hat  sie  wiederholt  ausgesprochen  (Glaser- 
iNGER'sche  Sammlung  No.  3292,  3311,  5210,  6209,  7469,  8666, 
1715,  11832  u.  a.). 

Für  die  Krankenversicherung  haben   sich   noch  wenige 
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spezifische  Begriffe  herausgebildet.  Krankheit  ist  eine  tob 
Aerzten  zu  beurtheilende  Thatsache.  Die  Beeinträchtigung  der 
Erwerbsfahigkeit  (welche  Rosln,  und  Menzel  hervorheben),  ist 
nicht  insbesondere  zu  prüfen;  nur  ist  practisch  zu  urtheilen  und 
daher  eine  ganz  geringfügige  Gesundheitsstörung  nicht  als  E^rank- 
hcit  zu  erklären.  Die  Institution  trifft  viel  weitere  Kreise  ab 
die  Unfallversicherung,  und  die  Beitragspflicht  ist  dadordi 
sowie  durch  die  Art  dieser  Kreise  eine  grössere  Last.  Sie  gab 
auch  der  Judicatur  schon  zu  thun.  So  z.  B.  hat  das  Gesete 
keine  Sanction  getroffen,  wenn  der  Arbeitgeber  den  Beitrag  dei 
Arbeiters  vom  Lohne  abgezogen  hat,  und  nicht  abführt.  Der 
Cassationshof  unterscheidet;  ob  der  Beitrag  an  eine  Bezirks-  oder 
an  eine  Genossenschaftskrankenkasse  zu  zahlen  war^  und  nimmt 
im  ersteren  Falle  bloss  civilrechtliche  Haftung,  im  zweiten  Ver 
untreuung  an.  Die  Genossenschaftskrankenkassen  haben  nämlich 
die  Bestimmung,  dass  im  Falle  der  Säumniss  der  Ersatzansprach 
verloren  geht;  die  Fürsorge  der  Bezirkskrankenkasse  ist  dagegen 
obligatorisch  und  daher  an  die  Zahlung  des  Beitrags  nicht  ge- 
bunden. Da  nun  das  Gesetz  anordnet,  dass  die  gesammten  Be- 
träge von  dem  Arbeitgeber  unter  seiner  alleinigen  Haftung  gegen- 
über der  Bezirkskrankenkasse  einzuzahlen  sind,  so  zahlt  er  nadi 
Auffassung  des  Kassationshofes  eigene  Schuld  und  eine  Vc^ 
untreuung  ist  ausgeschlossen.  Dem  Gesetze  entspricht  diess 
nicht.  Das  Gesetz  erklärt  ausdrücklich,  dass  zwei  Dritthefle 
der  Beiträge  von  dem  Arbeiter  zu  leisten  (§  34)  und  mir 
von  dem  Arbeitgeber  bei  eigener  Haftung  einzuzahlen  sind 
(§  33).  Hat  der  Arbeitgeber  diese  zwei  Dritttheile  vorher  ge- 
zahlt, so  hat  er  Regress.  Hat  er  sie  aber  thatsächlich  in  Abzug 
gebracht,  so  dass  sie  nicht  als  creditirt,  sondern  als  ihm  zur  Ein- 
zahlung an  die  Gasse  anvertraut  erscheinen,  so  vergreift  er  sidi, 
wenn  er  sie  für  sich  verwendet,  an  fremdem  Gut,  ebenso  vrie  der 
Kommissionär,  der  gleichfalls  dem  Dritten  allein  haftet  und 
dennoch  veruntreut.    Doch  soll  nicht  verkannt  werden,  dass  (aber 


—  Ta- 
ue Unterschied  der  Art  der  Kasse)  ein  Lohnabzug  dem  posi- 
en  Empfang  von  G-eld  nicht  gleichsteht,  weil  die  Nichtleistung 
f  einer  schon  zur  Zeit  des  Abzugs  vorhandenen  Zahlungs- 
fähigkeit beruhen  kann.  Das  deutsche  Gesetz  hat  daher  mit 
Ksht  in  der  Nichtabfuhr  der  Beiträge  ein  besonderes  Vergehen 
genommen,  und  diess  wird  in  Oesterreich  (Wrany)  im  neuen 
rafgesetz  nachgeahmt  werden. 

Der  Krankenyorsicherung  eigenthümlich  ist  die  regelmässige 
irechnung  der  Beiträge  und  Krankengelder  nach  dem  bezirks- 
liehen  Durchschnittslohn  der  Klasse,  in  welche  der  Ver- 
herte  eingereiht  wird.  Dieser  Lohn  wird  von  der  politischen 
fhörde  erster  Instanz  nach  Anhörung  von  Vertrauensmännern 
d  Einvernehmung  des  Bezirksausschusses ,  wo  ein  solcher 
steht,  festgesetzt;  freie  E[rankenkassen  können  einen  anderen 
i8sstab  wählen.  Bei  den  Bezirks-,  Betriebs-  und  Baukranken- 
rf  das  Krankengeld,  ebenso  wie  nach  deutschem  Becht,  ein 
wisses  Minimum  und  Maximum,  der  Beitrag  ein  gewisses  Maxi- 
im  nicht  überschreiten.  Der  Höchstbetrag  des  der  Bemessung 
Grunde  zu  legenden  Lohnes  ist  mit  2fl.,  der  Mindestbetrag  mit 
Dl  bezirksübUchen  Taglohn;  das  Höchstmaass  des  Krankengeldes 
t  76%,  das  Mindestmass  mit  60%  des  zu  Grunde  gelegten  Lohns 
stimmt.  Der  Beitrag  darf  für  das  Mindesmaass  der  Leistungen 
^o  dieses  Lohnes  nicht  übersteigen.  Bei  den  freien  Kassen  ist 
r  das  Leistungsminimum  gewahrt.  Die  Höhe  der  Beiträge  und 
istungen  wird  amthch  controUirt.  Die  politische  Landesbehörde 
an  nach  Ergebniss  der  Jahresabschlüsse  die  Erhöhung  oder  Mässi- 
Qg  verlangen  und  bei  Renitenz  selbst  vornehmen  (§  30  K.-V.-G.). 

Eine  besondere  Controverse  hat  sich  über  die  Zahlungs- 
icht der  Krankenkasse  entwickelt,  wenn  ein  Versicherter  er- 
uikt  ist  und  in  einer  öffentlichen  Krankenanstalt  ver- 
egt  wird.  Die  Krankenkasse  ist  nach  dem  Gesetze  ver- 
lebtet, die  Kosten  für  Kur  und  Verpflegung  nach  der  letzten 
lasse  bis  zur  Dauer  von  vier  Wochen  zu  ersetzen.     Wer  trägt 
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die  Kosten  fiir  die  Folgezeit?  Die  Bestimmung  will  die  Kai 
begünstigen  und  muss  daher  mit  Menzel  dahin  ausgelegt  wen 
dass  die  weitere  Kur  auf  Kosten  des  Krankenhauses  geht,  weh 
nur  die  sonst  der  Kasse  zustehenden  Ersatzansprüche  g€ 
Dritte  hat  (§  65  Abs.  2  K.-V.-G.). 

Die  Krankenkassen  haben  im  Volke  gute  Au&ahme  gefuni 
Nur  die  üeberwälzung  von  zwei  Dritttheilen  der  Beiträge  auf 
Arbeiter  wird  schwer  empfunden  und  bei  gewissen  Arten  der 
schäftigung  ist  es  bereits  Anstandspflicht  geworden,  dass  der  ( 
den  vollen  Beitrag  aus  Eigenem  leistet.  Der  Gedanke  des  ] 
trags  als  Gebühr,  welcher  schon  zu  Anfang  hervorgehe 
wurde  y   wird  insbesondere  hier  zur  Entfaltung  kommen  mü» 

Für  Bergwerke   sind  die  Bruderladen  belassen.      Die 
stehenden  haben  sich   als  nicht  genügend  gezeigt,    um   den 
demen  Anforderungen  zu  entsprechen,  und  werden  umgewanc 
Das  Institut  ist  aber  überhaupt  nicht  mehr  lebensfähig   und 
hält   sich  nur  durch  sein  Alter,   sowie   durch  seine  Alters- 
invalidenversorgung.    Wenn    diese    einmal    allgemein    eingefi 
sein   wird,    dürfte   es   sich   allmähUg   auflösen;    die  Bergarbe 
werden  Arbeitern  anderer  Gruppen  gleichgestellt  werden.     H 
Kuhm,  die  erste  und  Jahrhunderte  lang  die  einzige  Arbeiter 
sorgung  gewesen  zu  sein,  werden  die  Bruderladen  stets  behalt 

Dem  Institute  eigenartig  ist  der  Reserve fond  der  Pn 
sionskasse,  an  welchem  das  MitgUed  ein  an  gewisse  Vors 
Setzungen  gebundenes  Anteilsrecht,  den  sogenannten  Res  er 
an t heil  hat.  Tritt  das  Mitglied  zu  einer  anderen  Bruderli 
über,  so  wird  der  Reserveantheil  überwiesen.  Tritt  das  Mitgl 
aus,  und  innerhalb  eines  Jahres  nicht  wieder  ein,  so  wird  i 
der  Reserveantheil,  wenn  er  einen  gewissen  Betrag  (zumeist  50 
nicht  übersteigt,  ausgefolgt,  sonst  in  der  Postsparkasse  fmc 
bringend  angelegt,  bis  das  Mitglied  dauernd  erwerbsunfähig  | 
worden  oder  gestorben  ist.  Die  Bestimmung  ist  jedenfalls  i 
rechter,  als  die  Auflfassung,  welche  noch  derzeit  bei  gewöhnlicli 
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rsicherungsanstalten  über  den  Reservefond  herrscht,  und  ihn  als 
armögen  der  Anstalt  erklärt. 

Die  Bruderlade  ist  bisher  das  einzige  Institut,  welches  auch 
len  Anspruch  auf  eine  Altersrente  gewährt.  Man  wartet  eine 
wisse  ^Erfahrung  im  Wirken  der  deutschen  Alters-  und  Invali- 
tätsTersicherung  ab,  um  sie  zu  beurtheilen  und  anzunehmen. 
ber  auch  Unfall-  und  Krankenversicherung  müssen  noch  weit 
agedehnt  werden,  um  ihrem  Zweck  zu  entsprechen.  Insbesondere 
ihrt  sich  Land-  und  Forstwirthschaft,  d.  h.  der  Grundadel  da- 
gen,  und  so  lehnt  sich  die  soziale  Frage,  wie  gar  oft,  an  die 
»litische  an. 
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Quellen  und  Entscheidungen. 


Das   für   Freussen   geplante   Bahnpfandrecht 
Bahnzwangsvollstreckangsverfahren*). 


Von 

Dr.  Karl  Hilse  in  Berlin. 


Unter  dem  27.  Februar  1894  hatte  die  preussische  St 
regierung  bei  dem  Herrenhause  den  Entwurf  eines  Gesetzes  l 
Das  Pfandrecht  an  Privateisenbahnen  und  Kleinbal 
und  die  Zwangsvollstreckung  in  dieselben  zur  verfassi 
gemässen  Erledigung  eingebracht',  welcher  in  65  Paragi^a 
und  7  Abschnitten  die  Bahneinheit,  Bahngrundbüc 
dingliche  Rechtsverhältnisse  anBahnen im  AUgemei 
Theilschuldverschreibungen  auf  den  Inhaber,  Zwa 
Vollstreckung  und  Zwangsliquidation  behandelte  1 
Schlussbestimmungen  brachte.  Das  Herrenhaus  betraute 
dessen  Vorberathung  seine  verstärkte  Commission  für  J\ 
angelegenheiten,  welche  bereits  an  §  1  Anstoss  nahm  und 
halb  in  der  12.  Sitzung  vom  26.  April  1894*  dessen  Ableh 


*)  Der  Studie  liegt  in  den  Hauptzügen  der  Vortrag  zu  Grunde,  de 
Herr  Verfasser  am  21.  April  1894  in  der  Berliner  Juristischen  Gesell 
gehalten  hat.  Die  Red. 

*  Drucks,  d.  Herreuh.  1894,  No.  32. 

»  Stenogi*.  Ber.  d.  Herrenh.  1894,  S.  144  flf. 
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ftntragte^  womit  die  ganze  Vorlage  gefallen  sein  würde.  Der 
)lebnung8antrag  wurde  nach  dem  mündlichen  Berichte  über- 
egend  darauf  gestüzt,  dass  kein  Bedür&iss  für  die  geplante 
ichtsgestaltung  bestehe  und  dass  im  Gegentheil  solche  für  weite 
rthschaftUche  Bjreise  gefahrlich  werden  könne,  während  die  Be- 
aken  rechtUcher  Natur  für  untergeordnet  erklärt  wurden. 

Die  Staatsregierung  meinte  jedoch,  auf  die  Vorlage  nicht  ver- 
ihten  zu  können;  Mitglieder  des  Hauses  widersprachen  der  Ab- 
mungy  weshalb  die  Verhandlung  mit  dem  Beschlüsse  endete,  die 
orlage  zur  weiteren  vollständigen  Durchberathung  und  schrifb- 
;hen  Berichterstattung  zurück  zu  verweisen'. 

Bevor  die  Durchberathungsarbeiten  jedoch  wieder  aufgenom- 
en  wurden,  verzichtete  die  Staatsregierung  für  die  gegenwärtige 
agung  darauf,  weil  füi*  eine  Durchberathung  durch  beide  Häuser 
ie  Zeit  nicht  mehr  ausreiche  und  sie  ausserdem  über  einzelne 
Hinkte  eine  gutachtliche  Vorprüfung  durch  ihre  Organe  vomeh- 
len  zu  lassen  gedenke^. 

Inzwischen  hatte  der  Entwurf  in  betheiligten  Interessenten- 
reisen mehrfach  Besprechung  gefunden.  NamentUch  hatte  die 
Juristische  Gesellschaft  zu  Berlin  ihn  für  ihre  Sitzung  am  21.  April 
894,  an  welcher  verschiedene  HerrenhausmitgUeder  Theil  nahmen, 
um  Verhandlungsgegenstande  gemacht  und  den  Ausführungen 
es  Berichterstatters  durchweg  zugestimmt,  die  sogar  in  der  Ver- 
andlung  des  Herrenhauses  theilweise  sich  wiederspiegelten.  Das 
omit  kundgegebene  Interesse  an  dem  Gegenstande,  dessen  Neu- 
rdnung  der  Entwurf  herbeifuhren  sollte,  in  Verbindung  mit  der 
üs  dem  Gange  der  Verhandlung  zu  erkennenden  Gewissheit, 
iass  die  Wiedereinbringung  der  Vorlage  in  veränderter  Gestalt 
lad  dann  eine  gründHche  Durchberathung  zu  erwarten  steht, 
wsen  es  keineswegs  müssig  oder  verspätet  erscheinen,  den  vor- 
{d^enen  Entwurf  noch  jetzt  einer  Besprechung  zu  unterziehen 
uid  die  Grundgedanken  des  Berichtes  für  die  Juristische  Gesell- 
^kaft  weiteren  Kreisen  bekannt  zu  geben. 


*  Drucks,  d.  Herrenh.  1894,  No.  68  u.  72. 

*  Stenogr.  Ber.  d.  Herrenh.  1894,  S.  222. 
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Würde  zwar  durch  Erhebung  des  Entwurfes  zum  Gase 
für  Preussen  eine  neue  Rechtsbildung  entstehen,  so  behandelt 
gleichwohl  keinen  völlig  neuen  Recht8sto£  Nachdem  für  Ungi 
bereits  1868^  ein  Pfandrecht  an  Eisenbahnen  ausgebildet  word 
war,  wurde  1874  für  Oesterreich-Ungam*  und  in  der  Schwe 
nach  dieser  Richtung  gesetzgeberisch  vorgegangen,  sodass  in  beid 
Ländern  eine  20jährige  Erfahrung  vorliegt.  Nicht  minder  hatt 
sich  die  verbündeten  Deutschen  Regierungen  schon  1879  mit  d< 
Gedanken  getragen,  ein  Bahnpfandrecht  und  Bahnzwangsvc 
streckungsverfahren  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  zu  scbaffi 
Er  fand  in  den  Gesetzentwürfen  betreffend  das  Pfandrecht  i 
Eisenbahnen  und  die  Zwangsvollstreckung  in  dieselben  seio 
Abschluss,  welche  unter  dem  3.  April  1879  bezw.  27.  Febr.  181 
vom  Bundesrathe  dem  Reichstage  zur  verfassungsgemässen  I 
schlussnahme  vorgelegt  waren®.  Im  letzteren  Jahre  war  es  zw 
zu  seiner  Durchberathung  durch  eine  Commission,  indess  we|; 
vorzeitigen  Reichstagschlusses  nicht  mehr  zur  Yerabschiedong  | 
kommen,  während  seine  spätere  Wiedereinbringung  aus  GrGnd 
der  Eisenbahnfinanzpolitik  unterblieb.  Nachweisbar  ist  diei 
Entwurf  in  der  ihm  von  der  Reichstagskommission  gegeben 
Gestalt  der  preussischen  Gesetzesvorlage  zu  Grunde  gelegt  wordfl 

I. 

Während  die  ältere  Vorlage  weniger  dem  freien  Yorgeh 
der  Bundesregierungen  als  der  Anregung  des  Reichstages  m 
Sprüngen  war,  welcher  in  der  Sitzung  vom  21.  Dezember  18fl 
und  in  einem  besonderen  Antrage^®  der  Auflassung  Ausdruck | 
geben  hatte,  dass  den  Bahndarlehnsgläubigem  eine  grosrt 
Sicherheit  geboten  werden  müsse,  um  den  Geldmarkt  für  die  B 
dürfnisse  der  Bahnnetzerweiterungen  willfahrig  zu  erhalten,  gli 

*  G.  v.  7.  Ax)ril  1868;  Gleim  i.  d.  Zeitschr.  y,Kleinbahneii^,  Jtliig;< 
S.  121. 

«  G.  V.  19.  Mai  1874  mit  G.  v.  24.  April  1874  und  5.  Dez.  1877. 
'  G.  V.  24.  Juni  1874. 

»  Drucks,  d.  Reichst  1879,  Xo.  130,  1880,  No.  33. 
»  Stenocrr.  Ber.  d.  Reichst.  1876,  Bd.  II,  S.  1000. 
*<>  Drucks,  d.  Reichst.  1877,  Xo.  183. 
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e  jetzige  aus  der  Entschliessung  der  Staatsregierung  und  der 
rkenntniss  der  Schwierigkeiten  hervor,  welche  die  Geidbeschaf- 
Dg  für  manche  Bahnunternehmungen  bereitet  hatte,  sodass  sie 
eib  aufgegeben,  theils  wenigstens  erheblich  verschoben  werden 
nssten.  Sie  soll  einen  reichlicheren  Geldzufluss  für  Bahnbauten 
id  Betriebsausrüstungen  zu  billigem  Zinsfusse  bewirken. 

Ist  dazu  jedoch  ein  besonders  gestaltetes  Pfandrecht  an 
ihnen  und  Zwangsvollstreckungsverfahren  in  dieselben  ein  noth- 
»ndiges  oder  doch  wenigstens  taugliches  Hülfsmittel?  Die  An- 
^hten  darüber  sind  getheilt.  Manche  schliessen  nämUch  die  Ent- 
hrlichkeit  desselben  aus  dem  Umstände,  dass  man  während  des 
)hr  als  50jährigen  Bestehens  von  Eisenbahnen  in  Deutschland 
ler  besonderen  Sicherung  der  Bahndarlehne  entbehren  konnte, 
schon  der  Ausbau  und  die  Ausrüstung  des  Deutschen  Bahn- 
tzes  etwa  10  Milliarden  ^^  beansprucht  hat,  in  Verbindung  mit 
r  Thatsache,  dass  abgesehen  von  Oesterreich-Üngarn  und  der 
hweiz,  dem  Auslande  es  gleichfalls  an  einem  besonderen  Bahn- 
rlehnsschutze  fehlt. 

Ein  tieferes  Eindringen  in  die  Entwickelung  und  Geschichte 
r  Eisenbahnfinanzpolitik  wird  indess  sehr  bald  zur  entgegen- 
setzten Auffassung  fuhren. 

ürsprüngHch  herrschte  überall  die  Ansicht  vor,  dass  die  zum 
ihnbau  und  zur  Betriebsausrüstung  erforderlichen  Mittel  aus 
m  Vermögen  des  Unternehmers  abstammen  müssten,  weshalb 
erwärts  '^  die  Ertheilung  der  landesherrlichen  Genehmigung  zum 
ihnbau  und  zur  Bahnerweiterung  von  dem  Nachweise  abhängig 
macht  wurde,  dass  ein  dem  Kostenvoranschlage  ziffermässig 
dch  hohes  Grundvermögen  zusammengebracht  sei,  bezw.  durch 
ipitalserhöhung  erlangt  werden  würde. 


>'  Nämlich  9  091489  981  M.  aus  Staatsmitteln  und  551925704  M.  aas 
ivatmitteln  für  Voll-  und  Nebenbahnen  (Reichsanz.  1894,  No.  98),  wozu 
ch  160  000  000  M.  aus  Privatmitteln  für  Kleinbahnen  treten  (Hilse, 
rassenbahnkunde  §  212',  Bd.  II,  S.  262).  Die  Nebenbahnen  erforderten 
484  526  M.,  von  denen  jedoch  nur  2  470  000  M.  auf  Staatsmittel  entfallen, 
iass  den  Ueberrest  die  Vollbahnen  gekostet  haben. 

»  Z.  B.  Preusa.  G,  v.  3.  Nov.  1838,  §§  3,  5,  Bair.  Verord.  v.  20.  Juni  1855. 
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Solange  jedoch  der  Geldbedarf  aus  dem  Grundvermögeii 
zubriDgen  war,  fiel  die  Nothwendigkeit  zum  Abschluss  von 
lehnsgeschäften  bis  auf  die  wenigen  AusDahmefalle  weg^  in  wel 
der    wirkliche    Aufwand    den   Voranschlag   überstieg   und   ] 
betrage  zu  decken  blieben. 

Eine  gesetzliche  Regelung  der  Bahnschuldverhältnisse  ersc 
somit  entbehrlich. 

Selbst  als  mit  dem  wachsenden  Bedarfe  nach  neuen  Bai 
oder  nach  Bahnerweiterungen  der  Versuch  bisweilen  missl 
VermögensbetheUigte  bis  zu  der  dem  Voranschlage  gleichkonu 
den  Höhe  zu  gewinnen,  wodurch  die  Staatsverwaltung  dazu 
drängt  wurde,  den  Besitzern  von  Stammbahnen  für  Nebenba] 
oder  Bahnerweiterungen  die  Beschaffung  des  Geldbedarfs  im '. 
lehnswege  zu  gestatten,  trat  die  Nothwendigkeit  noch  nicht  s( 
zu  Tage,  die  Bahndarlehne  mit  einem  besonderen  Rechtsscl 
auszustatten.  Denn  es  handelte  sich  überwiegend  um  üntei 
mungon ,  deren  Ertragsfahigkeit  gesichert  und  Entwickelungsfl 
keit  fUr  die  Kundigen  zweifellos  war,  so  dass  der  Geldmarkt 
ihren  Forderungen  nicht  verschloss. 

Ausserdem  waren  die  Darlehnsbeträge  im  Verhältniss 
Grundvermögen  meist  nur  gering,   so  dass  eine  wirkliche  Gc 
für  den  Geldgeber  ausgeschlossen  erschien. 

Ferner  glaubten  die  Darleiher  damals  noch  daran,  durcl 
Zusicherung  der  Darlehnsnehmer,  dass  die  unbeweglichen  und 
wegliohen  Vermögensstücke  fiir  die  aufgenommenen  Dark 
hatten,  eine  genügende  Sicherheit  erhalten  zu  haben. 

Erst  als  der  nämliche  Unternehmer  hintereinander  venc 
done  Darlehne  aufnahm  und  damit  die  Frage  aufgeworfen  wu 
ob  und  in  wieweit  tur  das  frühere  eine   bevorrechtigte  Befri 
guug  aus  den  verschriebenen  Vermögenstucken  zu  erreichen  i 
würtlo.  kamen  ^-eitere  Kreise  zu   der  Erkenntniss,   dass  die 
gov^^HMieu  Verptandungserkläningen  wirinmgslos  seien.  Sie  wi 
auf  den  Goldmarkt  nachtheiÜg.  indem  der  Greldzufloss  8chwä( 
wurvlo    und    tur    rntemehmungen    von   minder   gesicherta* 
tra^tahigkeit    bi:>weiIon  schon  versagte.     Daza  trat,    dass 
rolne    R^hnumcnu^hmungen    bald    schon   vor  der  Betriebsei 
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nung",  bald  Dach  kurzer  Betriebsdauer^*  in  Vermögensverfall 
geriethen  und  den  Betheiligten  Verluste  brachten.  Sollte  der 
Bedarf  an  Bahnen  oder  Bahnerweiterungen  nicht  unbefriedigt  blei- 
ben, so  musste  ein  Ausweg  dahin  geschaffen  werden,  dass  dTe 
Bahngläubiger  vor  den  Bahnuntemehmem  und  von  mehreren 
Gläubigem  die  älteren  vor  den  jüngeren  ein  Vorrecht  auf  Befirie- 
digung   aus  den  Vermögensstücken   des  Unternehmens   erhielten. 

Dieser  Erkenntniss  und  Erwägung  entsprangen  die  bereits 
erwähnten  Entwürfe  in  den  Jahren  1879  und  1880^^,  sowie  die 
Wünsche  und  Anträge  aus  der  Mitte  des  Reichstages  ^^. 

Wenn  gleichwohl  die  Wiedereinbringung  des  unverabschiedet 
gebliebenen  Entwurfes  beim  Reichstage  bisher  unterblieben  ist,  so 
lag  dies  daran,  dass  die  in  Preussen  durchgeführte  Verstaathchung 
der  Eisenbahn  die  Zahl  der  Pi'ivatbahnen  so  sehr  hatte  herab- 
sinken lassen,  dass  der  geplante  Bahndarlehnsschutz  entbehrhch 
erschien. 

Erst  als  der  Traum  verflogen  war,  dass  man  für  den  Eisen- 
bahnbau  die  Privatuntemehmung  entbehren  könne,  und  nachdem 
umgekehrt  das  Bedürfniss  nicht  mehr  zu  verleugnen  war,  den 
£apitalszufluss  für  Bahnzwecke  wieder  zu  gewinnen,  wurde  auf 
die  vorerörterte  Gesetzesvorlage  zurückgegriffen,  um  in  einer  dem 
mittlerweile  veränderten  Rechtszustande  angepassten  Form  für 
Preussen  zur  Einführung  vorgeschlagen  zu  werden. 

Beweist  somit  der  Entwicklungsgang  der  Eisenbahnfinanz- 
politik in  Deutschland,  dass  einerseits  Bahndarlehne  nicht  voll- 
ständig entbehrt  werden  können  und  dass  andererseits  die  Flüssig- 
keit des  Geldmarktes  für  die  Bedürfnisse  des  Bahnbaues  und  der 
Betriebsausrüstung  von  dem  Sicherheitsgrade  abhängig  ist,  welcher 
den  Bahngläubigem  für  Erfüllung  der  Verzinsungs-  imd  Rück- 
zahlungsverbindlichkeiten geboten  wird,  so  kann  das  Verleugnen  der 
Nothwendigkeit    oder   Zweckmässigkeit    eines   besonderen  Bahn- 

**  Z.  B.  Pommer'sche  Centralbahn  und  die  Berliner  Xordbahn. 
**  Z.  B.   1874   die   Crefeld-Kempener  Industrie-Eisenbahn-Gesellschafl, 
1879  die  Saale-Ünstrat-Bahn. 
>*  Oben  Anmerkung  8. 
*•  Oben  Anmerkung  9,  10. 
ArcliiY  für  öffenUiches  Recht.  X.  i.  g 
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Pfandrechtes  und  BahnzwangsvoUstreckangsTerfahrens,  zu  welche] 
die  verstärkte  Justizkommission  des  Herrenhauses  gelangt  wai 
als  berechtigt  nicht  bezeichnet  werden.  Denn  die  Möglichkeil 
den  Geldbedarf  im  Darlehnswege  zu  decken,  ist  für  ergiebige  n» 
unergiebige  Bahnuntemehmungen  gleich  nützlich,  weil  stets  di 
Zahl  derjenigen,  welche  ihr  Vermögen  auf  hohe  Grewinnaussichtei 
hin  der  Gefahr  eines  Verlustes  oder  der  langjährigen  ErtrajP' 
losigkeit  aussetzen,  geringer  gewesen  ist,  als  die  Zahl  derer,  welclia 
für  fremde  Unternehmungen  zu  festem  Zinsfusse  und  bei  ge* 
sicherter  Bückgabe  gern  darleihen.  Ueberdies  steht  ZinsfossuMJ 
Sicherheitsgrad  der  Bückgabe  dergestalt  in  Wechselwirkung,  im 
mit  Zunahme  des  Letzteren  der  Erstere  sinkt. 

Lässt  sich  erfahrungsgemäss  die  Geldbeschaffung  im  DariehoS' 
wege  für  Bahnzwecke  nicht  umgehen,  so  wird  sie  für  nothleidendl 
Unternehmungen  sogar  zum  einzigen  Hülfsmittel,  weil  jeder  aÜ 
Vermögenseinlagen  zurückhält,  wenn  eine  Gewinnvertheilung  a»^ 
geblieben  oder  vielleicht  gar  ein  Fehlbetrag  entstanden  ist 

So  hatte  z.  B.  die  1877  mit  2  000  000  M.  gegründete  N« 
Berliner  Pferdebahngesellschaft  allmählich  500  000  M.  ihres  Grood* 
Vermögens  verloren,  dabei  jedoch  Bahnerweiterungen  und  vermehrti 
Betriebsausrüstung  nöthig,  um  ihr  Einbau-  und  Betriebsredf 
nicht  zu  verwirken.  Die  bisherigen  Theilhaber,  welche  beretti 
25  %  ihrer  Einlage  eingebüsst  und  zur  Deckung  des  Fehlbetrags 
in  Herabsetzung  des  Aktienwerthes  von  400  M.  auf  300  M.  (► 
willigt  hatten,  schreckten  vor  weiteren  Einzahlungen  zoridCi 
Würde  es  der  Verwaltung  nicht  gelungen  sein,  3  000  000  M.  D» 
lehn  aufzunehmen,  so  hätte  das  Unternehmen  unfehlbar  zu  GrtoM 
gehen  müssen,  weil  wegen  Vertragsbruches  durch  Nichterf&IlB|| 
der  Gegenleistung  die  Gleiseinbau-  und  die  BetriebsgenehmigaU 
erloschen  sein  würden.  • 

Dem  Einwände,  dass  die  Zahl  nothleidender  Betriebe  il 
gering  sei,  um  ihretwegen  die  Ausbildung  neuer  Rechtseiniklk 
tungen  zu  rechtfertigen,  ist  durch  den  Hinweis  zu  begegnen,  dai 
ergiebige  Betriebe  sich  wohl  vor  minder  aussichtsreichen  Bala 
erweiterungen  hüten,  wenn  sie  den  Geldbedarf  dafür  nicht  zu  einfli 
billigen  Zinsfusse  erlangen   würden.     So  wirft  z.  B.  der  Betckl 
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der  Grossen  Berliner  Pferdeeisenbahn-Aktien-Gesellschaft  seit 
Jahren  12  7«  V  Gewinn  ab.  Handelt  es  sich  nun  um  eine  Bahn- 
erweiterong,  durch  deren  Betrieb  höchstens  5%  zu  erwarten 
stehen,  so  würde,  wenn  das  Geld  durch  Vermehrung  des  Grund- 
vermögens zu  beschaffen  wäre,  allmählich  der  Jahresgewinn  zurück- 
gehen, während  derselbe  solange  gleich  bleibt  oder  steigt,  als  ein 
aa£zunehmendes  Darlehn  höchstens  zu  5  %  zu  verzinsen  ist.  Hier- 
aus ist  zu  erklären,  warum  die  gedachte  Gesellschaft  bei 
17  100  000  M.  Grundvermögen  eine  zu  4  ^o  verzinsliche  Anleihe 
von  20  000  000  M.  aufgenommen  hat  und  erst  neuerdings  an 
eine  Erhöhuug  des  Grundvermögens  wieder  denkt,  wo  es  sich  um 
Beschaffung  des  Geldbedarfs  zum  Gleisbau  „Unter  den  Linden" 
handelt,  von  dem  man  sich  reiche  Ausbeute  verspricht.  Zahlen 
beweisen  dies.  1893  standen  2  937  500  M.  als  Capitalsvergüti- 
gung  zur  Verfugung,  von  denen  800  000  M.  zur  Verzinsung  der 
Anleihe  von  20  000  000  M.  genügten  und  2  137  500  M.  zur  Ver- 
theilung  auf  17  100  000  M.  Grundvermögen  verblieben,  was 
12  V»Vo  ausgemacht  hat.  Würden  die  vertheilbaren  2  937  500  M. 
auf  die  vollen  im  Unternehmen  arbeitenden  37  100  000  M.  gleich- 
massig  entfallen  sein,  so  wäre  der  Gewinn  von  12  7«  7«  auf  8^0 
gesunken.  So  lange  man  also  auf  die  Ausführung  minder  lohnen- 
der Bahnen  durch  bewährte  Unternehmer  nicht  verzichten  will, 
wird  man  ihnen  die  MögUchkeit  offen  lassen  müssen,  solches  ohne 
Schmälerung  des  bisherigen  Gewinnes  thun  zu  können. 

Nach  alledem  erscheint  die  Aufgabe,  durch  grössere  Siche- 
rung und  schnellere  wirksamere  Beitreibung  der  Bahnschuld- 
forderungen einen  reicheren  Geldzufluss  für  Bahnunternehmungen 
zu  eröffnen,  durch  die  Zeitverhältnisse  dringend  geboten,  was  den- 
jenigen nicht  zweifelhaft  sein  kann,  welche  die  hohe  Bedeutung 
der  Bahnen  für  den  Volkswohlstand  erfasst  und  gleichzeitig  das 
Bedürfniss  erkannt  haben,  welches  noch  immer  seiner  Befriedi- 
gung harret,  aber  ohne  schwere  Schädigung  der  heimischen  Land- 
wirthschaft  und  Gewerbethätigkeit  nicht  länger  unbefriedigt  bleiben 
darf.  Der  heutige  Stand  der  Wirthschaftsverhältnisse  in  Deutsch- 
land ist  wohl  geeignet,  die  Aufmerksamkeit  der  StaatspoUtiker  zu 
wecken.     Der  jetzigen  Arbeitslosigkeit  würde  durch  umfangreiche 

6* 
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Bahnbauten  wirksam  abzuhelfen  sein.  Die  durch  neu  geschaffene 
Bahnen  bewirkte  Verbesserung  des  Verkehrs  würde  die  Absatx- 
fähigkeit  gewerblicher  Erzeugnissse,  die  Zufuhrung  Yon  Rohstoffen, 
die  üeberführung  entbehrlicher  Arbeitskräfte  an  die  Stellen  dei 
Bedarfs  nach  solchen  erleichtem.  Ob  ein  Nothstand,  wie  er  Ton 
Zeit  zu  Zeit  in  den  Weberdörfem  Schlesien's  oder  im  sächsischen 
Erzgebirge  auftritt,  noch  möghch  sein  würde,  wenn  jene  Gegenden 
durch  Bahnverbindungen  leicht  zugänglich  wären,  bleibt  zu  be- 
zweifeln. 

Die  Erspriesshchkeit  eines  möglichst  schnellen  Ausbaues  der 
noch  fehlenden  Glieder  des  vorhandenen  Bahnnetzes  ist  in  beiden 
Häusern  des  preussischen  Landtages  gelegentlich  der  Berathung 
des  Eleinbahngesetzes  vom  28.  Juli  1892  so  unverhohlen  und 
einstimmig  anerkannt  worden",  dass  eigentlich  für  die  neue  Vor* 
läge  ein  gleiches  Wohlwollen  zu  erwarten  gewesen  sein  würde* 
Gleichwohl  haben  Grossgrundbesitzer  die  Vorlage  bekämpft'** 
Sie  befürchten  nämlich,  dass  im  Wege  der  durch  eine  Betriebn- 
misswirthschaft  herbeigeführten  Bahnzwangsversteigerung  dne 
ihnen  unbequeme  Persönlichkeit  das  Eigenthum  der  zum  Bahnban 
hergegebenen,  ihren  Grundbesitz  durchschneidenden  Flächen  er- 
werben könne.  Liegt  diese  Gefahr  an  sich  schon  fern,  weil  hishet 
höchst  ausnahmsweise  bestandene  Bahnen  wieder  beseitigt  wa^ 
den  ^•,  so  vermag  jeder  sich  vor  einem  solchen  Nachtheil  dadurch 
zu  schützen,  dass  er  sich  für  den  Fall  des  Aufhörens  der  Bahn 
ein  Vorkaufsrecht  auf  die  betreffende  Fläche  sichert. 

Das  fernere  Bedenken,  bei  einer  zu  grossen  Erleichtemng 
der  Geldbeschaffung  im  Darlehnswege  könnten  unfruchtbare  und 
überflüssige  Bahnen  entstehen,  läuft  auf  ein  ungerechtfertigtes 
Misstrauen  gegen  die  Bahnaufsichtsbehörden,  welchen  das  Bahn- 
genehmigungsrecht  zusteht,  und  auf  deren  Verdächtigung  hinans, 
dass  sie  es  an  der  nothwendigen  Sorgfalt  bei  Prüfung  der  G«- 
nehmigungsanträge   fehlen   lassen   würden.     Zudem   hat   die  I!^ 

"  Stenogr.  Ber.  d.  Herrenh.  1892,  S.  25,  190;  der  Abgeordneten  S.  1815ft 
"  Z.  B.  VON  Grass  in  Stenogr.  Ber.  d.  Herrenh.  1894,  S.  147. 
'*  Von  den  deutschen  Kleinbahnen  bisher  nur  diese  in  Oldenburg  QS^ 
Schwerin,  von  Voll-  oder  Nebenbahnen  keine. 
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ining  gezeigt,  dass  die  Greldmänner  nur  höchst  ausnahmsweise 
id  zu  Zeiten  übermässigen  Geldiiberflusses  sich  zur  Betheiligung 
i  unnatürlichen  Bahnunternehmungen  haben  verleiten  lassen, 
ehnebr  eher  der  umgekehrte  Vorwurf  berechtigt  ist,  dass  ihre 
uräckhaltung  von  minder  ertra^sreichen  Bahnunternehmungen 
1  gross  gewesen  sei. 

Endlich  würde  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  doch  noch 
Jemanden  zwingen,  von  seinen  Vortheilen  Gebrauch  zu  machen, 
id  noch  weniger  hindern,  dass  der  Staat,  die  Provinzen  oder 
reise  den  Bahnbau  selbst  unternehmen,  um  ihn  der  Privat- 
ttemehmung  zu  entziehen.  Solange  indess  Gutsverbände,  Städte 
id  Provinzen  noch  nicht  auf  jede  fremde  Hilfe  verzichten  zu 
nnen  meinen^^  und  so  lange  die  Finanzlage  des  Staates  den 
ihnbau  auf  Staatsrechnung  oder  die  Unterstützung  aus  Staats- 
itt^  nicht  zulässt,  wird  der  durch  den  Entwurf  betretene  Weg 
ikso weniger  für  verfehlt  erklärt  werden  dürfen,  als  weder  aus 
esterreich-üngam  noch  aus  der  Schweiz  während  der  20jährigen 
dtungsdauer  der  Bahndarlehns-Schutzgesetze  irgend  welche  nach- 
idlige  Erfahrungen  bekannt  geworden  sind. 

Nach  alledem  ist  mindestens  die  Zweckmässigkeit  eines  Schutzes 
H-  Bahndarlehnsgläubiger  anzuerkennen. 

II. 

Dagegen  lassen  schwerwiegende  Gründe  wirthschaftlicher  und 
chüicher  Natur  wünschenswerth  erscheinen,  dass  die  geplante 
echtsordnung  nicht  auf  Preussen  beschränkt  bleibt,  sondern  auf 
eatschland  ausgedehnt  werde,  also  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
hang  statt  der  Landesgesetzgebung  erfolgt.  Denn  thut  ein 
Gmdrecht  und  eine  Zwangsvollstreckung  dem  Preussischen  Lan- 
Bgebiete  Noth,  so  wird  sie  im  übrigen  Deutschland  gleichfalls 
flsam  wirken.  Der  Geldbedarf  für  Bahnzwecke  ist  in  Preussen 
iit  schwieriger  zu  decken  wie  im  übrigen  Deutschland,  hier  wie 
rt  wird   eine  erhöhte  Sicherheit  für  Bahndarlehne   die   gleiche 


*»  Dmcks.  d.  Herrenh.  1892,   No.  69,   S.  39  u.  No.  70,   d.  Abgeordn. 
241,  Stenogr.  Ber.  d.  Abgeord.  1892,  S.  1315  flf. 
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Wirkung  äussern.  Bleibt  sie  einem  Nachbarstaate  versagt,  80 
wird  das  dort  flüssige  Geld  den  Bahnuntemehmungen  des  Heimath- 
staates entzogen  und  diesen  des  fremden^  welcher  grössere  Siche^ 
heit  bietet,  zugeführt  werden.  Das  Vorgehen  Prenssens  würde 
also  die  übrigen  deutschen  Staaten  schnell  zum  Nachfolgen 
treiben. 

Bei  Einbringen  des  gleichartigen  Entwurfes  im  Jahre  187} 
hatten  die  Bundesregierungen  die  Nothwendigkeit  eines  Reich»- 
gesetzes  damit  begründet ^^,  dass  in  einer  Zeit,  wo  an  die  Ab- 
fassung eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  Deutschland  gedadit 
werde,  eine  dahin  gehörende  Kechtseinrichtung  nur  noch  im  Wege 
der  Reichsgesetzgebung  geordnet  werden  dürfe,  dass  femer  die 
landesgesetzliche  Regelung  nicht  genügen  würde,  weil  einerseits 
die  Bahnen  vielfach  in  mehrere  Landesgebiete  hineinreichen  und 
andererseits  der  Markt  für  den  börsenmässigen  Vertrieb  der 
Eisenbahnwerthe  nicht  auf  den  Einzelstaat  beschränkt  bleibe, 
sondern  in  Deutschland  zu  suchen  sei.  Die  Schwierigkeiten, 
welche  die  Verschiedenartigkeit  der  eisenbahnrechtlichen  Gniiid- 
Sätze  und  der  Grundbucheinrichtungen,  sowie  die  abweichenden 
Privatrechtssysteme**  dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  ent- 
gegenstellen, hielt  man  damals  für  leicht  überwindbar.  Gegen- 
wärtig ist  man  anderer  Ansicht*^;  bei  dem  Fehlen  einheitlicher 
rechtlicher  Grundlagen  im  Gebiete  des  Kleinbahnwesens  soll  der 
Erlass  eines  Landesgesetzes  den  Vorzug  verdienen.  Ueberdies 
wird  gemeint,  dass  bei  dem  nahen  Abschlüsse  der  Vorarbeiten 
für  ein  bürgerhches  Gesetzbuch  eine  reichsgesetzliche  Regdong 
des  Pfandrechtes  nicht  mehr  angezeigt  erscheine,  weshalb  eine 
landesgesetzliche  der  zweckmässigste  Ausweg  sei,  zumal  wemi  sie 
sich  später  in  die  künftigen  Reichsverhältnisse  würde  überf&hren 
lassen.     Man  glaubt   endlich,   dass   für  die  Bahnen,    denen  du 

"  Drucks,  d.  Reichstages  1879,  No.  130,  S.  21flf.,  1880,  No.  33,  aü. 

'*  Da  in  Preussen  bereits  drei  Rechtssysteme  gelten  und  das  ihBi 
fehlende  des  sächs.  bür^erl.  Ges.-Buches  keine  Sonderbestimmungen  entiiSH, 
so  hat  nach  dieser  Richtung  ein  preuss.  Gesetz  genau  dieselben  Schwierig 
keiten  zu  bekämpfen,  wie  ein  Reichsgesetz. 

"  Drucks,  d.  Herrenh.  1894,  No.  32,  S.  20. 
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Gesetz  zu  EUlfe  kommen  soll,  das  Bedürfniss  fehlen  würde,  das 
preussische  Landesgebiet  zu  überschreiten. 

Darf  zwar  nach  dem  geltenden  Reichsrechte  ^*  der  Weg  der 
Landesgesetzgebung  beschritten  werden,  so  beweisen  doch  anderer- 
seits die  Kleinbahnverbindungen  Altona-Hamburg,  Bremerhaven- 
Geestemünde,  Frankfurt-Oflfenbach,  Hamburg- Wandsbeck,  Mann- 
heim-Ludwigshafen, Strassburg-Kehl  das  Bedürfniss,  Kleinbahnen 
in  die  Gebiete  mehrerer  Staaten  sich  erstrecken  zu  lassen,  wes- 
halb die  Wahl  eines  Landesgesetzes  keine  glückliche  zu  nennen 
ist.  Einen  Anhalt  dafür  bietet  die  Erfahrung  der  Nachbarstaaten. 
Die  ursprünglich  nur  für  Ungarn  bestandene  gesetzliche  Rege- 
lung** des  Bahnpfandrechtes  führte  sehr  bald  zu  ünzuträgUch- 
keiten,  welche  den  Erlass  eines  Gesetzes  für  beide  Reichshälften 
Teranlassten.  In  der  Schweiz  lag  ursprünglich  nur  für  einzelne 
Cantone  das  Bedürfniss  nach  einem  besseren  Darlehnsschutze  vor, 
um  schnell  die  üeberzeugung  zu  wecken,  dass  wirksame  Hilfe 
nur  von  einem  Bundesgesetze  zu  erwarten  sei.  Deshalb  ist  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  ein  preussisches  Gesetz  für  die  übrigen  deut- 
schen Länder  sehr  bald  UnzuträgUchkeiten  bringen  würde,  die 
schliesslich  zur  reichsgesetzlichen  Regelung  führen  müssten.  Ist 
man  jedoch  nicht  sicher,  der  letzteren  zu  entgehen,  so  erscheint 
es  sachgemäss,  den  jetzt  betretenen  Weg  zu  verlassen  und  zu 
dem  ursprüngUchen  zurückzukehren. 

Für  das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  nach  den  vorliegenden 
Entwürfen  eine  besondere  Behandlung  der  Bahndarlehne  oder  des 
Püandrechtes  an  Bahnen  nicht  in  Aussicht  genommen;  die  Be- 
gri£fe  Bahneinheit  und  Bahngrundbücher  sind  ihm 
fremd  geblieben.  Mithin  würde  die  Ordnung  des  Bahnpfand- 
rechtes und  Zwangsvollstreckungsverfahrens  durch  ein  selbst- 
ständiges Gesetz  zu  erfolgen  haben,  sofern  nicht  etwa  noch  in 
letzter  Stunde  die  Aufgabe  der  tagenden  Redaktionskommission 
entsprechend  erweitert  wird.  Wird  indess  ein  Sondergesetz 
nöthig,  so  kann  dessen  Abfassung  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 


**  Konk.-Ordn.  §§  3,  39.  —  C.-P.-O.  §  757. 
»  G.  v.  7.  April  1868. 
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ebensogut  yorausgehen  als  nachfolgen,  da,  wie  die  Begrttndimg 
des  preussischen  Entwurfes  bereits  anführt^*,  schon  jetzt  erkenn* 
bar  ist,  dass  die  künftige  Reichsgesetzgebung  über  das  Immobiliar« 
recht  im  wesentlichen  mit  dem  preussischen  Grrundbuchrechte  übe^ 
einstimmen  wird.  Hält  man  die  üeberleitung  des  durch  ein 
preussisches  Gesetz  zu  schaffenden  Rechtszustandes  in  einen  dem 
künftigen  Reichsrechte  entsprechenden  für  ausführbar,  so  bleibt 
unverständlich,  warum  dies  schwieriger  sein  soll,  wenn  schon  jetit 
die  übrigen  deutschen  Staaten  gesetzgeberisch  mitwirken  würden. 
Deshalb  bleibt  zwar  zu  wünschen,  dass  der  preussische  Land- 
tag seine  Mitwirkung  ablehnt,  um  der  Reichsgesetzgebung  anf 
einem  ihr  naturgemäss  zufallenden  Rechtsgebiete  nicht  vorzugreifen, 
würde  es  andererseits  aber  tief  zu  beklagen  sein,  wenn  die  endgültige 
Regelung  des  Pfandrechtes  an  Bahnen  und  der  Zwangsvollstreckong 
in  dieselben  bis  nach  Fertigstellung  des  bürgerlichen  Greseti- 
buches  verschoben  werden  würde,  weil  damit  noch  für  Jahre 
hinaus  der  nöthige  Geldzafluss  zum  Ausbau  des  deutschen  Bahn* 
netzes  zurückgehalten  werden  wird. 

m. 

Bahnpfandrecht  und  Bahnzwangsvollstreckung  sind  Gegen- 
stände des  bürgerlichen  Rechtes,  indem  die  Gestaltung  eines 
Bahnkredites  dem  Gebiete  der  Vermögensrechte  angehört.  Gleidi- 
wohl  wird  der  Staatsgewalt  ein  Einfluss  auf  die  Bahn-  und  Be* 
triebswirthschaft  aus  der  Erwägung  zuzugestehen  sein,  dass  dk 
Bahnen  als  Mittel  zur  Erfüllung  der  Staatszwecke  dienen  und  des- 
halb staatliche  Aufgaben  in  Folge  der  Ueberschuldung  einer  Bahn 
oder  eines  strengen  Vorgehens  der  Bahngläubiger  zwecks  der 
eigenen  Befriedigung  vereitelt  werden  können.  Hierzu  brancht 
der  Staat  es  nicht  kommen  zu  lassen,  vielmehr  darf  er  aus  Rüde- 
sichten der  öffentlichen  Ordnung  Gegenmaassregeln  ergreifen.  Sdne 
Mitwirkung  bei  Begründung  und  Auflösung  von  Bahnschnldra>- 
hältnissen  ist  also  wohl  gerechtfertigt,  soweit  sie  das  richtige 
Maass  innehält  und  durch  geeignete  Mittel  geschieht. 


•«  Drucks,  d.  Herrenh.  1894,  No.  32,  S.  21. 
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Gegen  Beides  verstösst  jedoch  der  Entwurf.  Zunächst  ver- 
It  man  nämlich  auf  den  Gedanken,  dass  der  Entwurf  ursprüng- 
h  uwc  für  die  Privateisenbahnen  bestimmt  war  und  zur  An- 
tndting  auf  Elleinbahnen  einfach  dadurch  zugestutzt  worden  ist, 
SS  in  die  üeberschrifl  und  in  §  1  die  Worte  ^und  Kleinbahnen" 
igefugt  wurden.  Ob  die  einzelnen  Satzungen  ohne  Weiteres  für 
!  passen,  wurde  nicht  weiter  erwogen.  Einen  Beleg  dafür  hefert 
j  Vielseitigkeit  der  Verrichtungen,  welche  die  §§  4,  5,  6,  8,  12, 
,  16,  29,  34,  37,  38,  39,  40,  43,  44,  46,  63,  64  der  Bahn- 
fsichtabehörde  übertragen.  Je  mehr  dem  Staate  an  einer  rich- 
ten Bewirthschaftung  bestehender  Bahnen  und  an  der  Erhaltung 
s  Betriebes  auf  denselben  gelegen  sein  muss,  je  mehr  er  also 
•und  hat,  einer  Misswirthschaft  und  vermeidbaren  Betriebs- 
istellungen  rechtzeitig  vorzubeugen,  desto  sorgfältiger  hat  er 
dererseits  zu  erwägen,  dass  jeder  Einfluss  in  seinem  Erfolge 
rsagt,  dessen  Ausübung  dafür  ungeeigneten  Dienststellen  an- 
rtraut  wird. 

Die  Bahnaufsicht  über  Vollbahnen  und  über  Nebenbahnen 
rd  in  Preussen  an  höchster  Stelle  durch  die  vierte  Abtheilung 
s  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  selbst  an  unteren 
eilen  schon  durch  Behörden  geführt,  die  mit  fachtechnisch  und 
:hwissenschaftUch  vorgebildeten  Mitgliedern  besetzt  sind,  so 
SS  bei  ihnen  ein  volles  Verständniss  für  die  Aufgaben  zu  finden 
,  welche  ihnen  der  Entwurf  stellt.  Anders  steht  dies  bei  den 
ieinbahnen,  für  welche  sogar  schon  städtische  oder  ländliche 
rtspolizeibehörden  die  Bahnaufsicht  führen  können.  Die  Mit- 
rkung  bahntechnisch  Gebildeter  ist  nur  bei  Kleinbahnen  ge- 
Aert,  welche  mit  mechanischer  Kraft  betrieben  werden,  indem 
er  den  LandespoUzeibehörden  eine  Eisenbahnbehörde  zum  Bei- 
kth  bestellt  ist^^,  welcher  den  Aufsichtsbehörden  der  Pferde- 
etriebe  jedoch  fehlt,  selbst  wenn  sie  bei  dem  Amtsvorsteher  oder 
em  Bürgermeister  eines  Landstädtchens  ruht,  obschon  diese  ge- 
aeinübUch  von  den  Erfordernissen  eines  Bahnbetriebes,  den 
Grundsätzen  der  Bahnwirthschaftslehre  und  von  der  Bahnbetriebs- 


"  G.  V.  28.  JuU  1892,  §§  3,  22. 
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lehre  weniger  Ahnung  haben  als  der  Bahnunternehmer.  I 
dürften  nur  höchst  ausnahmsweise  zu  beurtheilen  vermögen, 
und  inwieweit  die  eine  oder  die  andere  beabsichtigte  Maassi 
heilsam  oder  schädlich  ausschlagen  wird. 

Werden  aber  Verrichtungen,  welche  in  die  Betriebsverl 
nisse  tief  einschneiden,  einer  untauglichen  Person  zur  Benrtheil 
und  zur  Vornahme  übertragen,  so  geht  jede  Bürgschaft  d 
verloren,  dass  sie  richtig  in  die  Wege  geleitet  werden.  I 
entweder  verlässt  sich  der  betreffende  Beamte  blindlings  auf 
Darstellung  des  Unternehmers,  so  ist  seine  eigene  Mühewall 
und  seine  Mitwirkung  überflüssig,  oder  er  folgt  trotz  der 
abgehenden  Sachkenntniss  seinem  eigenen  ürtheil,  so  wirc 
vielfach  fehlgreifen  und  damit  dort  schaden,  wo  er  nutzen  so 
Die  beregten  Umstände  führen  dahin,  die  Art  der  einze 
bahnaufsichtsbehördlichen  Geschäfte  näher  zu  beleuchten. 

§  4  überweist  der  Bahnaufsichtsbehörde  die  Entscheid 
darüber,  ob  eine  Ansammlung  zum  Betriebe  und  zurVerwall 
der  Bahn  erforderUch  ist.  Nach  §§  5,  6,  12  sind  Veräusserui 
oder  Belastungen  einzelner  zur  Bahneinheit  gehöriger  G-rundsti 
und  die  Verfolgung  dinglicher  Rechte  an  denselben  ungültig 
darf  ein  Grundstück  als  Zubehör  zu  einer  Bahneinheit  nicht 
merkt  werden,  wofern  die  Bahnaufsichtsbehörde  nicht  die  Vei 
barkeit  dieser  Maassregeln  mit  der  Betriebsfahigkeit  des  B^ 
Unternehmens  bescheinigt.  Die  Anlegung  eines  Bahngrundbi 
blattes  und  die  Eintragung  einer  Bahn  in  das  Bahngrundbi 
setzt  ein  Eintragungsgesuch  der  Bahnaufsichtsbehörde  (§§  8, 
39,  46,  63,  64),  die  Einleitung  der  Zwangsvollstreckung  il 
Antrag  (§§  38,  39,  46)  voraus.  Ihr  hegt  ferner  ob,  die 
Anlegung  des  Grundbuchblattes  erforderhchen  Angaben  zu  mac 
bezw.  zu  beschaffen  (§  13)^  ohne  ihre  Mitwirkung  kann  es 
Abänderungen  des  Titelblattes  nicht  kommen.  Zur  SchUess 
des  Grundbuchblattes  muss  ihre  Anzeige  von  dem  Genehmigu 
ablaufe  vorliegen  (§  14).  Ihr  wird  die  Macht  gegeben, 
Bahneigenthümer  zur  Beibringung  von  Urkunden  und  zum  St 
von  Eintragungs-  oder  Löschungsanträgen  anzuhalten.  Sie 
berechtigt,  die  Berufung  einer  Gläubigerversammlung  zwecks 
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blussfassung  über  gänzliches  oder  theilweises  Aufgeben  ihrer 
'andrechte  zu  verlangen.  Vom  Tage  ihrer  Entscheidung,  dass 
3  Verfolgung  dinglicher  Rechte  an  einzelnen  zur  Bahneinheit 
hörigen  Grundstücken  unthunlich  sei,  beginnt  die  einjährige 
>thfrist  zur  Geltendmachung  von  Entschädigungsansprüchen 
?gen  der  erzwungenen  Aufgabe  für  unverfolgbar  erklärter  Rechte 
§  6,  37).  Zur  Einleitung  des  Zwangsverwaltungsverfahrens  kann 
erst  auf  Grund  ihres  Gutachtens  kommen,  dass  die  Einnahmen 
d  die  Ausgaben  sich  decken  werden  (§§  38,  39).  Ihr  gebührt 
s  Vorschlagsrecht  des  zu  bestellenden  Verwalters;  unter  ihrer 
ntung  ist  die  Zwangsverwaltung  zu  fuhren  (§  40).  Zur  Pest- 
sllung  der  Kaufbedingungen  (§  43)  und  zu  der  Beurtheilung  des 
cherheitswerthes  vorhandener  Bahnpfandschulden  bei  Bestellung 
r  Bietungskaution  (§  44)  ist  ihr  Gutachten  zu  hören. 

Abgesehen  davon,  dass  der  Entwurf  sich  in  den  Grenzen 
8  älteren  von  1879  hätte  halten  können,  welcher  z.  B.  einen 
mittelbaren  Verkehr  zwischen  Bahnuntemehmer  und  Grundbuch- 
ihter  noch  nicht  abgeschnitten  hatte,  setzt  unverkennbar  jede 
izelne  der  Aufsichtsbehörde  anvertraute  Verrichtung  ein  so 
undliches  Verstau dniss  der  Bahntechnik,  Bahnbetriebs-  und 
ihnwirthschaftslehre  voraus,  dass  es  fuglich  den  Behörden  ab- 
sprechen werden  darf,  welchen  die  Aufsicht  über  Kleinbahnen 
t  thierischer  Triebkraft  anvertraut  ist.  Vielmehr  sollten  nach 
inzösischem  Vorbilde^®  die  Ueberwachungsgeschäfte  Bahn- 
ndigen  anvertraut,  und  gegen  deren  Massnahmen  Nachprüfungen 
rch  eine  bahntechnische  Behörde  zugelassen  werden. 

IV. 

Durch  das  geplante  Gesetz  würde  das  geltende  Preussische 
cw.  Deutsche  Recht  um  zwei  Begriife  Bahneinheit*' 
i    Bahnpfandrecht     bereichert    werden ,     unter    deren 


••  Decret  v.  17.  Juni  1854  setzt  Generalinspectoren  zur  Ueberwachung 
•  Bahnwirthschafb  ein,  welche  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
erstehen,   lieber  ihre  Machtbefugoiss  s.  Cahier  des  charges,  Art.  38,  39,  40. 

»  Entw.  1879  §§  1—11,  1880  §§  1—11. 
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ersterem  eine  Sachgesammtheit  zu  verstehen  ist,  welche  sämmt 
liehe  für  ein  Bahnunternehmen  bestimmte  unbewegliche  und  be 
weghebe,  körperliche  und  körperlose  Vermögensstücke  des  Be« 
triebsuntemehraers  begreift  ^°.  Ihre  Bestandtheile  werden  «dh 
gewöhnUch  zusammensetzen  (§  4)  aus  Grundstücken,  dem  Schienen- 
wege und  aus  Hochbauten;  aus  den  Ausrüstungsgegenständen  u 
Zugkräften  und  Betriebsmitteln^  denVorräthen  zur  UnterbaUnog 
der  Anlagen  und  des  Betriebes,  Baar-  oder  Effectenbeständen, 
Rechten  an  fremden  Grundstücken  und  Forderungen  an  Dritte. 
Das  BindegUed  für  diese  in  ihrer  Selbständigkeit  sehr  verschieden^ 
artigen  Sachen  ist  also  die  Zwecksbestimmung.  Danach  sind  voi 
der  Bahneinheit  ausgeschlossen  einerseits  Yermögensstücke  dei 
Bahneigenthümers,  welche  anderen  Zwecken  dienen ,  wie  dia 
handelsgesetzliche  Rücklage  ^^  der  Actiengesellschaften,  anderer 
seits  die  dem  Unternehmen  gewidmeten  Vermögensstücke  einei 
Fremden.  Die  Zugehörigkeit  beginnt  mit  der  Zwecksbestimmung 
und  endet  mit  deren  Aufhören,  sodass  Zuerwerbungen  hinzutreten 
und  entbehrliche  Stücke  ausscheiden,  was  für  bewegliche  Sachen 
unbedingt  gilt,  während  zum  Ausscheiden  von  Grundstücken  ein 
Unschädlichkeitsattest  der  Bahnaufsichtsbehörde  nöthig  ist.  Dm 
Bahneinheit  entsteht  erst  mit  Ertheilung  der  BetriebsgenehmigQqg 
auf  der  ganzen  Bahnstrecke  und  hört  mit  dem  Genehmigongi- 
ablaufe  oder  der  erwiesenen  Fruchtlosigkeit  einer  Zwangsversteige- 
rung auf.  Sind  der  Eigenthümer  der  Bahn  und  der  Bahnbetriebe* 
führer  verschiedene  Personen,  so  sind  am  nämhchen  Schienenweg! 
bezw.  Betriebe  zwei  Bahneinheiten  nebeneinander  denkbar,  wM 
z.  B.  bei  der  Continental-Pferdebahngesellschaft,  der  Halleer-StadI' 
bahn,  der  Düsseldorfer  Pferdebahn  zutreflFen  wird.  Die  Bahuf 
einheit  gilt  als  Gegenstand  des  unbeweglichen  Vermögens  und 
kann  nur  als  solche  veräussert   und  verpfändet  werden  •*,   sodMl 

^^  Vgl.  Oesterr.  G.,  19.  Mai  1874  §  5;  Schweiz.  G.,  24.  Juni  1874,  Art  9i 
Ebenso  Französ.  G.,  15.  Juli  1845,  wo  sie  jedoch  kein  Gegenstand  des  Privat 
eigenthums  ist. 

"  Handels-Ges.-B.  Art.  185^  239^ 

'^  Den  Eisenbahnen  legten  die  Eigenschaft  „Ausserhalb  des  Yeritekr 
stehender  Sachen''   WappAeus,  Zur  Lehre  von  den  dem  Bechtsverkehr  ent 
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die  Zagehörigkeit  zu  ihr  die  Verfolgung  selbst  solcher  dinglichen 
Bechte  ausschliesst,  welche  auf  Zubehörstücke  vor  Eintritt  dieser 
Eigenschaften  erworben  waren.  Nicht  entstehen  kann  eine  Bahn- 
onheit  für  Unternehmungen,  welche  von  der  Verpflichtung  frei 
sind,  für  die  Dauer  der  Genehmigung  den  Betrieb  zu  führen,  was 
L  B.  bei  der  Drachenfels-,  Malberg-,  Neroberg-,  Niederwald-  und 
Scklossbergbahn,  sowie  bei  allen  Privatanschlussbahnen  der  Fall 
ist  Eine  selbständige  Bahneinheit  umfasst  das  Bahnuntemehmen 
in  dem  Umfange,  für  welchen  eine  besondere  Genehmigung  er- 
theilt  wird,  sofern  letztere  nicht  bestimmt,  dass  ein  einheitlicher 
Betrieb  mit  einer  Stammbahn  erfolgen  soll,  sodass  aus  der 
jüngeren  Genehmigung  nur  ein  Zubehör  entsteht.  Die  freiwillige 
Veräusserung  hat  durch  Auflassung  zu  geschehen.  Eine  Ein- 
tragung in  das  Bahngrundbuch  ist  zwar  zur  Vornahme  von  Ver- 
iossernngen  und  Verpfandungen  nöthig,  bis  dahin  aber  ent- 
behrlich**. 

So  vortheilhaft  und  sachgemäss  einerseits  die  Bildung  einer 
in  ihrem  Fortbestande  bis  zum  Erlöschen  des  Unternehmens  ge- 
sicherten Bahneinheit  ist,  so  erscheint  andererseits  jedoch  be- 
denkUch,  dass  sie  erst  mit  der  Betriebsgenehmigung  für  die  ganze 
Bahnstrecke  beginnen  soll,  weil  damit  der  Nutzen  aus  dem  ge- 
ilanten  Gesetze,  dass  nämlich  der  Geldzufluss  für  Bahnunter- 
tehmuDgen  begünstigt  wird,  wieder  verloren  geht.  Denn  gelingt 
s  einem  Unternehmer,  aus  eigenen  Mitteln  die  Bahn  zu  bauen 
ind  die  Ausrüstungsgegenstände  zu  beschaffen,  so  wird  er  kein 
reiteres  Geld  brauchen.  Der  Hauptgeldbedarf  entsteht  vielmehr 
lir  den  Bau  und  die  Ausrüstung,  geht  also  der  Betriebseröffnung 
oraus.  Hat  man  erst  den  Aufschlag  bewilligt,  welchen  die 
V'erkmeister  oder  Lieferanten  für  die  CreditbewilKgung  be- 
nspmchen,  so  ist  die  Ausführung  bereits  um  denjenigen  Betrag 

:>geneii  Sachen,  S.  107;  Dbrnbüro,  Pfandrecht  I,  S.  498;  v.  £ab,  Hannov. 
fypothekenrecht  S.  52;  Roemeb,  "Württemb.  Hypothekenrecht  §  22,  Note  6 
ei.  wogegen  Koch,  Deotschlands  Eisenbahnen  I,  §§  66,  67;  Regelsberoer, 
tayer.  Hypothekenrecht  S.  194;  K.  Hilse,  Verstadtlichung  der  Strassenbahnen 
6  S.  19  die  entgegengesetzte  Ansicht  vertraten. 
"  Grdb.-Ordn.  v.  5.  Mai  1873,  §  2. 


—     94    — 

vertheuert,  um  welchen  bei  Baarzahlang  die  Herstellung  billi 
und  besser  ausgefallen  sein  würde  °^.  Musste  sich  der  Geldgc 
bis  zur  .Betriebsgenehmigung  mit  der  Sicherheit  begnügen,  wel 
ihm  die  Person  des  Unternehmers  bot,  so  wird  ihm  solche  a 
für  die  fernere  Zeit  ausreichen.  Ist  jedoch  in  richtiger  Wü 
gung  der  Thatsache,  dass  gegen  Sicherheit  leichter  und  billi 
Geld  zu  erlangen  ist,  als  ohne  solche,  für  die  Förderung 
Bahnen  das  Schaffen  eines  wirksamen  Pfandrechtes  nöthig, 
muss  dasselbe  schon  für  den  ersten  Geldbedarf  geboten  werd 
Die  Beobachtungen  im  Gebiete  des  Hochbauwesens  bestati] 
dies.  Der  Baugeldgeber  verlangt  Vorleistung  der  Sicherheit,  d 
die  Eintragung  der  Baugelderhypothek  bevor  die  erste  2iahli 
erfolgt.  Warum  sollte  für  Tiefbauwerke  dies  anders  sein,  zui 
es  hier  noch  dazu  häufig  zum  Einbau  auf  fremdem  Grunde  komi 
Mit  der  Bau-  und  nicht  erst  mit  der  Betriebsgenehmigung  I 
die  Bahneinheit  zu  entstehen.  Wenigstens  würde  mit  dem  E 
würfe  von  1879  der  Beginn  auf  die  Ertheüung  der  Betriei 
genehmigang  für  die  erste  TheUstrecke  zu  verlegen  sein^^ 

Ferner  bedarf  der  Begriff  „ganze  Bahnstrecke"  einer  K 
rung.  Darf  z.  B.  die  Ringbahnlinie  der  Grossen  Berliner  Pfen 
bahn-Aktiengesellschaft  für  eine  Einheit  gelten,  obschon  sie 
verschiedenen  Abschnitten  auf  Grund  mehrerer  selbständiger  G 
nehmigungen  zu  Stande  kam?  Oder  ist  umgekehrt  schon  d 
kurzen  neuerdings  genehmigten  ZwischengUede  Dorotheen-Bdun 
Strasse  in  Berlin  die  Eigenschaft  einer  selbständigen  Bahnstrec 
zuzusprechen  ?  Oder  sollen  nunmehr  die  beiden  jetzt  erst  v 
bindbaren  selbständigen  Strecken  „Kreutzberg-Behrenstrasse**  i 
„Weidendammerbrücke- Weddingsplatz"  zu  einer  Bahneinheit  i 
gewandelt  werden  ?  Dies  Alles  bloss  in  das  Ermessen  der  Bi 
aufsichtsbehörde  zu  stellen,  ist  i*echt  bedenklich  und  kann 
Rechte  Dritter  schädigen,  weil  ihnen  mit  Untergang  der  Seil 
ständigkeit  der  nunmehrigen  Zubehörstrecken  die  Ausübung  m 
erworbener  Rechte  abgeschnitten  würde. 

^*  K.Hilsk:  Strassenbahnkunde  §§  206—209  II  246 ff. 

^  Drucks,  d.  Reichst,  1879  No.  130  §  1,  1880  No.  33  §  1. 
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Der  Grund,  aus  welchem  der  Beginn  der  Bahneinheit  so  weit 
nausgeschoben  wird  (dass  nämlich  die  Wiederveräusserbarkeit 
itbehrlicher  Grundstücke  länger  erhalten  bleibe),  befriedigt  nicht. 
ksm  bei  Kleinbahnen,  welche  auf  Strassenland  bauen,  wird  es 
K  Grundveräusserungen  nur  höchst  selten  kommen.  Wegen  et- 
«iger  Ausnahmen  die  Geldbeschaffung  zu  erschweren  oder  zu 
tveüeln,  ist  nicht  berechtigt.  Man  darf  weit  eher  der  Bahn- 
■feichtsbehörde  vertrauen,  dass  sie  etwa  nothwendige  Veräusse- 
■Dgen  durch  Ausstellung  des  Unschädlichkeitsattestes  ermögUchen 
■rd,  wodurch  übereilte  Ankäufe  wieder  gut  zu  machen  sind. 

Würde  thatsächlich  mit  der  Geldbeschaffung  bis  nach  Be- 
Ihebseröffnung  zu  warten  sein ,  so  wäre  darin  eine  Schlechter- 
lUkn^g  gegen  jetzt  zu  erkennen.  Denn  heut  können  Bahnunter- 
lAmer  Grundstücke  ohne  Anzahlung  erwerben,  indem  der  Kauf- 
|iBS  eingetragen  wird.  Geht  jedoch  mit  dem  Augenblicke,  wo 
b  Grundstück  Zubehör  der  Bahneinheit  wird,  die  Macht  ver- 
iren,  das  Pfandrecht  am  Grundstücke  selbständig  weiter  zu 
erfolgen,  so  sind  Kaufgelderstundungen  kaum  noch  zu  erwarten. 

V. 

Die  Bahnpfandschuld**  ist  eine  solche,  für  welche  mit  der 
lihneinheit  Sicherheit  zur  Hypothek  oder  Grundschuld  bestellt 
ird  (§  19).  Das  grundlegende  Rechtsgeschäft  braucht  nicht  Dar- 
ioLj  kann  vielmehr  auch  Kauf  sein.  Sie  bedarf  der  grundbuch- 
idien  Eintragung  und  darf  auf  Namen  oder  auf  Inhaber  (§§  21, 
k)  ausgestellt  werden.  Sie  wirkt  je  nachdem,  ob  nur  die  Bahn- 
Uieit  oder  neben  derselben  noch  der  Unternehmer  persönHch 
kftet,  gleich  einer  Grundschuld  oder  Hypothek.  Solange  es  zm* 
fentragung  nicht  gekommen,  besteht  noch  kein  Pfandrecht.  Die 
kkildurkunde  darf  jedoch  schon  vor  Entstehung  der  Bahneinheit 
id  Anlegung  des  Grundbuchblattes  rechtsgiltig  verlautbart  wer- 
b  (§  19).  Für  die  Reihenfolge  verschiedener  Schuldbeträge  ist 
er  Eingang   der  Eintragungsbewilligung   beim  Grundbuchrichter 


^  Entw.  1879   §§  12—24;    1880  §§  12—24  sprechen   von   Eisenbahn- 
idden  und  Eisenbahnscholdbriefen. 
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maassgebend.  Ob  eine  dem  Antrage  auf  Anlegung  des  Gram 
buchblattes  vorangegangene  Eintragungsbewilligung  vom  GnuK 
buchrichter  zwecks  späterer  Erledigung  bereits  mit  der  Wirkui 
anzunehmen  ist;  dass  die  betreffende  Schuld  die  erste  Stelle  b 
hält;  blieb  unausgesprochen  und  ist  zu  bezweifeln^  da  anderenfal 
die  Grundbuchämter  mit  Anträgen  behelligt  werden  können,  i 
deren  Ausführung  es  nie  kommt.  Ist  jedoch  der  Geldgeber  d< 
Gefahr  ausgesetzt;  durch  Saumseligkeit  des  Schuldners  oder  soi 
stige  Zwischenfalle  den  ihm  gebührenden  Kang  zu  verlieren,  i 
wird  er  sich  hüten,  mit  der  Geldhingabe  vorzuleisten. 

Das  Bedürfniss  nach  einer  Sicherstellung  des  Bahnschuli 
gläubigers  und  nach  Gewährung  eines  Vorrechtes  vor  spätere 
Gläubigem  ist  bereits  bei  der  ersten  Nothwendigkeit,  ein  Bah 
darlehn  aufzunehmen;  für  das  die  Bezeichnung  Prioritätsobligatifl 
gangbar  wurde,  erkannt  und  mangels  eines  grundlegenden  Geseta 
auf  verschiedene  Weise  zu  verwirklichen  versucht  worden.  So  h 
stellte  die  Rheinische  Eisenbahn  bereits  im  October  1840  ihn 
Gläubigern  das  Vermögen  der  Gesellschaft  zum  Unterpfande  im 
war  ihr  staatlicherseits  auferlegt;  bei  etwaigen  späteren  Anldbe 
den  früheren  Gläubigern  die  Vorberechtigung  ausdrücklich  vom 
behalten*^.  Andere  begnügten  sich  den  Darlehnsnehmem  K 
allen  künftig  auszugebenden  Anleihen  das  Vorrecht  zu  vi 
sprechen^®.  Die  Berlin- Hamburger  Eisenbahn  bestellte  1846  ji 
doch  nur  den  Bahnkörper  einer  bestimmten  Strecke  zum  Pfände* 
Andere  erklärten  nur  das  Beineinkommen  der  Bahn,  wieli 
andere  das  letztere  für  die  Zinsen  und  die  Bahn  nebst  Zobdri 
für  das  Capital  für  haftbar.  Ein  dinglich  wirksames  Pfandred 
konnten  diese  Erklärungen  nicht  begründen.  Deshalb  wurde  bi 
weilen  der  Ausweg  gewählt,  sich  der  Veräusserung  von  Biki 
bestandtheilen  oder  der  Aufnahme  neuer  Schulden  zu  begebe 
bevor  die  alten  getilgt  sein  würden,  ohne  dass  selbst  dies  an 
wirksamen   Schutz    bot*®.     Nur    zweimal    ist    es    im    Königrei 

"  Preuss.  Ges.-Samml.  1840,  S.  295. 

»«  Z.  B.  1853  die  Köln-]Mindener  Eisenb.-Ges.  (Ges.-SammL  1853,  S.  l 

»«  Preuss.  Ges.-SammL  1846,  S.  521. 

*^  Ueberwiegend   im   ausserpreuss.  Deatschland  z.  B.  zweiter  Nadit 
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Sachsen,  je  einmal  in  Bayern*^  und  Sachsen- Weimar *^  zur  Ein- 
tragang  in  das  Hypothekenhuch  gekommen.  Bedenken  gegen  die 
rechtliche  Wirksamkeit  einer  Hypothek  an  den,  dem  öffentlichen 
Verkehre  dienenden  Eisenbahnen  und  gegen  den  wirthschaftUchen 
Werth  dieses  Sicherheitsmittels  in  Verbindung  mit  der  Umständ- 
lichkeit; die  Eintragung  auf  den  einzelnen  Eisenbahngrundstücken 
za  bewirken*',  mögen  hierbei  den  Ausschlag  gegeben  haben. 

Die  Bahnpfandschuld  darf,  sofern  sie  auf  Namen  ausgestellt 
wird,  behebig  hoch  sein  und  das  Grundvermögen  sogar  über- 
steigen **.  Kommt  es  dagegen  zu  Theilschuldverschreibungen  auf 
den  Inhaber,  so  bürgt  die  hierzu  einzuholende*^  landesherrliche 
&mächtigung  (§  22)  dafür,  dass  eine  Verhältnissgrenze  zwischen 
Grundvermögen  und  Schuld  allmählich  sich  ausbilden  dürfte. 

Die  Zulassung  von  Theilschuldverschreibungen  auf  den  In- 
liaber  ist  im  deutschen  Grundbuchrechte  neu,  entspricht  indess 
dem  Geldbedürfnisse  bei  Bahnbauten ,  welches  meist  Beträge 
U>ersteigt,  zu  denen  ein  Einzelner  vermögend  ist.  Je  weitere 
Kreise  für  die  Deckung  des  Bedarfs  indess  herangezogen  werden 
können,  desto  billiger  wird  das  Darlehn  zu  erhalten  sein.  Er- 
idiwert  wird  jedoch  die  Ausgabe  von  Inhaberpapieren  durch  das 
Afordemiss,  landesherrliche  Genehmigung  einzuholen.  Sie  zu  er- 
langen ist  zeitraubend  und  unsicher.  Durch  die  Weitläufigkeiten 
des  Verfahrens  in  Verbindung  mit  dem  Grade  des  Verständnisses, 
nelches  der  mit  dem  Bericht  betrauten  Dienststelle  für  die  Eigen- 


Statut  der  Hamb.-Bergedorfer  Ges.  v.  13.  Jan.  1893,  §  6,  v.  d.  Gotha- 
CMidTofer  £isenb.-Ges.  u.  der  Badischen  Wiesenthalbahn  „Bad.  Reg.-Bl.  1861, 
Äo.  24«. 

*»  Gemäss  C.  c.  Art.  2127,  2129,  2134  für  die  Pfälzische  Ludwigsbahn. 

**  Für  die  Werrabahn  im  Jahre  1857 ;  vgl.  dazu  G.  v.  6.  Mai  1839  §  201 
iber  die  Rechte  der  Faustpfänder  und  Hypotheken. 

*^  Nur  nach  sächs.  bürgerl.  G.-B.  §  388,  Sachs.-Altenb.'schen  G.  v. 
Ja.  Okt.  1853,  §§  62,  63,  551;  Hamb.-G.  v.  4.  Dez.  1868,  §  12;  u.  Anhalti- 
liKiien  G.  V.  16.  März  1877,  §  14  ist  die  Möglichkeit  geboten,  eine  Eisen- 
bahn^ unbeschadet  des  Umstandes,  ob  sie  in  verschiedene  Gerichtsbezirke 
reicht,  als  Einheit  auf  ein  Blatt  zu  bringen. 

^  Vgl.  die  beiden  Fälle  oben  S.  82,  83.  In  England  sollen  die  Schulden 
höchstens  V*  des  Actiencapitals  betragen. 

«  G.  V.  17.  Juni  1833. 
Archiv  foi  öffentliches  Recht.  X.  1.  7 
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thümlickeit  des  beregten   Bahnuntemehmens  beiwohnt,   kann  ei 
leicht  vorkommen,    dass  der  Unternehmer  die  richtige  Zeit  zur 
Geldaufnahme  verUert.     Die  Berliner  Nordbahn  und  Pommersche 
Centralbahn  würden  z.  B.  seiner  Zeit  ihren  Unternehmern  erhalteo 
gebUeben  sein,  wenn  sie  rechtzeitig  ein  Darlehn  erlangt  hätten**. 
Der    ausgesprochenen    Möglichkeit,   eine    auf    den    Namen  ein- 
getragene Forderung  in  eine  Theilschuldverschreibung  auf  den  In- 
haber  umzuwandeln,    steht   das  Verbot   gegenüber,   auf   Names 
lautende  Hypotheken  anders,  als  auf  Namen  abzutreten  (§  24). 

Da  zur  Aufnahme  von  Bahnpfandschulden  auf  Namen  derEot-. 
wurf  keine  aufsichtsbehördliche  Genehmigung  verlangt,  steht  er  iA 
Gesetz  vom  3.  November  1838  §  6  in  Widerspruch.  Sie  wird  inde*' 
als  Mittel  zur  Geldbeschaffung  in  allen  Fällen  versagen,  wo  da 
Bedarf  die  Kräfte  des  Einzelnen  übersteigt,  was  schon  bei  Klein 
bahnen  vielfach  zutreffen  wird.  Die  heut  gebräuchhche  Ausbülfe*^ 
Anleihescheine  auf  Namen  auszustellen,  die  in  Blanko  übertragbar 
sind  und  mit  einer  Blankoübertragung  versehen  für  börsenmässig 
lieferbar  gelten,  geht  in  dem  Augenblicke  verloren,  wann  die  Ab- 
nehmer Pfandbestellung  verlangen.  Denn  nur  auf  Namen  weitfl^ 
begebbare  Schuldantheilscheine  hören  auf,  eine  börsenmäss^l  - 
Handelswaare  zu  sein.  Abgesehen  hiervon  wird  die  Weiter 
bung  durch  den  Aufschlag  erschwert,  welchen  der  bei  j 
Gläubigerwechsel  zu  verwendende  Stempel  verursacht  und  defi 
naturgemäss  dahin  führt,  dass  der  Abnehmer  um  diesen  Betnf; 
weniger  zahlt,  weil  er  sich  vor  seinem  Verluste  bei  der  spätem! 
Wiederbegebung  sichern  will.  Alles  dies  dürfte  dahin  führen,  eiai 
Veränderung  in  dem  Verfahren  behufs  Aufnahme  von  Inhabe^ 
verschreibungen  dahin  wünschen  zu  lassen,  dass  die  Bewilligoog ' 
vereinfacht  und  mehr  gesichert  wird. 

Da  es  nicht  selten  zu  einer  gänzlichen  oder  theilweisen  A«^  \ 
gäbe  von  Gläubigerrechten  würde  kommen  müssen,  indem  z.  B.  ^ 
schon  eine  Stundung  fälliger  Zahlungen  hierher  gehört  und  oft  \ 
schon  zur  Erhaltung  des  Unternehmens  genügen  wird,  musste  an  \ 

*^  Vgl.  üben  S.  81  Anraerkung  13. 

*''  Die  Schuldverschreibungen   sämmtlicher  Strassenbahn-Anleihen  niil 
in  dieser  AVeise  ausgestellt. 
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oe  Form  gedacht  werden,  in  welcher  Beschlüsse  der  Theilschuld- 
äubiger  rechtswirksam  zu  Stande  kommen.  Sie  dürfen  auf  einen 
a  Gericht  zu  stellenden  Antrag  durch  dasselbe  zu  einer  Ver- 
immlung  geladen  werden,  welche  der  berufende  Richter  leitet, 
fte  Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit  gefasst,  welche  in- 
?ss  nur  vorhanden  ist,  wenn  die  Mehrzahl  der  Anwesenden  zu- 
istimmt  haben  und  die  Summe  ihrer  Forderungsbeträge  wenig- 
ens  V*  der  ganzen  laufenden  Pfandschuld  beträgt.  Ueberdies 
fdarf  der  Beschluss  gerichtlicher  Bestätigung,  bewirkt  dann  jedoch 
r  die  Abwesenden  oder  Ueberstimmten  einen  ^Unterwerfungs- 
rang.  Das  Berufungsrecht  steht  dem  Schuldner,  Theilschuld- 
äubigern,  dem  Konkursverwalter  oder  der  Bahnaufsichtsbehörde 

.49 


VI. 

Die  rechtliche  Möglichkeit,  eine  Bahn  unbeschadet  des  üm- 
andes,  ob  sie  in  mehrere  Gerichtsbezirke  oder  wohl  gar  Länder 
neinreicht,  als  Einheit  auf  ein  Grundbuchblatt  zu  verzeichnen, 
hlt  für  Preussen,  während  das  Ausland  sie  bisweilen  kennt  **, 
i  aber  ein  dringendes  Bedürfniss,  wenn  zur  wirksamen  Sicher- 
ätsbestellung  für  Bahnschulden  Eintragung  erforderlich  bleibt, 
^halb  ordnet  der  Entwurf  die  Einrichtung  von  Bahngrund- 
ichem  an,  deren  Führung  dem  Amtsgerichte  obliegt,  in  dessen 
ezirk  die  Hauptverwaltung  des  Bahnunternehmens  ihren  Sitz  hat, 
1er  welches  für  ausländische  Unternehmer  der  Justizminister  be- 
eilt (§  10).  Das  Verfahren  ist  gegen  das  geltende  in  Grund- 
Bchsachen  einerseits  dadurch  vereinfacht,  dass  die  Benachrichti- 
iDg  der  Gläubiger,  soweit  Theilschuldverschreibungen  in  Frage 
>mmen,  durch  öffentliche  Bekanntmachung  (§§  27,  32)  ersetzt, 
id  die  Vorlegung  von  Schuldurkunden  entbehrlich  wird  (§§  21 
s  26),  andererseits  erschwert,  weil  bei  einer  Reihe  von  Ge- 
haften   eine   Mitwirkung   der  Bahnaufsichtsbehörde   erforderlich 


**  Für  Berufiings-  und  Bestätigungsverfahren  sind  C.-P.-O.  §§  531 — 538, 
iik.-Ordn.  §§  168,  170«  bis  174,  178,  181,  182  anwendbar  erklärt. 

**  Für  das   übrige  Deutschland  vgl.  oben  S.  97  Anmerkung  43.     Vgl. 
.-w.  1879  §§  7—11,  1880  §§  7—11. 
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wird,  und  das  Titelblatt   eine  weitere  Ausdehnung  erfahren  hat 
(§§  8,  11,  12,  14,  15). 

Jede  selbständige  Bahneinheit;  d.  h.  jedes  UntemehmeD;  Ar 
welches  eine  besondere  Genehmigung  ertheilt  ist  (§§  2, 10),  erfaät 
ein  Grundbuchblatt;  dessen  Schliessung,  sofern  Bahnpfandschulda 
nicht  vorhanden  sind,  mit  Ablauf  der  BetriebsgenehmigoDg,  andenh 
falls  nach  Löschung  der  Pfandrechte  oder  Beendigung  des  Zwangt» 
liquidationsverfahrens  (14)   erfolgt.     Der   Titel  hat   ausser  ein« 
Beschreibung  der  Bahneinheitstheile  noch  den  Betrag  der  Betriehh 
einnahmen  un^  -Ausgaben    eines  jeden   Geschäftsjahres  zu  ent- 
halten   (§    11  b),    sodass    er    fortlaufend   zu    ergänzen   ist.    Sei 
Aktien-Gesellschaften,    Gesellschaften   mit   beschränkter  Hafting: 
und  Genossenschaften  werden  Angaben  über  deren  Vermögenir: 
Verhältnisse  nöthig.     Die  dazu  erforderhchen  Unterlagen  versdiaft 
die  Bahnaufsichtsbehörde.     Grundstücke  werden  als  Zubehör  eil- 
getragen,   während  die   Grundbuchblätter,  auf  denen   sie   bidNr^ 
standen,  offen  bleiben  und  nur  durch  den  Zubehörvermerk  (§  U|| 
ergänzt  werden.     Nach  zwei  Richtungen  würde  grössere  KkiUfc 
wünschenswerth  sein.     Ist  nämlich  unter  „Hauptverwaltang"  dieai 
des    Betriebes-    oder   des   Geschäftsuntemehmens   zu    verstehesf 
Würden    z.   B.  für    die    vier    Unternehmungen   der  Allgemei 
Strassenbahn- Gesellschaft  zu  Dortmund,  Duisburg,  M.-Glad 
Königswinter   die   dortigen   Amtsgerichte  je  eines    oder,    da 
Geschäftsverwaltung  in  BerKn  ihren  Sitz  hat,  das   dortige  Amli^ 
gericht  I  vier  Grundbuchblätter  anzulegen  haben?     Würde  fern* 
z.  B.   für  das  Bahnnetz   der  Grossen   Berliner  Pferdeeisenbai» 
Aktiengesellschaft,  welches  zwar  nach  und  nach  auf  Grund 
sonderer    Genehmigungen    entstanden,    deren    keine    als    Zosati*^-; 
genehmigung  bezeichnet  ist,  welches  dagegen  einheitlich  betriebeis 
wird,  ein  Grundbuchblatt  genügen  oder  würden  etwa  30  9sat 
legen  sein*^®?     Das  letztere  würde  dazu  führen,  dass  eine  etwaig» 
Bahnschuld,  die  doch  nur  für  das  ganze  Unternehmen  zu  erlaogeL 
sein  würde,  zur  Mithaft  auf  sämmtliche  Grundbuchblätter  eiw»-* 


^^  Ein  Tlieil  des  jetzigen  Bahnnetzes  ist  noch  dazu  durch  Erwerb  ^ 
Anderen,  denen  die  betr.  Strecken  genehmigt  waren,  erlangt  worden,  sodifc» 
diese  ursprünglich  selbständige  Unternehmungen  waren. 
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Igen  wäre.  Dass  dagegen  die  Halle'sche  Stadtbahn,  deren  Schienen- 
ig  der  Gemeinde  gehört,  während  die  elektrische  Leitung  und  die 
wegliche  Betriebsausrüstung  Eigenthum  eines  andern  sind,  in 
alle  zwei  Grundbuchblätter  zu  erhalten  hätte,  scheint  unstreitig. 
b  aber  für  Hannover,  wo  ein  Theil  des  Bahnnetzes  der  Conti- 
ntal-Pferdebahn-Gesellschaft;  sowie  der  andere  und  sämmtUche 
Iisrüstungsgegenstände  einer  dort  ansässigen  Gesellschaft  ge- 
ren,  je  ein  Grundbuchblatt  in  Berlin  und  Hannover  zu  fuhren 
id;  kann  wieder  streitig  sein. 

Die  beregten  Bedenken  legen  die  Frage  nahe,  ob  es  nicht 
illeicht  zweckmässiger  sein  würde,  nur  ein  Bahngrundbuch  für 
*eussen  bezw.  Deutschland  in  BerKn  anzulegen,  in  welches 
mmtliche  Bahnen  einzutragen  sein  würden.  Denn  da  die  meisten 
Bschäfte  auf  Vermittelung  der  Bahnaufsichtsbehörde  erfolgen  und 
i  persönKcher  Verkehr  mit  dem  Bahneigenthümer  nur  bei  der 
ümauflassung  erforderlich  wird,  kann  von  einer  allzustarken  Be- 
stigung  der  Bahneigenthümer  und  Vertheuerungen  des  Geschäfts- 
rkehrs  kaum  die  Rede  sein.  Allerdings  kennt  nur  die  Schweiz** 
1  für  alle  Eisenbahnen  einheitlich  geführtes  Pfandbuch,  während 
jsterreich-üngarn*'  das  Eisenbahnbuch  am  Sitze  jeder  politischen 
indesbehörde  führen  lässt.  Der  englische  Registrar  of  Joint- 
>ck  Companies  enthält  jedoch  wieder  ein  Verzeichniss  aller 
dinanleihen  Englands^'. 

Der  Einwand,  dass  die  Einsicht  des  Bahngruudbuches  dem 
^ubiger  erschwert  würde,  ist  um  so  mehr  hinfallig,  als  die 
ihnpfandgläubiger  über  die  Betriebsgrenzen  der  von  ihnen  be- 
henen  Bahnen  hinaus  verbreitet  zu  sein  und  öfter  in  die 
mdeshauptstadt  als  in  ein  beliebiges  Landstädtchen  zu  kommen 
egen. 

vn. 

Die  Beitreibung  einer  Forderung  hängt  nicht  bloss  davon  ab, 
SS  der  Schuldner  Yermögensstücke  zu  beseitigen  behindert  ist, 


*»  G.  V.  24.  Juni  1874. 
"  G.  V.  19.  Mai  1874. 
**  Raüway  Companies  Secorities  Act  1866  (99  and  30  Yict.  cap.  108). 
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sondern  wesentlich  von  deren  richtigen  Verwerthung.  Zu  Gunstei 
des  Gläubigers  ist  deshalb  für  einen  schnellen  und  sachgemassei 
Umsatz  der  Bahneinheit  in  Geld  zu  sorgen.  Zu  seiner  Befriedi 
gung  aus  dem  Bahnvermögen  sind  drei  Wege  eröffnet":  & 
Zwangsverwaltung  (§§  34 — 41),  Zwangsversteigernn 
(§§  42—47)  und  Zwangsliquidation  (§§  48—59).  Ausserdei 
kennt  der  Entwurf  die  Eintragung  einer  vollstreckbaren  Forderun 
in  das  Bahngrundbuch  zur  Vorbereitung  der  schliesslichen  B( 
friedigung  durch  Verwerthung  des  Bahnvermögens  als  eine  V« 
pfandungsform  (§  34).  Vollstreckungsgericht  ist  das  zur  PühruD 
des  Bahngrundbuchs  berufene  Amtsgericht  (§  34).  Das  Verfahrt 
ist  mit  geringen  Abweichungen  das  gemein  gebräuchliche**  üb 
setzt  die  Eintragung  der  Bahneinheit  voraus  (§§  34,  39,  46),  di 
zu  diesem  Behufe  von  der  Bahnaufsichtsbehörde  zu  veranlasse 
ist.  An  Pfandgegenständen,  welche  zu  mehreren  Bahnen  dessdbe 
Eigenthümers  gehören,  bestimmt  sich  mangels  gegentheiliger  gruÄ 
buchlicher  Satzungen  das  Antheilsverhältniss  der  Bahnen  dac 
dem  Verhältnisse  der  zurückgelegten  Wagenkilometer  (§  36). 

a.  Die  Zwangs  Verwaltung  ^^  ist  nur  einzuleiten,  wenn  di 
Bahnaufsichtsbehörde  bescheinigt,  dass  aus  der  Verwaltung  t« 
aussichtlich  Ausgaben  und  Kosten  gedeckt  werden.  Der  Antn 
kann  von  einem  Gläubiger  oder  von  der  Bahnaufsichtsbehori 
ausgehen.  Bei  Wahl  des  Verwalters  ist  das  Gericht  an  dl 
Vorschlag  der  Bahnaufsichtsbehörde  gebunden,  welche  auch  di 
Verwaltung  leitet  (§  40).  Bei  Vertheilung  der  Einkünfte  9 
niessen  Entschädigungsforderungen  von  Gläubigem,  denen  di 
Verfolgung  ihrer  Pfandrechte  auf  Grundstücke  entzogen  wi 
(§§  6>  7,  37),  der  Gehalt  der  Betriebsbediensteten,  Steuern  ua 
andere  öffentliche*^  Abgaben  für  den  Bahnbetrieb,    endlich  Ai 


"  Vgl.  Entw.  1879  §§  25 ff.;  1880  §  25 ff. 

»«^  Preuss.  G.  v.  13.  Juli  1883. 

**«  Entw.  1879  §§  37—42;  1880  §§  36—48.  Sie  ist  auch  in  Gfl* 
britanien  bekannt.  (Shelford,  Law  of  Railways  11  209  mit  38  and  39  Vk* 
cap.  31  u.  Goldschmidt,  Zeitschr.  f.  Handelsrecht,  XIL  Beil.,  S.  49.) 

*^  Dahin  gehört  jedoch  nicht  die  übliche  Strassenbenutzongsgebuhr,  ^ 
solche  das  Entgelt  für  Aufgabe  des  Widerspruchsrechtes  gegen  den  Gleiifc 
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Sprüche  aus  dem  Abrechnungsverkehre  ein  Vorrecht  vor  den  Bahn- 
p&ndgläubigem.  Die  auf  Theilschuldverschreibungen  fallenden 
Beträge  sind  zu  hinterlegen. 

b.  Zur  Einleitung  der  Zwangsversteigerung*®  sind  Steuer- 
anszüge  entbehrlich  (§  42).  Die  Bekanntmachung  des  Bietungs- 
iermins  hat  neben  einer  Beschreibung  der  Bahn  denjenigen  Betrag 
zu  beziffern,  innerhalb  dessen  Bahnpfandschulden  zu  Sicherheits- 
leistungen benutzt  werden  können  (§  44).  Bei  Feststellung  der 
E^aufbedingungen  sind  die  Vorschläge  der  Babnaufsichtsbehörde 
zu  berücksichtigen  (§  43).  Der  Zuschlag  ist  unter  der  Bedingung 
auszusprechen;  dass  die  staatliche  Erwerbsgenehmigung  beigebracht 
werden  wird  (§  45).  Bleibt  solche  aus,  so  ist  das  Zuschlags- 
urtheil  aufzuheben  und  durch  ein  Versagungsurtheil  zu  ersetzen. 
Der  Kaufgelderbelegungstermin  wird  erst  nach  beigebrachter  Er- 
werbsgenehmigung anberaumt.  In  gleicher  Weise  ist  das  Unter- 
nehmen bei  Fertigstellungsverzug  oder  Genehmigungsverwirkung  '^^ 
zu  versteigern  (§  46). 

c.  Die  Zwangsliquidation*®  ist  geeignet,  denjenigen  Ver- 
mögensverlusten vorzubeugen,  welche  durch  sach widrige  Ver- 
schleuderung der  einzelnen  Bahnbestandtheile  nach  Auflösung  d$r 
Bahneinheit  unvermeidUch  sind.  Zu  derselben  kann  es  nur  nach 
Aufhören  der  Bahneinheit  kommen,  gleichviel  ob  Konkurs  über 
das  Unternehmen  eröffnet  ist  (§  48)  oder  nicht,  letzterenfalls 
jedoch  nur  auf  Antrag  eines  Gläubigers,  dem  der  Unternehmer 
nicht  persönUch  verhaftet  ist  oder  weil  der  Konkurs  wegen  fehlen- 
der Masse  abgewiesen   wurde    (§§  58,  59).     Sie   ist    einzustellen 

hersteUt.  Deshalb  würde  z.  B.  die  Stadtgemeinde  Berlin  ihren  Antheil  aus 
den  Bruttoeinnahmen  erst  nach  Befriedigung  der  Pfandschuldgläubiger  erhalten; 
derselbe  betrug  1893  aus  den  3  Berliner  Betrieben  bereits  1208634  Mark  und 
?^it  »einer  Einführung  im  Ganzen  schon  10  732  556  Mark.  Vgl.  Zeitschr.  f. 
Eisenbahn  und  Dampfschiffahrt  VII.  609. 

*«  Entwurf  1879  §§  48—49;  1880  §§  42—48.  In  England  war  1867 
der  Versuch,  den  Verkauf  der  Bahn  sammt  allem  Zubehör  im  Zwangs- 
Tollstreckungswege  gesetzlich  zu  regeln,  im  Parlamente  gescheitert. 

*»  G.  V.  3.  Nov.  1838  §§  21,  47. 

*>  Entw.  1879  §§  51—62;  1880  §§  50—61.  Schweiz.  G.  v.  24.  Juni 
1874,  Art.  12  ff. 
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auf  Zustimmung  der  Bahnpfandgläubiger  oder  wegen  recht»» 
kräftiger  Aufhebung  des  Konkurseröffnungsbeschlusses;  sie  mbt 
während  der  Dauer  eines  Beschwerdeverfahrens.  Sie  hindert  die 
Gläubiger  an  selbständiger  Verfolgung  des  Pfandrechts  (§  51),  da 
der  Liquidator  als  Vertreter  der  Gläubiger  bei  Verwerthung  der 
Pfandstücke  gilt  (§§  51,  54).  Für  wichtige  Geschäfte,  wozu  dia 
freiwiUige  Grundstücksveräusserung  gehört,  ist  ihm  ein  Ausschiw 
der  Bahnpfandgläubiger  beizugeben  (§§  62,  54).  Bestände  and 
in  der  Reihenfolge  zu  vertheilen,  wie  dies  beim  Zwangsverstei- 
gerungserlöse  würde  geschehen  müssen  (§  55). 


Nach  vorstehendem   wird    der   Entwurf  also    eine    fühlbare 
Lücke  im  Gebiete  des  Eisenbahnrechtes  ausfüllen,  den  Geldzufloss 
für  Eisenbahnbauten  und  Betriebsausrüstungen  begünstigen  und 
hierdurch  der  beschleunigten  Fertigstellung  des  Deutschen  Bahn- 
netzes Vorschub  leisten.     In  weiterem  Verfolg  würde  ein  Schutz» 
gesetz  für  Bahndarlehne  der  Staatswohlfahrt  dienen,  nämUch  den 
Volkswohlstand  heben,    die   Gewerbsthätigkeit  und    den   Handel 
beleben,  überdies  der  augenblicklichen  Arbeitsnoth   abhelfen  und 
die  in  weiten  Schichten  der  Bevölkerung  wachgerufene  Missstim-   j 
mung  über  solche  wieder  zum  Schwinden   bringen.     Deshalb  ist 
zu  wünschen,  dass  die  Regierung  ihre  Verheissung  erfüllt,  einen 
verbesserten  Entwurf  in  der  bevorstehenden  Tagung  vorlegt  und 
dass    der  Landtag   mit    gleicher   Arbeitsfreudigkeit   und   Unein* 
genommenheit  an  dessen  Durchberathung  herantritt,  welche  1892 
bei  Berathung  des  Eleinbahngesetzes  zu  Tage  trat,   sofern  nicht 
noch  in  letzter  Stunde  einer  reichsgesetzKchen  Regelung  der  Vor- 
zug gegeben  wird.     Li  Preussen    wird   der  Ausbau    der  Neben- 
und  Kleinbahnen  für  keine  Aufgabe  des  Staates  gehalten**,  an- 
dererseits jedoch  in   den    betheiligten   Wirthschaftskreisen   aner- 
kannt®', dass  die  eigenen  Mittel  zum  Bahnbau  nicht  ausreichen 
und   fremde   Hilfe    nöthig   wird.      Die    vorhandenen    Deutschen 

«»  Stenogr.  Ber.  d.  Abgeordnet.  1892,  S.  2048. 

««  Drucks,  d.  Herrenh.  1892,  No.  69,  S.  39  und  No.  70;  der  Abgeordn. 
No.  241. 
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iyatbahnuntemehiDUDgen  haben  fast  ausnahmslos  Anleihen  auf- 
hmen'*  müssen.  Die  Anleiheschuld  der  Privateisenbahnen  betrug 
1 31.  März  1894  nach  amtlicher  Feststellung  noch  170 103  329  M. 
50  37,2%  des  gesammten  Bahnaufwandes  und  diese  der  Neben- 
ihnen  21816  000  M.  gleich  23  7o.  Bei  den  Kleinbahnen  über- 
eigt  die  Darlehnsschuld  bisweilen  das  Grundvermögen  um  das 
appelte.  Je  lebhafter  und  schneller  der  Ausbau  des  Bahnnetzes 
etrieben  wird,  desto  leichter  werden  die  eigenen  Mittel  der 
nternehmer  versagen  und  desto  grösser  die  Beträge  sein  müssen, 
egen  deren  Hergabe  man  den  Geldmarkt  in  Anspruch  zu 
ehmen  hat. 


••  Oben  S.  79  Anmerkung  11,  S.  82,  83. 
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Literatur. 


Brnnstein,   Die   Patentreform   in  Oesterreich.    I.  Theil.   — 
(Manz)  1894. 

Artikel  XVI  des  österreichisch-ungarischen  Zoll-  und  Handelsbiin 
(Gesetze  vom  27.  Juni  1878  und  vom  21.  Mai  1887)  behandelt  Oest 
und  Ungarn  als  einheitliches  Patentgebiet  in  dem  Sinne,  dass  eine  gesc 
Patentirung  für  eine  der  beiden  Reich shälften  oder  eine  nachtraglici] 
schränkung  des  Patentschutzes  auf  eine  derselben  unmöglich  ist;  er  t 
aber  weiter  nicht  nur  die  Gleichartigkeit  der  Patentgesetzgebung,  s 
knüpft  auch  die  Verwaltungsthätigkeit  der  beiderseitigen  Patentbehön 
Ertheilung,  Verlängerung  und  Ungiltigkeitserklärung  an  wechselseitig« 
verständniss. 

Seit  dem  1.  Januar  1894  ist  an  Stelle  dieses  Artikels  eine  neu 
einbarung  getreten:  die  beiden  Reichshälften  sind  fortan  besondere  '. 
Schutzgebiete,  jede  Reichshälfte  hat  freie  Bewegung  auf  dem  Gebie 
Patentwesens,  der  Gesetzgebung  wie  der  Verwaltung.  Durch  diese  Tr 
ist  die  längst  ersehnte  und  geplante  Reform  der  österreichischen  Patent 
gebung  ganz  wesentlich  erleichtert  worden.  Die  österreichische  Regien 
nicht  gesäumt,  alsbald  Entwürfe  eines  Patentgesetzes  und  eines  Geset2 
Schutze  von  Gebrauchsmustern  zu  veröffentlichen,  welchen  im  Wesen 
die  deutschen  Gesetze  als  Vorbilder  gedient  haben. 

Den  Entwürfen  ist  keinerlei  officielle  Begründung  beigegeben, 
willkommener  ist  die  eingehende  und  sorgfältige  Kritik  der  Entwurf 
sie  das  vorliegende  Werk  bietet.  Der  Verfasser,  einer  der  besten  Ken 
österreichischen  Patentwesens,  will  uns,  wie  er  hervorhebt,  nicht  eic 
buch,  sondern  lediglich  ein  Gutachten  geben.  Dieses  Gutachten  wii 
so  systematisch,  so  gründlich  erstattet,  dass  es  nicht  nur  für  die  co 
Gesetzentwürfe,  durch  die  es  veranlasst  worden  ist,  sondern  für  die 
rechts  Wissenschaft  überhaupt,  von  hervorragender  Bedeutung  ist  und  b 
„Lehrbuch"  hinter  sich  lässt. 

Der  Verfasser  unterscheidet : 

1.  das  Recht  auf  das  Patent  (Creirung  des  Patentrechts,   Fest* 
seines  Bestandes,  Erhaltung  und  Untergang  desselben), 
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2.  das  Recht   an   dem    Patente    (den   positiven  Inhalt   des   Erfinder- 
rechts), 

3.  das  Recht    aus  dem  Patente    (den  negativen  Inhalt  des   Erfinder- 
rechts), 

4.  das  Recht  gegen  das  Patent  (Schatz  von  Gewerberechten  gegen  die 
Geltendmachung  eines  zu  Unrecht  angemassten  Patentrechtes)  — 

nnd  irruppirt  innerhalb  dieser  Hauptgesichtspunkte  den  Stoff  in  die  Unter- 
ihsclmitte :  a)  materielles  Recht,  b)  Verfahren,  c)  behördliche  Zuständigkeit, 
öer  vorliegende  I.  Theil  hat  lediglich  das  Recht  auf  das  Patent  zum  Gegen- 
tonde;  der  weitaus  grössere  Theil  des  Werkes  steht  also  noch  aus. 

Was  die  Gebrauchsmuster  anlangt,  so  hält  der  Verfasser  es  für  un- 
ichtig,  dass  ihr  Schutz  nach  deutschem  Vorbilde  dem  Schutze  der  Erfin- 
bgen  und  nicht  vielmehr  dem  Schutze  der  Geschmacksmuster  nebengeordnet 
nerden  soll.  In  Folge  dieser  ablehnenden  Haltung  werden  Fragen  des  Ge- 
nachsmusterschutzes vom  Verfasser  nur  behandelt,  soweit  sie  wichtiger  pnn- 
pieller  Natur  sind. 

Ich  rauss  mir  versagen,  an  dieser  Stelle  auf  den  reichen  Inhalt  des 
öches  näher  einzugehen.  Nur  einige  wesentlichere  Punkte,  in  denen  ich 
em  Verfasser  nicht  beistimmen  kann,  seien  hervorgehoben. 

In  §  3  Ziff.  4  des  Patentgesetzentwurfes  wird  bestimmt,  dass  eine  Er- 
udung  nicht  als  neu  gilt,  wenn  sie  vor  dem  Zeitpunkte  ihrer  Anmeldung 
en  Gegenstand  eines  Privilegiums,  Patentes  oder  Gebrauchsmusters  gebildet 
it  und  zum  Gemeingute  geworden  ist.  Brunstein  hält  (S.  17)  diese  Vor- 
irifl  theilweise,  nämlich  soweit  sie  den  Gegenstand  eines  Patentes  betrifft, 
ir  überflüssig,  weil  Erfindungen,  die  künftighin  pat«'ntirt  würden,  durch  die 
Idigatorische  Publication  der  Patentschriften  ohnehin  der  Neuheit  nach  §  3 
l£  1  verlustig  gingen;  er  wiU  deshalb  die  Bestimmung  in  §  3  Ziff.  4  dahin 
schränkt  wissen,  dass  die  Neuheit  dann  ausgeschlossen  sei,  wenn  die  Er- 
idang  bereits  den  Gegenstand  eines  nach  dem  Gesetze  vom  15.  August  1852 
theUten  Privilegiums  gebildet  hat.  Hiergegen  ist  einzuwenden,  dass  auch* 
ich  dem  Rechte  des  Entwurfes  nicht  in  allen  Fällen  eine  Patentschrift  ver- 
lenthcht  wird :  Patente  der  Staatsverwaltung  werden  auf  Antrag  nicht  ver- 
lentlicht  (§  53).  Auf  Grund  welcher  Gesetzesbestimmung  ist  das  Paten t- 
»och  für  eine  Erfindung  abzulehnen,  für  die  früher  der  Staatsverwaltung  ein 
cht  veröffentlichtes,  nunmehr  erloschenes  Patent  zustand  —  wenn  §  3  Ziff.  4, 
e  Brünstein  will,  eingeschränkt  würde?  Oder  man  vergegenwärtige  sich 
^den  Fall:  Nachdem  das  Patent  rechtskräftig  ertheilt,  aber  bevor  die 
tentschrift  veröffentlicht  worden  ist,  verzichtet  der  Anmelder  auf  das  Patent ; 
in  die  Erfindung  vom  Anmelder  selbst  oder  von  einem  Anderen  aufs  Neue 
t  Erfolg  angemeldet  werden  ?  Ersterer  kann  zum  Verzicht  auf  das  ertheilte 
tent  und  zur  Nenanmeldung  veranlasst  werden,  weil  er  z.  B.  einen  anders 
nulirten  Patentanspruch  erlangen  möchte.  Nach  deutschem  Patentgesetze, 
ches  einer  der  Bestimmung  in  §  3  Ziff.  4  des  österreichischen  Entwurfes 


—     108     — 

entsprechenden  Vorschrift  entbehrt,  dürfte  die  aufgeworfene  Frage  schweiiidi 
zu  verneinen  sein.  (Vgl.  meinen  demnächst  in  die  Ztschr.  f.  gewerbL  Beehti- 
schütz  erscheinenden  Aufsatz  über  die  Frage:  Kann  eine  Erfindung  mdu«* 
fach  patentirt  werden?)  Auch  auf  §  24  des  Entwurfes,  welcher  die  E^ 
neuerung  eines  zum  Gemeingut  gewordenen  Patente  besonders  nntersagti 
lässt  sich  die  von  Bbunsteim  geforderte  Einschränkung  von  §  3  Ziß.  4  schwe^ 
lieh  stützen.  Denn  unter  der  in  §  24  gemeinten  Erneuerung  durfte  eioi 
Restitution  des  alten  Patentes,  nicht  aber  die  Ertheilung  eines  neuen  Patn* 
tes  für  eine  früher  patentirte  Erfindung  zu  verstehen  sein. 

Weiter  möchte  ich  in  Zweifel  ziehen,   dass  die  in  §  52  des  Entwnrfei  ' 
angeordnete  Eintragung  der  patentirten  Erfindung  in  das  Patentregister,  wie 
Brünstein  (S.  65,  71)  annimmt,  ein  Element  der  Patentcreirung  bildet.    M.  IL . 
lässt  sich  den  Bestimmungen  des  Entwurfes  nur  die  Auffassung  entnehme^ 
dass  das  Patent  durch  die  Ertheilung,   d.  h.  durch  den  diesbezüglichen  Bd*, 
schluss  des  Patentamtes  in's  Leben  gerufen  wird   und  dass  die  EintragimfJj 
lediglich  eine  nachträgliche,   die  Patentertheilung  beurkundende  MassoaluW; 
ist.    (Zu  vgl.  meinen  Aufsatz  über  die  rechtliche  Bedeutung  der  Begister-  vaA 
Rollen-Einschreibungen  auf  dem  Gebiete   des  Industrierechts  in  der  Ztaoki; 
für  gewerbl.  Rechtsschutz,  Bd.  II,  S.  166  f.)  —  Der  Verfasser  geht  aber  noek 
weiter,  er  möchte  sogar  im  Gesetze  ausgesprochen  sehen,  dass  die  PablikatiM 
der  Patentertheilung   eine   unerlässliche  Voraussetzung  der  Entstehung  dei 
Patentrechtes   ist,    «weil  Entstehung  und  Wirkung  des  Erfinderrechts  ohM 
Offenkundigkeit  desselben  nicht  gedacht  werden  können".  Das  deutsche  Bedbk| 
nach  welchem  der  Bekanntmachung  der  Patentertheilung  solche  constitativf 
Bedeutung  nicht  zukommt,  spricht  gegen  diese  Denknothwendigkeit. 

Endlich  noch  eine  Bemerkung  pro  domo!    Ich  habe  für  das  deuttdie 
Patentrecht  (a.  a.  O.,  sowie  in  meinen  Aufsätzen  über  die  PatentertheüoQ^ 
Archiv  für  öffentliches  Recht,  Bd.  IX,  S.  188  ff.,   und  über  die  patentrediftr 
liehe  Nichtigkeit,  Ztschr.  für  gewerbl.  Rechtsschutz,  Bd.  TTT,  S.  11  ff.,  60ft) 
folgende  Ansicht  zu  begründen  versucht:    Das  Patentrecht  wird  durch  die 
Ertheilung  mit  der  Wirkung  in's  Leben  gerufen,  dass  Mängel  in  den  VorMt* 
Setzungen    der  Ertheilung  wohl  Grund    zur  Beseitigung   des  Rechtes   dudi 
Nichtigkeitserklärung,   aber  so  lange  letztere  nicht  erfolgt  ist,   nicht  zu  Sa* 
Wendungen  gegen  die  Existenz  und  Giltigkeit  des  Rechtes  geben.   Die  Pateil- 
ertheilung  ist  constitutiv,  und  zwar  für  sich  allein ;  die  ihr  zu  Grunde  liegoi:* 
den  Voraussetzungen  sind  nicht  als  weitere,   der  Ertheilung  nebengeordnete 
constitutive  Elemente  anzusehen,  bei  deren  Mangel  das  Recht  trotz  der  Ei^ 
theilung  nicht  vorhanden  wäre.  Das  ertheilte  Patent  existirt,  bis  es  erliidilii 
zurückgenommen  oder  für  nichtig  erklärt  wird.  Es  giebt  kein  eo  ipso  nichtigM| 
sondern  nur  ein  anfechtbares  und  ein  für  nichtig  erklärtes  Patent.  Die  Nichtig* 
keitserklärung  wirkt  nicht  declaratorisch,  sondern  deletorisch. 

Brunstein  bekämpft  diese  Auffassung.     Er  sagt  (S.  86,  vgL  aach  S.  SQ^ 
51,  120):  Die  Patentertheilung  sei  nichts  weiter  als  die  vorläufige  Bearkandiiiig 
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eines  Thatbestandes,  als  die  ErkläroDgf,  dass  ein  Patentrecht  des  Patentirten 
va  anter  der  Voranssetzun;^  anerkannt  werde,  dass  der  Gegenstand  des  Patent- 
rechtes patentHihig  sei.  Es  sei  ein  cardinaler  Grundsatz  des  Patentrechtes, 
^asB  Nichtpatenttähiges  selbst  nicht  durch  eine  Patenturkunde  Schutz  erlange. 
Die  Patentertheilung  sei  declarativ  im  Sinne  eines  Actes,  der  nur  unter  dem 
Vorbehalt  einer  Vernichtung  ex  tunc  für  den  Fall  der  nachträglich  sich  er- 
lebenden Unrichtigkeit  der  Ertheilung  erfolge.  Die  Nichtigkeitserklärung  sei 
gleichfalls  declaratorisch,  blosse  Feststellung,  dass  das  behauptete  Pateutrecht 
nemals  gültig  bestanden  habe. 

Ich  glaube  nicht,  dass  sich  die  Meinung  Bbünstein's  rechtfertigen  lässt, 

weder  für  das   deutsche  Recht  noch  für  den  österreichischen  Entwurf.     Es 

MS8  aber  hier  genügen,   auf  die  für  den  ganzen  Aufbau  des  Patentwesens 

.  Meatsame  Streitfrage  hingewiesen  zu  haben.     Uebrigens  habe  ich  den  an 

tkn  angeführten  Orten  für    meine  Ansicht   geltend   gemachten  Argumenten 

■iehts  hinzuzufügen.     Nur  eins  sei  bemerkt :   Der  Umstand,  dass  die  Nichtig- 

■  ieeitserklärung  ex  tunc  wirkt,   nöthigt  nicht  zu  der  Annahme,  dass  sie  bloss 

I  Maratorische  Bedeutung   habe,   dass   sie   lediglich  das  Nichtvorhandensein 

^  ener  Suspensivbedingung  (der  Patentfähigkeit)  feststelle,  an  welche  die  Ent- 

:-  itdiimg  des  Patentrechts  geknüpft  sei.     Es  gibt   auch  Resolutivbedingungen 

=  mi  rückwirkender  Kraft,  eine  solche  ist  die  Nichtigkeitserklärung.    So  lange 

l  4k  Nichtigkeitsklage  nicht  verjährt   ist,   existirt   das  Patentrecht  unter  der 

»■  Boohitivbedingung  künftiger  Vernichtung. 

Zorn  Schlüsse  sei  dem  Wunsche  Ausdruck  gegeben,  dass  der  Verfasser 
;    nekt  bald  die  Fortsetzung  seines  Werkes  erscheinen  lässt. 
l         Dresden.  Dr.  Schanze. 

t. 
Dr.  E.  Huickey  Gerichtsassessor  in  Breslau.     Bodin.    Eine  Studie  über 

den   Begriff  der  Souverainetät.  (Untersuchungen   zur  deutschen 

Staats-  und   Rechtsgeschichte,  herausgegeben  von  Dr.  Otto  Gierke. 

47.  Heft.)    Breslau  1894.    90  S.    8^ 

Vom  Ende  des  16.  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  entwickelt  sich 

I  ii  Deatschland  und  den  Nachbarländern  eine  überraschende  Blüthe  der  staats- 

\  itditÜchen  und  politischen  Litteratur,  die  in  grellem  Gegensatz  zur  Oede  der 

vorhergehenden  Periode   steht  und  an  Reichthum  der  Gedanken  und  Origi- 

ülitit  der  Auffassung   auch   die  folgende  Zeit  bis   zur  Mitte  des  vorigen 

iüifhimderts  überragt.    Die  Gründe  dafür  liegen  klar  zu  Tage.    Es  war  die 

2at,  in  welcher  auf  den  Trümmern  des  feudalen  Staats   der  absolute  Staat 

•dl  lofbante,   in  welcher  die   spekulativen  Vorstellungen   des  Mittelalters 

^arch   naturrechtliche  Abstraktionen  verdrängt  wurden,  in  welcher  an  die 

^Ue  der  naiven  und  so  zu  sagen  laienmässigen  Anschauungen   über  Recht 

■od  Staat    die  durch  das  Studium    des    römischen  Rechts    und  der  antiken 

ScJiriflsteller  geläuterten  und  gefestigten  Begriffe  traten.    So  wie  aber  in  der 

Wirklichkeit  die  neue  Staatsordnung  nicht  plötzlich  und  mit  einem  Schlage 
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an  die  Stelle  der  alten  getreten  ist,  sondern  erst  durch  ein  verwickeltes 
namentlich   in    Deutschland    langwieriges    Auseinandersetzungsverfahren 
Schutt   des  feudalen  Staates  bei  Seite  geschafft  und  der  Raum  für  die 
sequente  Durchfuhrung  eines  neuen  Staatsgebäudes  gewonnen  wurde,  8< 
auch  die  neue  theoretische  Erkenntniss   theils  von  hergebrachten  und  ü 
kommenen  Vorstellungen  nicht   frei,   sondern  muss  sich  erst  allmähhch 
ihnen  ablösen,  theils  ist  sie  durch  die  Berücksichtigung  der  vorhandenen  { 
tiven  Kechtszustände  an  einer  radikalen  und  consequenten  Durchführung 
neuen  Prinzipien  gehindert.     In  hervorragendem  Masse  gilt  dies  von 
theoretischen  Erörterungen  über  das  innerlich  morsche,  langsam  dahin  siokc 
Deutsche  Keich,  dessen  Institutionen  sich  weder  mit  den  alten  noch  mit 
neuen  Anschauungen  völlig  erklären  und  begreifen  liessen.    Solche  Peric 
sind  für  die  Dogmeugeschichte  des  Staatsrechts  von  ganz  besonderer  TVicl 
keit;    mit  den  neuen  Verhältnissen   entstehen    auch    neue   wissenschaftl 
GrundanschauuDgen.    Da  aber  die  Trümmer  der  vergangenen  oder  vergel 
den  Rechtsordnung  noch  mächtig  hervorragen,    so  können   sich  die  n< 
Prinzipien   nicht    einfach    und  zweifellos  entfalten,    sondern   es    treten  i 
einander  einzelne  neue  Gesichtspimkte  hervor,  von  denen  mau  eine  zwar  n 
aber  einseitige  Beleuchtung  gewinnt,  und  die  nicht  ohne  Widerspruch,  j 
schränkungen   und   scholastische   Kunstgriffe    durchgeführt   werden   kon 
durch  welche  aber  die  neue  Gesammtauffassung  des  Staates  und  aller  se 
Einrichtungen  fortgebildet,  und  ihrem  endlichen  consequenten  Abschluss 
gegengeführt   wird.     Das   Auftauchen   eines   solchen   neuen   fruchtbaren 
dankens  in  der  Litteratur  bedeutet  dann  einen  Wendepunkt  in  der  Dogm 
und  gicbt   oft   für  lange  Zeit   der  Theorie  die  Richtung  und  ein  besond 
Gepräge.    Es  ist  vom  grösstem   dogmengeschichtlichen  Interesse,   solche 
fruchtungen  der  Theorie  und  die  von  ihnen  ausgehenden  Fortbildungen 
Entwicklungen  zu  verfolgen. 

Einen  solchen  Wendepunkt  in  der  staatsrechtlichen  Doctrin  bezeicl 
das  Erscheinen  des  Werkes  von  Jean  Bodin,  „les  six  livres  de  la  Rcpubh( 
im  Jahre  1576. 

In  Frankreich  hatte  nicht  nur  das  Königthum  viel  früher  und  viel  ^ 
ständiger  als  in  Deutschland  die  feudalen  Herren  sich  unterworfen,  soni 
zugleich  mit  der  Entstehung  des  absoluten  Staats  hatte  sich  Frankreich 
Einheitsstaat  und  zur  Grossmacht  entwickelt  und  dadurch  eine  Staat^ge 
erzeugt,  die  nach  Aussen  furchtbar,  nach  Innen  unwiderstehlich  war. 
Deutschland  dagegen  fehlte  dem  Reich  die  Einheit,  den  Territorien  die  Gn 
beiden  die  Macht.  Im  französischen  Königthum  trat  diese  MachtfuUe,  d 
vollkommene  Unabhängigkeit  und  freie  Selbstbestimmung,  diese  Alles  ä 
ragende  und  zum  Gehorsam  zwingende  Herrschaft,  die  sich  ihre  Grw 
nach  eigener  Willkür  steckte,  für  Jedermann  sichtbar  hervor  und  ersc 
als  die  Verwirklichung  eines  den  feudalen  Einrichtungen  gerade  eotgq 
gesetzten  Staatsgedankens.  Die  Theorie  des  absoluten  Staatsrechts  nahm  di 
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on  Frankreich  ihren  Ausgang  und  l)eeinflu88te  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrh. 
ie  deutsche  Litteratur  ebenso  wie  zwei  Jahrhunderte  später  es  die  constitu- 
kmelle  Staatsrechtslehre  that.  Indem  Bodin  ein  Spiegelbild  des  absoluten 
rmzosischen  Königthums  zeichnete  und  es  zur  Höhe  einer  allgemeinen  Staats- 
loctrin  erhob,  wurde  er  der  Begründer  einer  neuen  staatsrechtlichen  Theorie 
ucbt  bloss  für  Frankreich.  Den  Mittelpunkt  dieser  Theorie  bildet  der  Be- 
triff der  Souverainetät  und  dieser  Begriff  nimmt  in  der  Staatsliteratur  bis 
Ulf  den  heutigen  Tag  eine  so  massgebende  Stelle  ein  und  wird  gerade  in 
kr  heutigen  Theorie  des  deutschen  Staatsrechts  so  verschiedenartig  aufgefasst 
ad  gewürdigt,  dass  es  an  sich  ein  interessantes  und  dankenswerthes  Unter- 
■bnen  ist,  den  wissenschaftlichen  Ursprung  dieses  Begriffs  zu  untersuchen 
■d  klar  zu  legen.  Der  Verf.  beschränkt  sich  aber  nicht  darauf,  die  Lehre 
Bodin's  selbst  aus  seinem  Buche  zu  entwickeln  und  mit  den  entsprechenden 
kellen  zu  belegen,  sondern  er  dehnt  seine  Untersuchungen  aus  auf  das  Echo, 
reiches  die  Lehre  Bodin^s  in  der  zeitgenössischen  deutschen  Staatsrechtslitteratur 
tfimden  hat,  wie  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Yerfassungszustände  des  Reichs 
eiiodert  und  beschränkt,  in  ihrem  wesentlichen  Bestände  aber  aufgenommen 
od  anerkannt  worden  ist.  Dadurch  gewinnt  die  Abhandlung  Hancke's  den 
harakter  eines  werthvollen  Beitrags  zur  Dograengeschichte  des  deutschen 
taatsrechts  und  bildet  ein  Gegenstück  zu  der  mustergültigen  Monographie 
ürkk's  über  Johannes  Althusius. 

Dass  Bodin  den  König  als  Subject  der  Staatsgewalt  ansieht  im  Gegen- 
tz  zu  den  Vertretern  der  Volkssouveränetät  und  der  majestas  realis  und 
nonalis  hat  für  unsere  heutige  Doctrin  geringeres  Interesse  als  die  objec- 
TC  Begriffsbestimmung  der  Souveränetät.  In  dieser  Beziehung  zeigt  Hancke 
r  Grund  der  Aussprüche  Bodin's  ,  dass  der  letztere  als  wesentliche  Be- 
ffsmerkmale  der  Souveränetät  aufstellt,  dass  sie  eine  unbeschränkte  und 
beschränkbare  (absolute),  höchste,  dauernde  Gewalt  sei,  die  dem  Träger 
"selben  zu  eigenem  Recht,  nicht  auf  Grund  einer  Delegation  oder  eines 
indats  zusteht.  Aber  nicht  nur  diese  begrifHicheu  Merkmale,  sondern  auch 
en  bestimmten  Inhalt,  gewisse  (materielle)  Befugnisse  oder  Hoheitsrechte 
hnet  Bodinus  zum  Wesen  der  Souveränetät,  die  er  in  Gegensatz  zu  den 
wüschen  Rechten,  den  sog.  niederen  Regalien  stellt.  Bodin  giebt  acht 
:her  Befugnisse  an,  welche  Hancke  (S.  47  ff.)  gesondert  behandelt  und 
len  er  noch  das  —  von  Bodinus  übergangene  —  Recht  der  Kirchenhoheit 
langsweise  beifügt. 

Bei  der  Erörterung  der  einzelnen  Merkmale  der  Souveränetät  und  noch 
\iT  bei  der  Erörterung  der  einzelnen  Hoheitsrechte  ergiebt  sich  aus  der 
rsteUung  Hancke's  mit  anschaulicher  Sicherheit,  dass  der  von  Bodin  auf- 
teilte Souveränetätsbegriff  von  ihm  selbst  nicht  consequent  durchgeführt 
"den  konnte  und,  dass  er  bei  der  Uebertragung  auf  die  Verfassung  des 
itschen  Reichs  die  mannigfachsten  Modificationen  erfuhr.  Obwohl  Hancke 
i  objectiv  die  Ansichten  Bodinus  und  seiner  Nachfolger  aus  ihren  Werken 
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darstellt  und  sich  jeder  Erörterung  über  die  theoretische  Richtin^eit  oc 
Unrichtigkeit  ihrer  Ausführungen  enthält,  so  wird  doch  diese  objective  D 
Stellung  selbst  zu  einer  vernichtenden  Kritik  der  Bodin'schen  Lehre.  Lid« 
BoDiN  das  Wesen  der  Souveränetat  nicht  bloss  in  der  Eigenschaft  d 
Staatsgewalt,  die  höchste,  unabgeleitete  und  nicht  auf  eine  bestimmte  Das 
beschränkte  irdische  Macht  zu  sein,  erblickt,  sondern  ihr  aach  ein^i  l 
stimmten  Inhalt  von  einzelnen  Befugnissen  (Hoheitsrechten)  zuschreibt,  d. 
die  durch  einen  gegebenen  Kulturzustand  bedingten  nnd  der  historiscbi 
Veränderung  unterworfenen  Aufgaben  des  Staates  und  die  diesen  Aii%abi 
entsprechenden  Bethätigungen  der  Staatsgewalt  in  seinen  Soaveranetfi 
begriff  mit  einmengt,  verbindet  er  zwei  verschiedene  und  von  einander  m 
abhängige  Dinge  zu  Einem  Begriff  und  kommt  zu  dem  folgenschweren  Irrthn 
dass  weil  die  Eigenschaft  einer  bestimmten  Staatsgewalt  souverän,  d. ! 
die  höchste.  Niemandem  untergeordnet  zu  sein,  ihrem  Begriff  nach  n 
beschräukbar,  untheilbar  und  unübertragbar  ist,  dies  auch  die  materielli 
Hoheitsrechte  sein  müssen,  was  mit  den  thatsächlich  bestehenden  Yerfiftstoog 
einrichtuDgen  der  meisten  Staaten,  besonders  des  deutschen  Reichs,  in  oflfa 
kundigem  Widerspruch  stand.  Und  dieser  Irrthum  wuchert  noch  heute  i 
der  Staatsrechtslitteratur  fort.  Dazu  kommt,  dass  Bodin  die  Soaveräoetit  d 
Staats  mit  der  Souveränetat  des  Fürsten  identificirte,  also  eine  bestbiui 
Staatsform,  die  absolute  Monarchie,  generalisirte  und  die  Stellung  en 
Organs  des  Staates  mit  dem  Staat  selbst  verwechselte;  die  staatsrechtlid 
Theorie  war  eben  noch  nicht  bis  zur  Personification  des  Staates  und  dl 
vollen  CoDsequeuzen  dieser  Vorstellung  vorgedrungen.  Bodinüs  absAnhi 
seinen  Begriff  der  Souveränetat  von  der  Machtstellung  des  französiaelil 
Köuigthums  seiner  Zeit  und  auch  dies  nicht,  ohne  sich  zu  wesentlichen  El 
schränkungen  imd  Ermässigungen  genöthigt  zu  sehen  und  sich  anderend 
erheblicher  Uebertreibungen  schuldig  zu  machen;  ein  unvergängliches  V« 
dienst  aber  hat  er  sich  dadurch  erworben,  dass  er  denjenigen  Punkt  hern 
gehoben  hat,  der  für  den  Gegensatz  des  modernen  Staates  gegen  den  feodali 
entscheidend  ist  und  welcher  der  politischen  Entwicklung  für  lange  Zeü  d 
Signatur  aufdrückte.  Das  Verdienst  Hancke's  aber  besteht  in  der  nbeni 
klaren,  lichtvollen,  anschaulichen  und  durchweg  wohlbegründeten  Darlega 
der  BoDiN'schen  Lehre.  Laband. 

Le  Comte  Jean  Kapnist,  Attache  ä  la  Section  de  Codification  pröe  le  O0 

seil  de  l'Empire,  Code  d'organisation  judiciaire  de  rEmpii 

de  Russie   de   1864   (edition  de  1883  avec  le  Supplement  de  M 

traduit  et  annote.    Paris.    Jmprimerie  Nationale.  1893.    gr.  8*.    p^ 

CXn  u.  528. 

Beim  französischen  Justizminister  besteht  unter  Mitwirkung  der 

de  legislation  comparee  eine  Kommission  zur  Herausgabe  auslandischer 

gcsetze  in  französischer  Uebersetzung  und   mit   erläuternden  Anmerkimgi 
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Dieser  Einrichtung  verdanken  wir  die  vortreffliche  Ausgabe  der  jetzt  gelten- 
den rassischen  Gesetze  über  die  Gerichtsverfassung  und  das  gerichtliche  Ver- 
fahren des  Grafen  Kapnist.  Dem  Text  der  Gesetze  ist  eine  sehr  gute  Ein- 
leitung über  die  Geschichte  des  russischen  Gerichtswesens,  über  die  ein- 
greifende Gerichtsreform  von  1864  und  die  seitdem  ergangenen  Justizgesetze 
voraasgeschickt,  welche  die  massgebenden  Gesichtspunkte  sehr  geschickt 
hervorhebt.  Dem  Text  der  Gesetze  sind  werthvoUe  Erläuterungen  bei- 
gfegeben.  Da  es  an  einem  ähnlichen  deutschen  Werke  über  das  russische 
Gerichtswesen  fehlt,  wird  das  Werk  des  Grafen  Kapnist  gewiss  auch  in 
Dentscbland  allen  sehr  erwünscht  sein,  welche  sich  über  die  russische  Ge- 
richtsverfassung und  den  Russischen  Civil-  imd  Criminalprozess  unterrichten 
wollen.  L  a  b  a  n  d. 

Dr.  Jos«  Hürblüy  Rector  des  Gymnasiums  und  Lyceums  in  Luzem,  Peter 
von  And  lau.  Luzem  1894.  8^  64  S. 
Dem  Verfasser,  der  sich  bereits  durch  seine  Ausgabe  des  Libellus  de 
Cesarea  Monarchia  von  Peter  von  Andlau  in  der  Zeitschrift  der  Savigny-Stif- 
kung  für  Rechtsgeschichte,  Germ.  Abth.  XII  und  XIII,  ein  unleugbares  Ver- 
dienst erworben  und  diese  für  die  Geschichte  der  deutschen  Staatsrechts- 
wissenschaft  so  interessante  Schrift  allgemein  zugänglich  gemacht  hat,  bietet 
tn  der  vorliegenden  Abhandlung  eine  anziehend  geschriebene,  auf  gründlichen 
and  umfangreichen  Forschungen  beruhende  und  von  einer  wohlthuenden  Pietät 
durchwehte  Biographie  Peter's.  Ist  es  schon  an  sich  ein  anziehendes  Thema, 
den  Bildungsgang  und  die  Lebensschicksale  desjenigen  Gelehrten  darzustellen, 
der  das  erste  wissenschaftliche  Werk  über  das  Staatsrecht  des  Deutschen 
Eteichs  verfasst  hat,  so  gewinnt  die  Monographie  Hürbin's  dadurch  noch  be- 
londers  an  Interesse,  dass  sie  uns  in  die  Zeit  der  ersten  Entwicklung  des 
Humanismus  am  Oberrhein  führt  und  den  Zusammenhang  dieser  Entwicklung 
mit  der  Abfassung  des  ersten  Deutschen  Staatsrechts  vor  Augen  legt.  Aber 
nicht  nur  als  Pfadfinder  des  Reichsstaatsrechts,  sondern  auch  als  geistiger 
Begründer  der  Universität  Basel  und  als  hervorragender  Lehrer  des  cano- 
difichen  Rechts  wird  Petrus  gewürdigt  und  zum  ersten  Male  in  seiner  ganzen 
■issenschaftlichen  Bedeutung  erkannt.  Mit  Recht  darf  daher  der  Verf.  den 
Ruhm  in  Anspruch  nehmen,  nicht  nur  zur  Litteraturgeschichte  des  Staats- 
rechts, sondern  zur  Geschichte  der  geistigen  und  litterarischen  Entwicklung 
im  fünfzehnten  Jahrhundert  einen  Beitrag  zu  bieten.  Der  Verf.  hat  seine 
Stadien  über  Petrus  v.  Andlau  mit  der  kritischen  Ausgabe  des  Libellus  und 
Jer  vorliegenden  Lebensbeschreibung  nicht  abgeschlossen;  er  stellt  noch  weitere 
tJnt ersuchungen  über  die  Quellen  und  den  Inhalt  des  Libellus  und  über  die 
in  dem  letzteren  dargelegten  Ansichten  über  Kirche  und  Staat,  Naturrecht, 
romisches,  kanonisches,  deutsches  Recht,  über  Adel  und  sociale  Schichtungen 
in  Aussicht.  Einen  Anfang  hiervon  hat  der  Verf.  bereits  in  seiner  1893  er- 
ichienenen  Abhandlung:  „Der  deutsche  Adel  im  ersten  Deutschen  Staatsrecht*' 
Archiv  fiir  öffentliches  Recht.  X.  l.  g 
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veröfifeDtlicht;   hoffentlich  lasst  die  Vollendung  des  Werkes  in  dem  ganzen, 
Tom  Verf.  geplanten  Umfange  nicht  zu  lange  aaf  sich  warten. 

Laband. 

A«  Croabbon,  La  science  du  point  d'honneur.   I'*  partie  (Paris  1894) 
S.  593. 
Ein  höchst  eigenthümliches   und  jedenfalls   zu   dem  Anspruch  auf  du 
Prädikat  „originell"  vollauf  berechtigtes  Werk  hat  Herr  A.  Cboabbon,  Ad- 
vokat in  Moulins,  Depart.  AUier,  zu  veröffentlichen  unternommen,  die  Ueber» 
Setzung  des   Titels    durch   die    den   französischen  Wörtern   entsprechendet 
deutschen  Ausdrücke  „die  Wissenschaft  des  Ehrenpunktes**   würde  dem  la- 
halte  wenig  gerecht;  wir  möchten  das  gross  angelegte,   allerdings  auch  ta 
einer   gewissen    Weitschweifigkeit    leidende    Werk,    als    „Handbuch  dei 
Duells"  bezeichnen.   Der  Verfasser  beabsichtigt  durch  seine  Veröffentlichaog 
das  Duell  in  seiner  praktischen  Gestalt  darzustellen,  er  will  sowohl  die  Duel- 
lanten wie  auch  die  Zeugen  und  Unparteiischen  mit  dem  Wesen  des  Zwei» 
kampfs,  den  dabei  zu  beobachtenden  Regeln  und  Gefahren  bekannt  machea, 
welchen  sie  sich  durch  die  Theilnahme  an  einem  Duell  aussetzen,  er  will  na 
auf  die  Verantwortlichkeit  in  civil-  und  strafrechtlicher  Hinsicht  aufmerksia 
machen,  mit  welchen  die  Theilnahme  daran  verknüpft  ist.     Ueber  das  fie* 
dürfniss  einer  derartigen  Darstellung  kann  man  für  verschiedene  Staaten  redil 
zweifelhaft  sein,  in  Frankreich  scheint  die  Verbreitung  des  politischen  DneU^ 
das  allerdings  in  sehr  vielen  Fällen   nicht  ernster  zu  nehmen   ist,  wie  dar 
Zweikampf  des  Schwanenritters  mit  Telramund  auf  den  die  Welt  bedeuteo-  . 
den  Brettern,  das  Bedürfniss  für  die  Existenz  eines   derartigen  Werks  enl» 
wickelt  zu  haben.     Mag  man  nun  auch   in  Ansehung  dieses  Punktes  dieser  i 
oder  jener  Ansicht  sein,  jedenfalls  wird  man  dem  stupenden  Fleiss,  welcber  ] 
aufgewendet  werden  musste,  um  dieses  Material  zu  sammeln,  das  zum  groeitai   . 
Theile  auf  Tradition  und  Sitte  beruht,  die  bedingungslose  Anerkennung  zofla 
und  mit  der  Erklärung  nicht  zurückhalten,   dass  ein  ähnliches  Werk  in  d» 
rechtswissenschaftlichen  Literatur  keines  Landes  existirt.    Xicht  nur  dieGe*    , 
staltung  des  Duells  in  seinem  Vaterlande  führt  uns  der  Verfasser  vor,  sondtfi 
auch  diejenige,  welche  dasselbe  in  Üesterreich-Ungarn,  Deutschland,  Itiüfli^ 
Spanien,  Belgien,    der  Schweiz  und  England  —  in  den  beiden  letztgenamtci     ] 
Ländern  ist  das  Duell  eigentlich  unbekannt  —  erhalten  hat.     Im  Einzelnen  W    * 
das  Werk  folgenden  Inhalt:  Der  erste  Theil  handelt  von  den  Beleidigungen  «rf    j 
den  bei  dem  Duell  üblichen  Gebräuchen;   in   sehr  detaillirten  Ausfuhninga 
wird  hier  über  Alles  gesprochen,  was  bei  einem  Duell  in  Betracht  kommfli 
kann,  die  Natur  der  Ehre,    der  Beleidigung,   die  Waffen,    die  Stellung  der 
Zeugen,   die  Rechte   des   Beleidigten,    die  Satisfaktionsfähigkeit  u.  s.  w. ;  il 
dem  zweiten  und   dritten  Theil,  welche   für  den  Juristen    das   bedeutendste 
Interesse   besitzen,    wird    die    straf-    und    civilrechtliche    Verantwortliehkeil 
erörtert;  letztere  spielt  in  Frankreich  eine  wesentlich  grössere  Holle,  als  ia 
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Deutschland,  weil  die  Rechtspreohung  den  Art.  1382  des  code  civil  dazu  be- 
nätzt, am  Duellanten,  welche  den  Gegner  getödtet  oder  verletzt  haben, 
ebenso  wie  die  bei  einem  Duell  anwesenden  Zeugen  zum  Schadensersatz  an 
die  ersatzberechtigten  Personen  zu  verurtheilen;  aus  den  hierauf  bezüglichen 
Ausführungen  Croabbon's  (S.  361  u.  fg.)  ist  zu  ersehen,  dass  die  französi- 
schen Gerichte  bei  der  Bemessung  der  Höhe  des  Schadensersatzes  iu  diesen 
Fällen  nicht  zu  knausern  pflegen.  Der  vierte  Theil  erörtert  die  religiösen 
Nachtheile,  mit  welchen  die  katholische  und  reformirte  Kirche  die  Theil- 
nahme  am  Duell  bedrohen;  der  Verfasser  rechtfertigt  die,  übrigens  im  Ver- 
gleiche zu  andern  Theilen  des  Werks,  dürftige  Behandlung  dieser  Materie 
mit  der  charakteristischen  Bemerkung,  dass  es  auch  in  unserer  ungläubigen 
Zeit  noch  Leute  gebe,  für  welche  die  geistlichen  Strafen  ein  wirkliches 
Hindemiss  bildeten;  in  dem  fünften  Theil  wird  das  Duell  im  Auslande  dar- 
geetellt  und  zwar  behandelt  der  Verfasser  einmal  die  ausländischen  Duell- 
gebräuche, sodann  aber  die  Bestimmungen  der  ausländischen  Strafgesetzbücher. 
Damit  ist  der  Inhalt  der  eigentlichen  Darstellung  angegeben,  es  folgt  nun  die 
Mittheilung  von  115  französischen  Duellen,  welche  in  der  zweiten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderts  ausgetragen  wurden,  ein  Besüme  über  den  Inhalt  der 
einzelnen  Kapitel  und  schliesslich  eine  Reihe  von  Mustern  für  Protokolle, 
wie  sie  bei  Zweikämpfen  abgefasst  zu  werden  pflegen.  In  weitem  Bänden 
beabsichtigt  der  Verfasser  das  Duell  in  den  wichtigsten  Kulturstaaten  zur 
Darstellung  zu  bringen  und  schliesslich  in  einem  Schlussbande  die  allgemeinen 
Gnmdsätze  zu  erörtern,  welche  den  verschiedenen  Gesetzen  und  Gebräuchen 
xu  Grunde  liegen. 

Wir  haben  es  also  mit  einer  überaus  gross  angelegten  Arbeit  zu  thun, 
wai  welche  die  Aufmerksamkeit  der  deutschen  Leser  zu  lenken  im  Hinblick 
«uf  den  reichen  Inhalt  und  die  Originalität  derselben  nicht  unterlassen  werden 
«olL  Wer  sich  für  eine  mit  dem  Duell  in  Verbindung  stehende  Frage  inter- 
essirt,  wird  das  Buch  des  Herrn  Croabbon  nicht  vergebens  zu  Rathe  ziehen. 
Wma  nun  die  grundsätzliche  Stellung  des  Verfassers  zu  dem  Zweikampf  be- 
trifft, so  scheint  er  denselben  insoweit  und  insolange  für  berechtigt  zu  halten, 
alt  nicht  durch  die  Gesetze  in  ausreichendem  Masse  dafür  gesorgt  ist,  dass 
die  Beleidigungen  mit  gebührender  Strenge  bestraft  werden ;  Croabbon  stellt 
in  dieser  Beziehung  Frankreich  und  England  einander  gegenüber ;  in  England, 
sagt  er,  ist  das  Duell  ausser  üebung  gekommen,  weil  die  Gerichte  die  per- 
sonliche Ehre  in  der  wirksamsten  Weise  beschützen.  Ein  englischer  Schrift- 
steller, welcher  in  einer  Zeitung  die  Ehre  einer  Dame  angetastet  hatte,  wurde 
xur  Bezahlung  von  10  000  Pfd.  verurtheilt ;  in  Frankreich  hätte  derselbe  nur 
eine  bedeutungslose  Strafe  erhalten.  Aus  dieser  Verschiedenheit  des  Rechts- 
schutzes erklärt  es  sich,  dass  in  Frankreich  ungeachtet  strenger  Straf- 
Torachriften  das  Duell  ein  alltäglich  zu  beobachtendes  Vorkommniss  ist, 
während  in  England  kein  Mensch  daran  denkt,  nicht  der  stolzeste  Peer  und 
hochmüthigste  Tory,  im  Falle  einer  ihm  widerfahrenen  Beleidigung  den  Be- 

8* 
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leidiger  zum  Zweikampf  mit  tödtlichen  Waffen  zu  fordern,  er  wendet  nd 
an  die  Gerichte  und  weiss  im  Voraus,  dass  ihm  diese  eine  entsprechend 
Genugthuung  zu  Theil  werden  lassen;  die  wirksamste  Genugthuung  bestek 
aber  in  der  Verpflichtung  des  Schuldigen,  eine  hohe  Geldsumme  an  da 
Beleidigten  zuzahlen,  Frapper  fort  sur  la  bourse,  c'est  frapper  jnste 
Es  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  diese  Darlegung  manches  Bkit 
tige  enthält,  der  ungenügende  Schutz  der  Ehre,  von  dem  wir  ja  auch  k 
Deutschland  mitsprechen  können,  ist  sicherlich  mit  der  bedeutsamste  Gmnd 
dafür,  dass  das  Duell  in  verschiedenen  Ländern  trotz  des  Strafgesetzes  ah 
einziges  Mittel  betrachtet  wird,  durch  welches  sich  die  Angehörigen  gewisMi 
Klassen  Genugthuung  für  eine  Beleidigung  verschaffen  können.  Indessen  iil 
doch  daran  zu  erinnern,  dass  auch  die  Unterschiede  in  den  Sitten  und  As- 
schauungen  hierfür  von  Bedeutung  sind  und  vor  Allem  sollte  man  denEiih 
fluss  nicht  übersehen,  welchen  auf  die  Erhaltung  und  Verbreitung  des  DaeUi 
die  Toleranz  ausübt,  mit  der  in  Frankreich,  Deutschland  und  Oesterreich  du 
Duell  seitens  der  Staatsgewalt  betrachtet  und  behandelt  wird.  Wenn  der 
Zweikampf  durch  Entscheidung  staatlicher  Ehrengerichte  den  Mitgliedern  du 
Offleierkorps  anbefohlen  wird,  wenn  Offleiere,  welche  die  Annahme  einei 
Zweikampfes  ablehnen,  ihre  Entlassimg  zu  gewärtigen  haben,  wenn  weiter  dii 
Strafen  gegen  Duellanten  in  der  Regel  so  gering  ausfallen,  dass  sie  nur  mil 
Unrecht  als  Strafen  bezeichnet  werden  können  und  schliesslich  die  erkumli 
Strafe  zumeist  in  Folge  eintretender  Begnadigung  nicht  ganz  verbüsst  wild, 
so  kann  ein  Verschwinden  des  Duells  ja  unmöglich  erwartet  werden.  Avel 
in  England  war  früher  das  Duell  sehr  verbreitet,  es  auszurotten  wandte  da 
Staat  aber  die  ihm  zu  Gebote  stehende  Macht  in  ihrem  vollen  Umfange  tm] 
der  Weg,  auf  dem  dies  Ziel  erreicht  wurde,  ist  bekannt  und  weder  in  FraBk* 
reich  noch  in  Deutschland  bestehen  unüberwindliche  Hindemisse  ihn  zu  b» 
treten.  Hier  wie  dort  fehlt  es  aber  an  dem  guten  Willen  hierzu  und  es  «* 
scheint  uns  zweifelhaft,  ob  das  Buch  des  Herrn  Cboabbon  in  Frankreich  fl 
einer  Verminderung  der  Duelle  beitragen  wird;  dieser  Zweck  lag  übrigflBi 
dem  gelehrten  Verfasser  völlig  fern.  L.  Fuld. 


€•  Kurtz,  Amtsgerichtsrath  in  Ostrowo,  Hilfsbuch  für  Strafvollzagi-^ 

Rechtshülfe-    und    Auslieferungs- Angelegenheiten.    Beriii 

1893.     Verlag  von  Otto  Liebmann.     271  Seiten.    Preis   4  M.  fiO  Ff 

Der  durch  sein  in  demselben  Verlage  1891  erschienenes  Buch  über  du 

„Gefangenentransportwesen"  bereits  wohlbekannte  Verfasser  hat  mit  seboi 

neuen  Werke,   welches  sich  als  eine  Ergänzung  des  soeben  erwähnten  dir 

stellt,    den   mit   der  Handhabung  der  Straßustiz   betrauten  Behörden  val 

Beamten  eine  wesentliche  Erleichterung  verschafft,  indem  jetzt  ein  umfatfffr 

des  Nachschlagebuch   des   behördlichen  Verkehrs  in  Strafsachen  Torhindtf 

ist.     Mit  grossem  Fleiss  und  emsiger  Sorgfalt   sind   die  überall   zerstreota 

Bestimmungen  zusammengetragen,   an  Stelle   der  nicht  mehr  gültigen  Vof 
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ften  gleich  die  neuen  in  den  Text  der  Gesetze,  Rescripte  u.  s.  w.  ein- 
tialtet,  wodurch  die  Uebersichtlichkeit  erheblich  gefördert  wird.  Der 
1%  des  "Werkes  ist  ein  sehr  reichhaltiger.  In  dem  ersten  Theile  wird 
80  überaus  wichtige  Strafregisterwesen  und  die  Zählkartenstatistik  be- 
lelt.  Dann  folgen  im  zweiten  Theile  die  Bestimmungen  über  anderweitige 
'ntersuchungssachen  u.  s.  w.  an  andere  Behörden  zu  machende  Mitthei- 
en. Den  breitesten  Raum  nimmt  hier  die  Verfügung  des  Justizministers 
25.  August  1879  ein.  Die  Mittheilungspflicht  liegt  vorzugsweise  der 
itsanwaltschaft  ob.  Aber  auch  die  Gerichte  haben  z.  B.  in  Patentsachen 
gleiche  Verpflichtung.  Wir  vermissen  indess  die  Verfügungen  über  Mit- 
lungen  in  Privatklagesachen,  insbesondere  diejenige  vom  5.  April  1882 
fuss.  Just.-Min.-Bl.  S.  86),  welche  bestimmt,  dass  von  einer  gegen  einen 
mten  erhobenen  Privatklage  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  Mittheilung 
Dachen  ist.  Der  dritte  Theil  trägt  die  Ueberschrift :  „Strafgesetzlicher 
kungskreis  und  Rechtshilfe".  Hier  ist  die  bekannte  Verfügung  des  Justiz- 
isiers  vom  20.  Mai  1887  (Preuss.  Just.-Min.-Bl.  S.  139)  betr.  die  im  Aus- 
le  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden  nebst  ihren 
?8ten  Nachträgen  wiedergegeben.  In  dem  vierten  Theile  wird  das  Aus- 
iruDgsverfahren  behandelt  und  zugleich  der  Text  der  mit  den  verschie- 
en  Staaten  abgeschlossenen  Auslieferungsverträge  mitgetheilt.  An  dieser 
le  hat  die  Judikatur  in  Auslieferungssachen  zu  geringe  Berücksichtigung 
hren.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  und  deutscher  Oberlandes- 
chte  sind  in  den  neueren  Bänden  des  mit  besonderem  Geschick  geleiteten 
.TDAJOfER'schen  Archivs  für  Strafrecht  wiederholt  aufgeführt.  Die  Auf- 
me  derselben  hätte  ohne  erhebliche  Raumvergrösserung  erfolgen  können, 
se'.be  gilt  von  der  Rechtsprechung  des  schweizerischen  Bundesgerichts- 
».  Ausser  dem  gedachten  Archiv  hat  sich  auch  die  rühmlichst  bekannte 
□i'sche  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  der  dankens- 
then  Mühe  imterzogen,  die  auf  den  deutsch-schweizerischen  Auslieferungs- 
trtg  bezügliche  schweizerische  Judikatur  zu  veröffentlichen.  Da  der 
ahnte  Vertrag  mit  vielen  neueren  übereinstimmt,  auch  für  dieselben  vor- 
llich  gewesen  ist,  so  hat  die  Mittheilung  der  Rechtsprechung  des  Bundes- 
ichtshofes einen  weit  über  die  schweizerischen  Verhältnisse  hinausgehenden 
Tth.  Ein  Nachtrag  bringt  das  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit 
a  10.  Juli  1879  (R.-G.-Bl.  S.  197).  Zum  Schluss  noch  eine  kurze  Be- 
rkung.  üeber  das  Auslieferungsverfahren  aus  Preussen  nach  fremden 
ödem  findet  sich  von  einzelnen,  an  verschiedenen  Stellen  mitgetheilten 
Scripten  u.  s.  w.  abgesehen  nichts.  Es  wäre  angezeigt  gewesen ,  diesen 
nkt  in  einem  besonderen  Abschnitt  darzustellen.  Referent  gestattet  sich 
bei  auf  seine  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft, 
L 11,  S.  677,  erschienene  Abhandlung  über  das  „Auslieferungsverfahren  in 
reossen**  hinzuweisen,  wo  übrigens  noch  eine  Reihe  von  Ministerialver- 
«gongen  mitgetheilt  sind,  welche  das  vorliegende  "Werk  nicht  erwähnt.    Bei 
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der  Auslieferung  aus  Preussen  sind  allerdings,  abgesehen  von  der  Sitati- 
anwaltschaft,  vorzugsweise  die  Verwaltungsbehörden  betheiligt.  (VgL  die 
Denkschrift  des  preuss.  Justizministers,  abgedruckt  bei  Lammasch,  Asylredit 
u.  s,  w.).  Allein  da  der  Verfasser,  wie  er  in  seinem  Vorworte  hervorhebt, 
sein  Werk  auch  für  die  Polizeibehörden  bestimmt  hat,  so  wäre  die  Dantd- 
lung  wohl  nicht  überflüssig  gewesen.  Die  Materie  ist  allerdings  recht  läckeii- 
hafb.  Nachdem  der  deutsche  Reichstag  der  Anregung  zu  einer  gesetzliche 
Regelung  des  Auslieferungs Verkehrs  (vgl.  die  Abhandlung  des  Referenten 
„Beiträge  für  ein  deutsches  Ausliefenmgsgesetz"  im  6.  Bande  dieses  Archin) 
keine  Folge  gegeben  hat,  wird  bei  dem  stetig  wachsenden  intemationilea 
Verkehr  die  preussische  Regierung  nicht  umhin  können,  durch  einen  ahB- 
liehen  Erlass,  wie  derjenige  des  bayerischen  Staatsministeriums  vom  16.  JoK 
1890,  das  Verfahren  der  Auslieferung  von  Verbrechern  an  ausserdeutsdie 
Staaten  im  Verordnungswege  zu  regeln. 

Dem  vorliegenden  Buche  können  wir  nur  die  weiteste  Verbreitoof 
wünschen.  Es  ist  ein  werth voller  Beitrag  zu  der  Literatur  über  den  inter- 
nationalen Strafrechtsverkehr. 

Hamm  (Westfalen).  Dr.  D  e  1  i  u  s. 

Eger,  Georg«    Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grnnd- 
eigenthum  vom  11. Juni  1874,  erläutert  unter  Benutzung  te 
Acten    des    Eönigl.    Preuss.  Ministeriums    der   öffentlichen  ArbeitaB. 
2  Bde.      Breslau  1887  u.  1891.     J.  N.  Kem's  Verlag  (Max  MnlkiJ^ 
XX  492  S.  und  XXU,  626  S.    Preis  Mk.  27.—. 
Die  Fälle,  in  denen  es  zur  Enteignung  kommt,  sind  so  verschiedeniiti^ 
dass  die  Gesetzesbestimmungen   bisweilen  unzulänglich  erscheinen  und  mift 
zum  Zurückgreifen  auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers  gezwungen  ist  Deshib 
ist  ein  auf  reiche  Erfahrungen  gestützter  Kommentar  ein  brauchbares  WSh 
mittel  für  die  Gesetzesanwendung.    Der  vorliegende  verdient  mithin  die 
teste  Beachtung  und  füllt  eine  fühlbare  Lücke  in  der  juristischen 
aus.     Der  seit  längeren  Jahren   vollendete   erste   Band   hat  in  der  Bedl- 
sprechung  und  auf  die  Rechtswissenschaft  bereits  massgebenden  Einflnss  er- 
langt.   Mit  überraschender  Gründlichkeit  und  grossem  Fleisse  ist  alles  war 
sammengetragcn,   was    die   Entstehungsgeschichte  des   Gesetzes,  die  Beehtr 
sprechung  und  die  Rechtswissenschaft  als  Hilfsmittel  zur  Gesetzesaaslegmif 
bieten;  vielleicht  ist  hierin   sogar  zu   weit  gegangen,   indem   onverkennlwr 
falsche  Behauptungen  gleichfalls  Erwähnung  gefunden  haben.    Dadurch  hA 
der  Umfang  des  Werkes  1118  Seiten  engen  Druckes   erreicht,  obschon  du 
erläuterte  Gesetz  nur  58  Paragraphen  zählt.    Da  von   den   zahlreichen  mir 
zugänglich  gewesenen  Entscheidungen  und  rechtswissenschaftlichen  Abhmd* 
lungen  keine  fehlt,  ist  anzunehmen,  dass  schwerlich  eine   solche  übeigmngeft 
ist.   Nur  einschlagende  bautechuische  und  volkswirthschaftliche  FachschrifUa 
hätten  ausgiebiger  benutzt  werden  können.    Die  geübte  Grimdlichkeit  kum 
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iodess  bei  der  Benutzang  dadurch  gefährlich  werden,  dass  Jemand,  dem  die 
angezogenen  Schriften  nicht  zugänglich  sind,  sich  dazu  bestimmen  lässt,  der 
Ansicbt  beizustimmen,  welche  die  meisten  Vertreter  zählt,  wo  durch  das 
Gewicht  ihrer  Gründe  vielleicht  die  Minderheit  den  Vorzug  verdienen  würde. 
Zweckentsprechend  wird  jeder  einzelne  Paragraph  unter  Aufsuchen  seines 
Beweggrundes  und  Zieles,  sowie  seines  wissenschaftlichen  Grundgedankens 
unter  Hinweis  auf  das  Bedürfniss  des  Verkehrslebcns  erläutert.  Hierdurch  wird 
für  die  einzelnen  Rechtsgrundsätze  eine  Uebersicht  geboten,  wie  weit  sie  den 
derzeitigen  Bedürfnissen  entsprechen  und  in  dem  Rechtsgedanken  ihre  Stütze 
finden.  Für  eine  etwaige  Neugestaltung  des  Enteignungsrechtes  und  Ent- 
eignungsverfahrens bietet  die  vorliegende  Arbeit  gleichfalls  eine  schätzbare 
Unterlage.  Die  Nothwendigkeit  einer  Gesetzes  Veränderung  ist  verschiedent- 
lich betont,  wobei  auf  eine  Erleichterung  der  Enteignung  hingezielt  wird, 
während  bekanntlich  aus  Grandbesitzerkreisen  die  entgegengesetzte  Ansicht 
vertreten  und  in  Petitionen  bei  den  Behörden  verfochten  wird.  Dass  noch 
Fälle  denkbar  sind,  in  denen  trotz  seiner  Gründlichkeit  der  Kommentar  ver- 
sagt, liegt  in  deren  Eigenart  und  weil  ähnliche,  während  der  zwanzigjährigen 
Gesetzesdauer  noch  nicht  vorgelegen  hatten.  In  dieser  Hinsicht  seien  z.  B. 
zwei  jetzt  in  Berlin  schwebende  Fälle  erwähnt  (die  Enteignung  von  Grund- 
flächen am  Spreeufer  zum  Zwecke  der  Anlegung  einer  neuen  Strasse,  durch 
welche  den  Besitzern  die  Vortheile  des  Anliegens  am  Flussbette  für  die  Rest- 
grundstücke verloren  gehen  und  die  Enteignung  eines  Theiles  des  Kastanien- 
wählchens  zwecks  Aufnahme  von  Bahngleisen),  in  denen  die  Frage,  nach  wel- 
chen Grundsätzen  die  Entschädigungssumme  zu  bestimmen  und  welche 
wirthschafllichen  Momente  hierbei  mitzusprechen  haben,  keine  ausreichende 
Beantwortung  findet. 

Trotz  alledem  verdient  der  Kommentar  die  Anerkennung  der  voll- 
ständigste, gründlichste  and  brauchbarste  von  allen  zu  sein,  die  bisher  er- 
schienen sind.  Eine  zweite  Auflage,  zu  der  es  äusserem  Vernehmen  nach 
bald  kommen  dürfte,  wird  Gelegenheit  geben,  die  inzwischen  ergangenen 
Entscheidungen  und  veröflentlichten  Abhandlungen  aufzunehmen. 

Karl  Hilse. 

Dr.  Richard  Wejrly Lehrbuch  des  Reichsversicherungsrechts.  Leipzig, 
Verlag  von  Duncker  &  Humblot  1894.     1067  S.    Preis  20  M. 

Wie  der  Titel  des  Werkes  anzeigt,  hat  sich  der  Verfasser  die  Aufgabe 
gestellt,  das  gesammte  Reichsversicherungsrecht  systematisch  darzustellen,  ein 
Unternehmen,  das,  abgesehen  von  dem  unvollendeten  Werk  Rosin's  „Das 
Recht  der  Arbeiterversicherung**,  bisher  ohne  Vorgänger  ist  und  daher  schon 
ans  diesem  Grunde  mit  Fug  Anspruch  auf  allgemeine  Beachtung  erheben  darf. 

Nach  einer  kurzen  Einleitung  über  Begriff  und  Aufgaben  des  Reichs- 
Tersicherungsrechts  behandelt  der  Verfasser  im  ersten,  historischen  Theil  die 
Geschichte   des  materiellen  Arbeiterschutzes   und   des   Reichsversicherungs- 
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rechts,  wobei  er  auch  den  „mittelbaren  Arbeiterschutz"  (Vorschriften  ül 
aussercontractliche  Schadenszufügung,  Alimentationspflicht  der  Verwandt 
etc.)  in  den  Kreis  seiner  Betrachtungen  zieht,  (unrichtig  ist  die  Bemerku 
auf  S.  26,  dass  es  „bezüglich  der  Alimentationspflicht  im  gemeinen  Ilecl 
ganz  bei  denselben  Vorschriften  geblieben  sei  wie  im  klassischen  römisch 
Rechte",  da  die  so  unendlich  wichtige  und  dem  klassischen  römischen  Hec 
völlig  fremde  Alimentationspflicht  des  ausserehelichen  Vaters  bekanntlich  ei 
dem  gemeinen  Recht  ihre  Anerkennung  verdankt.) 

Der  zweite,  positive  Theil  (das  geltende  Reichsversicherungsrecht)  z« 
fällt  naturgemäss  in  drei  Bücher:  Krankenversicherungsrecht,  Unfallversid 
rungsrecht,  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsrecht,  und  gibt  eine  trc 
des  reichen  Details  klare  und  übersichtliche  Darstellung  des  gesammten  J 
halts  der  Versicherungsgesetze,  während  auf  eingehende  Erörterung  d 
zahlreichen  einzelnen  Streitfragen  dem  Charakter  des  Werkes  als  Lehrbu 
gemäss  natürlich  Verzicht  geleistet  werden  musste. 

Den  Schluss  bildet  der  dritte,  allgemeine  und  systematische  Theil;  desa 
erstes  Capitel  ist  der  Betrachtung  der  Arbeiterversicherung  als  G-esammth* 
gewidmet,  das  zweite  bespricht  in  höchst  instructiver  Weise  die  Stellung  d 
Reichsversicherungsrechts  im  Rechtssystem  und  sein  Vcrhältniss  zu  ande 
Rechtsmaterien.  Hier  kommt  auch  die  juristische  Polemik  mehr  zu  ihn 
Recht,  da  der  Verfasser  die  bekannten  Streitfragen  nach  der  rechtlich 
Natur  der  Versicherungsansprüche  und  des  Reichsversicherungsrechts  üb< 
haupt  (ob  öffentliches  oder  Privatrecht)  unter  kritischer  Würdigung  der  v« 
schiedenen  Theorien  ausführlich  erörtert;  die  praktische  Bedeutung  der  le 
teren  Controverse  schwindet  freilich,  wie  die  Ausführungen  des  Verfass« 
auf  Seite  924  und  925  selbst  beweisen,  auf  ein  Minimum,  wenn  man  mit  d< 
Reichsgericht  (Entsch.  in  Civils.  Bd.  19  S.  70)  und  im  Gegensatz  zu  der  vo 
bayrischen  Verwaltungsgerichtshof  für  Bayern  vertretenen  Anschauung  (Ents( 
Bd.  7  S.  159)  ihrer  Beantwortung  keinen  Einfluss  auf  die  Corapetenzfrage  ei 
räumt.  Eines  offenbaren  Widerspruchs  macht  sich  aber  der  Verfasser  scholdi 
wenn  er  behauptet  (S.  913),  dass  der  Begründungsact  des  Versicherungsv« 
hältnisses  (sein  regelmässiges  Entstehen  durch  Gesetz,  nicht  durch  Vertra 
nicht  zu  Gunsten  der  Subsumtion  unter  das  öffentliche  Recht  geltend  g 
macht  werden  dürfe,  während  er  selbst  (S.  921)  als  zwingenden  Gnu 
für  diese  Subsumtion  den  Versicherungszwang  bezeichnet. 

Schliesslich  sei  noch  das  ausführliche  Quellen-  und  Sachregister  rühmei 
erwähnt. 

Das  mit  ausserordentlichem  Fleiss  gearbeitete  Werk  muss  eine  bedet 
same  Leistung  auf  dem  Gebiete  des  Versichenmgsrechts  genannt  werden  ui 
wird  —  seiner  Bestimmung  zu  Folge  —  „für  den  akademischen  und  pra 
tischen  Gebrauch"  gleich  gute  Dienste  leisten. 

Amtsrichter  Dr.  Engelmann,  München. 
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C«  £•  Biesenfeld)    Das   besondere  Haftpflichtrecht   der   deut- 
schen Arbeiterversicherungsgesetze.     Kritische    Beiträge 
zur  Erläuterung  insbesondere  der  §§95 — 98  des  industriel- 
len  Unfallversicherungsgesetzes  vom   6.  Juli   1884.     Berlin 
1884.     Siemenroth  &  Worms.     313  S.     Preis  7  M. 
Die  interessante,  dem  Präsidenten  des  Reichsversicherungsamts  gewid- 
e  Monographie  bietet  weit  mehr  als  ihr  Titel  vermuthen  lässt.    Als  „he- 
ileres Haftpflichtrecht"  bezeichnet  Riesenfeld  nach  Pilotv  die   Bestim- 
agen,    wodurch    das    Gesetz    entgegen    seinem   Princip    der  industriellen 
ommthaftung  Individualhaftungen    aufrechterhalten   oder    neu   geschaffen 
.    Im  ersten  Abschnitt  giebt  der  Verfasser  eine  Skizze  des  Haftpflicht- 
etzes,  seiner  Mängel,   der  Reformbestrebungen  und  der  Grundlagen  des 
Wlversicherungsgesetzes.    Im  zweiten  Abschnitt  wird  der  Kreis  der  ent- 
idigungsberechtigten  und  -verpflichteten  Personen  festgestellt  und  Vor- 
letzimgen,  rechtliche  Natur,  Umfang  und  Geltendmachung  der  „besonderen 
ftpflichtansprüche**  erörtert.     Der  dritte  Abschnitt  bringt  die  Würdigung 
I  besonderen  Haftpflichtrechts,  wobei  die  zahlreichen,  aus  dem  theilweisen 
rtbestehen  des  Haftpflichtgesetzes  sich  ergebenden  Streitfragen  eingehende 
iprechung   finden.     Hieran   schliesst   sich   eine   kritische  Beleuchtung  der 
letzlichen  Vorschriften,  endlich  als  Anhang  ein  Blick  auf  das  österreichische 
cht  und  positive  Reformvorschläge. 

Auch  da,  wo  man  sich  mit  den  Resultaten  des  Verfassers  nicht  ein- 
ntanden  erklären  kann  (so  z.  B.  bez.  der  Frage,  ob  das  strafrichterliche 
rtheil  gemäss  §  95  des  Unf.-V.-G.  den  Civilrichter  bindet),  gewährt  die 
iärfe  seiner  Argumentation  und  die  Logik,  mit  der  er  die  Consequenzen 
iaer  Anschauungen  zieht,  reiche  Anregung;  seine  kritischen  Bemerkungen 
nd  massvoU  und  sachlich ,  seine  Reformvorschläge  höchst  beachtenswerth ; 
SeDiction  ist  (von  einigen  unschönen  Wortbildungen  wie  „körperverletzt", 
^aiillversichert**,  „körperschädlich",  „Verunglückungsbetrieb"  etc.  abgesehen) 
{en&dt  und  in  hohem  Grade  fesselnd. 

Bei  der  bevorstehenden  Revision  des  Gesetzes  werden  die  massgebenden 
tiktoren  an  der  Arbeit  Riesenfeld's  nicht  achtlos  vorübergehen  dürfen. 

Amtsrichter  Dr.  Engelmann,  München. 


!«•  i.  B.  Schmidt,  Professor  an  der  Universität  Giessen.  Die  geschicht- 
lichen   Grundlagen    des     bürgerlichen    Rechts    im 
Grossherzogthum  Hessen.    Mit  einer  Rechtskarte  in  Farben- 
druck (Sonderausgabe  der  vom  Rektor  und  Senat  der  Landesuniversität 
Oiessen  Sr.  Eönigl.  Hoheit  dem  Grossherzog  Ernst  Ludwig  von  Hessen 
TOd  bei  Rhein  zum  25.  August  1893  überreichteu  Festschrift).    Preis 
4  Mk.  ÖO  Pf.    Verlag  0.  von  Münchow.    Giessen  1893. 
Bisher  fehlte  eine  Darstellung  der  zahlreichen  Reichsquellen  des  Gross- 

■*ri.ogihuin8  Hessen  und  eine  Uebersicht  der  Territorialentwicklung.    Trotz 
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seines  partikularen  Charakters  besitzt  das  bürgerliche  Recht  Hessens  ei 
seine  Grenzen  reichendes  Interesse,  indem  es  dem  Beschauer  ein  Gei 
bild  der  deutschen  Rechtsentwicklung  überhaupt  entrollt.  Im  Gegen» 
Codüication  anderer  Staaten  stehen  hier  mosaikartig  noch  heute  die  n 
faltigen  Sonderquellen  nebeneinander:  Landesgesetze,  Rechtsgesetze , 
kulare  Rechte  des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts.  Einfacher  liegen  di 
hältnisse  nur  in  der  Provinz  Rheinhessen.  Hier  hat  die  Rechtspr 
wesentlich  mit  einer  geschlossenen  Codification  zu  rechnen.  Alle  Pari 
rechte  der  älteren  Zeit  sind  au%ehoben.  Das  römische  Recht  ist  be 
Bürgerliche  Rechtsfragen  regeln  sich  —  von  den  späteren  Reichs-  und  I 
gesetzen  abgesehen  —  nach  dem  Code  civil.  Die  Rechtszerrisseoht 
Grossherzogthums  findet  ihre  Erklärung  in  der  geschichtlichen  Entwic 
des  hessischen  Landes,  —  der  allmähliche  Vereinigung  einer  grosse: 
kleiner  Gebiete  mit  besonderem  Rechte  —  und  dem  Mangel  eines  ( 
sammte  Grossherzogthum  umfassenden  Civilgesetzbuches. 

Die  interessante,  auf  reichem  Material  beruhende  Schrift  erkl 
nächst  den  äusserst  verwickelten  Rechtszustand  aus  der  Territorialges* 
(Philipp  der  Grossmüthige  1509 — 1567,  —  TheiluDg  der  Herrschaft  u 
Landes  unter  seine  Söhne.  Vergrösserungen  vom  16. — 19.  Jahriiu 
Hier  anschliessend  bietet  ein  besonderer  Abschnitt  (§  3)  eine  Dars 
der  Geschichte  der  einzelnen  Partikularrechte  und  schildert  die  V< 
der  Aufstellung  eines  einheitlichen  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Der  i 
zieht  die  Ergebnisse  für  die  Gegenwart  und  weist  die  Gültigkeit  der  eii 
Partikularrecbte  für  die  hessischen  Landestheile  nach.  Neben  dem  gei 
Rechte  gilt  in  den  Provinzen  Starkenburg  und  Oberhessen  „ein  trotzig 
von  Rechten  und  Gesetzen",  welche  vielfach  in  die  vorigen  Jahrhunde: 
rückgreifen.  So  die  Solmser  Landesordnung,  das  Recht  der  Burg  Fric 
das  Landrecht  der  oberen  Grafschaft  Katzenellenbogen,  das  Erbacher,  ^ 
und  Kurpfälzische  Landrecht,  Frankfurter  und  Wimpfener  Stadtrecht  i 
So  tritt  der  Wunsch  nach  einer  Vereinigung  und  Vereinfachung  des  J 
durch  ein  Reichscivilgesetzbuch  gerade  für  Hessen  stärker  hervor,  i 
viele  andere  Theile  Deutschlands.  In  dem  kleinen  Grossherzogthum  wü 
demnächst  der  Fortschritt  der  nationalen  Rechtsentwicklung  und  die 
that  eines  einheitlichen  bürgerlichen  Rechtes  am  deutlichsten  fühlbar  m 

Die  Arbeit  ist  deshalb  für  weitere  Kreise  von  Interesse,  nicht  b 
die  engsten  wissenschaftlichen  Fachgenossen  des  Verfassers  bestimmi 
wendet  sich  an  Alle,  welche  der  Rechtsgeschichte  Hessens  Interess 
gegenbringen,  vor  Allem  an  die  praktischen  Juristen  und  die  Historik 
Landes.  Ihnen  sucht  sie  in  grossen  Zügen  ein  Rechtsbild  zu  entwerf< 
Umrisse  der  Rechtsbilder  zu  zeichnen.  Gleichzeitig  bemüht  sie  sich 
merkungen  das  gesammte  Material  für  die  Staats-  und  Rechtsgeschicht 
Heimath  zu  bieten.  Sie  druckt  die  Verträge,  durch  welche  Hessen 
Jahren  1803,  1806,  1815  und  1866  seinen  jetzigen  Territorialumfang  e 
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bt,  ab.  Sie  weist  femer  die  Zusammengehörigkeit  und  Gültigkeit  der  im 
Ferkehrsleben  des  Grossherzogthums  oft  genannten  Rechtsquellen  wie  des 
lolmser  Landrechtes,  des  Katzenellenboger  Landrechtes  u.  s.  w.  nach.  Sie 
ietet  praktische  Winke  für  den  Leser,  in  welchen  Werken  und  Aufsätzen 
r  sich  über  die  wichtigsten  partikularrechtlichen  Materien  (so  über  das  ehe- 
efae  Güterrecht  und  das  Erbrecht)  der  einzelnen  Quellen  nähere  Kenntniss 
enchafien  kann.  Ein  besonderer  Vortheil  liegt  in  der  beigegebenen  ausser- 
rdentlich  detaillirt  ausgeführten  Rechtskarte.  Mit  einem  Blick  vermag  hier 
tt  Beschauer  die  Vertheilung  der  Rechtsquellen  zu  übersehen  und  die 
Ütigkeit  dieser  oder  jener  Quelle  für  die  einzelnen  Städte  und  Dörfer  zu 
■kennen.  Dr.  Zeller. 

L  CbuisSy  Doctor  der  Staatswissenschaft.  Die  Lehre  von  den  Staats- 
dienstbarkeiten,  historisch  und  dogmatisch  entwickelt.  Tübingen 
1894.  Verlag  der  F.  Laupp'schen  Buchhandlung. 
Der  Ausdruck  „Staatsservitut*"  hat  in  der  völkerrechtlichen  und  staats- 
echüichen  Literatur  eine  zwar  häuüge,  aber  wenig  fest  begrenzte  Anwen- 
Img.  insbesondere  sind  zu  unterscheiden  zwei  Bedeutungen,  die  aber 
id&ch  nicht  gehörig  auseinander  gehalten  werden.  Im  weiteren  Sinne  be- 
lehnet Staatsservitut  jede  dauernde  völkerrechtliche  Specialverpflichtung  eines 
l^*^«  gegenüber  einem  anderen  Staat,  innerhalb  seines  räumlichen  Herr- 
ibaftskreises  gewisse  Bethätigungen  eines  Hoheitsrechtes  zu  unterlassen 
io* gewisse  Hoheitsakte  der  anderen  Staatsgewalt  zu  dulden.  Im  engeren 
bne  bezieht  sich  der  Ausdruck  nur  auf  dauernde  völkerrechtliche  Special- 
achrankuDgen  der  Gebietshoheit  eines  Staates  gegenüber  einem  anderen 
aate,  umfasst  also  nicht  Verpflichtungen  zur  Unterlassung  von  Hoheits- 
ten,  welche  nicht  als  Ausfluss  der  Gebietshoheit  zu  betrachten  sind.  Die 
ihre  von  den  Staatsdienstbarkeiten,  die  im  vorigen  Jahrhundert  eine  reiche 
l^e  und  Entwicklung  fand,  wurde  seitdem  ziemlich  vernachlässigt.  Seit 
r  umfassenden  Darstellung  der  Lehre  von  Gönner  (1800)  ist  jenes  Rechts- 
ilitiit  keiner  eingehenderen  Betrachtung  mehr  unterzogen  worden,  da  die 
•ktiache  Bedeutung  desselben  in  unserem  Jahrhundert  an  Umfang  verloren 
(L  Trotzdem  ist  es  interessant  genug  für  eine  geschichtliche  und  dogma- 
idie  Erörterung,  —  aus  diesem  Grunde  machte  die  staatswissenschaftliche 
iknltit  in  Tübingen  den  Gegenstand  zum  Thema  einer  Preisaufgabe,  deren 
mmg  vorliegende  Schrift  enthält.  Die  Abhandlung  beleuchtet  das  Rechts- 
rbütniss  der  Staatsdienstbarkeit  nach  allen  Seiten  hin.  Den  Schwerpunkt 
ft  der  Verfiftsser  auf  den  historischen  Theil,  besonders  auf  die  Erfor- 
utng  derjenigen  Thatsachen  und  Rechtsanschauungen,  welche  dem  Begriff 
r  privatrecbtlichen  Servitut  seinen  Eingang  in  das  öffentliche  Recht  — 
I  Staata-  und  Völkerrecht  —  verschafften.  Insbesondere  hat  der  Verfasser 
rfazuweisen  versucht,  dass  der  Begriff  der  Servitut  nicht  direkt  vom  Privat- 
ht  in  das  Völkerrecht  übernommen  wurde,   sondern  dass   dieser  Prozess 
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durch  das  Staatsrecht  —  speciell  das  deutsche  Staatsrecht  —  hindurc 
vollzog.  Der  zweite  Theil  sucht  auf  der  so  gewonnenen  historischen  C 
läge  eine  Theorie  des  heutigen  Hechtes  zu  geben. 

Die  Einleitung  stellt  den  Begriff  der  Staatsdienstbarkeit  in  de 
demen  Bechtswissenschaft  und  Staatenpraxis  fest  und  enthält  die  vei 
denen  Definitionen  der  angesehenen  Rechtslehrer  (Hänel,  Rönne,  y.  Sa 
V.  Gerber,  Heffter,  Bluntschli,  Bulmerincq)  und  eine  Aufzähluni 
wichtigsten  neusten  FräzedenzföUe  (Besatzungsrecht  der  Schweiz  in  gei 
Theilen  von  Nordsavoyen,  Frage  der  Befestigung  von  Hüning^n,  Xei 
länder  Fischereifrage).  Umfassend  behandelt  Abtheilung  I  die  histo 
Entwicklung  der  Lehre  von  den  Staatsdienstbarkeiten  (Lehre  im  S 
rechte  des  alten  deutschen  Reiches  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunder 
der  naturrechtlichen  Schule  des  Völkerrechtes,  im  positivem  Völkerrech 
der  neueren  Reichspublicistik  und  im  modernen  Völkerrechte).  Zur  Ze 
früheren  deutschen  Reiches  bestanden  zwischen  deutschen  Einzelstaatei 
zahlreiche  Staatsservituten.  Die  Zahl  derselben  verminderte  sich  erh 
durch  die  Beseitigung  vieler  kleiner  Staatsgebilden  in  den  Jahren  18(^ 
1806,  sowie  durch  den  in  Art.  34  der  Rheinbundsacte  ausgesprochenen 
rellen  Verzicht  der  Mitglieder  des  Rheinbundes  auf  alle  ihnen  an  den 
dem  anderer  Mitglieder  zustehenden  actuellen  Rechte.  Die  durc 
Wiener  Congressacte  bestimmten  Gebietsgestaltungen  gaben  zur  ver 
massigen  ConstituiruDg  von  Etappenrecliten  Anlass;  diese  Servituten 
aber  theils  in  Folge  der  Aenderuugen  in  1866  untergegangen,  theils  ve 
sie  durch  Herstellung  der  militärischen  Einheit  ihre  Bedeutung.  Di 
MilitÄrconventionen  zwischen  Preussen  und  den  kleineren  Staaten  beruh 
Rechte  können,  soweit  jene  Conventionen  unkündbar  sind,  als  Staat-sserv 
betrachtet  werden.  Dasselbe  gilt  von  den  auf  besonderen  Verträgen  bei 
den  Befugnissen  Preussens,  in  einigen  kleineren  Staaten  die  Zölle  zu  ven 
oder  Gerichtsbarkeit  auszuüben.  Zahlreiche  noch  bestehende  Staatsserv 
zwischen  deutschen  Einzelstaaten  sind  durch  Eisenbahnverträge  begr 
Von  allgemein  völkerrechtlicher  Bedeutung  und  in  der  Staatenpraxis 
hervorgetreten  sind  nach  S.  182  ff.  1)  Militärische  Staatsdienstbarkeitei 
Besatzungsrechte,  Durchgangsgerechtsame,  Recht  eines  Staates,  ein  g( 
schaftliches  Meer  ausschliesslich  mit  eigenen  Kriegsschiffen  zu  bcf 
Ferner:  negative  und  passive  Staatsservituten,  wie:  Xichtbefestigung  ge 
Grenzstriche,  Wüstlegung  gewisser  Grenzdistricte,  Neutralisimng  voi 
bieten  und  Gebietstheilen.  2)  Wirthschaftliche  Servituten  wie :  Fischereii 
forstliche  Nutzungen,  Verkehrsservituten  (hierüber  die  häufigsten  und 
tigsten  die  Eiscnbahnservituten),  postalische  und  telegraphische Veranstall 
in  fremdem  Staatsgebiet,  Kanalservituten. 

Die  Staatsservituten  entstehen  fast  einzig  und  allein  durch  Ve' 
Die  Begründung  erfolgt  entweder  in  einem  Specialvertrag  oder  in  allgei 
Verträgen,  durch  welche  auch  andere  Vereinbarungen  getroffen  werde 
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»ndere  durch  Friedensverträge.  Der  vertragsmässigen  Begründung  steht 
ich  die  ununterbrochene  Rechtsausübung  während  unvordenklicher  Zeit 
rwerb  von  Hoheitsrechten).  Für  völlig  unabhängige  Staaten  der  inter- 
tionalen  Rechtsgemeinschafb  können  nur  diese  beiden  rechtlichen  That- 
chen  den  Entstehungsgrund  für  Staatsservituten  abgeben.  In  zusammen- 
isetztcn  Staaten,  in  denen  die  Gliedstaaten  in  staatsrechtlicher  Abhängig- 
st von  der  obersten  Reichs-  bezw.  Bundesgewalt  stehen,  gelten  auch 
eijährung  und  Gesetz  als  Erwerbsthatsachen  (S.  196).  Ein  Staatsservitut 
lischt  durch  einen  die  Aufhebung  festsetzenden  Vertrag  zwischen  dem  be- 
ehtigten  und  verpflichteten  Staat  bezw.  durch  einen  von  dem  letzteren 
genommenen  Verzicht  des  ersteren.  Weitere  Erlöschungsgründe  sind: 
Qsolidation  (Zusammenfallen  der  Berechtigung  und  der  Verpflichtung  in 
fem  Subject),  Untergang  des  Objects,  Untergang  des  berechtigten  Staates 
De  Succession  in  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  desselben.  Dagegen 
i  Untergang  des  verpflichteten  Staates  ohne  völkerrechtlichen  Successor 
ibt  das  Gebiet,  in  welchem  ein  Servitut  im  engeren  Sinn  besteht,  mit 
■selben  behaftet,  wie  überhaupt  eine  derartige  Belastung  auf  jeden  neuen 
«rerber  des  betreffenden  Gebietes  übergeht. 

Die  verdienstvolle  Arbeit  füllt  eine  Lücke  in  der  Staates-  und  Völker- 
litswissenschaft  aus.  Dr.  Zeller. 

üielm  Henle,  Die  Wuchergesetze  vom  24.  Mai  1880  und  19.  Juni 
1893.  Beck'sche  Verlagsbuchhandlung,  München  1894. 
Das  vorzügliche  Buch  gewährt  die  Vorgeschichte  des  Wuchergesetzes 
a  1880,  bietet  sodann  die  eingehendste  und  gründlichste  Schilderung  der 
itstehung  wie  der  parlamentarischen  Behandlung  sowohl  des  Gesetzes  vom 
.  Mai  1880  als  der  Novelle  vom  19.  Juni  1893.  Der  Commentar  zu  beiden 
ctgenannten  Gesetzen  ist  klar  und  inhaltsreich  und  benützt  fleissig  die  bis- 
rige  Rechtsprechung.  Im  Anhange  sind  dem  Buche  die  die  Aufhebung 
r  Zinstaxen  betreffenden  Gesetze,  sowie  die  Vorschriften  über  das  Gewerbe 
r  Pfandleiher  und  Rückkaufshändler  in  Preussen  und  Bayern   beigegeben. 

S.  Frank. 

'.  Fritz  Friedmaim,  Das  Reichsgesetz  betreffend  die  Abzahlungs- 
geschäfte.   Helwing'sche  Verlagsbuchhandlung,  Hannover  1894. 
Der  hauptsächlichste  Inhalt  des  Buches  ist  eine  interessante,  in  Form 
I  Essays  gehaltene  Darstellung,  wie  allmählich  die  Strömung  gegen  die  den 
icahlangsgeschäften  anhaftenden  Missbräuche  entstand  und  in  welchen  Rich- 
igen  Literatur  und  Publicistik  gesetzgeberische  Abhülfe  verlangten.    In 
I>ar8tellung  sind  geschickt  die  parlamentarischen  Berathungen  und  ins- 
ondere die  auf  den  Juristentagen  gestellten  Anträge  eingeflochten.     Der 
nmentar  zum  Gesetze,  welches  der  Verfasser  ein  „Ausnahmegesetz"  nennt 
8),  ist  dürftig  und  beschränkt  sich  fast  ganz  auf  die  beiden  ersten  Para- 
phen des  Gesetzes.  S.  Frank. 
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Gottfried    Schmitt^     Beichsgesetz    betreffend    die    AbzahluD 
geschäfte    vom    16.  Mai    1894.    Beck'scLe   VerlagsbuchhaDdlc 
München  1894. 
Das  Werkchen  giebt  in  einer  umfangreichen  Einleitung  eine  DarsteUi 
der  Kriterien  des  Abzahlungsgeschäftes,  insbesondere  der  dem  letzteren 
liehen    Nebenabreden,   wie   Eigenthumsvorbehalt,   Rücktrittsvorbehalt,  \ 
Wirkungsklausel,  Fälligkeitsklausel  u.  s.  w.    Im  Anschluss   hieran   wird  e 
eingehende  Schilderung   der   parlamentarischen  Behandlung  und  Berathi 
der   beiden    dem   Reichstage    vorgelegten   Entwürfe    über    die   Abzahlon 
geschäfte  gegeben.    Die  zweite  Hälfte  des  Buches  füllt  der  gründliche  Co 
mentar  der  einzelnen  Gesetzesparagraphen  aus,  welcher  auf  die  Motive  ( 
Gesetzes,   parlamentarischen  Debatten  und  allgemeine  Rechtsgrundsätze  1 
sirt  ist.  S.  Frank. 

Emil  Sehling,  Die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  auf  d< 
Gebiete  des  bürgerlichen  und  socialenRechtes.  Veit&Com 
Leipzig  1894. 
Das  vorliegende  Werk  ist  die  zweite,  äusserlich  sich  stattlich  priw 
tirende  Auflage  des  vom  Verfasser  im  Jahre  1888  unter  dem  Titel  „Sam 
lung  der  Reichsgesetze  civilrechtlichen  Inhalts"  erschienenen  Buches.  I) 
Zweck,  die  kleineren  Reichscivilgesetze  und  die  socialen  RechtsschÖpfunf 
gesammelt  in  chronologischer  Reihenfolge  zu  bieten,  ist  auch  für  die  zwei 
Auflage,  welche  den  Zeitraum  von  1867 — 1893  umfasst,  der  gleiche  geblieU 
Man  könnte  das  SEHLiNo'sche  Werk  die  gesetzestextliche  Unterlage 
Mandry's  System  „Der  civilrechtliche  Inhalt  der  Reichsgesetze"  nenin 
Besonders  hohen  Werth  hat  das  Werk  für  die  Studierenden.  Einmal  biel 
es  in  müheloser  und  billiger  Weise  die  weniger  umfangreichen,  aber  tiül 
dem  sehr  wichtigen 'Reichsgesetze,  welche  gerade  ein  Studierender  nur! 
grosser  Mühe,  grossem  Zeitverlust  und  hohen  Kosten  sich  verschaffen  konil 
Zweitens  ist  es  als  eine  Förderung  und  Vertiefung  des  akademische  Vi 
träges  anzusehen,  wenn  der  Studierende  den  Gesetzestext  der  im  Yortni 
behandelten  Materie  vor  sich  liegen  hat  und  sofort  durchzulesen  veiMl 
Ferner  ist  ein  Vortheil  des  Buches,  dass  dasselbe  die  deutsche  SocialgeHl 
gebung,  welche  auch  für  den  Studierenden  immer  mehr  an  praktischer  Wie 
tigkeit  gewinnt,  ausführlich  berücksichtigt.  S.  Frank. 


Schenkel,  Karl  Dr.,  Geh.  Oberregierungsrath  (Ministerialdirektor)  im  Gro« 
Bad.  IMinisterium  des  Innern,  Die  deutsche  Gewerbeordnni 
nebst  Vollzugsvorschriften,  erläutert.  Zweite  Auflage,  L  B 
Karlsruhe  u.  Tauberbischofsheim,  Verlag  v.  J.  Lang,  1892,  V  o.  494 
8^  IL  Bd.,  Karlsruhe,  Verlag  v.  J.  Lang,  1894,  XII  u.  816  &, 
sowie  Badische  Vollzugsvorschriften  z.  deutschen  Gewerl 
Ordnung,  Anhang  zur  erläuternden  Ausgabe  der  Gewerbeordnn 
ebenda,  1894,  III  u.  277  S.,  8«. 
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Nachdem  die  zweite  Auflage  des  ersten  Bandes  von  Schrkkel's 
jewerbeordnung  schon  1892  erschienen  war,  ist  jetzt  auch  der  zweite 
Band  des  Werkes  in  zweiter  Auflage  erschienen  und  zugleich  damit  als 
»B  Anhang  zum  ganzen  Werke  ein  Band  „badischer  Yollzugsvor- 
ichriften".  Wenn  auch  der  Commentar  in  erster  Reihe  sich  als  eine  Er- 
Sotemng  der  Gewerbeordnung  für  Baden  darstellt,  so  dürfte  er  gleichfalls 
«r  die  Benützung  im  übrigen  Deutschland  gute  Dienste  leisten,  zumal  der 
(Verfasser  für  die  uns  vorliegende  zweite  Auflage  auch  die  für  Preussen 
md  die  anderen  grösseren  Bundesstaaten  vorhandenen  Materialien  heratL- 
jgtuogen  und  die  Entscheidungen  der  Behörden  und  Gerichte  in  reichem 
ÜMse  verwerthet  hat.  Der  erste  Band  verbreitet  sich  nach  einer  kurzen 
Bmleitung  über  die  Entstehung  der  Gewerbeordnung  u.  s.  w.  über  die  ersten 
Titel  der  Gewerbeordnung,  im  zweiten  Band  werden  die  übrigen  Titel 
Gesetzes  commentirt,  woran  im  selben  Band  sich  anhangsweise  viele  mit 
ler  Gewerbeordnung  zusammenhängende  Auszüge  aus  den  die  Gewerbeord- 
Giinig  in  Theilen  des  Reichsgebiets  einführenden  und  abändernden  Reichs- 
{«setzen,  femer  Ausfuhrungsvorschriften  der  Reichsorgane  zur  Gewerbeord- 
nuDg  u.  s.  w.  und  endlich  ein  Abdruck  des  Reichsgesetzes  über  die  Gewerbe- 
K^richte  anschliessen.  Bei  Veröffentlichung  des  ersten  Bandes  war 
beabsichtigt,  den  zweiten  Band  erst  dann  herauszugeben,  bis  die  bundes- 
r&thhchen  Ausnahmebestimmungen  über  die  Sonntagsbeschäftigung  in  den 
bidustriellen  Betrieben  erschienen  wären.  Da  sich  aber  die  Veröffentlichung 
Üeser  Vorschriften  wohl  noch  bis  Ende  des  Jahres  1894  verschieben  wird, 
lo  übergab  der  Verfasser,  und  wohl  mit  Recht,  den  zweiten  Band  sphon 
jetzt  dem  Buchhandel,  zumal  es  immer  misslich  ist,  wenn  die  mehreren 
tende  ^nes  Werkes  nicht  zu  gleicher  Zeit,  sondern  in  verschiedenen  Zeiten 
beransgegeben  werden,  indem  hierdurch  leicht  der  einheitlichen  Bearbeitung 
ifintrag  geschieht.  Der  Verfasser  beabsichtigt,  die  angegebenen  bundesräthlichen 
Kettimmungen  später  in  einer  Nachtragslieferung  zusammenzustellen.  Der 
beachränkte  Raum  gestattet  mir  hier  nicht,  im  Einzelnen  auf  die  Ausfuh- 
rangen  des  Verfassers  einzugehen,  dieselben  sind  durchweg  erschöpfend  und 
^handeln  den  Stoff  in  wissenschaftlicher  und  zugleich  praktischer  Richtung, 
deshalb  sie  dem  Theoretiker  und  Praktiker  gleich  willkommen  sein  dürften. 
üch  verweise,  um  nur  Etwas  aus  dem  reichen  Inhalte  des  Werkes  hervor- 
riiheben,  insbesondere  auf  die  Commentierung  des  VIT.  Titels,  woselbst  die 
•  Zt.  so  grosses  Interesse  bietende  Materie  der  „Sonntagsarbeit"  in 
wirklich  überraschender  Wissenschaftlichkeit  und  Klarheit  behandelt  wird. 
>ie  Sprache  des  Verfassers,  in  welcher  er  seine  Darlegungen  gibt,  ist  derart 
erständlich  und  klar,  dass  auch  der  Laie  in  der  Lage  sein  dürfte,  von  dem 
X'erke  ausgiebigen  Gebrauch  zu  machen. 

Wir  fassen  unser  Urtheil   über  die  zweite   Auflage  von   Schexkkl's 

Gewerbeordnung  folgendermassen  zusammen:  Das  Werk,  wie  es  uns  jetzt  in 

weiter  Auflage  vorliegt,  ist  zu  den    „besten"  Arbeiten  im  Gebiete   der 
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CommentienmgeD  der  ReichsgewerbeordDung  za  zahlen.  Es  zeichnet  i 
durch  eine  geradezu  treffliche  Behandlung  des  schwierigen,  oft  sehr  sproi 
Gesetzesstoffes  aus,  überall  findet  sich  in  demselben  eine  nicht  nur  wiss 
schaftliche  Darlegung  der  grundsatzlichen  Fragen,  sondern  es  ist  auch  < 
Bedürfhissen  der  Praxis  vollauf  Genüge  geleistet. 

Die  trefflich  gelungene  Arbeit  des  verehrten  Yer&ssers  möge  den  Co 
mentatoren  der  Reichsgesetze  zum  leuchtenden  Vorbilde  dienen!  Ahir 
sie  bei  Behandlung  der  von  ihnen  in  Angriff  genommenen  Arbeiten  auf  d 
Gebiet  des  Reichsrechts  seinem  Beispiel  nach,  dann  haben  wir  noch  mand 
gute  Werk  zu  erwarten!  — 

Heidelberg,  im  August  1894.  Barazetti. 


Franken,  Oskar,  Dr.,  Die  grundlegenden  Entscheidungen  d< 
deutschen  Reichsgerichts  auf  dem  Gebiete  des  Rheiii 
sehen  Civilrechts,  für  das  Studium  und  die  Praxis  bearbeitet* 
2.  Bd.  der  „grundlegenden  Entscheid  ungen  des  deutsclitj 
Reichsgerichts",  herausgegeben  von  Dr.  Max  Apt.  —  Berlin  Ifl 
in  J.  J.  Heiue's  Verlag.  8^  VI  u.  193  S.  Preis  4  M. 
Der  vorliegende  zweite  Band  der  „grundlegenden  Ent sehet 
düngen  desReichsgerichts"  hat  die  grundlegenden  Entscheidoqfl 
unseres  höchsten  Gerichts  auf  dem  Gebiete  des  Rheinischen  GiTÜ 
rechts  in  systematischer  Darstellung  zum  G^enstande.  Der  Vcrfiia 
dieses  zweiten  Bandes  der  „Apr'schen  Sammlung"  hat  es  verstanden, 
kundiger  Hand  und  grossem  Geschick  die  reichsgerichtliche  Rechtsspi 
auf  dem  Gebiet  des  Rheinischen  Rechts  für  die  Zwecke  des  Sl 
und  der  Praxis,  soweit  sie  grundlegender  Natur  ist,  zu  ordnen,  wob^  «r 
unter  Zugrundelegung  des  in  den  Pandektenlehrbüchem  gebräuchlichen  I 
zusammenstellt.  Hierbei  giebt  er  die  den  einzelnen  Entscheidungen  zu 
liegenden  Thatbestände  und  verweist  insbesondere  auf  die  Werke  von 
riä-Dreyer  und  Laurent,  wodurch  es  dem  die  Arbeit  Benützenden 
und  mühelos  ermöglicht  wird,  die  weitere  bei  den  einzelnen  Fragen  ii 
tracht  kommende  Literatur  aufzufinden.  Berücksichtigung  haben  dia 
Scheidungen  des  Reichsgerichts  bis  zum  October  1892  einschliesslich  gefinifl 
Durch  das  übersichtliche  Inhaltsverzeichniss  und  das  gut  durchgeföhrte  SiA 
register  wird  die  Arbeit  auch  der  Praxis,  den  Richtern  wie  den  AnvaM 
treffliche  Dienste  leisten.  Namentlich  ist  sie  aber  den  Referendaren  infii 
biet  des  Rheinischen  Rechts  zu  empfehlen,  „sie  wird,"  wie  der  Ver&Mar  I 
der  Vorrede  durchaus  zutreffend  hervorhebt,  „vermöge  ihrer  Anlage  aehH 
Allem  zur  Benützung  bei  den  zur  Ueberbrückung  der  Kluft  swisckcn  AM 
retischer  und  praktischer  Ausbildung  immer  mehr  in  Aufnahme  konmMiife 
seminaristischen  Uebungen  der  Referendare  eignen".  Ich  f!>ge  dem  bei«  il 
aus  demselben  Gnmde  die  Arbeit  auch  an  unseren  Universitäten  im  Qctt 
des  Rheinischen  Rechts  für  die  daselbst  abzuhaltenden  Praktikm  des 
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nftchen  und  namentlich  auch  des  badischen  Rechts  den  Dozenten  und  Stu- 
Üerenden  ein  willkommenes  Hilfsmittel  und  sicherer  Wegweiser  beim  Studium 
des  Code  Napoleon  abgeben  dürfte. 

Das  Werk,  auf  das  hier  noch  näher  einzugehen  der  beschränkte  Raum 
▼erbietet,  muss  daher  in  all'  den  angegebenen  Richtungen  als  eine  willkommene 
Gabe  betrachtet  werden. 

Heidelberg,  Juli  1894.  Caesar  Barazetti. 


Bnim,  Alex.9  avocat,  Hegener,  Th»  M.,  avocat  et  Ter  Hees,  Em.,  avocat, 
Traite  pratique  de  Droit  civil  allemand,   Broxelles,  Bruylant- 
Christophe  et  Cie.,  editeurs,  successeur:  Emile  Bruylant,  Berlin,  Putt- 
kammer und  Mühlbrecht,  1893,  8*»  XXXIV  und  564  S.    Preis:  8  M. 
Die  immer  mehr  zunehmende   Bedeutung  des   internationalen   Prival- 
lechts  in  unserer  Zeit  hat  die  Abfassung  vorliegendeu  Werkes  hervorgerufen. 
Die  Verfasser,   als  Angehörige   eines   Staates   mit   einheitlicher   Civilgesetz- 
gebung,  Belgiens,  dessen  bürgerliches  Recht  allein  auf  dem  Code   Napoleon 
beruht,  empfanden,  gerade  in  Folge  dieses  Umstandes,   wie  misslich   es  sei, 
sich  fremdem  Recht  gegenüber,  das  nicht  einheitlich   codificirt   ist,    sondern 
sich  in  der  buntesten  Mannigfaltigkeit  darstellt,  zu  befinden  und  solches  im 
eigenen  Lande  anwenden  zu  müssen,   da  es  ausserordentlich   schwer,   ja   oft 
beinahe  unmöglich  ist,  sich  in  solchem  Rechte  auszukennen.     Sie  erkannten 
es  als  ein  Bedürfhiss  dringendster  Art,  ~    zumal   auch  schon  das   belgische 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  seit  1882,  um  seinen  Geschäfts- 
Iriigem  im  Eünblick  auf  den  Vollzug  des  Gesetzes  v.  20.  Mai  1882,  den  Ab- 
Bcfalius  der  Ehen  von  Belgiern  im  Ausland  betreffend,  eine  Anleitung  für  ihr 
Verhalten  zu  geben,  sich  veranlasst  sah,  eine  zusammenfassende  Darstellung 
der  wesentlichen  auf  die  Ehen  der  Frauen  in  den  verschiedenen  Staaten  der 
Welt  sich  beziehenden  Vorschriften  zu  veranstalten,  also  damit  einen  ersten 
Schritt  in  der  von  den  Verfassern  unseres  Werkes  eingeschlagenen  Richtung 
lethan  hat  —  das  bürgerliche  Recht    des   benachbarten  Deutschland  in    zu- 
MmzDenfassender  Weise  zu  behandeln  und  damit  gewissermassen  einen  Codex 
foris  civilis  Germanici  herzustellen,  der  den  Gerichten  Belgiens  und  Frankreichs 
BDen  snverlässigen  Führer  abgeben  soll  bei  der  Lösung  internationaler  Rechts- 
bonflicte,  bei  welcher  deutsches  Recht  eingreift.    In  der  Vorrede  heben  die 
Verfasser  durchaus  zutreffend  hervor,  dass  es  für  die  Gerichte  eines  Landes  ge- 
boten sei,  das  Recht  des  fremden  Staates,  das  sie  anwenden  sollen,  zu  kennen, 
imd  dass  dies  Kennen,  bezw.   dies  Kennenlernen  des  Rechts  Deutschlands, 
.dessen  Gesetzespartikularismus  sich  in  einer  Art  von  speculum  juris  spiegelt 
aiit  seinen  unzähligen  Verschiedenheiten,  seinen  vielen  Gewohnheiten  und  feuda- 
len Üeberlieferungen,  ein  Partikularismus,  der  sich  nicht  nur  von  Staat  zu  Staat, 
londem  auch  oft  von  Provinz  zu  Provinz,  ja  zuweilen  sogar  von  Ort  zu  Ort 
in    demselben  Gerichtssprengel,  bezw.  Kreise  als  verschiedenartig  gestaltet 
dm^telle*',  —  nicht  anders  ermöglicht  werde,   als   dadurch,  dass  man  jenen 
Archiv  tor  öffentliches  Recht.  X.  1.  9 
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Gerichten    eine    Zusammenstellung    dieses    verworrenen,    labyrinthmä 
Rechtes  in  der  Form  eines  G-esetzbuchs  gebe. 

Von  diesem  richtigen  Gedanken  geleitet,  haben  die  Verfasser  vorl 
des  Werk  geschrieben,  dem  sie,  um  es  den  französischen  und  1)elgj 
Juristen  praktisch  und  handlich  zu  machen,  bei  Ordnung  der  Rechtsma 
die  Titel  des  Code  Napoleon  zu  Grunde  legten,  wobei  sie  jedoch  dem 
soneu-,  Familien-  und  Erbrecht  eingehendere  Darstellung  als  dem  ül 
Rechtsstoff,  wie:  Sachenrecht,  Obligationenrecht  u.  s.  w.  widmeten,  dit 
mit  begründend,  dass  der  letztere  Rechtsstoff  ausserhalb  Deutschlands  w( 
häufige  Anwendung  finde.  Ich  muss  dies  für  einen  Mangel  des  Werkt 
klären,  dasselbe  erscheint  dadurch  ungleich  in  seiner  Bearbeitung, 
eigentlichen  Darstellung  ist  eine  historische  Einleitung  vorausgeschickt 
in  etwas  zu  gedrängter  Kürze  eine  im  Uebrigen  recht  übersichtliche 
schichte  des  deutschen  Rechts  giebt,  bei  welcher  jedoch  manchmal 
Schaden  der  "VVissenschaftlichkeit  ein  etwas  zu  popularisierender  Toi 
geschlagen  wird  (so  wird  z.  B.  u.  a.  die  bekannte  Scene  aus  Goethes 
von  Berlichingen  im  Auszug  mitgetheilt,  jene  Scene,  in  welcher  der  D 
Olearius  dem  Bischof  von  Bamberg  über  die  nur  widerwillige  Auin 
des  römischen  Rechts  in  Deutschland  so  köstliche  Auseinandersetzt 
macht). 

Als  weiteren  Mangel  der  rechtshistorischeu  Einleitung  muss  ich 
bezeichnen,  dass  die  Verfasser,  wo  sie  von  den  Codificationen  in  Deutscl 
sprechen,  die  in  der  [Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  begonnen  haben, 
mit  keiner  Silbe  des  trefflichen  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbucl 
wähnen,  das  bekanntlich,  was  sein  auf  dem  germanischen  Parentelens^ 
beruhendes  Erbrecht  anlagt,  mustergiltig  ist.  So  wird  auch,  was  gleic 
gerügt  werden  muss,  bei  der  Hinweisung  auf  die  empfehlenswerthei 
arbeitungen  der  Partikularrechto  das  ausgezeichnete  Werk  Ungers  „S; 
des  österreichischen  allgemeinen  Privatrechts**,  dies  Meisterwerk  deul 
Jurisprudenz,  mit  Stillschweigen  übergangen. 

Ueberhaupt  ist  es  unbegreiflich,  dass  die  Verfasser  in  der  eigentli 
nach  dem  System  des  Code  Napoleon  geordneten  Darstellung  ihrer  Au 
(fast)  ganz  das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  ignorircn,  whs  i4 
den  Hauptfehler  des  Buch  bezeichne,  zumal  sich  das  gemeine  Recht  De 
lands  in  manchen  seiner  Theile,  wie:  Verlagsrecht,  Versicherungsrecht, 
renlenvertrag  gar  nicht  darstellen  lässt,  ohne  auf  jenes  Gesetzbuch  ' 
gehen,  da  die  gemeinrechtliche  Theorie  dieser  Materien,  wie  sie  »id 
mählich  herausgebildet  hat,  auf  dem  österreichischen  Gesetzbuch,  wen^ 
zum  Theile,  und  zwar  zum  grossen  Theile  beruht. 

Dem  Werke  selbst  ist  ausser  einem  ziemlich  mangelhaften  Regist 
sog.  geographischer  Index  beigegeben,  dessen  Anordnung  die  Nachfon 
bei  örtlichen  deutschen  Gesetzescollisionen  erleichtem  soll.  Den  Schlm 
Ganzen   bilden   zwei  Karten    über   den   Geltungsbereich   der   verschie 
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chte  Deutschlands  und  über  die  mannichfaltigen  deutschen  ehelichen  Güter- 
^te  in  geographischer  Darlegung. 

Das  "Werk  liest  sich  leicht,  es  gibt  einen  gewissen  sicheren  Ueberblick 
»er  die  ver^'orrenen  Privatrechtsverhältnisse  Deutschlands  und  dürfte  trotz 
mcher  Mängel,  die  ich  theilweise  hervorgehoben  habe,  im  Ausland  gute 
ienste  leisten.  Für  uns  hat  es  im  Grossen  und  Ganzen  weniger  Bedeutung 
i  wir  in  dem  ausgezeichneten  Werke  Paul  von  Roths,  System  des  deutschen 
rivatrechts,  3  Bde.,  Tübingen  1886,  eine  viel  bessere  und  wissenschaftlichere 
antellung  des  dermaUgen  Privatrechtszustandes  Deutschlands  besitzen. 
iTenn  auch  die  Anordnung  des  Stoffes  im  besprochenen  "Werke  unter  Zu- 
Tundelegung  des  Systems  des  Code  Napoleon  für  die  Juristen  des  Kheini- 
ehen  Rechts  nicht  gerade  unwillkommen  ist,  so  dürfte  immerhin  diese  Stoff- 
«haodlung  den  dem  Rheinischen  Recht  fernstehenden  deutschen  Juristen 
in  Hinderniss  in  der  erspriesslichen  Benützung  des  "Werkes  bereiten,  da  sie 
fi  bessere  Systematisierung  des  Rechts  gewohnt  sind,  als  sie  der  Code  Xapo- 
eon  giebt,  dessen  System  nicht  zu  seinen  "Vorzügen  gehört.     • 

Heidelberg,  im  August  1894.  Barazetti. 


lu  Ton  Seydel)  Bayerisches  Staatsrecht.  Sechster  Band,  erste 
Abtheilung.  Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig  1892,  "Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr. 
VIII  u.  350  S.  8".  Mk.  7.40.  (Auch  Sonderausgabe :  „Bayerisches 
Kirchenstaatsrech  t".) 

Dieser  Theil  der  ausgezeichneten,  umfangreichen  Bearbeitung  des  baye- 
ijcheu  Staatsrechtes,  welche  inzwischen  vollständig  geworden  ist,  behandelt 
•die  Verwaltungsthätigkeit  in  Bezug  auf  das  geistige  Leben"  und  gliedert 
ich  in  folgende  Abschnitte :  I.  Das  "Verhältniss  von  Staat  und 
urcheu  in  seiner  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung; 
iDas  allgemeine  Recht  der  Glaubensgesellschaften; 
n.  Die  katholische  Kirche;  IV.  D  i  e  e  v  an  g  e  li  sc  h  e  n  Ki  r- 
hen:  V.  Die  Kirchengemeinden  und  Kirchenabgaben 
er  öffentlichen  Glaubensgesellschaften;  VI.  Das  ört- 
:che  Kirchenvermögen  der  öffentlichen  Glaubens- 
esellschaftcn;  VII.  Die  israelitische  Glaubensgesell- 
ihaft. 

Die  Bedeutung  dieses  Buches  reicht  weit  über  Bayern  hinaus;  überall 
•  Staat  und  Kirchen  um  die  oberste  Gewalt  ringen,  werden  die  mit  logi- 
ler  S<rhärfe  entwickelten  und  mit  bekannter  rücksichtsloser  Offenheit  aus- 
tprochenen  Grundsätze  des  Verfassers  über  Kirchenpolitik  und  Kirchen- 
rht  ernste  Beachtung  und  Würdigung  finden.  Seydel  hält,  unbeirrt  von  den 
^stäudnissen  einzelner  Minister  und  Landtagsmehrheiten  an  die  kirchliche 
eehrlichkeit,  die  Souveränitätsrechte  des  Staates  auch  den  Kirchen  gegen- 
?r  voll  aufrecht  (S.  109)  und  gesteht  dem  auch  in  jüngster  Zeit  von  einigen 
ten  emporgehobenen  Gewohnheits-  und  Juristenrechte  keine  Kraft  gegen- 

9* 
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über  dem  geschriebenen  öffentlichen  Rechte  zu.  Eine  Fülle  überrascl 
Lösungen  der  verworrenen  Fragen,  für  deren  Beantwortung  meist  di( 
tische  Constellation  massgebend  gewesen,  bringt  Setdel  auf  Grun< 
gehender  Quellenstudien  und  bekämpft  Entscheidungen  des  Ministeriun 
des  Verwaltungsgerichtshofes,  wie  Ergebnisse  der  Litteratur.  Besi 
rühmende  Erwähnung  verdient  die  lichtvolle  Besprechung  über  die  I 
ungen  Roms  zum  modernen  Staate  (Conkordat  und  Verfassungsuri 
über  ihre  geschichtliche  Entwicklung  und  die  Schwierigkeiten,  welch 
aus  der  Nothwendigkeit  ergaben,  in  der  Vereinbarung  mit  einer  ausländ 
Kirchengewalt  die  Souveränität  des  Staates  zu  wahren.  Gegenüber  de 
testantischen  Kirche  hatte  der  Landesherr  in  Bayern  stets  nicht  nur  ' 
circa  sacra,  sondern  auch  das  jus  sacrorum  als  Ausfluss  der  Staats 
gehandhabt.  Das  Frotestantenedikt,  das  Setdel  mit  Recht  als  eine  nid 
gelungene  gesetzgeberische  Leistung  bezeichnet,  hat  Veranlassung  zu  ( 
Differenzen  u.  a.  über  die  Stellung  des  Oberconsistoriums  zum  Ministeri 
geben  (S.  253).  Nach  §  1  des  Edictes  ist  das  Oberconsistorium  „selbst 
und  nach  §  18  1.  c.  dem  Ministerium  „untergeordnet".  Hiezu  h 
Seydel:  „Die  Verfassung  überträgt  mit   klaren  Worten   den  oberster 

copat  dem  Oberconsistorium  zur  Ausübung Wer  den  oberstet 

copat  ausübt,  der  kann  in  dieser  Thätigkeit  keinen  weiteren  Oberei 
sich  haben.  Das  liegt  im  Begriffe  der  obersten  Gewalt  auch  da, 
rechtlich  übertragene  Gewalt  ist.  Die  Unterordnung,  von  welcher  di 
fassung  spricht,  kann  sich  also  nur  auf  die  Dienstpflicht,  sowie  auf  die, 
Fälle  beziehen,  wo  die  verfassungsmässige  Regel  durchbrochen  ist  . 
Die  staatliche  Kirchenhoheit  kann  dem  Oberconsistorium  gegenüber  nui 
die  höchste  Stelle,  nicht  durch   die  untergebenen  Staatsverwaltungsbe 

ausgeübt  werden Der   König  hat  in  der  Verfassung  eine  Rei 

Gegenständen  seiner  Entschliessung  vorbehalten Nach  dem  seh 

liehen  Wortlaute  der  Verfassung  ist  kein  Zweifel,  dass  hier  die  kg 
Scheidung  durch  das  Gutachten  des  Oberconsistoriums  rechtlich  nio 
schränkt  ist.  Es  hilft  nichts,  dass  man  dies  als  einen  Widerspruch 
die  Fundamen talsätze  des  protestantischen  Kirchenrechtes  und  die 
äusserlichen  Rechte  der  protestantischen  Kirche"  erklärt  hat.  Die  ( 
des  bayerischen  Staatsrechts  ist  nicht  davon  abhängig,  ob  es  mit  kirc 
Anschauungen  im  Einklänge  steht  oder  nicht"  S.  253  ff.) 

Am  schroffsten  tritt  Seydel  den  bisher  von  Praktikern  und  Theor 
vertretenen  Ansichten  hinsichtlich  der  Grundlagen  der  Kirchengen 
und  kirchlichen  Umlagen  entgegen.  Seydel  sagt:  „Es  bestehen  nac 
Landtagsabschiede  vom  28.  Mai  1892  —  in  demselben  waren  Bestimi 
über  Erhebung  von  Kirchengemeindeumlagen  enthalten  —  ebensowei 
vorher  gesetzliche  Bestimmungen,  durch  welche  die  Kirchengemeindc 
seits  des  Rheins  zu  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes  oder  s 
jecteu  des  Privatrechtes   erklärt  wären Die   Kirchengemeind* 
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ber  nach  dem  bestehenden  Rechte  nicht  fähig,  Leistungen  für  kirchliche 
recke  freiwillig  auf  sich  zu  nehmen,  sie  sind  nicht  fähig,  als  Bechtssubjecte 
bürgerlichen  Rechtsverkehr  aufzutreten  und  insbesonders  nicht  fähig, 
hulden  einzugehen  etc."  Die  Praxis  wird  sich,  wie  bisher,  über  solche  Be- 
oken  hinwegsetzen  und  versuchen,  Lücken  der  Gresetze  auszufüllen;  man 
189  aber  wünschen,  dass  die  Gesetzgebung  bald  der  unleidlichen 
^htsunsicherheit  ein  Ende  mache. 

Die  Glaubensgesellschaft  im  Sinne  der  bayerischen  Verfassung  (vgl. 
«assisches  Landrecht,  Th.  11,  Tit.  11,  §§  1,  10, 11)  definirt  Seydel  als  eine 
ereinigung,  die  über  den  Kreis  einer  Familie  hinaus  eine  Mehrzahl  von 
lenschen  umfasst  und  die  Ausübung  einer  Religion  bezweckt  Religion  ist 
BT  jener  Glaube,  der  auf  Verehrung  einer  persönlichen  Gottheit  beruht, 
^e  Glaubensgesellschafb  muss  durch  bestimmte  Glaubenssätze  verbunden 
ein.  £ine  Vereinigung,  welche  ihren  Mitgliedern  frei  gibt,  zu  glauben,  was 
ie  wollen,  ist  keine  Glaubensgeschaft,  sondern  nur  ein  gewöhnlicher  Verein 
Peatschkatholiken).  Als  Kuriosum  mag  eine  Zusammenstellung  erwähnt 
lein,  aus  der  sich  ergibt,  dass  die  Verfassungsurkunde  22  verschiedene  Aus- 
drücke für  Glaubensgesellschaft  anwendet. 

Auch  die  Sonderbestimmungen  über  die  israelitische  Glaubensgesell- 
•chaft  zeigen  einen  grossen  Mangel  an  Logik  und  Klarheit,  es  ist  in  dieser 
Hinsicht  ebenfalls  versäumt  worden,  die  ganze  Materie  umfassend  und  syste- 
Dutisch  zu  regein. 

Seydel  hat  sich  mit  der  Kritik  des  derzeitigen  Rechtszustandes  und 
^  Handhabung  des  lückenhaften  Gesetzes  ein  unzweifelhaftes,  grosses  Ver- 
dienst erworben;  ob  der  Gesetzgeber  den  deutUchen  Weisungen  Seydel's 
olgen  kann  oder  will,  wird  zunächst  leider  eine  akademische  Frage  bleiben. 

Dr.  Grassmann. 

^ifk^  Bdninger,  Die  Bestrafung  des  Arbeitsvertragsbruchs  der 
Arbeiterinsbesondere  der  gewerblichen  Arbeiter.  Tübingen 
1891.  Verlag  der  H.  Laupp'schen  Buchhandlung. 
Eine  durchaus  nützliche,  vernünftige  Dissertation,  die  dem  Verfasser  so 
el  Ehre  macht  wie  Bütl  Professor  von  Schöxberg,  der  die  Anregung  dazu 
^ben  hat.  Die  Schrift  ist  in  fünf  wohlgegliederte  Capitel  eingetheilt:  das 
ite  handelt  über  den  Begriff  des  Arbeitvertrages  und  über  seine  Arten, 
ren  sieben  unterschieden  werden.  Das  zweite  stellt  die  Gesetzgebung  in 
tzag*  aaf  Contractbruch  und  Coalitionsfreiheit  dar,  wie  sie  1.  in  Deutschland 
»  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  2.  in  England,  3.  in  Frankreich,  4.  in 
«terrcich,  5.  in  den  deutschen  Einzelstaaten,  6.  im  Norddeutschen  Bunde 
d  im  Deutschen  Reiche  sich  gestaltet  hat,  und  erörtert  endlich  die  neueren 
«etzeDtwürfe  über  Bestrafung  des  Contractbruches.  Das  dritte  Capitel  gibt 
)  geltend  gemachten  Gründe  für  und  wider  solche  Bestrafung,  und  zwar 
die  juristischen,   2.  die  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  über- 
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sichtlich  wieder,  um  sie  im  viorten  Capitel  j^ründlich  zu  kritisiren.    VeHiiier 
kommt  zu  dem  Schlüsse,   dass   die   nesfativen  Gründe  überwiegende  Stiri[e 
haben;  nur  in  Bezug  auf  solche  Productionszwoige  läset  er  eine  Ausnahme 
zu,  bei  denen  plötzlicher  Stillstand  eine  „gemeine  Gefahr**  verarsachen  würde. 
Dagegen  werden  am  Schlüsse  alle  möglichen  anderen  Massregeln  zur  Ver 
hinderung  des  Contractbruches   durchgenommen,   und   nach  Ablehnung  der 
allgemeinen  Aufhebung  der  Kündigungsfristen,   der  Aufhebung  des  Recbti 
auf  Armenunterstützung,  der  Wiedereinführung  des  Lohnarrestes,  des  ArbeiU- 
buches,   andere  Massrogeln  als   „die  rationellen"  empfohlen,   nämlich  1.  der 
sog.  Docompte  —  eine  in  der  Schweiz  vielfach  übliche  Geldbürgschaft,  die 
vom  Arbeiter   gefordert    wird  — ,    2.   die   obrigkeitliche  Ueberwachung  der 
Fabrikordnungen,  8.  die  Bestrafung  der  öffentlichen  Aufforderung  zum  Coi- 
tractbruch,  4.  die  (lewerbegerichte,  5.  die  Vereinfachung  der  Schadeneriitt- 
klage,  6.  die  Einrichtung  von  Eioigungsämtem,  7.  die  Förderung  der  Geweik- 
vereine,  8.  die  Errichtung  von  Arbeiterausschüssen,  9.  die  Sorge  für  Arbeite^ 
Wohnungen  und  Sparkassen,   10.  besondere  Massregeln  für  den  Lehrrertn^. 
In  Bezug  auf  den  gesammten  Inhalt  und  auf  seine  begriffliche  Grund» 
läge  möchte  ich  zwei  Anmerkungen  machen.    1.  Der  Herr  Verfasser  betrachtei 
mit  allen  Neueren  den  Arbeitsvertrag  als  Kauf  einer  Waare;  er  drückt  neb 
freilich  etwas  zaghaft  darüber  aus,   indem   er  sagt:   der  freie  Arbeitsvertng 
setze  die  Bedingungen  für  die  IJeberlassnng  der  Arbeitskraft  zwischen  kMr 
gebor  und  Arbeiter  fest  und  lasse  sich  „daher"  wohl  mit  einem  reinen  Km^ 
geschäft  „vergleichen".     Begrifflich,   mithin  juristisch,   handelt  es  sich  nickt 
\\rx\  Vergleichungen,  sondern  um  Subsumtionen.     Die  Gründe  dafür,  die  A^■ 
beitskraft   als   eine  Waare,    und    den   Arbeitsvertrag   als    ihren  Verkauf  • 
denken,    werden    von    den   Neueren    nicht   erörtert.     In  Wahrheit  ist  die» 
Auffassung  in  der  Jurisprudenz  keineswegs  aufgenommen,  sondern  es  hat  riei 
die  römische  Subsumtion  unter  dem  Begriff  der  Micthe  erhalten,  und  £e 
Entscheidung  für  jene  neuere,    durch   die   politische  Oecouomie   empfoWeie 
Ansicht  würde  offenbar  starke  Folgen,  auch  für  das  Thema  der  vorliegende» 
Abhandlung,  den  Bruch  des  Arbeitsvertrages,  haben.    Die  Sache  erfordeite, 
dass  dieses  Problem  vorgelegt  und.  wenn  möglich,  gelöst  wurde.    Die  histo- 
rischen Vorfahren  des  modernen  Arbeitsvertrages,  die  der  Verfasser  als  «AitcB 
der  ArlK'itsverträge"  (man  bemerke  den  Plural)  neben  den  charakteristiscfaci 
Verträgen  der  ITabrikarbeiter  imd  der  Bergarbeiter  anführt,  sind  sammt  w»d 
sonders,  in  mehr  oder  minder  ausgeprägter  Weise,  D  i  e  n  s  t  -  Vertrage,  md 
für  diese  ist  offenbar  nur  der  Begriff  der  Micthe  angemessen;  ihr  Olqeci 
ist  aber  nicht  die  Arbeitskraft   als   etwas   was  die  l^erson  besitzt  nnd  ver- 
äussern  kann,  sondern  die  Person  selber:   denn  seine  Arbeitskraft  in  Beng 
auf  eine  bestimmte  Zeit   und   ein   bestimmtes  Werk   kann   man   nicht   ver- 
miethen,   sondern  nur  „die  Arbeit"  selber,   insofern   sie  der  Person  smhiiqft 
und  von  ihr  auch  in  der  Idee   nicht   getrennt   wird.     Echte  Dienstvertiigt 
aber  begründen  ein  besonderes  gegenseitigi^s  Verhültniss,  dessen  regelmissigt 
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5ere  Erscheinung  eine  unbestimmte  Pflicht  des  Gehorsams  auf  der  einen 
e,  eine  unbestimmte  Schutzpflicht  auf  der  anderen  ist.  Wo  ein  solches 
bäJtniss  nicht  begründet  und  von  beiden  Seiten  gar  nicht  gewollt  wird, 
luss  die  dargebotene  Fähigkeit  und  der  dargebotene  Wille,  eine  bestimmte 
it  zu  leisten,  nach  Art  einer  veräusserlichen  Sache  gedacht  werden,  da 
der  Begriff  des  Kaufes  in  sein  Recht.  Und  dies  ist  bei  den  meisten  jener 
Verträge  durch  ihi*e  eigene  Entwicklung  unter  dem  Einflüsse  der  that- 
chen  Lebensverhältnisse,  und  ist  bei  den  neuen,  an  Umfang  und  Be- 
ug jene  schon  weit  übeiragenden,  Arbeitsverträgen  ihrem  ganzen  Wesen 
der  Fall.  Der  Arbeiter  will  und  soll  —  auch  nach  dem  Willen  des  Gegen- 
=ihenten  —  frei  bleiben,  der  gewerbliche  Arbeiter  gleich  dem  der  auf 
Lande  sehr  scharf  von  dem  contractlich  —  d. h.  in  der  Regel  wenig- 

auf  Jahresfrist  —  gebundenen  Arbeiter  als  freier  Tagelöhner 
schieden  wird.  Der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  kennt  — 
nach  der  zweiten  Lesung  —  den   modernen  Arbeitsvertrag  nicht;    er 

nur  Dienstverträge,  deren  Begrifi"  freilich  so  sehr  als  möglich  jenem 
fi*e  genähert  wird.  Wenn  aber  dieser  construirt  wird  als  das  wofür  ihn 
politische  Oeconom  ansieht,   sc.  als  Kauf,   so  folgt  etwas   sehr  wich- 

nämlicli  die  rechtliche  Nichtigkeit  aller  Kündigungen.  Kündigung  hat 
inen  Sinn  für  Verraiethungen,  daher  für  Dienstverträge,  aber  nicht  für 
iufe.  Niemand  ist  rechtlich  verbunden  eine  Geschäftsfreundschaft  oder 
Schaft  zu  kündigen;  wenn  die  Arbeitskraft  auf  die  Zeit  einer  Woche 
uft  und  bezahlt  oder  —  wie  der  hiefür  inadäquate  Ausdruck  lautet  — 
mt  wird,  so  folgt,  dass  nach  Ablauf  jeder  Woche  beide  Contrahenten 
iud,  ihren  Vertrag  zu  erneuern  (ausdrücklich  oder  stillschweigend)  oder 
zu  erneuern.  Diese  und  andere  Consequenzen  des  reinen  Arbeitvertrages 
a  die  Gerechtigkeit  in  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Unter- 
ern wieder  her,  die  von  jenen  durch  „Contractbruch",  den  sie  als  solchen 
licht  verstehen,  (vgl.  diese  Schrift  S.  84 f.),  verletzt  wird,  von  diesen 
verhöhnt  wird,  indem  sie  die  Lasten  des  D  i  e  n  s  t  Vertrages  ablehnen, 
eine  Vortheile  für  sich  behalten  wollen  *.    Dieses  mit  zwiefachem  Maase 


*  Sehr  deutlich  trat  die  Denkungsart  des  Untemehmerthums  in  einer 
:  hervor,  die  der  Verein  zur  Wahrung  der  wirthschaftlichen  Interessen 
landel  und  Gewerbe  an  der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  übte,  worin 
t  besonderer  Bitterkeit  die  Bestimmung  denuncirte,  wonach  den  Ar- 
Q,  bzw.  den  Arbeiterausschüssen  „Gelegenheit  gegeben  werden  soll,  sich 
he  Arbeitsordnungen  zu  äussern".  „Kurz"  —  heisst  es  zum  Schlüsse  — 
Lrbeiter  soll  durch  dieses  ihm  gewährte  Recht  dem  Arbeitgeber  gegen- 
u{  die  Stufe  der  Gleichberechtigung  gestellt  werden ,  die  vor  A  b  - 
i  s  8  des  Arbeitsvertrages  auch  bisher  vollkommen  vorhanden  und  an- 
;  war  die  aber  nach  Thätigung  jenes  Vertrages  unzu- 
n  J  nur  als  eine  Ebnung  derjenigen  Wege  zu  betrachten  ist,  auf  denen 
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messen  trat  in  der  krassesten  Weise  durch  die  nunmehr  der  obrigkeitlichoi 
Aufsicht  unterstellten  Fabrikordnungen  hervor,  in  denen  es,  wie  unser  Antor 
berichtet  (S.  17)  und  wie  manniglich  bekannt,   „thatsächlich  sehr  übb'ch  üt 
(war)  eine  ungleiche  Rechtslage  der  Contrahenten  bezuglich  der  Kündig1]llg^ 
fristen"  festzusetzen.     „Diese  ist  auf  Seiten  des  Unternehmers  meist  eine  seb 
kurze,  häufig  sogar  eine  eintägige,  während  der  Arbeiter,  um  das  eingegangOM 
Yerhältniss  lösen  zu  können,  vielfach  an  eine  mehrwöchentliche  Eändigiiqg9>  : 
frist  gebunden  ist."     Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  1.  Juni  1891  hä 
diesem  Unwesen  ein  Ende  gemacht:  als  Norm  ist  14tägige  Frist  anfgetteOt,  '. 
andere  können  vereinbart  werden,  müssen  aber  für  beide  Theile  gleich  mol  - 
Es  ist  meines  Wissens  nicht  bekannt  geworden,   welche    Folgen   diese  Be-   ; 
Stimmung  seither  gehabt  hat.     Vermuthlich   wird   die   Kündigung  nunmelir 
für  die  Unternehmer  ihren  praktischen  Werth   verloren  haben  und  dies  ii 
Abmachung   immer   kürzerer  Fristen   zum  Ausdrucke   kommen.    Der  Herr 
Verfasser  thut  den  Vorschlag  der  allgemeinen  Aufhebung  (S.  117  f.)  mit  einign 
Redewendungen  ab,  die  in  das  Innere  der  Frage  nicht  eindringen;  er  beziehi  ^ 
sich  hier  weder  auf  die  begriffliche  Natur  des  Arbeitvertrages  noch  auf  die 
„ungleiche  Rechtslage",  deren  Beseitigung  die  nächste  Aufgabe  war.    DsM 
der  Kern  des  Problemes  nur  durch  diese  entschiedene  Neuerung  getrofti 
wird,  musste  ihm  entgehen,  weil  seine  theoretischen  Fundamente  zu  schvick 
gelegt  waren.     Es  findet  aber  in  der  socialen  Wirklichkeit  etwas  statt,  wi  . 
durch  dieH  EGEL'sche  Formel  gedeckt  wird,  dass  die  BegrifiFe  ihr  Wesen  seibar 
durchsetzen.     So  wird  auch  die  gesetzliche  Forderung  gleicher  Kündigaqgr 
fristen  nur  einen  Uebergang  zu   ihrer   rechtlichen  Abolition   darstellen;  dil 
nicht  zu  verhindern  braucht,  dass  sie  als  gute  Sitte  fortbestehen. 

2.  Meine  zweite  Anmerkung  kann  ich  in  Kürze  erledigen.  Der  Verfiaw^ 
unterscheidet  und  kritisirt  die  juristischen  und  die  socialpolitischeu  Grindl 
für  oder  wider  Bestrafung  des  Contractbruches.  Bezeichnend  für  die  jettl 
herrschenden  Gewohnheiten  des  Denkens  ist  dabei  die  Sicherheit,  womit  «r 
den  Satz  aufstellt  und  durch  einen  Ausspruch  Schmolleb's  bekräftigt,  dMi 
die  eigentliche  Entscheidung  nicht  vom  juristischen,  sondern  vom  voOd^ 
wirthschaftlichen  und  politischen  Standpunkte  aus  zu  erfolgen  habe.  Vitß 
scheint  zu  bedeuten:  ob  gerecht  oder  nicht;  wenn  es  nur  „nützlich**  (od§r 
„zweckmässig")  ist.    Der  Verfasser  meint  es  aber  gar  nicht  so  schlimm. 


die   Socialdemokratie    zur  Umgestaltung   der   gesammten   Production»-  ml 
Wirthschaftsverhältnisse  in  ihrem  Sinne,   zu   gelangen   hofiFl.**     Ganz  nc)i%  . 
gedacht.     So  lange  als  ein  Miethvertrag  vorliegt,  ist  Gleichberechtigung  oiflll  ; 
möglich.     Der  Arbeitsvertrag  ist  aber  nicht  nothwendigerweise  ein  MiHk* 
vertrag.     Ihm  wesentlich   ist  nur  die  Unterordnung  unter  den  coopentifV 
P  r  o  c  c  s  s  ,   die  für  den  Unternehmer,    sofern  er  irgend  eine  Thätigkeit  il 
„seiner"  Arbeitsanstalt  vollzieht,   eben  so  nothwendig  ist,   wie   für  den  Al^ 
heiter. 
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'cialpolitischen'*  Gründe,  die  ihn  zur  Ablehnung  bestimm en,  sind  beinahe 
'  Qründe  der  Gerechtigkeit;  im  Vordergrunde  steht  der  Umstand,  dass 
rtragsbrüche  auch  bei  Fabrikanten,  Handwerkern,  bei  Schuldnern  u.  s.  w. 
e  alltägliche  Sache  sind  (S.  102  ff),  ohne  dass  man  dort  an  eine  generelle 
;riminirung  je  gedacht  habe.  Auch  darum  sieht  er  in  der  Anrufung  des 
minalrechts  ein  vom  Standpunkte  der  Gerechtigkeit  und  Humanität 
serst  bedenkliches  Mittel,  weil  ja  in  der  Regel  der  Arbeiter  auf  die  Be- 
Ijrangen  des  Arbeitvertrages  keineswegs  einen  genügenden  Einfluss  habe 
108).  Das  sind  Gründe,  die  für  den  Juristen  schwerer  ins  Gewicht  fallen 
für  den  Gesetzgeber,  der  nur  allzuoft  für  geboten  hält,  krankhafte  Sym- 
»me  mit  Gewalt  in  das  Blut  des  gesellschaftlichen  Körpers  zurückzutreiben. 

F.  Tönnies. 

chard  Wnttke^  Gesindeordnungen  und  Gesindezwangsdienst  in 
SachsenbiszumJahrelddö.  Eine wirthschaflsgeschichtliche Studie. 
Staats-  und  socialwisseuschaftliche  Forschungen.  Herausgegeben  von 
Gustav  Schmoller.  Band  XII.  Heft  4.  Leipzig,  Duncker&Humblot,  1893. 
Die  sorgfältige  historische  Darstellung  wird  am  Schlüsse  auf  vier  Seiten 
»ammengefasst.  Die  engen  Beziehungen,  welche  zwischen  Gesinde  und 
mdwirthschaft  bestanden,  haben  seit  dem  15.  Jahrhundert  —  bis  in  neuerer 
»t  an  Stelle  des  Dienstboten  mehr  und  mehr  der  freie  Landarbeiter  ge- 
eten  ist  —  zur  Verschlechterung  der  Gesindeverhältnisse  geführt.  Die  Land- 
irthe,  d.  h.  die  Rittergutsbesitzer,  setzten  allmählich,  und  besonders  nach 
em  (nassen  Kriege,  ihre  Forderungen  durch,  das  Gesinderecht  erhielt  die  von 
inen  gewollte  Gestalt.  Sie  erhielten  das  Recht  auf  den  Gesindezwangdienst  in 
'orm  der  sog.  Vormiethe,  und  wussten  ihn  durch  Gutsrecesse  zu  einem  eigent- 
icheo  Zwangsdienst  auszubilden.  „Nach  dem  siebenjährigen  Kriege  wurde 
ogu*  die  Landbevölkerung  in  ihrer  freien  Berufswahl  eingeschränkt  und  zu 
ftner  vierjährigen  landwirthschaftlichen  Dienstzeit  gezwungen".  Erst  mit  der 
iBanembefreiung"  sind  auch  der  Gesindezwangdienst  und  die  Lohntaxen 
gefallen.  „Dennoch  bewahren  die  Gesindeordnungen  auch  heute  noch  in 
^polizeilichen  Bevormundung  des  Gesindes,  in  den  Gesindezeugnissen  u.  s.  w. 
iuklange  an  den  früheren  Rechtszustand. "  Dieses  Sonderrecht  wird  nicht 
^ge  mehr  haltbar  sein;  das  gemeine  Arbeiterrecht  wird  mehr  und  mehr 
'ttch  Recht  des  Gesindes  werden. 

Der  Inhalt,  aus  zahlreichen  und  fast  ausschliesslich  aus  archivalischen 
Ittcllen  geschöpft,  gibt  einen  nicht  geringwerthigen  Beitrag  zur  —  un- 
(Wchriebenen  —  inneren  Geschichte  Deutschlands.  Er  belegt  aufs  neue,  dass 
»^  bei  uns  üblich  gewordene  Darstellung,  wonach  der  moderne  Staat  in 
*in€r  ersten  —  halb  ständischen,  halb  ftirstlich-absoluten  —  Phase  grund- 
lUilieh  das  Interesse  der  niederen  Schichten  des  Volkes  wahrgenommen 
^,  eine  conventionelle  Fabel  ist  Sie  gilt  für  einige  Seiten  seiner  sich 
^eiternden  Machtsphäre,  wo  das  militärische  und  fiskalische  Interesse  der 
Archiv  fttT  öffentliches  Recht.  X.  i.  g** 
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Fürsten  als  Beweggnmd  wirkte.  Im  allgemeinen  fördert  die  Gesetsgebsiiif 
und  Verwaltung  den  Yortheil  der  sich  consolidirenden  höheren  Klasse,  bald 
—  was  der  eigenen  Tendenz  des  Staates  am  meisten  entsprach  —  mehr  n 
Gunsten  des  monied  interest  (um  die  englischen  Ausdrücke  hier  anzuwenden), 
bald,  wo  immer  die  ständische  Ueberlieferung  entschieden  mitwirkte,  den 
landed  interest  zu  Liebe.  Und  gerade  in  Kursachsen,  wo  die  industrielle  Ent- 
wicklung spontan  ein  lebhaftes  Tempo  hatte,  wo  zugleich  als  in  rein  prote- 
stantischem Tcrritorio  die  Kirche  nicht  mehr  dem  Rechte  der  Bauern  nr 
Seite  stand,  durften  die  Kittergutsbesitzer  die  Entartungen  des  Feudalismv 
bis  zu  äussersten  Grenzen  treiben,  wie  hier  in  einem  bedeutsamen  Stucb 
geschildert  wird.  Die  Entwicklung  der  Städte  selber,  damals  schon  in  jeiiM 
Lande  Arbeitski-äfic  anziehend,  gab  dazu  Gründe  oder  doch  Vorwände.  Si 
versteht  sich,  dass  die  Nachgiebigkeit  der  Regierung  nicht  immer  gleich  wir. 
Das  Gesindeausschreiben  des  Herzogs  Ernst  1466,  das  hauptsächlich  die 
Abwanderung  während  der  Erntezeit  ins  Ausland  hemmen  sollte,  bleibt  noch,  | 
wie  im  16.  Jahrhundert  die  Einführung  des  Abgangszeugnisses,  im  Rahmei  > 
einer  vernünftigen  Politik.  Erst  die  Gesindeordnung  von  1651  führte  Begi* 
lirung  und  zwar  Reduktion  des  Lohnes  (um  mehr  als  die  Hälfte),  den  Zwangi- 
dienst  der  „Unterthancnkinder"  und  das  Verbot  nichtlandwirthschafUidier 
Thätigkeit  für  ländliche  TaglÖhner  ein  —  nicht  ohne  lebhaften  Widerstud 
konnte  sie  durchgeführt  werden.  Die  Einzelheiten  des  sich  hervorwagendei 
Klassenkampfes  sind  sehr  merkwürdig.  Nach  dem  Siege  der  Gutsbeiitv 
wird  im  18.  Jahrhundert  der  Druck  durch  neue  Mandate  und  GesindeordnoBgtt 
verschärft  —  wenn  auch  die  Humanität  in  Ermahnungen  an  die  Herrsduta 
ihren  Tribut  erhält.  —  Uebrigens  würde  erst  innerhalb  einer  vergleiche!- 
den  Darstellung  dieser  Entwicklungen  in  den  deutschen  Territorien  dk  ; 
kursächsischc  (resindepolitik  in  ihren  eigcnthümlichen  Merkmalen  and  Ut'  - 
Sachen  erkennbar  sein.  F.  Tön  nies. 

Schriften    des    deutschen    Vereins   für    Armenpflege   und  Wokl* 
thätigkeit.    Siebzehntes   Heft.     Stenographischer  Bericht  über  dtf 
Verhandlungen    der    dreizehnten    Jahresversammlung    des    deutiehv 
Vereins  für  Armenpflege  und  Wohl  thätigkeit  am  25.  und  26.  Mai  1811 
in  Görlitz,  betreffend  die  Fürsorge-  für  Obdachlose;  Zwang8missrq|di 
gegen   arbeitsfähige   Personen;   Ausübung   vormundschaftlicher  Fint 
tionen  und  die  Fürsorge  für  entlassene  Sträflinge.     Leipzig,  Dandff 
und  Humblot  1898. 
Der  umständliche  Titel   überhebt   uns   des  Auszugs    aus   dem  InhillB 
dieses  Berichtes.    Jedoch  ist  darauf  nicht  erwähnt  die  „Mittheilang  aber  dd 
Gang  der  Arbeiten   der  Kommission    zur   Prüfung   der  Frage,    in   welch» 
Weise   die   neuere    sociale    Gesetzgebung   auf  die    Armengesetzgebong  oi 
Armenpflege  einwirkt".     Mit  Recht  bezeichnet   der   Referent,   Freiherr 
Reitzrnsteik,   diese  Frage   als   ausserordentlich  wichtig;   Ergebnisse  li< 
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)cb  nicht  vor.  Es  siud  Formulare  versandt  worden  an  eine  Anzahl 
)ischer  Gemeinden,  ferner  an  alle  Gemeinden  von  mehr  als  50,000 
ner  und  endlich  an  solche,  die  sich  freiwillig*  zur  Vornahme  dieser 
chung  gemeldet  haben.     Specielle   fortlaufende  Ermittlungen  sollen 

angeschlossen  werden  an  die  armenstatistischen  Erhebungen  des 
en  Keichsamtes,  deren  —  noch  nicht  in  Aussicht  genommene  — 
lolung  dringend  gewünscht  wird.  —  Aus  dem  übrigen  Texte  hebe 
Verhandlung  hervor,  die  das  Vormundschaftsrecht  betrifft.  Stadtrath 
^richtet  über  die  in  Leipzig  getroffene  Einrichtung  einer  Vormund- 
er Armenbehörde ,  die  auf  alle  der  Fürsorge  unterliegenden  Blinder 
endlichen  Personen  ausgedehnt  wird;  der  Congress  schloss  sich  seiner 
lung  dieser  in  Leipzig  und  mehreren  anderen  sächsischen  Städten 
iden  Einrichtung  an,  und  „hielt  es  für  erforderlich,  dass  die  Bestim- 

unseres  künftigen  deutschen  bürgerlichen    Gesetzbuches   eine  solche 

erhalten,  dass  durch  sie  das  Entstehen  und  Bestehen  derartiger  Ein- 
:en  nicht  unmöglich  gemacht  werde**.  Bekanntlich  hat  der  Entwurf 
ssische  Institution  des  „Waisenrathes"  adoptirt,  die  von  Herrn  Wolf 
von  vielen  früheren  Rednern  dieser  Congresse  —  scharf  kritisirt,  von 
{rinkmann,  nach  Königsberger  Erfahrungen,  diesmal  vertheidigt  wurde, 
1  Schlüsse,  es  sei  nur  nöthig,  sich  mit  den  Waisenrathsangelegen- 
twas  liebevoller  zu  beschäftigen,  als  es  vielleicht  bisher  geschehen, 
?rde  es  an  Erfolg  nicht  fehlen.  —  Die  Meinung  hat  gute  Gründe, 
h  aus  dem  Waisenrath  etwas  machen  lässt;  sicherlich  aber  nur  wenn 
i  Amt  zu  einem  besoldeten  erhebt;  und  dies  wäre  eine  wirkliche 
Ausgabe,  im  Angesichte  der  Thatsache,  dass  vaterlose  Kinder  in  einem 
lisse,  das  sehr  weit  über  ihre  Zahl  hinausgeht  und  auf  den  Mangel 
)rmundes  als  direkte  Ursache  hinweist,  an  Kriminalität,  Vagabondage 
»stitution  betheiligt  sind.  —  Uebrigens  findet  sich  über  das  Wesen 
minalität  und  Vagabondage  in  diesem  Berichte  viel  dilettantisch  hin 

Geredetes.  Der  Bürgermeister  von  Bochum  meint,  wenn  den  Kor- 
anstalten wieder  die  Genehmigung  ertheilt  würde,  dass  sie  wie  früher 
eder  in  „klingender  Münze"  mit  prächtigem  „Willkommen"  und  „Ab- 
auszahlen könnten,  dann  würde  bald  eine  Wendung  zum  besseren 
1  (S.  23),  (speciell  mit  Bezug  auf  Leute,  die  Weib  und  Kind  schmäh- 
lassen haben;  auch  müssten  solche  wieder  im  Verwaltungswege  ohne 

zur  Korrektions-Nachhaft  verurtheilt  werden  können).  Zugleich 
nmt  der  gute  Mann  eine  von  ihm  citirte  Darstellung  des  Pfarrers 
»ELSCHWiNOH  an,  wonach  „in  unseren  Grossstädten  nicht  die  Hälfte 
ÄTohner  sich  einer  Wohnung  erfreue,  worin  ein  wirklich  wohlthuendes 
leben  ohne  grosse  sittliche  Anstösse  aufzurichten  möglich  sei"  und 
Iber  Dinge  aus  Bochum  mit,  die  zu  dem  Entsetzlichsten  gehören,  was 
;m  Gebiete  bekannt  geworden  ist.  F.  T  ö  n  n  i  e  s. 
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Schriften  des  Freien  Deutschen  Hochstiftes.  Arbeitslosigkeit  u 
Arbeitsvermittlung  in  Industrie-  und  Handelsstädten.  Bericht  ul 
den  8.  und  9.  Oktober  1893  vom  Fr.  D.  H.  zu  Frankfurt  a.  M.  vi 
anstalteten  socialen  Congress.  Berlin  1894.  Otto  Liebmann. 
Dieser  Congress  hat  viele  Aufmerksamkeit  und  Theilnabme  gefund< 
was  er  ohne  Zweifel  hauptsächlich  seinem  Gegenstande,  aber  auch  den  £ 
mühungen  der  volkswirthschaftlichen  Sektion  des  Hochstiftes  zu  danken  h 
denen  es  gelang,  Männer  der  Theorie  und  der  Praxis  aus  allen  Kreisen,  l 
Honders  auch  Vertreter  der  Arbeiterklasse  zusammenzubringen.  Die  VerhaD 
lungen  leiden  etwas  darunter,  dass  sie  von  den  Gegenständen  der  Referi 
losgerissen  waren;  diese  bezogen  sich,  nach  Veranlassung  der  Urheber  d 
(.Kongresses,  auf  den  modernen  Arbeitsvertrag,  auf  Arbeitlosigkeit  und  Noti 
standsarbeiten,  auf  die  Methode  statistischer  Erhebungen  über  Arbeitlosigkd 
Die  Debatte  dagegen  wurde  von  vornherein  auf  das  Thema  der  A  r  b  e  i  1 1 
Vermittlung  zugespitzt,  und  nun  doch  wieder  nicht  bestimmt  genug  ti 
einer  lex  ferenda,  einem  ausgearbeiteten  Vorschlage,  aufgebaut,  wozu  nc 
vortrefflich  der  interessante  Antrag  geeignet  hätte,  den  das  Stuttgarter  (k 
Werbegericht  auf  Errichtung  eines  städtischen  Arbeitsamtes  kurz  zuvor  (ii 
Juli  1893),  durch  seinen  Vorsitzenden,  Herrn  Laütenschlager,  gestellt  bitt 
(im  Anhange  mitgetheilt).  Dieser  Antrag  hätte  gedruckt  in  den  Händen  jede 
Theilnehmers  sich  befinden  sollen;  die  kurze  Mittheilung,  mit  der  Hec 
Lautenschlaukb  die  Discussion  eröffnete,  bot  keinen  Ersatz  dafür.  Ntf 
mussten  von  Uebelorientirten  oder  Uebelwollenden  sonderbarer  Weise  di 
Referenten  sich  den  Vorwurf  gefallen  lassen,  dass  sie  nicht  über  ArbeÜi 
verraittelung  geredet  hatten;  und  doch  wagte  Niemand  zu  bestreiten,  du 
die  beste,  auch  die  centralisirte  Arbeitsvermittlung,  wofür  ein  bekamiti 
Fabrikant  einen  utopischen  Plan  entwaH'',  die  wesentlichen  Ursachen  dl 
Arbeitslosigkeit  nicht  beheben  könne.  Ein  Handelskammersekretär  war  diH 
wieder  so  sehr  Xaturarzt,  dass  er  meinte,  die  Ursachen  4er  Arbeitslosi^nJI 
gingen  den  Congress  gar  nichts  an.  Der  ernsthaft  zu  nehmende  DiiM* 
drehte  sich  aber  um  die  Frage,  ob  Organisation  des  Nachweises  durch  Be- 
hörden oder  durch  Arbeiter  und  Unternehmer  getrennt,  vorzuziehen  * 
Hingegen  herrschte  Uebereinstimmung  im  Unwillen  über  die  gewerbmiM^^ 
private  Nach  Weisung.  Mehrere  Arbeitervertreter  klagten  über  das  maogel- 
hafte  Verständniss  für  die  Statistik  der  Arbeitlosigkeit  in  ihren  KreiseB. 
Dass  solche  in  erster  Linie  noth wendig  sei,  war  wieder  ein  Punkt,  der  ra^ 
angefochten  wurde.  F.  Tönnies. 


Aufsätze. 


Die  englische  Erbschaftssteuerreform. 

Von 

Dr.  Ernst  Schuster,  Barrister-at-Law  in  London. 


1.  Einleitung. 

Das  englische  Finanzgesetz  von  1894  hat  die  Erbschafts- 
ieuern  in  so  weitgehender  Weise  erhöht  und  ausgedehnt,  dass  das- 
dbe  auch  in  anderen  Ländern  Erwähnung  und  Berücksichtigung 
erdient. 

Bei  der  komplizirten  Natur  des  englischen  Nachlass*  und 
Hdeikommisswesens  ist  das  erwähnte  Gesetz  nicht  ohne  ein- 
ehende  Erörterung  über  die  Rechtsregeln  und  Gebräuche  ver- 
Sndlich,   welche   auf  diesem  Gebiete   zur  Anwendung  kommen. 

Ich  beabsichtige  daher  in  erster  Linie  über  diese  Bechts- 
Bgdn  und  Gebräuche,  insoweit  sie  für  den  Hauptgegenstand  in 
telracht  kommen  eine  kurze  Uebersicht  zu  geben. 

II.  Die  Nachlassbehandlung. 

Das  englische  Recht  scheidet  streng  zwischen  unbeweglicher 
labe  (Real  Property)  und  beweglicher  Habe  (Personal  Property)  * 

'  Streng  genommen  decken  sich  die  deutschen  Ausdrücke  nicht  in  allen 
iülen  mit  den  englischen;    es   ist  aber   nicht   möglich,   hier   näher  auf  die 
i^terscheidang  einzugehen.     Uebrigens   haben  ja  auch  die  Ausdrücke   „be- 
^^iche  und  unbewegliche  Habe"  keine  scharf  definirte  Bedeutung. 
ArelüT  fiir  Öffentliches  Recht.  X.  2.  20 
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und  diese  Unterscheidung  hat  eine  besondere  Bedeutung  im  Erb- 
recht. 

In  Bezug  auf  die  unbeweghche  Habe  gab  es  ursprünglich  nur 
ein  natürUches^  Erbrecht  und  zwar  bildete  sich  bald  nach  der  nor- 
mannischen Eroberung  unter  dem  Einfluss  der  Verbreitung  des 
Lehenswesens  das  Primogeniturrecht  und  die  Bevorzugung  der 
männlichen  Linien  ans  ^.  Waren  nur  weibUche  Erben  vorhanden 
so  erbten  dieselben  gemeinschaftlich.  Der  natürliche  Erbe  wurde 
als  Heir-at-Law  bezeichnet.  In  einzelnen  Gebieten  erhielten  sich 
indessen  andere  erbrechthche  Gebräuche.  Erst  unter  Heinrich  VIII. 
wurde  es  gestattet*  letztwillige  Verfügungen  über  unbewegliche 
Habe  zu  treffen,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  bei  Ritter- 
lehen das  Verfügungsrecht  auf  zwei  Drittel  beschränkt  war.  Nach- 
dem nach  der  Restauration  der  Stuarts  die  Bitterlehen  dem 
freien  Eigenthum  gleichgestellt  wurden  ^,  fiel  auch  diese  Beschrän- 
kung weg  und  die  Testirfreiheit  war  fortan  allgemein*.  Der  Er- 
werb der  unbeweglichen  Erbschaft  erfolgte  nach  dem  Grundsati: 
der  Todte  erbt  den  Lebendigen,  d.  h.  sofort  mit  dem  Tode  des 
Erblassers  ging  das  Eigenthum  auf  den  natürUchen  Erben  (heir- 
at-law)  oder  den  Vermächtnissnehmer^  (devisee)  über. 


-  Der  Ausdruck  ».natürliches"  Erbrecht  niuss  aDgewandt  werden,  weil 
man  von  einem  „Intestaterbrecht"  nicht  sprechen  kann,  so  lange  das  Recht 
letztwilliger  Verfüjjfung  noch  nicht  besteht. 

^  Bei  den  Bauergüteni  drang  das  Erstgeburtsrecht  erst  et^s'as  spüter 
durch.  Vgl.  PoLLOCK,  Recht  des  Gnmdbesitzes  in  England,  übersetzt  voo 
Schuster,  auf  S.  27.5. 

*  Durch  das  Gesetz  32  Henry  VIII ,  cap.  1  erläutert  durch  34  n.  35 
Henry  VIII,  cap.  5. 

••  Durch  12  Car.  II,  cap.  24. 

'^  Die  überlebenden  Ehegatten  hatten  gewisse  Niessbraachrechte  and 
die  verheirathet^n  Frauen  waren  als  solche  in  ihrer  Verfiigungsfahigkeit 
beschränkt,  doch  sind  auch  diese  Einschränkungen  allmälig  beseitigt  worden. 

^  Das  englische  Kecht  kennt  keine  testamentarische  Erbeinsetzung. 
Alle  Zuwendungen  durch  letztwillige  Verfügung  werden  als  Vermächinisse 
angesehen.     Auch  die  als  „Erbe"  bezeichnete  Person,  welche  den  unbewpg- 
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In  Bezug  auf  das  bewegliche  Vermögen  war  die  Möglichkeit 
tztwilliger  Verfügung,  soweit  historische  Aufzeichnungen  reichen, 
ets  vorhanden,  jedoch  früher  nur  in  beschränktem  Umfange, 
ach  der  Angabe  Glanvilles®  gehörte  ein  Drittel  dem  gesetz- 
::hen  Erben,  ein  Drittel  der  Ehegattin  und  ein  Drittel  war  der 
eien  Verfügung  des  Erblassers  freigegeben.  Hinterhess  der  Erb- 
sser  keine  Gattin,  so  war  die  Hälfte  nach  seiner  letztwilhgen 
erfügung  zu  behandeln.  Aehnhche  Angaben  haben  Bracton^ 
ad  Flexa  ^*^,  nur  dass  bei  letzteren  Schriftstellern  an  der  Stelle 
es  Erben  die  Kinder  erwähnt  werden.  In  Magna  Charta  heisst 
5:  ^omnia  catalla  cedant  defuncto,  salvis  uxori  ipsius  et  pueris 
itionabilibus  partibus  suis"  und  Fitzherbert  *^  erwähnt  eine 
[läge  auf  Auszahlung  des  Pflichttheils. 

Der  Gebrauch  scheint  indessen  nicht  überall  gleichförmig  ge- 
wesen zu  sein^^  und  sich  auch  allmähg  verändert  zu  haben,  und 
war  nach  der  Richtung  allgemeiner  Testirfreiheit,  sodass  zuletzt 
las  Pflichttheilrecht  als  Ausnahme  angesehen  wurde.  Am  läng- 
ten erhielt  sich  dasselbe  in  der  erzbischöflichen  Provinz  York, 
em  Fürstenthum  Wales  und  der  inneren  Stadt  (City  of )  London, 


eben  Nachlass  ab  intest ato  erhält,  haftet  nicht  persönlich  für  die  Schulden 
es  Erblassers  nnd  entspricht  daher  nicht  dem  Erben  des  R.  R. 

*  Tractatus  de  Legibus  et  Consuetudinibus  Regni  Angliae  L.  7,  cap.  5. 
te  Buch  ist  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  geschrieben. 

*  De  Legibus  et  Consuetudinibus  Angliae  L.  2,  cap.  26  (f.  61). 
^'^  Fleta  seu  Commcntarius  Juris  Anglicani  L.  2,  cap.  57. 

"  De  Natura  Brevium  S.  121. 

"  Vgl.  Lyndwood,  Provinciale,  wo  aufS.  171  eine  Verordnung  des  Erz- 

ächofs  Stratford  von  dem   Theile   spricht    „quae  secundum  consuetudinem 

itriae   defimctos  contingif*.    Unter  „i)atria"  ist  engere  Heimath  zu  ver- 

fhen  im  Gregensatz  zu  „regnum",   welcher  Ausdruck  für  das  ganze  Land 

gewandt  wird.     L.  sagt  in  der  Anmerkung:  „non  dicit  „„regni""  et  hoc 

K>,  qnia   per  totum  regnum  forsan  non  est  circa  hoc   una  et  eadem  con- 

etado^  and  erwägt  die  Frage,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn  ein  Erblasser  an 

rsckiedenen  Orten  bewegliche  Sachen  hinterlassen  habe  und  z.  B.  an  einem 

te  nach  Lokalgebrauch  die  Wittwe  Alles,  an  einem  anderen  Orte  die  Kin- 

•  Alles  erhalten,  wobei  er  sich  für  die  lex  situs  entscheidet. 

10* 
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vri':rj5L  •I'nctt  «*  «res  am"  An&nn  des   18.  Jahrhundeils 


Di-?  aTta.':.^  KHrzrnzng  der  TesüHraheit  ist  zweifelsohne 
desi  Einrisse  df?  Gtcs^ädikeit  znznsdireibeii '^  und  es  scheineo 
äügeiü'eir.  tZhrss'rbriiiicbe  bestuden  zn  haben,  nach  welchen  neben 
deci  LrhiLsLemi  xzich  äie  Kirche  in  letztwilligen  Yerfugnngea 
^rets  bed&ch:  wiird<e^\  Hiermns  erklärt  sich  aach  die  Gewohn- 
heit. d;3^  die  GristHchen  die  Yertheüang  der  Nachlässe  übe^ 
wachten  C'der  selbisc  übernehmen  und  den  gewöhnlich  der  Kirche 
hinterla^senrn  Theü  andi  da.  wo  keine  letztwiUige  Verfiigang  ?o^ 
banden  war  für  sieh  in  Anbrach  nahmen,  manchmal  sogar  dit 
ganze  Tenughanr  Drittel  ^*.    £s  scheint  dabei  sogar  vorgekommen 

--  Durch  4  :i.  5  WilL  i:.  Mary  c*p.  ä:  ä  n.  3  Amia.  cap.  5;  7  u.  8  WüL 
m  cap.  3S:  11  G'T'J  I  c*F-  IS^ 

**  UeC'<er  die  eii:5pr«c£ende  Entwiekelong  in  Deutschland  und  die  Eia- 
richiana:  der  Seel^riie,  TgL  Hetsles,  D.  P.  JEL  II,  S.  642  ff.  Stobbk  V, 
§  300  (4 

'-•  Vgl.  di^  oWn  angeführten  Stellen  bei  Glaxyillb,  Bracton  und  Flita. 
Vnriohtig  ist  die  An^i>e  von  Makoweb,  Yer&ssnng  der  Kirche  von  E^g^««^ 
S.  144  Anm.  12^.  welcher  Glaxhixe  die  Ansicht  zuschreibt,  der  Lehnshor 
sei  in  Bezug  acf  den  l*ewegten  Xachlass  Intestaterbe  gewesen.  Die  dtiiii 
Stelle  V^eziebt  sieb  auf  ucebeliche  Kinder,  die  ohne  Descendenten  sterben. 

-^  In   Magna  Charta  wird   allerdings   nur   von   einem    Aufsichtsredht 
der  Kirche  gesprochen.     .Si  aliquis  liber  homo  intestatus  decesserit,  cttaflt 
sua  per  manus  propinquomm    parentuni  et  amicorum   suorum    per  Tisas 
ecclesiae    distribuautur   etc.",    aber    in   der  Mitte   des    13.  Jahrhundeill 
scheinen  die  Bischöfe  regelmässig  die  Vertheilung  übernommen  und  diesAt 
so  besorgt  zu  haben,   wie  es  ihnen  für  das  Seelenheil  des  VerstorbeDen  er* 
spriesslich  schien.  Blackstone  [ed  Kerr  1876]  citirt  (S.  244)  eine  Glosse  dd 
Papstes  Inuocenz  IV.  zu  Decretal.  5  t.  3  cap.  42  des  Inhalts,   dass  „in  Bii- 
tauuia  tertia  pars  boiiorum  descendentium   ab  intestato  in  opus  ecclesiae  M 
pauperum   dispensanda   est".     Auch    finden    sich  mehrfache  Aufzeichnax^rai 
von  Beschwenlen  von  Biscliöfen  über  das  eigenmächtige  Vorgehen  der  Lebm- 
herren,  die  sich  der  beweglichen  Habe  ihrer  verstorbenen  Vasallen 
tigeu,    sodass   dieselbe  nicht  fiir  die  Verwandten  und  „alios  pios  usus" 
woiulbar  sei.  Vgl.  die  Citate  bei  Makower,  Verfassung  der  Kirche  von 
laud,    S.  444;    ferner  Joshcah  AVilliams,    Personal    Property,    14.  Aufl.  ed 
Cypriau  AVilliams,    S.  443 ff.;   Vaüghan  "Willums,    Executors    and    Admioi» 
strators,  9.  Autl.,  S.  339 ff. 


1 

-.)! 
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.  sein,  dass  nicht  einmal  die  Gläubiger  berücksichtigt   wurden^ 
id    ein   im  Jahre    1285   erlassenes  Gesetz  (13  Edw.  I  Stat.  1, 
,p.  19)  bestimmt  daher^  dass  der  Bischof  bis  zum   Betrage  des 
'erths    des  in  seinen   Besitz  genommenen   Vermögens   für    die 
^Luiden  haften  solP'.     Aber  selbst  dann  schienen  noch  Klagen 
»rzukommen,  denn  ein  72  Jahre  später  erlassenes  Gesetz  (31  Edw. 
I  stat.  1,  cap,  11)  entzieht  den  Bischöfen  die  Verwaltung  der 
a  intestato  hinterlassenen  Vermögen,  lässt  ihnen  aber  ein  Auf- 
chtsrecht   und   ebenso   die  Ernennung  der   aus    der  Zahl    der 
ächsten  Verwandten  zu  wählenden  Nachlassverwalter,  welche  den 
»eweglichen  Nachlass  in  ihren  Besitz  nehmen  sollen  um  ihn  für 
yjdas  Seelenheil  des  Erblassers   zu  verwenden"  („pur  administrer 
et  desprendre  pur  lalme  du  raort").     Es  handelt  sich  dabei  wohl 
immer  um  das  Drittel,  das   nicht  an  die  Pflichttheilberechtigten 
ging,  und  die  Verwendung  war  offenbar  dem  Ermessen  der  Nach- 
lassverwalter überlassen.     AUmälig  wird   dann  wohl  die  Gewohn- 
heit entstanden  sein  auch  dieses  Drittel  unter  die  Verwandten  zu 
^ertbeilen.     Im  Jahre  1529  wurde  ein   weiteres  Gesetz    erlassen 
(21  Henrj'  VDl  cap.  5),  das  den  Bischöfen   anbefiehlt   die   Ver- 
waltung stets  dem  nächsten  Verwandten  zu  übertragen,  sodass  die 
Auswahl  der  Person  ihrem  Ermessen  entzogen  wurde.     Das  Auf- 
Qchtsrecht  über  die  Verwaltung  bUeb  weiter  dem  Bischöfe  über- 
lassen, wurde  aber  allmälig  werthlos,  da  die  weltUchen  Gerichts- 
höfe die  Befugnisse  der  kirchlichen   in  jeder  Beziehung  zu  be- 
schränken suchten,  was  zur  Folge  hatte,  dass  die   vom  Bischöfe 
hesteUten  Verwalter  häufig  Alles   für  sich  selbst  behielten'®,  bis 


*^  „Com  post  mortem  alicujus  decedentis  iutestati  et  obligati  aliquibus 

in  debito  bomi  deveniant  ad  ordinarios  [d.  h.  die  Bischöfe]  disponenda,  obii- 

fetor  decetero  ordiDarius  ad  respondendum  de  debitis  quatenus  bona  defuncti 

nfficiant  eodem  modo  quo  execatores   hujusmodo  respondere  tenerentur  si 

teftamentom  fecisset". 

'•  Ueber  die  eigenthümliche  Verwirrung,  in  welcher  sich  der  Rechts- 
nutand  in  dieser  Frage  befand,  findet  sich  interessante  Auskunft  in  dem 
Bericht  aber  die  Entscheidung  in  Sachen  Hughes  v.  Hughes  aus  dem  Jahre 
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im  Jahre  1670  der  Statute  of  Distributions  (22  u.  23  Car. 
cap.  10)  das  Intestaterbrecht  in  seiner  noch  heute  gültigen  Fi 
endgültig  feststellte. 

In  den  Fällen,  in  welchen  ein  Testament  vorhanden  war, 
keine  Testamentsvollstrecker  ernannte,  hatte  ein  vom  Bischof 
nannter  Administrator  den  Nachlass  nach  Zahlung  der  Schul 
nach    den   Bestimmungen   des   Testaments    zu   behandeln;  re| 
massig  wurde  indessen    ein   Testamentsvollstrecker   ernannt, 
welchen  die  bewegUche  Habe  überging  und  der   die  Schulden 
zahlen  und  fiir  die  Aushändigung  des  Rests  an  die  Vermächn 
nehmer  ^*  zu  sorgen  hatte.    Das  Recht  des  Testamentsvollstreck 
entsteht  sofort  mit  dem  Tode  des  Erblassers,  hängt  aber  seil 
verständlich  von  der  Echtheit  und  formellen  Gültigkeit  des  Tes 
ments  ab.     Da,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Kirche   ursprüngl 
die  ab  intestate  hinterlassene  Habe  vertheilte  und  theilweise 
sich  selbst  in  Anspruch  nahm,    hatte   sie  auch   ein   Interesse 
der  Ermittelung  der  Echtheit  und  Gültigkeit  des  Testaments  i 
dieselbe  wurde  dementsprechend  in  dem  bischöflichen  Gerichtsh 
geprüft.     Es  geschah  dies  bereits  zu  Glanville's  Zeit^®. 

So  ergibt  es  sich  aus  der  hier  geschilderten  Entwickeln] 
dass  der  bewegliche  Nachlass  unter  keinen  Umständen  unmittell 
auf  die  Erben  überging,  sondern  entweder  auf  den  vom  Bischof  1 
stellten  Nachlassverwalter  (der  einer  der  nächsten  Verwandten  ( 
Erblassers  sein  musste)  oder  an  den  Testamentsvollstrecker,  ( 
erst  durch  die  Bestätigung  des  Testaments  im  bischöflichen  ( 
richtshofe  Dritten  gegenüber  legitimirt   wurde.     Im   Jahre   1^ 


1666  (Carter's  Reports  125).     Vgl.  auch  Edwards  v.  Freeman  [1727]  2  P( 
Williams  auf  S.  447—448. 

*"  Die  Bezeichnung  für  Diejenigen,  welche  den  Rest  nach  Zahlung 
Schulden  und  Legaten  erhalten,  ist  „residuar}"  legates".  Sie  entsprechen 
französischen  legataires  universels  und  legataires  ä  titre  universel. 

*^  a.  a.  0.  1.  7  cap.  8  „placitum  de  testamentis  coram  judice  Eccl 
stico  fieri  debet  et  per  illorum  qui  testamente  interfuerint  t^stimonia,  se 
dum  juris  ordinem  terminari." 
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lg  die  bischöfliche  Gerichtsbarkeit  in  Nachlasssachen  an  den 
mals  neu  errichteten  Court  of  Probate  über  und  wird  jetzt  von 
ir  Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division  ausgeübt,  welche  in 
in  Provinzen  eine  Anzahl  von  Registraturen  (District  ßegistries)  hat, 
li  welchen  in  gewöhnlichen  Fällen  die  Ernennung  des  Admini- 
rator  bezw.  die  Bestätigung  der  Testamentsvollstrecker,  ebenso 
ie  in  der  Hauptregistratur  (Principal  Registry)  in  London  er- 
igen kann**.  Durch  eine  amtliche  Ausfertigung  der  Ernennung 
jzw.  Bestätigung  legitimirt  sich  der  Nachlassvertreter  Dritten 
jgenüber  und  kann  daher  sein  Amt  erst  dann  wirksam  ausüben 
ichdem  er  dieselbe  erhalten  hat. 

III.  Das  Fideikommisswesen. 

Ein  grosser  Theil  der  Anfälle  von  Todeswegen  in  England 
ihrt  nicht  aus  freien  Nachlässen,  sondern  aus  Fideikommissen 
er  und  es  ist  für  die  Erläuterung  des  Gegenstandes  nöthig,  eine 
ebersicht  über  die  gebräuchUchsten  Arten  derselben  zu  geben. 
He  Errichtung  von  Fideikommissen  kann  sowohl  durch  letztwilhge 
erfugung,  als  durch  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  erfolgen; 
ie  bedarf  keiner  obrigkeitlichen  Genehmigung,  doch  müssen  in 
lezug  auf  die  Einzelbestimmungen  gewisse  Rechtsvorschriften  be- 
bachtet werden,  namenthch  die  sogenannte  „Regel  gegen  be- 
tandige  Fortdauer"  (Rule  against  Perpetuities),  welche  es  verbietet, 
ber  eine  gewisse  Zeitdauer  hinaus  Vermögen  der  freien  Bestim- 
lung  des  Eigenthümers  zu  entziehen  und  zwar  nicht  auf  länger 
Is  21  Jahre  über  den  Tod  einer  zur  Zeit  der  Errichtung  des 
ideikommisses  lebenden  Person  hinaus.  Als  Zeit  der  Errichtung 
nes  durch  letzwillige  Verfügung  entstandenen  Fideikommisses 
t  der  Tod  des  Erblassers  ^^     Die  gebräuchhchsten  Fideikom- 


**  Näheres  bei  Schuster,  Bürgerliche  Rechtspflege  in  England,  S.  243 
260. 

**  Die  Regel  ist  durch  Gerichtspraxis  entstanden.  Näheres  über  die- 
>e  findet  sich  in  den  Anmerkmigen  zu  den  Entscheidung  in  Sachen  Cadell 
Palmer  bei  Tudor,  Leading  Cases  on  Real  Property,  3.  Aufl.,  S.  424. 
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misse  sind  die  für  die  Erhaltung  des  Grundbesitzes  in  begül 
Familien  üblichen  realproperty  Settlements  und  die  auch  ii 
Mittelklassen  sehr  verbreiteten  marriage  Settlements,  durch  ^ 
bei  der  Begründung  einer  Ehe  eine  Vermögensmasse  Kurs 
übergeben  wird,  welche  die  Einkünfte  und  zuletzt  das  Kapi 
bestimmter  Weise  zu  verwenden  haben. 

Was  zunächst  real  property  Settlements  betrifft,  so  mi 
erster  Linie  das  mit  denselben  im  Zusammenhang  stehenc 
stitut  der  Stammgüter  (entails)  erörtert  werden.  Auf  dem 
lande  sowohl  als  in  England  selbst  ist  die  Meinung  verbreit 
gäbe  in  England  noch  unveräusserliche  Stammgüter,  welchei 
unveränderliche  Erbfolgeordnung  anhaftet  und  diese  Annahme 
in  Romanen  sowohl  als  in  der  Tagespresse  vielfach  ausge 
ist  aber  ein  Widerspruch  mit  den  Thatsachen.  Richtig  i 
dass  es  Güter  gibt,  die  als  Stammgut  („in  tail")  besessen  W( 
Die  Stamragutquaütät  kann  aber  zu  jeder  Zeit  in  höchsi 
facher  Weise  beseitigt  werden  und  zwar  wenn  das  Eigent 
recht  und  der  Niessbrauch  in  derselben  Hand  sind,  durcl 
Eigenthümer,  andernfalls  durch  den  Eigenthümer  in  Gemein 
mit  dem  Niessbraucher^*.  Um  die  Güter  möglichst  lange  i 
Familien  zu  erhalten,  ist  es  daher  gebräuchUch,  Fideifcon 
zu  errichten  und  regelmässig  zu  erneuern.  Die  Emeuerur 
folgt  regelmässig,  wenn  der  letzte  Anwärter  volljährig  wird 
wird  dann  durch  das  Fideikommiss  dem  augenblicklichen 
brauch  ein  Niessbrauch  auf  Lebenszeit  bestellt,  sodann  dem 
volljährig  gewordenen  Anwärter  ein  Niessbrauch  auf  Lebe 
und  dem  (natürlich  noch  ungeborenen)  ältesten  Sohne  dei 
teren  wird  das  Gut  (vorbehaltUch  der  erwähnten  Niessb 
rechte)  als  Stammgut  übertragen.   Nach  seiner  Geburt  und 


*^  Das  jetzt  anwendbare  Verfahren  wird  durch  die  Act  for  the 
tion  of  Fines  and  Recoveries  (1833) — 3  u.  4  Will.  IV,  cap.  74)  geregel 
die  Geschichte  der  Entails  vgl.  Pollock  (übersetzt  von  Schu8ter),  Da 
des  Grundbesitzes  in  England,  S.  89  ff. 
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i  er  volljährig  wird,   wird  die  Stammgutqualität  in  der  oben 
ahnten  Weise  beseitigt  und  wiederum  ein  neues  Fideikommiss 

entsprechenden  Bestimmungen  gegründet;  für  den  Fall  des 
ssterbens  einer  Linie  werden  die  anderen  Linien  successive  in  ent- 
echender  Weise  substituirt;  schliesslich  werden  Bestimmungen 
reffen,  welche  die  Belastung  des  Guts  mit  Abfindungssummen 
i  Renten  für  jüngere  Kinder  und  Wittwen  ermöglichen.  Die 
veräusserUchkeit  der  Stammgüter  und  der  in  Fideikommissen 
jriffenen  Güter  ist  durch  Gesetz  seit  1882  beseitigt^*.  Nur 
;ss  im  Falle  eines  Verkaufs  der  Erlös  an  Kuratoren  bezahlt 
rden,  welche  entweder  in  der  Stiftungsurkunde,  oder  wenn  dies 
jht  geschehen  ist,  vom  Gericht  zu  ernennen  sind.  Den  Verkauf 
nn  in  der  Regel  der  Niessbraucher  selbständig  abschUessen,  nur 
nn  es  sich  um  das  Herrenhaus  und  den  dazu  gehörigen  Park 
er  einige  besondere  Erbstücke  (heirlooms)  handelt,  muss  die 
enehmigung  der  erwähnten  Kuratoren  und  eventuell  des  Gerichts 
igeholt  werden,  üeber  die  Anlage  des  Erlöses  entscheiden  die 
^mmungen  der  Stiftungsurkunde  und  subsidiarisch  gesetzliche 
orschriften,  und  die  neuen  Anlagen  und  ihre  Erträgnisse  werden 

entsprechender  Weise  behandelt,  wie  das  verkaufte  Gut  nach 
m  Bestimmungen  der  Stiftungsurkunde  zu  behandeln  war. 

Bei  den  erwähnten  Fideikommissen,  die  bei  der  Begründung 
Der  Ehe  gewöhnUch  errichtet  werden,  handelt  es  sich  meistens 
n  bewegliche  Habe,  welche  unter  die  Verwaltung  von  Kuratoren 
^mmt.  Regelmässig  wird  bestimmt,  dass  die  Erträgnisse  des 
n  Jedem  der  Ehegatten  in  das  Fideikommiss  eingebrachten 
»mögens  an  diesen  auf  Lebenszeit  auszuzahlen  sind,  und  dass 
ch  dem  Tode  eines  Ehegatten  das  Gesammterträgniss  an  den 
leren  auf  Lebenszeit  gehen   soll;    ferner   dass   das  Kapital  an 

Kinder  oder  sonstige  Nachkommen  der  Ehe  in  der  von  den 


**  Settled   Land  Act   1882   und    die   ergänzenden  Gesetze  von    1884, 
und  1890. 
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beiden  Ehegatten  gemeinschaftlich  bezw.  dem  überlebenden  1 
gatten  durch  Urkunde  unter  Lebenden  bezw.  durch  letztwi 
Verfügung  zu  bestimmenden  Eintheilung  auszuhändigen  sei  K 
selten  wird  die  Anwartschaft  aus  dem  elterlichen  marriage  i 
lement  in  das  Fideikommiss  eingebracht  und  häufig  verpflic 
sich  die  Braut,  Alles  ihr  während  der  Ehe  anfallende  Vermc 
in  das  Fideikommiss  einzubringen. 

So  kommt  es,  dass  sowohl  der  Grundbesitz,  als  auch  be^ 
liches  Vermögen  vielfach  thatsächlich  dauernd  gebunden  bleil 
denn  in  Folge  der  beständigeren  Erneuerungen  ist  nie  ein  ' 
berechtigter  Eigenthümer  des  in  der  erwähnten  Weise  besesse 
Grundbesitzes  vorhanden ,  und  bei  den  marriage  settlem 
bleibt,  insoweit  die  Anwartschaft  auf  das  Kapital  wiederun 
ein  Fideikommiss  eingebracht  wird,  der  Niessbrauch  von 
Eigen thumsrecht  ebenfalls  dauernd  getrennt,  so  dass  in  To 
fällen  keine  Beerbung  eintritt,  sondern  nur  eine  Veränderunj 
der  Bestimmung  der  Erträgnisse. 

Eine  blosse  Nachlassbesteuerung  kann  daher  nie  ger 
wirken  und  bei  der  Errichtung  von  Fideikommissen  bereits  » 
der  Nachlasssteuer  entsprechende  Gebühr  zu  erheben,  wäre  el 
falls  nicht  richtig,  da  man  ja  nicht  im  Voraus  wissen  kann, 
oft  die  Niessbrauchrechte  durch  Todesfälle  von  einer  Person 
die  andere  übergehen.  Man  hat  dieser  Schwierigkeit  bereits  fri 
einigermassen  entgegenzutreten  verstanden,  wie  aus  der  n 
folgenden  Darstellung  erhellen  wird.  Aber  erst  durch  das  Ge 
von  1894  wurde  eine  vollkommene  Gleichstellung  erreicht. 

Um   die   neuesten  Veränderungen    in    der  Besteuerungsw 
zu  verstehen  und  zu  würdigen,   ist  es  nöthig,  zuerst  eine  Uel 
sieht  über  den   Rechtszustand   in  1880   zu   geben  und   dann 
durch  die  Gesetzgebung  von  1881  — 1889  bewirkte  Umgestall 
zu  schildern. 
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IV.  Die  Erbschaftssteuern  nach  dem  1880 

geltenden  Rechte**. 

Durch  die  ganze  enghsche  Erbschaftssteuergesetzgebung  zieht 
sich  eine  scharfe  Unterscheidung  zwischen  der  Besteuerung  der  ganzen 
Nachl  as  8  mas  8  en  und  der  Besteuerung  der  Anfälle  aus 
Erbschaften.  Die  erstere  Steuer  ist  von  dem  üniversalvermächtniss- 
nehmer  aus  dem  ihm  zufallenden  Reste  zu  zahlen  und  betrifft  die 
besonderen  Vermächtnissnehmer  nicht  und  sie  wird  ohne 
Bficksicht  auf  die  Bestimmung  der  zu   vertheilenden  Masse    er- 
koben.  also  gleichviel   ob   dieselbe   an    die   nächsten  Verwandten 
oder  an  Fremde  geht.   Die  Anfall  Steuer  betrifft  die  Bereiche- 
rung, welche  dem  Einzelnen  aus  einer  Erbschaft  zufällt,  ist  also 
Ton  allen  Vermächtnissnehmern  zu  tragen,  und  bei  ihr  kommt 
das  verwandtschaftHche  Verhältniss   des  aus   der   Erbschaft   Be- 
reicherten zum  Erblasser   in  Betracht.     Im  Jahre    1880   gab    es 
eine  Nachlassmassensteuer,  die  Probate  Duty   und  zwei  Erb- 
schaftsanfallsteuem :   die  Legacy  Duty  und  die  Succession  Duty. 
Die   Probate  Duty   wurde    von    dem   beweghchen   Nachlasse  er- 
beben, insoweit  derselbe  sich  in  England  befand  und  war  gewisser- 
noassen  ein  Entgelt  für  die  Bestätigung  des  Testamentsvollstreckers 
Dder  die  Ernennung  des  Nachlassverwalters  ^*,    welche,   wie  oben 


**  Vgl.  Wagner,  Finanzwissenschaft  IIT,  §§  123 — 125  und  die  daselbst 
citirte  Literatur  namentlich  die  Abhandlungen  von  Leser,  Tüb.  Zeitschr. 
1881,  S.  323  ff.  496  ff. 

*^  Die  Bischöfe  scheinen  sich    ursprünglich    für   diese  Thätigkeit    hohe 
Gebühren   ausbedungeu    zu   haben.     Ein  Gesetz  von    1529   (21   Henr.  VIU, 
cap.  5),  das  für  die  Folge  die  Gebühr  bestimmt,  erwähnt,  dass  bereits  unter 
^vard  in.  Klagen   hierüber   entstanden    seien    und    der  König    den  £rz- 
biscböfen   Mässigimg   empfohlen   habe,   dass   in    Folge   neuer  Klagen   unter 
Henry  V.  ein  Gesetz,   das  die  Gebühr  feststellte,   erlassen  worden  aber  nur 
wf  kurze  Zeit   in  Kraft  gewesen    sei,    da   bei   der    nächsten  Parlamentsver- 
»minlang   die  Bischöfe  Besserung  versprochen   hätten.     „Da    aber   die    er- 
wähnten widerrechtlichen  Gebührenforderungen  der  erwähnten  Bischöfe  und 
ihrer  Vertreter  sich  nicht  gebessert  oder  vermindert,  sondern  vielmehr  gegen 
Hecht  und  Gerechtigkeit  und  zum  grossen  Schaden  der  königlichen  Unter- 
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erwähnt,  vor  1857  im  bischöflichen  Gerichte  und  seitdem  in  dem  i 
weltlichen  Nachlassgerichte  erfolgte.   Im  Zusammenhang  mit  dieser  r 
historischen  Bedeutung  der  Steuer  steht  der  Umstand,   dass  sie  I 
nur  von  dem  im  Inland  befindlichen  Vermögen  und  nur  von  dem 
beweglichen  Vermögen  erhoben  wurde.    Als  im  Auslande  befind-  * 
lieh  wurden  diejenigen  Vermögensstücke  angesehen,  deren  Eigah 
thum  im  Auslande  rechtsgültig  übertragen  werden  konnte.    Diei 
gilt  z.  B.  auch  von  englischen  Inhaberpapieren,  welche  zur  Zeft 
des  Todes  des  Erblassers  sich  im  Auslande  befinden;  andererseüi 
gelten  ausländische  Inhaberpapiere,  die  sich  zur  Zeit  des  Todes  dei 
Erblassers  in  England  liegen,  als  in  England  befindliches  beweglich«  \- 
Vermögen  ^^.  Jemand,  dessen  Vermögen  ganz  oder  theilweise  auslo« 
haberpapieren  bestand,  war  daher  stets  in  der  Lage,  seinem  NacUasi 
die  Steuer  zu  sparen,  indem  er  die  Papiere  im  Auslande  deponirte. 

Die  Probate  Duty  stieg  stufenweise  und  betrug  im  Dardh 
schnitt  etwa  2  7»  ^/o  ^^.  Der  früher  obwaltende  Unterschied  iwi- 
sehen  der  Steuer  bei  Nachlässen  ab  intestato  und  der  Steuer  in 
den  Fällen,  wo  ein  Testament  über  den  beweglichen  Nachlast 
verfügt  hatte,  bestand  damals  nicht  mehr.  ^ 

Unter  den  Anfallssteuern  ist  zunächst  die  Legacy  Duty  a  B 
erwähnen.   Dieselbe  ist  wörtlich  übersetzt,  eine  Steuer  auf  Legate  . 
aus  beweglichem  Vermögen*^,    wobei  aber  zu  beachten  ist,  das«, 


thanen  sich  erhöht  und  vermehrt  haben",  werde  hiermit  wie  folgt  bestimn^ 
u.  s.  w.  Später  wurde  auch  eine  kleine  Staatsstempelsteuer  auf  die  Avth 
fertigung  der  Bestellungsurkunde  erhoben.  Eine  mit  dem  Betrage  «ich  t«^ 
ändernde  staatliche  Stempelsteuer  wurde  zum  ersten  Male  im  Jahre  17W 
erhoben.  Im  selben  Jahre  wurde  auch  die  Legacy  Duty  eingeführt  üeb«r  - 
die  weitere  Entwickelung  vgl.  Dowell,  History  of  Taxation  TTT,  S.  139 fEl 

*'  Vgl.  die  Entscheidung  in  Sachen  Attomey-General  v.  Bomresi 
(4  Meeaon  and  Welsby  171)  und  Williams,  The  Law  of  Execaiors  and 
Administrators,  9.  Aufl.,  S.  542 — 546. 

**^  Die    zuletzt   gültige   Scala   ßndet    sich    im  Anhang  (Scheoüls)   der 
Customs  and  Inland  Revenue  Act  1880,  43  Vict.,  cap.  14. 

-^  Der  englische  Ausdruck  für  ein  Vennächtniss  aus  unbeweglichem 
Vermögen  ist  „devise". 
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ie  oben  erwähnt,  jede  Zuwendung  durch  letztwiUige  Verfügung 
lach  engUschem  Kecht  als  Vermächtniss  angesehen  wird.  Aber 
elbst,  wenn  man  dies  berücksichtigt,  ist  der  Ausdruck  ungenau, 
lenn  auch  auf  die  ab  intestato  Jemanden  zufallenden  Quoten  ist 
lie  Legacy  Duty  zu  entrichten.  Im  Jahre  1880  zahlten  Des- 
«ndenten  und  Ascendenten  1  7o  Legacy  Duty,  Geschwister  und 
leren  Nachkommen  3  7o }  Vatersgeschwister  und  deren  Nach- 
:ommen  6®/o7  entferntere  Verwandte  und  Fremde  10*/oi  Ehe- 
latten  waren  von  der  Steuer  befreit.  Die  Steuer  war  ohne  Rück- 
(cht  auf  die  örtliche  Lage  des  Vermögens  in  allen  Fällen  zu 
ntrichten,  in  welchen  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  in 
!ngland  domiziUrt  war;  bestand  eine  testamentarische  Zuwendung 
tis  einer  auf  Lebenszeit  zu  beziehender  Rente,  so  wurde  der 
'apitalwerth  nach  einer  in  dem  Gesetze  von  1853  (16  u.  17  Vict. 
ip.  51,  Schedüle)  enthaltenen  Skala  unter  Berücksichtigung  des 
Iters  des  mit  der  Rente  Bedachten  berechnet*®.  Die  Steuer 
ar  von  dem  Testamentsvollstrecker  bezw.  Nachlassverwalter  zu 
itrichten,  der  sie  seinerseits  von  den  einzelnen  Vermächtniss- 
ihmem  erhob,  oder  sie  bei  Auszahlung  der  Vermächtnisse  in 
nrechnung  brachte. 

Die  Succession  Duty  wurde  im  Jahre  1853  zur  Ergänzung 
er  Legacy  Duty  eingeführt.  Die  unbewegliche  Habe  hatte  vorher 
ae  doppelte  Vergünstigung,  indem  sie  sowohl  der  Probate  Duty 
Is  der  Legacy  Duty  entging.  ImmobiUen  wurden  daher  der 
uccession  Duty  unterworfen,  deren  Sätze  die  gleichen  waren, 
ie  diejenigen  der  Legacy  Duty ;  jedoch  war  der  Werth  der  un- 
eweghchen  Habe  nicht,  wie  dies  bei  der  bewegUchen  Habe  der 
all  war,  nach  dem  Verkaufswerth  zu  berechnen,  sondern  auf 
er  Grundlage  des  jährlichen  Erträgnisses  zur  Zeit  des  Anfalls 
nd  zwar  so,  als  ob  dem  Vermächtnissnehmer  oder  dem  Intestat- 


*'  Die  Grundsätze  der  Berechnuog  sind  ungefähr  dieselben  wie  bei  der 
neassischen  Erbschaftssteuer  (Gesetz  von  1891,  §  10);  nur  wird  für  jedes 
^  eine  besondere  Berechnung  gegeben. 
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erben  dieses  Erträgniss  als  Rente  auf  Lebenszeit  zugefallen  wäre 
(16  u.  17  Vict.  cap.  31  §  21).  Da  die  unbewegliche  Habe,  n 
wir  oben  gesehen,  nicht  wie  die  bewegUche  an  den  Testaraeuti' 
Vollstrecker  oder  Nachlassverwalter  fällt,  sondern  unmittelbar  ai 
den  Vermächtnissnehmer  oder  Intestaterben,  haftete  dieser,  ate 
der,  dem  die  einzelne  Sache  zufiel,  für  die  auf  diese  entfallendi 
Steuer,  ferner  aber  lastete  die  Steuer  auch  auf  der  Sache  selU 
und  ein  Käufer  musste  sich  daher  stets  Gewissheit  darüber  va 
schaffen,  ob  die  Steuer  bezahlt  sei  (a.  a.  0.  §§  44  u.  42). 

Die  Succession  Duty  sollte  aber  auch  ferner  den  Missstao 
beseitigen,  dass  der  Anfall  aus  Fideikommissen  steuerfrei  wai 
ein  solcher  war  in  der  Folge  genau  so  zu  behandeln,  als  ob  er  ei 
Anfall  aus  einem  Nachlasse  sei,  und  die  Verwandtschaft,  die  i 
Betracht  kam,  war  die  Verwandtschaft  der  Person,  an  welche  A 
Niessbrauch  oder  das  Eigenthum  fiel,  mit  dem  Stifter  des  Fide 
kommisses.  Bei  Anfallen  aus  Fideikommissen  hafteten  die  Im 
reicherten  Pei*sonen  sowohl  als  die  Kuratoren,  unter  deren  Ve 
waltung  die  Sache  war,  und  wenn  es  sich  um  unbewegliche  Hai 
handelte,  hatte  der  Fiskus  auch  ein  Pfandrecht  auf  die  Sad 
(a.  a.  O.  §  44  u.  §  42).  Auf  im  Auslande  befindliche  unbewQ 
liehe  Sachen  war  die  Succession  Duty  nicht  zu  entrichten,  a 
beweghche  Sachen  dann ,  wenn  sie  in  einem  englischen  FiA 
kommiss  einbegriff'en  waren  und  von  Kuratoren,  welche  nnl 
englischer  Gerichtsbarkeit  standen,  verwaltet  wurden**. 

V.  Veränderungen  von  188  1 — 1  8  9  4. 

Der  soeben  beschriebene  Zustand  wurde  seit  1880  und  ben 
vor  Erlass  des  Gesetzes  von  1894  in  verschiedenen  wesentlid 
Punkten  abgeändert  und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf  die  Nachk 
massensteuern  als  in  Bezug  auf  die  Erbschaftsanfallsteuem : 


^*  V^l.  oben 

^^  Vgl.  die  Entscheidung  in  Sachen  Cigala's  Settlement  Trusts  7  Cl 
cery  Division,  S.  351. 
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a)  Veränderungen  in  den  Nachlassmassen- 
»teile  rn. 

Durch  die  Customs  und  Inland  Revenue  Act  von  1881 
[U  Vict.  cap.  12)  wurde  die  Probate  Duty  wesentlich  um- 
Sestaltet.  Während  früher  die  Steuer  stufenweise  Fortschritt  und 
üaher  nur  anzugeben  war,  dass  die  zu  versteuernde  Masse  einen 
jewissen  Werth  nicht  überschritt,  wurde  jetzt  eine  genau  nach 
lern  Werthe  zu  berechnende  Steuer  von  37o  eingeführt^*  (jedoch 
nit  Abrundung  des  zu  versteuernden  Betrags  nach  oben,  insofern 
ler  Betrag  nicht  durch  100  theilbar  war)  und  zur  besseren  Kon- 
rolle wurde  ein  genaues  eidlich  beglaubigtes  Verzeichniss  der 
inzelnen  Bestandtheile  des  Nachlasses  von  dem  Testaments- 
öllstrecker  bezw.  dem  Nachlassverwalter  verlangt  und  dieses  Ver- 
?ichniss  war  mit  einer  den  Werth  der  Steuer  darstellenden 
tempelmarke  zu  versehen.  Kamen  spätere  Vermögensstücke  zu 
'in  Nachlasse  hinzu ,  so  war  der  erwähnte  Nachlassvertreter 
rpflichtet,  ein  ergänzendes  Verzeichniss,  das  mit  einem  ergänzen- 
n  Stempel  zu  versehen  war,  einzureichen  **.  Da  ohne  die  Ein- 
ichung  des  ersten  Verzeichnisses  die  Bestätigung  bezw.  Ernen- 
ng  des  Nachlassvertreters  nicht  erfolgen  konnte,  war  auch  die 
«itzergreifung  des  Nachlasses  erst  nach  Zahlung  der  Steuer 
»glich,  welche  dem  Werth  des  beweglichen  Nachlasses  zur  Zeit 
5  Todes  des  Erblassers  entsprach. 

Durch  dasselbe  Gesetz  von  1881  wurde  eine  der  Probate 
ity  ganz  analoge  Steuer  —  die  Account  Duty  eingeführt, 
lohe  bewegUches  Vermögen  betraf,  das  ein  Erblasser  zu  Leb- 
ten durch  gewisse  in  der  Regel  der  Umgehung  der  Steuer  be- 
eckende Rechtsgeschäfte  veräussert  hatte.  Ein  weiteres  im 
hre  1889  erlassenes  Gesetz  (52  Vict.  cap.  7  §  11)  hat  die 
'finition  dieser  Rechtsgeschäfte  in  verschiedenen  Punkten  etwas 


"  Ueber  die  Begünstigung  kleinerer  Nachlässe  s.  unten  S.  167  u.  172  ft'. 
=^  44  Vict.,  cap.  12,  §§  29,  30  u.  32. 
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ausgedehnt  und  die  Account  Duty  in  ihrer   endgültigen  Gestaft 
bezog  sich  auf  folgende  Rechtsgeschäfte: 

1.  Donationes  mortis  causa  und  alle  Schenkungen,  welch» 
nicht  spätestens  12  Monate  vor  dem  Tode  des  Erblassers  in  der 
Weise  perfekt  wurden,  dass  der  Beschenkte  in  den  Besitz  der 
geschenkten  Sache  gesetzt  und  der  Schenker  von  ihrer  Notsbar 
machung  vollständig  ausgeschlossen  wurde. 

2.  Rechtsgeschäfte,  durch  welche  Vermögensstücke  von  den 
Erblasser  ohne  Entgelt  in  der  Weise  in  das  gemeinschaftlidM 
Eigenthum  seiner  selbst  und  eines  anderen  übertragen  wurden,  dts 
durch  den  Tod  des  Erblassers  das  Eigenthum  auf  den  überleben* 
den  Miteigenthümer  überging. 

3.  Rechtsgeschäfte,  durch  welche  der  Erblasser  ein  Fida 
kommiss  begründete,  bei  welchem  ihm  ein  Nutzungs-  oder  Wider 
rufiingsrecht  vorbehalten  bUeb. 

In  allen  solchen  Fällen  war  Derjenige,  der  als  EigenthfinMi 
Kurator  oder  sonst  in  irgend  einer  Art  den  Besitz  oder  die  Ver 
waltung  der  in  Betracht  kommenden  Yermögensstücke  gekomnM 
war,  verpflichtet,  spätestens  sechs  Monate  nach  dem  Tode  d« 
Erblassers  eine  durch  seinen  Eid  beglaubigte  Aufstellung  (Ao^ 
count)  bei  der  zuständigen  Behörde  einzureichen,  auf  welche  eine 
der  Probate  Duty  entsprechende  Stempelgebühr  erhoben  wmdi 
(44  Vict.  cap.  12  §§  38   u.  39;  52  Vict.  cap.  7  §  11). 

Eine  dritte  Nachlassmassensteuer  war  die  1889  eingef&btc 
sogenannte  Temporar  y  Estate  Duty,  insoweit  sie  als  Z» 
schlag  zur  Probate  Duty  und  zur  Account  Duty  erhoben  wurde* 
(welche  Steuer  indessen  nur  bis  zum  1.  Juni  1896  in  Knfl 
bleiben  sollte).  Wenn  der  Gesammtwerth  des  bewegUchen  Nick 
lasses  mindestens  JD  10  000  war,  so  war  dem  erwähnten,  ffir  di 
Zwecke  der  Probate  Duty  einzureichenden  Verzeichniss,  eine  ta 


''  Ueber  die  Temporary  Estate  Duty  als  Zuschlag  zur  Saccesaion  Dri 
s.  S.  157. 


—     157     — 

onders  auszufertigende  Bescheinigung  über  den  Gesammtwerth 
on  dem  Testamentsvollstrecker  bezw.  dem  zu  ernennenden  Nach- 
tssTerwalter  beizufügen  und  diese  Bescheinigung  war  mit  einem 
Itempel  im  Betrage  von  1  ^/^  auf  den  Gesammtwerth  des  beweg- 
eben  Nachlasses  zu  verstehen.  Eine  entsprechende  mit  einem 
Dtsprechenden  Stempel  zu  versehende  Bescheinigung  war  der  für 
ie  Zwecke  der  Account  Duty  einzureichenden  Aufstellung  (Ac- 
oont)  beizufügen^  wenn  der  Gesammtbetrag  der  in  dem  ^Accounf^ 
inbegriffenen  Vermögensstücke  den  Werth  von  %  10  000  über- 
ihritt  (52  Vict.,  cap.  7  §  5). 

b)  Erbschaftsan fallsteuern. 

Die  Legacy  Duty  wurde  durch  §  41  des  erwähnten  Ge- 
tos von  1881,  im  Zusammenhang  mit  der  oben  (S.  155)  erwähn- 
n  Erhöhung  der  Probate  Duty  von  durchschnittUch  ca.  2  7«  7o 
jf  3  7o  für  Descendenten  und  Ascendenten  beseitigt,  die  daher, 
)enso  wie  Ehegatten  in  der  Folge  für  Anfalle  aus  der  be- 
egiichen  Habe  des  Erblassers  nur  insoweit  besteuert  waren,  als 
5  einen  Theil  der  Probate  Duty  zu  tragen  hatten  (was  der  Fall 
u*,  wenn  ihnen  eine  Quote  des  Gesammtrestnachlasses,  nicht 
«r  wenn  ihnen  ein  Stückvermächtniss  hinterlassen  wurde). 

Die  Succession  Duty  wurde  durch  die  Customs  and 
land  Revenue  Act  von  1888  (51  Vict,  cap.  8  §  21)  auf  1  V»  7o 
•  Descendenten  und  Ascendenten,  4  V2  7o  ^^^  Geschwister  und 
ren  Nachkommen,  7  V«  7o  ^^*  Geschwister  der  Eltern  und  deren 
ichkommen  und  1 1  7«  7o  ^^  entferntere  Verwandte  und  Fremde 
löht. 

Die  erwähnte  Temporary  Estate  Duty,  welche,  wie 
:  gesehen,  als  Zuschlag  zur  Probate  Duty  und  Account  Duty 
d  daher  als  Erbschaftsmassensteuer  erhoben  wurde,  war  ausser- 
tn  auch  eine  Anfallsteuer  und  zwar  in  allen  Fällen,  in  welchen 
sich  um  Anfalle  aus  Vermögensmassen  handelte,  welche  von 
D  erwähnten  Massensteuern  befreit  waren,  also  auf  Anfälle  aus 
beweglichem  Vermögen  oder  aus  Fideikommissen  (insoweit  sie 

Archhr  fibr  öffentliches  Recht.  X.  2.  21 
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nicht  von  der  erwähnten  Account  Duty  betroffen  waren).  Die  Sten« 
betraf  alle  derartigen  Anfälle,  deren  Werth  mindestens  X  10000 
war,  und  ferner  alle  minderwerthigeren  derartigen  Anfälle,  insofern 
der  bereicherte  aus  dem  Nachlasse  des  Erblassers  andere  Anfalle 
hatte,  welche  zusammen  mit  den  erwähnten  Anfallen  den  Werth 
von  mindestens  E  10  000  erreichten.  Diese  Steuer  wird  als  Zu- 
schlag zur  Succession  Duty  erhoben  und  war  1  ^/q  des  für  dieselbe 
in  Betracht  kommenden  Werthes  (52  Vict.,  cap.  7  §  6). 

VI.  U  ebersicht  übcrdenRechtszustand  vordem 

1.  August  1894. 

Es  waren  demnach  unmittelbar  vor  Erlass  des  neuen  Ge- 
setzes folgende  Steuern  zu  errichten: 

1.  Nachlassmassensteuern. 

a)  Probate  Duty  —  3  7o  ^^f  ^^^  im  Nachlass  in  England 
befindliche  bewegliche  Habe; 

b)  Account  Duty  —  3  7o  ^^^  ^^^  ^^m  Erblasser  bei  Leb- 
zeiten durch  gewisse  Rechtsgeschäfte  veräusserte  bewegliche  Habe; 

c)  Temporarj'  Estate  Duty  —  1  %  Zuschlag  zu  den  unter 
a  und  b  zu  erhebenden  Steuern,  insoweit  der  Werth  der  zu  ver- 
steuernden Vermögensmassen  mindestens  JC  10  000  betrug. 

2.  Erbschaftsanfallsteuern. 

a)  Legacy  Duty  —  auf  Anfalle  aus  dem  beweglichen  Nachlasse 
—  von  Descendenten ,  Ascendenten  und  Ehegatten  nicht  zahlbar; 
in  anderen  Fällen,  je  nach  der  Verwandtschaft,  3  7o  ^is  10^1^ 

b)  Succession  Duty  —  auf  Anfalle  aus  dem  unbeweglichen  Nach- 
lasse und  aus  Fideikommissen  —  von  Ehegatten  nicht  zahlbar,  in 
anderen  Fällen,  je  nach  der  Verwandtschaft,  1  7«  Vo  ^'^  H  V**/r 

c)  Temporary  Estate  Duty  —  l^o  Zuschlag  zu  den  unter  l 
zu  erhebenden  Steuern,  insoweit  der  Gesammtwerth  des  zu  be- 
ziehenden Anfalls  (einschliesslich  des  nicht  der  Succession  Dutj 
unterworfenen  Anfalls)   mindestens  X  10  000  war. 
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Wenn  daher  z.  B.  ein  Erblasser,  der  sechs  Monate  vor 
«dnem  Tode  %  20  000  verschenkt  hatte,  einen  beweglichen  Nach- 
hss  im  Werthe  von  %  20  000  und  einen  unbeweglichen  im  Wei-the 
Ton  %  70  000  (dessen  jährliches  Erträgniss  %  2  800  war)  an  einen 
45jährigen  Vetter  hinterliess ;  und  wenn  ein  Fideikommissvermögen 
im  Werthe  von  %  41  000,  an  welchem  er  den  Niessbrauch  hafte, 
in  Folge  seines  Todes  auf  die  5  Enkel  des  Stifters  in  gleichen 
Theilen  überging,  so  waren  folgende  Steuern  zu  entrichten: 

Xachlassmassensteuern: 

Probate  Duty  3  \  auf  %  20  000  (Werth  des  be- 
weglichen Nachlasses) %     600, 

Temporary  Estate  Duty  1  ®/o  auf  dieselbe  Sunune; 
aus  dem  Nachlasse  zu  zahlen „       200 

Account  Duty  3«/o  auf  die  verschenkten  JE  20  000    „       600 

Temporary  Estate  Duty  1  7o  ^^f  dieselbe  Summe; 
aus  der  verschenkten  Masse  zu  zahlen    .     .     .    „      200 

Anfalls  t  euer  n  : 

Legacy  Duty: 
Das   bewegliche   Gesammtvermögen 

war K  20  000 

Ab  Probate  und  Temporary  Estate 

Duty „        800 

Der   Anfall   an    den    Vetter    also :     JC  19  200 

hievon  6  7^  =    „    1  152 
Succession  Duty: 

Der  Werth  des  unbeweglichen  Vermögens  = 
X  70  000  kam  nicht  in  Betracht,  sondern 
das  Erträgniss  =  %  2  800,  das  im  Fall  eines 
45  jährigen  Empfangers  mit  %  38  632  zu  ver- 
anlagen war, 

hiervon  6  7^  =    „   2  318 


Uebertrag    K  5  070 
11* 
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Uebertrag      I  l 
Temporary  Estate  Duty  1  Vo  =      v 
Das  Fideikommissvermögen,   das  in  Folge  des 
Todes    des    Erblassers    auf  die   Enkel    des 
Stifters    überging,    hatte    einen    Werth   von 
%  41  000, 

hiervon  1  V«  7o  =       v 
Temporary  Estate  Duty  hierauf  war  nicht  zu 
entrichten,    da    der    einzelne    Anfall    unter 
%  10  000  war. 
Gesammtsteuer  auf  den  Uebergang  von  Kapi- 
talien im  Gesammtwerthe  von  I  151  000  =       I  € 

VII.    Das  Gesetz  von  189  4. 

Der  am  1.  Aug.  1894  in  Kraft  getretene  Theil  der  Fin 
Act  1894  (57—58  Vict.  cap.  30),  welcher  die  Erbschaftsste 
betrifft  (§§  1 — 24)  ^*  behandelt  sowohl  die  Massensteuem  als 
Anfallsteuern,  ändert  aber  hauptsächlich  die  ersteren. 

A.  Die  neue  Massensteuer. 

An  die  Stelle  der  Probate  Duty,  Account  Duty  und  dei 
Zuschlag  zu  diesen  Steuern  erhobenen  Temporary  Estate  Dut 
jetzt  die  neue  Estate  Duty  getreten,  die  theilweise  wie  die  frü 
Probate  Duty  aus  dem  beweghchen  Nachlasse  erhoben  wird,  t 
weise  wie  die  frühere  Account  Duty  aus  anderen  Vermög 
massen.  Diese  neue  Steuer  unterscheidet  sich  von  derjenigen 
sie  ersetzt  nach  vier  Richtungen: 

a)  in  Bezug  auf  die  örtliche  Lage  der  von  der  Steuei 
troflfenen  Vermögensstücke  —  auch  die  im  Auslande  belegene 


^^  rnter  den  zahlreichen  Commentaren  sind  zu  erwähnen  Ac 
Cartmell,  The  Finance  Act  1894  (juristisch)  und  Freeth,  The  New  1 
Duty  (mehr  steuortechnisch;  enthalt  die  von  der  Steuerbehörde  voi^ge» 
bencn  Formulare). 
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regliche  Habe  eines  im  Yer.  Königreiche  domizilii^ten  Erblassers 
st  mit  einzurechnen ; 

b)  in  Bezug  auf  ihre  natürliche  Eigenschaft  —  auch  die  un- 
bewegliche Habe  wird  eingerechnet^  insoweit  sie  sich  im  Ver.  König- 
liche befindet; 

c)  in  Bezug  auf  ihre  juristische  Eigenschaft  —  nicht  nur  der 
fachlasSy  sondern  alle  Vermögensstücke,  die  in  Folge  des  Todes 
tes  Erblassers  in  andere  Hände  übergehen  werden,  eingerechnet; 

d)  in  Bezug  auf  den  Steuersatz  —  die  neue  Steuer  ist  eine 
^rogressivsteuer,  die  bis  zu  8  %  steigt  (während  früher  die  Massen- 
teuern  auch  bei  Vermögen  über  JC  10  000  den  Gesammtsatz  von 

%  [3%  Probate  D.  und  1%  Estate  D.]  nicht  überschritt); 

e)  in  Bezug  auf  die  Art  der  Erhebung. 

a)  Auch  der  im  Auslande  befindliche  bewegliche 
i^achlass  eines  in  England  domizilirten  Erblassers 
itzu  versteuern.  Die  Agitation,  die  gegen  diese  Neuerung 
irsucht  wurde,  ist  nicht  leicht  verständlich,  da  es  doch  nicht  die 
afgabe  des  Gesetzgebers  sein  kann,  ausländische  Geldanlagen  zu 
günstigen,  wie  dies  die  früheren  Gesetze  rein  zufällig  in  Folge 
r  oben  geschilderten  Entstehungsgeschichte  der  Probate  Duty 
than  hatten.  Nur  in  einer  Beziehung  schienen  die  Klagen  ge- 
shtfertigt.  Da  es  nämUch  häufig  vorkommt,  dass  in  England 
mizilirte  Erblasser  in  den  Kolonien  geschäftliche  Unternehmungen 
l>eD,  und  da  die  Steuergesetzgebung  der  Kolonien  sich  an  die 
{lische  anschliesst,  hätte  es  vorkommen  können,  dass  auf  das- 
be  Vermögensstück  in  England  die  Steuer  bezahlt  werden  muss, 
d  der  Erblasser  daselbst  domizilirt  war,  und  in  der  Kolonie, 
11  sich  das  Vermögensstück  daselbst  befindet.  Die  Regierung 
;8chloss  sich  daher,  in  Bezug  auf  das  in  den  Kolonien  gelegene 
nnögen  eine  Vergünstigung  eintreten  zu  lassen  und  fugte  dem 
setze  eine  Klausel  bei  (§  20),  welche  bestimmt,  dass  von 
-  in  England  zu  erhebenden  Nachlassmassensteuer  der  Be- 
g  einer  in   einer  Kolonie   entrichteten  entsprechenden  Steuer 
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abgezogen  werden  muss,  wenn  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist.  Ob 
in  einer  bestimmten  Kolonie  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist,  ist 
durch  königliche  Verordnung  (Order  in  Council)  festzustellen. 

Eine  kleine  Vergünstigung  wird  den  im  Auslande  belegenoi 
Vermögensstücken  dadurch  gewährt,  dass  der  Betrag  der  etwa  dorl 
auf  dieselben  zu  entrichtenden  Nachlassmassensteuer  und  ebensc 
die  durch  ihre  Verwaltung  oder  Veräusserung  entstehenden  Kosten 
insoweit  dieselben  5  ^/^  nicht  überschreiten^  bei  der  Werthberech 
nung  der  einzelnen  Stücke  abgezogen  werden  darf  (§  7  [3  und  4]] 

Vermögensstücke,  die  sich  in  England  befinden  und  Erblassen 
gehören,  die  im  Auslande  domizilirt  sind,  sind  nach  wie  vor  zi 
versteuern®^. 

b)  Die  neue  Steuer  ist  auch  auf  unbeweg 
lieh  es  Ver  m  ögen  zu  entrichten,  insoweit  siel 
dasselbe  im  Ver.  Königreich  befindet. 

Auch  in  Beziehung  auf  die  Befreiung  des  unbeweglichen  Ver 
mögens  von  der  Probate  Duty  war  in  Folge  der  oben  geschüdertei 
rein  zufälUgen  historischen  umstände,  durch  welche  nur  der  bewegt 
liehe  Nachlass  unter  die  Kontrole  des  bischöflichen  Gerichts  g» 
kommen  war,  eine  Ungerechtigkeit  entstanden,  die  übrigens  selbil 
von  konservativer  Seite  auch  schon  früher  gefühlt  wurde,  de«l 
die  Erhöhung  der  Succession  Duty  im  Jahre  1888  und  die  E» 
fiihrung  der  Temporary  Estate  Duty  als  Zuschlag  zur  Succesioi 
Duty  im  Jahre  1889  (s.  oben  S.  156 — 157)  waren  zweifelsohne  diesoi 
Gefühle  zuzuschreiben  und  die  vollständige  Gleichstellung  des  in  Eng- 
land   befindlichen  unbeweglichen  Vermögens  mit  der  beweglicfaei 


^^  Der  Nachlass  eines  im  Auslände  domicilirten  Erblassers  ist  in  Bem 
auf  seine  in  England  befindlichen  Theile  dem  englischen  Recht  anterworfa 
und  der  Testamentsvollstrecker  muss  sich  in  Bezug  auf  diese  Theile  in  Sog 
land  bestätigen  lassen;  ist  kein  Testamentsvollstrecker  vorhanden,  so  nmi 
in  England  ein  Nachlassverwalter  ernannt  werden.  Hatte  der  ErblaM 
Forderungen  in  England,  so  können  dieselben  nur  an  den  bestätigten  Teili 
ments  voll  Strecker  bezw.  den  in  England  ernannten  Nachlassverwalter  beafc 
werden. 
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labe  ist  nur  eine  konsequente  Durchführung  dei'selbei^.  Auch 
las  unbewegliche  ausländische  Vermögen  zur  Steuer  heranzuziehen, 
iriderspricht  den  englischen  Anschauungen,  welche  eine  strenge 
inwendung  des  Territorialitätsprincips  auf  Immobilien  verlangen. 
Die  fär  die  Zwecke  der  Succession  Duty  (s.  S.  153)  früher  mass- 
lebende  Taxationsweise  des  Werths  von  Grundstücken  und  Häusern, 
lie  ebenso  wie  die  Befreiung  von  der  Probate  Duty  als  eine  un- 
jerechte  Begünstigung  des  unbeweglichen  Vermögens  angesehen 
rerden  muss,  wurde  nun  auch  beseitigt.  Die  neue  Nachlassmassen- 
teuer  ist  in  der  Folge**  auf  den  Verkaufswerth^*  der  Nachlass- 
achen zu  entrichten.  Nur  in  Bezug  auf  landwirthschaftliche 
irundstücke  ist  bestimmt,  dass  der  Werth  nicht  höher  zu  veran- 
kgen  ist  als  auf  den  25  fachen  Betrag  des  für  die  Einkommensteuer 
eranschlagten  Erträgnisses  (§  7  [5]). 

Um  dem  Einwände  vorzubeugen,  dass  es  dem  Grundeigen- 
lümer  wegen  Mangels  an  flüssigen  Mitteln  schwer  werden  könnte, 
e  Steuer  zu  zahlen,  sind  in  Bezug  auf  unbewegliche  Habe  wesent- 
lie  Erleichterungen  in  den  Zahlungsbedingungen  gestattet,  nament- 
h  die  ratenweise  sich  über  acht  Jahre  hinaus  erstreckende 
lüung  unter  Anrechnung  von  nur  3  7©  Zinsen  (§  6  [8]);  femer 
rfen  auch  die  für  die  Steuer  verantwortlichen  Personen,  auch 
an  ihnen  sonst  nicht  die  freie  Verfügung  über  ein  Grundstück 
^teht,  dasselbe,  soweit  es  zur  Beschaffung  des  Steuerbetrags 
iiig  ist,  verpfänden  oder  verkaufen  (§  9  [5]). 

c)Die  neue  Steuer  wird  nicht  nur  auf  den 
gentlichen  Nachlass  (und  die  durch  ein  von 
r  früherenAccountDuty  betroffenesRechts- 
schäft  demNachlasse  en  t  z  ogenen)  Vermögens- 

**  Ebenso  wie  die  Saccession  Duty,  s.  unten  S.  172. 

^  Bei  den  Debatten  im  Unterhause  wurde  von  Seiten  der  Regierung 
I  Beispiel  eines  grossen  Grundbesitzers,  Lord  Sefton,  angeführt,  der  brach- 
Zfendes  Land  in  der  Nähe  von  Liverpool  hinterliess,  auf  das,  weil  es  kein 
tngnias  abwarf,  auch  keine  Anfallsteuer  zu  entrichten  war  und  das  der 
be  anmittelbar  nach  dem  Anfall  für  eine  grosse  Summe  verkaufte. 
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stücke  erhoben,  sondern  auf  sämmtliches  Yer^ 
mögen,  welches  in  Folge  des  Todes  des  Erblasserf 
seine  Bestimmung  ändert. 

Wie  aus  der  oben  gegebenen  Schilderung  des  Fideikommias- 
Wesens  ersichtlich  ist,  ist  oft  ein  grosser  Theil  dessen,  was  man 
sonst  dem  Vermögen  einer  Person  einrechnet,  nach  den  englischei 
Gebräuchen  nicht  in  ihrer  Verfügungsgewalt ,  indem  sie  nur  em 
lebenslängliches  Niessbrauchrecht  ausübt.  Auf  derartiges  Yet- 
mögen  war  allerdings  früher,  wenn  sich  seine  Bestimmung  ver- 
änderte^ die  Succession  Duty  zu  entrichten ,  die  jedoch,  insoweit 
der  Anfall  an  Ehegatten  ging,  ganz  wegfiel  und  bei  AscendenteD 
und  Descendenten  nur  1  7»  %  war.  In  gewissen  anderen  Fälleo 
blieb  die  Veränderung  der  Bestimmung  von  Vermögensstücken  ii 
Folge  eines  Todes  ganz  steuerfrei,  so  war  bewegliches  Vermögoi, 
das  durch  ein  von  der  früheren  Account  Duty  betroffenes  fiechts- 
geschäft  zu  Lebzeiten  veräussert  wurde,  allerdings  steuerpflichtig, 
aber  unbewegliches  Vermögen  konnte  ohne  Angabe  in  ent- 
sprechender Weise  veräussert  werden.  Femer  war  es  möglich,  durcfc 
den  Ankauf  von  Leibrenten,  die  zu  Lebzeiten  des  Erblassers  ai 
ihn,  nachher  an  eine  andere  Person  zu  zahlen  waren,  und  äht- 
üche  Manipulationen,  Verraögenstheile  diesen  Personen  nach  dea 
Tode  des  Erblassers  zuzuwenden  und  dieselben  trotzdem  der  Steott 
zu  entziehen. 

Das  neue  Gesetz  trifft  alle  möglichen  Fälle,  indem  es  §  1 
vorschreibt,  dass  die  neue  Estate  Duty  zu  zahlen  ist  „auf  dea 
Kapitalwerth  ....  von  allem  beweglichen  und  unbeweglichen,  il 
Fideikommissen  einbegriffenen  und  freien  Vermögen,  das  in  Folgt 
des  Todes  des  Erblassers  in  andere  Hände  übergeht  nnj 
dann  weiter  §  2  bestimmt,  dass  bei  dem  in  Folge  des  Todes  de 
Erblassers  folgenden  Vermögensstücke  einzurechnen  sind: 

1)  alles  Vermögen,  über  das  der  Erblasser  zur  Zeit  seine 
Todes  ein  freies  Verfügungsrecht  hatte; 

2)  alles  Vermögen,  an  welchem  der  Erblasser  oder  ein  Anden 
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m  Xiessbrauchrecht  batte^  das  in  Folge  des  Todes  des  Erblassers 
iufbört,  insoweit  ein  Anderer  durch  dieses  Aufhören  bereichert 

3)  alles  Vermögen,  das  durch  ein  von  der  früheren  Account 
htj  betroffenes  Rechtsgeschäft  dem  Nachlasse  entzogen  worden 
IT  —  unter  Einschluss  gewisser  früher  ausgeschlossener  Rechts- 
»chäfte  und  unter  Einschluss  der  analogen  Rechtsgeschäfte,  die 
nbewegliches  Eigenthum  einem  Nachlasse  entziehen; 

4)  Leibrenten  oder  andere  Forderungsrechte,  welche  aus  den 
itteln  des  Erblassers  beschafft  wurden,  insoweit  ein  Dritter  durch 
eselben  in  Folge  des  Todes  des  Erblassers  bereichert  wird. 

Wenn  indessen  der  durch  den  Tod  des  Erblassers  bewirkte 
ebergang  eines  Vermögensstückes  auf  einen  Anderen  in  Folge 
nes  onerosen  Rechtsgeschäfts  erfolgt  ist,  so  ist,  insoweit  das 
m  dem  Nachfolger  gegebene  Entgelt  den  vollen  Werth  der 
an  zu  Theil  werdenden  Leistung  darstellt,  die  Steuer  nicht  zu 
ikeben  (§  3);  so  ist  z.  B.\  wenn  A  dem  B  %  1000  leiht  und 
i  seiner  Sicherung  B's  Leben  für  %  1000  versichert,  der  Be- 
ug der  Police  bei  B's  Tode  nicht  zu  versteuern,  obwohl  der- 
ibe  dem  A  in  Folge  des  Todes  des  B  ausgezahlt  wird*^ 


**  Dass  in  Folge  eines  Todes  eine  Veränderung  im  Niessbrauch  entsteht, 
um  vorkommen,  wenn  auch  der  Verstorbene  selbst  den  Niessbrauch  nicht 
itte,  z.  B.  ein  Onkel  gründet  ein  Fideikommiss,  dessen  Erträgnisse  seinem 
ttetten  Neffen  auszuzahlen  sind,  solange  dessen  Vater  lebt,  aber  nach  dem 
ode  dieses  Vaters  an  den  Zweitältesten  Neflfen  gehen  sollen  (weil  der  älteste 
um  ohnehin  die  Erträgnisse  der  väterlichen  Güter  hat).  In  einem  solchen 
lue  ist  das  betreffende  Vermögen  steuerpflichtig,  obgleich  es  in  keinem 
isae  dem  Vermögen  des  Erblassers  eingerechnet  werden  kann. 

*^  Es  kommt  in  England  nicht  selten  vor,  dass  Miethverträge  nicht 
tf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren,  sondern  auf  die  Lebenszeit  mehrerer 
stimmter  Personen  abgeschlossen  werden,  die  meistens  bei  dem  Geschäft 
DZ  imbetheiligt  sind  (am  häufigsten  werden  Mitglieder  der  königlichen 
milie  genommen).  Beim  Aufhören  des  letzten  Lebens  erwächst  demVer- 
fther  (insoweit  die  Miethe  nicht  den  vollen  Werth  darstellte)  ein  Ver- 
^nsTortheil,  der  indessen,  insoweit  das  Geschäft  s.  Z.  nicht  ganz  oder  theil- 
•e  ein  liberales  war,  nicht  zu  versteuern  ist  (§  3[2]). 
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In  einigen  Ausnahrasfallen  bleibt  der  K^pitalwerth  Ton  L 
renten  frei,  auch  wenn  sie  ganz  oder  theilweise  aus  dem  Vermö 
des  Erblassers  beschafft  worden  waren.  Namentlich  hat  je 
Erblasser  das  Recht,  eine  Leibrente  im  Betrage  yon  höchst 
%  25  auf  die  Lebensdauer  einer  ihn  überlebenden  Person  zu 
schaffen,  ohne  dass  es  nöthig  ist,  den  Kapitalwerth  derselben 
seinem  Tode  für  die  Steuer  mit  einzurechnen  (§15  [1]).  Fer 
ist  der  Kapitalwerth  der  nach  dem  Tode  eines  indischen  Beam 
an  seine  Wittwe  oder  ein  Kind  desselben  zu  zahlende  Pens 
oder  Leibrente  nicht  zu  versteuern,  wenn  auch  der  Erblasser 
der  Witt  wen-  und  Waisen-Kasse,  aus  welcher  die  Haftung  erfo 
zu  seinen  Lebzeiten  beigesteuert  hat  (§  14  [3]). 

Das  in  Fideikommissen  einbegriffene  Vermögen  ist  nicht  n< 
wendiger  Weise  jedesmal,  wenn  der  Niessbrauch  in  andere  Ha 
übergeht,  zu  versteuern.  Es  ist  vielmehr  bestimmt,  dass  wi 
einmal  die  Massensteuer  bezahlt  ist,  eine  zweite  Massensteuer  ni 
entrichtet  zu  werden  braucht,  bis  Jemand  stirbt,  dem  das  t 
Verfügungsrecht  über  das  Kapital  wieder  zusteht,  wohingegen 
der  ersten  Entrichtung  der  Steuer  ein  Zuschlag  von  1  %,  der 
Settlement  Estate  Duty  bezeichnet  wird,  zu  zahlen  ist,  der  a 
wegfällt,  wenn  das  einzige  noch  ausstehende  Niessbrauchrecht  i 
Ehegatten  des  Erblassers  zufällt  (§  5).  Haben  daher  z.  B.  A, 
und  C  hintereinander  den  Niessbrauch  an  einem  Kapital  das  ni 
C's  Tod  an  D  geht,  so  ist  bei  dem  Tode  des  A  die  Steuer  i 
der  Zuschlag  zu  zahlen,  hingegen  Nichts  bei  dem  Tode  des  B  i 
des  C.  War  indessen  bestimmt,  dass  bei  dem  Tode  des  C 
Vermögen  nur  dann  an  D  zu  gehen  hat,  wenn  C  nicht  anj 
bestimmt,  so  ist  die  Steuer  bereits  bei  dem  Tode  des  C  zu  zah 
der  ja  ein  unbeschränktes  Verfügungsrecht  hat.  Ais  ein 
beschränktes  Verfügungsrecht  habend  wird  auch  der  aogesel 
der  ein  Gut  als  Stammgut  besitzt,  da  er  ja  jederzeit  die  Stai 
gutqualität  beseitigen  kann  (vgl.  §  22  [2  a]). 

d)    Die    Steuer    ist    eine    Progressivsten 
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deren  Satz  von  dem  Gesamm  t wer  th  e  aller  in 
folge  einesTodeszuversteuerndenVermögens- 
»tucke  abhängt. 

Der  Grundsatz  der  höheren  Besteuerung  höherer  Vermögen 
ar  bereits  früher  bis  zu  einem  gewissen  Grade  angewandt  worden, 
dem  kleine  Vermögen  gewisse  allerdings  unbedeutende  Ver- 
instigungen  genossen;  namentlich  aber  bei  der  Einführung  der 
*mporary  Estate  Duty,  welche  nur  Massen  betraf,  deren  Werth 
10  000  erreichte.  Bei  der  letzteren  Steuer  war  auch  bereits  der 
rundsatz  angewandt  worden^  dass  die  Mehrbesteuerung  von  dem 
*trag  der  zu  vertheilenden  Masse,  nicht  von  dem  Betrage  des 
izelnen  Anfalls  abhängt  Denn  auf  ein  Vermögen  von  %  10000 
ir  der  Zuschlag  von  1  %  zu  zahlen,  auch  wenn  dasselbe  unter 
)  Personen  zu  vertheilen  war,  während  ein  Nachlass  von 
9000,  der  nur  an  eine  Person  ging,  demselben  nicht  unter- 
orfen  war. 

Für  die  Bestimmung  des  Satzes  wird  aber  jetzt  nicht  nur  der 
achlass  des  Erblasser,  sondern  regelmässig  alles  Vermögen  be- 
idsichtigt,  das  in  Folge  seines  Todes  der  Steuer  unterworfen  ist 
i  4).  Es  ist  billig,  dass  Vermögen,  an  dem  er  einen  Niessbrauch 
itte  und  das,  wie  dies  bei  den  meisten  oben  beschriebenen  Fidei- 
immissen  der  Fall  ist,  nach  seinem  Tode  an  seine  natürlichen 
iben  geht,  mitgerechnet  wird.  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  so 
itten  die  Grossgrundbesitzer,  deren  Hauptgüter  fast  immer  in 
ideikommissen  einbegriffen  sind,  einen  weit  niedrigeren  Satz  zu 
»ahlen,  als  andere  viel  weniger  begüterte  Personen. 

Es  ist  indessen  zu  berücksichtigen,  dass,  wenn  auch  das  Ver- 
ogen,  um  den  Steuersatz  zu  ermitteln,  zusammengerechnet  wird, 
r  Xachlass  nur  die  auf  ihn  entfallende  Steuer  bestreitet,  während 
3  anderen  Vermögensmassen  die  auf  sie  entfallenden  Steuern 
tzeln  zu  tragen  haben,  und  dies  könnte  zu  Ungerechtigkeiten 
tren,  wenn  die  obige  Regel  in  ausnahmsloser  Weise  angewandt 
rde. 
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Es  könnte  z.  B.  folgender  Fall  vorkommen:  A  ¥ninscht  dem 
B  eine  lebenslängliche  Rente  za  sichern  und  begründet  zu  diesen 
Zwecke  ein  Fideikommiss;  nach  dem  Tode  des  B  soll  das  E^itil 
unter  den  Eandem  des  A  vertheilt  werden.    Hier  zahlen  die  Kinder 
des  A  die  bei   dem  Tode  des  B   fällige  Steuer.     Es  wäre  aber . 
höchst  ungerecht,  wenn  diese  Steuer,  weil  B  inzwischen  ein  grooes ; 
Vermögen  erworben  hat,  nach  dem  höchsten  Satz  berechnet  werden 
sollte.     Das  Gesetz  bestimmt  daher  (§  4,   zweiter  Absatz),  da» 
in  zwei  Fällen  Vermögen,   obwohl  es   bei  dem  Tode  eines  Erih- 
lassers  zu  versteuern  ist,  für  die  Bestimmung  des  Satzes  nicht  k  i 
der  Hauptmasse  mit  eingerechnet,  sondern  als  selbständige  Masse 
behandelt  wird,  nämlich:  1.  wenn  es  sich  um  Vermögen  handelt, 
an  dem  der  Erblasser  selbst  gar  kein  Interesse  hatte  (z.  B.  in  dea 
früher  als  Beispiel  angeführton  Falle,  in  welchem  ein  ältester  Solm, 
so  lange  sein  Vater   lebt,   einen  Niessbrauch  aus  einem  EjtpitsI: 
bezieht,    das  seinem  Vater  nie  gehörte,   der  nach  dem  Tode  deii 
Vaters  auf  einen  jüngeren  Bruder  übergeht);  2.  wenn  es  sich  MJ 
Vermögen   handelt,    das   unter    einer   nicht   vom  Erblasser  he^■ 
rührenden  Verfugung  bei  dem  Tode  des  Erblassers  Jemanden  «• 
fällt,  der  mit  demselben  nicht  in  auf-  oder  absteigender  Linie  od«. 
als  Ehegatte  verwandt  ist  (z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  Falle,  ii 
welchem  nach  dem  Tode  des  Niessbrauchers  das  Kapital  an  die 
Kinder  des  nicht  mit  demselben  verwandten  Stifters  geht). 

Die  Begünstigung  der  kleineren  Nachlässe  ist  durch  das  neM 
Gesetz  ebenfalls  ausgedehnt  worden.  Vermögen  unter  %  100  snl 
ganz  frei.  Nachlässe,  deren  Bruttowerth**  JT  500  nicht  über» 
schreitet,  zahlen  eine  kleinere  Massensteuer  und  sind  von  d«i 
Anfallsteuem  befreit  (§  16  [1]  [2]  im  Zusammenhang  mit  44 — 45 
Vict.,  cap.  12,  §§  33,  35  und  36). 

*^  D.  h.  der  Werth  olme  irgend  welche  Abzüge.  Für  die  Steuer 
herecliDUDg  dürfen  abgezogen  werden  Schulden  (jedoch  nur  solche^  die  vd 
einem  onerosen  Rechtsgeschäft  beruhen)  und  Begräbnisskosten.  Scholda 
an  ausländische  Gläubiger  dürfen  nur  insoweit  abgezogen  werden,  als 
ländisches  Vermögen  zur  Steuer  herangezogen  wird. 
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Wenn  der  Nettowerth  des  eigentlichen  Nachlasses  unter 
r  1 000  beträgt,  so  wird  der  Nachlass  für  die  Zwecke  der  Steuer- 
itiermittelong  nicht  mit  den  anderen  Vermögensmassen  zusammen- 
»rechnet,  die  durch  den  Tod  des  Erblassers  in  andere  Hände 
>ei^ehen-,  auch  fallen  bei  einem  solchen  Nachlasse  die  Anfall- 
»oem  weg  (§16  [5]). 

Die  zu  zahlenden  Sätze  sind  folgende: 

Wenn  der  Nettowerth  der  zu  berücksichtigenden  Ver- 
igensmassen 

500  nicht  überschreitet  1  7o 

2  7o 

3  7o 

4  7o 

4  V.7, 

5  7o 

6  V«7a 

6  7o 

6  'A7, 

7  7. 

7  'A7» 

8  7o. 
Eis  erhellt  aus  dieser  Liste,  dass  die  Steuer  auf  Beträge  bis 

i  E  1000  niedriger  ist  als  die  früheren  Nachlassmassensteuern 
id  von  JT  1000  bis  %  25  000  auf  demselben  Niveau  geblieben 
;.  Die  rasche  Steigerung  bis  zu  3t  100  000  ist  wohl  aus  fis- 
üschen  Gründen  zu  erklären,  da  es  an  und  für  sich  folge- 
;htiger  gewesen  wäre,  die  Sätze  für  die  grösseren  Vermögen  mehr 
agen  zu  lassen. 

e)  Erhebung  der  Steuer. 

Die  Erhebung  der  Nachlassmassensteuern  hatte  früher  im 
mzen  keine  Schwierigkeit.  Die  Probate  Duty  war  nur  auf  Ver- 
igen zu  entrichten,  das  ohnehin  in  die  Verwaltung  des  Testa- 
ntsvollstreckers  oder  Nachlassverwalters  kam,  ebenso  die  Estate 


100  überschreitet 

n.% 

500 

500 

n 

77     77 

1000 

1000 

7) 

77      77 

10  000 

10  000 

77 

77      77 

25  000 

25  000 

77 

77     77 

50  000 

5U000 

77 

/7     77 

75  000 

75  000 

77 

77     77 

100  000 

100  000 

77 

77     77 

150  000 

150  000 

77 

77      77 

250  000 

250  000 

77 

77     77 

500  000 

500  000 

77 

77      77 

1  000  000 

1 000  000 

« 

77  77 

77  77 

77  77 

77  77  "^     /'   /O 

n  77 

77  77 

T7  77 

77  77  "     /3B   /O 

n  77 

77  77 
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Duty,  insoweit  sie  als  Zuschlag  zur  Probate  Duty  erhoben  wi 
Grössere  Schwierigkeit  mag  die  Account  Duty  geboten  haben 
aber  wohl  unbedeutend  war;  da  ihre  Einführung  wohl  die  toi 
betroflfenen  Rechtsgeschäfte  ziemlich  aus  dem  Wege  geschafft 
Jetzt  wird  auf  folgende  Art  für  die  Erhebung  der  St 
gesorgt: 

1.  Der  Testamentsvollstrecker  oder  Nachlast 
Walter  haftet  für  die  Steuer  auf  sämmtliches  bewegUcbes  Vermö 
das  in  der  Verfügungsgewalt  des  Erblassers  stand  —  also  i 
für  die  Steuer  auf  das  im  Auslande  belegene  bewegliche  ^ 
mögen,  jedoch  nur  insoweit  die  Aktiven  reichen,  die  in  se 
Besitz  gelangen  oder  gelangen  würden,  wenn  er  sein  Amt  mit 
nöthigen  Sorgfalt  verwalten  würde  (§  6  [2],  §  8  [3J). 

2.  Für  die  Steuer  auf  bewegUches  Vermögen,  das  nich 
der  Verfügungsgewalt  des  Erblassers  stand  und  auf  alles  unbe^ 
liehe  Vermögen  haften  die  Personen,  auf  welche  die  einzel 
Stücke  oder  der  Niessbrauch  an  denselben  übergeht  und  (so 
das  in  ihrer  Gewalt  befindliche  Vermögen  reicht)  auch  die  K 
toren  der  Fideikommisse,  deren  Nutzungen  in  Folge  des  T( 
in  andere  Hände  übergehen  (§  8  [4]),  ferner  hat  der  Fiskos 
gesetzliches  Pfandrecht  an  den  einzelnen  Stücken  (§  9  [1]),  a 
dings  gilt  dieses  Pfandrecht  nicht  gutgläubigen  Käufern  von  Nj 
lasssachen  gegenüber,  die  über  den  Sachverhalt  nicht  benachricli 
sind  (a.  a.  O.  a.  E.);  aber  da  bei  unbewegUchen  Sachen  der  Kä 
ohnehin  den  Titel  untersuchen  muss  und  durch  diese  Untersuch 
in  der  Regel  von  der  Fälligkeit  der  Steuer  unterrichtet  ¥rird 
ist  in  solchen  Fällen  das  Pfandrecht  regelmässig  auch  dem  Ka 
gegenüber  wirksam  und  ein  vorsichtiger  Käufer  wird  stet«  ad 
Vorzeigung  der  Quittung  bestehen. 

Eine  scheinbare  Schwierigkeit  entsteht  in  Bezug  auf  die 
mittelung  des  Steuersatzes,  da  die  einzelnen  Personen,  die  fui 
Steuer  haften,  die  Ausdehnung  der  Gesammtmasse  in  vielen  Fl 
gar  nicht  kennen  können.    Das  Gesetz  begegnet  dieser  Schwi< 
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ceit,  indem  es  allen  betheiligten  Personen  eine  Anzeigepflicht  auf- 
erlegt. 

In    erster  Linie   ist  der  Testamentsvollstrecker  oder  Nach- 
kssTerwalter  verpflichtet,    „nach  seinem  besten  Wissen  und  Er- 
messen" eine  Aufstellung  nach  einem  von  der  Steuerbehörde  fest- 
zustellenden Formular  über  das  ganze  steuerpflichtige  Vermögen  zu 
geben  und  dem  eidlich  beglaubigten  Yerzeichniss  des  unter  seine 
Verwaltung  kommenden  Nachlasses,  welches  vor  seiner  Bestellung 
«ngereicht  werden  muss  (vgl.  oben  S.  155)  beizufügen  (§  8  [4]). 
In  den   zahlreichen  Fällen,  in  welchen  die   einzigen   steuer- 
jfichtigen  Vermögensmassen,  die  nicht  direct  unter  die  Verwaltung 
4b  Testamentsvollstreckers  oder  Nachlassverwalters  kommen,  aus 
lounobilien    oder   fideikommissarisch    festgelegten  Kapitalien  be- 
itehen,  an  welchen  der  Erblasser  den  Niessbrauch  hatte  (in  Bezug 
•rf  welche  es  ohnehin  seine  Pflicht  ist,  den  Theil  der  nach  dem 
tode    des   Erblassers    tälligen   Einkünfte,    welcher   in    der   Zeit 
(wischen  der  letzten  Zahlung  und  dem  Tode  des  Erblassers  an- 
Maofen  ist,  für  den  Nachlass  zu  beanspruchen),  kann  es  ihm  nicht 
diwer  sein,  die  nöthigen  Daten  zu  sammeln.   Ausserdem  sind  aber 
Qch  die   anderen   steuerpflichtigen  Personen  verpflichtet,    binnen 
Bchs  Monaten   nach   dem  Tode   des  Erblassers,  (wenn  nicht  die 
lehorde  eine  längere  Frist  gewährt),  eine  Aufstellung  über  die  von 
knen  zu  versteuernden  Massen  zu  geben  (§  8  [4],  §  6  [4]).    End- 
idi  kann  die  Behörde   nicht  nur  von   den  steuerpflichtigen  Per- 
meiiy  sondern  von  allen  Personen,   die  in  die  Verwaltung  einer 
ttartigeii   Vermögensmasse    eingegrifiien   haben    (wie  Banquiers, 
Anwälte  u.  s.  w.),   Angaben  über  das   in  Frage  kommende  Ver- 
lagen   verlangen    und    dieselben   eidlich  und    durch  Vorlegung 
m  Urkunden  beglaubigen   lassen   (§   8   [5].  [14]).     Die   Nicht- 
foflong  der  Anzeigepflicht  in  einem  der  hier  aufgezählten  Fälle 
i  mit  Geldstrafe  bis  zu  %  100  oder  bis  zum  doppelten  Betrag 
r  zu  wenig  entrichteten  Steuer  zu  bestrafen  (§  8  [6]). 

In  der.Äegel  ist  die  Steuer  spätestens  sechs  Monate  nach 
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dem  Tode  des  Erblassers  zu  zahlen  und  zwar  mit  3  7o  Zins^ 
vom  Tage  des  Todes  (§  6  [6]  [7]);  doch  ist,  wie  bereits  erwähnt 
in  Bezug  auf  Immobilien  die  Zahlung  in  Baten  gestattet  (§  6  [8] 
und  die  Behörde  kann  auch  sonst,  wenn  die  Zahlung  zur  toi 
geschriebenen  Zeit  zu  grosse  Opfer  erheischen  würde,  StunduB 
gewähren  (§  8  [9]). 

B.  Veränderung  der  Erb  Schafts  an  fallsteuern. 
Die  Legacy  Duty  bleibt  unverändert.    In  Bezug  auf  die  Sa« 

cession  Duty  fallt  die  in  1888  eingeführte  Erhöhung  weg  (§ 
und  Sched.  I  [3])  und  ebenso  der  als  Temporary  Estate  Duty  ei 
hobene  Zuschlag  von  1 7o  bei  Anfällen  über  1 10000  (§  1  Sched. 
[4]).  EndUch  ist  die  früher  von  Descendenten  und  Ascendente 
erhobene  l^/sprocentige  Succession  Duty  aufgehoben  (§  1  Sched. 
[5]).  Hingegen  ist,  insofern  als  dem  Nachfolger  das  Eigenthoi 
an  einer  unbewegUchen  Sache  zufallt,  nicht  wie  fiiiher  das  jähi 
liehe  Erträgniss  als  lebenslängUche  B.ente  unter  Berücksichtigiin 
des  Alters  des  Nachfolgers  in  Anrechnung  zu  bringen  (vgl  ob« 
S.  153),  sondern,  ebenso  wie  bei  der  Estate  Duty,  der  Verkaofi 
werth  der  angefallenen  unbeweglichen  Sache  (§  18).  Demnad 
werden  in  der  Folge  Legacy  und  Succession  Duty  in  genau  am* 
loger  Weise  berechnet. 

C.  Befreiungen  von  den  Erbschaftssteuer: 
In  folgenden  Fällen    treten  Befreiungen    ein,    die   theilwei« 

schon  früher  bestanden: 

1.  Auf  den  Nachlass  von  Soldaten  und  Seeleuten,  die  ii 
königlichen  Dienste  sterben,  ist  die  Estade  Duty  nicht  zu  eo 
richten  (§  8;  55  Geo.  I£I,  cap.  184). 

2.  In  gewissen  Fällen  dürfen  Beträge  bis  zu  %  100,  die  zo 
Vermögen  des  Erblassers  gehören,  an  die  von  ihm  zu  Lebzeiti 
bezeichneten  Personen  nach  seinem  Tode  ausgezahlt  werden,  ohi 
dass  es  nöthig  ist,  einen  Testamentsvollstrecker  zu  bestätigen  od 
einen  Nachlassverwalter  zu  ernennen.  In  solchen  Fällen  ist  an 
in  der  Folge  keine  Estate  Duty  zu  entrichten  (§  8). 
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Es  handelt  sich  dabei  um  rückständige  Gehälter  und  Pensionen 
roü  AliL'tärpersonen  und  Civilbeamten  und  um  Einlagen  in  Kranken- 
assen und  Sparkassen  (§  8  [1] ;  28—29  Vict.,  cap.  3;§  6;  31—32 
'icL  cap.  90-,  38-39  Vict.,  cap.  60,  §  15  [3];  46-47  Vict.,  cap.  47, 
3;  50—51  Vict.,  cap.  40,  §  3). 

3.  Auf  gewisse  kirchliche  Patronatsrechte  (die  in  England  ver- 
iuflich  und  regelmässige  Gegenstände  des  Handels  sind),  ist  weder 
State  Duty  noch  Succession  Duty  zu  zahlen  (§  15  [4]). 

4.  Wenn  Kunstsammlungen,  Bibliotheken  oder  wissenschaft- 
ihe  Sammlungen  an  Staatsinstitute,  Universitäten  oder  Kommunal- 
ehörden  hinterlassen  werden,  so  darf  das  Schatzamt  die  Steuer 
rlassen  (§  15  [2]). 

D)   Erläuterndes    Beispiel. 

Auf  einen  Nachlass  wie  den  auf  S.  159  erwähnten  sind  daher 
ach  dem  jetzt  geltenden  Rechte  folgende  Steuern  zu  entrichten. 
Xachlassmassensteuer: 
Zusammenzurechnen  sind : 

Beweglicher  Nachlass  .     .     I     20  000 
Schenkungen  innerhalb  12 
Monaten  vor  dem  Tode 
des  Erblassers     .     .     .     „     20  000 
Unbeweglicher  Nachlass  .     „      70  000 
Fideikommisskapital,  das  in 
Folge  des  Todes  des  Erb- 
lassers auf  einen  Enkel 
des  Stifters  übergeht     .     „     41 000 

zusammen     %  151  000 
Demnach  ist  zu  zahlen     6  72  7o 
zwar  aus  dem  beweglichen 

achlass 6  V2  7o  auf  I  20  000  =  1  300 

den  Empfangern  der  Schen- 
jng         .......     .     6  V2  %     „    „   20  000  =  1  300 

üebertrag     6  ^  2  7o  auf  %  40  000  =  2  600 

rrhiv  föT  Öffentliches  Recht.  X.  2.  12 
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üebortrag  6  V*  «/o  auf  I  40  000  =  2  6W 
von  dem  VennächtiHssnehiner,  auf 

den  der  unbewegliche  Nachlass 

übergeht 6  V«  7o     „   „    70  000  =  4  560 

von  den  Empfängern  des  Fidei- 

kommisskapitals 6  7«  Vo     ?,    r?    41000  —  2#i65 

zusammen     G  V2  7o  auf  1151  OOu  =  9815 

Anfallsteuern: 

Legacy  Duty  auf  den  beweg- 
lichen Nachlass  ....     IT     20  000 
abzüglich  der  Massensteuer  .     „       1  300 

6  %  auf    X     18  700  --=  I    1 122 

Succession  Dutv  auf  den  un- 

bewegUchen    Nachlass    im 

Werthe  von X     70  000 

abzüglich  der  Massonsteuer  .      „       4  550 

6  7o  auf     t     65  450    -  t    39« 

Succession  Duty  auf  den  An- 
fall aus  dem  Fideikommiss 
ist  nicht  zu  zahlen,  da  d(T 
Empfänger  ein  Descendent 
des  Stifters  ist. 

Gesammtbetrag  der  Steuern 

auf  ein  Vermögen  von  1t  151  Ooo  =  E  148t>4 

E)  Schätzung  über  das  Erträgniss. 

Die  fiskalischen  Ergebnisse  der  früheren  Steuern  sind  aas 
folgender  Tabelle  ersichtlich,  wobei  zu  bemerken  ist,  das«  18W 
ein  Drittel  der  Probate  Duty  und  seitdem  in  jedem  Jahr  die 
Hälfte  an  die  Kommunalbehörden  bezahlt  wurde  und  dass  daher 
die  betreffenden  Beträge  abgezogen  werden  müssen,  um  das  E^ 
gebniss  für  die  Staatskasse  festzustellen: 
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Jahr 
ndend 
am 
il.März 

Probate  Duty 

und 
Account  Duty 

Estat«  Duty 

Legacy  Duty 

Succession 
Duty 

Zusammen 

I 

I 

I 

X 

I 

1B85 

3  978  586 

( 

2  811534 

0  930  075 

7  720  195 

1886 

4  103  644  i 

2  474  722 

0  858  241 

7  436  607 

1887 

4  026  469  ' 

1 

2  560  733 

0  814  755 

7  401  957 

1888 

4  596  620 

2  814  560 

0  830  503 

8  241  683 

1889 

4  231  569  ]        — 

2  830  378 

0  906  469 

7  968  406 

1890 

4  628  802     0  790  019 

t 

2  723  886  : 

1  065  169 

9  107  876 

1891 

4  827  336     1194  377 

2  626  016 

1  209  227 

9  856  956 

1892 

5  622  374     1  402  720 

2  828  162  j 

1  200  347 

1 1  053  603 

1893 

4  796  060     1254  662. 

1 

3  242  090  : 

1  455  806 

10  748  618 

1894 

4  726  118 

1  232  228 

1 

2  736  564 

i 
i 

1  246  945 

9  941  855 

Das  jährliche  Einkommen  aus  der  neu  eingeführten  Steuer 
ttnd  den  anderen  weiter  bestehenden  Erbschaftssteuern  wird  auf 
t  14000  000  taxirt,  wovon  (auf  Grund  von  §  19)  ungefähr 
l25(»0O0O  an  die  Kommunalbehorden  gehen  wird.  Demnach 
*ird  r  1 1  500  000  für  die  Staatskasse  übrig  bleiben ,  was  un- 
pfihr  dem  achten  Theil  sämmtlicher  Staatseinnahmen  gleich- 
kommt. 


VIII.  Erbschaftssteuerreforra  und  Erbrecht. 

Aus  der  oben  gegebenen  Darstellung  ergibt  es  sich,  dass  es 
ftDe  geben  kann,  in  welchen  der  Staat  zunächst  8  7o  ^^n  einem 
Nachlasse  als  Massensteuer  erhebt  und  von  dem  verbleibenden 
Reste  10  7o  als  AnMsteuer,  also  im  Ganzen  17,20  \  des  von 
«Dem  Erblasser  hinterlassenen  Vermögens.  Es  ist  auch  keines- 
wgs  ausgeschlossen,  dass,  da  einmal  eine  Progressivsteuer  grund- 
ätdicbe  Anerkennung  gefunden  hat,  weitere  Erhöhungen  in  Bezug 

12* 
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auf  die  grösseren  Vermögensmassen  stattfinden  werden;  aber  schon 
jetzt  ist  der  Antheil  des  Staates  an  den  grösseren  Vermögen  ein 
so  bedeutender,    dass  es  sich  nicht  mehr  um  eine  Steuer  im  ge- 
wöhnlichen Sinne  handelt,    sondern  um  ein  gesetzliches  Erbrecht 
des  Staates.    Von   dieser  Anschauung  sind  die  Urheber  des  hier 
erörterten  Gesetzes  in  vollkommen  bewusster  Weise  ausgegangen. 
Sir  WiLLUM  Harcourt  spricht  sich  darüber  in  seiner  Budgetrede 
wie  folgt  aus^°:  „Der  Anspruch  des  Staats  auf  einen  Antheil  an 
dem  angesammelten  Vermögen  eines  Erblassers  geht  den  Anspruches 
Derjenigen,  die  dasselbe  unter  sich  vertheilen,  voraus  ....  Die 
Natur  gibt  Niemandem  eine  über  sein  Leben  hinausgehende  Gewah 
über  seine  irdischen  Güter.    Die  Befugniss  eines  Erblassers,  seinen 
Willen  über  seinen  Tod  hinaus  zur  Geltung  zu  bringen  ...  das 
Recht  einer  todten  Hand,  über  Vermögen  zu  verfügen  —  ist  einag 
und  allein  durch  Gesetz  begründet  worden  und  der  Staat  hat  das 
Recht,  die  Bedingungen  und  Beschränkungen  vorzuschreiben,  nnter 
welchen    diese  Befugniss    ausgeübt  werden  darf.     Die   Befugniss, 
durch  letztwillige  Verfügung  oder  Rechtsgeschäfte  unter  Lebende! 
die  Erbfolge  zu  bestimmen,  ist  die  Schöpfung  des  positiven  Becbtt 
Ist  keine   letztwillige  Verfügung  vorhanden,   so  wird   durch  das 
Gesetz  über  die  Intestaterbfolge,  über  die  Bestimmung  des  Ve^ 
mögens  entschieden.     Es  ist  von  der  grössten  Wichtigkeit,  die» 
klar  im  Auge  zu  behalten.    Es  wird  oft  eingewandt,  dass  Stesen 
dieser  Art  hart  gegen  Diesen  oder  Jenen  sind,  aber  eine  Stenff 
wie  die  Probate  Duty  kennt  im  Falle   eines   Testaments  kdneii 
Unterschied  zwischen  den  Personen,  welche  durch  das  Testament 
bereichert  werden   sollen.     Wir   nehmen  den  Antheil  des  Staats 
vorweg  und  dann  nehmen  die  Betheiligten  die  ihnen  gebiihrendcA 
Antheile.    Wenn  Jemand  X  10(K)O0  hinterlässt,  so  wird  die  Pro- 
bate Duty,  die  von  jetzt  an  in  die  Kstate  Duty  verwandelt  werden 
wird,  erhoben,  ehe  Jemand  irgend  etwas  bekommt.     Nehmen  wir 


"  Hanraro,  Parliamentary  Dubatcs,  IV  Series  Vol.  XXIII  S.  489C 
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an,  der  Abzug  sei  %  4000,  dann  gehören  den  Betheiligten  nicht 
%  100  000,  sondern  IC  96  000  und  sie  haben  nie  ein  Recht  auf 
mehr  gehabt.  Das  ist  der  Grundsatz,  auf  dem  die  neue  Estate 
Duty  beruht^. 

Diese  Worte  sind  bedeutungsvoll,    weil   sie  die  Absicht  der 
neuen  Gesetzgebung  aussprechen  und  aus  dem  Munde  eines  leitenden 
Staatsmannes  kommen.    Die  rechtshistorische  Begründung  ist  un- 
richtig, denn  sie  tibersieht  ganz,  dass  das  natürliche  Erbrecht  längst 
bestand,    ehe  die  Rechtsentwickelung  Testirfreiheit   und  im  Zu- 
sammenhang mit  derselben   ein  Intestaterbrecht  erzeugte.     Auch 
ist  es  verkehrt,   ein  Recht   des  Staats  auf  einen  Theil  der  Erb- 
schaft daraus   ableiten   zu  wollen,   dass   der  Staat  Gesetze  über 
Testamente  und  Erbfolge  ab  intestato  erlassen  hat,  aber  der  Ge- 
danke, der  der  ganzen  Beweisführung  zu  Grunde  liegt,  entspringt 
einer  Auffassung  über   das  wirthschaftliche  Verhältniss  des  Ein- 
zelnen zum  Staate,    die  sich  auf  einem  weit  tieferen  Fundament 
aufbaut,   als   die   dekorativen  Pfeiler,   die   der  Schatzkanzler  für 
genügende  Stützen  gegen  den  rhetorischen  Ansturm  seiner  Gegner 
Uelt.    Es  wäre  richtiger  gewesen,    davon  auszugehen,    dass  das 
natürliche  Erbrecht  aus  einer  Zeit  herrührt,  in  welcher  nicht  der 
Einzelne,  sondern  die  Familie  die  wirthschaftliche  Einheit  bildete 
und  in  welcher  die  Familie   ein  genossenschaftücher  Organismus 
war,  der  einen  weiten  Kreis  umfasste  und  für  diesen  Kreis  wirth- 
sAaftliche  Fürsorgepflichten  hatte,  die  noch  nicht  im  Wirkungs- 
kreise kommunaler   oder   nationaler  Geroeinwesen  eingeschlossen 
'^aren,  und  dass  für  dieses  natürliche  Erbrecht  sich  jetzt,  wo  der 
Familienorganismus  sich  gelockert  und   die  wirthschaftUche  Für- 
sorge för  den  Einzelnen  nach  vielen  Richtungen  vom  Staate  und 
derGremeinde  übernommen  worden  ist**,  nicht  mehr  dieselbe  Be- 
gründung anfuhren  lässt,  wohingegen  die  Substitution  eines  staat- 


**  Vgl.  VON  Scheel,  Erbschaftssteuern  und  Erbrechtsreform,  2.  Aufl. 
187Ö,  S.  47.  Diese  Abhandlung  war  m.  W.  die  erste,  welche  die  Erbschafts- 
«tener  aas  dem  Erbrecht  des  Staates  ableitete. 
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liehen  Erbrechts  gerade  aus  dem  erwähnten  Grande  gerechtfer 
erscheint.  Das  natürliche  Erbrecht  ist  in  England  schon  ohnf 
verschwunden.  Nicht  nur  ist  das  Pflichttheilrecht,  wie  oben 
läutert;  allmälig  beseitigt  worden;  es  gibt  auch  keine  sonst 
Schranken  gegen  die  Willkür  des  Vermögensvergebers,  der  i 
unter  Lebenden  unbeschränkte  Schenkungsbefugniss  hat  und  i 

• 

einmal  als  Verschwender  entmündigt  werden  kann.  EJs  wäre  ( 
nach  richtig  gewesen  ^  zu  sagen  ^  dass  das  Gesetz  eine  Real 
gegen  den  extremen  IndividuaUsmus  der  englischen  Rocht 
Wickelung  bedeutet  und  eine  Rückkehr  in  der  Richtung  nach 
Zustande,  wo  das  Vermögen  nicht  in  der  Verfügungsgewalt 
Einzelnen  stand,  sondern  einem  zwar  beschrnnkten  Gemeinw« 
aber  doch  immerhin  einem  Gemeinwesen :  —  der  Familie  geh 
Es  hätte  ferner  angefühii  werden  können,  dass  die  T( 
freiheit,  wie  aus  der  obigen  Darstellung  ersichtlich  ist  —  w 
stens  soweit  es  sich  um  bewegliche  Habe  handelte  —  einge 
wurde,  um  Erblasser  in  die  Lage  zu  setzen,  einer  öffentli 
Anstalt,  d.  h.  der  Kirche,  Vermögen  zuzuwenden  und  dass 
die  Kirche  zu  der  Zeit,  in  der  diese  Gewohnheit  aufkam,  ( 
grossen  Theil  der  heute  dem  Staate  zufallenden  Aufgabei 
namentlich  die  Pflege  von  Wissenschaft  und  Kunst  —  allein 
trat.  Vielfach  scheint  sich  sogar  durch  Ürtsgebrauch  ein  F6 
theilsrecht  der  Kirche  ausgebildet  zu  haben,  wenigstens  er^ 
Glanville  *^  die  Gewohnheit  der  Kirche,  ein  Vermächtniss  z 
lassen,  in  derselben  Weise  wie  die  Gewohnheit,  dem  Leims) 
die  beste  bewegliche  Sache  zu  vermachen  —  die  in  der  üi 
des  Besthauptrechts  noch  heute  an  vielen  Orten  erhalten  ist 
dem  Rechtsnachfolger  des  ursprünglichen  Lehnsherrn  beim 
des  auf  seiner  Gutsherrschaft  ansässigen  Grundbesitzers  einer 
Spruch  auf  das  beste  Stück  Vieh  gibt.  —  Was  djis  unbewe) 
Vermögen    betrift't,   so  waren   zur  Zeit   des  Lehnsrechts   be 
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a.  a.  <).  1.  7,  ca]).  5. 
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Uebemahme  eines  Grundstücks  nach  dem  Tode  des  letzten  Vasallen 
nicht  nur  Gebähi*en  an  den  Lehnsherrn  zu  zahlen;  der  Eintritt  in 
das  lehnsrechtlicbe  Verhältniss  begründete  überhaupt   eine  Reihe 
theilweise   höchst   lästiger    öflfentlich-rechtlicher  Pflichten.     Diese 
Pflichten  sind  allmäUg  in  Geldabgaben  umgewandelt  worden  und 
liei    der  Abschaffung    des    Lehnswesens    im  Jahre    1660    (durch 
12  Cor.  II,  cap.  24)  wurde  der  Wegfall  der  aus  diesen  Abgaben 
der  Krone  zufliessenden  Einnahmen  durch  Einführung  der  Accise 
ersetzt,  d.  h.  durch  eine  Besteuerung  der  von  den  breiten  Massen 
des  Volks   verbrauchten   Gegenstände.     So    wurde    allmälig    das 
Grundeigenthum  der  mit  demselben  in  Zusammenhang  stehenden 
öffentlich-rechtlichen  Aufgaben   entledigt   und   in  ein  rein  privat- 
rechüiches  Institut  verwandelt.   Auch  hier  bedeutet  die  Erbschafts- 
steuer die  Rückkehr  auf  eine  früher  begangene  Bahn. 

Den  festländischen  Anschauungen  widerspricht  der  Umstand, 
tUss  die  Hauptsteuer  von  der  Masse  und  nicht  vom  Anfall  er- 
hoben wii'd  und  daher  Kinder  ebenso  wie  entfernte  Verwandte 
oder  Fremde  betrifft.  Man  spricht  von  einem  „Recht  der  Kinder", 
das  dem  Recht  des  Staats  vorangeht**.  In  England  kann  diese 
Anschauung  nicht  mit  derselben  Zuversicht  ausgesprochen  werden, 
weil  die  bestehende  Rechtsordnung  den  Kindern  überhaupt  keinen 
Anspruch  auf  einen  Antheil  am  väterlichen  Nachlasse  gewähi*t 
ttod  auch  thatsächlich  namentlich  bei  grösseren  Vermögen  häuftg 
einzelne  Kinder  wenig  oder  gar  nicht  berücksichtigt  werdeil,  um 
den  ältesten  Sohn  möglichst  in  die  Lage  zu  setzen,  den  Glanz  des 
Namens  zu  erhalten,  wie  ja  auch  beim  Grundbesitz  in  Ermange- 
lung letztwilliger  Verfügungen  noch  immer  das  Primogeniturrecht 
l>esteht,  das  auch  regelmässig  die  Grundlage  der  Fideikommiss- 
I>e8timmungen  ist.  Man  kann  also  jedenfalls  in  England  nicht 
^on  einem  Eingriff  in  eine  eingewurzelte  Volksanschauung 
sprechen. 


**  So  z.  B.  BkrnuÖft,  Zur  Reform  des  Erbrechts.  Vgl.  auch  von  Schekl 
'•».<>.,  S.  35. 


[ 
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Gegen  Progressivsteüern  wird  der  Einwand  erhoben, 
wenn  einmal  der  Grandsatz  anerkannt  ist^  sich  keine  Grenzen  {( 
stellen  lassen,  aber  derartige  Argumente  haben  für  praktis 
Politiker  keine  Bedeutung.  Denn  die  Grenzen  für  jede  Beste 
rung  ergeben  sich  aus  den  im  gegebenen  Augenblick  massgeben 
Anschauungen  und  nicht  aus  logisch  feststellbaren  Regeln. 

Die  neue  Estate  Dutv  geht  von  der  Anschauung  aus,  ( 
die  Ausgaben,  welche  der  Staat  für  die  nationale  Sicherheit  r 
Innen  und  nach  Aussen  macht,  am  Meisten  den  Besitzendei 
Gute  kommen  und  es  daher  gerecht  ist,  dass  sie  den  Hauptl 
tragen,  dass  aber  das  Quantum  des  Besitzes  sich  im  Momente 
Todes  am  Besten  ermitteln  lässt.  Sie  besteuert  daher  nicht 
Erben,  sondern  den  Erblasser.  Die  Besteuerung  des  An 
betrifft  die  Erben  und  dabei  kann  der  Gesichtspunkt  der  Min 
besteuerung  der  Verwandten  zur  Geltung  kommen.  Die  Beuri 
lung  dieser  Grundsätze  hängt  in  letzter  Linie  von  den  Anscl 
ungen  ab,  welche  der  Beurtheiler  über  die  Aufgaben  des  St 
und  der  Volkswirthschaftspolitik  hat,  und  kann  daher  in  erspr 
lieber  Weise  nui*  als  Theil  einer  viel  weitgehenderen  üntersucl 
unternommen  werden.  Aber  wie  sie  auch  ausfalle,  die  Wicl 
keit  der  Thatsache,  dass  diese  Grundsätze  von  der  Gesetzgel 
des  Vereinigten  Königreichs  anerkannt  wurden  und  aller  Voi 
sieht  nach  —  wie  dies  bei  derartigen  Gesetzen  zu  geschehen  p 
—  in  vielen  Theilen  des  britischen  Weltreichs  ebenfalls  in  die 
setzgebung  eindringen  werden,  kann  auch  für  andere  Länder 
weitgreifende  Bedeutung  haben. 
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B  Geltendmachung  des  Flacet  nach  bayerischem 

Verfassungsrecht. 


Von 

Dr.  R.  Nicklas  in  Kempten. 


In  dem  Streite,  der  sich  um  die  bayerische  Kirchenfrage 
Qtsponnen  hat,  bildet  der  Begriff  der  Hoheitsrechte  des  Staates 
egenüber  der  Kirche  den  wichtigsten  Gegenstand  der  Differenzen, 
nd  innerhalb  dieses  Gebietes  erhoben  sich  bis  in  unsere  Tage 
erein  über  keinen  Theil  der  staatlichen  Massregeln  lautere  und 
fthlreichere  Beschwerden  der  kathohschen  Kirchenbehörden  als 
ber  das  placetum  regiuni '. 

Deshalb  ist  am  meisten  gerade  diese  Einrichtung  erörtert 
worden,  und  die  mit  ihr  zusammenhängenden  Probleme  haben 
fleht  nur  die  Kirchenoberen  und  die  Vertreter  der  Staatsregierung, 
ondem  weite  Kreise  des  Volkes  bewegt.  In  der  Landtagsperiode 
'8n72  und  gelegentlich  der  Denkschrift  des  bayerischen  Epi- 
skopates vom  14.  Juni  1888  in  der  Landtagsperiode  1889/90  ist 
üe  Frage,  ob  sich  das  placetum  regium  auch  auf  Dogmen  be- 
gehe, zum  Gegenstande  eingehender  Diskussionen  gemacht  worden ; 
häufiger  noch  sind  die  Untersuchungen  darüber  gewesen,   welche 

'  Vgl  aus  der  nenesteu  Zeit  den  Syllabus  coniplectens  praecipuos 
»strae  aetatis  errores  vom  8.  Dez.  1864,  No.  28  und  No.  41  und  die  vati- 
^»oiiche  Konstitution  Pastor  Aetemua  vom  18.  Juli  1870,  c.  3. 
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(f runde  in  abstracto  für  und  welche  gegen  eine  solche  Einrick- 
tung  spreclien,  ob  überhaupt  eine  präventive  Handhabung  des  ins 
circa  Sacra  mit  der  Freiheit  des  kirchHchen  Handelns  verträglidi 
niclit  vielmehr  nur  eine  repressive  der  ganzen  modernen  staati- 
rechtlichen  Entwickehmg  entsprechend  sei,  und  nur  eine  poliüsche 
Priicht  des  Staates  bestehe,  sich  gegenüber  Verordnungen  te 
Ivirchengewalt,  die  unter  Verletzung  seiner  Rechte  ergehen,  ä 
A^ertheidigungszustand  zu  setzen. 

Eine  andere  Frage,  die  m.  W.  bisher  in  der  Litteratur  zwir 
angedeutet-,  aber  nicht  besprochen  worden  ist,  soll  im  Folgende 
behandelt  werden :  Ist  nach  bayerischem  Kirchenstaatsrechte  die 
Staatsregierung  lediglich  berechtigt  oder  aber  auch  verpflichtet,  ät 
Einholung  des  landesherrlichen  Placet  von  der  Kirchengewalt  a 
verlangen  ? 

Aus  dieser  Fragestellung  erhellt  einmal,  dass  es  sich  dabei 
um  die  Recht spHicht,  nicht  um  die  politische^  Pflicht,  die  Eii- 
holung  des  Placet  zu  verlangen  handelt,  und  dann,  dass  eine  Ant- 
wort auf  die  Frage  nur  de  lege  lata,  nicht  de  lege  ferenda  p- 
geben  werden  kann. 

''  Seydkl,  Bay(»ri8ches  Staat«<rocht,  Bd.  VF,  Freibuiy  i.  B.  1892,8.11 
Anni.  4. 

Kedr  {\vs  Staatsiniiiisters  Dr.  von  Lutz  in  der  Kaminor  der  Abgwr^ 
litten  1881;h2  Boil.  M.  II [,  S.  303,  Sp.  2. 

'  Ab^.  Froilion*  von  Lkrchenfeld  spricht  uiir  von  politischen  PÜidrt«, 
wnin  <T  in  seiner  Kedc  in  der  Sitznng  der  Kammer  der  AbgeordDeten  «■ 
7.  Xov.  18b9  aus  eiuoni  Vntum  <les  Miuisterrathes  der  Zeit  der  Konkfirf«*" 
vj'rliandlunyon  den  Satz  zitiHe:  „Dio  Reclito  (ier  Rc«(euteii  in  kirchli^ 
An«:clo*renlieit<'n  sind  ni«'lits  als  die  Pflichten,  welche  denselben  «bliegeOi  ** 
ihnen  von  «lor  Vtjrsehun/j;  anvcrtraut<'n  Völker  ^egeu  die  Herrschtucht  Jff 
'^^M'st liehen  Hehiirden.  ^0jZ<n  die  Anniassungen  jeder  Art  von  GcwisscnttWinfi 
j^cjren  die  Eintiihrinij^'  talscher  nnd  verderblieher  religiöser  Grundsätze  .  •••• 
/u  wahren"*.     Sten.   Her.  IV.  S.  177. 

l)er  liäuliLr  aufgestellte  allj^^enu'iue  Satz,  der  Staat  habe  nicht  üvr  ^ 
Keeht,  «jonderu  au<'li  die  Pflieht,  datur  zu  sorgen,  nc  «juid  dotrimenti  rtsf*' 
hVu'ii  patiatur  liat  es  «hcnfalls  nicht  mit  einer  Hechtsptlicht  zu  thnn. 

Ihi^rojron  .Fkllinkk,  System  der  subjektiven  öftentlichen  Rechte.  FW^ 
iMirjr  i    H.  1892,  S.  192. 
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laekte  and  Pflichten  des  SfTentlichen  Rechts  und  das  Verhältniss 

zwischen  beiden. 

Nur  dann^  wenn  die  Staatsgewalt  zu  einem  Thun  oder  Unter- 
bssen  rechtlich  verpflichtet  ist,  kann  für  ein  Individuum  ein  sub- 
fiitives  öflFentliches  Recht  bestehen.  Der  daraus  sich  ergebende 
chluss  von  der  Existenz  eines  subjektiven  öflfentlichen  Rechtes 
js  Individuums  auf  eine  Rechtspflicht  der  Staatsgewalt  ist  jedoch 
seiner  Umkehrung  nicht  in  jedem  Falle  richtig.  Nicht  jeder 
echtspflicht  der  Staatsgewalt  entsprechen  subjektive  öffentliche 
echte  des  Individuums.  Z.  B.  ein  Gesetz  statuirt  Gewissens - 
eiheit,  ein  anderes  Oeffentlichkeit  der  Gerichtsverhandlungen,  ein 
ittes  bestimmt,  dass  Eisenbahnen  gebaut  werden  müssen,  aber 
linem  Individuum  erwächst  aus  einem  solchem  Gesetze  ein  gegen 
jn  Staat  geltend  zu  machendes  besonderes  Recht.  Man  spricht 
solchen  Fällen  von  Reflexen  der  Normen  des  öffentlichen 
«chtes.  Wann  freilich  solche  Reflexe,  und  wann  wirkliche  sub- 
ktive  öffenthche  Rechte  aus  Normen  des  objektiven  Rechtes 
MTorgehen,  ist  kontrovers^. 

Hier  genügt  es  zu  konstatiren,  dass  nicht  jede  offen tlich- 
schthche  Pflicht  ein  subjektives  öffentliches  Recht  begründet. 

Aber  auch  in  einem  anderen  Sinne  sind  öffentliches  Recht  und 
lentliche  Pflicht  nicht  korrekte  Begriffe,  und  das  ist  für  die 
iriiegende  Aufgabe  von  Bedeutung:  auch  in  der  Person  des 
(igers  des  subjektiven  öffentlichen  Rechtes  selbst  begründet  das 
ztere  durchaus  nicht  immer  eine  Pflicht  ^,  und  es  ist  der  Satz, 


*  Auf  diese  Grenzbestimmimg  hier  eiuzugehen   ist  nicht  notliweudig. 

•'*  Wenn  Wallaschek,  Studien  zur  Rechtsphilosophie,  Leipzig  1889, 
2  sagt:  „Jedes  subjektive  Recht  ist  niindich  Rochtspflicht  und  Berechti- 
I  zagleich  und  zwar  nicht  nur  in  doni  Sinne,  dass  der  Berechtigung  auf 
pinen  Seite  eine  Pflicht  auf  der  andereu  Seite  cutspricht,  sondern  auch 
entlieh  in  dem,  dass  auf  einer  und  derselben  Seite  Pflicht  und  Berechti- 
'  vorkommen**,  so  verfolgt  er  einen  ganz  anderen  Gedanken  als  den  im 
e  hIs  unrichtig  bezeichneten,  er  stellt  dem  Rechte  nicht  die  Pflicht  zur 
boni;^  des  Rechtes,  zur  That  gegenüber,   sondern,  indem  er  das  subjek- 
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dass  Privatrechte  zwar  keine  Rechtspflichten  begründen  ^ 
öffentliche  Rechte  jedoch  nicht  verzichtet  werden  könne,  in  bei 
Theilen  nicht  richtig:  das  Recht  des  Verlagsbuchhändlers 
dem  Verlagsvertrage  ist  für  ihn  zugleich  Rechtspflicht,  währ 
ein  Verzicht  auf  das  Recht  der  Krone  zulässig  ist.  Die  Fr 
die  uns  beschäftigt,  kann  also  nicht  mit  Hilfe  des  oft  i 
gesprochenen  Satzes,  jedes  Recht  der  öffentlichen  Rechtsordn 
sei  zugleich  Pflicht,  zu  einer  raschen  und  einfachen  Lösung 
bracht  werden. 

Das  placetum  regium  in  Bayern  vor  dem  Erlasse  der  1 
fassung.    Abhängigkeit  der  rechtlichen  Natur  eines  Kird 
hoheitsrechtes  von  dem  jeweiligen  Verhältniss  zwischen  St 
und  Kirche.    Die  Vorschrift  der  Verfassung. 

Die  Geschichte  des  placetum  regium  in  Bayern  bewegt  i 
im  Rahmen  der  Geschichte  der  bayerischen  Kirchenhoheitsrec 

In  der  ältesten  Zeit  unter  den  Stammesherzögen  und  zu 
Zeit,  als  Bayern  eine  Provinz  des  fränkischen  Reiches  bild 
war  die  Kirche  vom  Staate  vollständig  verschlungen,  der  S 
war  gewissermassen  die  Kirche,  er  bestimmte,  was  zur  Erreich 
der  Zwecke  der  Kirche  geschehen  sollte.  Für  dasjenige,  was 
heute  Kirchenhoheitsrechte  nennen,  war  da  kein  Raum,  ¥rissen 
doch,  dass  die  Herzöge  und  die  fränkischen  Könige  das  E« 
übten,  Synoden  zu  berufen  und  den  Vorsitz  auf  ihnen  zu  füh 
Treffend  vergleicht  daher  ein  Schriftsteller  den  Rekurs  an 
Staat  wegen  Missbrauches  der  geistlichen  Amtsgewalt  im  damal 
fränkischen  Reiche  mit  einem  Kompetenzkonflikte  zwischen 
staatlichen  Gewalten^. 

Das  änderte  sich,  als  im  11.  Jahrhundert  Papst  Gregor 

tive  Recht  als  eine  Grenze,   eine  Sphäre,    bezeichnet,    die  Pflicht  zur  i 
liehen  Betrachtung. 

'•  Frieüberg,    Die  G ranzen  zwischen  Staat  und  Kirche  uiid  die  <i 
tioen  gegen  deren  Verletzung.     Tübingen  1872,  S.  27  ff. 
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Universalreich  der  abendländischen  Kirche,  das  kirchen- 
itische  System  des  Mittelalters,  welches  auf  der  üeberordnung 
Barche  über  den  Staat  beruht,  inaugurirte.  Später,  im  12. 
1  im  13.  Jahrhundert  gelangte  dieses  System  unter  den  Päpsten 
lozenz  in.,  Innozenz  IV.  und  Bonifaz  VIII.  zur  Ausbildung, 
ter  dem  letzteren  sogar  zur  dogmatischen  Formulirung  in  der 
ifle  Unam  Sanctam  vom  Jahre  1302.  Die  kirchliche  Strafe 
ISS  vom  Staate  exequirt  werden.  Auf  den  Wink  des  Priesters 
t  das  weltliche  Schwert  die  Scheide  zu  verlassen,  sagt  Boni- 
:  VIII.  in  der  genannten  Bulle.  (De  maioritate  et  oboedientia, 
ctravag.  commun.  1,  8.)  Auch  in  Bayern  herrschte  unter  der 
^erang  der  Weifen  diese  kuriale  Auffassung. 

Erst  in  der  nun  folgenden  Periode  einer  Reaktion  gegen  das 
ipalsystem  ergreift  die  Staatsgewalt  im  Kampfe  mit  der  Kirche 
ftssregeln,  von  denen  sich  manche  im  Allgemeinen  wenigstens 
it  den  sog.  Earchenhoheitsrechten  decken,  in  dieser  Zeit  finden 
r  auch  die  erste  Spur  eines  placetum  regium^. 

Dass  jedoch  diese  Massregeln  einen  Bestandtheil  der  damaligen 
echtsordnung  gebildet  hätten,  lässt  sich  nicht  behaupten,  viel- 
dir  wurden  sie  in  jener  Zeit  des  Kampfes  zwischen  Kaiserthum 
id  Papstthum  unter  Ludwig  dem  Bayer  entsprechend  der  Art 
BB  Kampfes,  der  sich  weniger  auf  dem  Rechtsboden,  als  auf  dem 
Men  der  Macht  bewegte,  mehr  willkürUch  geübt. 

Den  Charakter  des  Rechtssatzes  empfangt  das  placetum 
agiom  anter  Georg  dem  Reichen®,  der  in  der  Landesordnung 
m  1491  bestimmt,   dass  „ainich  preves  bullen    oder   anders    in 


'  Die  weltliche  Obrigkeit  respektirte  nicht  mehr  ohne  weiteres  jede 
LkommaoikatioD,  sondern  behielt  sich  ein  Urtheil  über  deren  Rechtmässig- 
tt  vor. 

Frikobebo  a.  a.  0.  S.  59. 

•  Die  Rede  des  Staatsininisters  Dr.  Freiherm  von  Lutz  in  der  Sitzung 
•  Kammer  der  Abgeordneten  vom  6.  Nov.  1889,  Sten.  Ber.  IV,  S.  160, 
t  eine  üebersicht  der  bayerischen  Gesetze  und  Verordnungen  über  das 
cetum  regiom  von  Georg  dem  Reichen  an. 
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unserm  Land  an  die  Kirchthür  oder  ander  ende  heymlick 
oflfenlich  on  unserer  willen  und  wizzen  anzeschlagen  oder  zi 
künden"  '**  verboten  ist  ^^ 

Die  Missstände  in  der  Kirche  zur  Zeit  der  Reform 
veranlassten  die  bayerischen  Herzöge  in  ihrem  Streben^  den& 
Einhalt  zu  thun,  soweit  zu  gehen,  dass  sie  das  Eirchenregii 
das  ins  in  sacra  selbst,  sich  beilegten  und  die  kirchlichen 
gelegenheiten  des  Landes  ihrer  eigenen  Leitung  durch  das  3 
einer  ihnen  untergebenen  Behörde,  des  1557  gegründeten  ^ 
gions-  und  Geistlichen  Lehenrathes'*  unterstellten.  Es  he 
damit  eine  Periode  des  landesherrHchen  Kirchenregimentes, 
sich  von  dem  der  protestantischen  Territorien  nur  dadurch  u 
scheidet,  dass  bei  den  Protestanten  das  Kirchenregiment 
theoretisch  lediglich  dem  Landesherrn  zukommt,  während  ii 
katholischen  Kirche  der  damaligen  Zeit  eine  konkurrirende  J 
(liktion  der  Bischöfe  und  der  Landesherren  anerkannt  wurd 

Die  Thätigkeit  der  erwähnten,  seit  1573  „Geistlicher  E 
genannten  Behörde .  der  die  Handhabung  der  Kirchenhol 
rechte  im  Allf^emeinen  oblag,  interessirt  deshalb  nicht  weiter, 
gerade  das  ])lacetum  regium  sich  unmittelbar  in  den  Handel 
Herzöge,  also  ohne  Mitwirkung  des  Geistlichen  Rathes 
entwickelte. 

Es  würde  für  den  hier  verfolgten  Zweck  nutzlos  sein 
zu  blossen  Wiederholungen  gegenüber  den  Werken  von  E.  M 
und  Rkiniiaki)  führen,  wenn  jede  uns  überlieferte  Anwendung 
placetuni  regium  angeführt  "werden  wollte.  Nur  die  wei 
Fälle,  welche  zur  historischen  Beleuchtung  der  Frage  einen 
trag  liefern,  sollen  bt^rücksichtigt  werden. 

"  Ahut^lruckt  bei   Frieihikro  a.  a.  O.  S.  64. 

'"  l'in  «lii'scil)»'  Zoit  wurde  aiicl»  in  andereu  Staaten  I)eiit8chlan< 
l»riivtMiti\«'  Uan(llial>iinü  «b'T-  staatlicluMi  Koiiti*olo  über  kirchliche  Gesetz 
«'r>ten  Male  m'sotzlicli  i;erep:t'lt.  s«>  in  «Irr  Klevischen  Landes« »rdniin 
14S*>  niul   n<H'h  triilier  in   Hran<l('nl>ur«r. 
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Den  Dekreten  des  tridentinischen  Konzils  wurde  in  Bayern 
:ra  res  fidel  die  staatliche  Anerkennung  y,  nicht  schlechthin  ge- 
hrt~.  «weil  die  bischöfliche  Publikation  allein  sine  placito  Regio 
u  liandesfürsten  nicht  binden  kann''*^ 

Das  placetuni  regium  in  dieser  Periode  hat,  wie  Reinhard  ^^ 
sführt.  den  Sinn,  dass  die  vom  Landesherm  nicht  gebilligten 
tkrete  und  Schlüsse  der  Kirchengewalt  von  ihm  nicht  zur  Publi- 
tion  zugelassen  zu  werden  brauchen,  mindestens  aber  denselben 
nichts  verpflichten  und  seinen  Rechten  in  keiner  Weise  prä- 
liziren  können.  Es  konnte  nicht  place tirten  kirchlichen  Gesetzen 
iblikation  und  Vollzug  verweigert  werden,  der  Landesherr  war 
er  auch  befugt,  wenn  er  wollte,  sie  publiziren  zu  lassen. 

Nicht  placetirte  Gesetze  hatten  die  Wirkung,  dass  sie  den 
iDdesherm  zu  nichts  verpflichteten,  also  placetirte  Gesetze  ver- 
ichteteu  ihn  zum  Vollzug;  nicht  placetirte  konnten  seinen 
achten  in  keiner  Weise  präjudiziren,  also  placetirte  hatten  prä- 
fizirende  Wirkung:  das  Gesuch  um  das  placetum  regium  war 
1  Gesuch  um  den  weltlichen  Arm,  und  Ertheilung  des  placetuni 
gimn  gleichbedeutend  mit  der  Ertheilung  des  weltlichen  Armes. 
IS  placetum  regium  war  ja  damals  kein  Sicherungsrecht  im 
iteresse  des  Staates,  sondern  ein  Bestätigungsrecht  des  Kirchen- 
gimentes  selbst  im  Interesse  der  Kirche  ^^. 


"  Friedrero  a.  a.  0.,  S.  268  Anm.  1. 

'*  Reinhard,  Die  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  von  Bayern.  Münclien 
M.  S.  20.  ♦ 

^  Diese  Auffassung  des  placetum  regfium  war  mit  der  im  deutsclien 
iehe  herrschenden  übereinstimmend.  Wenn  uns  auch  von  einer  rogel- 
ssigen  Wahrnehmung  des  placetum  regium  im  Reiche  nichts  überliefert 
so  \tezeugt  doch  gerade  die  einzige  ausführlichere  Nachricht  diese  IJebor- 
irtimmuDg.  Als  im  Jahre  1648  Innozenz  X.  in  der  Bulle  Zelo  Domus  Dei 
en  den  westphälischen  Frieden  protestirte,  machte  der  schwedische  Ge- 
lte £u  Xümborg,  Oxenstiema,  dem  Reichsdirektorium  eine  Vorstellung. 
imbe  erfahren,  dass  die  päi^stliche  Bulle  in  Wien  neu  gedruckt  und  durch 
apostolischen  Nuntius  ihr  Anschlag  an  allen  Kirchenthüren  befohlen 
d#»u    sei.     Dies  wäre   ein  weitaussehendes    und    dem  Tnstrumentiini   i)Hcis 
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Die  folgende  Zeit  ist  insoferne  merkwürdig,  als  weder  in  di 
Streitigkeiten  Wilhelm  V.  mit  den  Bischöfen  und  der  Kurie,  no< 
in  dem  1583  zwischen  dem  Herzoge  und  den  bayerischen  Lande 
bischöfen  abgeschlossenen  Konkordate  des  placetum  regium  EIrwä 
nung  geschah.  Bezüglich  der  Kirchenhoheitsrechte  im  Allgemein« 
ist  zu  bemerken,  dass  sie  noch  in  der  im  Laufe  des  genannten  Streit 
von  den  herzoglichen  Käthen  abgefassten  Kechtfertigungsschri 
auf  päpstliche  Verleihung  gegründet  wurden  —  eine  Theorie,  di 
die  oben  bezeichnete  Auffassung  des  placetum  regium  als  ein« 
im  Interesse  der  Kirche  erfolgenden  Ertheilung  des  weltliche 
Armes  von  Seite  des  das  landesherrliche  Kirchenregiment  aa 
übenden  Herzogs  entspricht  —  während  in  der  bald  daruil 
folgenden  von  den  nämlichen  Käthen  abgefassten  Erwiderung  u 
die  bischöflichen  Beschwerden  eine  andere  Konstruktion,  dieZ» 
rückführung  auf  die  sich  auf  die  Kirche  mit  erstreckende  Laode» 
hoheit  an  die  Stelle  trat. 

Mit  dem  seit  dem  Tode  des  Kurfürsten  Max  I.  ohne  ii» 
drücklichen  V^erzicht  des  Landesherrn  sich  allmählich  YollziebeDdei 
Zurückftillen  des  Kirchenregimentes  an  die  Kirchengewalt  beginnt 
eine  neue  Periode  des  bayerischen  Kirchenstaatsrechtes,  die  Kiitb 
bleibt  Landeskirche,  allein  der  Staat  identifizirt  sich  und  sein 
Zwecke  nicht  mehr  mit  der  Kirche  und  deren  Zielen,  die  Staati- 


höchst  präjudicirliches  Wo r k ,  wehrhem  man  bei  Zeiteu  begegneo  m5Ä 
Friedberg  a.  a.  0.,  8.  89. 

Zur  Charakterisirung  «les  Verhältnisses  von  Staai  irnd  Kirche  in  je«i 
Zeit  im  Gegensätze?  zur  folgenden  Periode  und  insbesondere  zur  Gegenvtfi 
dient  es  zu  wissen,  dass,  wie  Frikdbkrg  an  einer  Reihe  von  Belegen  Ut 
fuhrt,  vom  deutschen  Reiche  auch  die  Verhängung  kirchlicher  Censuren  *• 
Motiven,  die  von  Keichswegen  für  unzulässig  erkannt  waren,  nicht  gednkkl 
wurde,  dass  grundsätzlich  seitens  der  Reichsgerichte  von  Reichswegen  fö< 
li(^he  Urtheilc  nur  dann  exequirt  wurden,  wenn  sie  sich  von  der  formellci 
und  materiellen  Richtigkeit  des  IJrtheiln  überzeugt  hatten,  und  dftM  and 
ohne  Anrufen  seitens  des  geistlichen  Richters  dessen  Sentenz  auf  fiegdm 
der  siegenden  Pnrtei  ohu(!  Weiteres  durch  die  Reichsbehörden  voUiofC 
wurde. 


i 
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gewalt  nimmt  für  sich  das  Recht  in  Anspruch,    die  Eeligion  zu 

ßrdem,  nicht  mehr  im  Interesse  der  Kirche,  sondern  im  Interesse 

iee  Staates  selbst,    also   wenn    es  die   Umstände    zu  verlangen 

acbeinen,  durch  Massnahmen,   die   direkt  gegen   den  Willen  der 

Kirchengewalt   gerichtet  sind.     Dieses  neue  System,   der   Terri- 

torialismus,   führte  dazu^  das  Gebiet   des  Staates  von   dem   der 

Kirche  abzugrenzen^  und  zwar  ist  es  der  Staat  selbst,  der  diese 

Grenzbestimmung  Yornimmt;  dazu  dient  ihm  nun   vor  allem  das 

j  fhcetum    regium.      Durch    diese  Aenderung    des    Systems,    das 

■cht  mehr   darin  gipfelte^    den  Anordnungen   der  Kirche  durch 

die  staatliche  Genehmigung  und  ihre  Konsequenz,  den  welthchen 

Ann,  Nachdruck  im  Interesse  der  Kirche  zu  verleihen,  sondern 

bezweckte,  das  Gebiet  des  Staates   von  Uebergrift'en   der  Kirche 

tm  zu  erhalten,  erhielt  das  placetum   regium   eine   ganz   andere 

KrbuQg.    Aber  eines  bUeb^  und  das  bedarf  der  Betonimg:  auch 

jetzt  hatte  diese  Massregel  den  Sinn,  dass  kirchliche  Gesetze  für 

den  Staat  erst  durch  dessen    Genehmigung  verbindlich  werden, 

also  immerhin  verbindlich  werden**. 

Auch  in  dieser  Periode  kann  demnach  der  Landesherr 
dalden,  dass  Verfügungen  der  Bjrchengewalt,  die  nicht  placetirt 
ibdy  verkündet  und  vollzogen  werden  und  kann  diese  Yerkündung 
^  Vollziehung  selbst  anordnen :  das  placetum  regium  ist  das 
Becht  des  Landesherm,  gewisse  Verfugungen  der  Kirchengewalt 
mr  dann  zur  Verkündung  und  zum  Vollzüge  zuzulassen,  wenn  er 
^  geprüft  und  gebUligt  hat,  die  Prüfung  aber  erstreckt  sich,  wie 
Beivhaiu)  annimmt,  bei  den  Erlassen  der  ausländischen  geist- 
lichen Behörden  ledigUch  auf  die  Frage  der  Zweckmässigkeit,  bei 
4eDen  der  inländischen  auf  die  Frage,  ob  der  Erlass  landesherr- 
Bechte  verletzt,   um  verfassungsmässig   anerkannte  und  ge- 


**  Vgl.  s.  B.  Dekret  von  1729  bei  Fretberg,  Praginatische  Ocschichtc 
%ar  bttjerischen  Geseizgebong  und  Staatsverwaltung  seit  den  Zeiten  Maxi- 
luluui  L,  S.  136  und  Frikdbbrg  a.  a.  0.,  S.  240:  „Zur  Exekution  jeder  Bulle 
iiftt  neben  dem  Bischof  auch  der  Landesherr  mitzuwirken". 

Arehir  für  öffentliches  Reoht.  X.  S.  ^3 
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währleistete  Rechte  Dritter  handelt  es  sich  nicht.  Z^reckmässige 
d.  h.  im  Sinne  des  Territorialismus  für  den  Staat  zweckmässige 
kirchliche  Erlasse  konnte  selbstverständlich  der  Staat  aach  toü- 
ziehen  lassen^  ohne  dass  er  um  das  placetum  regium  gebeten 
worden  war,  denn  die  Einholung  desselben  sollte  ihm  nur  & 
auch  sonst  kraft  spontaner  Kontrole  vorhandene  Möglichkeit  einer 
aufsichtlichen  Prüfung  erleichtem.  LandesherrUche  Bechte  aber, 
um  deren  Verletzung  es  sich  bei  der  zweiten  Kategorie  handelte^ 
durch  Publikation  und  Exequirung  eines  nicht  placetirten  Geseties 
in  einem  einzelnen  Falle  einmal  verletzen  zu  lassen,  wehrte  dem 
Landesherrn  kein  Rechtssatz. 

Dass  Bayern  im  18.  Jahrhundert  mit  dieser  soeben  bezeich- 
neten  Aufiassung  des  placetum  regium  nicht  allein  stand,  sondern 
dass  auch  anderwärts  das  placetum  regium  nichts  anderes  wir, 
als  ein  Gesuch  um  den  weltlichen  Arm,  sehen  wii*  aus  Van 
Espen,  Tractatus  De  promulg.  leg.  eccl.  Bruxellis  1712,  Pars  II, 
Cap.  3  §  4  S.  59:  Quin  imo  praxis  communis  obtinet,  ut  Pkd- 
tuni  Regium  in  Auditoriis  Kegiis  expodiri  non  consueverit,  ma 
prius  Litterae,  (^  u  a  r  u  m  e  x  e  c  u  t  i  o  p  e  t  i  t  u  r,  communiceotor 
officio  Fiscali  etc. 

Ijaukent,  Vax  Espex,  Paris  186(),  S.  87  führt  aus:  Quand, 
au  X\7I'  siocle,  les  bulles  contre  Jansenius  mirent  les  Pays-Btf 
en  feu,  un  de  nos  meilleurs  jurisconsultes,  Stockmans,  professear 
en  droit  a  liouvain,  publia  un  traite  sur  le  placet,  oü  il  etablifr 
sait  (1  u  e  les  bulles  pontificales  n'etaient  obli- 
gatoires  (ju'apri'S  leur  publication  autorisee 
j)  a  r  1  e  g  o  u  v  e  r  n  e  m  e  n  t. 

Dieser  Auffassung  gemäss  ist  auch  in  zahlreichen  Eällen  in 
der  Geschichte  auf  die  Einholung  des  placetum  regium  thatsäch- 
Hell  verzichtet  worden.  So  sagt  Laurent  a.  a.  0.  S.  99:  Un 
decrct  de  riiKjuisition  prohiba  les  Lettres  Provinciales".    Nach 

*^  Gemeint  ist  «las  in  den  Jahren  1656  und  1657  erscbienene  Werk 
Pascals  „Les  Provinciales". 
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tnäckigem  Kampfe  zwischen  dem  Staatsrath  von  Brabant 
useil  soaverain  de  Brabant)  einerseits  und  dem  Nuntius  und 
Bxander  VII.  andererseits  kam  es  so  weit,  dass  Philipp  IV. 
A  Spanien  nachgab  und  das  genannte  Dekret  ohne  Placet 
bliziren  Hess:  7,Sur  ce  faux  expose  (nämlich  des  internonce,  der 
sgeföhrt  hatte,  dass  das  Placet  nur  gefordert  sei  in  den  matiöres 
B^ciales  et  d'interet  prive)  et  pour  complaire  au  saint-siege, 
hOippe  IV.  ordonna  la  publication  du  decret  qui  avait  souleve 
r  si  longs  debats,  sans  qu'il  füt  revetu  du  placet". 

Aus  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts,  in  welcher 
ni  die  in  der  Litteratur  von  van  Espen  '®  in  den  Niederlanden 
id  von  dem  Weihbischofe  Nicolaus  von  Hontheim  *^  vor- 
nommene  Systematisirung  der  Kirchenhoheitsrechte  auch  in 
ijem  Eingang  fand,  ist  vor  allem  zu  erwähnen  §  11  der  im 
June  1802  anonym  erschienenen  Schrift  „Ueber  die  landesherr- 
^n  Gerechtsame  in  geistlichen  Sachen  nebst  ihren  verschie- 
JBen  Modificationen  und  ihrer  Ausübung  in  Baiern"  :  „Keine 
isüiche  Verordnung  fiihrt  äussere  bürgerliche  Wirksamkeit  mit 
\kj  wenn  sie  nicht  das  placetum  regium  an  der  Stirne  trägt" 
lg.  e  contr.  eine  geistliche  Verordnung  führt  bürgerliche  Wirk- 
Iskeit  mit  sich,  sobald  sie  das  Placet  an  der  Stirne  trägt),  dann 
li  kurfürstlich  bayerische  Mandat  vom  30.  April  1770,  dessen 
Iv  interessirende  Worte  lauten  ^^:  „Liebe  Getreue!  Nachdem 
ii  Unserer  höchsten  Stelle  gnädigst  resolvieret  worden,  in  Un- 
len  Landen  zu  Bayern  und  der  oberen  Pfalz  gleich  anderen 
Aolischen  Staaten  keinerlei  geistliche  Verordnungen  und  Ge- 
ize ohne  vorausgehender  Unserer  landesherrlichen  Einsicht  und 
ignehmigung  fürohin  ad  effectum  bringen  zu  lassen,  so  befehlen 


■•  De  promulg.  leg.  eccles.  1712. 

De  reeursQ  ad  princ.  1724. 
"  Jnstini  Febronii  iariscoosulti  de  statu  ecclesiae  et  de  legitima  pote- 
ke  .  .  über  singalarifl  1763. 

**  DöLUNOKR,  Verord.  Sammlung  Bd.  VIII,  S.  64. 

13* 
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wir  hiemit  gnädigst^  dass  zur  Exekution  einig  bischöflicl 
Generalverordnungen,  wann  sie  nicht  vorhero  von  Uns  eingeseh 
und  zu  exequieren  anbefohlen  worden,  keii 
Hand  geboten  etc.". 

Ertheilung  des  placetum  regium  war  also  damals  Gewähnu 
des  bracchium  saeculare.  Der  Wortlaut  dieser  Verordnung  m 
30.  April  1770  ist  so  ziemlich  in  den  Art.  4  der  Geistliche 
Rathsordnung  von  1779  übergegangen.  Von  dem  Verlangen  ck 
Einholung  des  placetum  regium  soll  nur  Umgang  genommc 
werden,  falls  sich  „alsbald  ergebe,  dass  solches  nicht  offenbar  m 
wesentlich  in  die  landesfürstlichen  Hoheitsrechte  eingreife,  wer« 
falls  die  Verkündung  oder  Anheftung  nicht  zu  erschweren  od« 
zu  behindern,  so  folgendes  Jus  cavendi  eben  nicht  strenge  gepflogc 
werden  solle,  sondern  alsdann  unverfänghch  jedoch  nachgesehe 
werden  mag". 

Wann  sich  ergebe,  „dass  solches  nicht  offenbar  und  weseol 
lieh  in  die  landesfürstlichen  Hoheitsrechte  eingreife",  wann  alsodi 
Voraussetzung  für  die  mildere  Handhabung  des  Jus  cavendi,  fl 
das  vorgeschriebene  Nachsehen  gegeben  war,  das  zu  entscheide 
stand  natürlich  im  Ermessen  der  Staatsgewalt;  es  geht  dam 
klar  hervor,  dass  die  Geistliche  Rathsordnung  von  1779  einen  Yd 
zieht  der  Staatsgewalt  auf  die  Vorlegung  einer  kirchlichen  V« 
Ordnung  zur  landesherrlichen  Einsicht   und  Genehmigung  keui 

Das  placetum  regium  hatte  damals  einen  doppelten  Zwed 
einmal  Beförderung  der  Religion  und  Handhabung  der  GlaubeM 
lehren  bei  dem  Volke  *^  —  die  Pflege   der  religiösen  Interessei 


*^  Geistliche  RathsorduuDg  von  1779  Art.  4.  ^Uod  ob  zwar  den  Ofi 
uariaten  als  unmittelbaren  Gerichten  in  pur  geistlichen  Sachen  die  g&Kk 
jxebende  Gewalt  von  Gott  direkt  und  ganz  unabhängig  von  der  welUi^ 
anvertraut  ist,  so  will  doch  in  einem  wohl  eingerichteten  Staate  die  gä 
Ordnunpf  erfordern,  dass  all  jenes,  was  hierin  geboten  werden  will,  aUea 
Seiner  Kurfürstlichen  Durchlaucht  als  Landesherrschaft  insinuieret  werde,  4 
mit  HöcliHtdieselben  gemäss  Höchstderoselbem  abhabenden  Schutzgewalt  dli 
Gottesdienst  und  die  Religion  im  Staate  befördern,  die  Hindemisse  aus  d( 
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Iche  bisher  Sache  der  Kirche  oder  doch  des  sich  mit  der 
rche  identifizirenden  Staates  gewesen  war,  wird  jetzt  vom  Staate 
\  solchem  in  die  Hand  genommen  —  und  dann  Abwehr  von 
lordnungen,  „welche  mit  der  Beförderung  der  zeitlichen  Glück- 
ügkeit  nicht  vereinbarlich  sein  dürften"  ^^.  Dem  erstgenannten 
irecke  entspricht  die  Wirkung  der  Ertheilung  des  Placet,  die 
rin  besteht,  dass  zur  Durchführung  des  placetirten  kirchlichen 
ssetzes  der  weltliche  Arm  gewährt  wird,  während  Verweigerung 
s  Placet  im  Hinblick  auf  den  anderen  Zweck  zur  Folge  hatte, 
SS  das  nicht  placetirte  kirchliche  Gesetz  vom  Staate  nicht  voll- 
gen  werden  musste. 

Eine  Verordnung   vom  15.  Februai*  1803^^  bestimmt  unter 

ff.  3:  „ist  dem  befragten  Fastenpatente  Unser  höchstes  Placet 

lange  zu  verweigern,  bis  sich   das  Ordinariat  Augsburg   dazu 

rstehen    wird,    die    nämliche    Fastendispensation    zu    ertheilen, 


ege  räomeD,  die  Glaubenslehren  bei  dem  Volke  handhaben  und  die  Un- 
liOFFamen  oder  Verächter  hierinnen   zur  Strafe  ziehen   lassen  mögen  etc." 

Ueber  die  Art  und  Weise  dieser  „Beförderung  der  Religion",  vgl.  den 
Bcess  mit  dem  Ordinariate  Augsburg  vom  Jahre  1785  Ziff.  7:  „Auf  be- 
behene  Ordinariatsanzeige  derenjenigen,  welche  auf  vorhergehende  wieder- 
ftlte  geistliche  Ermahnungen  dem  Kirchengeboth  der  österlichen  Beicht  und 
ommnuion  ein  Genügen  zu  leisten  sich  hartnäckig  sträuben,  wird  man  von 
indesherrschaftswegen  auf  beschehene  Anzeige  auch  mit  zeitlichen  Strafen 
i&hren  und  erst  bey  deren  Unverfange  zu  der  wirklichen  Exkommunikations- 
Uämng  schreiten". 

Georg  Karl  Matb,  Sammlung  der  Km^pfalz-Baierischen  allgemeinen 
»d  besonderen  Landesverordnungen  Bd.  IV.     München  1788,  S.  819. 

In  jener  Zeit  des  Territorialismus  bildet  der  von  Suarez  in  seinen 
»rlesongen  und  im  Preussischen  Landrecht  zum  Ausdruck  gebrachte  Grund- 
tx,  dass  der  König  Quelle  aller  Gewalt  im  Staate  und  so  auch  der  kirch- 
hen  ist,  und  dass  an  und  für  sich  keine  Religionsgesellschaft  äussere 
«hte  im  Staase  besitzt,  bereits  einen  Uebergang  zu  unserem  modernen 
rfiwsoDgsrechllichen  Verhältnisse  von  Staat  und  Kirche,  wonach  der  Staat 
•  Kirche  eine  gegenüber  allen  anderen  Vereinen  bevorzugte  Stellung  ein- 
imt,  sie  aber  zugleich  einer  weitgehenden  Kontrole  unterwirft. 

••  Angsburger  Recess  ZiflF.  13. 

"  DöLUNGEB,  Verord.  Samml.  Bd.  VHI,  S.  65. 
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welche  bereits  durch  die  BeistimmuDg  aller  übrigen  Ordinariate 
in  dem  grössten  Theile  Unserer  diesseitigen  und  fränkischen  Lande 
l)esteht^;  also  auch  hier  wird  das  Placet  noch  dazu  verwendet, 
^die  Keligion  zn  befördern  und  die  Hindemisse  aus  dem  W^ 
zu  räumen". 

Hierher  gehört  auch  die  Verordnung  vom  17,  Mai  1804**, 
in  welcher  sich  die  Worte  finden,  „so  wie  wir  die  Seelsorger 
als  Volkserzieher  in  Eeligion  und  Sittlichkeit,  nicht  bloss  ab 
Kirchendiener,  sondern  zugleich  als  Staatsbeamte  betrachten". 

In  jenen  ersten  Jahren  dieses  Jahrhunderts,  zur  Zeit  der 
Genesis  unserer  Verfassung,  entstand  eine  Litteratur  über  die 
Regelung  des  Verhältnisses  von  Kirche  und  Staat,  in  der  die  be 
treffenden  Schriftsteller  auch  ihrer  Ansicht  über  das  Wesen  de§ 
])lacetum  regium  Ausdruck  geben.  Allerdings  wird  die  alte  direkte 
Beziehung  zwischen  dem  placetum  regium  und  dem  bracchioB 
saeculare  noch  festgehalten  in  den  „Grundlinien  eines  dem  itzigee 
Zeitgeiste  angemessenen  Kirchenrechtes"  ^'.  Der  unbekannte  Ver- 
fasser sagt  auf  S.  171:  ^Dieses  (das  Placet)  ist  ein  wesentlichee 
Majestäts-  und  Staatsrecht,  welches  dem  Fürsten  als  Staati- 
repräsentanten  in  keinem  Falle  erlaubt  ist  aufzuopfern,  ohne  foA 
selbst  der  Majestätsverletzung  gegen  den  Staat  schuldig  A 
machen".  Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  vor  dem  Inkraft- 
treten der  Verfassung  von  einer  Rechtspflicht  der  Staatsgewalt 
m.  E.  nicht  gesprochen  werden  kann,  so  dass  die  vom  Verfiwer 
gemeinte  Pflicht  als  eine  moralische  zu  qualifiziren  ist.  „Wenn 
aber",  so  äussert  sich  derselbe  Schriftsteller**,  „im  GegentheOe 
Kirchenverordnungen  nichts  Staatswidriges  enthalten,  so  ist  es 
ebenfalls  des  Fürsten  Pflicht,  die  Kundmachung  derselben  nidit 
nur  zuzulassen  und  zu  bestätigen,  sondern  als  Beschützer  der 
Kirche  auf  die  Beobachtung   der  kirchUchen  Dekrete   umsomehr 


"  Ebeoda  S.  68. 

*^  1804  anonym  erscliienen, 

**  A.  a.  0.,  S.  178. 
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u  dringen,  weil  sie  durch  seine  landesherrliche  Bestätigung  auch 
lie  Staatslegalität  erbalten  haben  ....  Aus  diesem  lässt  sich 
kr  grosse  Yortbeil  abnehmen;  der  aus  der  landesherrlichen  Be- 

stätigung  —  placeto  regio  —  für    die  Kirche  selbst   entspringt. 

« 

Es  ist  ako  dieses  Becht  der  landesfürstlichen  Gutheissung  der 
Kirche  und  ihren  Rechten  nicht  nur  allein  nicht  nachtheilig,  als 
es  ihr  vielmehr  vortheilhaft  ist". 

f  Anders  spricht  sich  schon  der  ^Gutachtliche  Entwurf  einer 
gesetzUchen  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
Kirche""  hierüber  aus:  „Da  die  Bilhgung  der  Verkündigung  und 
Vollstreckung  nicht  etwa  einen  Vertrag  zwischen  dem  Landes- 
herm  und  der  geistlichen  Gewalt  begründet,  sondern  ebenso  wie 
jede  Verordnung  oder  jede  andere  Regierungshandlung,  wenn  sie 
ab  ein  Hinderniss  des  Staatszweckes  erscheint,  zurückgenommen 
werden  kann,  so  ergibt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  dem  Landes- 
herm  das  unerlöschliche  Recht  vorbehalten  bleibt,  solche  kirch- 
liche Gesetze,  welche  zwar  das  Placet  erhalten  haben,  deren 
Wirkungen  aber  fortdauern  und  früher  oder  später  als  gemein- 
schädUch  erkannt  werden,  abzuändern  oder  ganz  aufzuheben". 
Hierin  hegt  ein  neuer  Gedanke.  Es  wird  gesagt,  dass  trotz  er- 
theilten  Placets  der  welthche  Arm  dem  placetirten  Gesetze  ver- 
weigert werden  könne,  da  die  Ertheilung  des  Placet  keinen  Ver- 
trag darstelle,  in  welchem  der  geistüchen  Gewalt  der  weltliche 
Arm  zugesagt  wird. 

Unrichtig  ist  dabei,  wenn  wir  uns  jetzt  schon  für  einen 
logenbUck  auf  den  Boden  der  Verfassung  stellen,  die  Behaup- 
ung,  der  Landesherr  könne  in  einem  solchen  Falle,  wenn  sich 
rgebe,  dass  das  placetirte  Gesetz  staatsgefährlich  ist,  dasselbe 
b&ndem  oder  aufheben.   Das  kann  der  Landesherr  niemals.   Das 


'^  Gutachtlicher  Entwurf   einer  gesetzlichen  Bestimmung  des  Verhält- 
itses  zwischen  Staat  und  Kirche  mit  besonderer  Rücksicht   auf  die   baye- 
iche  Monarchie.    Ein  Beitrag  zu  dem   bevorstehenden  Kirclienkonkordate 
J.  B.  St.  Nürnberg  u.  Sukbach  1807,  S.  176. 


—     196     — 

kirchliche  Gesetz  bleibt  vielmehr  nach  wie  vor  kirchliches  Gesetz, 
es  wird  ihm  eben  der  weltliche  Arm  nicht  ertheilt,  es  wird  seiteDi 
der  Staatsgewalt  nicht  YoUzogen,  obwohl  es  mit  dem  placetim 
regium  versehen  ist.  Die  folgenden  Ausführungen  werden  zeiges, 
dass  die  Auffassung  dieses  gutachtUchen  Entwurfes  im  Resultate 
wenigstens,  wenn  auch  nicht  in  dessen  Begründung,  mit  unserer 
Verfassung  im  Einklänge  sich  befindet. 

Der  Verfasser  des  ersten  Entwurfes  eines  fieligionsediktes 
aus  dem  Jahre  1808  huldigt  der  alten  Ansicht  über  das  Verbilt* 
niss  von  Placet  und  weltlichem  Arme  und  spricht  sich  deutlich 
in  diesem  Sinne  aus^®:  ^Jede  Kirche  kann  über  alle  eigentliche 
geistliche  Sachen  und  Personen,  welche  zu  ihrer  Genossenschiit 
gehören,  nach  der  von  ihr  angenommenen  und  vom  Staate  ge- 
billigten Form  Verordnungen  machen.  Diese  müssen  aber  jedes- 
mal dem  Staate  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  und  erlangen 
erst  von  diesem  Zeitpunkte  an  äussere  Verbindlichkeit^. 

Aber  wie  schon  die  oben  erwähnte  Verordnung  vom  17.  Mai 
1804,  so  hebt  auch  die  von  Zkntner  vorgenommene  UmarbeitoBg 
jenes  Entwurfes  eine  direkte  Beziehung  zwischen  dem  Placet  und 
dem  weltlichen  Anne  nicht  mehr  hervor:  §  65  dieser  Umarbei- 
tung, des  Religionsediktes  vom  Jahre  1809,  hat  abgesehen  ton 
stilistischen  Aeuderungen  den  nämlichen  Wortlaut  wie  der  gegen- 
wärtig geltende  §  58  des  Religionsediktes  vom  Jahre  1818.  §65 
des  Religionsediktes  von  1809  lautet:  „Hiernach  dürfen  keine  6^ 
setze,  Verordnungen  oder  sonstige  Anordnungen  der  Kirchen- 
gewalt,  nach  den  hierüber  in  ünsern  Landen  schon  längst  be- 
stehenden General- Mandaten,  ohne  Unsere  Einsicht  und  Genehmi- 
gung, publizirt  und  vollzogen  werden.  Die  geistlichen  Obrigkeiten 
sind  gehalten,  nachdem  sie  Unsere  Genehmigung  zur  Publikation 
(Placet)  erhalten  haben,  im  Eingange  der  Ausschreibung  ihrer 
Verordnungen  von  dei^selben  jederzeit  Erwähnung  zu  thun". 


2*5 


Sog.  BKANCA'sclier  Entwurf,  IE.  Abschn.,  Tit.  I,  §  1. 
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§  58  des  Beligionsediktes  von  1818  bestimmt:  „Hiernach 
rfen  keine  Gesetze,  Verordnungen  oder  sonstige  Anordnungen 
r  Kirchengewalt  nach  den  hierüber  in  den  Königlichen  Landen 
lon  längst  bestehenden  General-Mandaten  ohne  Allerhöchste 
nsicht  und  Genehmigung  publicirt  und  vollzogen  werden.  Die 
isUichen  Obrigkeiten  sind  gehalten,  nachdem  sie  die  KönigUche 
enehmigung  zur  Publikation  (Placet)  erhalten  haben,  im  Eingange 
ar  Ausschreibungen  ihrer  Verordnungen  von  derselben  jederzeit 
isdrücklich  Erwähnung  zu  thun^. 

An  dieser  Stelle  soll,  um  dem  Folgenden  nicht  vorzugreifen, 
IT  das  eine  betont  werden,  dass  schon  der  klare  Wortlaut  des 
mannten  §  65  resp.  des  §  58  und  des  §  61  der  zweiten  Ver- 
»ungsbeilage  eine  thatsächliche  Placetirung,  eine  Ertheilung  des 
lacet  im  Voraus  als  unzulässig  erscheinen  lässt. 

Schon  dieser  kurze  auf  das  placetum  regium  beschränkte 
Rückblick  ergibt  wie  eine  historische  Betrachtung  der  Gesammt- 
eit  jener  staatUchen  Einrichtungen,  die  man  Kirchenhoheitsrechte 
ennt.  als  Resultat,  dass  die  rechtliche  Natur  eines  Kirchenhoheits- 
fichtes  von  dem  zwischen  Staat  und  Kirche  jeweils  bestehenden 
Inmdverhältnisse  abhängt,  mit  diesem  also  dem  Wechsel  unter- 
lorfen  ist.  Eine  Interpretation  der  Verfassung,  welche  ihre  Argu- 
lente  einer  Periode  entnimmt,  in  welcher  diese  Beziehung 
ligenüber  der  Gegenwart  von  Grund  aus  verschieden  gestaltet 
AT,  ist  demnach  zu  verwerfen '^^. 

Gerade  mit  dem  durch  die  Verfassung  festgelegten  Ver- 
iltnisse  zwischen  Staat  und  Kirche  ist  der  Wortlaut  der 
•estimmungen  über  das  Placet  ohne  jeden  Zwang  zu  verein- 
uren,  und  wenn  irgendwo,  so  gelten  hier  die  Worte,  die  Staats- 

*^  Vgl.  Dr.  Sebastian  Frank,  „Das  gegenwärtige  bayerische  Kultus- 
nisteriimi  und  die  sog.  Altkatholiken  in  Bayern"  im  Archiv  für  kath. 
rchenrecht  Bd.  41,  1879,  S.  142.  Dieser  Schriftsteller  führt  aus,  dass  die 
•  Zeit  des  Territorialsystems  im  18.  Jahrh.  in  Bayern  dem  placetum  regium 
lewohnende  Bedeutung  (Förderung  der  Religion  etc.  S.  oben  S.  192)  auch 
rh  Emanation  der  Verfassung  aufrecht  erhalten  werden  müsse. 
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minister  Dr.  Frhr.  v.  Riedel  im  Jahre  1889  in  der  Kan 
der  Abgeordneten  in  Beziehung  auf  die  in  §  68  des  Religi 
ediktes  erwähnten  älteren  Generalmandate '^  aussprach:  ^Dai 
welche  Auffassungen  in  früheren  Jahrhunderten  über  das  place 
regium  in  Bayern  bestanden,  kann  es  angesichts  des  klaren  W 
lautes  der  Verfassung  nicht  ankommen"**.  Das  rechtlich  n 
wendige  Korrelat  zu  der  in  unserer  Verfassung  öffenthch  a 
kannten  Stellung  der  christlichen  Kirchen'®  bilden  die  Kirc 
hoheitsrechte  ^^  Wenn  der  bayerische  Staat  in  einem  einze 
Falle  auf  sein  Recht,  die  Einholung  des  Placet  zu  verlangen, 
ziehtet,  so  verzichtet  er  auf  eine  bestimmte  Form  der  Ausül 
eines  Kirchenhoheitsrechtes  und  zwar  gerade  auf  diejenige,  di( 
Gesetze  niedergelegt  ist;  er  verzichtet  auf  sie,  ohne  dass 
andere  Form  der  Ausübung  dieses  Kirchenhoheitsrechtes  an 
Stelle  treten  kann,  weil  eben  eine  andere  im  Gesetze  nicht 
lialten  ist^^.  Die  Einrichtung  des  placetum  regium  überhj 
könnte  der  bayerische  Staat  zweifellos  im  Wege  der  Veriassu 
änderung  auflieben,  damit  hätte  er  aber  keineswegs  auf  s 
Kirchenhoheitsrechte  und  insbesondere  nicht  auf   das  Recht 


-^  Hinsichtlich  deren  Fortgeltung  im  Laufe  dieser  Darstellung  allen 
eine  andere  Ansicht  geäussert  wird. 

-«  Sten.  Ber.  IV,  S.  165,  Sp.  1. 

^^'  Sie  sind  keine  gewöhnlichen  Vereine  mit  vermögensrechtlicher 
sönlichkeit:  ihre  Geistlichen  gelten  als  öffentliche  Diener,  ihr  Eigent 
steht  unter  dem  besonderen  Schutze  des  Staates  (§§  29 — 31,  II.  Verfassi 
Beilage),  ihre  Festtagsordnung  ist  in  das  Rechtsleben  des  Staates 
genommen,  sie  geniessen  einen  besonderen  strafrechtlichen  und  einen  h 
deren  administrativrechtlichen  Schutz,  sie  erhalten  Dotationen  aas  St 
mittein  (vgl.  insbes.  Art,  III,  Abs.  4,  IV,  V,  VI,  VII  des  Konkordi 
haben  zum  Theil  Anspruch  auf  eine  besondere  Vertretung  im  Landtaj^ 

•''  Diese  Beziehung  wird  von  den  Kirchenoberen  in  ihren  Fordere 
stets  ausser  Acht  gelassen,  vgl.  das  Verlangen  der  im  Jahre  1848  vom 
bischofe  von  Köln   dort  versammelten  Bischöfe:   keine  Trennung   von 
und  Kirche,  aber  keine  Kirchenhoheitsrechte  mehr. 

'-  Vgl.  die  Rede  des  Staatsministers  Dr.  von  Lutz  in  der  Kamme 
Abgeordneten,  Sten.  Ber.  1871/72  I,  S.  402,  Sp.  2. 
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eraufsicht  verzichtet,  das  ius  inspectionis  saecularis  miisste  sich 
ttn  in  anderer  als  in  präventiver  Form  äussern*^;  er  könnte 
er  auch  auf  seine  Kirchenhoheitsrechte  z.  B.  auf  das  placetum 
gium  auf  dem  genannten  Wege  verzichten,  ohne  dass  eine 
dere  Form  der  Oberaufsicht  an  die  Stelle  treten  würde,  allein 
ir  unter  der  einen  Voraussetzung:  dass  jenes  Korrelat  der 
irchenhoheitsrechte,  die  öffentlich  anerkannte  Stellung  der  christ- 
iben  Kirchen,  die  privilegirte  auf  dem  Konkordate  beruhende 
ellung  der  katholischen  Kirche  in  Bayern,  weggefallen  sein 
ttsste". 

So  lange  das  nicht  geschehen  und  so  lange  ferner  das  pla- 
tum  regium  nicht  im  Wege  der  Verfassungsänderung  durch 
le  andere,  repressive  Form  der  Ausübung  des  Oberaufsichts- 
chtes  ersetzt  ist,  kann  die  Staatsgewalt  auf  ihr  Recht,  die  Ein- 
Jung  des  Placet  zu  verlangen,  auch  nicht  in  einem  einzelnen 
ille  verzichten. 

Der  Verzicht  auf  subjektive  öffentliche  Rechte. 

§  58  des  Religionsediktes  enthält  die  Worte  „nach  den  hier- 
)er  in  den  Königlichen  Landen  schon  längst  bestehenden  General- 
indaten^  und  hält  hiemit  das  Generalmandat  vom  3.  April  1770, 
dches  auf  die  Publikation  und  Exequirung  unplacetirter  bischöf- 
dier  „Generalverordnungen"  die  TemporaUensperre  androht, 
i&ecbt**. 

Von  hier  aus  wäre  folgender  Gedankengang  möglich. 

Die  Temporaliensperre  ist  Kriminalstrafe,  wenn  nicht  in 
lern  Falle,  so  doch  gewiss  im  Falle  des  Vergehens  gegen  das 
thot  des  §  58  des  Religionsediktes :  Hole  das  Placet  ein,  wenn 


"  VgL  die  preussische  Verfassungsurkunde  vom  31.  Jan.  1850,  Art.  16. 

**  Also  entweder  völlige  Trennung  von  Staat  und  Kirche  oder  Staats- 
:heotham. 

^  Die  Vertreter  der  entgegengesetzten  Meinung  siehe  bei  Seydel  a.  a.  0., 
\X  S.  219,  Anm.  1. 
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du  kirchliche  Gesetze  publiziren  und  vollziehen  willst'^.  Bezüg- 
lich der  Verfolgung  kriminell  strafbarer  Handlungen  gilt  nack 
§152  der  Reichsstrafprozessordnung  das  Legalitätsprinzip,  die 
Staatsanwaltschaft  (allerdings  nur  ein  Organ  der  Staatsgewalt, 
aber  die  Pflicht  dieses  Organs  ist  nicht  durch   einfachen  Dienst» 

befehl,  sondern   durch  Rechtssatz  festgestellt)  muss  einschreiten,  I 

i 

soweit   nicht   gesetzUch  ein  Anderes  bestimmt  ist.     In   unserai  | 
Falle  ist  gesetzlich  ein  Anderes  bestimmt,  indem  das  Mandat  im  ^ 
Jahre  1770  verlangt,  dass  vor  Erhebung  der  öffentlichen  Klaglj 
die  Genehmigung  des  Kultusministeriums  eingeholt  werde,  esgiltdat 
Opportunitätsprinzip  *'.    Die  Staatsgewalt  prüft  durch  ihr  Oi^giBi 
das  Kultusministerium,  ob  die  Verfolgung  im  öffentlichen  Into^^ 
esse  gelegen  ist,  sie  kann  also  in  einem  einzelnen  Falle  des  Ve^ 
gehens  gegen  §  58    des  Religionsediktes  auf  eine  strafrechtlidM 
Verfolgung   verzichten.     §  58  kann    dann   ungestraft   übertretoi^ 
werden,  die  Kirchengewalt  publizirt  und  exequirt  ohne  das  FlBeoli 
eingeholt  zu  haben.     Im  Falle   des  §  139  des  Reichsstrafgeseti*^ 
buches  dagegen,  der  ebenfalls  ein  pönalisirtes  Gebot  enthält,  gS| 
das  Legalitätsprinzip,  die  Staatsgewalt  kann  auf  ihr  Recht,  Ai*" 
zeige  eines  geplanten  Hochverrats  zu  verlangen,  nicht  verzicht0b| 
Dass  die  Staatsgewalt  auf  ihr  in  §  139  des  Reichsstrafgeseii»' 
buches  festgelegtes  Recht,  Anzeige  eines  geplanten  HochverratlMft 
zuverlangen,  nicht  verzichten  kann,  ist  ja  richtig,  aber  unrichtig  M 
es,  den  Grund  im  Legalitätsprinzip  zu  suchen.    Das  OpportonitSli* 
prinzip,  wie  es  im  Falle  des  §  58  des  ReUgionsediktes  gilt,  be- 
zieht sich   nur   auf  die   strafrechtliche  Verfolgung  und  ist  nickt 
gleichbedeutend  mit  Statuirung  der  Zulässigkeit  eines  Verziditei 

^•^  E.  Mayer,  I)ie  Kirohonhoheitsrechtc  des  Königs  von  Bayern.  MöndiCB 
1HB4,  S.  77  ff. 

■''  Diese  Ausnahme  vom  Legalitätsprinzip  ist  geltendes  Recht,  denn  im 
solchen  Sachen,  welche  überhaupt  der  Kompetenz  der  Landesgesetxgebog 
unterliegen,  kann  auch  diese  giltige  Ausnahmen  vom  Legalitätsprinzip  etatniiCBi 
Hellweo-Dochow,  Der  Reichsstrafprozess.  Berlin  1890,  S.  103.  Vgl.  frtt 
lieh  Löwe,  Die  Strafprozessordnung  für  das  deutsche  Reich.  Berlin  ISÜ 
S.  456,  Ziff.  5c. 
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f  das  Gebot  selbst,  auf  das  Verlangen  der  Einholung  des 
acet.  Unterlassung  der  Verfolgung  der  Uebertretung  einer 
orm  ist  nicht  identisch  nait  einer  Aufhebung  der  Norm  für  den 
Dzehieii  Fall.  Wenn  die  Staatsgewalt  auf  die  Geltendmachung 
les  Strafanspruches  verzichten  kann,  so  geht  eben  daraus  hervor, 
eiss  ein  Strafanspruch  entstanden  ist,  auf  den  verzichtet  werden 
ann,  ein  Strafanspruch  kann  aber  da,  wo  das  ihn  begründende 
resetz  in  Folge  eines  Verzichtes  der  Staatsgewalt  auf  dasselbe 
icht  gilt,  nicht  entstehen.  Ob  Legalitäts-  oder  Opportunitäts- 
rinzip  ist  für  die  Entscheidung  ohne  Belang,  denn  beide  Prin- 
pien  setzen  voraus,  dass  ein  Strafanspruch  des  Staates  bereits 
ntstanden  ist,  ist  keiner  entstanden,  so  kann  weder  das  eine  noch 
HS  andere  zur  Anwendung  kommen. 

Was  von  §  139  des  Reichsstrafgesetzbuches  gilt,  hat  auch 
«Itung  für  §  58  des  ReUgionsediktes  und  für  alle  Normen,  welche 
nen  Rechtsanspruch  statuiren:  sollen  sie  in  einem  bestimmten 
alle  nicht  gelten,  so  muss  dieses  derjenige  Wille  bestimmen, 
dcher  diese  Norm  festgesetzt  hat.  Ein  Rechtsverzicht  kann  nur 
iUtiinden,  wenn  ihn  ein  Rechtssatz  gestattet®^.  Die  Geltend- 
lachung  privatrechtUcher  Ansprüche  ist  auch  für  den  Staat  in 
BT  Regel  Recht,  aber  nicht  Pflicht,  weil  es  die  Rechtsordnung 
estimmt,  die  Geltendmachung  öffentUch-rechtlicher  Rechte  ist 
uui  ledigUch  Recht,  wenn  es  die  Rechtsordnung  will  *^,  soferne 
6  es  nicht  ausdrückUch  will,  ist  sie  Pflicht*®.     Damit  ist  nichts 


*  Der  Verzicht  des  Staates  auf  seinen  Strafanspruch  im  einzelnen  Falle 

die  Begnadigung  —  ist  eben   desshalb  zulässig,  weU   ein  Rechtssatz  be- 

hi,  der  dem  Träger  der  Souveränetät  im  Staate  das  Recht  gibt,  auf  dem 

ege   einer   lex  specialis   die  nach   den  Strafgesetzen  verwirkte  Strafe  auf 

€n  konkreten  Fall  für  unanwendbar  zu  erklären. 

*•  Das  Recht  auf  die  Krone  muss  vom  Berechtigten  nicht  geltend  ge- 
cht  werden. 

^  So  JsLUMKK  a.  a.  0.,  S.  319. 

Die  Attstibnsg  des  Wahlrechts  zur  Volksvertretung  ist  in  den  meisten 
aten  nach  einem  allgemein  anerkannten  Rechtssatze  lediglich  Recht,   sie 
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anderes  gesagt^  als  dass  ein  Verzicht  auf  das  Recht;  Einholuo; 
des  Placet  zu  verlangen;  dann  unzulässig  ist,  wenn  sich  im  gelten» 
den  bayerischen  Kirchenstaatsrechte  kein  Rechtssatz  findet,  der 
ihn  gestattet.  Ein  solcher  Rechtssatz  ist  aber  im  geltendei 
Kirchenstaatsrechte  weder  ausdrücklich  enthalten,  noch  ist  er,  wie 
diese  Untersuchung  ergeben  wird,  aus  dessen  Bestimmungea 
wissenschaftlich  abzuleiten.  I 

Vergleich  mit  dem  recnrsns  ab  abiisn. 

Zur  Beantwortung  der  zu  lösenden  Frage  dient  eine  Be- 
trachtung des  den  recursus  ab  abusu  enthaltenden  §  52  des 
ReUgionsediktes  im  Zusammenhalt  mit  §  58  desselben. 

§  52  des  Religionsediktes  lautet: 

^Es  steht  aber  auch  den  Genossen  einer  Kirchengesellschafti 
welche  durch  Handlungen  der  geistUchen  Gewalt  gegen  die  fest- 
gesetzte Ordnung  beschwert  werden,   die  Befugniss   zu,  dagegea  3 
den  Königlichen  Landesfürstlichen  Schutz  anzurufen".  j 

Diesen  Rekurs  kann  das  ludividuum  auch  gegen  Publikati«  S 
und  Exequirung  einer  unplacetirten  kirchlichen  Anordnung,  ▼of 
es  dadurch  beschwert  wird,    einlegen:    Die  Vorschrift  des  §  68fi 
des  Religionsediktes  über  das  placetura   regium   gehört   zur  fest- 
gesetzten Ordnung  im  Sinne   des   §  52.     Kann   nun   die  Staifei* 
gewalt  iu  einem  einzelnen  Falle  auf  ihr  Recht,  die  Einholung  dM 
Placet  zu  verlangen,  Verzicht  leisten  und  thut  sie  das,  so  ist  ftr 
diesen  besonderen  Fall  die  Vorschrift,  dass  zur  Verkündung  und 
Vollziehung    kirchlicher    Gesetze    das    Placet    eingeholt   werdn 
müsse,  nicht  vorhanden,  sie  gehört  in  diesem  Falle  nicht  zur  fest- 
gesetzten  Ordnung,  wir  gelangen   also    zu  der  absurden  Konse- 
quenz,  dass  die    Staatsgewalt,  d.  h.  der  Monarch  unter  Gegen- 
zeichnung  des  Ministeriums   das  eigenthümUche  Recht  hätte,  die 
..festgesetzte  Ordnung"  anzutasten,  ein  Gesetz  und  noch  dazu 


kann  aber   aiu'li  durch  Aufhebunj^  dieses  Rechtssatzes   zur  Pflicht   gemadift 

wenlen,  wir  dies  neuerdings  in  Belgien  geschah. 
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rfassungsgesetz*^  für  den  einzelnen  Fall  aufzuheben,  entgegen 
m  allgemeinen  Rechtssatze,  dass  ein  Gesetz  nur  durch  ein  ent- 
genstehendes  Gewohnheitsrecht  oder  ein  anderes,  neues  Gesetz 
ifgehoben  werden  kann  und  entgegen  dem  besonderen  Rechts- 
itze*-), dass  in  unserem  konstitutionellen  Staate  zum  Zustande- 
)mmen  eines  Gesetzes  der  Beirath  und  die  Zustimmung  der 
nden  Kammern  des  Landtags,  die  gutachtUche  Vernehmung  des 
taatsrathes  und  die  Sanktion  des  Königs  erforderlich  ist. 

Ein  weiterer  Grund,  der  ebenfalls  aus  einer  vergleichenden 
etrachtung  der  genannten  Paragraphen  des  Religionsediktes 
ch  ergibt,  spricht  für  die  Entscheidung,  dass  die  Staatsgewalt 
e  Einholung  des  Placet  zu  verlangen  rechthch  verpflichtet    ist. 

Ueberall  da,  wo  eine  Norm  ein  subjektives  öffentliches  Recht 
js  Individuums  schafft,  ist  eine  Rechtspflicht  der  Staatsgewalt 
18  Korrelat  desselben.  Aus  §  58  des  Religionsediktes  entspringt 
m  allerdings  ein  solches  subjektives  öffentliches  Recht  des  In- 
iriduums  nicht,  sondern  lediglich  dasjenige,  was  die  Doktrin  mit 
an  Namen  Reflexrecht  bezeichnet.  Dagegen  gehört  §  52  des 
digionsediktes  zu  jenen  Normen,  die  ein  subjektives  öffentliches 
Iccht  des  Individuums  schaffen.  Wie  oben  bemerkt,  steht  der 
tdrars  des  §  52  den  Genossen  einer  Kirchengesellschaft  auch 
Bgen  die  Publikation  und  Exequirung  unplacetirter  geistlicher 
Sdasse  zu.  Die  Staatsgewalt  könnte  also  auf  §  58  nicht  ver- 
lAten  ohne  Verletzung  ihrer  in  §  52  normirten  Rechtspflicht, 
if  den  eingelegten  recursus  ab  abusu  zu  reagiren,  sie  würde 
■Tch  einen  Verzicht  auf  ihr  Recht,  Einholung  des  Placet  zu 
riangen,  eine  Rechtspflicht  verletzen:  also  ist  ihr  Verlangen  der 
inholang  des  Placet  selbst  Pflicht^'. 


**  Bayer.  Verfassungsurk.  Tit.  X,  §  7. 
«  Ebenda  Tit.  YII,  §  2. 

*^  Das   in   §  52   des  Religionsediktes   staluirte  Recht   des  Individuums 

el>enso  wie   der  Inhalt   der  §§  42,   60   und  71    des  Religionsediktes    ein 

iSnss  des  jedem  Staatsbürger  verfassunf^smässig  gewährleisteten  Rechtes 

Gewissensfreiheit  (§  1  des  Religionsediktes).    Es  würde  also  seitens  der 

itsgewalt  durch  einen  Verzicht   auf  §  58  zugleich   mit    dem   in  §  52  ge- 
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Verhältniss  des  §  58  des  Beligionsediktes  za  §  51  desselbei. 

§  51  des  Eeligionsediktes  lautet: 

„Solange  demnach  die  Kirchengewalt  die  Grenzen  ihres  eigent- 
lichen Wirkungskreises  nicht  überschreitet,    kann  dieselbe  gega 
jede  Verletzung  ihrer  Rechte  und  Gesetze  den  Schutz  der  Staats-  j 
gewalt  anrufen,  der  ihr  von  den  Königlichen  einschlägigen  Landes-  j 
stellen  nicht  versagt  werden  darf.  : 

Die  beiden  in  der  üeberschrift  genannten  Paragraphen  d«^ 
Religionsediktes  stehen  nicht  in  dem  Verhältnisse,  dass  zu  jedar^ 
kirchlichen  Verordnung,  die  das  Placet  erhalten  hat,  auch  dorl 
weltliche  Arm  gewährt  werden  muss.  Einholung  und  Empfand 
des  Placet  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  dem  Nichtüberschreitcn ' 
der  Grenzen  ihres  eigentUchen  Wirkungskreises.  Das  Letzters« 
ist  der  weitere  BegriflF.  Der  weltUche  Arm  muss  nur  dann  ge-- 
währt  werden,  wenn  keine  Verfassungsverletzung  seitens  ders 
Kirchengewalt  vorliegt.     Deshalb  sagt  Seydel**:  | 

„Die  Verfassung  gebietet  die  Erholung  des  Placet  für  dis^-j 
fraglichen  Erlasse  unbedingt.  Die  Vorschrift  (§  58)  hat  mit  der] 
Gewährung  oder  Nichtgewährung  des  „weltlichen  Armes*^  (^''^ 
mit  §  51)  unmittelbai'  nichts  zu  thun.  Die  Erholung  des  PImm 
ist  kein  Gesuch  um  Gewährung  des  Staatsschutzes,  sondern  Vt^i 
folgung  einer  Verfassungsvorschrift ;  die  Nichterholung  des  FImI': 
in  Fällen,  wo  sie  verfassungsmässig  erforderlich  ist,  kein  VerÄWk- 
auf  den  Staatsschutz,  sondern  eine  Verletzung  der  Verfassung""  ' 

währten  subjektiven  öffentlichen  Rechte  des  Individaums  die  jedem  Stallt* 
bürger  durch  die  Verfassung  garantirte  Gewissensfreiheit  verletzt  werden 
S.  dagegen  oben  S.  189. 

^*  a.  a.  O.  Bd.  VT,  S.  213. 

■•''  Die  Vorschrift  hat  mit  der  Gewährung  oder  Nichtgewährang  te 
weltlichen  Armes,  mit  §  51,  nichts  zu  thun:  dass  also  uDplacetirte  kiFchliehi 
Erlasse  rechtlich  nicht  vorhanden  sind,  z.  B.  dass  ein  wegen  XichtanerkeniMm 
des  Vaticanums  Exkonimuuicirter,  wenn  er  einen  religiösen  VersammlniigNrf 
betritt,  nicht  wegen  Hausfriedensbruches  vom  Staate  bestraft  werden  kmim,  te 
ruht  m.  E.  auf  §  58,  nicht  auf  §  51.  S.  dagegen  E.  Mater  a.  a.  O.  S.  157.  WfiiA 
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§  51  ist  deshalb  zu  iuterpretiren  wie  folgt: 

Wenn  die  Kirchengewalt  die  Grenzen  ihres  eigentlichen 
Irkungskreises  irgendwo  überschreitet,  d.  h.  die  Verfassung 
;endwie  verletzt,  sei  es  durch  Nichterholung  des  Placet  gerade 
i  demjenigen  kirchlichen  Gesetze,  gegen  dessen  Verletzung  sie 
m  weltlichen  Arm  anruft  und  durch  Verkündung  und  VoU- 
ehung  gerade  dieses  Gesetzes,  sei  es  durch  irgend  eine  Hand- 
mg,  die  mit  dem  geistlichen  Erlasse,  für  welchen  der  weltliche 
Lnn  gewünscht  wird,  nicht  in  Zusammenhang  steht,  dann  darf 
IT  der  Schutz  der  Staatsgewalt  versagt  werden,  i.  e.  er  darf  ihr 
ach  gewährt  werden. 

Wenn  also  der  Kirche  der  weltliche  Arm  gewährt  wird,  ob- 
ohl  sie  die  Grenzen  ihres  eigentlichen  Wirkungskreises  über- 
^hritten  hat,  so  liegt  darin  im  Allgemeinen  keine  Verfassungs- 
Brletzung,  wenn  ihr  nur  nicht  etwa  ein  Keohtsanspruch  auf  den 
olizeilichen  Schutz,  den  sie  verwirkt  hat,  zugestanden  wird.  Es 
iDü  jedoch  diese  Handlungsweise  der  Staatsgewalt  eine  Ver- 
issangsverletzung  in  sich  schliessen,  dann  nämlich,  wenn  es  sich 
m  Gewährung  des  weltlichen  Armes  gerade  zu  einem  unplace- 
irten  kirchlichen  Gesetze  handelt,  zu  einem  Gesetze,  durch  dessen 
?iri>Iikation  und  Exequirung  die  Kirchengewalt  die  Verfassung 
«rietzt  hat,  denn  Ertheilung  des  bracchium  saeculare  in  diesem 
falle  wäre  nichts  anderes,  als  Vollziehung  des  kirchlichen  Ge- 
Btes,  unplacetirte  kirchüche  Gesetze  dürfen  aber  nicht  verkündet 
od  nicht  vollzogen  werden  gemäss  §  58. 

Wir  unterscheiden  drei  verschiedene  Fälle: 

1.  Die  Kirchengewalt  publizirt  und  exequirt  ein  kirchliches 
«setz,  zu  welchem  das  Placet  nicht  eingeholt  oder  zwar  nach- 
sucht,  aber  nicht   ertheilt  wurde.     Die  Grenzen  ihres    eigent- 


r  Staat   eine    solche  Strafe   wegen  HausfriedeDsbruches    aussprechen,    so 
Ire  das  nichts  anderes  als  ein  Vollzug  eines  nicht  placetirten  Gesetzes  von 
ikt  des  Staates,    ein   solcher  Vollzug   ist  aber  sieht  durch  §  51,    sondern 
reh  §  58  verboten. 
Arcidv  für  öffentliches  Becht.  X.  8.  i^ 
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liehen  Wirkungskreises  sind  damit  überschritten,  ihr  Ec 
ansprach  auf  polizeilichen  Schutz  ist  verwirkt;  der  weltliche 
darf  der  Kirche  ganz  allgemein  versagt  werden,  zu  diesem  spee 
Gesetze  aber  muss  er  sogar  versagt  werden. 

2.  Zu  einem  geistlichen  Erlasse  ist  das  Placet  eingeholt 
ertheilt  worden,  aber  die  Kirchengewalt  hat  sonst  irgendwie 
durch  Publikation  und  Exequirung  eines  anderen,  eines 
placetirten  Gesetzes  die  Grenzen  ihres  eigentlichen  Wirkt 
kreises  überschritten.  Da  der  Rechtsanspruch  auf  den  S< 
der  Staatsgewalt  damit  ganz  allgemein  verwirkt  ist,  so  hat 
Kirchengewalt  auch  kein  Recht  mehr,  den  Schutz  der  St 
gewalt  gegen  eine  Verletzung  des  erstgenannten  placetirten 
lasses  zu  erhalten:  er  darf  ihr  verweigert  werden *•. 

3.  Es  Hegt  ein  placetirtes  kirchliches  Gesetz  vor.  D 
Verkündung  und  Vollziehung  dieses  Gesetzes  kann  also 
Kirchengewalt  die  Verfassung  (§  58  des  Religionsediktes)  i 
verletzen.  Aber  auch  ausserhalb  dieses  kirchlichen  Gesetzes 
sie,  wie  wir  nun  annehmen,  die  Grenzen  ihres  eigentlii 
Wirkungskreises  nicht  überschritten.  In  diesem  Falle,  sollte 
meinen,  müsse  der  Kirche  unter  allen  Umständen  der  Rec 
anspruch  auf  polizeilichen  Schutz  gemäss  §  51  zugebilligt,  und 
welthche  Arm  für  jenes  placetirte  Gesetz  gewährt  werden.  I 
noch  ist  das  nicht  richtig;  es  beruht  diese  Interpretation 
einer  unrichtigen  Auffassung  des  Verhältnisses  der  beiden  m 
fach  genannten  Paragrai)hen   des  Religionsediktes,   auf  der  I 


**^  HrNsciiius,  Staat  und  Kirche  iu  Marquardsen's  Handbuch  des  off 
Rechts,  Bd.  T  1,  S.  370  Aura.  1  ist  daruach  zu  berichtigen.  Dieser  Sei 
steiler  sagt,  es  sei  die  rechtliche,  aber  praktisch  allerdings  fast  nicht  da 
führbare  Kousequenz  der  Nichtnachsuchung  des  Placet  zu  den  vatikuntc 
Beschlüssen,  dass  die  vatikanischen  Katholiken  nicht  mehr  als  Kttholi 
mit  den  Rechten  einer  öfi'entlichen  Kircheugesellschaft  anerkannt  wfir 
M.  E.  wäre  das  eine  der  beiden  möglichen  rechtlichen  Konsequenzen: 
Schutz  darf  ihr  verweigert  werden,  er  darf  ihr  aber  auch  gewährt  wen 
Vgl.  übrigens  Seydel  a.  a.  0.  Bd.  VI,  S.  205. 
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sung;  dass  die  Einholung  des  Placet  nichts  sei  als  ein  Gesuch 
i  den  weltlichen  Arm.  Die  Staatsgewalt  kann,  nachdem  sie  ein 
•chliches  Gesetz  placetirt  hat,  zu  der  Ueberzeugung  gelangen, 
SS  dasselbe  den  Gesetzen  des  Staates  widerspricht ;  ist  das  der 
ill,  dann  darf  der  weltliche  Arm  zu  dem  Gesetze  gar  nicht  ge- 
ihrt  werden:  „Denn  abgesehen  davon,  dass  das  Placet  nicht 
e  Bedeutung  der  Sanktion  hat,  vermöchte  der  König  durch 
oe  solche  Verwaltungshandlung  gesetzliche  Bestimmungen  nicht 
i  beseitigen.  Derartige  Erlasse,  welche  den  Gesetzen  wider- 
rechen, würden  also  auf  alle  Fälle  jeder  Rechtswirksamkeit  ent- 
äiren  und  demnach  rechtlich  nicht  vollziehbar  sein"*^.  Die 
efinition  des  Placet,  welche  H.  von  Sicherer*^  aufstellt,  wo- 
ch  das  landesherrliche  Placet  auf  dem  Gedanken  beruht,  „dass 
rchliche  Erlasse  jedweder  Art,  um  in  die  Rechtsordnung  des 
indes  aufgenommen  und  mit  der  Erzwingbarkeit  des  Rechtes 
isgestattet  zu  werden,  der  Genehmigung  durch  die  weltliche 
ewalt  bedürfen",  wird  daher  von  Seydel  mit  Recht  für  das 
Itende  Recht  verworfen. 

18  placetnm  regimn  in  Bayern  seit  dem  Erlasse  der  Verfassung, 
nrendimg  des  Resultates,  insbesondere  auf  die  staatsrecht- 
Ae  Ansschliessimg  der  Altkatholiken  ans   der  katholischen 

Kirche. 

Die  Geschichte  des  placetum  regium  seit  dem  Inkrafttreten 
r  Verfassung  hat  eine  andere  Bedeutung  als  die  den  Zeitraum 
r  dem  Jahre  1818  behandelnde.  Eine  Betrachtung  der  vor 
m  genannten  Jahre  liegenden  Zeit  muss  sich  darauf  beschränken 
s  den  Fällen  praktischer  Handhabung  des  placetum  regium  die 
n  Staate  aufgestellten  Rechtssätze  abzuleiten,  vom  Jahre  1818 


♦•  Seydel  a.  a.  O.  Bd.  VI,  S.  213. 

^  Staat   und  Kirche  in  Bayern  vom  Regierungsantritt  des  Kurfürsten 
t  Joseph  IV.   bis   zur  Erklärung  von  Tegernsee   1799 — 1821.     München 

I.  S.  37. 

14* 


—     208     — 

riQ  dagegen  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Verfügungen  ( 
Staatsgewalt  in  dieser  Angelegenheit  und  die  darin  ausgesprochei 
Grundsätze  an  einem  Masse  zu  messen,  sie  auf  ihre  Richtig! 
d.  h.  auf  ihre  Uebereinstimmung  mit  den  Nonnen  der  Verfassi 
zu  prüfen.  Die  Prüfung  wird  ergeben,  dass  es  der  Staatsregien 
nicht  gelungen  ist,  sich  von  der  im  Vorhergehenden  bezeichne 
historischen,  mit  den  konstitutionellen  Bestimmungen  nicht 
Einklang  zu  bringenden  AuflFassung  immer  ferne  zu  halten. 

Schon  eine  Verordnung  vom  25.  Januar  1823**  ermächi 
die  Kreisregierungen,  die  Publikation  der  Fastendispenspate 
ohne  Anstand  zu  gestatten,  ertheilt  also  diesen  Patenten 
placetum  regium  im  Voraus.  Die  in  dieser  Verordnung  enthalt 
Erörterung  über  den  Nutzen  des  Placet  für  die  Kirche  erini 
noch  an  die  territorialistischen  Motive,  die  in  den  oben  zitii 
Worten  der  „Grundlinien  eines  dem  itzigen  Zeitgeiste  angen 
senen  Kirchenrechtes"  vom  Verfasser  angeführt  werden. 

Schon  im  August  desselben  Jahres  schlug  die  Regierung  • 
gleichen  Weg  ein,  indem  sie  den  wegen  Anordnung  der  gebräo 
liehen  kirchlichen  Exequien  anlässlich  des  Ablebens  des  Pap 
Pius  VII.  allenfalls  zur  PubUkation  kommenden  bischöflic 
Patenten  das  landesfürstliche  Placet  im  Voraus  zusagte. 

Das    Ablassausschreiben    von    1826    erhielt    unerbeten 
placetum  regium '^^.     Die  Staatsregierung  war  eben  gemäss  il 
Auffassung  nicht   verpflichtet,   zu  verlangen,   dass   sie   um   et 
ersucht   werde,    das  sie    auch  ohne  Ersuchen    gewähren   kon 
Die   Antwort    des   Staatsrainisteriums   des    kgl  Hauses  und 
Aeussern  an  den  päpstlichen  Nuntius  in  München,  Erzbischof 
Nicäa,  auf  dessen  Note  über  das  Placet  enthält  die  Bemerk 
das  placetum  regium   sei  die  Form,  welche   den   kirchlichen 
Ordnungen  den  Schutz  der  weltlichen  Behörden  sichere. 


**  DöLLiNGER,  Voronlnuiiirs-Sanimlunjjf  Bd.  VIU,  S.  71. 
'  DÖLLINGER  a.  a  ().  Bd.  VIII,  S.  1128. 
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Bie  Verordnung  vom  29.  November  1826^^  schärft  die  Be- 
ikichtuDg  des  §  58  der  zweiten  Verfassungsbeilage  ein  und  weist 
0  Gesuch  der  Kirchengewalt  um  Dispensation  von  der  Vor- 
Aritt  dieses  Paragraphen  zurück,  ohne  sich  über  die  Zulässigkeit 
ner  solchen  von  der  Kirchengewalt  verlangten  Dispensation  aus- 
sprechen. Es  wird  in  dieser  Verordnung  eine  prinzipielle  Ent- 
heidung  der  Frage  vermieden. 

In  den  Jahren  1829  ^^  m^j  i833"  wurden  bei  Gelegenheit 
stimmter  Vorkommnisse  die  verfassungsmässigen  Vorschriften 
«r  das  placetum  regium  wiederholt  betont.  Der  die  Jahre 
H6 — 48  ausfüllende  Streit  zwischen  dem  Erzbischofe  von  Mün- 
cn  und  der  Staatsregierung  über  die  Frage,  ob  sich  das  Placet 
«h  auf  Erlasse  dogmatischen  Inhaltes  beziehe,  berührte  unser 
noblem  nicht. 

Den  Ausführungen  der  Kirchengewalt  lag  beständig  die  An- 
cht  zu  Grunde,  dass  das  Verlangen  der  Einholung  des  Placet 
nne  Pflicht  der  Staatsregierung,  und  deshalb  ein  Verzicht  der- 
iben  auf  ihr  Recht  bezüghch  des  Placet  zulässig  sei.  So 
isserie  sich  die  Würzburger  Bischofsversammlung  im  Jahre 
W8*^,  und  in  dem  gleichen  Sinne  spricht  sich  der  Erzbischof 
m  Köln  Clemens  August  Frhr.  Droste  zu  Vischering  aus. 
•w  Letztere  will  zwar  die  unmittelbare  Beziehung  zwischen  dem 
bcetum  regium  und  dem  weltlichen  Arme  nicht  gelten  lassen, 
lerdings  aus  einem  staatsrechtlich  nicht  haltbaren  Grunde,  in- 
m  er  gegen  eine  solche  Anschauung  die  dem  Staate  der  Kirche 
genüber  obliegende  obligatio  tuitionis  anführt,  aber  einen  in 
izelnen  Fällen  von  der  Staatsgewalt  ausgesprochenen  Verzicht 
f  ihr  Recht,  Einholung  des   Placet   zu   verlangen,    scheint    er 

^»  DöLLiNGER  a.  a.  0.  Bd.Vin,  S.  77. 

«  Ebenda  S.  77. 

"  Ebenda  S.  234  und  S.  257  flf. 

**  Protokolle    der   Versammlung    im    Archiv    f.    Eath.   K.-R.     N.   F. 

loOff. 
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nicht  nnr  für  möglich  zu  halteo^  er  betrachtet  ihn  sogar  im  h 
teresse  des  Friedens  zwischen  Eorche  und  Staat  als  nothwendig' 

Schon  im  Jahre  1852  gelegentlich  der  Beantwortung  d 
Freysinger  Denkschrift  trat  die  Hegierong  mit  ihrer  Anffassa 
des  placetum  regiam  wieder  hervor.  Durch  die  Kgl.  fintschl» 
sang  vom  30.  März  1852,  mitgetheflt  noter  dem  8.  April  181 
Ziff.  3  winl  für  die  von  dem  Oberhaupt  der  Kirche  oder  von  i 
Bischöfen  ausgehenden  Jubiläumsablassverkündigungen,  dann  : 
die  Fastenpatente  das  Placet  bis  auf  Weiteres  im  Voraus  erthe 

Endlich  hat  die  Regierung  gelegentlich  des  Falles  ( 
Pfarrers  Rexftle  in  Mering  dieselbe  Anschauung  vertreten,  ^ 
sich  aus  der  unter  dem  27.  Februar  1871  ergangenen  Entset 
düng  des  Ministeriums  deutlich  ergibt**. 

Während  in  diesen  seit  dem  Jahre  1818  ergangenen  Erlasj 
und  Verordnungen  der  Staatsregierung  nur  an  einzelnen  Stel 
und  mehr  andeutungsweise  eine  Interpretation  der  Vorscbrifl 
über  das  placetum  regium  enthalten  ist,  deren  Unrichtigkeit 
Vorhergehenden  nachgewiesen  wurde,  hat  die  Staatsregierung  ( 
Jahre  1889/90  der  erwähnten  Anschauung  scharfen,  keiw 
Zweifel  Baura  lassenden  Ausdruck  veriiehen  im  Verlaufe  Jen 
Ereignisse,  die  mit  der  staatlichen  Anerkennung  der  AussohU« 
sung  der  Altkatholiken  aus  der  katholischen  Kirche  ihren  Ahschh 
fanden. 

Zwischen  dem  Gegenstande  der  bisherigen  Erörterung  jn 
der  bayerischen  Altkatholikenfrage  besteht  ein  inniger  Zusammc 
hang.  Wiederholt  ist  auf  die  Beziehung  wenigstens  der  Pia« 
frage  im  Allgemeinen  zur  staatsrechtlichen  Behandlung  der  baj 
rischen  Altkatholiken  hingewiesen  worden  •'^^.  Diese  Beziehu 
lässt  sich  kurz  in  folgender  Weise  fassen. 

'•*''  Clom.  Aupf.  Frlir.  Droste  zu  Vischerino,  Ueber  den  Friedt^n  ui 
der  Kirche  und  den  Staaten.     Münster  184S,  S.  110  ff. 

^•^  Friedhkro,  Aktenstücke  z.  Vatikan.  Conzil  N.  CVI. 

^"''  Rede  des  Staatsministers  Dr.  Freiberni  VON  Lutz  in  der  Sitzunir 
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Wenn  im  Jahre  1870  das  placetum  regium  für  das  Vati- 
ttura  eingeholt  und  ertheilt  worden  wäre,  so  gäbe  es  —  nach 
r  von  der  bayerischen  Staatsregierung  vertretenen  AufiFassung 
i  Placet  als  Ertheilung  des  weltlichen  Armes  —  keine  Alt- 
tholikenfrage,  denn  hätten  die  „Altkatholiken"  das  Vaticanum 
an  geleugnet,  so  wäre  die  Staatsgewalt  entsprechend  dem  be- 
chneten  Standpunkte  verpflichtet  gewesen,  der  Kirchengewalt 
;en  diese  Verletzung  eines  Gesetzes  derselben  auf  Anrufen  ihren 
hutz  zu  gewähren,  den  weltlichen  Arm  zur  staatsrechtlichen  Ab- 
iüttelung  der  Altkatholiken  zu  ertheilen.  Wie  der  Altkatholizis- 
is  durch  das  Infallibilitätsdogma,  so  ist  die  Altkatholikenfrage 
rch  die  Nichtplacetirung  dieses  Dogmas  entstanden. 

Der  von  der  bayerischen  Staatsregierung  im  Jahre  1890 
machte  Versuch  einer  Lösung  dieser  Frage,  der  in  der  Ent- 
hliessung  des  K.  Staatsrainisteriums  des  Innern  für  Kirchen-  und 
ihulangelegenheiten  vom  15.  März  1890  enthalten  ist,  setzt  an 
esem  Punkte  ein.  Es  sei  gestattet  an  den  Gang  der  Ereignisse 
18  jener  Zeit  mit  wenigen  Worten  zu  erinnern. 

In  der  Freysinger  Denkschrift  vom  14.  Juni  1888  figurirt  unter 
BD  Gegenständen,  die  dem  bayerischen  Episkopate  Anlass  zu  Be- 
Awerden  gaben,  auch  „die  seitherige  staatliche  Auffassung  der  sog. 
iltkatholikenfrage".  Die  Antwort  der  Staatsregierung  vom  28. 
lärz  1889  hebt  den  oben  bezeichneten  Zusammenhang  zwischen 
er  Vorschrift  des  placetum  regium  und  der  staatlichen  Behandlung 
w  Altkatholiken  hervor,  indem  sie  sagt,  das  Verhalten  der 
>taatsregierung  gegenüber  dem  Altkatholizismus  sei  „nichts  an- 
dres als  die  pflichtgemässe  Beobachtung  der  Vorschrift  in  §  58 

Zimmer  der  Abgeordneten  vom  6.  Nov.  1889,  Stcu.  Ber.  IV,  S.  169:  „Es 
•t  übrij^ns  auch  von  ge^erischer  Seite  nicht  bestritten  worden,  dass  die 
<^tkathoh'ken)-Frage  mit  jener  des  placetum  regium  inuig  zusammenhängt, 
»olanjj'e  dem  Unfehlbarkeitsdogma  das  placetum  regium  nicht  ertheilt  ist, 
oUüge  wird  das  bracchium  saeculare  auch  zur  Unterdrückung  der  Alt- 
»tholiken  nicht  gewährt".  Siehe  auch  die  Beantwortung  der  ScHLEicn'schen 
oterpellation  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  1875,  Sten.  Ber.  II F,  S.  217. 
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der  zweiten  Verfassungsbeilage".  Es  folgten  nun  die  Verhand 
lungen  im  Landtage  über  den  von  dem  Abgeordneten  6ei6£0 
und  Genossen  gestellten  Antrag^  dessen  Zi£fer  2  lautet,  der  Begeat 
solle  gebeten  werden,  er  möge  das  Ministerium  ^anweisen^,  dei 
altkatholischen  Centralverein  als  eine  von  der  katholischen  Kirche 
verschiedene  ßeligionsgesellschaft  zu  behandeln".  In  den  Schluss- 
worten  der  Rede,  die  Staatsminister  Dr.  Freiherr  von  Lutz  ib 
der  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  6.  November  188J 
unmittelbar  nach  dem  Antragsteller,  dem  Abgeordneten  Geiger 
hielt,  war,  wie  Seydel  sagt,  das  künftige  Schicksal  der  Alt 
katholiken  angedeutet^®.  Ueber  den  in  der  zweiten  Kammer  an 
genommenen  Antrag  wurde  in  der  ersten  Kammer  zur  Tages 
Ordnung  übergegangen  mit  einer  Motivirung,  die  sich  an  die  « 
eben  bezeichneten  Worte  des  Staatsministers  anschliesst. 

Die  katholische  Kirchengewalt  ging  nun  auf  dem  ihr  von  da 
Staatsregierung  angedeuteten  Wege  vor.  Ein  Schreiben  da 
Kapitularvikariates  von  München -Freysing  vom  10.  März  189( 
bittet,  ^die  Ausschliessung  der  Altkatholiken  aus  der  katholischei 
Kirche  auch  für  das  staatliche  Gebiet  als  wirksam  anzuerkennen", 
und  fügt  das  vom  Minister  in  seiner  Rede  als  erforderlich  erkläid 
Urtheil  der  Kirchengewalt  als  kompetenter  Behörde  hinzu,  welch« 
lautet,  die  Altkatholiken  hätten: 

•'•'*  StcD.  lier.  IV,  S.  164:  „Aulangend  aber  endlich  den  Punkt,  da«  Ä 
Altkatholiken  noch  in  Bezug  auf  andere  Dinge  als  das  Dogma  von  der 
Infallibilität  von  Rom  und  den  Katholiken  sich  getrennt  haben,  so  steht  mff 
keine  Kompetenz  zu,  hierüber  zu  urtheilen,  keine  Kompetenz  nach  Diwr 
eigenen  Uechtsanschauung.  Sie  haben  immer  und  immer  wieder  gr^sa^:  «h 
einer  der  katholischen  Kirche  noch  angehört  oder  er  aus  der  katbolis^P 
Kirche  ausgeschieden,  ob  er  freiwillig  ausgeschieden  ist  oder  ob  er  in  Fojgl 
der  Exkommunikation  auszuscheiden  gezwungen  war,  das  sind  Dinge,  die  ds 
geistlichen  Obrigkeit  zustehen,  nicht  der  staatlichen,  nicht  dem  Kultusmia 
öterium.  Wohlan,  meine  Herren,  möge  die  geistliche  Behörde  die  Fug 
einmal  genau  untersuchen,  möge  sie  prüfen,  wie  es  denn  damit  steht  a 
möge  sie  das  in  ihrer  Zuständigkeit  liegende  Urtheil  fällen.  Dann  werde 
wir  weiters  sehen,  was  unseres  Amtes  ist". 
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1.  Das  Yaticanum, 

2.  den  Ehren-  und  Jurisdiktionsprimat  des  Papstes, 

3.  das  Dogma  von  der  unbefleckten  Empfängniss  Mariä^ 
jefeögnet  und  seien  aus  jedem  einzelnen  dieser  Gründe  ipso  facto 
der  Exkommunikation  verfallen.  Und  nun  erging  die  oben  ge- 
kannte Ministerialentschliessung  vom  15.  März  1890,  deren  Ge- 
hnkengang  kurz  folgender  ist.  Nachdem  zuerst  der  Antrag,  die 
Utkatholiken  staatsrechtlich  von  der  katholischen  Kirche  aus  dem 
Inmde  zu  trennen,  weil  sie  das  Yaticanum  nicht  anerkennen,  mit 
br  Begründung  abgelehnt  wird,  dass  dasselbe  nicht  placetirt  sei, 
I  Folge  dessen  nicht  vollzogen  werden  dürfe,  wird  ausgeführt, 
bss  es  eine  andere  Bewandtniss  mit  den  beiden  anderen  Dogmen 
tabe;  diesen  stehe  das  Verbot  des  §  58  des  Religionsediktes 
acht  entgegen,  denn  beide  seien  placetirt,  das  Dogma  von  der 
mbefleckten  Empfängniss  wenigstens  thatsächlich.  Für  diese 
Btiteren  beiden  Dogmen  komme  also  §  51  des  Religionsediktes 
»r  Anwendung,  wonach  die  Kirchengewalt,  so  lange  sie  die 
Srenzen  ihres  eigentlichen  Wirkungskreises  nicht  überschreitet, 
ffen  jede  Verletzung  ihrer  Rechte  und  Gesetze  den  Schutz  der 
Staatsgewalt  anrufen  kann,  der  ihr  von  den  Königlichen  ein- 
cUägigen  Landesstellen  nicht  versagt  werden  darf.  Durch  die 
Wlage  des  Kapitularvikariates  München-Freysing  vom  10.  März 
B90  sei  die  „erforderliche  Grundlage"  zum  staatlichen  Ein- 
iireiten  gegen  die  Altkatholiken,  nämlich  ein  Urtheil  der  kom- 
^tenten  Behörde  darüber,  dass  eine  Verletzung  der  Gesetze  der 
irehe  vorliege,  eine  Grundlage,  die  bisher  gefehlt  habe,  ge- 
bafien  worden.  Daran  schliesst  sich  die  Mittheilung  an  das 
ipitularvikariat,  dass  „vorerst  die  in  der  Erzdiöcese  München-Frey- 
ig wohDenden  Altkatholiken  von  nun  ab  seitens  der  K.  Staatsre- 
aruDg  nicht  mehr  als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  betrachtet 
i  behandelt  werden,  dass  vielmehr  die  Rechte  der  Altkatholiken 
lieser  Diöcese  hinsichtlich  der  Religionsausübung  sich  vorläufig 
h  §  2  der  zweiten  Verfassungsbeilage  zu  bemessen  haben". 
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Die  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  erörterte  Frage,  ob  iß 
Verlangen  der  Einholung  des  staatlichen  Placet  ein  Recht  od^ 
eine  Pflicht  der  Staatsregierung  sei,  spielt  hier  an  zwei  Stdlei 
herein. 

Die  Altkatholiken  wurden  staatsrechtlich  von  der  katholischoi 
Kirche  ausgeschlossen  aus  zwei  Gründen; 

1.  weil  sie  das  Dogma  vom  Ehren-  und  Jnrisdiktionsprimatl 
des  Papstes, 

2.  weil  sie  das  Dogma  von  der  unbefleckten  Empfangnii 
Maria  leugnen. 

Das  erste  Dogma  ist  placetirt,  das  zweite  ist  „thatsächlick' 
placetirt  d.  h.  verfassungsgemäss  gesprochen,  es  ist  nicht  placetiil 
Die  Regierung  hat  auf  ihr  Recht,  die  Einholung  des  Placet  % 
verlangen,  einen  nach  den  obigen  Ausführungen  rechtsungiltige 
Verzicht  geleistet.  Soweit  die  staatsrechtliche  Ausschliessung  de 
Altkatholiken  aus  der  katholischen  Kirche  sich  auf  den  unti 
Ziffer  2  angeführten  Grund  stützt,  handelte  es  sich  also  um  da 
Vollzug  eines  kirchlichen  Gesetzes,  das  das  placetum  regium  nid 
erhalten  hatte,  ein  solches  Gesetz  darf  aber  nicht  vollzog« 
werden,  wie  die  Staatsregierung  selbst  sagt*^. 

^^  „Denn  hiernach  dürfen  die  Dekrete  des  vatikanischen  Konzils  SeitflB 
der  Staatsre^^ierung  nicht  vollzogen  werden,  nachdem  für  dieselben  das  pli 
cetuni  regium  nicht  crtheilt  ist",  heisst  es  in  der  MinisterialentschlieMHl 
vom  15.  März  1890.  Diese  "Worte  sind  bei  genauer  Betrachtung  aoffalloA 
sie  stehen  in  AViderspruch  mit  der  sonstigen  Auffassung  der  Staatsregiemif 
Ist  die  Einholung  des  Placet  wirklich  nichts  als  ein  Gesuch  um  den  wefc 
liehen  Arm,  so  kann  doch  die  Staatsregienmg  auf  dieses  Gesuch  auch  T* 
ziehten,  also  iliren  weltlichen  Arm  ohne  Gesuch  gewähren,  da  §  51  Ai 
Religionsediktes  ja  nicht  entgegensteht.  Wenn  sie  das  aber  thut,  so  g«^iM 
sie  eben  ihren  Arm  zum  Vollzüge  des  nicht  placetirten  Gesetzes,  sie  fÄ 
zieht  das  nicht  placctirto  Gesetz.  Daher  sind  die  obigen  Worte  vom  St«il 
punkte  der  Staatsregierung  nicht  richtig:  nicht  placetirte  kirchliche  G«tflli 
dürfen  Seitens  der  Staatsregierung  wohl  vollzogen  werden,  nur  Seiten«  A 
Kirche  nicht!  Es  geht  bei  konsequenter  Durchführung  der  von  der  Stirf 
regieruug  vertretenen  Auffassung  nicht  an,  das  in  §  58  des  Religionsedikl 
enthaltene  Verbot   so  zu   interpretiren,    dass    dessen  Spitze    sich   nicht  n 


—     215     — 

Nun  zum  zweiten  Punkte. 

Die  Earchengewalt  hat  durch  Nichteinholung  des  placetum 
egium  zum  Vaticanum  und  auch  durch  Publikation  und  Exe- 
oierung  desselben  trotz  verweigerten  Placets  die  Grenzen  ihres 
igentlichen  Wirkungskreises  überschritten,  sie  hat  die  Verfassung 
frletzt,  und  damit  entßel  die  Bedingung,  unter  welcher  ihr  §  51 
es  Religionsediktes  den  Rechtsanspruch  auf  den  weltlichen  Arm 
Q  Falle  einer  Verletzung  ihrer  Gesetze  gewährt.  Dem  wider- 
)rechen  direkt  die  entscheidenden  Worte  der  mehrgenannten 
ünisterial entSchliessung:  ^jDer  Rückhalt,  welchen  so  die  Alt- 
atholiken  in  Folge  der  Nichtplacetirung  der  erwähnten  vatikani- 
;hen  Konzilsbeschlüsse  bei  der  königlichen  Staatsregierung  seit- 
er gefunden  haben,  hat  aber  in  eben  diesen  Beschlüssen  seine 
rrenze.  Sobald  demnach  vom  zuständigen  kirchlichen  Richter 
»tgestellt  und  ausgesprochen  ist,  dass  die  Altkathohken  nicht 
loss  mit  Rücksicht  auf  das  Vaticanum,  sondern  auch  aus  be- 
timmten  anderen  Gründen  die  Ausschliessung  aus  der  kathoH- 
schen  Kirche  verwirkt  haben,  ist  die  Staatsregierung  angesichts 
ler  verfassungsmässigen  Rechte  der  katholischen  Kirche  in  Bayern 
gemeint  ist  §  51  des  Religionsediktes)  verpflichtet,  diesem  Urtheile 
len  Vollzug  zu  sicheni".  Die  Kirche  hat  den  Rechtsanspruch  auf 
len  weltlichen  Arm  nach  dem  Wortlaute  der  Verfassung  verwirkt, 
Be  Staatsgewalt  billigte  ihr  diesen  Rechtsanspruch  zu!  Dieser 
Ausführung  der  Staatsregierung  liegt  die  im  5.  Kapitel  dieser  Ab- 
handlung als  unrichtig  dargestellte  zu  enge  Interpretation  der  An- 
angsworte  des  §  51  des  Religionsediktes  zu  Grunde. 


I'^n  die  Kirche,  80Ddcm  auch  ^cgen  die  Staatsgewalt  richtet.  Anders 
»ch  unserer  AufiassuDg,  darnach  sind  jene  Worte  der  Ministerialentschliessung 
ichtig,  weil  eben  das  placetum  regium  mit  dem  weltlichen  Arme  unmittel- 
■r  nichts  zu  thuu  hat,  sondern  ein  Sicherungsrecht  des  Staates  gegenüber 
■öf  Kirche  ist.  Auch  Seitens  der  Staatsgewalt  dürfen  placetirte  kirch- 
*<Ae  (resetze  nicht  vollzogen  werden,  denn  darin  würde  ein  rechtsuugiltiger 
'«licht  der  Staatsgewalt  auf  ihr  Recht,  Einholung  des  Placet  zu  ver- 
'•^gpa,  liegen,  rechtsungiltig  deshalb,  weil  dieses  Recht  zugleich  Pflicht  ist. 
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Indem  die  Staatsregierung  im  Jahre  1889  auf  die  bist 
gerechtfertigte,  mit  der  Verfassung  jedoch  in  Widerspruch  sU 
Auffassung  des  placetum  regium  zurückgriff*^,  hat  sie  I 
quenzen  Thür  und  Thor  geöffnet,  die  naturgemäss  in  l 
anderen  Verhältnisse  zum  Verfassungsrechte  stehen,  ab  jen« 
fassung  selbst. 

Eine  innerhalb  der  Schranken  der  Verfassung  sich  bewe 
an  die  Vorlage  des  Kapitularvikariates  München-Freysin 
knüpfende  Schlussfolgerung  der  Staatsregierung  musste  l 
Durch  Publikation  und  Exequirung  der  vatikanischen  Besc 
ohne  Einholung  des  Placet  bezw.  trotz**  verweigerten  1 
hat  die  Kirchengewalt  die  Grenzen  ihres  eigentlichen  Wir 
kreises  überschritten,  die  Verfassung  verletzt,  ihren  Rechtsan 
auf  den  weltlichen  Arm  verloren,  der  Schutz  der  Staats 
darf  ihr  versagt  werden,  d.  h.  wenn  keine  sonstigen  Hind 
bestünden,  er  darf  ihr  gewährt  werden.  §  58  des  Religions< 
steht  nicht  entgegen,  denn  die  Gesetze,  gegen  deren  Verl 
der  Schutz  gewährt  werden  soll,  sind  ja  nicht  die  vatikai 
Dekrete.     Es   liegt   also   im  Falle   der  Gewährung  des  Sc 


*^  Vgl.  insbesondere  die  Aeusserung  des  Staatsministers  Fi 
VON  Crailsheim  in  der  Kammer  der  Reichsräthe,  Prot.  Bd.  III,  S 
„Will  eine  kirchliche  Behörde  sich  für  einen  ihrer  Erlasse  die  Hi 
weltlichen  Armes  sichern,  so  hat  sie  um  das  Placet  einzukommen. 
lässt  sie  dieses  oder  wird  das  Placet  verweigert,  so  ist  die  Staatsge^ 
rechtigt,  den  weltlichen  Arm  vorzuenthalten  und  dem  betreffenden 
liehen  Erlasse  eine  Wirkung  auf  staatlichen  Gebiete  zu  versagen". 
ist  deutlich  gesagt,  die  Einliolung  des  Placet  sei  ein  Gesuch  um  d« 
liehen  Arm.  Dem  Vaticanum  ist  z.  B  das  Placet  nie  ertheilt  word< 
war  die  Staatsgewalt  berechtigt,  diesem  kirchlichen  Erlasse  eine  \ 
auf  staatlichem  Gebiete  zu  versagen,  sie  war  berechtigt,  die  Altkai 
als  eine  von  der  katholischen  Kirche  nicht  verschiedene  Religionsge« 
zu  behandeln;  verpflichtet  hiezu  war  sie  jedoch  nicht,  wenn  wi 
Auffassung  konsequent  verfolgen,  vgl.  oben  S.  214  Anm.  59.  Vgl.  fe: 
oben  S.  212  angeführten  AVorte  des  Staatsministers  Dr.  Freiherm  vo 
„Dann  werden  wir  weiters  sehen,  was  unseres  Amtes  ist. 

^*  Seitens  des  Erzbischofs  von  Bamberg. 
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lao  Dach  §  58  verbotener  Vollzug  nicht  placetirter  kirchlicher 
Gesetze  vor. 

Handelt  es  sich  nun  weiter  um  das  Dogma  vom  Ehren-  und 
^Biisdiktionsprimat  des  Papstes,  so  ist  dasselbe  placetirt,  es  darf 
oDzogen  werden,  es  muss  aber  nicht  vollzogen  werden  (§  51  des 
teligionsediktes**).  Es  wird  folglich  dadurch  an  dem  soeben  ge- 
onnenen  Besultate  nichts  geändert. 

Eine  solche  Aenderung  tritt  aber  ein ,  wenn  das  andere 
k)gma,  das  die  Basis  des  Urtheiles  der  kirchlichen  Behörde  mit 
Mete,  das  Dogma  von  der  unbefleckten  Empfangniss  Maria,  mit 
i  Betracht  kommt.  Dieses  hat  das  placetum  regium  nicht  er- 
ilten,  es  darf  nicht  vollzogen  werden. 

Eine  Ausschliessung  der  AltkathoUken  aus  der  katholischen 
jrche  aus  beiden  Gründen,  wegen  Leugnung  des  Dogmas 
)in  Ehren-  und  Jurisdiktionsprimate  des  Papstes  und  des 
^(^mas  von  der  unbefleckten  Empfangniss  Maria,  ist  also  ver- 
issQngs  widrig. 

Es  standen  nach  dem  Ausgeführten  damals  der  Staatsregie- 
ing  zwei  verfassungsmässige  Wege  offien.  Nicht  nur  um  einen 
ollzug  des  Vaticanum,  sondern  auch  um  einen  Vollzug  der  Bulle 
leffabilis  Dens  konnte  es  sich  nicht  handeln,  es  blieb  als  An- 
iffspunkt  der  Operation  nur  das  Dogma  vom  Ehren-  und  Juris- 
ttionsprimate  des  Papstes.  Dieses  durfte  vollzogen  werden 
58  des  Rehgionsediktes),   aber  verpflichtet   zum  Vollzuge,   der 


•*  Unrichtig  auch  Adolf  Mater,  Zur  Lösung  der  Altkatholikeu frage  in 
fem.  Erlaoger  Inauguraldissertation  1891,  S.  27:  „Was  den  Grund  zur 
ten  Exkommunikation  (wegen  des  Primats)  anbetrifft,  so  ist  die  Regie- 
g  zweifellos  zur  Durchfuhrung  einer  derart  motivirten  Ausschliessung  be- 
dtigt  und  verpflichtet**.  S.  20:  „Pflicht  der  Kirchenbehörde  war 
lur,  das  Resultat  ihrer  Untersuchung  dem  Staate  mitzutheilen  unter  dem 
Pog-en,  —  wie  es  ja  auch  nur  der  Staat  verlangte,  —  dass  sich  diese 
tenz  für  den  Fall,  dass  sie  condemnatorisch  lautete,  nicht  auf  die  vati- 
schen  Beschlüsse  stütze ;  für  jede  anders  motivirte  Ent- 
eidang  w^ar  der  Staat  verfassungsmässig  zur  Voll- 
eckong  verbunden  .  .  ." 
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eben  darin  lag;    dass  die  Staatsgewalt  auf  Anrafen  ihren  i 
der  Kirchengewalt   gewährte,   war  die  Staatsgewalt  nicht 
des  Religionsediktes). 

Der  eine  der  beiden  möglichen  Wege  war  hiemit  der 
man  die  Altkatholiken  staatsrechtlich  auf  Grund  ihrer 
anerkennung  des  Dogmas  vom  Ehren-  und  Jurisdiktionsp 
des  Papstes  von  der  katholischen  Kirche  ausschloss,  un 
andere  der,  dass  man  sie  nach  wie  vor  staatsrechtlich  als  G 
der  katholischen  Kirche  betrachtete. 

Damit  ist  auch  der  verfassungsgemässe  Gang  der  komn 
kirchenstaatsrechtlichen  Ereignisse  in  der  bayerischen  Altkath 
frage  vorgezeichnet.  Was  Staatsminister  Dr.  von  Lctz  vc 
der  Ministerialentschliessung  vom  8.  April  1852  sagte®*,  n 
dass  ihre  Gesetzmässigkeit  zu  beanstanden  sei,  muss  vc 
Ministerialentschliessung  vom  15.  März  1890  in  Beziehung  a 
Begründung  gesagt  werden,  und  es  wird  dahin  kommen,  d« 
Staatsregierung  diese  Ministerialentschliessung  wie  einst  i 
wähnte  vom  8.  April  1852  als  rechtlich  ungiltig  ausser  Wu 
keit  setzt. 

Welchen  von  den  zwei  bezeichneten  Wegen  einer  verfaa 
gemässen  Lösung  der  AltkathoUkenfrage  sie  dann  bescl 
wird,  ist  Sache  ihres  Ermessens  und  eine  Erörterung  hi* 
fallt  als  in  das  Gebiet  der  Politik  einschlagend  über  die  6 
dieser  staatsrechtlichen  Abhandlung  hinaus. 


63 


Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1881/82  Beil.  Bd.  HI,  S.  303,  Sp.  1. 
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Zur  Kritik  des  Gerichtsverfassungsgesetzes. 

Von 

Landrichter  Bozi  in  Auricli. 


I.  Kammerbildnng  und  Geschäftsvertheilnng. 

Die  aus  den  Anträgen^  des  Abgeordneten  Lasker  hervor- 
gegangenen §§  61 — 63,  65,  69  G.-V.-G.  beruhen,  wie  ihre  Ent- 
rtehongsgeschichte  ergiebt,  als  Einzelbestimmungen  grossentheils 
*flf  Zweakmässigkeitsgründen.  Zweckmässigkeitsgründe  waren  für 
Jie  Uebertragung  ^  der  Geschäftsvertheilung  von  dem  Plenum, 
Welchem  sie  nach  den  Kommissionsbeschlüssen  erster  Lesung  zu- 
land,  auf  das  Präsidium  massgebend;  der  Zweckmässigkeitsgründe 
€m  Präsidenten  Gelegenheit  zu  geben,  die  Gerichtsmitglieder 
ranen  zu  lernen,  führte  dazu^,  ihm  die  selbständige  Wahl  der 
ammer  zu  überlassen,  in  welcher  er  den  Vorsitz  führt.  Die 
?sentliclie  Bedeutung  der  Paragraphen  liegt  aber  in  ihnen  als 
lem  zusammenhängenden  Ganzen,  in  dem  grundlegenden  Prinzip, 
5  in  ihnen  unter  allgemeiner  Anerkennung  des  Reichstags  und 
ae  Widerspruch  der  verbündeten  Regierungen  zum  Ausdruck 
ommen  ist.     Nur  aus  diesem  Gesichtspunkt  lässt  es   sich  er- 

*  Hahx,  Materialien  zum  Gerichtsverfassungsgesetz,  2.  Aufl.,  S.  569  f. 
-   Vgl.  den   Eommissionsbericbt  S.  961   a.  a.  0.  und  die  Ausführungen 
AbgreordDeten  Gneist  S.  1043  a.  a.  0. 
5  S.  1042  a.  a.  0.  und  Antra«:  Geeist  S.  1045  a.  a.  0. 
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klären,  dass  einzelne  Bestimmungen  der  KommissioDsb 
im  Laufe  der  Berathung  aufgegeben  und  dass  Bestimmi 
ihre  Stelle  gesetzt  sind,  welche  als  Einzelbestimmungen  i 
völlig  verschieden  waren;  dass  man  beispielsweise  an  S 
unwiderruflichen  Bestellung  des  Vorsitzenden  durch  die 
Verwaltung,  an  welcher  bis  zum  Schluss  der  Kommissionsb 
zweiter  Lesung  festgehalten  war,  die  alljährlich  widerruflic 
durch  ein  Kollegium  erfolgende  Bestellung  einführte;  m 
klärt*  der  Abgeordnete  Lasker,  der  in  erster  Lesung 
Geschäftsvertheilung  durch  Plenarbeschluss  plädirt  hatte 
die  Annehmbarkeit  der  Anträge  Strückmann,  welche  dt 
dium  für  zuständig  erklärten.  Auch  die  Art,  wie  jener  i 
nete  (Lasker)  von  Anfang  an  seine  Vorschläge,  „die  H 
des  Systems",  begründete*,  die  wiederholte  Hervorhel 
Wichtigkeit  des  Prinzips  gegenüber  der  Diskutirbarkeit  de 
bestimmungen  lassen  erkennen,  dass  es  ihm  weit  weniger 
als  um  jenes  Prinzip  zu  thun  war.  Die  gleichUegende  An 
der  Kommission  wurde  von  anderer  Seite  ^  ausdrückl 
gestellt.  Als  dann  in  zweiter  Lesung  die  verbündeten  Re{ 
einzelne  Bestimmungen  der  Kommissionsbeschlüsse  für  ui 
bar  erklärten,  wurde  wieder  die  Unabweisbarkeit  der 
Sicherungsmomente  für  die  Unabhängigkeit  der  Gericht 
Organisation  selbst  zu  verlegen,  die  Gleichgiltigkeit  al 
hervorgehoben  ^  und  endlich  in  dem  Kommissionsberic 
geführt,  die  Diskussion  habe  sich  wesentlich  auf  die 
Modalitäten  beschränkt,  dagegen  sei  die  Kommission  fast  ei 
der  Ansicht  gewesen. 


*  S.  802  f.  a.  a.  0. 

»  S.  571  a.  a.  0. 

«  S.  570  a.  a.  0. 

^  Reichensperoer,  V.  Forcade  S.  575  ff.  a.  a.  0. 

«  S.  802  f.  a.  a.  0. 

0  S.  959  a.  a.  0. 
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dass     die     Bildung     der     Kammeru     nicht     in 
dem   Belieben    der  Verwaltung  liegen  dürfe, 
sondern    auf  festen  gesetzlichen  Regeln   be- 
ruhen müsse. 
Diese  Stellungnahme  der  Kommission  wurde  bei  der  wieder- 
holten Berathung  unablässig   hervorgehoben^**.     In   der  zweiten 
Renarberathung  bezeichnete^^  der  Berichterstatter  die  betreffen- 
den Paragraphen  als  die 
aas  der  Initiative  der  Kommission  hervorgegangenen  grund- 
sätzlichen Bestimmungen ; 
das  Wesen    der   Sache    sei    auch   nach   den    im    einzelnen    er- 
folgten Modifikationen  der  ursprünglichen  Kommissionsbeschlüsse 
gerettet;  das  Ziel,  welches  die  Kommission  erreichen  wollte,  sei 
gewesen 
Ausschliessung  der   entscheidenden  Einwir  - 
kung    der    Landesjustizverwaltung     auf    die 
Bildung  der  Senate,  auf  die  Vertheilung  der 
Geschäfte  und  derPersonen  in  dieselben  und 
auf  das  Pr  äsi  d  i  um  in   den  einzelnen   Senaten. 
Als  endlich  in  der  dritten  Plenarberathung  über  die  Annehm- 
Wkeit  des  §  69  Ges.  in  der  Fassung  der  Anträge  Miqüel  und 
Genossen  *^  und  demnächst  in  der  Fassung  des  jetzigen  Gesetzes  ^^ 
gestritten  wurde,   konzentrirte  sich   die   Debatte   darin,  ob  bei 
diesen  Fassungen  der  Grundsatz  zweiter  Instanz  durchbrochen^* 
nnd  der   Justizverwaltung    ein   entscheidender   Einfluss    auf  die 
Komposition  der  Gerichte  eingeräumt  werde  ^*,   oder  ob  das  von 


**^  Vgl    die    Ausführungen   des    Abgeordneten   ÄIarquardsen    S.  1047 
a.a.O. 

»  S.  1226  a.  a.  0. 

"  Nach  diesen  Anträgen  solle  der  §  69  die  Fassung  des  jetzigen  Ent* 
*^8  enthalten. 

"  Amendement  Hänel. 

"  Ausfuhrungen  des  Abgeordneten  Hänel  S.  1570  a.  a.  0. 

'*  S.  1577  a.  a.  0. 
^rchiy  für  öffentliches  Recht.  X.  2.  25 
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dem  Reichstag  erstrebte  Ziel,  die  Einwirkung  der  Landesjust 
Verwaltung  auf  die  Besetzung  der  Richterkollegien  auszuschliessc 
auch  so  erreicht  werde  ^*.  Man  mrd  daher  nicht  fehl  gehen 
dem  Schluss,  dass  in  dieser  Frage  der  Reichstag  das  punetu 
saliens  erblickte  und  dass  er  sie  durch  Annahme  des  §  69  in  d( 
jetzigen  Fassung  im  Sinne  der  letzteren  Alternative  entschied 
dass  er  aber  an  dem  Prinzip  selbst  unentwegt  festgehalten  hai 

In  der  That  bildet  die  Unabhängigkeit  der  Kammerbildun, 
und  Geschäftsvertheilung  von  den  Einwirkungen  der  Justiz 
Verwaltung  eine  nicht  zu  entbehrende  Garantie  für  die  ünal 
hängigkeit  des  Richterspruchs,  und  insofern  erscheint  das  ent 
wickelte,  den  §§  61—63,  65  und  69  G.-V.-G.  zum  Gmndi 
liegende  Priuzig  lediglich  als  die  Konsequenz  des  in  §  1  G.-V.-G 
ausgesprochenen  Grundsatzes  richterlicher  Unabhängigkeit. 

So  objektiv  der  einzelne  Richter  zu  entscheiden  sich  bemüht 
Seine  individuellen  Lebensanschauungen  werden  namentlich  ü 
Fragen  religiöser  und  politischer  Art  in  der  Praxis  sich  bethätigen 
Seine  Rechtsprechung  wird  dadurch  ein  bestimmtes  Gepräge  er 
halten  und  ein  Dritter,  der  dieselbe  verfolgt,  wird  in  Fällen  de 
angegebenen  Art  die  Entscheidung  des  betreffenden  Richters  mi 
einiger  Wahrscheinlichkeit  voraussehen.  Es  kann  nicht  fehlen 
dass  gerade  der  Vorsitzende  die  Kammermitglieder  nach  diese 
Richtung  hin  kennen  lernt  und  dass  auf  diese  Weise  die  Landes 
Justizverwaltung  über  die  Anschauungen  der  einzelnen  RichU 
unterrichtet  wird.  Räumt  man  dieser  nun  das  Recht  ein,  nac 
ihrem  Ermessen  die  Kammer  zusammenzusetzen,  so  vnrd  es  i 
nicht  schwer  fallen,  durch  Auswahl  der  Richter  bestimmt 
Rechtsanschauungen  das  üebergewicht  in  der  Kammer  zu  v 
schaffen.  Die  gleiche  Möglichkeit  gewährt  ihr  die  freie  Geschäi 
vertheilung.  Denn  solche  bestimmten  Rechtsanschauungen  präg 
sich  in  gleicher  Weise  in  der  Kammer  als  Ganzem  aus,  nani^ 

**"•  Ausführungen  des  Abjreordnet^ii  ^Iiquel  S.  1496  a.  a.  0. 
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üch  dann,  wenn  diese  längere  Geschäftsjahre   hindurch   in   ihrer 
Zusammensetzung  verblieben  ist.    Jedes  Mitglied  eines  Kollegial- 
gerichts  weiss  von   dem  Vorhandensein    solcher  „Praxis".     Vom 
Standpunkte  einheitlicher  Rechtsprechung  ist   sie  auch   nicht   zu 
tadeln;  der  Justizverwaltung  aber  würde  sie  zu   einer  Handhabe 
werden,    bestimmte    Arten    der   Rechtsprechung   herbeizufuhren, 
wenn  es  ihr  ermöghcht  wäre,  die  Entscheidung  bestimmter  Sachen 
ihren   Rechtsanschauungen  nach    bekannten   Kammern   zu   über- 
weisen. 

Dieser  Anschauung  wurde  Seitens  des  Abgeordneten  Laskek 
in  der  Begründung  seiner  die  Kammerbildung  betreflfenden  Vor- 
schläge dahin  Ausdruck  gegeben  ^^,  der  Schutz,  welcher  durch  un- 
abhängige Gerichte  gewährt  werde,  gehe  verlpren,  wenn  es  die 
Verwaltang  in  der  Hand  habe,  für  die  einzelnen  Kategorien  von 
Rechtssachen  diejenigen  Richter  auszusuchen,  von  denen  vermöge 
ihrer  Anschauungen  oder  Gesinnung  zu  erwarten  sei,  dass  sie 
nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  Recht  sprechen  würden; 
welche  Bedeutung  dies  für  politische  Fragen  haben  würde,  liege 
auf  der  Hand. 

An  der  Hand  des  gewonnenen  Prinzips  soll  nunmehr  eine 
Würdigung  der  §§  61 — 63,  65,  69  Abs.  1  des  Entwurfs  eines 
Gesetzes  betreflfend  Aenderungen  und  Ergänzungen  des  Gerichts- 
▼erfassungsgesetzes  erfolgen. 

Diese  Paragraphen  unterscheiden  sich  von  den  betrefifenden 
Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzas  in  seiner  jetzigen 
Gestalt  inhaltlich  dadurch, 
dass  die  Vertheilung  der  Mitglieder  in  den  einzelnen  Kam- 
mern, die  Bestellung  ihrer  regelmässigen  Vertreter  in  Behinde- 
rungsfallen und  die  Vertheilung  der  Geschäfte  unter  die  ein- 
zelnen Kammern  derselben  Art,  welche  zur  Zeit  durch  das 
Präsidium  erfolgt,  der  Landesjustizverwaltung  übertragen  wird ; 


''  S.  570  a.  a.  0. 

15 
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dass  letztere  auch  aus  dem  Präsidenten  und  den  Direktoren  die 
Vorsitzenden  für  die   einzelnen  Kammern   auswählt,    über  die 
regelmässige    Vertretung   des   Vorsitzenden    in    Behindemngs- 
fallen    und    über    die   Vertretung   des    Präsidenten    in   seinen 
übrigen    durch    das    Gerichtsverfassungsgesetz    geregelten   Ge- 
schäften Bestimmung   trifft,    während    nach   diesem  Gesetz  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  der  Präsident  selbständig  die  Kammer, 
in   der  er  den  Vorsitz  fuhrt,  wählt,   die  übrigen  Vorsitzendoi 
aus  den  Direktoren  durch  ein  aus  diesen  und  dem  Präsidenten 
gebildetes  Kollegium  ausgewählt  werden   und  der  Vorsitzende 
in  dem   ältesten   Kammermitglied,    der  Präsident   hinsichtlich 
seiner  übrigen,  durch  das  Gerichtsverfassungsgesetz  bestimmten 
Geschäfte  in  dem  ältesten  Direktor  seinen   gesetzlichen  Ver- 
treter hat; 

dass,  während  jetzt  die  Zuordnung  eines  nicht  ständigen 
Richters  als  Hilfsrichters  zur  zeitweiligen  Vertretung  eines  Ge- 
richtsmitglieds nur  auf  den  Antrag  des  Präsidiums  erfolgen 
kann,  dazu  nach  dem  Entwurf  der  Antrag  des  Präsidenten 
genügt. 

Das  Gerichtsverfassungsgesetz  gewährt  gegen  Beeinflussungen 

des  Richterspruchs  durch  die  Mitglieder-  und  Geschäftsvertheilung 

eine  doppelte  Garantie: 

1)  Die  Anordnung  erfolgt   durch   ein  Richterkollegium,  das 
Präsidium ; 

2)  die  Ständigkeit  der  Einrichtung  auf  die  Dauer  eines  Ge- 
schäftsjahrs. 

Der  Antrag,  die  erste  Garantie  fallen  zu  lassen,  war  bereit'' 
in   zweiter  Lesung   seitens   des   Abgeordneten  Miqüel    gestellt 
und  seitens   der  verbündeten  Regierungen   schon   damals  hervc^ 
gehoben'^,    dass,    nachdem   die   Ständigkeit  der  getrofTenen  t^ 
Stimmung    auf   längere    Zeiträume    beschlossen    sei,    die   Just;—- 

"  S.  800  a.  a.  0. 

^^  Vgl.  den  Kommissionsbericht  S.  960  a.  a.  0. 
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rwaltung,  selbst  wenn  sie  wolle,  Missbrauch  nicht  üben  könne, 
adererseits  wurde  geltend  gemacht  ^°,  dass,  wenn  die  Abthei- 
ngen der  Gerichte  alljährhch  beliebig  zusammengesetzt  würden, 
a:  Ausdruck  „Kollegium"  zu  einem  leeren  Namen  werde,  und 
ie  Kommission  konnte  sich  nicht  einmal  entschliessen,  auf  die 
lufnahme  des  ältesten  Eichters  in  das  Präsidium  zu  verzichten, 
reil  gerade  dieser  das  Kollegium  unbefangener  repräsentire  als 
ler  Präsident  und  die  Direktoren  ^^  Darüber,  dass  die  Kammer- 
msammensetzung  und  die  Geschäftsvertheilung  auf  die  Dauer 
mindestens  eines  ganzen  Geschäftsjahrs  zu  erfolgen  habe  und 
kss  auch  diese  Vertheilung  nicht  Sache  der  Justizverwaltung  sei, 
tierrschte  sowohl  im  Plenum  als  auch  in  der  Kommission  Ein- 
»erständniss^^.  In  der  That  würde  eine  Sicherheit  gegen  Beein- 
lussung  der  Rechtsprechung  auf  dem  Wege  der  Mitgheder-  und 
jeschäftsvertheilung  nicht  gewährt  sein,  wenn  bei  Vornahme  der- 
«Iben  der  Justizverwaltung  keine  andere  Schranke  gezogen  wäre, 
i&  die,  dass  eine  Veränderung  der  einmal  getroflfenen  Bestimmung 
licht  innerhalb  eines  Geschäftsjahrs  erfolgen  dürfe.  Es  bedarf 
laza  nicht  einmal  des  Hinweises  auf  die  Thatsache,  dass  grosse 
Vozesse  auch  über  die  Dauer  eines  Geschäftsjahrs  hinaus  an- 
längig  bleiben  und  dass  auch  ohne  dies  auf  alle  diejenigen  Pro- 
esse eingewii'kt  werden  könnte,  welche  zu  Beginn  des  Geschäfts- 
idirs  in  der  Schwebe  sind.  Die  Hauptsache  ist,  dass  gerade  in 
olitisch  bewegten  Zeiten  —  man  denke  an  den  sogenannten 
Cultarkampf  —  das  Entstehen  bestimmter  Arten  von  Prozessen 
ich  voraussehen  lässt. 

Die  in  dem  Entwurf  vorgesehene  Zuständigkeit  der  Landes- 
ustizverwaltung  ist  mit  der  theilweise  „mangelhaften  Zusammen- 
etzung"   der  Strafkammern   begründet,   denen  man    vielfach   die 


*'  Vgl.  die  Ausführungen  des  Abgeordneten  Gneist  S.  1043  a.  a.  0. 
*^  Vgl.  die  Ausführungen  des  Berichterstatters  der  Kommission  S.  1226 

a,  0. 

"  Kommissionsbericht  S.  959  f.  a.  a.  0. 
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weniger  brauchbaren  Elemente  zuweise,  während  andere  fiicht 
ausschliesslich  mit  Civilsachen  beschäftigt  würden.  VerantwortK< 
dafür  wird  das  Präsidium  gemacht,  dessen  Mitglieder  regelmass 
der  Gefahr  ausgesetzt  seien,  persönliche  Wünsche  sowie  Rücl 
sichten  auf  ihnen  nahestehende  Kollegen  allzusehr  in  Rechnuo 
zu  ziehen  und  aufs  Lebhafteste  dabei  interessirt  seien,  als  Gi 
nossen  ihrer  Arbeit  möglichst  ihnen  sympathische  Richter  zu  ei 
wählen.  Auch  diese  Erwägungen  sind  nicht  neu.  Dass  die  Mit 
glieder  des  Präsidiums  leicht  geneigt  sein  könnten,  durch  persön 
liehe  Interessen  sich  leiten  zu  lassen,  ist  seitens  der  Regierungs 
Vertreter  schon  bei  der  Gesetzesberathung  hervorgehoben**.  Dem 
gegenüber  mag  man  erwägen,  ob  bei  der  Justizverwaltung  di( 
Berücksichtigung  anderer  als  sachhcher  Momente  absolut  aus 
geschlossen  ist,  jedenfalls  aber  sich  damit  bescheiden,  dass,  wem 
es  sich  darum  handelt,  Hindernisse  in  ein  Gesetz  aufzunehmen 
gewisse  Schwierigkeiten  und  Unzuträglichkeiten  nicht  zu  vermeide! 
sind ;  dass  man  aber  über  derartige  geringe  Nachtheile  mit  Rück 
sieht  auf  die  Wichtigkeit  des  Prinzips  sich  hinwegsetzen  moss 
Somit  steht  fest,  dass  ohne  Gefährdung  der  Unabhängigkeit  de: 
Richterspruchs  nimmermehr  die  Kammerzusammensetzung  m 
Geschäftsvertheilung  aus  der  Hand  des  Präsidiums  in  die  de 
Justizverwaltung  übertragen  werden  kann. 

Der  Vorsitzende  kommt  bei  der  Kammerbildung  zunächst  al 
Mitglied,  als  Richter  in  Betracht.  Als  solcher  ist  er  gleichzeiti 
die  Spitze  des  Kollegs  und  hat  eine  hervorragende  Bedeutung  i 
demselben,  weil  er  die  Verhandlung  und  Abstimmung  leitet**  ut 
dadurch  auf  die  Instruktion  der  Sache  einwirkt.  Der  Einflus 
den  ein  voreingenommener  Vorsitzender  durch  einseitige  Prozeß 
leitung  auf  die  Entscheidung  ausüben  kann,  ist  im  mündlich. 
Verfahren,  wo  häufig  nur  er  und  keiner  der  Beisitzer  Kenntn 
von  dem  Inhalt  der  Akten  hat,  oft  gar  nicht  zu  redressiren.   I 

"  S.  573,  801  a.  a.  0. 

s*  S§  127  C.-P.-O.,  237  R.-St.-P.-0.,  196  G.-V.-G. 
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itimg  der  Verhandlung,  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in 
1  Sitzungen**  sind  aher  gleichzeitig  vorwaltende  Thätigkeiten 
d  dass  nicht  jeder  Richter  die  zu  ihnen  erforderlichen  Eigen- 
daften  besitzt,  beweist  der  Umstand,  dass  es  viele  tüchtige 
Ichter  gibt,  denen  die  Fähigkeit,  eine  Verhandlung  zu  leiten, 
angelt.  Dem  Präsidenten  erwächst  ausserdem  die  Aufgabe,  in 
dner  Thätigkeit  als  Vorsitzender  sich  ein  ürtheil  über  die  Fähig- 
eiten  der  seiner  Aufsicht  imterstellten  Richter  zu  bilden,  ein 
umstand,  der  bei  Berathung  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  seitens 
er  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  ausdrücklich  hervor- 
ehoben  ist  *^.  Aus  diesen  Gründen  hatten  die  letzteren  noch 
egenüber  den  Kommissionsbeschlüssen  die  Anforderung  gestellt, 
ie  Bestimmung  des  Vorsitzenden  für  die  einzelnen  Kammern  der 
Andesjustizverwaltung  zu  überlassen ;  man  erachtete  indessen  die 
ichterliche  Stellung  des  Vorsitzenden  für  zu  überwiegend,  als  dass 
ezüglich  seiner  Person  auf  diejenigen  Garantieen  Verzicht  ge- 
mistet werden  könne,  die  man  bei  der  Auswahl  der  Beisitzer  für 
rforderlich  erachtet  habe;  der  einfache  Wechsel  des  Vorsitzes 
arch  Verfügung  der  Justizverwaltung  sei  der  bedenklichste 
'onkt^',  durch  den  sogar  die  Annahmefähigkeit  der  Reichsjustiz- 
esetze  in  Zweifel  gestellt  werde  *'^. 

Die  Motive  des  Entwurfs  geben  keine  Gründe  an,  wesshalb 
ie  Vertheilung  der  Vorsitzenden  durch  KoUegialbeschluss  un- 
tunlich sein  sollte;  der  Umstand,  dass  die  Zuständigkeit  der 
Ändesjustizverwaltung  die  Konsequenz  der  die  Mitghederverthei- 
ang  betreflfenden  Vorschriften  des  Entwurfs  ist,  erscheint,  nach- 
lem  die  Unannehmbarkeit  der  letzteren  erwiesen  ist,  bedeutungslos. 

Als  richterliche  Mitglieder  des  Kollegiums  findet  auf  die 
Vorsitzenden  alles  dasjenige  Anwendung,  was  bezügUch  der  übrigen 


"  Vgl.  §  177  G.-V.-G. 

*  Vgl.  oben  S.  219. 

"  Gnkist  bei  Hahn  a.  a.  0.  S.  1044. 

**  Lasker  S.  1043  daselbst. 
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Kammermitglieder  ausgeführt  ist;  ihre  Vertheilung  auf  die  ei 
zelnen  Ki,mmem  nach  objektiven  Gesichtspunkten  muss  daher 
gleicher  Weise  gewährleistet  werden.  Auf  die  Zuständigkeit  d 
Kollegiums  der  Vorsitzenden  kann  unter  keinen  Umständen  Ye 
ziehtet  werden,  so  lange  nicht  eine  andere  Art  der  Garantie  i 
Gestalt  der  dauernden  Unwiderruflichkeit  oder  des  obligatorische 
Wechsels  an  deren  Stelle  gesetzt  wird.  In  der  That  ist  es  aoc 
nicht  ersichtUch,  welches  sachliche  Interesse  die  Justizverwaltoi 
haben  sollte,  die  Vertheilung  der  Vorsitzenden  durch  die  einzelne 
Kammern  in  der  Hand  zu  haben.  Denn  nach  §  61  G^s.  kömie 
die  Vorsitzenden  nur  aus  den  Direktoren  gewählt  werden,  im 
dass  diese  Personen  neben  der  richterlichen  Fähigkeit  die  besoi 
deren,  zum  Vorsitz  erforderlichen  Eigenschaften  besitzen,  daräbe 
hat  die  Justizverwaltung  schon  im  bejahenden  Sinne  entschiedei 
indem  sie  die  betreffenden  Beamten  zu  Direktoren  ernannte. 

Abänderungsfahig  erscheint  dagegen  die  die  Vertretung  de 
Vorsitzenden  regelnde  Bestimmung  des  §  65  Ges.  Es  muss  de 
Motiven  des  Entwurfs  darin  beigetreten  werden,  dass  es  zu  gross« 
Unzuträgliclikeiten  führt,  den  Vorsitz  in  die  Hand  eines  Richter 
zu  legen,  der  für  seine  Befähigung,  eine  Verhandlung  zu  leiten 
keine  andere  Gewähr  bietet  als  die,  dass  er  das  älteste  Kammer 
mitglied  ist.  Hinzukommt,  dass  die  Bestimmungen  über  die  Vö 
tretung  des  Vorsitzenden  zu  denen  über  die  Ernennung  des  Vor 
sitzenden  inkonsequent  sind.  Den  Anforderungen,  die  an  dei 
ordentlichen  Vorsitzenden  zu  stellen  sind,  muss  auch  der  Vertrete 
gerecht  werden  und  wenn  man  der  Justizverwaltung  hinächtlid 
des  ersteren  die  Befugniss  einräumt,  durch  die  Emennuni 
zum  Präsidenten  oder  Direktor  das  massgebende  ,ja"  über  da 
Vorhandensein  jener  Eigenschaften  auszusprechen,  so  liegt  kein 
Veranlassung  vor,  ihr  dieses  Recht  bei  dem  Vertreter  des  Yo 
sitzenden  zu  entziehen.  Konsequent  wäre  es  vielmehr  gewesen,  d 
Justizverwaltung  ebenso  wie  die  allgemeine  Ernennung  der  V* 
sitzenden,  so  auch  die  allgemeine  Ernennung  ilirer  Vertrete^ 
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berlassen  und  die  Vertheilung  derselben  auf  die  einzelnen  Kam- 
lern  gleichzeitig  mit  der  Vertheilung  der  Vorsitzenden  dem  aus 
lern  Präsidenten  und  den  Direktoren  zusammengesetzten  Kol- 
egium  vorzubehalten.  Da  der  Vertreter  des  Vorsitzenden  nicht 
ständiges  Mitglied  der  Elammer  zu  sein  braucht,  in  der  er  als 
Vertreter  fungirt,  so  gewinnt  das  letztgenannte  Kollegium  damit 
keioerlei  Einfluss  auf  die  sonstige  Zusammensetzung  der  Kammern 
und  greift  nicht  in  die  Zuständigkeit  des  Präsidiums  hinüber, 
«dchem  die  Befugniss  verbleibt,  über  den  betreflfenden  Vertreter 
als  beisitzendes  Kammermitglied  nach  wie  vor  zu  verfügen.  In 
der  Zuständigkeit  des  Präsidiums  gewänne  die  Neuerung  sogar  in 
so  weit  eine  Parallele,  als  auch  jenes  mit  der  Mitgliederverthei- 
long  gleichzeitig  über  die  Vertretung   der  MitgUeder  entscheidet. 

Dieselben  Erwägungen  fuhren  dazu,  der  Justizverwaltung  die 
Entscheidung  zu  überlassen,  welcher  Richter  den  Präsidenten  in  seinen 
übrigen,  durch  das  Gerichtsverfassungsgesetz  bestimmten  Geschäften 
vertritt.  Denn  auch  hier  handelt  es  sich  um  Thätigkeiten  ver- 
waltender Art  ^*,  und  man  entzieht  inkonsequenterweise  der  Justiz- 
verwaltang die  Entscheidung,  ob  der  Vertreter  des  Präsidenten 
die  dazu  erforderlichen  Eigenschaften  besitzt,  während  sie  diese 
Eotscheidung  rücksichtUch  des  Präsidenten  selbst  durch  dessen 
Sniennung  zu  tre£fen  hat.  Verlangt  man  auch  hier  endUch 
Sicherheit  gegen  die  Einwirkung  der  Justizverwaltung  auf  die 
«oizelnen  Geschäfte,  so  mag  die  getroffene  Bestimmung  fiir  un- 
widerruflich erklärt  werden.  Hiergegen  hegen  um  so  weniger 
Bedenken  vor,  als  ja  auch  der  Präsident  selbst  der  mit  seinem 
Amte  gesetzUch  verbundenen  Geschäfte  nicht  enthoben  werden 
bann. 

Im  §  69  Abs.  1  Ges.  sollen  die  Worte  „auf  den  Antrag  des 
iVäsidinms^  ersetzt  werden  durch  die  Worte  „auf  den  Antrag 
les  Präsidenten^.     Diese  scheinbar   geringfügige  Aenderung   hat 

*•  Vgl.  §§  66,  83  G.-V.G.,  271  C.-P.-O. 
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eine  Begründung  in  den  Motiven  überhaupt  nicht  er&hi 
doch  bedeutet  sie  das  Aufgeben  einer  Garantie  für  di 
hängige  Kammerbildung,  für  welche  bis  in  die  dritte 
berathung  hinein  gestritten  ist,  ja  in  der  Verbindung  ] 
übrigen  Bestimmungen  des  Entwurfs  das  völlige  Zugral 
jenes  Prinzips. 

Der  §  69  a.  a.  O.  ist  aus  der  Erwägung  entstanden 
das  Hilfsrichterthum  vom  Standpunkt  einer  unabhängigen 
sprechung  ein  bedauernswerthes  Institut;  dass  aber  die 
Ziehung  nicht  angestellter  Richter  zur  Rechtsprechung  mi 
sieht  auf  die  bei  den  Landgerichten  in  Preussen  herrs 
Zustände  nicht  zu  umgehen  sei  und  dass  es  daher  lediglicl 
ankomme,  Garantien  zu  schaffen,  welche  es  der  Justizvei 
unmöglich  machen,  durch  das  Hilfsrichterwesen  Einfluss 
Kammerbildung  und  damit  auch  die  Rechtsprechung  zu  e 
Eine  dieser  Garantien  findet  das  Gesetz  darin,  dass  die  Ve; 
nicht  ohne  den  Antrag  des  Präsidiums  angeordnet  werdi 

Dadurch,  dass  in  dem  Entwürfe  an  Stelle  dieses  . 
der  Antrag  des  Landgerichtspräsidenten  tritt,  wird  die  An> 
der  Stellvertretung  der  Einwirkung  des  Richterkollegiui 
zogen  und  zur  Verwaltungssache  erklärt.  Nun  ergiebt  c 
stehungsgeschichte  des  §  69  Ges.,  dass  man  bis  zum  Schi 
zweiten  Plenarberathung  nicht  nur  den  Antrag  des  Prä 
sondern  sogar  den  Antrag  des  Plenums  für  erforderlich  { 
hat  und  dass  der  Antrag*^  des  Bundesraths,  den  Para] 
zu  streichen  und  die  in  der  dritten  Lesung  seitens  der  n 
Uberalen  Partei  vorgeschlagene,  der  Bestimmung  des  jetzig 
Wurfs  gleichlautende  Fassung  sowohl  seitens  der  Antrag} 
als  auch  seitens  der  verbündeten  Regierungen  **  damit  bei 


»•  Hahn  a.  a   0.  S.  579,  813. 
»»  Hahn  a.  a.  0.  S.  1229,  1235. 
"  S.  1496,  1573  f.  das. 
"  S.  1576,  1579  a.  a.  0. 
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,  dass  die  Justizverwaltung  nach  den  Bestimmungen  über  die 
irtheilang  der  Geschäfte  und  die  Vorbestimmung  der  Mit- 
ieder  für  die  einzehien  Kammern,  es  gar  nicht  in  der  Hand 
ibe,  einen  Vertreter  ohne  Zustimmung  des  Präsidiums  in  die 
Kammer  hineinzuzwängen.  Wenn  man  dem  ungeachtet  dui'ch 
Liinahrae  des  HÄNEL'schen  Antrags,  das  Präsidium  zur  Antrag- 
teilung für  zuständig  zu  erachten,  den  Ausführungen^^  dieses 
abgeordneten  gemäss  den  Antrag  des  Präsidiums  für  das 
lindeste  erklärte,  was  verlangt  werden  könne,  so  beweist  das 
ie  Gefahr,  welche  der  Reichstag  in  der  Befugniss  der  Justiz- 
srwaltung  zur  eigenmächtigen  Bestellung  eines  nichtständigen 
ichters  als  Hilfsrichters  erblickte;  ferner  aber  erhellt,  dass  der 
unalige  Reichstag  sicherlich  einem  Gesetze  die  Zustimmung  ver- 
igt  haben  würde,  durch  welches  die  Bestellung  der  Hilfsrichter 
»m  Ermessen  der  Justizverwaltung  überlassen  blieb,  wenn  nicht 
eichzeitig  die  Kautelen  für  eine  der  Einwirkung  der  Justiz- 
irwaltung  entzogene  Geschäfts-  und  MitgUedervertheilung  durch 
le  Zuständigkeit  des  Präsidiums  für  dieselbe  gewährt  worden 
ären.  Nach  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  sollen  diese  Kau- 
len aber  fortfallen.  Die  Justizverwaltung,  indem  sie  selbständig 
ie  Kammern  zusammensetzt  und  die  Geschäfte  selbständig  ver- 
leilt,  erhält  damit  die  MögUchkeit,  zu  Beginn  des  Geschäfts- 
ihres  den  zu  einst weihgen  Vertretern  berufenen,  nicht  ständigen 
Uchter  als  Mitghed  in  die  Kammern  hineinzusetzen. 

Es  ist  noch  zu  erörtern,  ob  die  Fassung  des  §  69  Abs.  1 
ies  Entwurfs  im  Rahmen  der  jetzigen  sonstigen  Bestimmungen 
les  Gerichtsverfassungsgesetzes  annehmbar  wäre.  Auch  diese 
Frage  ist  zu  verneinen.  Denn  wenn  die  Justizverwaltung  die 
Hilfsrichter  auch  nicht  wider  den  Willen  des  Präsidiums  in  die 
Kammer  als  deren  ständiges  Mitglied  hineinzubringen  in  der  Lage 
ist,  80  kann  der  Hilfsrichter  doch  im  Falle  §  66  Ges.  vom  Präsi- 


**  S.  1570  a.  a.  0. 
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dcnten  zum  einstweiligen  Vertreter  bestellt;  ja  er  kann  von  da 
Justizverwaltung  zum  Unsersuchungsrichter  ernannt  und  dadorcb 
dieses  wichtige  Amt  in  die  Hände  eines  richterlichen  Beamtai 
gelegt  werden,  dessen  Unabhängigkeit  lediglich  durch  die  Siebar 
heit  gewährleistet  ist,  dass  ihm  die  Hilfsrichterstelle  und  die  wä 
derselben  etwa  verbundene  Vergütung  nach  §  69  Abs.  2  Ges. 
nicht  beliebig  entzogen  werden  darf. 

Dass  der  Präsidialbeschluss  im  Falle  §  69  GTes.  regelmassig 
eine  reine  Form  sein  und  dass  das  Gericht  gegen  eine  Hilfe- 
leistung sich  nicht  leicht  abwehrend  verhalten  wird*^,  ist  einleudi- 
tend:  es  trifft  aber  nur  zu,  so  lange  eine  wirkliche  Aushilfe  in 
Frage  steht.  Sollte  diese  „Aushilfe"  dagegen  einmal  zu  Angriffen 
auf  die  richterliche  Unabhängigkeit  benutzt  werden,  dann  bildet 
die  erforderUche  Mitwirkung  des  Präsidiums  eine  Schranke,  an 
der  solche  Angriffe  scheitern  werden. 

II.  Richterliche  Unabhängigkeit  und  Reisekosten  der  RicUar. 

Der  §  7  G.-V.-G.  gehört  zu  den  aus  den  Anträgen  Bahr 
u.  Gen.  hervorgegangenen  Bestimmungen,  durch  welche  die 
Minimalanforderungen  an  die  Qualifikation  der  Richter  und  die 
unentbehrlichen  Garantien  richterlicher  Unabhängigkeit  gesetzlich 
festgelegt  werden  sollten  ^^.  Soweit  dieser  Paragraph  bestimmt, 
dass  die  Richter  in  ihrer  richterlichen  Eigenschaft  ein  festes  Ge- 
halt beziehen,  findet  er  seine  ausreichende  Erklärung  in  dem, 
was  der  Abgeordnete  Lasker  in  der  Kommissionsberathung 
I.  Lesung  zu  seiner  Begründung  widerspruchslos  ausführt^i  ^',  dass 
zu   jenen    unerlässlichen    Garantien    die    Sicherung   des    richtei- 

'*  Vgl.  die  Ausführungen  des  Vertreters  der  Königlich  Württemberg 
sehen  Regierung  bei  Hahn  S.  813  a.  a.  0. 

•°  Vgl.  den  Kommissionsbericht  bei  Hahn  a.  a.  0.  8.  936,  die  AugfÜ- 
rungen  der  Abgeordneten  Lasker,  Windthorst  und  Gneist  in  der  Plea^ 
bcrathung  I.  Lesung,  S.  200,  206,  220 f.,  231,  249  und  die  Anträge  BLi 
und  Gen.,  S.  371  tt\  a.  a.  0. 

^'  S.  372  a.  a.  O. 


—     233     — 

aen  Gehalts  gehöre ;  die  weitere  Bestimmung  aber  ^mit  Aus- 
iluss  von  Gebühren**  zwingt  zu  der  Annahme,  dass  den  Reichs- 
S  bei  Votirung  dieses  Paragraphen  noch  andere  Grundsätze 
leitet  haben. 

Wenn  man  die  Sicherung  des  richterlichen  Gehalts  für  eine 
lerlässliche  Voraussetzung  der  Unabhängigkeit  des. Richters  er- 
ntete, so  erklärt  sich  das  aus  der  Erwägung,  dass  ein  Richter, 
er  der  Gefahr  ausgesetzt  ist,  in  seinem  Einkommen  durch  Ver- 
igungen  der  Justizverwaltung  geschmälert  zu  werden,  geneigt 
OD  wird,  durch  die  Furcht  vor  dieser  Einkomraenseinbusse  in 
einer  Rechtsprechung  sich  leiten  zu  lassen.  Nicht  minder  nach- 
heilig auf  die  unabhängige  Rechtsprechung  muss  aber  die  Mög- 
ichkeit  wirken,  durch  die  Art  der  richterlichen  Thätigkeit  im 
Meinen  Falle  besondere  Vermögensvortheile  zu  erlangen  und 
fenn  man  der  Einwirkung  auf  die  Unabhängigkeit  der  Rechts- 
pflege im  Wege  der  Einkommensschmälerung  durch  Festlegung 
äes  Grehaltes  zu  begegnen  suchte,  so  musste  andererseits  für  den 
Bichter  die  MögUchkeit  ausgeschlossen  werden,  durch  die  Recht- 
sprechung im  einzelnen  Falle  besondere  Einnahmen  sich  zu  ver- 
schaffen. 

Dass  dieser  Gedankengang  der  des  Gesetzgebers  gewesen  ist; 
Uet  in  der  Entstehungsgeschichte  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
Bestätigung. 

In  der  zweiten  Plenarberathung  war  seitens  des  Abgeordneten 
Ieichensperger  ^®  der  Antrag  gestellt ,  dem  §  7  Gesetzes  die 
•Vorte  hinzuzufügen  „und  Gratifikationen".  Dieser  Antrag  wurde 
u  a.  von  dem  Abgeordneten  Windthorst^'  unterstützt  und 
Wiin  begründet,  wenn  die  Richter  im  Allgemeinen  wüssten,  dass 
der  Minister  in  der  Lage  sei,  ihnen  ausserordentliche  pekuniäre 
Zuwendungen  zu  machen ,  so  sei  nicht  zu  bezweifeln ,  dass  sie, 
olme  dass  es  ihnen   zum  klaren  Bewusstsein  komme,  mögUchst 

•*  S.  1144  a.  a.  0. 
"•S.  1131  f.  a.  a.  0. 
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bereit  gemacht  würden,  dem  Minister  sich  angenehm  za  madi 
weil  Niemand  wisse,  welches  Unglück  ihn  treffen  könne;  dado 
leide  die  innere  Unabhängigkeit  des  Mannes.  In  ähnlicher  W< 
sprach  sich  der  Abgeordnete  HInel  aus.  Widersprach  fanc 
diese  Ausfiihrangen  lediglich  von  dem  Abgeordneten  Gxeist 
der  sich  dagegen  verwahrte,  derartige  Kautelen  zur  richterlid 
Unabhängigkeit  zu  rechnen.  Seitens  der  übrigen  Redner,  name 
lieh  auch  seitens  des  preussischen  Justizministers  vrurde  c 
WiXDTHORST'sche  Standpunkt  nicht  bemängelt;  es  vrurde  ii 
darauf  hingewiesen,  dass  der  Justizminister  es  in  der  Hand  hab 
müsse,  helfend  einzugreifen,  wenn  ein  Eichter  sich  in  unversch 
deter  Noth  befinde  —  vgl.  die  Ausführungen  des  Abgeordnet 
ScHöNiNO**  —  und  die  Besoi^iss,  dass  dies  durch  die  Annahi 
des  REiCHKNSPERGER'schen  Antrags  unmöglich  gemacht  wenl 
gegen  denselben  geltend  gemacht.  Wenn  daraufhin  die  Able 
nung  dieses  Antrags  erfolgte,  so  darf  man  daraus  lediglich  en 
nehmen,  dass  der  Reichstag  die  von  dem  Abgeordneten  ScHösa 
horvorgehobenen  praktischen  Bedenken  für  gerechtfertigt  erachtet 
die  Nichtbomängelung  der  WiNDTHORST'schen  Ausfuhrungen  e 
f^iobt  dagegen,  dass  der  von  diesem  Abgeordneten  vertrete! 
Standpunkt,  die  Möglichkeit,  von  der  Justizverwaltung  ausse 
ordentliche  pekuniäre  Zuwendungen  zu  erlangen,  lasse  sich  m 
der  Unabhängigkeit  des  Richters  nicht  vereinbaren,  von  derBeicb 
tagsniehrheit  getheilt  wurde.  Diese  Annahme  wird  nicht  dadorc 
ausgeschlossen,  dass  der  Antrag  Reichensperger  in  der  dritt« 
Lesung  auch  in  der  Fassung  abgelehnt  wurde  „Remuneratione 
oder  Gratifikationen  können  denselben  nur  als  Unterstützung  i 
Krankheits-  oder  sonstigen  Nothfällen  gewährt  werden",  i 
die  Gründe  dieser  Ablehnung  in  der  Diskussion  nicht  herra 
getreten  sind. 

Es  kann  nun  für  den  Einfluss  einer  ausserordentlichen  V< 


*^  S.  1138  a.  a.  0. 
^'  S.  1139  a.  a.  O. 
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•genszuwendung  auf  die  richterliche  Unabhängigkeit  nicht  von 
ideutung  sein,  ob  diese  Vermögenszuwendung  von  der  Justiz- 
rwaltung  ausgeht,  oder  ob  der  Richter  durch  die  Art  seiner 
lätigkeit  sich  dieselbe  unmittelbar  zu  verschaffen  in  der  Lage 
u  Die  Gefahr  für  die  objektive  Rechtsprechung  liegt  in  der 
ögUchkeit,  durch  die  Art  derselben  im  einzelnen  Falle  überhaupt 
ortheile  zu  erringen,  und  der  Richter,  welcher  durch  die  von 
jr  Justizverwaltung  erhofften  Vortheile  sich  beeinflussen  lässt,  wird 
n  so  weniger  Bedenken  tragen,  seine  Thätigkeit  auf  den  Erwerb 
eser  Vortheile  hin  einzurichten,  wenn  er  dabei  der  Kontrolle 
iv  Justizverwaltung  nicht  unterworfen  ist. 

Demgemäss  rechtfertigt  sich  die  Annahme,  dass  der  Reichs- 
ig,  indem  er  den  §  7  G.-V.-G.  votirte,  sich  bewusst  gewesen 
t,  dass  allgemein  die  Möglichkeit,  durch  einzelne  richterliche 
reschäfte  besondere  Vermögensvortheite  zu  erlangen,  mit  der 
chterlichen  Unabhängigkeit  unvereinbar  sei.  Es  lag  daher  ganz 
tt  Sinne  des  §  7  Ges.,  wenn  der  Abgeordnete  Stkückmann*^ 
hne  Widerspruch  in  der  Kommissionsberathung  erklärte,  unter 
rebühren  im  Sinne  der  Antragsteller  sei  Vergütung  für  Mühe- 
altung,  nicht  aber  Vergütung  für  baare  Auslagen,  insbesondere 
icht  Reisekosten,  Reisediäten  und  dergl.  zu  verstehen. 

„Vergütung  für  baare  Auslagen"  ist  Erstattung  des  baar 
ausgelegten.  Es  leuchtet  nun  ein,  dass  die  Frage,  ob  eine  Ver- 
lögenszuwendung  die  Eigenschaft  einer  Vergütung  für  einzelne 
ichterUche  Geschäfte  oder  einer  Vergütung  für  baare  Auslagen 
lat,  nur  nach  dem  Begriffe,  nicht  aber  nach  ihrer  Benennung  im 
inzelnen  Falle  entschieden  werden  kann  und  dass  daher  nach  der 
lesetzestendenz  auch  „Reisekosten"  und  „Reisediäten"  als  mit  der 
richterlichen  Unabhängigkeit  unvereinbare  Vermögenszuwendungen 
för  einzelne  richterliche  Geschäfte  erscheinen,  wenn  sie  den  Be- 
trag des  thatsächlich  Aufgewendeten  übersteigen.     Es   soll  nicht 


"  S.  384  a.  a.  0. 
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behauptet  werden,  dass  dieser  Gesetzesstandpunkt  in  dem  Gresel 
selbst  einen  zwingenden  Ausdruck  gefunden  hat,  so  dass  ein  jd 
durch  Reisekosten  und  Beisediäten  erlangte  Nebenverdienst  s 
Zeit  ungesetzlich  wäre.  Die  diesseitigen  Ausführungen  zid 
vielmehr  dahin,  dass  solcher  Nebenverdienst  mit  der  von  den  ] 
setzgebenden  Faktoren  anerkannten  ratio  legis  unvereinbar  i 
und  dass  das  Gesetz,  indem  es  dies  nicht  zum  Ausdruck  brio 
eine  Lücke  enthält.  Dieser  Ansicht  steht  auch  nicht  der  § 
Nr.  5  des  Gerichtskostengesetzes  entgegen,  wo  die  den  Gerieb 
beamten  bei  Geschäften  ausserhalb  der  Gerichtsstelle  zu  zahlenc 
Tagegelder  und  Reisekosten  als  haare  Auslagen  bezeichnet  werd 
Diese  Beträge  sind  eben  haare  Auslagen  der  Gerichtskasse  t 
wenn  nach  den  geltenden  Bestimmungen  der  Beamte  auf  diesell 
Anspruch  und  die  Gerichtskasse  sie  vorauslagt  hat,  hat  sie 
kostenpflichtige  Partei  zu  erstatten.  Eine  davon  verschied« 
Frage  ist  es  aber,  was  nach  der  Absicht  des  Gerichtsverfassun 
gesetzes  unter  Tagegeldern  und  Reisekosten  zu  verstehen  und 
zu  welcher  Höhe  dieselben  den  Gerichtsbeamten  zustehen  sollt 

Darüber  Bestimmung  zu  treffen,  hatte  das  Gerichtskost 
gesetz,  welches  die  Gebühren  und  Auslagen  der  Gericl 
regelt  —  cfr.  §  1  —  keine  Veranlassung  und  man  darf  da 
daraus,  dass  es  sich  über  das  Mass  dieser  Tagegelder  und  Bei 
kosten  ausschweigt,  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  dieselben  < 
Richtern  ohne  Einschränkung  zugebilligt  werden  dürfen. 

Nun  bestimmen  die  preussischen  Verordnungen  vom  24.1 
1873  und  8.  Mai  1876,  dass  die  Richter  bei  Vornahme  rieht 
Ucher  Geschäfte  in  einer  Entfernung  von  mehr  als  zwei  Kilome 
ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  bestimmte  **  Summen  als  Reisekos^ 

**  Bei  Reisen  auf  Eisenbahnen  und  DampfschiiTen  13  P%.  fär  das  £ 
meter  und  3  Mark  Ab-  und  Zugang,  bei  Reisen,  welche  nicht  auf  £ii 
bahnen  oder  Dampfschiffen  zurückgelegt  werden,  50  Pfg.  für  das  Kilomei 
Bei  Reisen  in  einer  Entfernung  von  2 — 8  Kilometer  werden  die  Rdsekofl 
fiir  8  Kilometer  vergütet. 
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1  9  Mark  an  Tagegeldern  erhalten,  ohne  dass  der  Nachweis 
.tsächlicher  Aufwendung  dieser  Summen  verlangt  wird.  Dass 
Reisekosten  die  für  die  Beförderung  aufzuwendenden  Beträge 
lebUch  übersteigen  und  dass  die  Summe  des  an  Tagegeldern 
d  Reisekosten  Gewährten  in  den  seltensten  Fällen  aufgewandt 
rd,  ist  eine  allgemein  bekannte  Thatsache.  Der  Richter,  welcher 
aen  Lokaltermin  wahrnimmt,  geniesst  dadurch  somit  einen  Ver- 
ögensvortheil,  welchen  er,  wenn  er  den  Termin  an  der  Gerichts- 
elle abhielte,  nicht  geniessen  würde. 

Dieser  mit  der  Gesetzesabsicht  im  Widerspruch  stehende 
ustand  ist  um  so  weniger  haltbar,  als  er  das  richterliche  An- 
ihen  und  die  Rechtsprechung   selbst  in  hohem  Grade  schädigt. 

Darüber,  ob  ein  Termin  an  Ort  und  Stelle  abgehalten  werden 
•11  oder  nicht,  entscheidet  das  Ermessen  des  betheiligten  Rich- 
rs**.  Gewisse  Ungleichheiten  in  diesen  Entscheidungen  sind 
cht  zu  vermeiden.  Dahin  gehört  beispielsweise,  dass  die  Ver- 
gigerungstermine  in  Subhastationen  in  einzelnen  Gerichtsbezirken 
ir  in  ganz  besonders  gearteten  Fällen  an  Ort  und  Stelle  ab- 
halten werden,  während  in  anderen  Bezirken  die  Abhaltung  an 
rt  und  Stelle  die  Regel  bildet.  Ebenso  kommt  es  vor,  dass  an 
a  und  demselben  Gerichte  mit  anderweiter  Besetzung  einer 
ichterstelle  die  Praxis  sich  ändert.  Dem  Eingeweihten  sind 
liehe  Ungleichheiten  aus  der  Verschiedenheit  des  richterlichen 
nnessens  erklärlich;  dem  Publikum  aber  bieten  sie  Gelegenheit 
i  Schlüssen  auf  die  „VorUebe  des  Richters  für  Lokaltermine". 
Tie  sehr  unter  solchen  Verdächtigungen  das  richterUche  Ansehen 
fidet,  hegt  auf  der  Hand. 

Die  bei  dem  gegenwärtigen  Zustande  vorhandene  MögHchkeit, 
lurch  Wahrnehmung  des  Lokaltermins  einen  Ueberschuss  zu  er- 
üelen,  hat  ferner  in  einzelnen  Fällen  ein  Auftreten  des  betreffenden 
Richters   in    seinem  Bezirk    zur   Folge  gehabt,    das    mit    seiner 

**  S§  196  C.-P.-O.,  243  Abs.  3  R.-St.-P.-0.,  43  Ges.  betr.  die  Zwangs- 
Toüstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  vom  13.  Juli  1883. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  X.  2.  jg 
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Stellung    als    Eepräsentant    der    Staatsgewalt    nicht    zu   verem- 
baren  ist. 

Man  kann  es  keinem  Richter  verargen,  wenn  er  aus  Schea 
vor  der  abfalligen  Elritik  des  Publikums  von  der  Terminsabhaltung 
an  Ort  und  Stelle  auch  in  solchen  Fällen  absieht,  wo  dieselbe  im 
eigensten  Interesse  der  Sache  geboten  wäre.  Zweifellos  könnte 
die  Rechtspflege  nur  gefördert  werden,  wenn  eine  grössere  Anzahl 
von  auswärts  zu  erledigenden  kollegialgerichtUchen  Beweis- 
beschlüssen  in  Civilsachen  durch  ein  MitgUed  des  Gerichts  er 
ledigt  würden,  welches  das  ürtheil  in  der  Sache  zu  sprechen  hat 
Die  fast  regelmässige  Beauftragung  der  zuständigen  Amtsgericht! 
erklärt  sich  vorwiegend  aus  der  Scheu,  die  mit  der  Terminswahr 
nehmung  verbundene  Vergütung  anzunehmen.  Aehnhch  liegt  di< 
Sache  bei  Voruntersuchungen,  wo  der  Untersuchungsrichter,  statt 
so  lange  die  BetheiUgten  noch  unter  dem  frischen  Eindruck  der  Thai 
stehen,  den  Thatbestand  an  Ort  und  Stelle  aufzunehmen,  um  dei 
Lokaltermin  zu  vermeiden,  die  für  die  Untersuchung  ergebniss 
reichste  Zeit  durch  Requisition  der  Amtsgerichte  verstreichei 
lässt. 

Endlich  soll  gegen  den  zur  Zeit  herrschenden  Zustand  ani 
die  Ungleichheit  des  richterlichen  Einkommens  hingewiesen  werden, 
insofern  einzelne  Stellen  durch  die  grosse  Zahl  der  stattfindenden 
Lokaltermine  mit  Nebeneinnahmen  verbunden  sind,  die  andern 
Richtern  fehlen. 

Alle  diese  Uebelstände  würden  mit  einem  Schlage  beseitigt 
sein,  wenn  in  dem  Gerichtsverfassungsgesetz  zum  Ausdruck  ge- 
bracht würde,  dass  den  Richtern  als  Tagegelder  und  Reisekosten 
nur  die  baar  verausgabten  Beträge  zu  vergüten  sind.  Die  Tor- 
bezeichneten  Verordnungen  würden  dann  durch  eine  Bestimmung 
zu  ergänzen  sein: 

Auf  der  Liquidation  hat  der  Richter  dienstUch  zu  erkläret 
dass  die  geforderten  Beträge  thatsächhch  verausgabt  sind. 
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Das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  in 

Deutschland. 

Von 

Oberrechnungsrath  Dr.  Zeller. 


I. 

Durch  den  in  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes 
loch  nicht  enthaltenen,  jedoch  der  Verfassung  des  zwischen  letz- 
erem  und  den  Staaten  Baden  und  Hessen  unterm  15.  Nov.  1870 
eschlossenen  Bund  hinzugefügten  und  von  dort  in  die  Verfassung 
es  Deutschen  Reiches  vom  16.  April  1871  übergegangenen,  jetzt 
1  §  14  ZiflF.  16  der  Reichverfassung  aufgenommenen  Zusatz,  sind 
ie  Bestimmungen  über  das  Vereinswesen  der  Beaufsichtigung 
»eitens  des  Reiches  und  dessen  Gesetzgebung  unterworfen  ^  In- 
ess  ist  bis  jetzt  ein  Reichsgesetz,  welches  das  Vereinswesen 
leichmässig  und  insbesondere  hinsichtlich  der  poUtischen  Vereine 
egelt.  noch  nicht  ergangen.  Vorläufig  kommen  deshalb  die  ein- 
chlagenden  Vorschriften  der  Verfassungen  und  Gesetze  der 
äinzelstaaten  noch  zur  Anwendung,  und  der  §  2  des  Einf.-Ges. 
^Qin  Reichsstrafgesetzbuch  hat  denn  auch  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, dass  die  Bestimmungen  der  Landesgesetze  über  den 


*  Die  mit  Baden  und  Hessen  vereinbarte  Verfassung  s.  B.-Ges.-Bl.  1870, 

S.  629. 

16* 
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Misöbrauch  des  Vereins-  und  Versammlungsrechtes  in  Elrafl  a- 
halten  werden.  Wenn  Art.  4  Abs.  16  R.-V.  sich  des  Ausdruck» 
„Vereinswesen"  bedient,  so  ist  anzunehmen,  dass  hiermit  die  poli- 
tischen und  die  nichtpolitischen  Vereine  zu  verstehen  sind. 
Zweifellos  erstreckt  sich  hiemach  die  Kompetenz  des  Reichs  anf 
das  gesammte  Gebiet  des  Vereinsrechtes,  während  für  die  priTat- 
rechtliche  Genossenschaft  oder  Handelsgesellschaft  Art.  4  Abs.  13 
massgebend  erscheint.  Der  Versuch,  ein  Reichvereinsgesetz  m 
schaffen,  beschränkte  sich  seinerzeit  auf  die  privatrechtHche  Seite 
des  Vereinswesens,  ihn  enthält  der  Gesetzentwurf  des  Abgeord- 
neten Schülze-Delitzsch  vom  4.  Mai  1869,  der  nach  vorgängiger 
Konmiissionsberathung  in  der  Sitzung  vom  21.  Juni  1869  vom 
Reichstage  angenommen  wurde,  zu  einer  abschliessenden  Erörte- 
rung im  Bundesrathe  jedoch  wegen  der  drohenden  kriegerischen 
Verwickelungen  nicht  gelangte.  Unter  diesen  umständen  brachte 
Schulze-Delitzsch  seine  Vorschläge  in  der  durch  die  frühere 
Kommissionsberathung  erlangten  Form  unterm  18.  April  1871 
bei  dem  ersten  deutschen  Reichstag  wieder  ein.  Auf  den  Inhalt 
und  das  weitere  Schicksal  dieser  Vorschläge  einzugehen  ist  hier 
deshalb  nicht  angezeigt,  weil  dieselben  lediglich  die  privatrecht- 
liche Seite  der  Vereine  in's  Auge  fassten,  indem  sie  an  Stelle  des 
Systems  der  Konzession  dasjenige  der  Normativbestimmungen 
setzten  und  bestimmten,  dass  jeder  Verein  zu  einem  nicht  ver- 
botenen Zwecke  bei  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  durch  An- 
erkenn tniss  Seitens  des  Gerichts  die  Rechte  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit erlangen  solle,  wobei  jedoch  hinsichthch  der  Frage,  in 
welchem  Umfange  Vereine  überhaupt  zugelassen  seien,  sowie  über- 
haupt hinsichtlich  der  öffentlich-rechtlichen  und  polizei- 
lichen Seite  die  Vorschriften  der  Gesetze  der  Einzelstaaten  auf- 
recht erhalten  blieben.  Ledighch  im  §  30  war  bestimmt,  dass 
ein  Verein,  „welcher  durch  gesetzwidrige  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen das  Gemeinwohl  gefährdet",  durch  strafgerichthches  Er- 
kenntniss  auf  Betreiben  der  höheren  Verwaltungsbehörde  aufgelöst 
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rerden  könne.  Im  Kampfe  der  divergirenden  Ansichten  schei- 
?rte  das  geplante  erste  Vereinsgesetz,  charakteristisch  für  die 
unalige  Anschauung  ist  der  Standpunkt  Lasker'S;  dass  man  in 
?r  Freigebung  der  KoaJütionsbefugnisse  genug  gethan  habe,  ein 
itürUches  Recht  auf  korporative  Gestaltung  aber  nicht  anzu- 
kennen  sei  und  man  gegen  die  öffentlichen  Interessen  handle^ 
?nn  man  dieses  Recht  z.  B.  solchen  Vereinen  gewähren  wolle, 
reiche  ausgesprochenermassen  den  Zweck  haben,  den  Krieg 
rischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  organisiren"  *. 

Nach  diesen  vergeblichen  Versuchen   besteht  also   zur  Zeit 

Deutschland  kein  einheitliches  Vereins-  und  Versammlungsrecht. 

ie  Reichsgesetze    enthalten  nur  die  im   Folgenden  zusammen- 

estellten   einzelnen  Bestimmungen  über   das  Vereins-   und  Ver- 

iminlungsrecht : 

1.  Nach  dem  durch  Art.  68  R.-V.  für  Deutschland,  mit  Aus- 
ahme von  Baiem  (Bündnissvertrag  vom  23.  Nov.  1870)  gültigen 
^Stimmungen  des  Preussischen  Gesetzes  vom  4.  Juni  1851  (Ges.- 
ammlung  S.  451)  können,  wenn  die  öffentliche  Sicherheit  in  dem 
lundesgebiete  bedi-oht  ist,  durch  die  bei  Trommel-  und  Trom- 
•etenschall  zu  verkündende,  und  ausserdem  durch  Mittheilung  an 
Se  Gemeindebehörde  und  durch  öffentliche  Blätter  ohne  Verzug 
nr  allgemeinen  Kenntniss  zu  bringenden  Erklärung  des  Be- 
agerungszustandes  (§§  3  u.  5)  die  Bestimmungen  der  Vereins- 
;es€tze  zeit-  und  distriktweise  ausser  Kraft  gesetzt  werden  (§  5). 

2.  Durch  das  Reichsstrafgesetzbuch  wird  bedroht: 

a)  Wer  öffentlich  vor  einer  Menschenmenge  .  .  .  zum  Un- 
gehorsam gegen  Gesetze  (auch  bürgerUche  Gesetze,  R.-G.  20, 
8.63  und  105)  oder  rechtsgültige  Verordnungen  oder  gegen  die 
^on  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  An- 
ordnungen auffordert  (§  110); 
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b)  Wer  auf  die  vorbezeichnete  Art  zur  Begehung  einer  str 
baren  Handlung  (auch  wenn  sie  nur  nach  Landesrecht  strafb 
ist,  auffordert,  ist  gleich  dem  Anstifter  (§  48  R.-St.-G.)  zu  bestrafe 
wenn  die  Aufforderung  die  strafbare  Handlung  oder  einen  stni 
baren  Versuch  derselben  zur  Folge  gehabt  hat.  Bleibt  die  Au] 
forderung  ohne  Erfolg,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  600  M.  ode 
Gefangnissstrafe  bis  zu  1  Jahr  ein  (§  111); 

c)  Wer  an  einer  öffentlichen  Zusammenrottung,  bei  welche: 
die  in  den  §§  113  (Widerstand  oder  thätlicher  Angriff  gegei 
Beamte)  und  114  (Nöthigung  zur  Vornahme  oder  ünterlassunj 
einer  Amtshandlung)  bezeichneten  Handlungen  mit  vereintei 
Kräften  begangen  werden,  TheU  nimmt,  wird  wegen  Aufruhrs  mi 
Gefangniss  nicht  unter  6  Monaten  bestraft  (§  115); 

d)  Wird  eine  auf  öffentlichen  (d.  h.  zur  Zeit  thatsächhch  den 
allgemeinen  Verkehr  freigegebenen  und  dem  Publikum  allgemeii 
zugängHchen)  Wegen,  Strassen  oder  Plätzen  versammelte  Menschen 
menge  von  dem  zuständigen  Beamten  oder  Befehlshaber  der  be 
waffneten  Macht  aufgefordert,  sich  zu  entfernen,  so  wird  jede: 
der  Versammelten,  welcher  nach  der  dritten  Aufforderung  siel 
nicht  entfernt,  wegen  Auflaufs  mit  Gefangniss  . . .  bestraft.  Ist  be 
einem  Auflaufe  gegen  die  Beamten  oder  die  bewaffnete  Macht  mi 
vereinten  Kräften  thätlicher  Widerstand  geleistet  oder  Gewalt  verüb 
worden,  so  treten  gegen  Diejenigen,  welche  an  diesen  HLandlungei 
Theil  genommen  haben,  die  Strafen  des  Aufruhrs  ein  (§  116). 

e)  Wenn  sich  eine  Menschenmenge  öffentlich  zusammenrotte 
und  in  der  Absicht,  Gewaltthätigkeiten  gegen  Personen  um 
Sachen  mit  vereinten  Kräften  zu  begehen,  in  die  Wohnung.  ^ 
die  Geschäftsräume  oder  in  das  befriedete  Besitzthum  eine 
Anderen  oder  in  abgeschlossene,  zum  öffentlichen  Dienst  bestimmt 
Räume  widerrechtlich  eindringt,  so  wird  jeder  Theilnehmer  mi 
Gefangniss  von  1  Monat  bis  zu  2  Jahren  bestraft  (§  124). 

f)  Wenn  sich  eine  Menschenmenge  öffentHch  zusammenrotte 
und  mit  vereinten  Kräften  gegen  Personen  oder  Sachen  Gewal 
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ihätigkeiten  begeht,  so  wird  jeder  Theilnehmer  wegen  Landfriedens- 
bruch mit  Gefangniss  bestraft  (§  126). 

g)  Wer  unbefugter  Weise  einen  bewaffneten  Haufen  bildet 
oder  befehligt  oder  eine  Mannschaft,  von  der  er  weiss,  dass  sie 
ohne  gesetzliche  Befugniss  gesammelt  ist,  mit  Waffen  oder  Kriegs- 
bedürfnissen versieht,  wird  mit  Gefangniss  bis  zu  2  Jahren  bestraft 

(§  127). 

h)  Die  Theilnahme  an  einer  Verbindung,  deren  Dasein,  Ver- 
fassung oder  Zweck  vor  der  Staatsregierung  geheim  gehalten 
werden  soll  oder  in  welcher  gegen  unbekannte  Obere  Gehorsam 
oder  gegen  bekannte  Obere  unbedingter  Gehorsam  versprochen 
wird,  ist  an  den  MitgUedem  mit  Gefangniss  bis  zu  6  Monaten, 
an  den  Stiftern  und  Vorstehern  der  Verbindung  mit  Gefangniss 
von  1  Monat  bis  zu  1  Jahr  zu  bestrafen.  Gegen  Beamte  kann 
auf  Verlust  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  auf 
die  Dauer  von  1 — 5  Jahren  erkannt  werden  (§  128).  Nach  der 
Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  setzt  eine  solche  Verbindung 
die  Unterordnung  des  Einzelnen  unter  den  Willen  der  Gesammt- 
hdt  und  die  Vereinigung  auf  längere  Dauer  voraus. 

i)  Die  Theilnahme  an  einer  Verbindung,  zu  deren  Zwecken 
oder  Beschäftigungen  gehört,  Massregeln  der  Verwaltung  oder  die 
Vollziehung  von  Gesetzen  durch  ungesetzhche  Mittel  zu  ver- 
kindera  oder  zu  entkräften,  ist  an  den  Mitgliedern  mit  Gefang- 
niss bis  zu  1  Jahr,  an  den  Stiftern  und  Vorstehern  mit  Gefang- 
niss von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren  zu  bestrafen. 

Gegen  Beamte  kann  auf  Verlust  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung 
öffentlicher  Aemter  auf  die  Dauer  von  1 — 5  Jahren  erkannt 
werden  (§  129).. 

3.  Das  R.-Milit..Ges.  vom  2.  Mai  1874,  §  49  (Abs.  2)  unter- 
sagt den  zum  aktiven  Heer  gehörigen  Militärpersonen  (vgl. 
§  56  R.-MUit.-G.  §  11,  Ges.  v.  11.  Febn  1888)  die  Theünahme 
an  pohtischen  Vereinen  und  Versammlungen.  Die  Stratbestim- 
mangen  enthalten  die  §§  92,  93,  101  Milit.-Str.-G.-B. 
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4.  Das  Militär-Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  Tom 
20.  Juni  1872  bestimmt  in  §  101 :  Wer  unbefugt  eine  Versamm- 
lung von  Personen  des  Soldatenstandes  (aktives  Militär  und  Be- 
urlaubte in  der  Zeit  der  Einberufung  zum  Dienst)  behufs  fie-  ' 
rathung  über  militärische  Angelegenheiten  oder  Einrichtungen 
veranstaltet,  .  .  .  wird  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  3  Jahren  bestraft; 
zugleich  kann  auf  Dienstentlassung  erkannt  werden. 

5.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  4.  JuU  1872  ist  der  Gesell- 
schaft Jesu  und  den  verwandten  Orden  die  Bildung  von  Nieder- 
lassungen im  Deutschen  Reich  verboten  (vgl.  Bek.  vom  20.  Juli 
1872,  vom  20.  Mai  1873  und  vom  18.  Juli  1894). 

6.  Nach  dem  Reichswahlgesetz  vom  31.  Mai  1869  (§  17) 
sind  die  Wahlberechtigten  befugt,  zum  Betriebe  der  den  Reichs- 
tag betreffenden  Wahlangelegenheiten  Vereine  zu  bilden  und  in 
geschlossenen  Räumen  unbewaffnet  öffentliche  Versammlungen  zu 
veranstalten,  wobei  jedoch  die  Bestimmungen  der  Landesgesetze 
über  Anzeige  und  Ueberwachung  unberührt  bleiben.  Spezial- 
bestimmungen  für  Wahlversammlungen  und  Wahlvereine  enthalten 
die  Vereinsgesetze  von  Preussen,  Baiem,  Mecklenburg-Schwerin, 
Mecklenburg-Strelitz  und  Braunschweig. 

7.  Die  deutsche  Gewerbeordnung  hebt  in  §  152  alle  Verbote 
und  Strafbestimmungen  auf  gegen  Gewerbetreibende,  gewerbliche 
Gehülfen,  Gesellen  oder  Fabrikarbeiter  wegen  Verabredungen  und 
Vereinigungen  zum  Behufe  der  Erlangung    günstiger  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,    inbesondere   mittelst  Einstellen    der   Arbeit 
oder   Entlassung    der  Arbeiter,   entzieht  jedoch    diesen  Verein- 
barungen die  verbindliche  Kraft,    indem    sie  jedem  Theilnehmer 
den  Rücktritt  freistellt,  und  bestimmt,  dass  aus  .denselben  weder 
Klage  noch  Einrede  stattfindet.     Auf  der  anderen  Seite  bedroht 
§  153  mit  Strafe:    Wer  Andere   durch  Anwendung  körperhchen 
Zwangs,    durch  Drohungen,    durch   Ehrverletzung   oder  Verrufs- 
erklärung bestimmt  oder  zu  bestimmen  versucht,  an  solchen  Ver- 
l)indungen    theilzunehmen    oder    ihnen    Folge    zu    geben,    od& 


—     245     — 

Andere  durch  gleiche  Mittel  hindert  oder  zu  hindern  versucht, 
oü  solchen  Verbindungen  zurückzutreten.  Nach  §  154  a  (Abs.  1) 
nden  diese  Bestimmungen  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  von 
lergwerken,  Aufbereitungsanstalten  und  unterirdisch  betriebenen 
Irüchen  und  Gräben  entsprechende  Anwendung. 

8.  Nach  dem  Reichsgesetz  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirth- 
ihaftsgenossenschaften  vom  1.  Mai  1889  kann  eine  Genossenschaft 
hne  Anspruch  auf  Entschädigung  aufgelöst  werden,  wenn  sie  sich 
esetzwidriger  Handlungen  oder  Unterlassungen  schuldig  macht, 
urch  welche  das  Gemeinwohl  gefährdet  wird,  oder  wenn  sie 
ndere  als  die  im  Gesetze  (§  1)  bezeichneten  geschäftlichen 
Zwecke  verfolgt  (insbesondere  politische  Zwecke).  Nach  §  143 
.erden  VorstandsmitgUeder  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  M.  bestraft, 
Fenn  ihre  Handlungen  auf  andere  als  die  geschäftlichen  Zwecke 
;erichtet  sind,  oder  wenn  sie  in  der  Generalversammlung  die  Er- 
örterung von  Anträgen  gestatten  oder  nicht  hindern,  welche  auf 
öffentliche  Angelegenheiten  gerichtet  sind,  deren  Erörterung  unter 
He  Gesetze  über  das  Versammlungs-  und  Vereinsrecht  fällt. 

9.  Das  Reichsgesetz  betr.  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  vom  20.  April  1892  bestimmt  in  §  62:  Wenn  eine  Gesell- 
schaft das  Gemeinwohl  dadurch  gefährdet,  dass  die  Gesellschaften 
gesetzwidrige  Beschlüsse  fassen  oder  gesetzwidrige  Handlungen  der 
Geschäftsführer  wissentlich  geschehen  lassen,  so  kann  sie  auf- 
gelöst werden^  ohne  dass  deshalb  ein  Anspruch  auf  Entschädigung 
stattfindet.  —  Solche  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
können  nach  §  1  zu  jedem  gesetzlich  zulässigen  Zweck  errichtet 
'erden,  mithin  auch  zur  Einwirkung  auf  öflfentliche,  insbesondere 
olitische  Angelegenheiten,  soweit  landesgesetzHch  Vereine  zu 
)lchen  Zwecken  zulässig  sind.  Die  Gesellschaften  und  ihre  Ver- 
^mlongen  unterUegen  alsdann  den  öffentlich-rechthchen  Be- 
timmungen der  Landesgesetze  über  das  Vereins-  und  Versamm- 
ungsrecht.  Reichsgesetzlich  kann  die  Auflösung  gemäss  dem 
obigen  §  62  erfolgen. 
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10.  Das    Einfiihrungsgesetz    zum    Strafgesetzbuch    für 
Deutsche  Keich  vom  31.  Mai  1870  bestimmt  in  §  2  Abs.  2: 
Kraft    bleiben    die    besonderen   Vorschriften    des    Reichs- 
Landesstrafrechts,  namentlich  über  Missbrauch  des  Vereins- 
Versammlungsrechts.     Endlich  bestimmt : 

11.  Das    Einführungsgesetz     zur    Strafprozessordnung 
1.  Febr.  1877,  §  6  Abs.  2:  „Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlic 
Bestimmungen  ....   2)  über  das  Verfahren    bei  Zuwiderhi 
lungen  gegen  die  Gesetze  über  das  Vereins-  und  Versammlui 
recht". 

Abgesehen  von  obigen  reichsgesetzlichen  Vorschriften, 
welchen  eigentlich  nur  die  §§  128,  129  des  Strafgesetzbu( 
tiefer  eingreifen,  gelten  deshalb  auch  heute  noch  in  Gemäss 
des  §  2  Einf.-Ges.  zum  deutschen  Strafgesetzbuche  die  in 
einzelnen  Bundesstaaten  früher  und  bis  zur  Gegenwart  erlasse 
Gesetze,  welche  alle,  nach  Geschichte  und  Recht,  in  erster  L 
den  Zweck  haben, 

a)  den  Missbrauch  des  in  der  persönlichen  Freiheit  würz 
den  politischen  Vereinigungs-  und  Versammlungsrechtes  im  In 
esse  der  öflfentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung,  und 

b)  ein  Hinübergreifen  der  Thätigkeit  der  nichtpolitisc 
Vereine  auf  das  politische  Gebiet  zu  verhüten. 

Besondere,  die  Materie  mehr  oder  weniger  erschöpl 
regelnde  Gesetze  sind  nur  in  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Ba< 
Mecklenburg- Schwerin,  Sachsen-Weimar,  Braunschweig,  Sach* 
Koburg-Gotha,  Anhalt,  Hamburg  und  Elsass-Lothringen  ergan 
—  zerstreut  sind  die  bezüghchen  Vorschriften  in  anderen  Lan» 
gesetzen  enthalten  in  Württemberg,  Hessen,  Sachsen-Meininj 
Bremen. 

Die  gegenwärtige  gesetzliche  Regelung  des  Associationswef 
in  den  deutschen  Einzelstaaten  erfolgte  überwiegend  nach  franz 
schem  Muster.  Verhältnissmässig  nur  wenige  Staaten  gestalte 
ihre  Vereinsgesetzgebung  in  jüngster  Zeit   nach   eigenen  Gm 
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atzen  um.  Es  gelten  also  noch  heute  in  Deutschland  im  All- 
lemeinen  die  nämlichen  Prinzipien,  wie  sie  in  der  französischen 
Gesetzgebung  über  die  Versammlungen  und  Vereine  enthalten 
ind.  Vornehmlich  wurde  das  von  der  Republik  am  28.  Juli 
848  erlassene  Dekret  das  Vorbild  für  unsere  Gesetzgebung.  Es 
enthielt  den  Grundsatz  der  unbeschränkten  Vereinsfreiheit.  Allein 
lOch  in  demselben  Jahre  erging  das  Gesetz  vom  28.  Juni,  nach 
lassen  Vorbilde  die  deutsche  Vereinsgesetzgebung  gestaltet  wurde. 
)ieses  forderte  zunächst  die  unbeschränkte  OeflFentlichkeit  des 
^''ereinslebens.  Nur  die  nichtpoUtischen  Vereine  mit  Ausnahme 
er  associations  industrielles  ou  de  bienfaisan^e  konnten  geheim 
ehalten  werden,  waren  aber  anzeigepflichtig.  Verboten  war  jede 
irt  einer  Verbindung  der  Klubs  und  sodann  die  Mitgliedschaft 
er  Frauen  und  Minderjährigen.  Ueber  die  Sitzungen,  welche 
ber  die  Polizeistunde  hinaus  nicht  dauern  durften,  musste  ein 
rotokoll  geführt  werden.  Die  üeberwachung  derselben  durch 
nen  Beamten  war  zulässig,  überhaupt  musste  24  Stunden  vor 
3m  Beginn  dem  Maire  oder  Präfekten  Anzeige  erstattet  werden 
s  w.  Diese  Grundsätze  wurden  im  Allgemeinen  in  Deutsch- 
nd  recipirt.  In  der  Vereinsgesetzgebung  der  einzelnen  Staaten 
i)erwiegt  entweder  der  Gesichtspunkt  der  energischen  Aufrecht- 
iialtung  der  öfifentUchen  Ordnung  und  Sicherheit  oder  derjenige 
jr  mögUchsten  Vereinsfireiheit,  bei  welch  letzterem  die  Ausübung 
srselben  nur  die  nothwendigste  Beschränkung  erfährt.  In  den 
>  deutschen  Vereinsgesetzen  sind,  —  wie  die  spätere  Darstellung 
'geben  wird  —  beide  Arten  vertreten.  1.  Unter  Betonung 
er  energischen  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
rdnung  und  Sicherheit  verfolgen  die  Vereinsgesetze  den 
)ppelten  Zweck,  den  IVIissbrauch  des  freien  Associationsrechtes 
i  verhindern  und  ein  Hinübergreifen  der  Thätigkeit  der  nicht- 
)litischen  Vereine  auf  das  politische  Gebiet  zu  verhüten.  Wäre 
ese  letztere  Befugniss  der  Polizei  nicht  eingeräumt,  so  würde 
e  gegen  Vereine,  welche  einen  beliebigen  Zweck  vorgeben,  aber 
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in  Wirklichkeit  unter  dessen  Deckmantel  Politik  treiben,  machtlos 
bleiben,  wenn  sie  nicht  auch   die  politischen  Vereine  strengeren 
Massnahmen   unterwerfen  wollte.     Keineswegs  erhält  aber  dorcb 
diese  Tendenz  die  Vereinsfreiheit  ,der  Staatsbürger  eine  Einbusse, 
sondern    die    Staatsgewalt   sucht   durch   diese   Massnahmen  die 
Sicherheit  der  Bürger  zu  wahren  und  eine  starke  Regierung  im 
Lande  zu  erhalten.     Die  energische  Aufrechterhaltung  der  öffent- 
lichen  Ordnung   ist  gerade  in   denjenigen  Staaten   der   leit^e  { 
Grundsatz  der  Gesetzgebung  geworden,  in  welchen  das  Wohl  der 
Bevölkerung  überwiegend  durch  die  Massnahmen  der  Staatsgewalt 
gefördert  wurde.     Dagegen  beanspruchen  die  Staatsbürger  in  den 
anderen  Staaten,  in  welchen  die  Volkswohlfahrt  mehr  der  eigenen 
Thätigkeit  des  Bürgerthums  zu  danken  ist,  eine  grössere  politische  ' 
Freiheit.   Sie  regieren  sich  gewissermassen  selbst  und  wollen  des- 
halb in  ihrem  Willen  möglichst  unbeengt  sein.   In  solchen  Staaten 
fordert  die  Bevölkerung  für  die  Vereinsgesetzgebung  2)  die  nnr 
im    nothwendigsten    Falle    beschränkte    Ausübung  der 
Vereins  fr  eiheit.     Man  begründet  die  liberale   Gestaltung  des 
Associationsrechts  durch  den  Hinweis:  „Die  Formen  des  öffent- 
lichen Lebens  möglichst  günstig  für  die  ausgedehnte  Theilnahme 
des  Volkes  an  der  Pflege  seiner  Interessen  zu  gestalten,  und  im 
Vertrauen  auf  die  Besonnenheit  und  den  gesetzestreuen  Sinn  des 
Landes  dem  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  Vereine  und  Versamm- 
lungen das  freie  System  zu  Grunde  zu  legen."  Auf  diesem  liberalen 
Boden   stehen   die  Gesetze  von   Baden   (21.  Okt.  1867),  Gotha 
(3.  Mai  1852),  Württemberg  (2.  April  1848  und  27.  Dez.  1871) 
und  in  mancher  Beziehung  die  von  Weimar^.     Die  Gesetze  der 
deutschen  Einzelstaaten  scheiden  in  der  Mehrzahl  die  Versamm- 
lungen von  den  Vereinen  nicht.   Man  schnitt  die  Gesetze  für  ein 
politisches  Associationswesen  zu,  welches  in  den  Jahren  der  poli- 


'  S.  Aufsatz  von  Dr.  Berger:  Politik  der  deutschen  Vereins-  und  Ver- 
sammlun«4:spresetze   im  Verwaltuno^sarchiv,    Zeitschrift   für  V.-Recht   und  V.' 
Gerichtsbarkeit.    Bd.  1,  Heft  6,  1893,  S.  559  fgd. 
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sehen  Hochfluth  eine  besondere  Rolle  gespielt  hatte.  Damals 
aren  aber  die  politischen  Versammlungen  mit  den  politischen 
ereinsversammlungen  parallel  gezogen.  Der  Mangel  einer 
iarfen  Sonderung  macht  sich  jedoch  wenig  fühlbar,  denn  beide 
angen  innerlich  zusammen.  Es  müssen  deshalb  für  die  Vereine 
Ilaloge  Normen  zur  Anwendung  kommen  wie  für  die  Versamm- 
ingen.  Allein  die  selbständigen  Versammlungen,  welche  die 
ildung  eines  dauernden  Vereins  nicht  bezwecken,  werden  seitens 
HT  Staatsregierungen  in  mancher  Hinsicht  anderen  Massnahmen 
iterzogen  als  die  periodischen  Sitzungen  der  Vereine,  so  dass 
De  schärfere  Trennung  doch  angebracht  erscheint.  Ein  solche 
;  durchgeführt  in  Baiern,  Braunschweig,  Elsass-Lothringen,  Reuss 
L.,  Sachsen  und  Sondershausen,  welche  ihre  Gesetze  dem- 
tsprechend  systematisirt  haben.  So  scheidet  sich  z.  B.  das 
yerische  Gesetz  vom  26.  Febr.  1850  in  die  Abschnitte:  Von 
Q  Versammlungen,  von  den  Vereinen,  Straf bestimmungen, 
hlussbestimmungen,  welche  Trennung  der  Preussischen  Verord- 
Qg  über  die  Verhütung  eines  Missbrauchs  des  Versammlungs- 
d  Vereinigungsrechtes  vom  11.  März  1850  fehlt. 

Wie  bei  den  meisten  Begriffen  des  täglichen  Lebens,  mit 
lohen  Jedermann,  ohne  sich  über  die  Grenzen  genau  Rechen- 
laft  zu  geben,  einen  bestimmten  Inhalt  verbindet^  so  ist  auch 
»•  die  Aufstellung  einer  Definition  schwierig.  Der  Sprach- 
brauch ist  ein  schwankender,  er  wechselt  ohne  erkennbares 
inzip,  beruht  auf  Zufall  und  kann  nicht  zur  Grundlage  einer 
örterung  gemacht  werden.  Treffend  hebt  der  Kommissions- 
richt  zu  dem,  in  Zeiten  poUtischer  Erregung  entstandenen 
sassischen  Vereinsgesetze  hervor:  „Dabei  wurde  die  Schwierig- 
it  erkannt,  eine  allgemeine  Definition  der  politischen  Vereine 
er  der  politischen  Angelegenheiten  aufzustellen,  und  es  wurde 
rgezogen,  es  in  jedem  Falle  der  richterlichen  Beurtheilung  zu 
erlassen,  ob  ein  Verein  sich  mit  politischen  Dingen  beschäftige". 
ehnUch  verhält  sich  neuerdings  die  Rechtsprechung.    So  sagt  das 
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Oberverwaltungsgericht:  Es  sei  quaestio  facti,  ob  eine  Zusa 
kunft  als  Versammlung  oder  als  eine  blosse  Privatzusamme 
anzusehen  sei.  Für  den  Begriff  „Versammlung"  fordej 
Reichsgericht  „eine  nicht  allzu  klein  an  Zahl  bemessene  Per 
einheit'^,  ohne  sich  aber  zu  äussern^  welche  Menge  zu  klei 
¥nirde*.  Die  Feststellung  einer  Zahlengrenza  yrürde  nie! 
etwas  Willkürliches  und  ZufäUiges  enthalten,  sondern  auc 
grifflich  nicht  zu  begründen  sein,  da  das  Erforderniss  der 
heit  von  Personen  allein  ausschlaggebend  bleibt.  Die  Praxi 
langt  mit  Recht,  dass  eine  Versammlung,  welche  unte 
Vereinsrecht  fallen  soll,  zu  einem  bestimmten  Zwecke  mit 
gewissen  Oeffentlichkeit  veranstaltet  wird.  Erst  dann,  wei 
Zusammengekommenen  sich  als  zusammengehörig  empfinden^ 
zwischen  ihnen  ein  inneres  Band  besteht,  kommt  eine  Yen 
lung  zu  Stande:  das  innere  Band  liegt  in  dem  Verfolgen 
gemeinsamen  Zweckes^.  Welcher  Art  der  Zweck,  ers 
gleichgültig,  treffend  bleibt  wohl  die  Definition:  „Eine 
Sammlung  ist  eine  Vereinigung  mehrerer  Menschen  an  einen 
zu  einem  gemeinschaftlichen  Zwecke,  wenn  dieser  Zweck  zu 
die  Ursache  der  Vereinigung  ist^.  Den  Vereinsgesetzen  sin 
solche  Versammlungen  zu  unterwerfen,  welche  sich  mit  i 
liehen  Angelegenheiten  beschäftigen,  seien  es  poHtische,  kc 
nale,  kirchliche,  rehgiöse  und  sozialpolitische.  Der  Begri 
fasst  also  das  gesammte  öffentliche  Leben  des  Staatsbi 
Thatsächlich  beschränken  auch  die  meisten  deutschen  V< 
gesetze  ihre  Normen  auf  diejenigen  Versammlungen,  welch 
mit  öffenthchen  Angelegenheiten  befassen.  Wo  eine  Gefäh 
des  Staatswohles  von  vornherein  ausgeschlossen  (z.  B.  be 
berufung  durch  Behörden,   öffentliche  Verbände   und  deren 


*  Entsch.  in  Strafs.,  Bd.  XXI,  S.  73.     Dr.  P.  Kaspar:  Das  Prei 
Versammlunp^s-  und  Vereinsrecht.    Berlin  1894,  S.  7. 

*  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  9. 
ö  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  10. 
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tuDgen),  finden  vielfach  die  Bestimmungen  der  Vereinsgesetze 
ne  Anwendung.  Im  Einzelnen  wird  auf  die  später  folgende 
rstellung  der  Grundsätze  der  Gesetze  der  einzelnen  Staaten 
•wiesen. 

Die  gleichen  Gründe,  welche  gegen  eine  Definition  des  Be- 
ffs  Versammlung  sprechen,  sind  ausschlaggehend,  den  Begrifi", 
r  Verein  nicht  genau  zu  bestimmen.  Gemeinsam  mit  der  Ver- 
nmlung  ist  der  Zusammenschluss  Mehrerer,  es  tritt  das  Requisit 
r  Fortdauer  hinzu.  So  wird  denn  Verein  fast  allgemein  defi- 
t  als  jede  Vereinigung  Mehrerer  zur  Verfolgung  bestimmter, 
GQeinschafthcher  Zwecke  ^.  Nothwendig  für  den  BegriflF  ist  das 
jstehen  einer  Organisation  zur  VerwirkUchung  des  Vereinszweckes 
ter  einer  äusseren  Leitung,  üblich  die  Niederlegung  des  der 
jreinsbildung  zu  Grunde  Hegenden  üebereinkommens  in  schrift- 
hen  Satzungen.  Auch  das  Reichsgericht  biUigt  die  Definition 
s  Vereins  als  einer  „dauernden  Vereinigung  mehrerer  Personen 
r  Verfolgung  gemeinschafthcher  Zwecke  unter  einer  Leitung"  ^. 
nter  den  Vereinen  selbst  beanspruchen  wegen  ihrer  grösseren 
edeutung  für  die  staathche  Ordnung  und  das  öflFentUche  Wohl, 
e  politischen  schärfere  Massnahmen.  Die  meisten  Vereinsgesetze 
}ben  diese  Vereine  durch  Unterwerfung  unter  gewisse  Beschrän- 
mgen  hervor.  Ein  politischer  Verein  ist  ein  solcher  Verein, 
elcher  absichtlich  und  bewusst  in  seinen  Verhandlungen  die  Er- 
:terung  poUtischer  Fragen  bezweckt.  Der  Ausdruck  bezwecken 
t  nach  dem  Sprachgebrauche  identisch  mit  beabsichtigen.  Es 
t  nicht  erforderUch,  dass  schon  eine  Versammlung  stattgefunden 
at  und  in  derselben  poUtische  Gegenstände  thatsächlich  erörtert 
forden  sind.  Ein  Verein,  der  im  Allgemeinen  nicht  jenen  Zweck 
lat,  tritt  mit  dem  Augenblicke,  wo  er  im  einzelnen  Falle  eine 
iolche  Einwirkung    auf  politische    Gegenstände    beschUesst  und 


^  S.  Rönne,  Staatsrecht,  Bd.  11,  S.  192.    Kaspar,  1.  c.  S.  25. 
*  Entsch.,  Bd.  18,  S.  172. 
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ansübt,  in  die  Kategorie  der  politischen  Vereine*.  Die  Grei 
zwischen  politischen  und  sonstigen  Vereinen  ist  thatsächh'ch 
der  Praxis  mit  Erfolg  gezogen  worden,  die  Gresetzgebung  uDt< 
wirft  fast  überall  die  ersteren  schärferen  Massnahmen;  der  Xac 
theil  der  Scheidung  liegt  in  der  Schwierigkeit,  welche  sich  de 
Einzelnen  bei  der  Beurtheilung  der  Frage  bildet,  ob  ein  Vere 
ein  politischer  oder  nicht  ein  solcher  ist.  Auch  hier  bleibt  ( 
Aufgabe  der  Vereinsgesetze  genaue  Definitionen  aufeusteUen,  wi 
auch  die  Entscheidungen  der  Gerichte  und  Aufsichtsbehörde 
klare  Präcedenzfalle  geschaffen  haben.  Der  Kommissionsbericl 
der  zweiten  Kammer  über  das  preussische  Vereinsgesetz  hebt  fS 
die  Scheidung  der  Vereine  folgende  Momente  von  allgemeinerei 
Interesse  hervor:  „Die  politischen  Vereine  stellen  sich  die  Au 
gäbe,  staatliche  und  politische  Angelegenheiten  zu  erörtern  un 
auf  solche  einzuwirken.  Man  kann  ihnen,  wenn  sie  auch  eine  df 
bestehenden  Ordnung  feindliche  Richtung  verfolgen,  durch  Stra 
gesetze  nicht  beikommen,  so  lange  sie  sich  im  Gebiete  de 
Theorien  und  Meinungen  bewegen.  Allein  diese  Meinnnge 
worden,  wenn  sie  täglich  geistig  verarbeitet  werden,  zu  Wünscher 
;iu8  den  Wünschen  entstehen  Hoffnungen,  und  der  HoffeDC 
macht  sich  dann  einen  Plan,  wie  die  Hoffnungen  zu  verwirkliche 
sind.  Von  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend  erkannte  die  Kon 
mission,  dass  die  politischen  Vereine  die  Centralpunkte  für  d 
Bewegung  bilden  ,  und  dass  aus  diesen  Vereinen  die  beklagen 
wertlumten  Ideen  und  Theorien  hervorgehen  können,  weil  die  Eil 
wirkling,  die  sie  auf  politische  Angelegenheiten  bezwecken,  nie 
nUmH  und  zuletzt  immer  durch  Massendemonstrationen  und  Terr 
risrnuH  ausgeübt  werden.  Die  Kommission  überzeugte  sich,  da 
durch  eine  formliche  Organisation  der  poUtischen  Vereine  neb 
(hu*   geordneten  Regierung    sich    eine  zweite   bilde,    die   jene 

unUirgraben    und   zu   zerstören   drohe,   und  dass   eine  Regieru 

^ "  • 

"  S.  die  Eütsclieidungen  in  ^Iascher,  Das  VersamraluDgs-  und  Verci 
r.i^lii  in  Deutschland.     Berlin,  1892,  S.  31. 
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rch  die  gesetzlichen  Gewalten  kaum  noch  möglich  sei,  wenn 
e  politischen  Vereine  sich  berufen  fühlten,  ihr  Gewicht  in  die 
hale  der  Entscheidung  zu  legen '^  *®. 

Die  Beschränkungen  der  politischen  Vereine  haben  einen 
ppelten  Zweck:  Kenntnissnahme  der  vielseitigen  Vereinsthätig- 
it  Seitens  der  Staatsregierung  und  Verhütung  eines  Missbrauchs 
!S  Associationsrechtes.  In  den  meisten  Staaten  ist  die  Berechti- 
ing  zu  Beschränkungen  der  pohtischen  Vereine  eine  verfassungs- 
ässige.  Die  Begründung  steht  fast  überall  frei,  soweit  sie  das 
fentliche  Wohl  nicht  gefährden,  den  Staatsgesetzen  oder  der 
^oral  nicht  zuwiderlaufen.  Wo  der  bekannte  Bundestagsbeschluss 
}er  das  Vereinswesen  vom  13.  Juli  1854  noch  heute  gilt,  ist 
^stimmt  (§  1),  dass  nur  solche  Vereine  geduldet  werden,  welche 
ch  darüber  ausweisen  können,  dass  ihre  Zwecke  mit  der  Ge- 
itzgebung  in  Einklang  stehen  und  dass  sie  die  öffentHche  Ord- 
ung  und  Sicherheit  nicht  gefährden.  Diese  Bestimmungen  sind 
isofern  belanglos,  als  sie  erst  zur  Anwendung  kommen  können, 
enn  Seitens  der  Vereine  Verstösse  vorHegen.  Sie  erscheinen  also 
reuiger  als  Verbote  von  Vereinen,  als  Gründe  zur  Schliessung  der- 
elben**.  In  anderen  Staaten  besteht  auf  diesem  Gebiet  der 
irundsatz  der  Vereinsfreiheit  noch  nicht;  denn  in  Elsass-Loth- 
ingen  und  den  beiden  Mecklenburg  ist  die  Begründung  von 
»oKtischen  Vereinen  gänzlich  von  der  Genehmigung  der  Regiening 
bhängig  gemacht. 

Was  die  geschichtliche  Entwickelung  des  Vereinsrechtes  be- 
riffl,  so  beginnt  in  Deutschland  die  neuere  Gesetzgebung  mit  dem 
^reussischen  Allgemeinen  Landrecht  von  1794.  Dasselbe  enthält 
^nächst  die  privatrechtlichen  Normen  für  die  ausschliessUch  aus 
einen  Vermögensvortheil  ihrer  Mitglieder  gerichteten  Gesellschaften 
olme  korporative  Gestaltung  (Theil  I,  Tit.  17,  §§  169f.),  welchen 
alle  anderen    Gesellschaften   gegenüberstehen  (Theil  II,   Tit.  6). 

^*  S.  Aufsatz  von  Dr.  Berger  im  Verwaltungsarchiv,  1.  c.  S.  294. 
"  S.  Dr.  Berger,  1.  c.  S.  299. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  X.  2.  17 
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Sie  sind,  sofern  Zweck  und  Thätigkeit  der  gemeinen  'Ruhe 
Sicherheit  und  Ordnung  nicht  zuwiderlaufen^  auch  ohne  Grenehmi- 
gung  erlaubt.  Nur  geheime  Verbindungen  bedürfen  der  Genehmf- 
gung  (II  §§  185).  Damit  war  mit  dem  römischen  Rechte  und 
dem  PoKzeistaate  gebrochen.  Aber  freiUch  behielt  sich  der  Staat 
das  Recht  vor,  auch  jene  Vereine  jederzeit  aufzulösen  (II,  6,  S.  4), 
wenn  sie  anderen  gemeinnützigen  Absichten  oder  Anstalten 
hinderlich  und  nachtheilig  sind".  Ist  ein  Verein  ausdrücklich 
genehmigt  worden,  so  kann  er  nur  aus  überwiegenden  Gründen 
des  Gemeinwohles  und  gegen  hinlängliche  Entschädigung  auf- 
gehoben werden,  falls  seine  Mitglieder  nicht  eines  groben  Miss- 
brauchs der  Genehmigung  zum  Schaden  des  Staates  oder  anderer 
Personen  durch  gerichtUches  Erkenntniss  schuldig  befunden  worden 
sind  (II,  6  §  24).  Korporationsrechte  können  nur  Vereine,  die 
einen  fortdauernden  gemeinnützigen  Zweck  verfolgen,  durch  staat- 
liche Verleihung  erhalten  (II,  6  §  25).  Alle  erlaubten  Vereine 
aber  haben  für  ihre  inneren  Verhältnisse  die  Rechte  einer  Kor- 
poration (II,  6  §  14).  Indess  wurden  sehr  bald  wieder  auch  in 
Preussen  unter  Einwirkung  der  französischen  Revolution  durch 
Edikt  vom  20.  Okt.  1798  alle  Vereine  verboten,  welche  die  Be 
rathung  politischer  Angelegenheiten  bezwecken,  oder  in  welchen 
unbekannten  Oberen  Gehorsam  oder  bekannten  Oberen  unbedingter 
Gehorsam  versprochen  wird,  sowie  solche,  deren  Mitglieder  zur 
Verschwiegenheit  über  Vereinsangelegenheiten  sich  verpflichten. 
Durch  Verordnung  vom  6.  Jan.  1816  wurde  das  Edikt  erneuert 
und  auf  die  gesaminte  Monarchie  ausgedehnt*^.  Diesen  Stand- 
punkt nahmen  auch  die  meisten  anderen  Staaten  bis  zum  Jahre 
1848  ein.  Man  duldete  meistens  die  Vereine  ohne  politischen 
Charakter  stillschweigend,  während  die  Bildung  von  politischen 
Vereinen  nur  mit  Genehmigung  gestattet  oder  gänzUch  verboten 
war.  Der  Rückschlag  erfolgte  hauptsächlich  durch  den  Bundestage 

*-  S.  Aufsatz:  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit,  im  Handwjirterbuc* 
der  Stantswissenscliaften,  Bd.  6,  S.  426  f. 
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schluss  vom  5.  Juli  1832,  welcher  alle  politischen  Vereine  verbot, 
id  öffentliche  Versammlungen  von  polizeiUcher  Erlaubniss  ab- 
Agig  machte.     Hiervon  wagten  nur  wenige  Staaten,  wie  Baden 
den  Gesetzen  über  Vereine  und  Versammlungen  vom  26.  Okt. 
id  15.  Nov.  1833   und  Württemberg   in   dem   Strafgesetzbuche 
>m  1.  März  1839  Art.  18,  abzuweichen.    Von  den  Verfassungen 
itte  nur  die  von  Sachsen-Meiningen  von  1829  §  28  das  Vereins- 
icht  ausdrücklich  anerkannt".  Erst  im  Jahre  1848  gelangte  die 
Auffassung  zum   Sieg,   dass  die  Bildung  von  Vereinen    und  Ab- 
altung  von  Versammlungen  grundsätzlich  freizugeben  sei.  Nachdem 
ie  §§  161  und  162  der  Reichsverfassung  von  1849  allen  Deut- 
chen das  Recht  gegeben  hatten,  Vereine  zu  bilden  und  sich  ohne 
ärlaubniss  unbewaffnet  zu  versammeln,  nahmen  die  Verfassungen 
anzelner    Staaten    —    theilweise    mit    Abschwächungen  —    den 
glichen  Grundsatz  auf,  seine  Durchführung  besonderen  Gesetzen 
vorbehaltend.     Elinige  Staaten  erhielten  besondere  Gesetze   über 
4e  Vereins-    und    Versammlungsfreiheit,    welchen    vielfach    (so 
namenthch  in  Preussen,  Bayern,  Sachsen)  das  französische  Gesetz 
Tom  28.  Juni  1848  als  Vorbild  diente.   Der  Bundesbeschluss  vom 
13.  Juli  1854,  welcher  die  Feststellung  gleicher  Grundsätze  über 
&  Behandlung  der  Vereine  in  allen  deutschen  Staaten  unternahm, 
wird  in  Preussen    und   Bayern  nie   ausgeführt,    während    er   in 
«öderen  Staaten    den    Landesgesetzen  gegenüber,   eine   vorüber- 
gehende Bedeutung  erlangte**.     Die  reaktivirte  Bundesversamm- 
Isng  hatte  durch  Beschluss  vom  23.  Aug.  1851  verfügt,  dass  den 
Grandrechten  der  Nationalversammlung  keine  Rechtsgültigkeit  bei- 
adegen   sei.     Hieran    schloss    sich  jener   vielbekämpfte    Bundes- 
leschluss  vom  13.  Juli  1854  betr.  jVIassregeln  zur  Aufrechterhal- 
tang  der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe   im  deutschen  Bunde, 
iösbesondere   des  Vereinswesens:   „§  5.     In   allen  Bundesstaaten 

"  S.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  VI,  S.  426. 
'•  S.  Handwörterbuch,  Bd.  VI,  S.  427  und  Aufsatz:  Vereine  und  Ver- 
*uamluDgen  im  Wörterbuch  des  d.  Verwaltungrsrechtes,  II.  Bd.,  S.  667. 

17* 
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muss  der  Bundesregierung  nicht  nur  das  Recht  zustehen,  d 
Versammlungen  solcher  Vereine,  welche  ohne  im  Besitz  einer  b 
sonderen  staatlichen  Anerkennung  bezw.  Genehmigung  zu  sei] 
sich  mit  öffentlichen  Angelegenheiten  beschäftigen^  obrigkeitlic 
überwachen  zu  lassen,  sondern  es  muss  den  betr.  obrigkeitliche 
Abgeordneten  auch  überall  die  Befugniss  eingeräumt  werden,  jed 
Versammlung  eines  solchen  Vereins  aufzulösen,  sofern  entwede 
die  ihren  Zusammentritt  bedingenden  Förmlichkeiten  nicht  be 
achtet  worden  sind,  oder  aber  der  Inhalt  der  Verhandlungen  ein 
in  der  Nothwendigkeit  der  Aufrechthaltung  der  Gesetze,  soiv 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  begründete  Veranlassnof 
darbietet".  In  einzelnen  Staaten  verkündigte  die  Regierung  in 
Gesetzesblatte  jenen  Beschluss  zur  Nachachtung,  z.  B.  in  Würt- 
temberg, Hannover,  Hessen  *^  u.  s.  w.,  er  blieb  in  den  kleinera 
Staaten,  bei  dem  Mangel  von  Vereinsgesetzen,  meistens  ma* 
gebend  ^^.  De  jure  muss  er  hier  auch  noch  als  Rechtsquelle  an- 
gesehen werden.  Zwar  hatte  in  der  27.  Sitzung  der  Bundet* 
vei*sammlung  vom  10.  Juli  1862  Baden  beantragt,  diesa 
Bundestagsbeschluss  aufzuheben  und  den  Bundesregierungen  die 
landesgesetzliche  Regelung  des  Vereinswesens  zu  überlassen*^] 
der  Antrag  blieb  jedoch  in  dem  poUtischen  Ausschuss  begraba 
und  es  wurde  seitdem  kein  weiterer  Schritt  zur  formlichen  Arf 
hebung  unternommen.  Bei  dem  Mangel  eines  positiven  Bechtei 
musste  deshalb  in  den  einzelnen  Staaten  zur  Gewinnung  to> 
Regeln  auf  den  staatsrechtlichen  Grundbegriff  der  Polizeigeult 
rekurrirt  werden,  inhaltlich  dessen  es  zu  den  Rechten  und  Fflicbta 
der  Polizei  gehört,  den  die  staatliche  Ordnung  bedrohenden  6^ 
fahren  zuvorzukommen  und  wirklich  entstandene  Gefahren  0 
beseitigen,    in    specie    strafbaren   Handlungen   thunlichst  Ton«* 


»^  In  Hessen  im  Regier.-Bl.  v.  1854,  S.  302  ff. 

^*  S.  V.  RöNNK,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I,  S.  189. 

"  S.  Protocolle  der  B.-Versammlung  v.  1862,  S.  229. 
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agen,  bezw.  ihre  Fortsetzung  zu  verhindern  *^  In  seiner  An- 
indung  auf  das  Yersammlungswesen  folgerte  man  aus  diesem 
rundsatz,  dass  die  Ausübung  des  Rechtes  der  freien  Versamm- 
ttg  verhindert  bezw.  beschränkt  werden  kann,  wenn  und  insoweit 
tdurch  die  öflfentliche  Ordnung  und  Sicherheit  thatsächUch  ver- 
tzt  werden  oder  wenn  diese  Verletzung  mit  Wahrscheinlichkeit 
[besorgen  steht ^^  So  können  z.  B.  im  Grossherzogthum Hessen 
.0  Polizeibehörden  öflfenthche  Versammlungen,  in  welchen,  bezw. 
IS  deren  Veranhissung  strafbare  Handlungen  oder  Gefahrdungen 
er  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  mit  Wahi-scheinUchkeit 
a  besorgen  sind,  im  Voraus  verbieten,  bereits  begonnene  Ver- 
unmlungen  aber,  in  welchen  derartige  Handlungen  u.  s.  w.  sich 
reignet  haben,  oder  noch  weiter  zu  befürchten  stehen,  oder  in 
eichen  zu  solchen  angereizt  wird,  nöthigenfalls  auflösen.  Da  es 
ich  hier  ledigUch  um  die  Abwehr  drohender  oder  gegenwärtiger 
bgriffe  auf  die  Rechtsordnung  handelt,  so  darf  das  poUzeiliche 
Üinschreiten  nur  mit  solchen  Mitteln  und  insoweit  erfolgen,  als 
s  im  Einzelfalle  zur  Unterdrückung  des  Angriffs  geboten  er- 
cheint.  Um  diesen  Verpflichtungen  als  Hüterin  der  öffentlichen 
)rdnung  und  Sicherheit  genügen  zu  können,  wird  der  Polizei 
erner  die  Befugniss  zugestanden,  in  öffentliche  Versammlungen 
Jeamte  zur  Ueberwachung  zu  entsenden.  Die  Ermittelung  von 
)rt  und  Zeit  der  beabsichtigten  Versammlungen  ist  Sache  der 
^olizei,  eine  Verpflichtung  der  Einberufer  u.  s.  w.  zur  vorherigen 
Anmeldung  von  Versammlungen  besteht  nicht.  Zur  Durchführung 
brer  Anordnungen  stehen  der  Polizeibehörde,  ausser  der  Anwen- 
lung  des  persönlichen  Zwangs,  die  Bestimmungen  des  §  116 
8.-Str.-G.  zur  Seite. 

Nachstehende  Darstellung  der  Gesetzgebung  in  den  einzelnen 
^Maaten  soll  den  Ueberblick  über  verschiedene  Systeme  erleichtem. 

"  Cf.  Bluntschli,  Allgem.  Staatsrecht,  5.  Aufl.,  Bd.  2,  S.  273  fgd. 
'»  Cf.  V.  Rönne,  1.  c,   2.  Aufl.,  Bd.  1,   S.  188.     Zachariä,  D.  Staats- 
^d  Huiidesrecht,  3.  Aufl.,  Th.  I,  S.  468  f. 
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Sie  wird  gleichzeitig  den  Beweis  liefern,  dass  im  Interesse  i 
Einheitlichkeit  der  Erlass  eines  das  Vereins-  und  Yersammlun 
wesen  ordnenden  Reichsgesetzes  in  hohem  Grade  wänschenswej 
erscheint. 

A.  Versammlungsrecht. 

1.  Preussen.  Art.  29  der  Verfassungsurkunde  vom  31.  Jai 
1850,  welcher  alle  älteren  Spezialgesetze  und  beschränkenden  R 
Stimmungen  aufhob,  erklärt:  „Alle  Preussen  sind  berechtigt,  sie 
ohne  vorgängige  Erlaubniss  friedUch  und  ohne  WaflFen  in  ge 
schlossenen  Räumen  zu  versammeln.  Diese  Bestimmung  bezieb 
sich  nicht  auf  Versammlungen  unter  freiem  Himmel,  welche  auch  i 
Bezug  auf  vorgängige  obrigkeitliche  Erlaubniss  der  Verfiiguo 
des  Gesetzes  unterworfen  sind"  ***. 

Die  Garantie  dieses  freien  Versammlungsrechtes  enthält  di 
Verfassung  im  Prinzip  fiir  jeden  preussischen  Unterthan;  nu 
Militärpersonen,  Frauen,  Schüler  und  Lehrlinge  dürfen  den  Yei 
Sammlungen  und  Sitzungen  politischer  Vereine  nicht  beiwohne 
(Verordnung  vom  11.  März  1850).  Zweifellos  bezieht  sich  Art.  2 
nicht  auf  Vereinigungen  im  civilrechtlichen  Sinne  und  zu  g( 
selligen  Zwecken,  welche  nie  einer  Aufsicht  oder  Einschränkun 
aus  Grundsätzen  des  Vereinsrechts  (nur  der  Gesundheits-,  On 
nungs-  u.  s.  w.  Polizei)  unterliegen.  Dem  Vereinsrechte  de 
Art.  29,  30  unterliegen  nur  solche  Zusammenkünfte,  deren  Zwec 
die  Erörterung  öffentlicher  Angelegenheiten.  Eine  obrigkeitlich 
Erlaubniss  ist  nicht  einzuholen,  daher  auch  ein  vorgängiges  Verbc 
der  Versammlung  in  geschlossenen  Räumen  aus  Versammlung^ 
rechtlichen  (politischen)  Gründen,  nicht  zulässig,  jedoch  ei 
solches  aus  rein  polizeilichen  Gründen  (Bau-,  Gesundheit 
Verkehrspolizei  u.  s.  w.)^^      Die  Verfassung    fordert    als    ers 

'-'^  Reichs-G.  E.  v.  1.  :Mai  1882  u.  22.  Sept.  1890,  VI,  217  u.  XXI. 
Mascher,  1.  c.  S.  14. 

''^'  S.  Dr.  E.  Ball,  Das  Vereins-  und  Vorsamml. -Recht  in  Deutschi  = 
Berliu,  1894,  S.  28,  29. 
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Voraussetzung  der  Zulässigkeit  einer  Versammlung,  dass  die 
Theilnehmer  „friedlich  und  ohne  Waflfen''  zusammentreten.  Ob 
eine  solche  Zusammenkunft  eine  friedliche  ist,  muss  nach  Lage 
der  in  Betracht  kommenden  Umstände  beurtheilt  werden.  Die 
Versammlung  muss  ohne  Waflfen  (übereinstimmend  mit  §  77  des 
Vereinsgesetzes)  stattlinden.  Hierunter  sind  nicht  nur  eigentliche 
Hieb-,  Stich-,  Stoss-  und  Schusswaflfen  zu  verstehen,  sondern  alle 
Gegenstände,  mit  denen  eine  erhebliche  Körperverletzung  herbei- 
geführt werden  kann.  Es  kommt  lediglich  auf  den  Zweck  an, 
der  durch  das  Mitführen  erreicht  werden  soll.  Die  Gefahren  liegen 
in  der  Sicherheit,  welche  der  Besitz  einer  Waflfe  verleiht,  so  dass 
der  Träger  sich  leichter  zu  Thaten  hinreissen  lässt,  und  in  dem 
erhöhten  Gewicht,  welches  die  Willensäusserung  eines  Bewaflfneten 
gegenüber  dem  Wehrlosen  gewinnt.  Die  „geschlossenen  Räume'' 
bilden  den  Gegensatz  zum  Ausdruck  „unter  freiem  Himmel'' ;  die 
Itäume  müssen  nach  allen  drei  Dimensionen  abgeschlossene  sein 
(Gebäude  und  Häuser)^*. 

Für  die  friedlichen  und  unbewaffneten  Versammlungen  gelten 
nach  heutigem  preussischen  Rechte  drei  Grundsätze: 

1.  Alle  Versammlungen  in  geschlossenen  Räumen  und  alle 
nicht  öffentlichen  Versammlungen  bedürfen  keiner  Genehmigung. 

2.  Oeflfentliche  Versammlungen  unter  freiem  Himmel  be- 
dürfen der  vorgängigen  obrigkeitlichen  Genehmigung  (§  9  Abs.  1 
Ver.-6es.). 

3.  Volksversammlungen  unter  freiem  Himmel  dürfen  unter 
Umständen  von  der  Ortspohzei  nicht  gestattet  werden  (§11 
Yer.-Ges.)*^ 

Die  V.-O.  über  die  Verhütung  eines  die  gesetzliche  Freiheit 
und  Ordnung  gefährdenden  Missbrauches  u.  s.  w.  vom  11.  März 


"  Xach  NiERNHOLDT,  Erläuterung  zum  sächsischen  Vereinsgesetz,  fallen 
Qnter  nicht-friedlich  alle  V.,  welche  den  Zweck  haben,  den  bestehenden 
Kechtazustand  im  Lande  zu  verletzen  oder  mit  naher  Gefahr  zu  bedrohen. 

"  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  63. 
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1850  ordnet  nicht  erschöpfend  das  verfassungsmässige  Versamm- 
lungs-  und  Vereinigungsrecht;  sondern  regelt  nur  zur  Verhinderung 
von  Missbräuchen  einzehie  Arten  seiner  Ausübung.  Die  einzige 
Ausnahme  von  der  Regel,  dass  von  Versammlungen  in  geschlos- 
senen Räumen  und  von  allen  nicht  öffentlichen  Versammlangen 
der  Staat  keine  Notiz  nimmt,  bilden  VersammlungeUi  in  welcheo 
öffentliche  Angelegenheiten  erörtert  werden  sollen. 

§  1  der  V.-O.  bestimmt  hierüber:  „Von  allen  Versammlungen, 
in  welchen  öffentliche  Angelegenheiten  erörtert  oder  berathen 
werden  sollen,  hat  der  Unternehmer  mindestens  24  Stunden  tot 
dem  Beginn  der  Versammlung,  unter  Angabe  des  Ortes  und  der 
Zeit  derselben,  Anzeige  bei  der  OrtspoUzeibehörde  zu  machen. 
Die  Behörde  hat  darüber  sofort  eine  Bescheinigung  zu  ertheilen. 
Beginnt  die  Versammlung  nicht  spätestens  eine  Stunde  nach  der 
in  der  Anzeige  angegebenen  Zeit,  so  ist  die  später  beginnende 
Versammlung  als  vorschriftsmässig  angezeigt  nicht  anzusehen. 
Dasselbe  gilt,  wenn  eine  Versammlung,  die  länger  als  eine  Stunde 
ausgesetzten  Verhandlungen  wieder  aufnimmt". 

Die  Anmeldepflicht  erstreckt  sich  auf  alle  (auch  Privat- 
zusammenkünfte in  einer  Privatwohnung)  Versammlungen,  in  welchen 
öffentHche  Angelegenheiten  erörtert  oder  berathen  werden  sollen. 
Zu  letzteren  gehören  alle  Angelegenheiten,  welche  nicht  ausschUess- 
lich  einzelne  Personen  und  deren  Privatinteressen,  sondern  die 
Gesanmitheit  des  Gemeinwesens  und  das  gesammte  öffentliche  ^ 
Interesse  berühren  ^*.  Hierher  gehören  die  poUtischen,  religiösen, 
sozialpolitischen  Angelegenheiten,  die  Gemeindeangelegenheiten  nnd 
Besprechungen  von  Vertrauensmännern  bei  Wahlvorbereitungen" 
Die  Vorschrift  der  Anzeige  kommt  zur  Anwendung,  wenn  b« 
der  Einberufung  die  Absicht  jener  Erörterung  vorliegt.  Unerheb- 
lich bleibt,  ob  dies  wirklich  geschehen  ist,  gleichgültig  ist  die  Art 
und  Weise   der   Einladung.     »Fede  Besprechung  öffentlicher  An- 

"  S.  Ball,  1.  c.  S.  36. 

■-*  S.  Mascher,  1.  c.  S.  1(5,  17.     Hall,  1.  c.  S.  37. 
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enheiten  genügt  zur  Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschrift. 
3s  ist  es  nicht  strafbar,  wenn  in  einer  zu  anderen  Zwecken 
[istalteten  Versammlung  gelegentlich  von  Einzelnen  das  po- 
;he  Gebiet  betreten  wird^®.  Die  Anzeigepflicht  ist  dem  Unter- 
ner (Einberufer)  auferlegt  ^^,  die  mündliche  oder  schriftliche 
eige  bei  der  Ortspolizeibehörde  muss  mindestens  24  Stunden 
Beginn  der  Versammlung  erfolgen,  und  Ort  und  Zeit  ent- 
en.  Die  Bescheinigung  wird  sofort  ertheilt  und  dient  als 
weis  über  die  Anzeige.  Jede  ordnungswidrig  einberufene  Ver- 
mlung  kann  polizeilich  aufgelöst  werden.  Ein  Beamter,  der 
Bescheinigung  widerrechtlich  verzögert  und  demnächst  die 
Sammlung  wegen  Mangels  der  Bescheinigung  auflöst,  macht 
des  Missbrauchs  der  Amtsgewalt  (§  339  St.-G.-B.)  schuldigt®. 
Streitfrage,  ob  Versammlungen  von  Vereinen  zur  Einwirkung 
öffentUche  Angelegenheiten  oder  Erörterung  politischer  Gegen- 
ide  in  allen  Fällen,  auch  wenn  die  einzelne  Versammlung  nicht 
n  Zweck  verfolgt,  anzumelden  seien,  ist  durch  oberstrichter- 
e  Entscheidungen  bejaht*^.  Die  Anzeigepflicht  fällt  nach 
V.-O.  bei  solchen  Versammlungen  weg,  deren  Zeit  und  Ort 
;utengemäs8  oder  durch  besonderen  Beschluss  im  Voraus  fest- 
etzt  ist.  Hier  sind  die  regelmässigen  Vereinsversammlungen 
1  der  besonderen  Anzeige  (§  1)  befreit,  es  muss  nur  die 
tspolizeibehörde  wenigstens  24  Stunden  vor  der  ersten  Ver- 
nanlung  entsprechende  Kenntniss  der  Anordnung  erhalten, 
iennit  fällt  nicht  das  Recht  der  polizeihchen  Ueberwachung 
J  4)  oder  das  Einschreiten  im  poUzeiUchen  Interesse  weg.  Aen- 
«Tungen  der  Zeit  und  des  Ortes  dieser  bestimmten  Vereinsver- 
ammlungen  sind    der  Ortspolizeibehörde,    gegen  Bescheinigung, 


**  S.  Mascheb,  1.  c.  S.  17.    Ball,  1.  c.  S.  37,  38. 
^  Leber  die  Behandlung  des  Eintrittsgeldes  und  der  Tellerversamni- 
aDsen  in  Preusaen  s.  Ball,  1.  c.  S.  38,  39. 
*"  Mischer,  1.  c.  S.  19. 
-^  S.  Kaspar  S.  71. 
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anzuzeigen.  Die  Theilnahme  von  Gästen  ist  nicht  untersaj 
erfolgt  jedoch  deren  Zuziehung  in  solchem  Maasse,  dass  der  Cl 
rakter  der  Versammlung  überhaupt  geändert  wird,  so  verliert  i 
die  Eigenschaft  einer  regelmässigen  Versammlung  und  unterlic 
ohne  besondere  Anzeige  der  Auflösung.  Während  §  3  Rücksic 
auf  die  Bequemlichkeit  der  Anzeigepflichtigen  nimmt,  trifit  Abs. 
des  §  1  Vorsorge  gegen  Umgehungen  und  Chikanen.  Nach  § 
ist  die  Ortspolizeibehörde  befugt  (nicht  verpflichtet),  in  j« 
Versammlung  des  §  1  Polizeibeamte  oder  andere  Personen  a 
Abgeordnete  (1  oder  2)  zu  senden.  Hiermit  ist  die  Staatsgewa 
in  den  Stand  gesetzt,  präventiv  eine  Ueberwachung  auszuübei 
Die  Abgeordneten  können  Polizeibedienstete  oder  beliebig  gewählt 
andere  Personen  sein.  Gehören  sie  zu  den  Polizeibeamten,  s« 
müssen  sie  in  ihrer  Dienstkleidung  (auch  mit  Waffen)  oder  untei 
ausdrücklicher  Kundgebung  (z.  B.  auch  durch  konkludente  Hand 
lungen)  ihrer  dienstUchen  Eigenschaft  erscheinen.  Um  sie  in  di 
Lage  zu  setzen,  alle  Vorgänge  zu  überwachen,  muss  der  Vor 
sitzende  Auskunft  über  die  Personen  der  Redner  (Name,  Stam 
und  Wohnung)  geben,  und  sie  haben  Anspruch  auf  Einräumun| 
eines  angemessenen  Platzes,  dessen  Verweigerung  Strafe  nach  siel 
zieht.  §  5  des  Vereinsgesetzes  räumt,  vorbehaltUch  des  geg« 
die  BetheiUgten  gesetzlich  einzuleitenden  Strafverfahrens,  den  Po 
Hzeiabgeordneten  die  Befugniss  ein,  sofort  jede  Versammlung  lii 
Sinne  des  §  1)  aufzulösen,  über  welche  nicht  eine  vorschrito 
massige  Anzeigebescheinigung  (§§  1,  3)  vorgelegt  werden  kam 
Gleiches  gilt,  ohne  dass  einer  vorgängigen  Aufforderung  der  & 
horsam  verweigert  wäre,  wenn  Anträge  oder  Vorschläge  erörte 
werden  (die  Stellung  eines  blossen  Antrags  genügt  nicht),  < 
eine  Aufforderung  oder  Anreizung  zu  strafbaren  Handlungen  ei 
halten,  endhch,  wenn  Bewaffnete  erscheinen,  die  der  Aufforderte 
entgegen,  nicht  entfernt  werden. 

Fasst  man  die  einzelnen  Fälle  der  Auflösung  zusammen, 
ergeben  sich  zwei  Gruppen: 
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1.  Auflösungsgründe  nach  der  V.-O.  vom  11.  März  1850. 

a)  Fehlen  (unterlassene  Vorlage)  der  Anzeige-Bescheinigung 
1),  verspäteter  Beginn  und  übermässige  Pause,  d.  i.  länger  als 
16  Stunde  (§  1  Abs.  2) ; 

b)  Erörterung  von  Anträgen  u.  s.  w.,  die  eine  Auflforderung 
ler  Anreizung  zu  strafbaren  Handlungen  enthalten.  Als  Er- 
terung  gilt  nicht  die  Stellung,  jedoch  die  Abstimmung  ohne 
rherige  Berathung,  zumal  wenn  diese  schon  den  Thatbestand 
ler  strafbaren  Handlung  bilden.  Es  gehören  hierher  die  Fälle 
r  Aufforderung  zum:  Hochverrath  (§§  82,  85  R.-St.-G.),  Un- 
horsam  gegen  Gesetze,  Verordnungen  und  behördliche  Anord- 
ingen  (§  110)   und   zur  Begehung   einer  strafbaren  Handlung 

111),  sowie  der  §§  112,  130,  360  Ziff.  2  R.-St.-G.  Die  An- 
ige  müssen  eine  direkte  Aufforderung  oder  wenigstens  eine  An- 
izung  zur  Begehung  von  strafbaren  Handlungen  enthalten; 
rafbar  sind  alle  Handlungen,  welche  gesetzUch  mit  Strafe  be- 
oht,  einerlei  ob  sie  Verbrechen,  Vergehen  oder  Uebertretungen*^; 

c)  Nichtentfemung  (Fortschaffung  oder  Ablegung  und  Weg- 
iügung  der  Waffen)  von  (auch  nur  einem)  Bewaffneten; 

d)  Nichtentfemung  von  Frauenspersonen,  Schülern  und  Lehr- 
igen aus  den  Versammlungen  und  Sitzungen  poUtischer  Vereine 

8  Abs.  3),  mit  Ausnahme  der  Wahlvereine. 

2.  Auflösung  aus  anderen  Gründen. 

Hierher  gehören  die  allgemeinen  polizeilichen  Gründe,  ins- 
»ondere  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und 
tdnung  u.  s.  w.  ^^ 

In  allen  Fällen  kann  die  Auflösung,  auch  ohne  vorherige 
erwamung,  erfolgen.  Die  Auflösungserklärung  muss  unzweideutig 
id  jedem  Anwesenden   verständlich   sein^^.     Zur  Angabe   des 


"»  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  83. 

-*  S.  Ball,  1.  c.  S.  50.    Mascher,  1.  c.  S.  27. 

-*  R.-G.-Entach.  v.  16.  Jan.  1885,  Bd.  IX,  S.  371  f. 
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Grundes  der  Auflösung  ist  der  Polizeibeamte  nicht  verpflichtet  ^' 
Der  Auflösungsausspruch  ist  als  direktes  Gebot  sofort  vollstreck 
bar,  bedarf  keiner  Begründung  und  wirkt  wie  ein  gesetzliche 
Erlass.  Wer  sich  nicht  entfernt,  ist  nach  §  15  V.-Ges.  strafbar 
unter  Umständen  wegen  Widerstandes  gegen  die  Staatsgewalt 
(§§  113—116  u.  118  St.-G.-B.).  Die  Entfernung  darf  durch  ZwaDg 
(executive  Polizeibeamte,  Gendarmen,  nöthigenfalls  kommandirtes 
Militär)  durchgeführt  werden  (§  6).  Verhaftungen  sind  unter  der 
Voraussetzung  des  §  127  St.-Proz.-O.  zulässig. 

Bewaffnet  dürfen  in  einer  Versanmilung  nur  die  im  Dienste 
befindlichen  Polizeibeamten  erscheinen  (§  7).  Den  allgemeinen 
Ordnungsvorschriften  unterUegen  auch  Vereine,  welche  die  Er- 
örterung poUtischer  Gegenstände  in  Versammlungen  bezwecken, 
ausserdem  noch  die  besondere  Beschränkung  des  §  8.  Hiemach 
dürfen  Frauenspersonen,  Schüler  und  Lehrlinge  in  den  Versamm- 
lungen nicht  zugegen  sein.  Werden  diese  auf  die  Aufi'orderung 
des  Ueberwachungsbeamten  nicht  entfernt,  so  liegt  ein  Auflösungs- 
grund vor  (s.  oben).  Besondere  Grundsätze  gelten  für  öffientliche 
Versammlungen  unter  freiem  Himmel,  deren  Regelung  Art.  29 
V.-Ürk.  dem  Vereinsgesetze  vorbehielt.  Letzteres  (§  9)  enthalt, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Zweck  der  Versammlung,  das  Erforder- 
niss  vorgängiger  schriftlicher  Genehmigung  der  Ortspolizeibehördc 
(nicht  blosse  Anmeldung).  Oeffentliche  Versammlungen  unter 
freiem  Himmel  (im  Gegensatze  zu  den  geschlossenen  Räumen  in 
Art.  29  V.-Urk.)  sind  solche,  welche  nach  der  Art  ihrer  Zu- 
sammenberufung, d.  h.  wenn  öflfentliche  oder  allgemeine  En- 
ladungen  erlassen  wurden,  oder  nach  dem  Orte  der  Zusammen 
kunft  einen  grösseren  Zulauf  von  Menschen  des  verschiedenste 
Bildungsgrades  erwarten  und  deshalb  Gefahren  für  öffentlich 
Ruhe  und  Ordnung  befürchten  lassen.  Die  nicht  öffentUcb^ 
Versammlungen  unter  freiem  Himmel  stehen  den  Versammlung^ 

'^  S.  Mascher,  1.  c.  S.  28.    Ball,  1.  c.  S.  51. 
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eschlossenen  ßäumen  gleich ;  sie  bedürfen  keiner  Genehmigung 
unterliegen  der  Anmeldepflicht  nur,  wenn  öffentliche  An- 
genheiten  erörtert  werden  sollen.  Bei  der  öffenthchen  Ver- 
mlung  unter  freiem  Himmel  hat  die  Orts-Polizeibehörde  darüber 
Definden,  ob  eine  Versammlung  ohne  Nachtheil  für  die  öffent- 
e  Ruhe  und  Ordnung  stattfinden  kann.  Die  Genehmigung 
s  mindestens  24  Stunden  vor  dem  Beginn  der  geplanten  Ver- 
mlung  nachgesucht  werden  (vom  Unternehmer,  Vorsteher, 
ner  oder  Leiter),  damit  die  Polizeibehörde  prüfen  kann,  ob 
Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  das  Unter- 
ben anzuordnen  ist.  Nur  aus  letzterem  Grunde  (zu  befürch- 
1er,  nicht  nothwendig  dringender  Gefahr  für  die  öffentliche 
lerheit  oder  Ordnung)  darf  die  Genehmigung  (besondere  Moti- 
mg  ist  nicht  vorgeschrieben)  versagt  werden.  Einer  weiter- 
enden Beschränkung  unterUegen  aus  Verkehrsrücksichten  die 
öffenthchen  Plätzen  und  Strassen  innerhalb  der  Städte  oder 
Schäften,  und  ausserhalb  auf  öffentlichen  Strassen  beabsichtig- 
Versammlungen.  Hier  ist  bei  zu  befürchtender  Störung  des 
rkehrs  die  Versagung  zulässig**.  Jener  Versagungsgrund  ge- 
5t  auch  zum  Erlass  eines  nachträgUchen  Verbots  (Zurücknahme 
•  Genehmigung).  Vor  Eingang  der  Genehmigung  darf  keine 
ifforderung  zur  Theilnahme  ergehen  ^^.  Bei  ertheilter  Ge- 
limigung  finden  auf  die  öffenthchen  Versammlungen  unter  freiem 
mmel  alle  Bestimmungen  über  Anmeldepflicht,  Zulassung  der 
)lizei  und  Auflösung,  Anwendung,  wie  sie  für  Versammlungen 
IT  Erörterung  öffentlicher  Angelegenheiten  gelten,  auch  wenn 
ies  nicht  Zweck  der  Versammlung  ist  (§  9  Abs.  4)  ^^. 

Das  Vereinsgesetz  stellt  den  öffentlichen  Versammlungen  unter 


"  S.  Ball,  1.  c.  S.  58.  Dagegen  Kaspar,  1.  c.  S.  86,  welcher  eine 
Berechtigung  zur  Verweigerung  der  Genehmigung  nur  anerkennt,  wenn  durch 
<iie  Verkehrsstörung  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  gefährdet  würde. 

**  S.  Maschbr,  1.  c.  S.  36. 

="  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  87. 
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freiem  Himmel  die  öffentlichen  Aufzüge  in  Städten 
Ortschaften  und  auf  öffentlichen  Strassen  gleich  (§  10).  Au: 
im  gesetzUchen  Sinne  ist  eine  zu  einer  Feier  vereinigte  Mei 
die  geeignet  erscheint,  die  Aufmerksamkeit  des  Publikums  di 
gemeinschaftliches  Gehen  (Ziehen),  gleichviel  ob  in  bestimn 
Ordnung  oder  ohne  solche,  zu  erregen  und  den  Verkehr  zu 
fährden^^.  Eine  Entscheidung  des  O.-Trib.-B.  lautet:  ^J( 
öflfenthche  Aufzug,  welcher  Zweck  auch  immer  dabei  verf" 
werde,  unterliegt  dem  §  10,  soweit  dieser  nicht  selbst  Ausnahi 
gestattet.  Das  kritische  Moment  liegt  keineswegs  in  der  Art 
Zwecks;  vielmehr  ist  derselbe  darin  zu  finden,  dass  überha 
irgend  ein  Zweck  durch  das  gemeinschaftUche  Gehen  verfolgt  ^ 
Letzteres  muss  das  ostensible  Mittel  zur  Erreichung  des  h 
sichtigten  Erfolges  sein,  und  zwar  dergestalt,  dass  die  Mensel 
menge  als  ein  geschlossenes  Ganze  sich  darstellen  soll.  Es 
gleichgültig,  ob  diese  Menge  in  bestimmter  Ordnung  oder  o 
solche  geht."  Geschieht  das  Zusammengehen  wie  zufallig,  so 
das  ein  Zug.  Gleichgültig  bleibt  das  Bewegungsmittel  (F 
Pferd,  Wagen  u.  s.  w.).  Die  öflfentlichen  Aufzüge  (vereinte  i 
schenmengen)  unterliegen  dem  Waffen  verbot,  der  Anmeldepfl 
und  der  Pflicht  zur  Einholung  einer  Genehmigung  (wobei 
beabsichtigte  Weg  anzugeben)  mit  den  gesetzhchen  Folge 
Ausgenommen  sind:  gewöhnliche  Leichenbegängnisse,  hergebra( 
Züge  der  Hochzeitsversammlungen,  sowie  derartige  kirchl 
Processionen ,  Wallfahrten  und  Bittgängen.  Ein  Leichenbegi 
niss  verliert  den  Charakter  eines  gewöhnlichen  nicht  durch  . 
weichungen  von  der  hergebrachten  äusseren  Form,  sondern  w 
dem  betreffenden  Aufzuge  die  Absicht  zu  Grunde  liegt,  über  • 
eigentlichen  Zweck  hinauszugehen  und  dadurch  die  gesetzb' 
Freiheit  und  Ordnung  zu  gefährden  (z.  B.  Begleiten  eines  Mus 
korps,   Halten  von  Reden   auf  der   Strasse    oder   von  Laien 

•^^  V.  RöN'NK,  1.  c.  S.  199  Anm.  d.     Maschkr,  1.  c.  S.  37. 
•■^^  8.  Kaspar,  1.  c.  S.  94. 
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Grabe)  ^^  Bei  Hochzeitsfeierlichkeiten  kommt  der  Ortsgebrauch 
inr  hinsichtlich  ihrer  Vornahme  überhaupt,  nicht  aber  eine  Be- 
Khränkung  auf  eine  allgemein  hergebrachte  oder  allgemein  vor- 
(eschriebene  Form,  in  Betracht*^.  Die  kirchlichen  Processionen 
I.  s.  w.  unterliegen  dem  Vereinsgesetze  nur  dann  nicht,  wenn  sie 
ach  Zeit,  Ort,  Form  und  Bedeutung  zur  Zeit  des  Erlasses  des 
resetzes  vom  11.  März  1850  hergebracht  sind.  Jede  Abweichung 
)m  Herkommen  unterwirft  diese  Art  von  Aufzügen  den  Be- 
iränkungen.  Zur  Verhütung  von  Verkehrsstörungen  und  Be- 
stigungen  des  Publikums  enthält  ein  besonderer  Circularerlass 
ir  Minister  des  Kultus  und  des  Innern  vom  26.  Aug.  1874 
naue  Direktiven  für  die  Polizeibehörden  *^ 

Volksversammlungen  in  geschlossenen  Räumen  unter- 
(gen  nach  §  1  Ver.-Ges.  der  Anmeldepflicht,  solche  unter  freiem 
immel  allen  Vorschriften  über  derartige  Versammlungen,  mit 
T  besonderen  Bestimmung,  dass  sie  innerhalb  zweier  Meilen  von 
im  Orte  der  jedesmaligen  Residenz  des  Königs  oder  des  Sitzes 
(ider  Kammern  (jetzt  auch  des  Reichstags)  nicht  gestattet  werden 
irfen  (§  11).  Der  Vorschrift  liegt  die  Erwägung  zu  Grunde, 
iss  von  den  Entschliessungen  der  höchsten  Staatsgewalten  selbst 
8r  Schein  ferngehalten  werden  muss,  als  könnten  sie  unter  dem 
Snfluss  von  Versammlungen  gefasst  sein,  welche  sich  als  Vertreter 
les  Yolkswillens  aufwerfen  möchten,  während  sie  nur  die  Absicht 
ölcher  darstellen,  denen  eine  Einwirkung  auf  die  Gesetzgebimg 
verfassungsmässig  nicht  zusteht*^. 

Eigenartig  ist  das  Strafsystem  bei  Uebertretungen  des 
preussischen  Versammlungsrechtes. 

a)  Findet  eine  anmeldepflichtige  Versammlung  ohne  die  Anzeige 
(§  1)  statt,  80  genügt  zur  öffentlichen  Anklage  die  erzielte  Ver- 


'^  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  96.    Mascher,  1.  c.  S.  38.    Ball,  1.  c.  S.  60. 

*"  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  97.    Mascher,  1.  c.  S.  38. 

*'  Ausführlich  mitgetheilt  bei  Mascher,  1.  c.  S.  38 — 40. 

*•  S.  ^Iascher,  1.  c.  S.  42. 
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einigung  einer  Anzahl  Menschen ;  Konstituirung  der  Vers 
und  Erörterung  öffentlicher  Angelegenheiten  ist  nicht 
hch.  Strafbar  sind  nicht  die  Theilnehmer^  dagegen  de 
nehmer  (in  Folge  der  Anzeigepflicht),  dann  der  fünräti 
Platzes,  weiter  wer  als  Vorsteher,  Ordner,  Leiter  odei 
auftritt  (§  12). 

b)  Bei  Verweigerung  des  Zutritts  oder  Einräumu 
angemessenen  Platzes  Pir  die  überwachenden  Beamten  (§ 
den  Unternehmer,  Vorsteher,  Ordner  und  Leiter  die  Stra 
busse  oder  -Gefangniss).  Die  gleiche  Strafe  verwirkt  < 
sitzende,  wenn  er  sich  weigert,  der  Polizei  Auskunft 
Person  der  Redner  zu  geben  oder  wissentlich  unrichtige  j 
ertheilt  (§  14). 

c)  Strafbar  bleibt  jeder  Theilnehmer,   der  sich  nie! 
entfernt,    wenn   eine  Versammlung  für  aufgehoben   (§§ 
erklärt  ist.     Wegen   einer   gesetzlich   nicht  gerechtfertig 
lösung   ist   nur   der  Weg   der  Beschwerde   bei  der  vor^ 
Behörde  zulässig. 

d)  Strafbar  ist  weiter  die  blosse  Theilnahme  an  eir 
zuge  oder  einer  Versammlung  unter  freiem  Himmel,  zu 
die  Genehmigung  nicht  ertheilt  ist.  Dazu  treten  die  Sti 
der  Aufforderung  vor  Eingang  der  Erlaubniss  (z.  B.  durch 
der  Presse)  und  gegen  die  Personen,  die  in  einer  nicht  gen( 
Versammlung  bezw.  bei  dem  Aufzuge  als  Ordner,  Lei 
Redner  thätig  sind  (§17  Abs.  1).  Die  Strafe  ist  jeden 
auch  bei  Nichtkenntniss  der  unterbliebenen  Genehmigu 
Nvirkt,  wenn  die  Versammlung  in  Städten  und  Ortscliaf 
auf  öffentlichen  Strassen  stattgefunden  hat  (wegen  der  be 
Gefahr  für  die  öffentliche  Ordnung).  In  allen  andere] 
(ausserhalb  von  Städten  u.  s.  w.)  muss  den  Theilnehm 
Rednern  der  Beweis  des  Verschuldens  (Kenntniss  der  i 
folgten  Genehmigung)  geführt  werden.  Wird  die  Xicht| 
gung  oder  das  Verbot  während  der  Versammlung  oder  c 
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gs  selbst  bekannt  gemacht,  so  kann  sich  wegen  seiner  späteren 
^theiligung  Niemand  mit  Unkenntniss  entschuldigen  (§17  Abs.  2). 

e)  Mit  Gefangnissstrafe  bedroht  §  18  das  verbotene  (§  7)  be- 
iffnete  Erscheinen  in  Versammlungen. 

f)  §  19  (neben  §  127  R.-St.-G.)  richtet  sich  gegen  die  Auffor- 
jrung  zum  bewaffneten  Erscheinen  und  die  WafFenaustheilung.  — 

Alle  diese  Vorschriften  über  das  Versammlungsrecht  finden 
if  gesetzlich  und  durch  die  gesetzlichen  Autoritäten  angeordneten 
ersamralungen  (d.  i.  aller  dem  öffentlichen  Rechte  angehörigen 
erbände  der  Gemeinden,  Kreise,  Bezirke  und  Provinzen,  sowie 
leligionsgesellschaften,  Aktiengesellschaften,  Wirthschaftsgenossen- 
chaften,  Hülfskassen  u.  s.  w.),  und  die  Versammlungen  der  Land- 
tände  während  den  Sitzungsperioden  keine  Anwendung  (§  21).  — 

B.  Vereinsrecht. 

Die  Grundlage  des  preussischen  Vereinsrechts  enthält  Art.  30 
ler  Verfassung :  „  Alle  Preussen  haben  das  Recht,  sich  zu  solchen 
Zwecken,  welche  den  Strafgesetzen  nicht  zuwiderlaufen,  in  Gesell- 
chaften  zu  vereinigen.  Das  Gesetz  regelt,  insbesondere  zur  Auf- 
echterhaltung  der  öflfentlichen  Sicherheit,  die  Ausübung  des  in 
liesem  und  in  dem  Art.  29  (s.  oben)  gewährleisteten  Rechts. 
Politische  Vereine  können  Beschränkungen  und  vorübergehenden 
Verboten   im  Wege  der  Gesetzgebung  unterworfen   werden."  — 

Im  Principe  ist  hiemach  allen  preussischen  Staatsangehörigen 
nicht  allen  Deutschen,  wie  vielfach  aus  Art.  3  der  St.- Verf.  irrig 
gefolgert  wird)*^  das  Recht  eingeräumt,  Vereine  mit  nicht  straf- 
rechtlich verbotenen  Tendenzen,  ohne  besondere  Genehmigung  zu 
gründen.  Ausnahmen  und  Beschränkungen  bestehen  für  Militär- 
personen (Art.  38,  39  Verf.-Ürk.,  §  49  Reichsmilit.-Ges.)  auf  Grund 
des  Jesuitengesetzes,  der  preussischen  Kirchengesetzgebung  (reli- 
giöse Orden  der  kathol.  Kirche)  vom  31.  Mai  1875,  14.  Juli 
1880,  21.  Mai  1886  und  29.  Aj)ril  1887,  und  Beamte,  für  Vereine, 


*^  S.  Ball,  1.  c.  S.  11.    Kaspar,  1.  c.  S.  49,  100. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  X.  2.  X8 
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welche  der  Staatsregierung  feindliche  Tendenzen  verfolgen  (Mm, 
Circularerlasse  vom  10.  April  und  11.  Mai  1850),  für  Franen 
Schüler  und  Lehrlinge  bei  politischen  Vereinen**. 

Die  nähere  Regelung  des  Vereinsrechtes  in  der  durch  Abs.  i 
und  3  Verf.-Ü.  frei  gehaltenen  Richtung  enthält  das  Verein8ge8et2 
vom  11.  März  1860. 

Unter  Verein  ist  jede  dauernde  Vereinigung  Mehrerer  zoi 
Verfolgung  bestimmter,  gemeinschaftlicher  Zwecke  zu  verstehen 
(O.-Trib.-Erk.  vom  30.  April  1869,  R.-Ger.-E.  Bd.  18,  S.  172). 
Unter  den  BegriflF  „Verein"  fallen  auch  Vereinigungen  (Ausschüsse, 
KommiBsionen)^  welche  zur  Ausführung  von  Beschlüssen  einei 
Versammlung  (Kongress)  gewählt  sind  und  zu  diesem  Zwecke  aal 
längere  Zeit  zusammentreten  (R.-G.-E.  Bd.  18,  S.  69).  Lei- 
tung und  Organisation  sind  für  den  Begriff  nicht  erforderlich. 
Eine  Definition  des  Begriffs  „poUtische  Vereine"  enthält  das 
Vereinsgesetz  nicht,  dagegen  zwei  neue  Kategorien,  nämUch  die. 
welche  „eine  Einwirkung  auf  öffentliche  Angelegenheiten  bezwecken 
(§  2)"  und  die,  welche  „bezwecken  pohtische  Gegenstände  in  Ver- 
sammlungen zu  erörtern  (§  8)"*^*.  Politische  Vereine  im  Sinn« 
des  Art.  30  Abs.  3  V.-U.  sind  Vereine,  welche  sich  mit  politi- 
schen Gegenständen  befassen,  d.  h.  solchen,  die  den  Staat  ab 
lebendigen  Organismus  und  seine  Einrichtungen  betreffen.  Ke 
in  Ausführung  der  Verfassung  angeordneten  Beschränkungen  (§  8 
V.-O.  vom  11.  März  1850)  erstrecken  sich  nicht  auf  alle  sog. 
politischen  Vereine  in  obigem  Sinne,  sondern  nur  auf  diejenigen, 
welche  bezwecken,  politische  Gegenstände  in  Versammlungen  « 
erörtern  *^. 

1.  Xichtpolitische  Vereine. 

ii)  Vereine,   welche  öffentliche  Angelegenheiten  gar  nicht  i» 
den  Kreis  ihrer  Berücksichtigung  ziehen,    unterUegen   nicht  de» 


**  S.  Ball,  1.  c.  S.  30,  31.    Mascher  8.  15.    Kaspar  S.  100,  101. 
^^  S.  Kaspar,  L.  c.  S.  32f. 
*''  S.  Ball  S.  IVJ. 


i 
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Vereinsgesetz.  Die  Polizeibehörde  beansprucht  jedoch  das  Recht, 
Einsicht  in  die  Statuten  und  das  MitgHederverzeichniss  zu  nehmen, 
um  die  öflfentliche  Ordnung  zu  überwachen  (O.-Verw.-G.-E.  vom 
19.  Nov.  1884)  *^ 

b)  Nur  fiir  die  Vereine,  welche  eine  solche  Einwirkung  be- 
zwecken, gelten  noch  folgende  besondere  Vorschriften.  §  2  V.-O. 
Tom  11.  März  1850  verpflichtet  die  Vorsteher  zur  Einreichung 
der  Statuten  und  des  Mitgliederverzeichnisses  binnen  drei  Tagen 
nach  der  Stiftung,  desgleichen  zur  Mittheilung  aller  Aenderungen 
der  Statuten  und  Mitglieder,  sowie  zur  Auskunftertheilung  über 
Zweck  und  Organisation,  Mitgliederbestand  und  Vorstand.  Der 
Zweck  dieser  Vorschrift  geht  dahin,  die  Polizeibehörde  in  Stand 
zu  setzen,  von  dem  Vorhandensein,  der  Einrichtung  und  den  Mit- 
gliedeiTi  eines  neu  gegründeten  Vereins  durch  eigene  Angaben 
des  Vorstehers  Kenntniss  zu  erhalten  und  die  polizeilich  gebotene 
Ueberwachung  eintreten  zu  lassen  (O.-Trib.-E.  vom  14.  Mai  1879). 
Das  Vereinsgesetz  kennt  nur  Vereine  in  lokaler  Begrenzung,  d.  h. 
Vereine  mit  einem  bestimmten  Sitz  (O.-Polizeibezirk).  §  2 
findet  deshalb  keine  Anwendung,  so  lange  Personen,  welche  Mit- 
glieder eines  räumlich  ausgedehnteren  Vereins  sind,  nicht  inner- 
halb des  Polizeibezirks,  dem  sie  angehören,  eine  besondere  Vereins- 
thatigkeit  entwickeln  (O.-Trib.-E.  vom  16.  April  1874).  Gehören 
die  VereinsmitgUeder  verschiedenen  Ortspolizeibezirken  an,  so  er- 
hält die  Ortspolizeibehörde  eines  jeden  Orts  der  Vereinsthätigkeit 
«las  Verzeichniss.  Bei  Nebenvereinen  und  Zweigvereinen  gilt  die 
lokale  Vereinigung  als  besonderer  Verein  *^.  Das  Vereinsgesetz 
setzt  voraus,  dass  thatsächlich  (wenn  auch  nicht  durch  die  Statuten 
bestimmt)  Vorsteher  vorhanden  sind.  Alle  Vereine  im  Sinne  des 
§  2  müssen  Statuten  entwerfen,  nach  eigenem  Gutdünken,  jedoch 
^Q  deutscher  Sprache.  Sie  enthalten  die  nöthigen  Aufklärungen 
^l>er  die  Bestrebungen   des  Vereins.     Die  Existenz  des  Vereins 

*'  S.  Mascheb,  1.  c.  S.  22.     Kaspar,  l.  c.  S.  101. 
*•  S.  Mascher,  l.  c.  S.  20.     Ball,  1.  c.  8.  42. 

18* 
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ist  von  dem  Vorhandensein  der  Statuten  nicht  bedingt  (O.-Trib.-E. 
vom  22.  Febr.  1877).  üeber  die  Einreichung  der  Statuten,  der 
Mitgliederverzeichnisse  und  der  Abänderungsanzeigen  ertheilt  die 
(Jrts-Polizeibehörde  sofort  eine  Bescheinigung.  Sie  kann  die  Be- 
folgung der  Vorschriften  durch  Zwang  erwirken.  Diese  allgemeineQ 
Vorschriften  finden  auch  auf  Vereine  Anwendung,  die  auf  kirch- 
liche und  religiöse  Angelegenheiten  einwirken  wollen,  sie  fallen 
dagegen  weg,  wenn  diese  Korporationsrechte  besitzen,  wie  die  evan- 
gelische Kirche,  die  römisch-katholische,  die  getrennte  lutherische 
und  die  Synagogen-Gemeinden^*. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  des  §  2  wird 
jeder  Vorsteher  mit  Geldbusse  von  15 — 150  M.  bestraft,  insofern 
er  nicht  nachweisen  kann,  dass  die  Anzeige  oder  die  Einreichung 
des  Verzeichnisses  ganz  ohne  sein  Verschulden  unterblieben  ist 
Dieser  Strafe  tritt  eine  Gefangnissstrafe  von  8  Tagen  bis  6  Wochen 
hinzu,  wenn  der  Vorsteher  wissentlich  unrichtige  Statuten  oder 
Verzeichnisse  eingereicht,  oder  wissenthch  unrichtige  Auskunft 
ertheilt  hat.  Für  die  Strafbarkeit  ist  es  gleichgültig,  ob  der 
örtliche  Leiter  eines  Vereins  aus  eigenem  Antriebe  oder  im  Auf- 
trag eines  Andern  handelte,  oder  ob  er  in  dem  Statute,  welches 
einen  grösseren  Verein  umfasst,  Bevollmächtigter  des  Präsidenten, 
Vorsteher  oder  sonst  wie  genannt  wird.  Darauf  kommt  es  an, 
ob  er  den  Angelegenheiten  innerhalb  des  Polizeibezirks  vorsteht, 
für  die  Vereinsthätigkeit  daselbst,  aus  eigenem  Antriebe  der 
äusseren  Weisungen  folgend,  die  leitende  Persönlichkeit  ist  (O.- 
Trib.-E.  vom  9.  Juni  1870).  Nur  dann  ist  der  Vorsteher  stirf 
frei,  wenn  er  nachweist,  dass  der  Verstoss  ohne  sein  persönliches 
Verschulden  begangen  ist.  Die  Verschärfung  bei  dolosem  Vor- 
halten (Nachweis  der  wissentKchen  Unrichtigkeiten)  begegnet 
Täuschungen  der  Behörden  durch  unrichtige  Statuten  und  Ab- 
änderungsanzeigen. 

*''  S.  Mascher,  l.  c.  S.  28. 
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2.  Politische  Vereine. 

Hier  findet  eine  Beschränkung  des  Vereinsrechtes  in  §  8  nur 
r  solche  Vereine  statt,  welche  bezwecken,  politische  Gegenstände 
Versammlungen  zu  erörtern.  Alle  anderen  politischen  Vereine 
iterliegen,  wenn  sie  eine  Einwirkung  auf  öffentliche  Angelegen- 
iten  bezwecken,  lediglich  den  Bestimmungen  unter  1.  Liegt 
eser  Zweck  nicht  vor,  so  sind  sie  überhaupt  nicht  dem  Vereins- 
setze  unterworfen.  Die  Erörterung  politischer  Gegenstände  in 
ersammlungen  muss  der  dauernde  Zweck  der  unter  §  8  fallenden 
LTeinsarten  sein.  Jene  Gegenstände  bilden  eine  Unterart  der 
fentlichen  Angelegenheiten,  sie  umfassen  den  Staat  als  leben 
gen  Organismus  und  dessen  Einrichtungen.  Auch  die  socialen 
ul  wirthschaftlichen  Fragen,  welche  an  sich  nicht  nothwendig 
)Iitisch  zu  sein  brauchen,  nehmen  diesen  Charakter  sofort  an, 
enn  sie  darauf  gerichtet  sind,  die  staatUchen  Einrichtungen  und 
nordnungen  zu  beeinflussen,  bezw.  zu  ihrer  Lösung  Mittel  und 
ege  zu  erörtern,  welche  eine  Aenderung  der  bestehenden  Ord- 
mg  bezwecken^®. 

Derartige  Vereine  unterliegen  zunächst  den  allgemeinen  Vor- 
liriften  des  Vereins-  und  Versammlungsrechtes  (Anmeldung  der 
ersammlung.  Einreichung  der  Statuten,  Verbot  der  Anwesenheit 
)n  Frauen,  Schülern  und  Lehrlingen).  Als  weitere  Beschränkung 
ithält  §  8  das  Verbot  der  Aufnahme  von  Frauenspersonen, 
cliülern  (nicht  Studenten  und  sonstigen  Hochschüler)  und  Lehr- 
ngen  als  Mitglieder.  Eine  zweite  vrichtigere  Beschränkung  der 
Koalitionsfreiheit  entsprang  aus  der  Befürchtung,  dass  ein  enger 
iusammenschluss  politischer  Vereine  dem  Staatswohl  gefährlich 
erden  könnte.  Die  Vereine  dürfen  deshalb  nicht  mit  anderen 
'  ereinen  gleicher  Art  zu  gemeinsamen  Zwecken  in  Verbindung 
reten,  insbesondere  nicht  durch  Comites,  Ausschüsse,  Central- 
)rgane   und    ähnliche    Einrichtungen    oder    durch    gegenseitigen 


50 


S.  Ball,  1.  c.  S.  54.    Mascher,  1.  c.  S.  31. 
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Schriftwechsel.  Ein  Verbot  der  KoaUtion  besteht  hiernacl 
soweit  Vereine  des  §  8  sich  mit  Vereinen  gleicher  Art  (Te 
der  Erörterung  politischer  Gegenstände  in  Yersanunlungc 
Verbindung  setzen  wollen^*.  Für  die  Beurtheilung  der  J 
ob  es  sich  um  eine  solche  ungesetzliche  Organisation  bände 
die  äussere  Form  der  Verbindung  nicht  massgebend ,  vie 
muss  unter  Würdigung  aller  Umstände  geprüft  werden^  ob  i 
lokalen  Bethätigung  des  Vereinslebens  der  Charakter  nac 
wissem  Masse  abgeschlossener,  unter  sich  verbundener  V 
hervortritt.  Die  Annahme  des  Vorhandenseins  eines  besoi 
Vereins  wird  dadurch  nicht  berührt,  dass  die  Betheiligtei 
einem  über  ein  grösseres  Gebiet  erstreckenden  grösseren  V 
haben  anschUessen  wollen  und  ein  Theil  der  Beiträge  dahi 
geführt  wird,  sofern  nach  den  übrigen  Thatsachen  anzum 
ist,  dass  zwischen  den  an  einem  Orte  befindlichen  Mitgl 
zugleich  ein  besonderer  Verein  bestehe.  In  diesem  Falle 
die  statutenmässige  AbUeferung  der  Beiträge  an  den  Verwali 
rath  des  ganzen  Vereins  eine  gesetzwidrige  organische  Verbi 
zwischen  dem  Lokalvereine  und  dem  Gesammtvereine  (O.-Ti 
vom  22.  Febr.  1877) '^^  Ob  ein  „In  Verbindung  treten"  vo 
ist  Thatfrage,  einseitiges  Anbahnen  von  Beziehungen  fallt 
darunter.  Jener  Begrifi'  erfordert  eine  beiderseitige  best 
Thätigkeit,  es  genügt  nicht  z.  B.  die  Wechselwirkung  zweiei 
tischer  Vereine  gleicher  Tendenz,  oder  wenn  Mitglieder  des 
Vereins  zum  Theil  Mitglieder  des  anderen  sind^^.  Dageg 
eine  strafbare  Verbindung  dann  vorhanden,  wenn  beide  V 
nach  den  Anordnungen  eines  Centralorgans  thätig  sind,  od 
bald  die  Mitglieder  des  einen  Vereins  statutenmässig  Mitf 
des  anderen  sind  und  die  Versammlungen  des  ersteren  nui 


'-'  S.  Kaspar,  1.  c.  S.  110. 
^'-  S.  Mascher,  1.  c.  S.  32. 
•^  S.  Mascher,  l.  c.  S.  33. 
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len  Statuten  des  letzteren  stattfinden^*.  Verboten  ist  jede  Koa- 
ition  zwischen  politischen  und  halbpolitischen  Vereinen  zu  gemein- 
amen  Zwecken  ^'^. 

Die  Verletzung  jener  Beschränkungen  berechtigt  die  Polizei- 
lebörde  zur  vorläufigen  SchUessung  des  Vereins,  die  endgültige 
üntscheidung  bleibt  dem  Gerichte  vorbehalten  (§  8  Abs.  2).  Wer 
ich  bei  einem  auch  nur  vorläufig  geschlossenen  politischen  Verein 
Is  Mitglied  femer  bethätigt,  wird  mit  Geldstrafe  von  15  bis  zu 
0  Mk.  oder  Gefangniss  von  8  Tagen  bis  zu  9  Monaten  belegt 
§  16).  Das  Fortbestehen  eines  geschlossenen  Vereins  und  die 
reitere  Betheihgung  kann  in  Abhaltung  von  Versammlungen 
ind  dem  Inhalte  der  Erörterungen,  ebenso  in  anderer  Vereins- 
hätigkeit,  z.  B.  in  dem  Vertriebe  einer  Zeitschrift  zur  Erschei- 
lung  kommen  ^®.  Hat  die  Polizeibehörde  von  jenem  Rechte 
lebrauch  gemacht,  so  muss  sie  binnen  48  Stunden  von  der 
Jchliessung  und  den  Gründen  der  Staatsanwaltschaft  Anzeige 
aachen.  Letztere  prüft  ob  Anlass  zu  einer  öffentlichen  Klage; 
indet  sie  keinen  Anlass  hierzu,  so  wird  die  Ortspolizeibehörde 
fegen  Aufhebung  der  Schliessung  benachrichtigt.  Andernfalls 
ttuss  die  Staatsanwaltschaft  ebenfalls  binnen  8  Tagen  entweder 
lie  öffentliche  Klage  erheben  oder  die  gerichtUche  Vorunter- 
uchung  beantragen.  Alsdann  ist  vom  Gerichte  sofort  Beschluss 
larüber  zu  fassen,  ob  die  vorläufige  Schliessung  bis  zum  Erkennt- 
liss  in  der  Hauptsache  fortdauern  soll. 

§  8  Abs.  3  enthält  das  Verbot  die  Theilnahme  von  Frauens- 
ersonen,  Schülern  und  Lehrlingen  an  Versammlungen  und  Sitzun- 
?n  solcher  politischen  Vereine.  Werden  jene  Personen  auf  Auf- 
rderung  des  anwesenden  Aufsichtsbeamten  nicht  entfernt,  so 
i  Grund  zur  Auflösung  (§§  5,  6)  vorhanden. 


^  S.  Mascher,  1.  c.  S.  33. 
^^  S.  Mascher,  1.  c.  S.  33. 
^  8.  Mascher,  1.  c.  S.  47. 
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Die  Ueberschreitung  der  den  politischen  Vereinen  gezogene- 
Grenzen  (§  8  a  und  b)  ist  mit  Strafe  bedroht  (§  16).  Schon  di 
Errichtung  von  Vereinen,  die  in  verbotener  organischer  Verbi:i 
düng  stehen,  begründet  die  Strafbarkeit  der  Ordner,  Leiter  un 
Vorsteher.  Der  Richter  kann  ausserdem  nach  der  Schwere  dej 
Umstände  auf  SchKessung  des  Vereins  erkennen.  Hierin  liegt 
eine  Schutzmassregel  gegen  ferneren  Missbrauch  des  Vereinsrechts, 
welche  nur  in  Verbindung  mit  dem  Strafverfahren  und  durch  das 
Organ  der  Strafrechtspflege  erfolgen  soll.  Es  muss  auf  diese 
Schliessung  erkannt  werden,  wenn  Vorsteher,  Ordner  oder  Leiter 
sich  wiederholt  strafbar  gemacht  haben. 

Die  Schliessung  durch  Gericht  und  Polizei  hat  zur  Folge. 
dass  die  Betheiligung  als  Mitglied  an  dem  geschlossenen  Vereine 
verboten  und  strafbar  ist,  welche  Folge  mit  der  Rechtskraft  des 
Urtheils  eintritt  "^ 

Eine  besondere  Strafvorschrift  (§16  Abs.  3)  'richtet  sieb 
gegen  Frauen,  Lehrlinge  und  Schüler  bei  verbotenem  Eintritt  in 
einen  politischen  Verein  (§  8  b). 

Von  diesen  Beschränkungen  politischer  Vereine  macht  da> 
Vereinsgesetz  (§  21)  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  von  Wahlvereinen, 
an  welche  nur  das  allgemeine  Vereinsrecht  (Anmeldepflicht  der 
Versammlungen,  Einreichung  der  Statuten  und  MitgUederverzeich- 
nisse  u.  s.  w.)  anwendbar. 

Die  Rechtsmittel  gegen  polizeiliche  Verfügungen  auf  Grund 
der  Vereinsgesetzgebung  enthält  das  Gesetz  über  die  allgemeine 
Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883  (§§  127—131).  Eine  zeit- 
weise Aufhebung  des  Vereins-  und  Versammlungsrechtes  diircb 
Verhängung  des  Belagerungszustandes  in  unruhigen  Zeiten  k^n^ 
auf  Grund  des  Art.  111  Verf.  und  des  Gesetzes  über  den  ^ 
lagerungszustand  vom  4.  Juni  1851,  sowie  des  Art.  68  ßeioli 
Verfassung  eintreten.  — 

^'  S.  Kaspah,  1.  c.  S.  118. 
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II. 

2.  In  Bai  er  n  ist  das  Recht  der  Vereine  u.  s.  w.  durch  Ge- 
^tz  vom  26.  Febr.  1850  geregelt,  dessen  Beschränkungen  auf  die 
arch  Gesetz  oder  gesetzUche  Autoritäten  angeordneten  Versamm- 
ngen,  Vorberathungen  in  Wahlangelegenheiten  u.  s.  w.  nicht  an- 
ndbar.  Alle  Staatsangehörigen  haben  das  Recht,  ohne  vor- 
ngige  polizeiliche  Erlaubniss  Vereine  zu  bilden  (Art.  11).  Das 
setz  unterscheidet  politische  und  nichtpolitische  Vereine.  Für 
tere  gilt:  Mit  öffentlichen  Angelegenheiten  befasste  Vereine 
ssen  Vorsteher  wählen  und  Satzungen  der  Behörde  einreichen, 
raer  gilt  das  Verbot  der  Mitgliedschaft  für  Frauen  und  Minder- 
rige.  Auf  Versammlungen  poHtischer  Vereine  finden  die  Vor- 
iriften  des  Versammlungsrechtes  Anwendung  (Anzeige  bei  der 
itriktsbehörde).  Pohtischen  Vereinen  ist  nicht  gestattet,  mit 
leren  in  der  Art  in  Verbindung  zu  treten,  dass  entweder  die 
en  den  Beschlüssen  und  Organen  der  anderen  unterworfen  oder 
hrere  solche  Vereine  unter  einem  gemeinsamen  Organ  zu  einem 
gliederten  Ganzen  vereinigt  werden.  Untersagt  sind  Beschlüsse 
Form  von  Gesetzen,  Verordnungen,  Erlassen.  PolizeiUche 
hliessung  ist  statthaft  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  vereins- 
setzliche  Bestimmungen,  bei  Gefahr  der  Untergrabung  der  reli- 
)sen,  sittlichen  oder  gesellschaftlichen  Grundlagen  des  Staates 
id  KoUision  der  Zwecke  oder  Beschlüsse  mit  dem  Strafrecht. 
ur  in  letzterem  Falle  haben  die  Gerichte  über  die  Fortdauer 
?r  administrativen  Schliessung  zu  entscheiden,  sonst  ist  gegen 
ie  polizeilich  verhängte  Schliessung  der  Verwaltungsrechtsweg 
röffnet.  üeber  die  nicht-potitischen  Vereine  gilt:  Vereine  mit 
Torstehem  und  Statuten  sind  zur  Anzeige  binnen  drei  Tagen 
erpflichtet.  Sobald  ein  nicht-poUtischer  Verein  politische  Zwecke 
•erfolgt  oder  in  seine  Verhandlungen  einbezieht,  unterliegt  er  den 
Bestimmungen  über  poUtische  Vereine. 

Teber  das  Versammlungsrecht  gilt:    Alle  Staatsangehörigen 
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können  sich,  ohne  besondere  Erlaubniss,  friedlich  und  ohne  Waffi 
versammeln.  Die  polizeiUchen  Vorschriften  beziehen  sich  vor  Alle 
auf  die  Versammlungen  im  Freien.  Solange  der  Landtag  z 
sammen  ist,  gilt  das  Verbot  der  Volksversammlungen  innerha 
der  sechsstündigen  Entfernung.  Weiter  können  Versanunlangc 
unter  freiem  Himmel  bei  dringender  Gefahr  fiir  öfiFentUche  Orc 
nung  und  Sicherheit  durch  schrifthchen  Erlass  der  Distriktsver 
waltungsbehörde  verboten  worden.  Eine  Genehmigung  Seiten 
der  Uebernehmer,  Leiter  und  Ordner  ist  zu  Versammlungen  au 
öffentlichen  Plätzen  und  Strassen,  sowie  zu  Aufzügen  bei  der  Ge 
meindebehörde  einzuholen.  Alle  Einladungen  zu  solchen  Versamm 
lungen  in  öflfentlichen  Blättern,  Anschlägen  oder  durch  Drucl 
müssen  die  Unterschrift  der  Veranstalter  tragen.  Die  Leiter  eine; 
Versammlung  haben  für  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  de 
Gesetzes  zu  sorgen,  bei  dessen  Verletzung  den  Kednem  das  AVor 
zu  entziehen,  nöthigenfalls  die  Versanmalung  aufzuheben.  Dei 
Polizei  steht  ein  Ueberwachungsrecht  zu.  Sie  kann  bei  Auf 
forderungen  zu  Gesetzesverletzungen  die  SchKessung  der  Versamm 
lung  durch  Ordner  und  Leiter  verlangen,  bei  Weigerung  selb<' 
auflösen,  nöthigenfalls  nach  wiederholter  Aufforderung  durch  Zwanj: 
Eine  gesetzliche  Regelung  des  Einschreitens  durch  die  bewaffnen 
Macht  bei  Volksbewegungen  enthält  das  Gesetz  vom  4.  Mai  1851 
im  AVesentlichen  mit  dem  preussischen  übereinstimmend.  Di' 
äusserste  Massregel  ist  die  Verhängung  des  Standrechtes  (BünJ 
nissvertrag  mit  Baiern  vom  23.  Nov.  1870,  Abschn.  IV,  § 
Ziff.  VI)  '^ 

3.  In  Württemberg  ist  das  Vereins-  und  Versammlung 
recht  in  der  Verfassung  nicht  erwähnt,  auch  fehlt  es  zur  Zeit  J 
einer  genauen  gesetzlichen  Regelung.  Das  Gesetz  vom  2.  Av 
1848  über  die  Volksversammlungen   beschränkt   sich   darauf, 


-'^  Kine  auslVihrliclie  Darstcllimg  des  bayerischen  Vereins-  und  ^ 
sainiulimprsnichtfs  s.  Handbuch  dos  üHentlichen  Rechtes:  Seydel,  Das  St aE 
recht  des  Köni^^reichs  Haiern,  S.  243 — 247. 
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Tonuigegangenen  Beschlüsse  der  Frankfurter  Bundesversammlung 
über  Einschränkung  jener  Rechte  wieder  zu  beseitigen.  Soweit 
lucht  die  vereinzelten  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  eingreifen, 
längt  es  in  Württemberg  in  Ermangelung  besonderer  gesetzlicher 
Schranken  der  Verwaltungsthätigkeit  von  dem  Ermessen  der  PoHzei- 
lehörden  ab,  in  welchem  Umfang  von  dem  auf  das  allgemeine 
)beraufsicht8recht  der  Staatsgewalt  gegründeten  Rechte  der  Be- 
ufsichtigung  und  Auflösung  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohls 
rebrauch  gemacht  werden  will.  Die  in  Ausübung  dieser  Befug- 
iss  getroffenen  Massregeln  der  Verwaltungsbehörden  können  weder 
or  den  ordentlichen  Gerichten  noch  vor  den  Verwaltungsgerichten 
ngefochten  werden ;  es  findet  nur  die  einfache  Beschwerde  an  die 
bere  Behörde  statt.     Gesetzlich  gilt  nur  Folgendes: 

a)  Alle  Staatsbürger  haben  das  Recht,  zur  Besprechung  all- 
emeiner  Angelegenheiten  ohne  vorherige  polizeiliche  Erlaubniss, 
?doch  unter  Beobachtung  der  zur  Aufrechterhaltung  der  Gesetze 
nd  bürgerlichen  Ordnung  bestehenden  Vorschriften  öffentUche 
ersamralungen  abzuhalten  (Ges.  vom  2.  April  1848). 

b)  Nach  Art.  9  des  Landespolizeistrafgesetzes  vom  27.  Dez. 
871  hat  Jeder,  der  einen  politischen  Verein  mit  besonderen 
tatuten  gründet,  unter  Vorlage  dieser  Statuten  der  Behörde  An- 
eige  zu  machen.  Von  anderen  Vereinen  mit  besonderen  Statuten, 
eiche  der  Regierung  zu  begründeten  Besorgnissen  Anlass  geben, 
ann  die  Vorlage  bei  Strafe  verlangt  werden. 

c)  Strafbestimmungen  gegen  gemeinschädliche  oder  verbotene 
'ereiue  im  Allgemeinen  bestehen  zwar  nach  dem  R.-St.-G.-B. 
Einf.-Ges.  §  2);  dagegen  kann,  wenn  eine  Behörde  innerhalb 
lirer  Zuständigkeit  einen  Verein  verboten,  eine  Versammlung  auf- 
gelöst hat,  ein  Ungehorsam  gegen  diese  Anordnung  nach  Vor- 
clirift  des  Art.  2  der  württembergischen  Polizeistrafnovelle  vom 
i2.  Aug.  1879  bestraft  werden  ^^ 

^  S.  Gaupp,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  AVürttemberg,  im  Hand- 
lich des  iiffentl.  Rechts,  3.  Bd.,  2.  Abtheil.,  S.  29,  30. 
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4)  Das  Kgl.  Sächsische  Vereinsgesetz  vom  22.  Nov.  1 85(i 
(Ausf.-V.-O.  vom  23.  Nov.  1850  und  V.-O.  vom  22.  Aug.  1874j 
giebt  alle  friedlichen  Versammlungen  und  Veranstaltungen  frei. 
Die  Zusammenberufung  von  Versanunlungen  zur  Erörterung  öffent- 
licher Angelegenheit  unterliegt  der  vorherigen  Anzeigepflicht  (min- 
destens 24  Stunden  vor  dem  Zusammentritt).  Die  Befugniss  zur 
Berufung  setzt  Dispositionsfähigkeit  und  den  Vollbesitz  der  politi- 
schen Ehrenrechte  voraus.  Jeder  Versammlung  muss  wenigsteDS 
ein  Ordner  oder  Leiter  vorstehen  (Wahl  oder  Vorausbestellung). 
Der  Polizei  steht  ein  Ueberwachungsrecht  (wie  in  Preussen)  zu. 
Untersagt  sind  Anträge  u.  s.  w.,  welche  dem  Strafgesetze  wider- 
sprechen oder  eine  Aufforderung  (Anregung)  zu  Gesetzesüber- 
tretungen oder  unsittlichen  Handlungen  enthalten  (Art.  8).  AVird 
in  solchen  Fällen  der  Ordnungsruf  der  Veranstalter,  Ordner  oder 
Leiter  unterlassen  oder  nicht  befolgt,  so  hat  der  überwachende 
Polizeibeamte  das  Recht,  dem  Redner  das  Wort  zu  entziehen, 
und  bei  Nichtbefolgung  die  Versammlung  aufzulösen  und  zu 
schliessen  (Art.  9,   10). 

Versammlungen,  Umzüge  und  Festlichkeiten  auf  öffentlichen 
Plätzen  und  Strassen  bedürfen  der  vorgängigen  Genehmigung,  fär 
deren  Einholung  die  Unternehmer,  Vorsteher,  Ordner  und  Leiter 
haftbar  (§  13).    Versammlungen  ist  nicht  gestattet,  Adressen  oder 
Petitionen  in  Masse  oder  durch  Abordnung  von  mehr  als  zehnPei- 
sonen  zu  überbringen  (§  14).  Während  des  Landtages  dürfen  inner- 
halb zweier  Meilen  vom  Sitze  Versammlungen  zur  Erörterung  öSe^^ 
lieber  Angelegenheiten  unter  freiem  Himmel  nicht  stattfinden  (§  1  ^ 

Die  Bildung  von  Vereinen  ist  frei  (§  18).  Jeder  Ver^^ 
dessen  Zweck  sich  auf  öffentliche  Angelegenheiten  bezieht,  ^* 
Statuten  entwerfen.  Dem  Vorstande  ist  eine  Anmeldepfli^ 
(Namen  des  Vereins,  \^orstelier  und  Beamte,  Zweck)  auferl^ 
(§  19).  Verboten  sind  Vereine  mit  ungesetzlichen  und  unsÄ- 
liehen  Tendenzen.  Jene  politischen  Vereine  müssen,  falls  ni«- 
die  Zusammenkünfte  im  Voraus  festgesetzt  sind,  jede  Zusamm-^ 
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kauft  mindestens   24  Stunden  vor  Beginn  anzeigen.     Die  Grün- 
dung setzt  Dispositionsfähigkeit  und  Besitz  der  Ehrenrechte  vor- 
aus. Auch  zur  Theilnahme  können  nur  dispositionsföhige  Personen 
zugelassen  werden,   wofür  die  Vorsteher  u.  s.  w.  haften  (§  22). 
Die  poHtischen  Vereine  können  nur  dann  Zweigvereine  bilden  und 
sich  mit  anderen  Vereinen  in  Verbindung  setzen,  wenn  sie  Kor- 
porationsrechte  haben   und   ihnen  jene  Rechte   ausdrückUch   mit 
ertheilt  sind.   Bei  Uebertretung  dieser  Vorschrift  steht  der  Polizei- 
behörde das  Auflösungsrecht  zu  (§  19).  — 

5.  In  Baden  ist  durch  Gesetz  vom  21.  Nov.  1867  das  Recht, 
Vereine  zu  bilden  und  Versammlungen  abzuhalten,  freigegeben. 
SuT  bewaffnete  Vereine  mit  militärischen  Einrichtungen  oder  zu 
nilitärischen  üebungen  bedürfen  der  Staatsgenehmigung.  Die 
Polizeibehörde  kann  aber  über  die  Bildung  und  Thätigkeit  der 
Tereine  eine  Aufsicht  ausüben,  Einsicht  von  deren  Zweck,  Ein- 
ichtungen  und  Mitgliederverzeichnissen  verlangen  und  die  Sitt- 
ichkeit  oder  die  Staatsgesetze,  sowie  die  öffentliche  Sicherheit 
gefährdende  Vereine,  verbieten.  Bei  Gefahr  im  Verzuge  hat 
hier  die  Bezirkspolizei  die  Befugniss  zur  einstweiligen  SchUessung 
auf  die  Dauer  von  14  Tagen  (§  5).  Aus  den  gleichen  Gründen 
kann  das  Ministerium  des  Innern  auch  die  Theilnahme  an  einem 
auswärtigen  Vereine  oder  die  Verbindung  inländischer  Vereine  mit 
auswärtigen  durch  öffentliche  Bekanntmachung  verbieten  (§§  6,  7). 
Bewaffnete  Volksversammlungen  sind  untersagt.  Bei  jeder  Volks- 
versammlung ist  der  Sfaatspolizeibehörde  Zutritt  zu  gewähren, 
bei  Meidung  der  Auflösung.  Derartige  Versammlungen  unter 
freiem  Himmel  müssen  mindestens  48  Stunden  vorher  angezeigt 
werden.  Jede  Volksversammlung  kann  wegen  Nichtbeachtung  der 
polizeilichen  Vorschriften  oder  aus  den  gleichen  Gründen  wie 
Vereine  verboten  und  aufgelöst  werden.  Die  Strafbestimmungen 
enthält  §  13  «^ 

^  S.  Handbach  des  öffentl.  Rechtes,  III.  Bd.:    Schenkel,  Das  Staats- 
recht des  Grossherzogthums  Baden,  S.  31. 
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6.  Im  Grossherzogthum  Hessen  beruht  das  Vereinj 
recht  auf  dem  Beschlüsse  des  Bundestags  vom  13.  Jdi  185t 
(s.  Einleitung).  Thatsächlich  wird  derselbe  kaum  noch  gehand 
habt,  obgleich  er  seinerzeit  amtUch  publizirt  wurde.  Das  Recht 
der  Versammlungen  zur  Berathung  über  allgemeine  politische  oder 
Privatinteressen  kann  nach  dem  Gesetz  vom  16.  März  1848  frei 
ausgeübt  werden.  Im  sicherheitspolizeilichen  Interesse  übt  die 
PoHzei  ein  Ueberwachungsrecht  aus,  und  kann  wegen  Aufrecbt- 
haltung  der  Ordnung  und  Wahrung  der  Autorität  der  Gesetze, 
einschreiten.  Insbesonders  beansprucht  die  Polizeibehörde  das 
Recht,  Versammlungen,  welche  die  allgemeine  Sicherheit  dringlich 
gefährden,  aufzulösen  und  im  Voraus  zu  verbieten.  Das  Polizei- 
strafgesetz vom  30.  Okt.  1855  (Art.  78  Abs.  2)  bestimmt:  Hat 
die  Polizeibehörde  (Kreisamt)  eine  bevorstehende  Volksversamm- 
lung untersagt,  so  verfallen  Diejenigen,  welchen  dieses  Verbot  be- 
kannt gemacht  ist  und  welche  gleichwohl  an  der  Versammlung 
Theil  nehmen  oder  Andere  zur  Theilnahme  auffordern,  in  Geld- 
strafe *^^ 

7.  In  Mecklenburg-Schwerin  (V.-O.  vom  27.  Jan.  1851) 
ist  die  Abhaltung  von  öffentlichen  Versammlungen  zu  politiscben 
Zwecken  und  die  Bildung  jjolitischer  Vereine  von  der  Genehmi- 
gung der  Regierung  abhängig.  Genehmigten  Vereinen  oder  Ver- 
einigungen zum  Zwecke  der  Reichstagswahlen  (§17  W.-Ges.)  ist 
durch  V.-O.  vom  2.  Mai  1877  die  Einreichung  der  Statuten,  Jlit- 
glieder-  und  Vorstandsverzeichnisse  auferlegt.  Für  alle  erlaubte 
öffentliche  Versammlungen  zu  politischen  Zwecken  sind  rücksicht- 
lich der  Anmeldepflicht,  des  Verbotes  bewaffneter  Versammlungen 
und  solcher  unter  freiem  Himmel,  der  Anwesenheit  von  Aufsichts- 
beamten wesentlich  die  Bestimmungen  des  preussischen  Gesetzes 
wiederholt-,    daneben  ist  aber  die  Auflösung  zugelassen  „wenn  in 


•■•»  S.  Haudbuch  des  öffeutl.  Rechtes,  IIT.  JM.:  Cosack,  Das  Staatsrecht 
des  (Trosshorzoirthums  Hessen,  S.  103;  Zeitschrift  für  Staats-  und  GomeinA«: 
Verwaltung  in  Hessen,  Jahrju^  15,  S.  122. 
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den  Versammlungen  Anträge  und  Vorschläge  erörtert  oder  Aeus- 
seningen  gemacht  werden,  die  eine  Aufforderung  und  Anregung 
fo  strafbaren  Handlungen  oder  eine  Verletzung  der  Strafgesetze 
nthalten,  oder  wenn  die  Versammlung  eine  die  öffentliche  Ruhe 
1(1  die  gesetzliche  Ordnung  gefährdende  Haltung  annimmt 
o)-. 

8.  Die  Sachsen -Weimarische  Verordnung  vom  15.  JuH 
74  fordert  für  öffentliche  Versammlungen  zu  politischen  (ein- 
iliesslich  socialpolitischen  oder  kirchlich-politischen)  Zwecken 
d  derartige  Vereine  vorgängige  Anmeldung  und  gestattet  den 
erwachenden  Polizeibeamten  die  Auflösung  jener  Versammlungen 
flz  allgemein  (§  2  Abs.  3).  Ausserdem  schliesst  eine  V.-O.  des 
latsministeriums  vom  21.  April  1875  Schulpflichtige  von  politi- 
len  Vereinen  und  Versammlungen  aus  und  gestattet  bei  Ueber- 
jtung  des  Verbots  die  Auflösung. 

9.  In  Mecklenburg-Strelitz  gelten  fast  die  gleichen 
•undsätze  (V.-O.  vom  19.  Febr.  1891). 

10.  In  Sachsen-Koburg-Gotha  ist  der  im  Staatsgrund- 
setz  vom  3.  März  1852  vorbehaltene  Erlass  besonderer  Be- 
immungen  für  die  Bildung  von  Vereinen  nicht  erfolgt.  Es  be- 
eilt deshalb  die  Anzeigepflicht  der  Versammlungen  unter  freiem 
imniel  und  das  Verbot  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit 
1er  Ordnung  (§  44). 

11.  In  Oldenburg,  Altenburg,  Schwarzburg-Sonders- 
ausen und  Rudolstadt,  Waldeck,  Reuss  ä.  L.  und  Schaum- 
urg  ist  noch  der  Bundestagsbeschluss  vom  13.  Juli  1854  durch 
i'erordnungen  in  Kraft  erhalten®^.  Hinsichtlich  aller  politischen 
f ereine,  soweit  sie  überhaupt  nicht  untersagt  sind  oder  einer 
Genehmigung  bedürfen,  sind  die  Regierungen  in  der  Lage,  nach 
Massgabe  der  Umstände  besondere  vorübergehende  Beschränkungen 
und  Verbote  zu  erlassen.    Ausserdem  beansprucht  die  Behörde  das 


"  Ball,  1.  c.  S.  168—210. 
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Recht,  staatlich  nicht  genehmigte  Vereine  bei  Beschäftigung 
öffentlichen  Angelegenheiten  zu  tiberwachen  und  aufisulösen 
fern  entweder  die  Formen  des  Zusammentritts  nicht  beoba 
sind,  oder  aber  der  Inhalt  der  Verhandlungen  eine  in  der  ] 
wendigkeit  der  Aufrechterhaltung  der  Gesetze  80¥de  der  ö 
liehen  Sicherheit  und  Ordnung  begründete  Veranlassung  darbi« 
Zu  dem  Bundestagsbeschlusse  sind  in  allen  jenen  Staaten 
Ausnahme  von  Waldeck,  auch  Ausführungs -Verordnungen,  l 
sächlich  über  Einreichung  der  Vereinsstatuten  und  vorherig» 
zeige  der  Versammlungen  erlassen  •^. 

12.  In  Sachsen-Meiningen  erlangen  Vereine  Korpora 
rechte  und  die  Befugniss  zur  Errichtung  von  Statuten  sowie  S 
führung  nur  durch  Bewilligung  des  Staates  (Art.  28  Grund; 
vom  23.  Aug.  1829).  Politische  Vereine  sind  nach  dem  Ge 
reskripte  vom  29.  Mai  1868  verpflichtet,  auf  Anfordern  de 
hörde  über  Zwecke,  Einrichtung,  Vorsteher,  Mitglieder  und 
kehr  mit  anderen  Vereinen  Auskunft  zu  geben.  Jede  offen 
Versammlung  zu  politischen  oder  socialpolitischen  Zwecke 
vorher  anzuzeigen  und  den  Polizeibeamten  der  Zutritt  z 
statten;  letztere  sind  ermächtigt,  die  Versammlungen  nacl 
finden  aufzulösen,  insbesondere  bei  Theilnahme  bewaffneter 
minderjähriger  Personen  (Mst.-A.  v.  25.  Nov.  1878)  ^*. 

13.  In  Braunschweig  (Ges.  vom  4.  Jiüi  1853)  beste! 
pohtische  Vereine  die  Verpflichtung  zur  Einreichung  der  Sti 
und  Mitgliederverzeichnisse,  sowie  das  Verbot  der  Verbindui 
anderen  Vereinen  und  der  Aufnahme  von  Frauen,  Schülern, 
lingen,  Personen,  welche  nicht  im  Besitz  der  Ehrenrechte 
als  Mitglieder  verbotener  Vereine  innerhalb  der  letzten  drei 
bestraft  sind.  Bei  Verdacht  gesetzwidriger  Zwecke  hat  die  li 
Verwaltungsbehörde  das  Recht  der  vorläufigen  Schliessung, 

"'*  Cf.  AV.  KuLEMANN,  Die  Socialdemokratie  und  deren  Bekam 
S.  226,  227. 

'''*   S.   KULEMANN,   1.   c.   S.  227. 
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luss  zugleich  die  strafrechtliche  Verfolgung  eingeleitet  werden. 
)aneben  kann  die  Regierung  Vereine  bei  Gefährdung  der  kirch- 
chen, gesellschaftlichen  oder  staatlichen  Ordnung  auflösen.  Für 
Tersammlungen  zur  Berathung  öffentlicher  Angelegenheiten  gilt 
lie  Anmeldepflicht  durch  drei  wahlberechtigte  Gemeindemitglieder, 
las  Verbot  der  Bewaffnung  und  der  Gegenwart  von  Frauen, 
Schülern  und  Lehrlingen,  sowie  das  Ueberwachungs-  und  Auf- 
lösungsrecht (bei  Anreizung  und  Widersetzlichkeiten) 

14.  Das  Anhaltische  Gesetz  vom  26.  Dez.  1850  (welches 
auch  in  Bemburg  und  Reuss  j.  L.  gilt)  stimmt  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  mit  dem  preassischen  Gesetze  überein. 

15.  In  Hamburg  verbietet  das  Gesetz  vom  19.  Mai  1893 
Vereine  und  Versammlungen,  deren  Zwecke  oder  Thätigkeit  mit 
den  Gesetzen  im  Widerspruch  stehen  oder  den  öffentlichen  Frieden 
oder  die  Sicherheit  gefährden.  Hier  kann  bei  dringender  Gefahr 
die  Behörde  jede  öffentliche  oder  geschlossene  Versammlung  unter- 
sagen (§  1,  2).  Versammlungen  unter  freiem  Himmel  unterliegen 
der  Genehmigung  der  Pohzeibehörde.  Weiter  gilt  das  Verbot 
des  Waffentragens  in  öffentlichen  Versammlungen,  die  Ueber- 
iiachung  durch  Aufsichtsbeamte,  die  vorherige  Anzeige.  Für 
politische  Vereine  besteht  die  Anzeigepflicht  (Name  und  Wohnung 
derVorstandsmitgheder,  Einreichung  der  Statuten).  Eine  Bek.  vom 
29.  Juni  1870  verbietet  Zusammenrottungen  und  (ohne  besondere 
polizeiUche  Erlaubniss)  Umzüge  durch  die  Strassen  und  Umgegend 
der  Stadt,  zumal  unter  Gesang,  Musik  oder  Vortragung  von  Fahnen 
lind  Emblemen  als  unverträglich  mit  der  öffentlichen  (Jrdnung. 

In  Bremen  sind  Versammlungen  unter  freiem  Himmel  und 
•nit  Waffen  von  obrigkeitHcher  Erlaubniss  abhängig  (Verfassung 
^om  17.  Nov.  1875,  §  16).  Vereine  und  Versammlungen  zu  po- 
litischen Zwecken  unterwirft  die  V.O.  vom  22.  März  1871  der 
Anzeigepflicht.  Ein  Auflösungsgrund  besteht  bei  unterbliebener 
Aweige,  Theilnahme  Bewaffneter,  Aufforderung  und  Anreizung  zu 
^af baren  Handlungen. 

Archiv  für  offentUches  Recht.  X.  2.  19 
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In  Lübeck  schreibt  das  Gesetz  vom  15.  Sept.  1888 
politische  oder  sozialistische  Vereine  und  Versammlongen  A 
meidung  und  üeberreichung  von  Statuten  und  Vorstandsverzeic 
nissen  vor.  Versammlungen  unter  freiem  Himmel  bedürfen  d 
Erlaubniss.  Der  bei  Versammlungen  zuzulassende  Polizeibeam 
ist  zur  Auflösung  befugt  bei  versäumter  Anmeldung;  Erschein« 
von  Bewaifneten  und  Minderjährigen,  Aufforderung  oder  Anreizui 
zu  strafbaren  Handlungen,  sowie  bei  die  Sicherheit  und  Ordnui 
gefährdenden  Ausschreitungen. 

16.  In  Elsass-Lothringen  gelten  die  Bestimmungen  d 
Code  penal  vom  12./22.  Febr.  1810,  Art.  291  und  Loi  relati 
aux  reunions  pubUques  vom  6./10.  Juni  1868.  Die  freie  Vereir 
bildung  besteht  nur  für  Vereinigungen  unter  20  Mitgliedern.  Je< 
Bildung  von  Vereinen  mit  mehr  als  20  Mitgliedern  ist,  ohne  Rüc 
sieht  auf  den  Zweck  nur  mit  widerruflicher  Zustimmung  der  R 
gierung  unter  den  von  derselben  behebig  festgesetzten  Bedingung^ 
gestattet.  Niemand  darf  ohne  Ermächtigung  der  Gemeindebehor 
seine  Wohnung  zum  Versammlungsort  eines  Vereins  oder  zur  Ai 
Übung  eines  Gottesdienstes  einräumen.  Einer  besonderen  Stn 
unterliegen  die  Vorsteher  oder  Leiter  von  Vereinen,  wenn  dur 
Reden,  Vertheilen,  Verlesen  oder  Anheften  von  Schriften  i 
Verübung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  aufgefordert  w 
(Art.  293  c.  p.).  Zu  öö'entlichen  Versammlungen  für  Behai 
lung  politischer  oder  religiöser  Angelegenheiten  ist  Ermächtigi 
der  Regierung  erforderlich.  Andere  öfl^entliche  Versammlunj 
müssen  in  einem  geschlossenen  und  bedeckten  Räume,  nach  v 
heiiger  Anzeige  in  bestimmter  Form,  stattfinden.  Auch  di 
Versammlungen  können  vom  Bezirkspräsidenten  aufgeschol 
und  vom  Ministerium  ganz  untersagt  werden,  wenn  eine  Stön 
des  öff'entlichen  Friedens  oder  der  Sicherheit  zu  befürchten 
Die  Regierung  kann  zu  jeder  öff'entlichen  Versammlung  ein 
Beamten  abordnen,  welcher  befugt  ist,  dieselbe  aufzulösen,  we 
dem    Zwecke    der     Versammlung    fremde    Angelegenheiten 


•.  ••  • 
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Verbandlung  kommen  oder  wenn  die  Versammlung  tumidtuarisch 

wird*^  — 

Eine  Vergleichung  der  verschiedenen  gesetzlichen  Vorschriften 
ergiebt  eine  nicht  nur  formell,  sondern  materiell  wesentliche  Ab- 
weichung.    Als  gemeinsame  Grundformen   lassen  sich  aufstellen: 

1.  Einige  Staaten  beschränken  sich  auf  die  reine  Repression 
durch  das  allgemeine  Strafgesetz. 

2.  Die  meisten  Gesetze  gehen  weiter  durch  Aufstellung  for- 
melier  Vorschriften  über  die  Anmeldung  von  Vereinen  und  Ver- 
sammlungen, Einreichung  der  Statuten  und  Mitgliederverzeich- 
nis8e,  Ausschluss  bestimmter  Kategorien  unselbständiger  Personen, 
über  polizeiliche  Ueberwachung  u.  s.  w. 

3.  An  die  Verletzung  dieser*  Präventiv  Vorschriften  und  die 
Xichtbefolgung  der  Anordnungen  der  Aufsichtspohzei  wird  all- 
gemein die  Befugniss  zur  Auflösung  geknüpft.  Hierzu  treten 
jedoch  vielfach  noch  materielle  Vorbedingungen,  so  bei  Zuwider- 
handlung gegen  die  Strafgesetze,  Bedrohung  der  öifentlichen  Sicher- 
heit, Aufreizung  zu  Gesetzesübertretungen.  Einzelne  Gesetze  ge- 
statten dagegen  die  Auflösung  von  Versammlungen  nach  dem 
pflichtmässigen  Ermessen  der  Polizei. 

4.  Noch  weiter  gehen  die  Gesetze,  welche  nicht  nur  die  nach- 
trägliche Auflösung  eines  bereits  bestehenden  Vereins  und  einer 
begonnenen  Versammlung,  sondern  bei  gewissen  Voraussetzungen 
die  Verhinderung  im  Voraus  durch  Verbot  gestatten. 

5.  Die  strengste  Behandlung  finden  Vereine  und  Versamm- 
lungen in  denjenigen  Gesetzen,  welche  als  Vorbedingung  der  Exi- 
stenz eine  ausdrückliche  Genehmigung  verlangen  (Elsass-Lothringen 
und  alle  Staaten,  in  welchen  der  Bundestagsbeschluss  noch  als 
gültig  angesehen  wird),  sofern  nicht  politische  Vereine  überhaupt 
einfach  verboten  sind  ^^. 

^  S  Handbuch  des  Öffentl.  Rechts,  II.  Bd. :  Leoni,  Das  Staatsrecht  von 
Bsass-Lothringen,  S.  286,  287. 

"*  S.  KULEMANN,   1.   C.   S.  230. 
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Seit  dem  hohen  Aufschwünge  unseres  staatlichen  und  v 
schaftlichen  Lebens  ist  das  freie  Vereins-  und  Versammlungs 
zu  einer  Macht  geworden,  von  der  zur  Zeit  seiner  Entste 
unter  den  politischen  Stürmen  des  Jahres  1848  weder  die  St 
gewalt  noch  die  Regierten  eine  Ahnung  hatten.  Die  Sehn« 
nach  Rechtseinheit  ist  nach  obiger  Zusammenstellung  der  Sys 
der  Einzelgesetzgebungen  noch  unerfüllt  geblieben,  was  sich 
der  Schwierigkeit  der  Einigung  über  ein  gemeinsames  deut« 
Vereinsgesetz  angesichts  der  verschiedenen  pohtischen  Strömu 
erklärt.  — 


'•  •••  «•« 
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Aufsätze. 


Schutz  der  Waarenbezeichnungen  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1894  \ 

Von 
A.  QüiTZKE  in  Berlin. 


Einleitung. 

'ach  den  Motiven  zu  den  Entwürfen  I  und  II  ^  richteten  sich 
mentlich  im  Verlaufe  des  letzten  Jahrzehnts  eingegangenen 

Citate: 

=  Entwurf  eines  Gesetzes  zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen  nebst 
Denkschrift  von  1892.  Aus  dem  Reichs-  und  Staatsanzeiger  besonders 
abj^edruckt.     Berhn,  Karl  Heymanns  Verlag. 

=  Entwurf  eines  Gesetzes  zum  Schutz  der  "Waarenbezeichnungen  nebst 
Bop"ündung.  Reichstag.  9.  Legislatur-Periode,  ü.  Session.  1893/94. 
Xr.  70. 

i.-H.  =  liericht  der  XII.  Kommission  über  den  Entwurf  eines  Ge- 
setzes zum  Schutz  der  Waarenbezeichnungen.  —  Nr.  70  der  Druck- 
sachen. —  Reichstag.  9.  Legislatur-Periode.  II.  Session.  1893/94. 
Xr.  298. 

=  Reichsgesetz  vom  30.  Nov.  1874  über  Markenschutz. 
BT.  =  Traite  des  Marques  de  fabrique  et  de  la  concurrence  deloyale 
?n    tous   genres   par  EuGfeNE  PoüUiLET,    Avocat   k  la  cour  de  Paris. 
^*  edition.     Paris,  imprimerie  et  librairie  generale  de  juris  pnidence 
farchal  et  Billard.     1892. 

==  ICoHLKR,  Das  Recht  des  Markenschutzes,  Würzburg  1884. 
R»cli.  =  Zeitschrift   für  gewerblichen  Rechtsschutz,    herausgegeben 

^    I*AÜL  SCHMU). 
^^  Öffentliches  Recht.  X.  3.  20 
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zahlreichen  Beschwerden  der  gewerblichen  Kreise  über  das  Mark 
Schutzgesetz  vom  30.  Nov.  1874  und   die  Vorschläge  zu  8« 
Abänderung   und  Ergänzung  auf  folgende  Hauptpunkte:  1) 
Centralisirung   des    gesammten  Zeichenwesens    bei   einer 
hörde,    womit    die    Erweiterung    der  Zeichenbereebtigung; 
subjektiven    Zeichenrechts,    im    Zusammenhange    steht.    2) 
Einführung    des    Systems    der    amtlichen    Prüfung  i 
Zeichenanmeldungen  an  Stelle  des  bisherigen  Systems  der  rc 
Anmeldung.     3)  Eine  zuverlässigere  und  ausgiebigere  ' 
staltung    des    Rechtsschutzes    gegen    die    Nachahm 
der  Waarenzeichen.   4)  Die  Ausdehnung  des  Kechtsschul 
auch  auf  solche   charakteristischen  Bezeichnungen  der  Waa 
welche,    ohne  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Marken  zu  fal 
doch  ähnliche  Zwecke,  wie  diese  verfolgen.     Darunter  fallt 
unredliche  Nachahmung  der  als  Merkmal  der  Waaren  e 
bestimmten    Geschäfts   im  Verkehr  anerkannten  Art  der  A 
stattung.     5)  Bestrafung    betrügerischer  Angaben  ü 
die  Herkunft   einer  Waare.  —  Nach  den  vorstehenden 


Reuling,  Beitr.  =  Beiträge  zur  Reform  des  Rechtes  der  Geschaftsxeic 
Von  Dr.  W.  Reülino,  Kaiserlicher  Justizrath.  Berlin,  Karl  Heytni 
Verlag.     1893. 

Schuloff  =  Das  neue  österreichische  Gesetz  über  den  Markenschutx 
Dr.  Theodor  Schuloff.   Sonderabdruck  aus  den  Nummern  16 — ^20 
juristischen  Blätter   vom  Jahre  1890.     Manz*sche  k.  u.  k.  Hof-,  ^ 
lag'S-  und  Uuiversitäts-Buchhandlung. 

Bachem  =  Wie  ist  dem  unlauteren  Wettbewerb  im  Handel  und  Gem 
zu  begegnen?  Von  Jüijus  Bachem,  Rechtsanwalt.  Köln  1893.  Ve 
und  Druck  von  J.  P.  Bachem. 

Alexander  Katz  =  Die  unredliche  Konkurrenz.    Juristische  Betnchtim 
von  Dr.  Richard  Alexander  Katz,  Rechtsanwalt  am  kgl.  Kamii 
gericht.    Berlin  NW.    Verlag  von  Carl  Duncker.     1892. 
»  Der  Entwurf  von  1893/94  hat  gegen  den  von  1892  «war  im  Te 

nur  bei  7  von  24  Paragraphen  Aenderungen  erfahren,   dagegen  ist  die  ] 

gründun^  des  U.  Entwurfes  gegenüber  der  Denkschrift  zum  L  Entwiirfe  M 

wesentlich  ump^earbeitet  und   häufiger  durch   die  Bezugnahme  auf  die  * 

ländische  Gesetzgebung  ergänzt. 
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ichtspunkten  ist  das  neue  Gesetz  ausgearbeitet.  Die  ebenfalls 
iel&ch,  besonders  Seitens  des  deutschen  Vereins  zum  Schutze  des 
swerbHchen  Eigenthums,  aufgestellte  Forderung  des  Schutzes 
ich  der  nicht  eingetragenen  Marken  gegen  unredliche 
enutzung  Seitens  Dritter  ist  dagegen  im  Gesetze  nicht  be- 
icksichtigt.  Bei  der  Aufstellung  der  Grundzüge  des  neuen 
?setzes  war  Rücksicht  zu  nehmen  auf  die  fortgeschrittenere  Ge- 
tzgebung  des  Auslandes,  insbesondere  Englands  und 
ankreichs  und  auf  die  internationale  Union  zum  Schutze 
s  gewerblichen  Eigenthums,  welcher  mit  Ausnahme 
sterreich -Ungarns  und  Deutschlands  sämmtliche  Industrie- 
aten  der  Welt  angehören.  Auch  auf  diesem  Gebiete  des  Ver- 
u*srechts  war  es  im  allgemeinen  Verkehrsinteresse  geboten,  sich 
i  Grundsätzen  der  ausländischen  Gesetzgebungen,  soweit  sie 
aeinschaftUche  Züge  zeigen,  möglichst  anzuschliessen  und 
aer  das  neue  Markenrecht  gemäss  den  Vereinbarungen  der 
?rnationalen  Union  zu  regeln,  um  sich  den  Beitritt  zur  Union 
n\  zu  halten.  Die  Motive,  insbesondere  zu  E.  ü,  ver- 
isen  bei  den  wichtigsten  Neuerungen  auf  die  Gesetzgebung 
ankreichs,  Belgiens,  Grossbritanniens,  der  Schweiz,  sowie  auf 
Vereinbarungen  innerhalb  der  internationalen  Union  als  vor- 
dlich  für  unser  neues  Markenrecht.  Insbesondere  finden  sich 
ise  Hinweise  auf  das  ausländische  Recht  in  der  Begründung 
rjenigen  Bestimmungen,  welche  die  Errichtung  einer  Central- 
älle  für  das  Markenwesen,  den  verstärkten  Schutz  gegen  Nach- 
unung,  das  Verbot  falscher  Ursprungsangaben  betreflfen. 

I.  Die  Centralisirang  des  Zeichenwesens. 

Nach  dem  G.  74  und  den  Ausfiihrungsbestimmungen  dazu 
adele  das  Zeichenregister  eine  besondere  Abtheilung  des  Handels- 
registers, welches  gemäss  §  25  No.  1  Ausf.-G.  z.  Ger.-V.-G.  bei 
den  Amtsgerichten  geführt  wurde.  Für  Ausländer  und  für  im 
hüande  eine   Niederlassung  nicht  besitzende   Inländer  war  das 

20* 
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Handelsgericht  in  Leipzig  zuständig.  Demzufolge  konnten  uidi 
nur  Gewerb  treibende ;  die  eine  Firma  hatten  und  deren  Finna 
im  Handelsregister  eingetragen  war,  ein  Waarenzeicben  zur  EHd- 
tragung  anmelden.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt^  dass  bei  der  Hand- 
liabung  des  Gesetzes  durch  zahlreiche  in  einer  gemeinsamen  Spitze 
nicht  vereinte  Lokalbchörden  eine  einheitlicbe  und  gleichmässigc 
Praxis;  wie  solche  namentlich  für  die  Zwecke  des  intemationala 
Geschäftsverkehrs  noth wendig  erscheint  ^  nur  schwer  sich  heran» 
bilden  kann.  Eine  Schwäche  dieser  Organisation  lag  überdies  ii 
der  Schwierigkeit,  den  betheiligten  Kreisen  eine  zuverlässige  Ceber 
sieht  über  die  jeweilig  zu  Recht  bestehenden  Zeichen  zu  gewähieo 
Die  Bekanntmachung  aller  Eintragungen  und  Löschungen  in 
Keichsanzeiger  reichte  dazu  nicht  aus  und  auch  die  seit  einig« 
Jahren  mit  amtlicher  Unterstützung  von  buchhändlerischer  Sah 
veranstalteten  periodischen  Zusammenstellungen  haben  den  Be 
dürfnissen  der  gewerbUchen  Kreise,  wie  deren  geringe  Theilnahmf 
an  dem  Unternehmen  darthut ,  nicht  Genüge  geleistet.  Das  in 
neuen  Gesetze  eingeführte  Vorprüfungssjstem  setzt  zudem  notk- 
wendig  eine  grosse  Vertrautheit  der  Eegisterbehörden  sowohl  mi 
dem  Markenrecht,  wie  mit  den  praktischen  Verkehrs  Verhältnisse! 
und  namentlich  das  Vorhandensein  eines  Registers  voraus,  welch« 
eine  vollständige  und  bequeme  Uebersicbt  über  alle  in  Deutschland 
eingetragenen  Marken  bieten  kann.  Eine  so  genaue  Eenntnin 
des  Markenwesens  und  der  thatsächlichen  Verhältnisse  auf  dieses 
Gebiete  konnte  sich  der  Amtsrichter,  der  verhältnissmässig  seto 
eine  derartige  Eintragung  zu  machen  hatte  und  dessen  HaDpi* 
thätigkeit  auf  ganz  anderen  Gebieten  liegt,  nur  ausnahmsweise  e^ 
werben.  Auch  entbehrte  die  aus  der  Verbindung  des  jetzig» 
Zeichenregisters  mit  dem  Handelsregister  sich  ergebende  Folge, 
dass  der  Zeichenschutz  nur  den  im  Firmenregister  eingetragen 
Kaufleuten  zu  Gute  kam,  ausreichender  innerer  BegrOndoK* 
Dem  AVunsche,  dass  der  Zeichenschutz  allen  Verkehrskreisen  a- 
gänglich  gemacht  werden  möge,  musste  aber  die  Berücksichtigsog 
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Tersagt  bleiben ,  solange  eine  Centralisation  des  Zeichenwesens 
fehlte.  Die  Einrichtung  einer  Centralbehörde  für  das  Zeichen- 
wesen war  femer  aus  dem  Grunde  geboten,  weil  nach  Art.  12 
der  internationalen  Konvention  vom  20.  März  1883  jeder  der 
fertragschliessenden  Staaten  sich  verpflichtet,  eine  besondere  Be- 
hörde für  die  Angelegenheiten  des  Industrieschutzes  und  eine 
Centraldepotstelle  zum  Zweck  der  Mittheilung  der  Fabrik-  oder 
flandelsmarken  etc.  an  das  Publikum  einzurichten.  Wenn  sich 
Deutschland  den  Beitritt  zur  internationalen  Union  offen  halten 
wollte,  so  musste  es  bei  Schaffung  eines  neuen  Gesetzes  diesem 
Erforderniss  nachkonmien.  Man  konnte  nun  zwischen  zwei 
Methoden  der  Centralisirung  wählen,  indem  entweder  die 
Centralbehörde  die  Anmeldung  neuer  Zeichen  unmittelbar  ent- 
{egennimmt  und  erledigt,  wie  dies  z.  B.  in  England  geschieht,  oder 
indem  die  Anmeldung  bei  lokalen  Amtsstellen  erfolgt,  von  wel- 
ken die  Anmeldungen  an  das  Centralamt  abgegeben  werden,  wie  es 
L  B.  in  Oesterreich  der  Fall  ist.  Nach  dem  österreichischen 
Markenschutzgesetz  vom  6.  Jan.  1890  wird  die  Marke  bei 
len  Handels-  und  Gewerbekammem  angemeldet,  in  deren  Be- 
ork  die  betreflfende  Unternehmung  liegt,  für  welche  die  Marke 
bestimmt  ist.  Die  Handelskammer  hat  ein  Register  über  die  bei 
hr  hinterlegten  Marken  zu  führen,  welches  zur  öffentUchen  Ein- 
sicht aufliegen  muss.  Die  Anmeldung  ist  dem  Handelsministerium 
einzusenden,  welches  die  Vorprüfung  der  eingereichten  Marken 
auf  ihre  etwaige  Uebereinstimmung  oder  Aehnlichkeit  mit  älteren 
Marken  vornimmt  und  bei  dem  das  Centralmarkenregister  geführt 
tird  (§§  13,  17,  18  österr.  G.  vom  6.  Jan.  1890).  —  Unser 
neues  Gesetz  hat  nun  das  gesammte  Eegisterwesen  dem 
E^atentamte,  welches  bei  den  nahen  Beziehungen  zwischen  dem 
Effindungsschutze  und  dem  Markenschutze  als  die  geeignetste  Be- 
^rde  erscheint,  übertragen.  Es  wird  nur  eine  einzige  Zeichen- 
olle für  ganz  Deutschland  geführt  und  die  Anmeldung  eines 
f^aarenzeichens  hat  ausschliesslich  bei  dem  Patentamte  schrift- 
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lieh  zu  erfolgen.  Es  ist  von  vornherein  klar,  dass  das  öster- 
reichische System  für  die  Geschäftswelt  weitaus  bequemer  ist  als 
das  unsrige.  Für  den  Anmeldenden  ist  nach  unserem  System 
die  Möglichkeit  eines  unmittelbaren  mündlichen  Verkehrs  mit  der 
Eegisterbehörde  ausgeschlossen.  Er  darf  seine  Anmeldung  aus- 
schliesslich schriftKch  beim  Patentamte  anbringen  und  wird  fortan 
grösstentheils  darauf  angewiesen  sein,  sich  eines  Patent-  oder 
Rechtsanwaltes  zu  bedienen,  während  er  bislang  seine  Anmeldung 
einfach  mündüch  beim  Amtsgericht  anbringen  konnte.  Auf  alle 
Fälle  wird  sicher  die  Anmeldung  umständlicher  imd  kostspieliger^ 
als  sie  bisher  war.  Für  die  Anmeldung  hätte,  wie  bisher,  ohne 
Schaden  fiir  das  Prinzip  der  Centralisirung  das  Amtsgericht  neben 
der  Centralbehörde  zuständig  bleiben  können.  Das  Amtsgericht 
hätte  das  Anmeldeprotokoll  an  die  Centralbehörde  einzusenden 
gehabt,  welche  letztere  die  Vorprüfung  vorzunehmen  und  alles 
Weitere  zu  veranlassen  gehabt  hätte.  Allerdings  haben  sich  gegen 
das  im  neuen  Gesetze  beliebte  System,  welches,  ähnlich  wie  die 
sog.  Reichsjustizgesetze,  den  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  B^ 
hörden  erschwert  und  in  gewissem  Sinne  den  Anwaltszwang  in- 
volvirt,  keine  Stimmen  erhoben.  Indess  ist  zu  beachten,  dass  die 
Kritiken  des  Entwurfes  naturgemäss  weniger  aus  den  Kreisen 
der  unmittelbar  interessirten  Geschäftswelt,  sondern  fest  ausschliess- 
lich von  Patentanwälten  und  Ingenieuren  ausgingen,  die  bei  dieser 
Frage  nicht  unparteiisch  sind.  Reuling  (Beitr.  S.  5)  schlagt 
vor,  wenigstens  für  Geschäftsbetriebe  mit  lokal  begrenztem  Ab- 
satzgebiete, z.  B.  Brodfabriken,  Ziegeleien,  die  bei  den  Amts- 
gerichten geführten  Zeichenrollen  fortbestehen  zu  lassen,  aber  die 
Wirkungen  des  Eintrages  auf  den  jedesmaHgen  Amtsgerichtsbezirk 
zu  beschränken.  Die  Bedürfiiisse  derjenigen  Industrien,  fö^ 
welche  nur  der  lokale  Schutz  Interesse  hat,  wären  damit  sicher- 
lich befriedigt  und  eine  zweckentsprechende  Entlastung  desCeü- 
tralmarkem-egisters  herbeigeführt  worden. 

Die  subjektive  Berechtigung,  ein  Waarenzeichen  ei  ^ 
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tragen  zu  lassen,  steht  Jedem  zu,  der  AVaaren  lierstellt 
oder  vertreibt,  insbesondere  auch  jedem  Landwü'th  uud  Hand- 
«verker.  Als  Waaren  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  auch  lebende 
rhiere  anzusehen  (§  1  d.  G.,  Komm.-Ber.  S.  2).  Das  Zeichen 
>oll  zur  Kennthchmachung  eines  bestimmten  Geschäftsbetriebes 
ilienen.  —  Der  Ausdruck  Geschäftsbetrieb  ist  nicht  räumUch  zu 
irerstehen ;  er  soll  vielmehr  die  Gesammtheit  der  wirthschaftlichen 
Beziehungen  des  Produzenten,  wie  des  Kaufmannes,  Vermittlers, 
Kommissionärs,  Exporteurs  umfassen  (E.  Jl,  S.  9).  —  Mit  der 
Trennung  der  Zeichenrolle  von  dem  Handels-  und  Firmenregister 
und  deren  üebertragung  auf  das  Patentamt  fällt  jeder  Grund 
fort,  das  subjektive  Markenrecht  auf  Firmenkaufleute  zu  beschränken, 
da  die  kleinen  eine  Firma  nicht  führenden  Kaufleute,  Handwerker, 
ferner  Künstler,  Landwirthe,  überhaupt  alle  Geschäftsleute,  ein 
Interesse  daran  haben  können,  sich  ein  Waarenzeichen  für  ihre 
Produkte  eintragen  zu  lassen.  Die  Benutzung  der  registrirten 
ilarke  ist  fakultativ.  Niemand  ist  gezwungen,  seine  Waaren 
unter  einem  bestimmten  Ursprungszeichen  zu  verkaufen.  In  der 
preuss.  Verordnung  vom  3.  JuK  1818  war  für  Eisen  waaren  be- 
stimmt, dass  jeder  Fabrikant  nur  ein  einziges  Zeichen  fuhren 
dürfe,  solches  aber  auch  fuhren  müsse  und  jedes  ausgehende 
Fabrikat  mit  demselben  zeichnen  müsse.  Dieses  ganze  Kecht  wurde 
aufgehoben  durch  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1840.  Der  Landmann 
und  der  Handwerker  sollten  vor  dem  Erwerbe  minderwertliiger 
fl'erkzeuge,  wie  Sensen,  Sicheln,  Sägen,  Hobel  u.  s.  w.  geschützt 
Verden.  Im  österreichischen  Markenschutzgesetze  vom 
ö.  Jan.  1890  ist  dieser  Gesichtspunkt  noch  vertreten.  Nach 
§  6  ib.  kann  der  Handelsminister  hinsichthch  bestimmter  Waaren- 
gattungen  anordnen,  dass  Waaren  solcher  Gattung  nicht  in  Ver- 
kehr gesetzt  werden  dürfen,  bevor  dieselben  mit  einer  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  registrirten  Marke  in  der  im  Verordnungswege  zu 
bestimmenden  Weise  versehen  sind.  Das  österreichische  Handels- 
ministerium hat  demnächst  auch  schon  eine  Verordnung  getroffen. 
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welche  für  Sensen,  Sicheln  und  Strohmesser  die  Markenpflicht 
einführt.  Bei  uns  haben  sich  indess  für  die  Markenpflicht  weder 
in  den  Kreisen  der  interessirten  Produzenten ,  noch  der  Kon- 
sumenten Stimmen  erhoben.  Es  dürfte  hiemach  ein  Verkehn»- 
bedürfniss  in  dieser  Beziehung  bei  uns  nicht  bestehen. 

n.  Begriff  des  Waarenzeichens. 

Das  Gesetz  enthält  keine  bestimmte  direkte  Erkläning  der 
Bedeutung  und  Ausdehnung  des  von  ihm  gebrauchten  Ausdrucks: 
„AVaarenzeichen",  durch  dessen  Eintragung  in  die  Zeichenrolle 
dem  Inhaber  dieses  Zeichens  der  besondere  Schutz  des  Gesetzes 
gesichert  wird.  Uebrigens  erklärten  die  Kegierungs-Kommissarien 
in  der  Kommission  eine  Definition  für  ebenso  unmöglich,  wie  bei 
der  Erfindung.  Was  unter  den  Begriff  eines  Waarenzeichens 
fällt,  sei  sprachlich  feststehend.  (Komm.-B.,  S.  2.)  Wohl  aber 
lässt  sich  die  Tragweite  dieses  Ausdrucks  aus  dem  Zusammen- 
hange der  gesetzHchen  Bestimmungen  feststellen:  das  Gesetz  ver- 
leiht nicht  jedem  zur  Unterscheidung  der  Waaren  eines  bestimmten 
Betriebes  von  denen  eines  Anderen  dienUchen  Unterscheidungs- 
merkmale den  Charakter  des  eintragungsfähigen  Waarenzeichens. 
Denn  in  §  1  heisst  es:  „Wer  in  seinem  Geschäftsbetriebe  zur 
Unterscheidung  seiner  Waaren  von  den  Waaren  Anderer  eines 
Waarenzeichens  sich  bedienen  will,  kann  dieses  Zeichen  zur  Ein- 
tragung in  die  Zeichenrolle  anmelden".  Hieraus  folgt  einmal, 
dass  das  Waarenz eichen  im  Sinne  des  Gesetzes  ein  Zeichen 
ist,  welches  im  Geschäftsbetriebe  irgend  Jemandes  zur  Unter- 
scheidung seiner  Waaren  von  den  Waaren  Anderer  dient.  Ferner 
folgt  aus  dieser  Fassung  des  §  1,  dass  es  auch  noch  weitere  g^ 
bräuchliche  Unterscheidungsmerkmale  geben  muss,  die  das  Gesetz 
als  eintragungsfähige  Waarenzeichen  nicht  betrachtet.  Auch  diesen 
nichteintragungsfähigen  Merkmalen  verleiht  das  Gesetz  einei 
Schutz,  aber  anderer  Art,  als  den  Waarenzeichen.  Es  ist  de' 
Schutz,  den  es  in  §  15  der  „Ausstattung"  gewährt.    Nicht  unt€ 
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len  Begriff  eines  Waarenzeichens  im   Sinne   des   Gesetzes  fallt 
iernach  das  Charakteristische  der  äusseren  Form,  die  besondere 
Ausstattung,   Aufmachung,   welche  in  Interessentenkreisen  als 
SS  besondere  Kennzeichen  der  Waaren  eines  bestimmten  Produ- 
enten  oder  Händlers  gilt.    Diese  besondere  äussere  Form,  unter 
ler  die  Waare  in  Verkehr  gesetzt  wird,  wird  zwar  nach  §  15  des 
Jesetzes  besonders  geschützt,   fällt  aber  nicht  unter  den  Begriff 
.'Waarenzeichen"  und  ist  nicht  eintragungsfähig.    Dahin  erläutern 
kuch  die  Motive  das  Gesetz  (Begründung  zu  E.  11,  S.  9),  wo  es 
leisst:  „Je  mehr  die  Konkurrenz  im  Verkehr  sich  entwickelt,  je 
nehr  der  Handel  sich  national  gestaltet,  desto   grössere  Bedeu- 
ung  erhalten  alle  diejenigen  charakteristischen  Bezeichnungen  der 
Waaren,    welche,    ohne   in    den   Bereich   der   eigentlichen 
Marken  zu  fallen,  doch  ähnliche  Zwecke,  wie  diese  verfolgen. 
3ie  bedürfen   jedenfalls   eines   gewissen   Rechtsschutzes".     Unter 
iiesen  Gesichtspunkt  fallt  zunächst   die   unredliche  Nachahmung 
ier  als  Merkmal   der  Waaren   eines   bestimmten  Geschäftes   im 
Verkehr    anerkannten  Art    der  Verpackung    oder   Aufmachung. 
Ferner  heisst  es  im  Komm.-B.,  S.  7  zu  §  14  d.  G.:    „Auf  An- 
frage erklärten   die  Herren  Regierungskommissare,    es   sei   nach 
dem  Entwurf  prinzipiell   nicht  unzulässig,   Etiketten  als  Marken 
anzumelden.     Dagegen   sei   z.  B.    eine   eigenartige  Verschnürung 
vonWaarenballen,  die  Form  einer  Flasche  u.  drgl.,  also  äussere 
Formen  der  Verpackung,  welche  als  eigenthümliches  Kennzeichen 
eines  bestimmten  Geschäftsbetriebes  gelten,  wohl  nach  §  14  und 
§  15  des  Gesetzes  geschützt,  jedoch  nicht  als  Waarenzeichen  ein- 
tragungsfahig".    In  demselben  Sinne  wurde  diese  Frage  schon  in 
der  Konunission   bei   §  1   erörtert ,   gelegentlich   eines  Antrages, 
dem  Begriffe   des  Waarenzeichens   eine  weitere   Ausdehnung  zu 
geben.    Auch    sprachgesetzlich    kann    der   Ausdruck    „Waaren- 
«hen"  nur  dahin  ausgelegt  werden,   dass   darunter  solche  be- 
sonderen Merkmale  zur   Charakterisirung  der  Herkunft  zu   ver- 
stehen sind,   die  auf  der  Waare   selbst,   deren  Verpackung  oder 
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Umhüllung  angebracht  werden,  aber  nicht  die  besondere  eigen- 
thümUche  Erscheinung  als  Ganzes,  in  welcher  eine  Waare  regel- 
mässig im  Verkehr  sich  als  solche  einer  bestimmten  Herkunft 
charakterisirt.  Das  Gesetz  unterscheidet  also:  1)  Der  Ein- 
tragung fähige  Waarenzeichen.  2)  Andere  zur  Unter- 
scheidung der  Waaren  dienende  Kennzeichen,  die  zwar 
nicht  zu  den  Waarenzeichen  zu  rechnen,  also  nicht  eintragnngs- 
fähig  sind,  aber  doch  einen  gesetzlichen  Schutz  gemessen.  Bade 
Kategorien  fasst  das  Gesetz  in  seinem  Titel  als  „Waaren- 
bezeichnungen"  zusammen.  Es  sollte  damit  ausgedrückt  wer- 
den, dass  sich  das  neue  Gesetz  nicht,  wie  das  Markenschutzgeseto 
von  1874,  nur  mit  den  Marken-  oder  Waarenzeichen  im  engaen 
Sinne,  sondern  mit  allen  zur  Unterscheidung  von  Waaren  dienen- 
den Kennzeichnungen  beschäftigt.  Man  fragt  nun,  warum  nidit 
jedes  Mittel,  welches  thatsächhch  geeignet  ist,  zu  individualisiren, 
als  eintragungsfahige  Marke  behandelt  und  des  Markenschutzes 
theilhaftig  werden  soll?  Auch  die  Eintragung  einer  charakteri- 
stischen Formgebung  in  die  Zeichenrolle  wäre  an  sich  nicht  un- 
möglich. 

Das  französische  Gesetz  vom  23.  Juni  1857  nimmt  in 
dieser  Beziehung  einen  anderen  Standpunkt  ein.  Es  erklärt  in 
Art.  T:  Als  Fabrik-  oder  Handelsmarken  werden  betrachtet  ... 
enveloi^pes  und  alle  anderen  Zeichen,  die  dazu  dienen,  die  Er- 
zeugnisse einer  Fabrik  oder  die  Handelsobjekte  zu  unterscheiden 
und  hierzu  erklärt  Pouillet:  Traite  de  marques,  No.  39:  Das 
Wort  enveloppe  versteht  sich  im  ausgedehntesten  Sinne  von  Allem, 
was  die  Waare  einhüllt  (contient).  Die  französische  Rechts- 
sprechung hat  sich  ferner  dahin  entschieden,  dass  die  Form  einer 
Büchse  sehr  gut  eine  Art  der  durch  das  Gesetz  geschütztei 
^larken  darstellen  kann.  Allerdings  ist  auch  von  den  französi 
sollen  Interpreten  nicht  übersehen  worden,  dass  die  envelopp^ 
im  Grunde  genommen  keine  Marken  sind  und  dass  eine  Bestiti 
niung,  welche  die  enveloppe  eines  Produktes  als  zu  den  Markt; 
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pehörig  betrachtet,  den  Interessen,  welche  sie  schützen  will,  viel- 
eicht mehr  schädlich  als  nützlich  ist.  Denn  indem  man  die 
ilittel,  die  privaten  Interessen  zu  schützen,  vervielfältigt,  schränkt 
nan  den  Zirkel  der  allgemeinen  Freiheit  ein.  (Calmels  bei 
•ouiLLET  No.  35.)  Indess  ist  Gesetzgebung  und  Rechtssprechung 
1  Frankreich  über  solche  Bedenken  hinweggeschritten.  Ebenso 
ie  belgische  Gesetzgebung.  Nach  den  engUschen  und  öster- 
acbischen  Gesetzen  ist  übrigens  ebenfalls  nur  die  Marke  i.  e.  S. 
iotragungsfahig.  Den  Standpunkt  des  französischen  Rechts  ver- 
ttt  der  deutsche  Verein  zum  Schutze  des  gewerblichen 
igenthums.  Er  hatte  in  seinen  Beschlüssen,  betreffend  Ab- 
iderung  d.  E.  zu  §  1  Abs.  2,  folgende  Fassung  vorgeschlagen : 
Der  Eintra^mg  fähig  ist  jedes  Mittel  der  Kennzeichnung, 
irch  welche  der  gekennzeichnete  Geschäftsbetrieb  von  dem  Ge- 
häftsbetrieb  Anderer  deutlich  unterschieden  wird.  Weiter  schlägt 
vor,  den  Ausdruck  „Waarenzeichen'^  durch  den  Ausdruck 
jeschäftszeichen"  zu  ersetzen,  da  das  Zeichen  nicht  nur  zur 
Dterscheidung  von  Waaren,  sondern  zur  Unterscheidung  der 
inzen  Geschäftsbetriebe  dienen  solle.  Es  gebe  schon  heute 
eschäftsbetriebe,  welche  Geschäftszeichen  führen,  aber  keine 
'aaren  vertreiben.  In  der  Kommission  (Komm.-B.,  S.  2)  wurde 
,  in  Uebereinstimmung  mit  den  in  einigen  Petitionen  aus- 
sprochenen  Wünschen,  von  einem  Mitgliede  für  nothwendig  er- 
btet, dem  Begriffe  eines  Waarenzeichens  in  §  1  eine  weitere 
Dsdehnung  zu  geben  und  den  nach  dem  vorliegenden  Gesetz- 
twurf  zu  gewährenden  Schutz  allen  Arten  der  Waarenkennzeich- 
ing  sei  es  mit  der  Waare,  sei  es  ohne  solche  gleichmässig  zu- 
erkennen. Dem  gegenüber  wurde  geltend  gemacht,  dass  eine 
Iche  Massnahme  die  Freiheit  der  Bewegung  hindern  und  be- 
chtigte  Interessen  schädigen  würde.  Der  weiter  aufgeführte 
nmd  (Komm.-B.,  S.  2),  dass  eine  Ausstattung  im  Sinne  des 
14  i.  d.  B.  ohne  die  Absicht,  sie  als  das  Kennzeichen  seiner 
^aare  einzufuhren,   gewählt  werde   und   erst  allmählich  im  Ver- 
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kehr  die  Wirkung  einer  Kennzeichnung  der  Waaren  als  derje 
eines   bestimmten  Gewerbtreibenden   hervortrete  und  es  de 
unrichtig   sein   würde,    den    Ausstattungen   von    Yomherein 
gleichen  Schutz  wie  den  Waarenzeichen  zu  gewähren,  klingt 
ganz  plausibel.     Wir  werden  aber   unter  Vllb   sehen,  das 
verschiedene    Behandlung   der  Waarenzeichen    i.  e.  S.   xun 
Ausstattungen   zu  ganz  eigenthümUchen  Konsequenzen  ftihr 
auch  die  Keime  zu  verschiedenen  Streitfragen  in  sich  trägt. 
Waarenzeichen    begreift    das    Gesetz    übrigens   sowohl    die 
Produktions-  wie  die  Handelsmarke,  denn  es  heisst  zu  §  1, 
S.  9:  Der  Ausdruck  „Geschäftsbetrieb"   ist  nicht  in  räuml 
Sinne  zu  verstehen.    Er  soll  vielmehr  die  Gesammtheit  der 
schafthchen  Beziehungen  des  Produzenten,   wie  des  Kaufnn 
des  Vermittlers,  Kommissionärs,  Exporteurs  umfassen. 

Obgleich  an  und  für  sich  zur  Eintragung  als  Waarena 
<]ualifizirt,  ist  nach  §  4  des  Gesetzes,  im  öffentlichen  Interess« 
Eintragung  zu  versagen:  1)  Eür  Freizeichen.  Der 
hatte  sich  des  Ausdrucks  „Freizeichen"  nicht  bedient,  so 
in  No.  4,  §  4  die  Umschreibung  gewählt:  „Zeichen,  welc 
WesentUchen  aus  solchen  Angaben,  Darstellungen  oder  W< 
bestehen,  die  zur  Bezeichnung  der  Waarengattung,  für  i 
das  Zeichen  bestimmt  ist,  oder  gleichartiger  Waarengatt 
innerhalb  bestimmter  Verkehrskreise  allgemein  gebräuchlich 
—  Im  Gesetze  ist  auf  eine  Definition  verzichtet,  weil  sie 
Begriff  „Freizeichen"  im  Sprachgebrauch  derjenigen  Kreise,  i 
am  Schutze  der  Waarenzeichen  betheiligt  sind,  als  ein  festsl 
der  derartig  eingebürgert  habe,  dass  auf  eine  Definition  in 
setze  vei*zichtet  werden  könne.  Es  erscheine  deshalb  auch 
rathsam,  durch  nähere  Vorschriften  hinsichtlich  des  Zeitpoi 
welcher  für  die  Beurtheilung  der  Freizeichenqualität  massgi 
sein  soll,  den  Begriff  nach  einer  bestimmten  Seite  hin  zu  defii 
(Komm.-B.,  S.  3.)  2)  Nicht  eintragungsfahig  sind  femer  8 
Zeichen,     die    ausschliesslich    in    Zahlen,    Buchsti 
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oder   solchen  Wörtern   bestehen,    die    Angaben   über    Art, 
Zeit  und  Ort  der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über  die 
Bestimmung,   über  Preis,   Mengen   und  Gewichtsverhältnisse  der 
Waaren  enthalten.     Zahlen  und  Buchstaben  sollen  nach  wie  vor 
fon  der  Eintragung  ausgeschlossen  bleiben,  weil  sie  Zeichen  dar- 
stellen, welche  ihrer  Bestimmung  nach  dem  allgemeinen  Gebrauch 
zu  Gunsten  einzelner  Geschäftsuntemehmer  auch  in  beschränktem 
Umfange  nicht  entzogen  werden  dürfen.    Es  werden  aber  Zahlen 
und  Buchstaben,    verbunden   mit   einer    anderen   Charakteristik, 
wbakl  ein   solches  Zeichen  zu  individuaUsiren  geeignet  ist,    ein- 
tragungsfähig sein.     Zeichen,   die  ausschliesslich  in  Wörtern  be- 
steben,   sind   hiemach,    abweichend  von   dem   bisherigen  Rechts- 
nistande,   prinzipiell  gestattet,   sowohl  frei  erfundene  Phantasie- 
wörter,  wie  dem  allgemeinen  Sprachschatz  zugehörige,  die  zu  der 
Waare  und  ihren  Eigenschaften  in  keiner  durch  den  Begriff  des 
Wortes  gegebenen  Beziehung  stehen  (E.  II,  S.  12).    Das  Verbot 
der  Eintragung  solcher  Wörter,  welche   eine  Waare   nach  Art, 
Zeit,  Ort  der  Herstellung  u.  s.  w.  bezeichnen,  erscheint  unerläss- 
lidi,  um  diejenigen  Wörter,  denen  sich  der  Verkehr  zur  Beschrei- 
bung  einer  Waare    bedient,    und    die    in    dieser    ihrer    Zweck- 
bestimmung   unersetzlich    sind,    dem   allgemeinen    Sprachschatze 
nicht  zu  entziehen   (E.  II,   S.  12).     Was   das  Verbot  der  Ein- 
tragUDg  von  Zahlen   und  Buchstaben   betrifft,   so  sind  im   fran- 
zösischen Recht  (G.  23.  Juni  1857,  Art.  1)  ausdrücklich  „lettres" 
als  zulässige  Marken  angeführt.     Reuling  (Beitr.,   S.  7,   8)  will 
wenigstens  für   die  Industrieen   mit  lokal  beschränktem  Absatz 
Zeichen  zulassen,   die  nur  in  Zahlen  oder  Buchstaben  bestehen, 
schon  wegen  der  vielfach  vorhandenen  technischen  Schwierigkeiten, 
die  oft  nur  die  Ausstattung  der  Fabrikate  mit  den  allereinfachsten 
Zeichen  gestatten,  z.  B.  für  Ziegeleien,  aber  auch  für  die  Eisen- 
und  Stahlindustrie.     Von   grosser  praktischer  Bedeutung  scheint 
ms  dieses  Bedenken  nicht  zu  sein,  indem  der  Buchstabe  oder 
'/e  Zahl,  durch  die  Beifügung  eines  anderen  einfachen  Zeichens 
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oder  durch  ihre  Kombination  zu  einem  zulässigen  Zeichen  ge- 
staltet werden  kann,  wie  die  Praxis  erweist.  3)  Ausgeschlossen 
^ind  femer  übereinstimmend  mit  anderen  Gresetzgebungen:  Zeichoi, 
welche  in-  oder  ausländische  Staatswappen,  oder  Wappen 
eines  inländischen  Ortes,  einer  inländischen  Gemeinde, 
oder  weiteren  öffentlichen  Verbandes  enthalten,  weil  Snn- 
bilder  einer  öffentlichen  Autorität  kein  Gegenstand  eines  aus- 
schliesslichen Benutzungsrechtes  sein  können  (E.  11 ,  S.  13). 
4)  Versagt  ist  femer  die  Eintragung  für  Zeichen,  welche 
Aergerniss  erregende  Darstellungen  oder  solche  Angaben 
enthalten«  die  ersichtlich  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
nicht  entsprechen  und  die  Gefahr  einer  Täuschung  be- 
gründen. Nach  der  Begründung  (E.  TL,  S.  13)  macht  die 
erweiterte  Schutzfiihigkeit  von  Wörtern  diese  Ergänzung  noth- 
wendig.  Es  würde  den  Interessen  des  redlichen  Verkehrs  xn* 
widerlaufou,  Angaben,  welche  bei  der  amtUchen  Vorprüfung  tob 
vornherein  als  trügerisch  erkannt  sind,  durch  die  Eintragung  in 
die  Zeichenrolle  unter  die  Autorität  eines  staatlichen  Schotzes 
zu  Stollen.  Indess  dürfte  diese  Bestimmung  «auch  hervorragende 
Hoiloutung  gewinnen  für  den  Schutz  nicht  eingetragener  Zeichai, 
wio  wir  unten  sehen  werden. 

in.  Das  Yorprfifimgssystem. 

Oas  Vorhalten  der  Registerbehörde  der  Anmeldung  gegen- 
übor  kann  ein  passives  oder  aktives  sein.  Nach  dem  System 
ilos  roinon  Annieldeverfahrens  hat  die  Kegisterbehörde  kernet- 
lei  Prüfungsbefugniss  oder  Pflicht.  Sie  hat  jedem  formell  ein- 
wandfreien Eintragungsantrag  stattzugeben,  falls  es  sich  nicht  um 
direkt  durch  das  Gesetz  von  der  Eintragung  ausgeschlossene 
Zeichen  handelt.  Dies  ist  das  System  des  deutschen  Marken- 
schutzgesetzes von  1874.  Der  Richter  hat  nach  §  3,  G.  W^ 
nur  die  Eintragung  gesetzlich  unzulässiger  Zeichen  zu  versaget^ 
nämlich  solcher,  die  ausschliesslich   in   Zahlen,  Buchstaben  oA^ 
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'orten  bestehen,  oder  welche  öffentliche  Wappen  oder  Aerger- 
5s  erregende  Darstellungen  enthalten.  Auf  dem  Boden  des 
inen  Anmeldeverfahrens  steht  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Däne- 
u-k,  die  Schweiz,  Oesterreich  und  Ungarn;  die  letztgenannten 
aaten  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  der  Anmelder  amtHch  ver- 
indigt  wird,  wenn  sein  Gesuch  in  ältere  Markenrechte  eingreift 
d  dass  es  ihm  dann  anheimgestellt  bleibt,  wie  weit  er  das  Ge- 
ch  aufrecht  erhalten  oder  zurückziehen  will.  Von  der  erfolgten 
»rständigung  des  Markenschutzwerbers  wird  gleichzeitig  der  Be- 
zer  der  bereits  früher  registrirten  Marke  in  Kenntniss  gesetzt, 
ris  prealable  ohne  dezisives  Abweisungsrecht).  Eine  Vor- 
auf ung,  welche  ausser  den  formellen  auch  die  materiellen  Er- 
rdemisse  des  Zeichenschutzes  umfasst,  ist  in  Schweden,  den 
ereinigten  Staaten  von  Amerika  und  in  Grossbritannien  ein- 
{fiihrt  und  zwar  in  letzterem  Lande  in  Verbindung  mit  einem 
ufgebotsverfahren,  welches  den  Betheiligten  Gelegenheit  geben 
tU,  gegen  die  in  ihre  Interessen  eingreifenden  Anmeldungen 
Widerspruch  zu  erheben.  Nach  enghschem  Recht  kann  der 
omptroUer,  abgesehen  von  den  gesetzlich  überhaupt  unzulässigen 
[arken,  auch  schon  von  vornherein  die  Eintragung  eines  Marken- 
achens verweigern,  welches  bereits  für  dieselbe  Waare  eingetra- 
m  ist,  oder  wenn  dasselbe  einer  bereits  eingetragenen  Schutz- 
arke  derselben  Klasse  so  ähnUch  ist,  dass  dies  zu  Täuschungen 
nranlassen  kann.  Im  Falle  eines  abschlägigen  Bescheides  Seitens 
»  Komptrollers  kann  der  Anmelder  der  Marke  aber  an  den 
mri  of  Trade  appelliren  oder  im  Falle  einer  Einrede  vor  die 
rdentlichen  Gerichte  gehen.  Liegt  kein  Zurückweisungsgrund 
or,  80  wird  die  Anmeldung  zur  Eintragung  einer  Marke  ver- 
fcnilicht  und  eine  zweimonathche  Frist  bestimmt,  während 
lekher  etwaige  Einreden  erhoben  werden  können,  worauf,  wenn 
Ä  Theile  auf  ihren  sich  widersprechenden  Aufstellungen  be- 
harren, die  Sache  der  gerichtlichen  Entscheidung  unterliegt.  An 
ijß  österreichische  Verfahren  der  vertraulichen  Mittheilung  ohne 


—     304     — 

dezisive  Entscheidung  hatte  sich  der  erste  deutsche  ' 
wurf  von  1892  angeschlossen.  Danach  musste  das  Paten 
wenn  der  Anmelder  trotz  erfolgter  Benachrichtigung  Tor 
Uebereinstimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit  dem  äl 
eines  Dritten,  auf  der  Eintragung  bestand;  dennoch  eintrage! 
dem  besser  berechtigten  Dritten  fiel  dann  die  ungünstigere 
des  Klägers  zu.  Der  Entwurf  von  1893  hatte  die  Recht 
des  älteren  Zeicheninhabers  gegenüber  dem  Versuche  eines 
griflfes  in  seine  Rechte  günstiger  gestaltet  (§  5  E.  II).  Ins 
das  Patentamt  bei  der  ihm  obliegenden  Vorprüfung  findet, 
das  zur  Anmeldung  gebrachte  Zeichen  mit  einem  bereits  fii 
selben  oder  ähnliche  Waaren  eingetragenen  oder  auch  nui 
gemeldetem  übereinstimmt,  so  wird  der  Zeicheninhaber  durc 
Patentamt  hiervon  benachrichtigt.  Erhebt  der  früher  Berecl 
innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung  Widerspruch  | 
die  Eintragung  des  angemeldeten  Zeichens,  so  wird  die 
tragung  ausgesetzt  und  dem  Anmelder  anheimgegeben,  den 
Spruch  auf  Eintragung  des  Zeichens  im  Wege  der  Klage  g 
über  dem  Widersprechenden  zur  Anerkennung  zu  bringen. 
Anmeldung  gilt  als  zurückgenommen,  wenn  der  Anmelder 
innerhalb  dreier  Monate  nach  der  Zustellung  des  Widersp 
den  Nachweis  führt,  dass  er  die  Klage  erhoben  hat.  Hie 
wird  also  dem  späteren  Anmelder  die  ungünstigere  Rolle 
Klägers  zugewiesen,  was  durchaus  berechtigt  ist.  Auf  nich 
gemeldete  resp.  eingetragene  Zeichen  nimmt  das  Gesetz 
seinem  System  keine  Rücksicht.  Wenn  auch  das  Patentamt ' 
dass  das  neuangemeldete  Zeichen  mit  einem  im  Geschäfts 
längst  eingeführten,  aber  nicht  eingetragenen  Zeichen  üb 
stimmt,  so  wird  die  Benachrichtigung  an  den  älteren  Zei 
Inhaber  nicht  erlassen  und  die  in  §  6  vorgesehenen  Folgen  t 
nicht  ein. 

In  der  Kommission  wurde  der    §   5  des  E.  II   noc 
geändert.     Man  wollte  zunächst  dem  Patentamt  das  dezisive 
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[oQgsrecht  geben^  entschied  sich  aber  auf  die  Bedenken  der 
.ierungsvertreter  schhesslich  für   ein  Kompromiss.     Nach  der 

§§  5,  6  d.  G.  in  der  Kommission  gegebenen  neusten,  zum 
letz  gewordenen  Fassung  macht  das  Patentamt  ebenfalls  dem 
ren  Inhaber  des  Zeichens  Mittheilung.  Erhebt  dieser  inner- 
)  eines  Monats  keinen  Widerspruch,  so  ist  das  Zeichen  ein- 
•agen.     Erhebt  er  Widerspruch,    so  entscheidet   das   Patent- 

durch  Beschluss,  ob  die  Zeichen  übereinstimmen  oder  nicht, 
auf  je  nach  dem  Ausfall  desselben  die  Eintragung  versagt 
I,  oder  vernein endenfalls  zu  erfolgen  hat.     Mit  der  Einlegung 

Beschwerde  gegen  einen  zurückweisenden  Beschluss  ist  der 
:anzenzug  beim  Patentamt  erschöpft;  der  Anmelder  kann  aber, 
z  des  abweisenden  Beschlusses  des  Patentamtes  auf  An- 
}nnung  klagen,  worauf  bei  neuer  zu  seinen  Gunsten  sprechen- 

Entscheidung  die  Eintragung  zurückdatirt  wird  (§  6,  Abs.  2). 
i  dagegen  das  Patentamt  auf  Grund  der  neuerUchen  Prüfung 
üebereinstimmung  verneint  und  ist  dann  das  neuangemeldete 
jhen  eingetragen  worden,  so  muss  sich  der  Dritte,  welcher 
läss  §  5  von  der  früher  angenommenen  üebereinstimmung  be- 
hrichtigt  wurde  —  abgesehen  von  seinem  Beschwerderechte  — 
ei  beruhigen.  Er  kann  also  nicht  etwa  auf  Löschung  klagen, 
in  hinsichtUch  der  üebereinstimmung  zweier  Zeichen  soll  die 
ischeidung  des  Patentamtes  überall  eine  endgültige  sein,  falls 
bt  ausdrücklich  eine  Ausnahme  gemacht  wird.  —  Für  ein 
ifgebot  ist  bei  einem  so  geordneten  Verfahren  kein  Bedürfniss 
banden.  Das  Patentamt  kennt  ex  officio  sämmthche  in  Deutsch- 
id  eingetragene  Zeichen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass, 
nn  auch  nicht  sofort,  sich  doch  mit  der  Zeit  in  den  Bureaus 
s  Patentamtes  eine  umfassende  Kenntniss  aller  eingetragenen 
eichen  entwickeln  wird,  so  dass  die  etwaige  üebereinstinmiung 
ät  einem  älter  eingetragenen  oder  auch  nur  angemeldeten  Zeichen 
roU  ausnahmslos  herausgefunden  werden  wird.  Ein  besonderes 
Aufgebot  hätte  also  gar  keinen  Zweck,  da  der  älter  Berechtigte 

ArchiT  für  öffentliches  Recht.  X.  3.  21 
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regelmässig  von  der  in  seine  Rechte  eingreifenden  Anmeldang 
benachrichtigt  wird.  Ein  Aufgebot  würde  neben  dem  Bestehen  der 
amtlichen  Vorprüfung  und  bei  dem  einmal  angenommenen  System 
der  Nichtanerkennung  nicht  eingetragener  Zeichen  ledigUch  un- 
nütze Verzögerungen  und  unnöthige  Kosten  verursachen.  In  der 
Kommission  (Komm.-B.^  S.  3)  wurde  auch  bemerkt,  dass  ein  Auf- 
gebot zwecklos  sein  würde^  weil  es  nach  den  bisherigen  Erfahmng«! 
fest  steht,  dass  die  im  Reichsanzeiger  veröffentlichten  neuein- 
getragenen Zeichen  nur  in  den  seltensten  Fällen  von  den  interes- 
sirten  Gewerbtreibenden  geprüft  wurden. 

IV.  Entstehimg  des  Zeichenrechts. 

Das  Zeichenrecht  entsteht  nach  dem  formalen  Svstem, 
gleich,  ob  das  Zeichen  ein  neugewähltes  oder  ein  schon  längere  '• 
Zeit  in  den  Verkehr  eingeführtes  ist,  nur  durch  die  Eintragung; 
nach  dem  materiellen  System  schon  dadurch,  dass  ein  b^  '. 
stimrates  Zeichen  im  Verkehr  als  Charakteristikum  für  die  Her- 
kunft der  damit  versehenen  Waaren  aus  einem  bestimmten  6^ 
schäft  sich  Geltung  und  Anerkennung  verschafft  hat.  Xach  dem 
ersten  System  wird  nur  das  eingetragene  Zeichen  geschützt,  nach 
dem  zweiten  jeder  im  Verkehr  anerkannte  Besitzstand  ohne  Ruck- 
sicht auf  Eintragung. 

Das  G.  74  beruht  auf  dem  Prinzip,  dass  das  Recht  auf 
alleinigen  Gebrauch  des  Zeichens  nur  durch  die  Anmeldung 
erlangt  wird  (§  8  G.  1874).  Kohler  (S.  264)  sucht  zwar  zu 
beweisen,  dass  die  mala  fide,  d.  h.  mit  dem  Bewusstsein,  dass 
ein  Anderer  ein  älteres  Besitzrecht  auf  die  Marke  hat,  eingetragene 
Marke  durch  den  nicht  eingetragenen  älteren  Besitzer  wieder 
])eseitigt  werden  könne.  Er  sagt  (S.  59):  „Und  was  die  Fonda- 
mentalfrage  über  die  konstitutive  oder  deklarative  Natur  des  Ein- 
trages betrifft,  so  hat  das  deutsche  Gesetz,  richtig  verstanden, 
die  Schattenseiten  nicht,  welche  man  ihm  vielfach  zum  Vorwurf 
gemacht  hat  .  .  .    Der  Unterschied   des   deutschen  Prinzips  vc^o 
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lern  englischen  und  französischen  ist  hiermit  leicht  zu  fassen. 
>ie  eingetragene  Marke  vernichtet  das  auf  dasselbe  Zeichen  ge- 
khtete  Individualrecht,  sofern  der  Eintrag  loyal,  redlich,  in  guter 
[einung  nachgesucht  worden  ist.  Anders  verhält  es  sich,  wenn 
er  Eintrag  in  bösem  Glauben,  im  Bewusstsein  des  entgegen- 
lebenden  Individualrechts  begehrt  wurde:  dann  ist  die  Marke 
ne  deceptive  und  dann  ist  umgekehrt  die  Marke  nichtig  und  das 
idividualrecht  des  Dritten  bleibt  bestehen,  der  Satz,  dass  die 
Dgetragene  Marke  der  nichteingetragenen  vorgeht,  muss  in  dieser 
rt  restringirt  werden.  Denn  die  eingetragene  Marke  kann  nur 
ergehen,  wenn  sie  gültig  ist,  und  das  ist  sie  nicht,  wenn  sie 
ne  deceptive  ist."  Indess  ist  für  diese  Ansicht  im  Markenschutz- 
setz, welches  hierfür  allein  massgebend  ist,  kein  Anhalt  zu  finden. 
er  Wortlaut  des  §  8  G.  74  spricht  gegen  diese  Annahme.  Wenn 
an  auch  der  Fortbildung  des  Rechts  durch  die  Judikatur  im 
>hlverstandenen  Verkehrsinteresse  einen  weiten  Spielraum  ein- 
umen  will,  so  kann  dieses  Juristenrecht  doch  schliesslich  nicht 
I  weit  ^ehen,  den  Sinn  aines  Gesetzes  in  sein  gerades  Gegentheil 
i  verkehren.  Jedenfalls  hat  die  jüngere  Rechtssprechung  daran 
»tgehalten,  dass  das  Markenrecht  überhaupt  erst  durch  die  An- 
leitung, bezw.  die  darauf  folgende  Eintragung  entsteht,  dass  also 
Inf  Grund  eines  behaupteten  früheren  Besitzstandes  die  Eintragung 
Kht  angefochten  werden  kann,  ganz  gleich,  ob  der  eingetragene 
Karkenbesitzer  bona  oder  mala  fide  ist.  Dies  ist  unter  Anderen 
Krekt  ausgesprochen  in  den  Erkenntnissen  des  Reichsgerichts  in 
!wei  berühmt  gewordenen  Prozessen,  nämlich  dem  Prozesse 
iTan  Honten^  und  dem  Prozesse  um  „Die  schwarze  Hand*^ 
kr  ^rassburger  Tabaksmanufaktur,  welche  Prozesse  zu  gleicher 
Zeit  zeigen,  zu  welchen  Konsequenzen  das  formale  Recht  führt. 
Die  holländische  E[akao-Firma  „van  Honten  und  Zoon^  bediente 
ttdt  zur  Kennzeichnung  ihres  Kakaos  nämlich  einer  den  Büchsen 
>i%eUebten  Etiquette,  auf  welcher  sich  neben  der  Firma  ein 
^brakteristischer  Adler  mit  Bändern  u.  s.  w.  befand.     Diese  in 

21* 
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Yerkehrskreisen  allgemein  als  Erkennungszeichen  des  Tan  Ho 
sehen  Kakaos  bekannte  Marke  war  aber  von  der  Firma  in  Den 
land  resp.  Leipzig  nicht  zum  Zeichenregister  angemeldet  wo 
Der  Vertreter  der  Firma  in  Berlin,  mit  welchem  die  Firo 
Differenzen  gerathen  war,  liess  nun  die  Original  van  Houten 
Etiquette  für  sich  in  Deutschland  als  Waarenzeichen  eintr 
Die  Löschungsklage  der  Firma  van  Houten  wies  das  Reichsgc 
in  seinem  ürtheil  vom  13.  Nov.  1886  ab.  In  den  Grründen  ( 
Urtheils  heisst  es :  „Das  Reichsgesetz  über  den  Markenschnb 
30.  Nov.  1874  beruht  weder  nach  seinem  ausdrücklichen  Ii 
noch  nach  seiner  geschichtUchen  Voraussetzung  auf  der  Ane 
nung  des  Versehens  von  Waaren  mit  einem  Zeichen,  als  ein( 
sich;  sei  es  mit  Rücksicht  auf  die  Geltendmachung  der  Ii 
dualität  oder  auf  den  Besitzstand,  Eechtsschutz  verleihendei 
thätigung,  für  welche  die  Eintragung  im  Zeichenregister  nur 
erhaltende  oder  den  Umfang  des  Eechts  regelnde  Bedingung  ^ 
Sieht  man  von  einzelnen  partikulären  Landesgesetzen  allgem 
Natur,  dem  code  civil  und  Spezialgesetzen  zum  Schutze  bestin 
Industrien  ab,  so  war  die  deutsche  Bechtsentwickelung  zur 
erkennung  Rechtsschutz  begründender  Erheblichkeit  von  L 
dualbethätigungen  behufs  Kennzeichnung  von  Waaren  als  von  i 
Anderer  zu  unterscheidender  durchaus  nicht  gelangt.  Das  Be 
gesetz  betrachtet  das  Waarenzeichen  als  ein  lediglich  durch 
formalen  Akt  der  Anmeldung  zur  Eintragung  zu  erzeugendes  R( 
(Bachem,  S.  25,  26).  Es  zeigt  sich  also,  dass  das  formale  1 
geradezu  dazu  die  Handhabe  bietet,  das  Publikum  zu  hinterg 
Denn  die  Annahme  eines  fremden  Zeichens  durch  einen  Di 
kann  doch  nur  den  einzigen  denkbaren  Zweck  haben,  das 
nehmerpublikum  über  die  Herkunft  der  Waare  zu  täus 
indem  demselben  unter  dem  alten  gewohnten  Zeichen  die  Wj 
eines  anderen  Produzenten  untergeschoben  werden. 

Der  bekannte  Fall  der  „schwarzen  Hand**  der  St 
burger  Tabakmanufaktur   liegt  so:    Die  Tabakmanufaktur  ^ 
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k  Zeichen,  das  sie  Jahrzehnte  hindurch  geführt  hatte,  dadurch, 
lass  sie  es  rechtzeitig  wieder  eintragen  zu  lassen  versäumte. 
Qagerin  hatte  auch  über  den  Ablauf  der  gesetzUchen  Giltigkeits- 
lauer  hinaus  bis  zum  Tage  des  Eintrages  durch  den  Dritten^  ja 
is  zur  Stunde,  ihre  Waaren  damit  versehen.  Nach  wie  vor 
Igen  ihre  Tabake,  mit  der  „schwarzen  Hand"  gezeichnet,  in  den 
chaufenstern  ihrer  Niederlagen  aus.  Nach  wie  vor  kannte  das 
iiblikum  die  „schwarze  Hand"  nur  als  Marke  der  Klägerin.  In 
m  höchstgerichtUchen  Erkenntniss  heisst  es:  „Das  Eeichsmarken- 
hutzgesetz  erkennt  nun  aber  nirgends  einen  Rechtserwerb  einer 
arke  durch  den  Gebrauch  an.  Nur  der  formelle  Rechtsakt  der 
imeldung  zu  dem  Handelsregister  verleiht  das  Recht,  die  Marke 

fuhren,  und  zwar  entscheidet  nach  §  8  des  Gesetzes  unter 
ihreren  Anmeldungen  allein  der  zeitliche  Vorrang  der  Art,  dass 
s  Recht  dem  zuerst  Anmeldenden  ausschliesslich  zusteht.  Giebt 
er  nach  deutschem  Recht  der  Gebrauch  einer  Marke  kein  Recht 
f  dieselbe,  so  erscheint  auch  in  den  Augen  des  Gesetzes  ein 
ngriff  in  den  Besitzstand,  selbst  wenn  derselbe  bösgläubig  mit 
r  Absicht,  dadurch  dem  bisherigen  Inhaber  einen  Theil  seiner 
ondschaft  zu  entziehen  und  ihn  zu  schädigen,  geschehen  sein 
Ute,  als  keine  unrechte  That,  so  sehr  eine  derartige  Handlung 
ich  sonst  zu  verwerfen  sein  mag.  (Die  Erkenntnisse  der  drei  In- 
anzen  siehe  bei  Kohler:  Aus  dem  Patent-  und  Industrierecht, 

S.  40ff.) 

Das  formale  System  hat  auch  das  neue  österreichische 
(arkenschutzgesetz  vom  6.  Jan.  1890  angenommen.  Es 
ichützt  ebenfalls  nur  die  registrirte  Marke.  Derjenige,  welcher 
öB  zuerst  zur  Registrirung  ordnungsmässig  hinterlegt,  erwirbt  auch 
iann  das  ausschUessliche  Gebrauchsrecht,  falls  ein  Anderer  die 
^iche  Marke  schon  lange  vorher  zur  Bezeichnung  seiner  Waare 

verwandt  hätte.     (Schüloff  S.  10.) 

Bagegen   hat    das    französische    Recht   das   materielle 

Zeiclienrecht  zur  Anerkennung  gebracht  und  zwar  hauptsächUch 


—     310     — 

veimittels  einer  konsequenten  Fortbildung  dieses  Prinzipes  durch 
die  Gerichtspraxis.    Der  Markenschutz  insbesondere  ist  auch  in 
Frankreich  durch  Spezialgesetze  vom  28.  Juni  1824  und  23.  Jooi 
1857  geregelt.    Diese  Gesetze  sind  aber  vor  allem  Strafgesetze; 
sie  wollen  dem  Fabrikanten,   dessen  Marken  ein  Anderer  wider- 
rechtlich sich  angeeignet  hat;  den  Schutz  der  öffentlichen  Klage 
gewähren.     Wer  bisher  in  legitimem  Gebrauch  einer  Marke  irar, 
wird   durch  die  Eintragung  derselben  zu  Gunsten   eines  Drittes 
nicht  depossedirt.     Die  Eintragung  ist  nicht  konstitutiv,  sondefn 
ledighch  deklarativ.     Pouillet  sagt  darüber  in  No.  79:  „D  mä 
de  ce  que  nous  avons  dit,  que  la  propriete  d'une  marque  apptf* 
tient  au  premier  occupant.     Celui,  qui  le  premier  s'en  empare,  se 
Tapproprie  legitimement  et  peut  en  intredire  Tusage  aux  aatrei 
La  loi  permet,  il  est  vrai,  de  deposer  les  marques,  mais  ce  de- 
pöt,  nous  aurons  bientöt  Taccasion  de  le  constater,  n^est  en  an* 
cune  fagon  attributif  de  la  propriete-,  il  n'en  est,    qu'une  mani- 
festation  exterieure  et  ne  sert  qv!ä,  assurer  au  proprietaire  de  la 
marque  des  garanties  speciales. '^  Neben  den  Spezialgesetzen  komat 
aber  auch  das  gemeine  Kecht   zur  Anwendung.     Die   gesetzliche 
Grundlage  für  die   civilrechtlich  verfolgbare  concurrence  deloyak 
findet  die  französische  Gesetzgebung  einmüthig  im  Art.  1382  des 
Code  civil,   welcher,   im  Kapitel  II  des  Dehts  et  des  Quasidelits 
stehend,  wie  folgt  lautet:    Tout  fait  quelconque  de  rhomme  q« 
cause  a  autrui  un  dommage,    oblige  celui   par  la  faute  daquelA 
est  arrive,    ä  le  reparer",   wo  „la  faute"  jedes   fehlerhafte  Ver- 
halten, nicht  aber  bloss  ein  solches,  das  gegen  Vertrag  oder  au» 
drückliches  Verbotsgesetz  gerichtet  ist,   bedeuten  muss.     Fehler 
haft  ist  aber  nach  der  erwähnten  herrschenden  Auffassung  jede 
störende  Eingreifen  in  die  wohlerworbenen  Absatzverhältnisse  ein€ 
Anderen  durch  andere  Mittel,   als  die  Bethätigung  des  Rechte 
des  freien  Wettbewerbes  mittels  Einsetzung  der  eigenen  Arbeits 
kraft,    Tüchtigkeit    und    Geschicklichkeit.      (Alexander   Kats 
S.  10.) 
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In  England  fand  mit  der  Patent-,  Muster-  und  Marken- 
kte  Yom  25.  Aug.  1 883  eine  neue  Regulirung  des  Markenrechtes 
Eitt,  zu  welcher  seither  das  epochemachende  englische  Waaren- 
ichengesetz  vom  Jahre  1887  hinzugetreten  ist.  Nach  englischem 
echt  ist  die  Bedeutung  des  Registeraktes  zunächst  eine  prozes- 
ale.  Der  Eintrag  ist  Voraussetzung  nicht  des  Rechts,  sondern 
tr  EJage.  Die  materielle  Hauptbedeutung  des  Eintrages  aber 
itt  nach  dem  Ablauf  von  fünf  Jahren  hervor.  Nach  Ablauf  von 
of  Jahren  wird  der  Eintr^  attributiv,  insofern  er  ein  jedes 
mit  im  Widerspruch  stehende  Individualrecht  eines  Dritten  plä- 
adirt.  Der  fiinQährige  Eintrag  ist  rechtsbegründend  und  zugleich 
chtszerstörend ;  indem  er  den  Eingetragenen  gegen  alle  wider- 
rechenden Individualrechte  feit.  Dieses  System  hat  den  Vor- 
&lj  dass  es  auf  der  einen  Seite  dem  materiellen  Rechte  eine 
»Ue  füni^ährige  Frist  gewährt,  um  das  formale  Recht  zu  dui-ch- 
echen,  auf  der  andern  Seite  dem  formalen  Recht  nach  Ablauf 
tter  mehrjährigen  Probefrist,  nach  Verfluss  eines  mehrjährigen, 
liigen  Besitzstandes,  jene  wohlthuende  Sicherheit  gewährt,  welche 
ST  Verkehr  so  dringend  ersehnt.  Noch  sicherer  als  die  Voraus- 
Inng  der  bona  fides  ist  nach  englischem  Recht  die  Voraus- 
tzung  des  justus  titulus:  Die  fünf  Jahre  wirken  nur,  wenn  die 
gistrirte  Marke  eintragsfahig  ist,  also  wenn  der  Registerakt  in 
esi  fähig  war,  ein  sofortiges  Recht  zu  erzeugen  und  nur  in  hypo- 
esi  kraft  des  kollidirenden  Rechts  eines  Dritten  nicht  zum  so- 
rtigen Recht  führte:  eine  objektiv  eintragungsunfahige  Marke 
rd  auch  nicht  durch  den  Ablauf  von  fünf  Jahren  gefestigt. 
[OHI^R  S.  259,  260.) 

Unser  neues  Gesetz  hat  das  im  G.  74  adoptirte  formale 
rstem  beibehalten,  wonach  das  Markenrecht  erst  durch  die  Ein- 
iguig  entsteht.  Es  heisst  in  §  12  d.  G.:  „Die  Eintragung  eines 
aarenzeichens  hat  die  Wirkung,  dass  dem  Eingetragenen  aus- 
liliesslich  das  Recht  zusteht,  Waaren  der  angemeldeten  Art  oder 
ren  Verpackung  und  Umhüllung  mit  dem  Waarenzeichen  zu  ver- 
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sehen,  die  so  bezeichneten  Waai'en  in  Verkehr  zu  setzen ,  s 
auf  Geschäftsbriefen^  Empfehlungen,  Ankündigungen,  Rechnu 
oder  dergleichen  das  Zeichen  anzubringen.^  In  der  Denksc 
zum  E.  I  von  1892  wurde  die  ganze  wichtige  Frage  mit  k( 
Silbe  erwähnt. 

Dagegen  ist  in  der  Begründung  des  E.  11  zu  §  8,  S 
der  formale  Standpunkt  des  Gesetzes  mit  folgenden  Gründen 
rechtfertigt:  „Von  verschiedenen  Seiten  ist  angeregt,  den  form 
Standpunkt  des  geltenden  Rechts  zu  verlassen  und  nach  dem^ 
gange  ausländischer  Gesetzgebungen  nicht  die  Anmeldung, 
dem  den  durch  den  früheren  Gebrauch  des  Zeichens  erworlx 
Besitzstand  über  die  Priorität  entscheiden  zu  lassen.  —  Das  Sy? 
des  geltenden  Bechts  hat  aber  den  wirthschaftUch  bedeutsa 
Vorzug,  dass  es  dem*  durch  die  Anmeldung  begründeten  Be 
ein  höheres  Mass  von  Sicherheit  verleiht,  und  seine  Träger 
prozessualen  Angriffen  schützt,  deren  Ausgang  von  einem  u 
allen  Umständen  schwierigen  und  im  Ergebniss  unsicheren  X 
weis  der  Priorität  des  früheren  und  eisten  Gebrauches  dej 
Streit  befangenen  Zeichens  abhängig  sein  würde."  Im  Komm 
S.  16  heisst  es:  „Wenn  Derjenige,  der  sich  eines  Waarenzeicl 
mit  Nutzen  bedient,  so  geringen  Werth  auf  dasselbe  legt,  das 
es  nicht  eintragen  lässt,  so  verdient  er  auch  keine  Berücksichtig 
Von  dem  Schutze,  den  dieses  Gesetz  gewähren  will,  ist  der 
tragungszwang  nicht  zu  trennen.  Wer  ein  ihm  werthvolles  Zeii 
nicht  eintragen  lässt,  hat  die  Folgen  sich  selbst  zuzuschreiben 
man  könne  es  dann  nicht  mehr  eine  UnbilUgkeit  nennen,  \ 
ihm  für  den  Fall  der  Eintragung  des  Zeichens  für  einen  Ani 
der  weitere  Gebrauch  des  Zeichens  untersagt  werde. '^ 

Diese  gegen  die  Einführung  des  Schutzes  des  Besitzsta 
geltend  gemachten  Gründe  sind  durchaus  nicht  stichhaltig.  ^^ 
in  der  Begründung  gesagt  wird,  „dass  der  Nachweis  der  Prio 
des  früheren  und  ersten  Gebrauches  eines  im  Streite  befang 
Zeichens  ein  überaus  schwieriger  und  im  Ergebniss  durchaus 
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iicherer  sei^,  so  ist  diese  Behauptung  durch  nichts  erwiesen.  Eher 
las  Gegentheil  dürfte  zutreffen.  Bei  dem  fraglichen  Nachweise 
tändelt  es  sich  doch  nicht  um  geheime  Vorgänge,  deren  Beweis 
chwierig  sein  könnte,  sondern  um  die  Einführung  eines  Zeichens 
merhalb  betheiligter  Verkehrskreise,  die  sich  in  aller  Oeffentlich- 
dt  vollzogen  hat.  Der  Beweis  dafür  durch  Sachverständige  und 
ieugen  der  betreffenden  Branche  kann  doch  unmöglich  schwer 
I  fuhren  sein.  Die  französische  Rechtsprechung  weiss  nichts 
)n  solchen  besonderen  Schwierigkeiten  der  Beweisführung  über 
ie  Priorität.  Wollte  man  dem  durch  die  Anmeldung  begrün- 
eten  Recht  unter  Anerkennung  älterer  Besitzstände  ein  höheres 
[ass  von  Sicherheit  verleihen  und  seinen  Träger  vor  prozessua- 
tn  Angriffen  schützen,  so  ergab  sich  als  ein  sehr  geeigneter 
lUsweg  die  Annahme  des  Prinzipes  des  englischen  Rechts,  wo- 
ach  das  Individualrecht  eines  Dritten  erst  nach  fiinf  Jahren  seit 
er  Eintragung  präkludirt  wird.  Für  die  Einführung  des 
nglischen  Systems  tritt  insbesondere  R.  A.  Sciimid  in  der 
1.  f.  g.  Rsch.  1892,  Nr.  23  ff.  mit  sehr  beachtenswerthen  Gründen 
m.  —  Wenn  im  Kommissionsbericht  weiter  gesagt  wird:  „Wer 
in  ihm  werthvolles  Zeichen  nicht  eintragen  lässt,  hat  die  Folgen 
er  Unterlassung  sich  selbst  zuzuschreiben,  und  man  könnte  es 
inn  nicht  mehr  eine  ünbiUigkeit  nennen,  wenn  ihm  für  den  Fall 
«r  Eintragung  des  Zeichens  für  einen  Andern  der  weitere  Ge- 
Tanch  des  Zeichens  untersagt  wird^,  so  hegt  allerdings  eine 
olche  sich  sonst  im  Rechtssystem  nirgends  vorfindende  UnbilUg- 
eit  vor.  Im  Gegentheil  entspricht  es  durchaus  der  Billigkeit, 
em  älteren  Markenbesitzer  eine  Frist  zu  gewähren,  in  der  er 
as  fdr  einen  Andern  eingetragene  Zeichen  anfechten  kann,  wie 
B  im  englischen  Recht  der  Fall  ist,  damit  er  Gelegenheit  hat, 
an  Versäumniss  nachzuholen,  üebrigens  finden  auch  im  Patent- 
schte  die  Rechte  des  Anmeldenden  eine  Schranke  an  den 
lediten  des  ersten  Erfinders,  der  dieselbe  Erfindung  bereits  in 
ienutzung  hatte.    Das  Beispiel  Englands  und  Frankreichs,  mit 
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denen  wir  in  Industrie  und  Handel  wetteifern,  sollte  für  uns 
massgeblicher  sein,  als  das  Oesterreichs,  dessen  Industrie  nodi 
soweit  zurücksteht,  dass  es  allenfalls  mit  einem  weniger  ent- 
wickelten Markenrechte  auskommen  kann.  In  der  Begründung 
zum  französischen  Gesetz  von  1857  heisst  es  sehr  richtig:  „M&is 
fallait  il  le  depouiller  de  sa  propriete  cet  industriel,  si  negligeant 
<iu'il  füt,  ä  ce  point  qu'il  peüt  etre  poursuivi  par  un  tiers,  qui, 
non  content,  d'usurper  sa  marque,  en  aurait  opere  le  depot? 
Teile  eüt  ete,  en  effet,  la  consequence  fatale,  d'un  principe  ri- 
goureux:  il  nous  a  paru  dangereux,  de  faire  dependre  de  Tacom- 
plissement  d'une  formaUte,  de  soumettre  ä  la  chance  d'une  dilli- 
gence  plus  au  moins  active,  la  priorite  d'une  marque,  qui,  le  plus 
souvent,  tire  son  importance  de  son  anciennete  et  n'a  pas  ete 
deposee  ä  cause  de  son  anciennete  meme'*.  (Poüillet  102.) 

In  den  interessirten  Kreisen  war  man  einstimmig  gegen  die 
Beibehaltung  dieses  rein  formalen  Markensystems.    Der  deutsche 
Verein    für    den    Schutz    des   gewerblichen   Eigenthums 
fasst  in  einer  Eingabe  an  den  Reichstag  seine  Wünsche  in  dieser 
Beziehung  in  folgender  Resolution  zusammen,  welche  einstimmig 
Annahme  fand:  „Gegen  die  Eintragung  eines  Zeichens  mussnach 
Ansicht  des  Vereins  Derjenige  Einspruch,   oder,  wenn  die  Ein- 
tragung schon  erfolgt  ist,  Löschungsklage  erheben  können,  welcher 
das  Zeichen   schon    vor   dem  Anmelder   fiir    dieselbe   oder  eine 
gleichartige  Waarengattung  benutzt  und  in  den  betreffenden  Vo:- 
kehrskreisen  bekannt  gemacht  hat".  Dieser  Standpunkt  ¥m:d  auch 
konsequent  in  dem  Organ  des  Vereins,  der  „Zeitschrift  für  ge- 
werbUchen  Rechtsschutz",   insbesondere    von    dem   Herausgeber, 
Rechtsanwalt  Schmid  und  von  Reüling  vertreten.     Letzterer 
äussert  sich  in  der  Z.  f  g.  Rsch.  1892  Nr.  21,  22  in  einer  Ab 
handlung    „Kritische   Beiträge   zum   E.  e.  G.  z.  Seh.  d.  Wbz* 
dahin:  „Der  alleinige  Ausgangspunkt  —  auch  vom  Standpunkt 
des   reinen   Markenschutzes    aus  —  ist    die  Anerkennung  eine 
Besitzstandes   für   die   thatsächhch   in   den   Handelsverkehr  ein 
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getiihrten  Marken.  Das  Zeichenregister  hat  nur  die  Aufgabe, 
diesen  Besitzstand  klar  zu  stellen  und  ihm  eine  formelle  An- 
erkennung zu  sichern.  Denselben  Standpunkt  nimmt  auch  die 
Kölnische  Volkszeitung  ein.  Sie  hat  sich  seit  Jahren  in  zahl- 
reichen Artikeln  und  Aperc^us  aus  sachverständiger  Feder  die 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  zur  besonderen  Aufgabe 
gemacht.  Was  ihre  Stellung  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  zum 
Schutze  der  Waarenbezeichnungen  gegenüber  betrifft ,  so  ver- 
ortheilt  sie  den  Standpunkt ,  dass  ein  Waarenzeichen  erst  dann 
irgend  einen  Werth  hat,  wenn  es  in  die  Zeichenrolle  eingetragen 
ist,  als  grundfalsch. 

In  der  Kommission  wurde  wiederholentlich  der  Versuch 
gemacht;  das  materielle  Markenrecht  zur  Geltung  zu  bringen, 
oder  wenigstens  die  Härten  des  formalen  Markenrechts  zu  mil- 
dem. Es  lag  ein  Antrag  Rören  vor,  einen  §  11'  einzuschalten, 
wie  folgt:  „Hat  sich  ein  Dritter  bereits  vor  der  Eintragung  in 
gutgläubigem  Besitz  des  Zeichens  befunden,  so  steht  dem  Ein- 
getragenen gegen  diesen  ein  AusschUessungsrecht  nicht  zu^. 
(Eomm.-B.,  S.  6.)  Begründend  wurde  dazu  bemerkt,  es  müsse  dem- 
jeidgen,  der  gutgläubig  ein  Zeichen  gefuhrt  habe,  dasselbe  be- 
lassen werden,  auch  wenn  ein  anderer  es  habe  eintragen  lassen; 
das  sei  analog  den  Bestimmungen  des  Patentschutzes,  in  welchem 
die  Rechte  der  Anmeldenden  gleichfalls  wie  die  Rechte  des  ersten 
Erfinders,  der  dieselbe  Erfindung  bereits  in  Benutzung  hatte, 
«ine  Schranke  finden.  In  einer  Petition  wurde  dasselbe  Vor- 
f^ht  gefordert  für  Zeichen,  welche  seit  mindestens  zwei  Jahren  in 
^bestrittenem  Besitze  eines  Dritten  waren.  Der  Antrag  wurde 
abgelehnt.  Es  wurde  erwidert,  dass  einmal  eine  dauernde  Rechts- 
uisicherheit  daraus  entstehen  müsse.  Femer  wurde  geltend  ge- 
gemacht, dasR,  wer  ein  wertvolles  Zeichen  nicht  eintragen  lässt, 
die  Folgen  der  Unterlassung  sich  selbst  zuzuschreiben  habe. 
(Komm.-B.,  S.  6.)  Femer  lag  zu  §  8  d.  E.  (§  9  d.  G.),  welcher 
davon  handelt,  in  welchen  Fällen  ein  Dritter  die  Löschung  eines 


—     316     — 

Waarenzeichens  beantragen  kann,    der  Antrag  Tor,    eine  No.  4 
anzufügen ;   lautend:    ^Wenn    das  Zeichen   bis    zum  Erlass  des 
gegenwärtigen  Gesetzes   in    den   betheiligten  Verkehrskreisen  ab 
Kennzeichen    der  Waaren    eines   bestimmten    Geschäftsbetriebes 
gegolten   hat.''     Durch    eine    solche  Bestimmung  wären  die  Be- 
sitzstände für   die  Zeit  vor  Erlass  des  neuen  Gesetzes  ganz  all- 
gemein auch  für  solche  Marken  anerkannt  worden,   welche,  ob- 
gleich nach  dem  G.  74  subjektiv  und  objektiv  eintragsfähig,  nicbt 
zur   Eintragung   angemeldet    wurden.      Der   Antrag   wurde  ab- 
gelehnt,   weil    eine   solche  Bestimmung  die  Rechtssicherheit  auf 
das  Schlimmste   gefährden    und  unnöthige   Prozesse   hervorrufen 
würde.     Wer    ein   werthvolles  Zeichen    besitze,    würde    dasselbe 
auch    schon    bisher   haben  eintragen  lassen ,  wo  es  nur  der  ein- 
fachen Anmeldung  bedurfte,    um   die  gesetzlichen  Rechte  zu  er- 
werben. 

Obgleich  nun  das  Gesetz  auf  dem  rein  formalen  Standpunkt 
steht,  so  musste  es  doch  zu  Gunsten  des  materielle 
Rechts  verschiedene  Konzessionen  machen:  Erstens  zu  Gunst^ 
der  nach  G.  74  nicht  eintragungsfähigen  Marken,  welche  bis  zim 
Erlass  des  gegenwärtigen  Gesetzes  innerhalb  betheiligter  Verkehr 
kreise  als  Kennzeichen  eines  bestimmten  Geschäftsbetriebes  g 
gölten  haben.  Der  Inhaber  des  letzteren  soll,  falls  das  Zeiche 
nach  Massgabe  des  gegenwärtigen  Gesetzes  für  einen  Andern 
die  Zeichenrolle  eingetragen  wird,  bis  zum  1.  Oktober  1895  M 
Löschung  beantragen  können.  (§  9,  Abs.  2  d.  G.)  Bei  bisL« 
nicht  eintragungsfähigen  Zeichen  wird  also  der  blosse  Besitzstaifl 
ohne  Eintragung  für  einen  beschränkten  Zeitraum  als  rechti 
begründend  anerkannt.  Eine  weitere  Abweichung  vom  formale 
Markenrecht  zu  Gunsten  des  materiellen  findet  sich  in  der  des 
bisherigen  Markenrecht  fremden  Bestimmung  des  §  4,  Abs. 
d.  G.,  wo  es  heisst:  „Zeichen,  welche  gelöscht  sind,  dürfen  f^ 
die  AVaaren,  für  welche  sie  eingetragen  waren,  oder  für  gleic: 
artige  Waaren,    zu  Gunsten    eines  Andern,    als    des  letzten  ■ 
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rs  erst  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  seit  dem  Tage  der 
hung  von  Neuem  eingetragen  werden.  In  der  Begründung 
.  II,  S.  13  (wie  zu  E.  I)  heisst  es  dazu:  ^Der  Schlussabsatz 

4  gewährt  für  die  Dauer  von  zwei  Jahren  dem  Inhaber  eines 
:hten  Zeichens  das  ausschliessHche  Recht  auf  erneute  Ein- 
ng  desselben.  Die  Wahrnehmung,  dass  in  einzelnen  Fällen 
en,  deren  rechtzeitige  Erneuerung  versäumt  wurde,  in  un- 
er  Absicht  von  einem  Dritten  zur  Anmeldung  gebracht 
jn  sind,  giebt  den  Anlass  zu  der  Bestimmung.'^  Die  spezielle 
ilassung  zu  dieser  Bestimmung  gab  wohl  der  Fall  der 
rarzen  Hand",  des  Waarenzeichens  der  kaiserlichen  Tabak- 
faktur zu  Strassburg.  Diese  Bestimmung  stellt  sich  als  eine 
isequenz,  eine  Abweichung  von  dem  einmal  angenommenen 
Jen  Prinzip  dar,  wenigstens  soweit  es  sich  um  die  Löschung 
1  Versäumnis  der  Erneuerung  handelt.  Denn  das  Zeichen 
irch  die  Löschung  thatsächlich  frei  geworden.  Wenn  also 
ren  die  Eintragung  dieses  nicht  mehr  existierenden  Zeichens 
ligert  wird,  so  ist  hierin,  mag  man  die  Sache  ansehen,  wie 
will,  nichts  weiter  zu  erbUcken,  als  eine  Konzession  an  das 
•ielle  Zeichenrecht.    Der  Schutz  des  Besitzstandes  geht  zwar 

so  weit,   dass  der  früher  eingetragene,  jetzt  gelöschte  Be- 

eines  Zeichens  einem  Dritten  die  Benutzung  dieses  Zeichens 
äten  könnte.  Er  muss  sich  vielmehr  erst  eintragen  lassen, 
lies  thun  zu  können.  Aber  der  Dritte  kann  wenigstens  dem 
r  eingetragenen  Zeichenbesitzer  nicht  mit  der  Eintragung 
•kommen,  sondern  sein  Eintragungsgesuch  wird  während 
T  Jahre  nach  der  Löschung  abgelehnt.  Das  Verbot  der  Ein- 
ing  für  einen  Andern,   als   den  letzten  Inhaber  bezieht  sich 

nach  der  allgemeinen  Fassung  des  Abs.  2,  §  4  nicht  bloss 
den  Fall  der  fahrlässigen  Nichterneuerung  eines  Zeichens, 
em  greift  auch  dann  Platz,  wenn  die  Löschung  auf  Antrag 
Inhabers  selbst  erfolgte,  sowie  wenn  die  Eintragung  von 
«wegen  hätte  versagt  werden   müssen,    und   deshalb  die  Lö- 


scliung  von  Amtswegen  erfolgte,  und  endlich  wenn  die  LöschuEp 
auf  Antrag  eines  Dritten  erfolgte.  Das  Motiv  ist:  zu  verhindeni, 
dass  solange  die  individuelle  Bedeutung  der  Marke  im  Publikam 
nocli  fortlebt,  ein  Dritter  durch  Usurpierung  derselben  das  Pu- 
blikum täuscht.  — 

Die  Ausführungen  im  Kommissionsberichte,  dass  „Wer  dit 
Eintragung  vernachlässige,  sich  die  Folgen  der  Unterlassung  lu- 
zuschreiben  hiihe",  passen  aber  aufs  Haar  auch  auf  die  Nichl- 
erneuerung  des  Zeichens.  Die  Rücksicht  auf  den  Konsuirienlen 
hätte  vielmehr  ganic  allgemein  zum  Schutze  der  Besitzstände  führ«! 
müssen.  Denn  Fälle,  wie  der  van  Houten'sche,  können  sich  tmi 
nach  dem  neuen  Gesetze  alle  Tage  von  Neuem  in  derselben  Weiu 
abspielen. 

Die  Koneeijueuzen  des  Systems  sind  folgende :  Wenn  »ich 
Jemand  eines  im  Verkehr  eingeführten  und  bekannt  gewordenen 
Zeichens  für  seine  Waaren  bedient,  es  aber  nicht  eintragen  lüssl, 
80  verÜert  er  sein  Zeichen  an  den  Konkurrenten ,  welcher  sidi 
dieses  Zeichen  eintragen  lässt.  Der  Konkurrent  erwirbt  sicli  dl- 
durch,  dass  er  das  fremde  Zeichen  für  sich  eintragen  lässt,  die 
Alleinberechtigung  zur  Führung  dieses  Zeichens  und  die  Berecli- 
tigiing,  dem  älteren  Zeiehenhesitzer  den  Weitergebrauch  dieses 
Zeichens  zu  verbieten.  Da  nun  ferner  die  nicht  eintraguogs&hi;:« 
Art  der  äusseren  Ausstattung  einer  Waare  ebenfalls  in  §  Ifi  ge- 
schützt wird,  so  ergiebt  sicli  aus  dieser  verscliiedenen  Behandlnng 
des  eintraggfäliigen  Zeichens  und  der  nicht  eintragsßibigen  Aus- 
stattungen ein  eigentümlicher  Rechtszuetand,  der  zu  merkwürdig 
Konseijuenzen  fühi-t,  wie  unter  VXI"  näher  ausgeführt  ist. 

Obgleich  nun  das  Gesetz  mit  aller  Konse(|uenz  das  formale 
Markenrecht  durchzuführen  gesucht  hat,  so  enthalten  doch  dif 
§§  4,  Abs.  1,  Ko,  3  und  ij  3,  Abs.  1,  No.  3  eiue  Bestimmung, 
vermittelst  deren  der  Schutz  nicht  eingetragener  Zeichen  Eingaof! 
finden  könnte.  Es  handelt  sich  um  die  Bestimmung,  dass  djit 
Eintragung   in    die    Rolle   zu   versagen    ist   für    WaHremeicben, 
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welche  solche  Angaben  enthalten,  die  ersichtlich  den 
fchatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen  und 
die  Gefahr  einer  Täuschung  begründen  (§  4),  dass 
Femer  ein  Dritter  die  Löschung  eines  Waarenzeichens  beantragen 
kann,  wenn  Umstände  vorliegen,  aus  denen  sich  ergiebt,  dass  der 
[nhalt  des  Waarenzeichens  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht 
antspricht  und  die  Gefahr  einer  Täuschung  begründet  und  dass 
lelbst  nachträglich  nach  §  8,  Abs.  2  die  Löschung  des  Zeichens 
ron  Amtswegen  erfolgt,  wenn  die  Eintragung  des  Zeichens  hätte 
Fersagt  werden  müssen.  In  einer  Petition  wurde  beantragt,  das 
HTort  ^und"  durch  ;,oder"  zu  ersetzen.  Der  Antrag  wurde  aber 
ibgelehnt.  Es  dürfte  wohl  nicht  zu  leugnen  sein,  dass  mit  An- 
uthme  dieses  Antrages  sofort  der  Schutz  der  nichteingetragenen 
tfarken  sanktionirt  worden  wäre.  Denn  die  Nachahmung  einer 
licht  eingetragenen  bekannten  Marke  involvirt  stets  die  Gefahr 
dner  Täuschung  des  Publikums.  Aber  auch  in  der  vorliegenden 
Fassung  des  Gesetzes  lassen  sich  genug  Fälle  denken,  dass  man, 
^bne  Anwendung  besonderer  Interpretationskünste,  zu  dem  Schutze 
dcht  eingetragener  Marken  gelangt.  Es  ist  z.  B.  im  van  Hou- 
ea'schen  Falle  wohl  denkbar,  dass  der  Richter  auf  Grund 
lieser  neuen  Bestimmung  dem  Antrage  der  klagenden  Firma 
[CTügt  und  auf  Löschung  erkannt  hätte.  Nachdem  in  §  15,  16, 
ro  es  sich  um  den  Schutz  der  Ausstattung  und  die  Verhinderung 
alscher  Herkunftsangaben  handelt,  mit  dem  formalen  Marken- 
^Qcht  einmal  gebrochen  ist,  und  somit  das  materielle  Marken- 
»echt  theilweise  eingeführt  ist,  wird  sich  unzweifelhaft  in  der  Judi- 
sator  die  Neigung  geltend  machen,  das  materielle  Markenrecht 
rriter  zu  entwickeln,  weil  das  rein  formale  Recht  oft  zu  einem 
tem  Rechtsbewusstsein  und  den  allgemeinen  Verkehrsbedürfnissen 
o  widersprechenden  Resultate  fuhren  dürfte,  dass  man  gern  die 
tftndhabe,  welche  die  vorliegenden  Bestimmungen  bieten,  er- 
reifen  wird,  um  sich  aus  dem  Dilemma  herauszuhelfen. 

Das  G.  74  §  8   schützte    das  Zeichen    nur,    sofern  es   auf 
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Waaren  oder  deren  Verpackung  angebracht  war.    Nach  §  12 
neuen    Gesetzes   wird    der  Zeichenschutz    sachgemäss    erweit 
In   der  Kommission   erklärten    die  Regierungskommissarien 
Anfrage:    ^Der  Eingetragene   könne  das  Zeichen  benutzen,  i 
und  wo  er  wolle,  also  z.  B.  auch  auf  Etiquetten  in  Verbindu 
mit   andern  Zeichnungen,  Arabesken,  Landschaften,  oder  wo 
nur  sei;   das  dürfe  ein  Anderer  nicht.     Ein  geschütztes  Zeich 
als  Verzierung,   allein  oder  mit  andern  Verzierungen  zusamm 
auf  den  Waaren    oder  der  Verpackung  anzubringen,   stehe  d 
dem  Eingetragenen  zu,  für  jeden  Andern  sei  dies  unzulässig  u 
nach  §  13    strafbar.     Der   vorliegende  Gesetzentwurf  wolle  d 
ausgedehntesten   Schutz    gewähren    und  jeder   Irrthumserregu 
beim  kaufenden  Publikum  vorbeugen.''     (Komm.-B.,  S.  6.) 

Die  Rechtswirksamkeit  eines  Zeichens  wird,  abweiche! 
von  dem  bisherigen  Gesetz  erst  durch  die  Eintragung,  Die 
schon  durch  die  Anmeldung  begründet.  Die  Anmeldung  i 
daher  nur  noch  für  die  Priorität  von  rechtlicher  Bedeutac 
Dies  empfiehlt  sich,  um  in  den  rechtsbegründenden  Thatsach 
mit  dem  Gesetz  über  den  Schutz  der  Gebrauchsmuster  vc 
1.  Juni  1891,  dessen  Durchführung  ebenfalls  dem  Patentan 
obliegt,  Uebereinstimmung  herzustellen.  Eine  weitere  Abweichui 
von  dem  bestehenden  Recht  liegt  darin,  dass  jede  Eintragui 
auch  wenn  sie  hätte  versagt  werden  müssen,  Wirksamkeit  äusse 
soll.  (E.  II,  S.  15.)  Namentlich  im  Falle  der  Kollision  ein 
eingetragenen  Zeichens  mit  dem  auf  Grund  einer  andern  A 
meidung  eingetragenen  Zeichen  sollen,  solange  der  Weg  ä 
gerichtlichen  Klage  nicht  beschritten  ist,  beide  eingetragen 
Zeichen  Dritten  gegenüber  wirksam  sein.     (E.  II,  S.  16.) 

V.  Erlöschen  des  Zeichenrechts. 

Das  durch  das  Waarenzeichen  begründete  Recht  ist  vc 
erblich  undveräusserlich,  aber  nur  mitdemGeschäf 
hotriebe,   zu   welchem  das  Waarenzeichen  gehört  (§  7  d.  ^ 
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*ie  Rechtsgültigkeit  der  üebertragung  ist  durch  den  Vermerk  in 
^  Zeichenrolle  nicht  bedingt.  Um  aber  darauf  hinzuwu*ken, 
I8S  Aenderungen  in  der  Person  des  Berechtigten  alsbald  zur 
ntraguDg  gelangen,  soll  der  Nachfolger,  bevor  die  Eintragung 
ichehen  ist,  sein  Recht  anderen  Personen  gegenüber  nicht  gel- 
d  machen  dürfen.  Die  Gültigkeitsdauer  des  eingetragenen 
chens  ist  keine  zeitlich  unbeschränkte ,  sondern  beträgt  nach 
d.  G.  10  Jahre,  von  der  Anmeldung  gerechnet.  In  Frank- 
h  beträgt  die  Gültigkeitsdauer  der  eingetragenen  Marke  15  Jahre. 
h  den  zu  IV.  dargestellten  Grundsätzen  des  französischen 
bts  verliert  aber  der  Eigenthümer  sein  Recht  an  der  Marke 
;h  die  Unterlassung  der  Erneuerung  nicht.  Er  kann  Dritte 
er  Benutzung  hindern ;  nur  die  Straf  klage  ist  ihm  benommen 
telIjET  Nr.  131 — 132).  England  hat  eine  Schutzfirist  von 
Jahren.   Wird  die  Erneuerungsgebühr  innerhalb  dreier   Mo- 

nach  Ablauf  einer  vierzehnjährigen  Periode  nicht  gezahlt, 
rUscht  die  Marke  in  der  Zeichenrolle.  Sie  kann  jedoch  wieder 
Eintragung  gelangen,  wenn  dem  KomptroIIer  eine  ausreichende 
ründung  beigebracht  und  eine  Zusatzgebühr  gezahlt  wird  (Z.  f. 
seh.  von  1893,  S.  68).  Das  Zeichen  wird  nach  §§8,  9  d.  G. 
>8cht:    1)  Von  Amts  wegen,    wenn  seit   der  Anmeldung 

seit  ihrer  Erneuerung  10  Jahre  verflossen  sind  und  ferner, 
1  die  Eintragung  des  Zeichens  hätte  versagt  werden  müssen. 

diejenigen  Fälle,  in  denen  die  Löschung  von  Amts  wegen 
eizufuhren  ist,  soll  eine  vorgängige  Benachrichtigung  dem  In- 
T  des  Zeichens  zur  Wahrung  seiner  Rechte  Gelegenheit  bieten. 
it  wegen  versäumter  Erneuerung  die  Löschung  in  Frage,  so 
it  die  vorgeschriebene  Mittheilung  eine  Erinnerung  an  den 
tablauf  (E.  11,  S.  14).  Die  zweijährige  Sperrung  des  Ee- 
frs  gegen  die  Eintragung  des  zur  Löschung  gekonmienen 
hens  für  Dritte  ist  unter  IV.  erörtert.  2)  Auf  Antrag  des 
abers  jederzeit.  3)  Auf  Antrag  Dritter  (§  9  d.  G.). 
renn  das  Zeichen  für  ihn  auf  Grund  einer  früheren  Anmel- 

rchiv  fiir  öffentliches  Recht.  X.  3.  22 
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düng  für  dieselben  oder  fiir  gleichartige  Waaren  eingetragen  si 
Dies  gilt  auch  dann,  wenn  die  Zeichen  so  gleich  sind,  dass 
Verwechslungsmöglichkeit  vorliegt,  b.  Wenn  der  Geschaftsbeti 
zu  welchem  das  Zeichen  gehört,  von  dem  eingetragenen  Inlu 
nicht  mehr  fortgesetzt  wird.  c.  Wenn  Umstände  Toriiegen, 
denen  sich  ergiebt,  dass  der  Inhalt  des  Waarenzeichens  den  i 
sächlichen  Verhältnissen  nicht  entspricht  und  die  Ge&hr  e 
Täuschung  begründet.  Die  Tragweite  dieser  Bestimmung  ist  ui 
IV.  erörtert. 

Das  durch  die  Eintragung  begründete  Recht  wird  durch 
Löschung  beseitigt.  Die  Wirkung  der  Löschung  wird  auf  c 
jenigen  Zeitpunkt  zurückverlegt,  in  welchem  vor  der  Lösch 
bereits  ein  Rechtsgrund  für  die  Löschung  gegeben  war.  Da 
die  Eintragung  hätte  versagt  werden  müssen,  fallt  er  ohne  Weit« 
mit  dem  Zeitpunkt  der  Eintragung  zusammen  (E.  11,  S.  16). 

Tl.  Die  Kompetenssfrage« 

Der  Antrag  auf  Löschung  Seitens  eines  Dritten  ist  im  W 
der  Klage  geltend  zu  machen  und  gegen  den  eingetragenen 
haber,  oder,  wenn  dieser  gestorben,  gegen  dessen  Erben  zu  rieh 
(§  9,  Abs.  3  d.  G.).  Das  Gesetz  weist  also  die  Löschungski 
vor  die  ordentlichen  Gerichte  und  zwar  gehören  in  der  ers 
Instanz  die  Streitigkeiten  um  den  Markenschutz,  soweit  es  sich 
die  Zuständigkeit  der  Landgerichte  handelt,  gemäss  §  101  Nr. 
G.-V.-G.  vor  die  Kammern  für  Handelssachen.  Nach  S  21  d. 
steht  die  Verhandlung  und  Entscheidung  in  letzter  Instanz 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  durch  Klage  a 
Widerklage  ein  Anspruch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  geltend 
macht  wird,  unter  allen  Umständen  dem  Reichsgericht  zu.  Nur 
Falle  des  §  9  Abs.  2  Nr.  2  ist  ein  Vorverfahren  beim  Patentamt 
lässig,  „wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  welchem  das  Waarenzeicl 
gehört,  von  dem  eingetragenen  Inhaber  nicht  mehr  fortgesetzt  wir 
Der  Antrag  auf  Löschung  kann  in  diesem  Falle  zunächst  bei  d 
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tentamt  angebracht  werden.  Das  Patentamt  giebt  dem  als 
baber  des  Waarenzeichens  Eingetragenen  alsdann  Nachricht, 
iderspricht  derselbe  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Zustellung 
cht,  so  erfolgt  die  Löschung.  Widerspricht  er,  so  wird  dem 
jitragsteller  anheim  gegeben,  den  Anspruch  auf  Löschung  im 
Tege  der  KJage  geltend  zu  machen  (§  9,  Abs.  5).  Die  Beschwerde 
egen  einen  Beschluss,  durch  welchen  ein  Antrag  zurückgewiesen 
iid,  und  gegen  den  Beschluss,  durch  welchen  Widerspruchs  un- 
eachtet  die  Löschung  angeordnet  wird,  geht  an  das  Patentamt 
j  h)  Abs.  2).  Mit  der  Einlegung  der  Beschwerde  ist  der  In- 
imzenzug  erschöpft;  eines  weiteren  Eechtsmittels  bedarf  es  um 
)  weniger,  als  die  Centralisirung  des  Markenwesens  eine  einheit- 
che,  gleichmässige  Praxis  gewährleistet. 

Was  nun  die  Frage  betrifft,  vor  welches  Forum  die  Marken- 
Mjhtsstreitigkeiten  gebracht  werden  sollen,  so  herrschte  in  den 
iteressirten  Kreisen  eine  starke  Strömung  dafür,  dem  Patent- 
mte  eine  weitergehende  BrCchtssprechung  zuzuweisen,  als  im  Ent- 
nrt*  vorgesehen  war,  welche  Ansicht  denn  auch  in  der  Kommission 
m  Durchbruch  kam.  Man  hatte  eine  unerfreuliche  Verschieden- 
fit der  Anschauungen  in  den  ürtheilen  der  Gerichte  wahr- 
l^iommen,  von  denen  die  meisten  verhältnissmässig  selten  Ge- 
egenheit  hatten,  in  Patent-  und  Markensachen  Recht  zu  sprechen, 
iodass  es  kein  Wunder  ist,  wenn  häufig  in  den  Ürtheilen  sowohl 
ane  genügende  Kenntniss  der  einschlägigen  Yerkehrsverhältnisse, 
rie  ein  tieferes  Eindringen  in  die  Theorie  des  Markenrechts  ver- 
Msst  wurde.  Der  Wunsch,  die  Kompetenz  der  ordentlichen  Ge- 
Qchte  in  Markenrechtsstreitigkeiten  möglichst  zu  beschränken  und 
fie  Eechtssprechung  dem  Patentamte  zu  übertragen,  war  deshalb 
i&  idlen  gewerblichen  und  Handelskreisen  vorhanden  und  kam 
insbesondere  vielfach  in  der  „Zeitschrift  für  gewerblichen  Rechts- 
•dmtz'' zum  Ausdruck.  Der  „Deutsche  Verein  für  den  Schutz 
des  gewerblichen  Eigenthums^  hatte  in  seiner  Eingabe  an 
^  Reichstag  seine  sich  darauf  beziehenden  Wünsche  dahin  for- 

22* 


—     824    — 

mulirt:  „Das  Verfahren  in  Zeichenangelegenheiten  ist  na< 
sieht  des  Vereins  demjenigen  in  Patentsachen  entsprechi 
regeln.  Insbesondere  erscheint  es  wünschenswerth,  dmss  di 
Scheidung  über  Einsprüche  gegen  Zeichenanmeldongen,  sow: 
in  erster  Instanz  die  Entscheidung  über  Anträge  auf  Lö 
dem  Patentamte  überwiesen  wird.  —  Reuling  (Beitr.  8. 
spricht  sich  in  dieser  Frage  dahin  aus:  ^Es  ist  sicherlie 
Grund;  von  den  Gerichten  eine  bessere  Rechtssprechnng  in  i 
Streitfallen  zu  erwarten ,  als  Ton  dem  Patentamt.  Der 
von  Divergenzen  aber  zwischen  der  Rechtssprechung  des  ] 
amtes,  das  doch  in  Wahrheit  nichts  ist,  als  ein  für  vieli 
formuUrter  Spezialgerichtshof,  und  der  Rechtssprechung  der  < 
liehen  Gerichte  wird  am  besten  dadurch  entgegengewiricl 
man  die  ganze  Rechtssprechung  möglichst  beim  Patentamt 
zentrirt."  Der  Herausgeber  der  Zeitschrift  für  gewer 
Rechtsschutz,  Rechtsanwalt  Schmid^  äussert  sich  in  diese 
Schrift  dahin:  „Wir  erachten  das  Patentamt  als  hinreiche 
eignet  zur  Erledigung  der  Löschungsklage ,  zumal  ihm 
Rechtssprechung  die  zu  Grunde  liegenden  Fragen  der  Ac 
keit,  der  Freizeichenciualität,  der  Vorbenutzung,  eher  offen 
werden,  als  den  ordentUchen  Gerichten  und  durch  die 
Weisung  an  das  Patentamt  die  Einheitlichkeit  der  Rechtsspr 
über  diese  Fragen  gesichert  wird".  Den  gleichen  Orondsa 
trat  die  „Kölnische  Volkszeitung",  welche,  wie  schoi 
erwähnt,  in  zahlreichen  Artikeln  ihre  Stellung  zum  Entwu 
Gesetzes  zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen  nähe 
gelegt  hat. 

In  der  Kommission  wurde  zunächst  zu  §  5  des 
(wiederholt  zu  §  8  des  E.  U)  ein  Antrag  gestellt,  dem  voi 
den  Entwurf  entgegen,  die  Entscheidung  über  AbweisaDj 
Eintragung  in  die  Zeichenrolle  (§  5)  und  über  die  Loschmif 
Waarenzeichens  auf  Antrag  eines  Dritten  (§  8)  dem  Patei 
zu  übertragen,  imd  zwar  nach  Massgabe  des  Nichtigkdtsrarfi 
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nach  dem  Patentgesetz  vom  7.  April  1891  (Komm.-B.,  S.  7,  8). 
Zu  Gunsten  der  Rechtssprechung  durch  das  Patentamt  wurde 
darauf  hingewiesen:  ^Die  dem  Reichstage  überreichte  Denkschrift 
fom  21.  Dezember  1893  über  die  Thätigkeit  des  Patentamtes 
Rigt,  wie  es  als  rechtsprechende  Behörde  in  Patentsachen  gün- 
itig  gewirkt  und  das  Vertrauen  der  Gewerbtreibenden  im  hohen 
ICasse  erworben  habe.  Die  Rechtsuchenden  seien  mit  den  Ent- 
»heidungen  des  Patentamtes  zu&ieden,  während  umgekehrt  in 
mteren  Kreisen  eine  nicht  ganz  unberechtigte  Abneigung  der 
Gewerbtreibenden  gegen  die  Entscheidungen  der  Gerichte  vor- 
iBmlen  sei  in  Fällen ,  wo  kaufinännische  oder  technische  Fragen 
cor  Entscheidung  stehen  (Komm.-B.,  S.  4).  Uebrigens  biete  ein 
Ibitrag  aus  §  8  d.  E.  (Löschung)  schwerlich  so  schwierige  ju- 
ristische Fragen,  dass  nicht  das  Patentamt,  dem  doch  auch  Juristen 
mgehören,  im  Stande  sei,  dieselben  richtig  zu  entscheiden 
(Komm.-B.,  S.  5).  Ein  zweiter  Antrag  (Röken)  ging  dahin: 
,iDie  rein  technische  Frage,  ob  zwei  Zeichen  als  übereinstimmend 
oder  ähnlich  im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen  sind,  dem  Patent- 
Mat,  dagegen  die  weitere  Frage,  ob  im  Falle  des  Widerspruchs 
von  Seiten  des  eingetragenen  Zeicheninhabers  dem  Antragsteller 
ein  Recht  auf  Eintragung,  bezw.  Löschung  eines  eingetragenen 
Eeichens  zustehe,  gesetzlich  den  ordentlichen  Gerichten  behufs 
oidgültiger  Entscheidung  zu  überweisen.^  Der  Antragsteller 
^nbte  durch  die  endgültige  Entscheidung  des  Patentamtes  über  die 
technische  Seite  der  Frage  dem  Wunsche  der  Gewerbtreibenden 
genügend  Rechnung  zu  tragen  und  hielt  es  dann  angängig,  die 
Ktin  juristischen  Fragen  den  gewöhnUchen  Gerichten  zu  lassen. 
Dagegen  hielten  die  Regierungskommissarien  den  Stand- 
punkt fest,  dass  die  AusschUessung  der  gewöhnlichen  Gerichte 
i&r  die  Entscheidungen  zu  §§  5,  8  d.  E.  nicht  zweckmässig,  ja 
^hrchaus  untbunlich  sei.  Vor  Allem  seien  zwei,  schon  in  der 
S^griindung  zu  E.  U,  S.  13  geltend  gemachte  Gesichtspunkte  aus- 
^Maggebend:    1)  Die  Möglichkeit,    dass   die  Entscheidung   des 
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Patentamtes  im  Widersprach  stehen  könne  mit  den  Entscheidtmge 
der  Gerichte  im  Civil-  oder  StrafVerüeOiren  über  denselben  G^geo 
stand.  2)  Der  Umstand,  dass  eine  Reihe  civik^chtlicher  Frage 
nebenher  laufen  könne  (z.  B.  Aktivlegitimationy  Bechtsnachfolg« 
und  dass  dann  das  Patentamt  auch  über  diese  entscheiden  müssi 
wozu  es  jedenfalls  nicht  berufen  sei  (Komm.-B.,  S.  4).  Ohnehi 
müsste  die  Entscheidung  den  Gerichten  für  die  Falle  verbkibei 
in  denen  im  Strafverfahren  oder  im  Rechtsstreit  über  einen  Fes 
stellungs-  oder  Entschädigungsanspruch  die  Uebereinstimmungein< 
eingeti*agenen  und  eines  nicht  eingetragenen  aber  thatsächUch  Ix 
nutzten  Zeichens  in  Frage  steht  (E.  11,  S.  13).  Dem  Patentan 
sei  in  seiner  rechtsprechenden  Wirksamkeit  in  Patentsachen  toI 
Anerkennung  zu  zollen,  aber  es  handele  sich  bei  Waarenzeiche 
nicht  um  vorwiegend  öffentlich-rechtliche  Fragen,  wie  bei  de 
Patentsachen,  sondern  um  privatrechtUche  Fragen  und  Anspruch* 
Wenn  unter  dem  bestehenden  Recht  die  üntergerichte  frük 
nicht  immer  hinreichend  dem  Sinne  des  Gesetzes  Rechnung  g< 
tragen  hätten,  so  sei  durch  die  mehrfachen  Entscheidungen  d( 
Reichsgerichts  nun  doch  die  richtige  Auffassung  auch  bei  de 
Untergerichten  allgemein.  Diese  Angelegenheiten  müssten  aoc 
in  der  Regel  zur  Entscheidung  vor  die  Kammern  für  Handel 
Sachen  kommen,  bei  denen  das  praktische  Laienelement  mitwirk 
(Komm.-B.,  S.  4).  Dem  zweiten  Antrage  gegenüber  bemerkte 
die  Herren  Regierungskommissarien,  dass  es  nicht  angängig  se 
dem  Richter  die  freie  Beweiswürdigung  zu  schmälern,  auch  nicl 
durch  Entziehung  der  Beurtheilung  einer  einseitig  technische 
Frage  (Komm.-B.,  S.  6). 

Unter  Bezugnahme  auf  die  zu  §  5  mitgetheilten  Erwägunge 
beschloss  nun  die  Kommission  in  erster  Lesung,  in  §  8  die  dr 
letzten  Absätze  zu  streichen  und  an  deren  Stelle  zu  setzen:  ^D< 
Antrag  auf  Löschung  ist  an  das  Patentamt  zu  richten  etc.  D 
Entscheidung  erfolgt  durch  die  für  Anträge  auf  Erklärung  d 
Nichtigkeit  oder  auf  Zurücknahme  von  Patenten  zuständige  A 
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eilung  des  Patentamtes.  Gegen  die  Entscheidung  des  Patent- 
ites  ist  die  Berufung  an  das  Eeichsgericht  zulässig.  Das  Yer- 
iren  vor  dem  Patentamte  und  vor  dem  Reichsgerichte  regelt 
:h  nach  den  Bestimmungen  über  das  Verfahren  wegen  der 
chtigkeit  eines  Patentes  (Komm.-B.,  S.  5).  In  der  zweiten 
^sung  erklärten  die  Herren  Eegierungskommissarien,  dass  bei 
r  nach  der  ersten  Lesung  beschlossenen  Fassung  des  §  8  das 
uze  Gesetz  gefährdet  und  die  Annahme  desselben  im  Bundes- 
the  unwahrscheinUch  sei.  Die  Klagen  auf  Löschung  eines 
iichens  durch  Dritte  würden  zumeist  auf  besonderen  civilrecht' 
hen  Verhältnissen  beruhen  und  nachdem  durch  die  Fassung 
r  §§  5  und  6  a  (§6  d.  G.)  dem  Patentamte  die  endgiltige 
?  nach  §  6,  Abs.  2  d.  G.  ist  aber  Klage  zulässig,  wenn  der 
ntrag  wegen  üebereinstimmung  der  Zeichen  versagt  wird) 
itscheidung  der  Frage  der  Üebereinstimmung  zweier  Zeichen 
gesprochen  sei,  müsse  man  doch  nun  die  sich  weiter  bei  §  8 
gebenden  civilrechtlichen  Fragen  der  Entscheidung  des  zu- 
ändigen  Gerichts  überlassen.  Diesen  Ausfuhrungen  schloss  sich 
e  Kommission  an,  und  stellte  darauf  in  zweiter  Lesung  den 
8  der  Regierungsvorlage  wieder  her  (Komm.-B.,  S.  5), 

Nach  dem  österreichischen  Gesetz  vom  6.  Jan.  1890 
nd  bei  Eingriffen  in  das  Markenrecht,  wenn  es  sich  um  ein 
trafrerfahren  handelt,  die  ordentlichen  Gerichte  (Strafrichter 
esp.  Civikichter)  zuständig  (§§  26,  29,  Oestr.  G.  1890).  Ueber 
ie  Frage,  ob  Jemand  das  ausschliessliche  Gebrauchsrecht  an 
iner  Marke  zustehe,  sowie  über  die  Priorität  und  Uebertragung 
üeses  Rechts,  femer  über  die  Frage,  ob  eine  registrirte  Marke 
on  einem  Dritten  für  eine  andere  Gattung  von  Waaren  benützt 
werden  könne,  erkennt  aber  der  Handelsminister.  Der  Straf- 
richter hat,  falls  die  Entscheidung  einer  dieser  Vorfragen  im 
Strafverfahren  nothwendig  wird,  nicht  selbständig  zu  entscheiden, 
sondern  die  Entscheidung  des  Ministers  einzuholen  (§  30,  G.  1890). 
Der  Handelsminister   erkennt  auch  darüber,  ob   die  Eintragung 
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hätte  versagt  werden  müssen.  —  In  Oesterreich  ist  also  tbat- 
sächlich  in  allen  den  Fällen,  wo  in  der  Kommission  daräber 
debattirt  wurde,  ob  die  Entscheidung  in  die  Hand  der  ordent- 
lichen Gerichte  oder  des  Patentamtes  zu  legen  sei,  die  Ent- 
scheidung in  die  Hand  der  Centralstelle,  des  Handelsministers, 
gelegt  worden.  In  Prankreich,  wo  das  reine  Anmeldesystem 
besteht,  gehören  naturgemäss  sämmtliche  Markenrechtsstreitig- 
keiten vor  die  tribunaux  civils,  und  wenn  es  sich  um  ein  Straf* 
verfahren  handelt,  vor  das  tribunal  de  police  correctionelle.  Auch 
in  England  sind  für  die  Eechtssprechung  in  Markenrechts- 
streitigkeiten ledigUch  die  ordentlichen  Gerichte  zuständig. 

Die  Stimmung  für  die  Uebertragung  der  Jurisdiktion  m 
Markenrechtsstreitigkeiten  an  das  Patentamt  beruht  auf  dem  Miss- 
trauen gegen  die  Rechtssprechung  der  ordentUchen  Gerichte. 
Man  glaubt,  dass  das  Patentamt  in  kaufmännischen  und  tech- 
nischen Fragen  eher  das  Richtige  treffen  werde,  als  die  allzusehr 
dem  Eormahsmus  huldigenden  ordentlichen  Gerichte  und  kann 
sich  nicht  ganz  mit  Unrecht  auf  die  bisherigen  Erfahrungen  be- 
rufen. Allein  diese  Unzufriedenheit  mit  der  Rechtssprechung  der 
ordentlichen  Gerichte  kann  doch  nicht  dazu  fuhren,  denselben  die 
Entscheidungen  derjenigen  Angelegenheiten,  wo  es  sich  um  die 
Einsicht  in  praktische  V^erkehrsverhältnisse ,  oder  wo  es  sich  um 
Promptheit  und  Billigkeit  des  Verfahrens  handelt ,  immer  mehr 
zu  entziehen  und  dafür  Si)ezialgerichtshöfe  zu  bilden,  wozu  schon 
der  iVnfang  mit  der  Einführung  der  Gewerbegerichte,  sowie  der 
Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  über  Entschädigungsansprüche 
aus  den  Arbeiterversicherungsgesetzen ,  ferner  des  Reichsver- 
sicherungsamtes als  Rekurs  und  Revisionsinstanz  in  diesen  Sachen 
gemacht  ist.  Wenn  man  immer  darauf  hinweist,  wie  geschickt 
die  französische  Judikatur  das  Markenrecht  entwickelt  hat,  so  l^t 
zu  bemerken,  dass  die  westlichen  Kulturstaaten  sich  mehrere 
Jahrzehnte  länger  im  Besitze  einer  gewerblichen  Schutzgesetz 
gebung  gegen  den  unlauteren  AVettbewerb  befinden  als  wir,  tL^ 
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z.  B.  in  Frankreich,  wie  die  Mittheilungen  Pouillet's  zeigen, 
aasserordentliche  Fülle  von  gerichtlichen  Entscheidungen  in 
en  Sachen  erging,  was  auf  eine  intensive  Entwickelung  des 
lenrechtes  schliessen  lässt.  Dort  konnte  sich  also  weit 
«r  eine  den  Bedürfnissen  des  Gewerbslebens  entsprechende 
ihtspraxis  entwickeln,  als  bei  uns,  wo  Markenrechtsprozesse 
Itnissmässig  selten  waren  und  es  verschiedene  Jahre  ge- 
-t  hat,  ehe  endgültige  Entscheidungen  der  höchsten  Gerichts- 
in  den  wichtigsten  Fragen  ergingen,  worauf  denn  auch  die 
itlichsten  Irrthümer  der  Untergerichte  bald  verschwanden, 
nun  nach  dem  neuen  Recht  unfehlbar  der  Gebrauch  von 
renzeichen  in  einem  schnelleren  Tempo  als  bisher  sich  ent- 
iln  und  es  deshalb  auch  häufiger  zu  Rechtsstreitigkeiten 
len  wird^  so  ist  auch  anzunehmen,  dass  eher  als  früher  in 
^chtigsten  Fragen  Präjudizien  des  Reichsgerichts  ergehen 
;n,  welche  den  unteren  Gerichten  als  Richtschnur  dienen 
»n,  ferner,  dass  auch  die  unteren  Gerichte  mit  dem  Ueber- 
aehmen  des  Markengebrauchs  überhaupt,  und  mit  der  ungleich 
eren  Beachtung,  welche  solche  gewerblichen  Fragen  in  der 
atur  jetzt  finden  gegen  früher,  die  Grundgedanken  des  neuen 
tzes  von  vornherein  mehr  dem  praktischen  Leben  ent- 
hend  zur  Anwendung  bringen  werden.  Um  den  gerügten 
,^n  zu  begegnen,  wäre  es  übrigens  auch  nicht  nöthig,  den 
itlichen  Gerichten  die  Rechtssprechung  in  diesen  Sachen 
zu  entziehen.  Man  konnte,  um  diesen  Zweck  zu  erreichen, 
jeden  Oberlandesgerichtsbezirk  dem  Handelsgericht  des 
ten  Ortes  alle  Civilmarkenrechtsstreitigkeiten  des  Bezirks 
reisen.  Bei  den  Handelskammern  bietet  die  Zuziehung  im 
Tbsleben  erfahrener,  gebildeter  Laien  die  Garantie,  dass  die 
ischen  Erwägungen  bei  der  Leitung  und  Entscheidung  von 
:enrechtsstreitigkeiten  nicht  zu  kurz  kommen. 
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VIL  Erweiterter  Bechtsschutz  gegen  den  nnlanteren 

Wettbewerb. 

Einen  erweiterten  Rechtsschutz  gegen  den  unlauteren  W 
bewerb  gewährt  das  Gesetz  nach  drei  Sichtungen: 

a)  Der  Schutz    gegen   Täuschung    durch    verwecl 
lungsfähige  Marken. 

Jeder  Nachahmer  sucht  in  der  Regel  durch  irgend  wel( 
Abweichungen  den  Eingriff  in  das  fremde  Markeurecht  zu  v 
Schleiern.  Solchen  Yerschleierungsversuchen  tritt  das  Gesetz 
§  20  unzweideutig  entgegen:  ^Die  Anwendung  der  Bestimmung 
dieses  Gesetzes  wird  durch  Abweichungen  nicht  ausgeschlossi 
mit  denen  fremde  Namen ,  Firmen,  Zeichen ,  Wappen  und  s* 
stige  Kennzeichnungen  von  Waaren  wiedergegeben  werden,  soft 
ungeachtet  dieser  Abweichungen  die  GefiEihr  einer  Verwechsh 
im  Verkehr  vorliegt".  Das  G.  74  hatte  ebenfalls  schon  in  § 
eine  Bestimmung^  wonach  der  Schutz  des  Gesetzes  dadurch  ni 
ausgeschlossen  wird,  dass  das  Waarenzeichen ,  der  Name  oi 
die  Firma  mit  Abänderungen  wiedergegeben  sind,  welche  i 
durch  Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenomn 
werden  können.  Diese  nicht  gerade  glückliche  Fassung  ha 
zur  Folge,  dass  eine  grössere  Anzahl  von  ürtheilen,  durch  wel( 
berechtigte  Ansprüche  abgewiesen  wurden,  sich  einfach  auf 
Thatsache  stützte,  dass  die  Verschiedenheit  der  übrigens 
Nachahmung  anerkannten  Marke  und  der  echten  ohne  besond 
Aufmerksamkeit  erkannt  werden  könne.  So  theilt  z.  B.  Kohi 
(aus  dem  Handels-  und  Industrierecht  I,  S.  60)  folgenden  Pas 
eines  Urtheils  des  Landgerichts  Erlangen  mit:  „Während  bere 
aus  den  im  Thatbestand  enthaltenen  Beschreibungen  hervorge 
dass  die  Etikette  der  Beklagten  von  dem  geschützten  Waar» 
zeichen  mehrfach  und  augenfällig  sich  unterscheidet ,  lässt  hi 
über  eine  genauere  Betrachtung  vollends  keinen  Zweifel".  1 
richtige   Anschauung    drang    erst    dann    auch    bei    den   unte 
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liten  durch,  nachdem  das  Reichsgericht  in  seiner  Begrün- 
zu  einem  Urtheile  aus  dem  Jahre  1880  sich  dahin  aus- 
gehen hatte:  „Es  kommt  nicht  darauf  an«  ob  zwei  Waaren- 
Q,  wenn  sie  nebeneinanderliegend  verglichen  werden,  ünter- 
ungsmerkmale  zeigen,  auch  nicht ,  ob  eine  Täuschung  ge- 
(kundiger  Kaufleute  möglich  ist,  sondern  nur  darauf,  ob 
onsumenten  irre  geführt,  d.  h,  veranlasst  werden  können, 
sie  mit  Rücksicht  auf  ein  ihnen  bekanntes  Waarenzeichen 
men  zusagende  Waare  suchen,  statt  der  Waare  des  einen 
btreibenden  die  Waare  eines  andern  zu  kaufen**  (E.  II, 
19).  Durch  die  Fassung  des  §  20  soll  jeder  mögliche 
1  über  die  Tragweite  des  Gesetzes  abgeschnitten  werden. 
'  Kommission  wurde  der  §  20  dahin  erläutert:  „Es  handele 
icht  darum,  ob  beim  Vergleich  zweier  vorliegender  Zeichen, 
1  oder  Worte,  Verschiedenheiten  zu  erkennen  sind,  sondern 
irum,  ob  die  Käufer  einer  Waare,  und  insbesondere  der 
r  Gebildete,  dem  nicht  beide  Zeichen  nebeneinander  vor- 
der sich  nur  des  von  ihm  gesuchten  Zeichens  erinnert, 
das  andere  Zeichen  getäuscht  werden  kann.  Dabei  ist  es 
gleich,  ob  das  Gesammtbild  die  Aehnlichkeit  zeigt,  oder  ob 
liehe  Bestandtheile  eines  geschützten  Zeichens  übernommen 
oder  aus  welchen  Gründen  immer  die  Gefahr  der  Ver- 
ung  entspringen  mag"  (Komm.-B.,  S.  8).  In  der  Regel 
also  nach  der  Begründung  zu  E.  11  der  Gesammtein- 
des  Markenbildes  massgebend  sein.  —  Was  speziell 
ortmarken  betriffi,  so  pflegen  die  damit  gekennzeichneten 
in  unter  diesen  sprachliehen  Bezeichnungen  gekauft  und 
ift  zu  werden ;  die  bildUche  Gestalt  tritt  dann  in  ihrer  Be- 
ig  für  den  Verkehr  hinter  dem  Laut-  und  Klangwerth  des 
)chenen  Wortes  zurück.  Wer  den  Schutz  in  diesem  üm- 
sich  sichern  will,  wird  also  das  durch  den  Entwurf  ihm 
•ene  Hülfsmittel  der  Beschreibung  benutzen,  um  kundbar  zu 
en,  dass    der  von  ihm  beanspruchte  Schutz  über  diejenige 
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bildliche  Darstellung  hinaus,  welche  das  Wort  bei  der  Anrnddunj 
gefunden  hat,  auf  dessen  sprachliche  Verwendung  zur  Bezeichnun 
von  Waaren  sich  erstrecken  soll  (E.  11,  S.  10,  11).  Der  Klanj 
laut  wird  dann  geschützt. 

Nach  den  hier  aufgestellten  Grundsätzen  entscheidet  sie 
auch  die  Frage ,  ob  sich  Jemand  den  Alleingebranch  eines  b 
stimmten  konkreten  Gegenstandes  aus  der  Natur  für  eine  b 
stimmte  Waarengattung  sichern  kann;  z.  B.  den  Gebrauch  eint 
Helmes  für  Putzpomade,  eines  Fisches  für  Fischereiobjekte  u. 
Seit  einer  Entscheidung  des  Oberhandelsgerichts  (der  Proze 
betraf  das  Glafey'sche  Zeichen:  ^Sonne  mit  dem  Auge  Gottes 
stand  es  in  der  Rechtssprechung  fest,  dass  nur  das  Zeichenbi 
geschützt  sei;  nicht  das  Zeichen  als  bildliche  DarsteUung  sein 
Gegenstandes.  Auch  die  spätere  Judikatur  des  Reichsoberhandel 
gerichts  und  des  Reichsgerichts  hat  an  dieser  Auflfassung  fe* 
gehalten  und  betreflPs  der  Auslegung  des  §  18,  G.  74  niema 
geschwankt  (Reüling,  Z.  f.  g.  Rsch.  1892,  S.  320).  Nach  de 
neuen  Gesetze  wird  zu  unterscheiden  sein,  ob  der  Anmelder  ohi 
weitere  Beifügung  nur  den  Schutz  seines,  das  Bild  eines  ko 
kreten  Gegenstandes  aus  der  Naturwelt  enthaltenden  Waare 
Zeichens,  verlangt  oder  ob  er  zugleich  den  weitergehenden  Schü 
des  im  Zeichen  dargestellten  Gegenstandes  verlangt,  also  d 
Gebrauches  eines  Elephanten,  eines  Fisches,  eines  Helmes  ei 
für  seine  durch  das  Zeichen  geschützten  Waaren.  Au  und  i 
sich  ist  es  dem  Konkurrenten  nicht  benonmien,  dieselben  Nati 
Objekte  in  seinem  Waarenzeichen  abzubilden,  wenn  nur  dadur 
nicht  die  Gefahr  einer  Verwechslung  mit  dem  älteren  Zeich 
entsteht.  Nach  den  oben  entwickelten  Grundsätzen  des  neu 
Gesetzes  wird  es  dem  Anmelder  aber  auch  unbenommen  se 
den  Gebrauch  eines  bestimmten  Gegenstandes  der  konkret 
Natur  für  sich  anzumelden,  wodurch  er  sich  den  AUeingebrau 
eines  solchen  Symbols  für  seine  Waaren  sichern  kann.  All 
dings  wird   das  Patentamt   in   solchen  Fällen    sehr   sorgfaltig 
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üfen  haben,  ob  nicht  etwa  dadurch  ältere  Rechte  verletzt;  ins- 
isondere  Freizeichen  usurpirt  werden.  Wenn  z.  B.  ein  Fabrikant 
lüFischereigeräthschaften  den  Alleingebrauch  des  „Fisches^  oder 
18  „Ozeans"  für  seine  Waaren,  oder  ein  Fabrikant  von  Militär- 
fekten  den  Alleingebrauch  des  Bildes  eines  „Helmes"  fiir  seine 
-aaren  in  Anspruch  nehmen  wollte,  so  würde  ein  solcher  An- 
irach  zurückzuweisen  sein.  Selbstverständlich  könnte  der  Fa- 
ikant  den  Fisch  oder  den  Helm  zu  einem  originären  BUde  in 
inem  Waarenzeichen  mitverwenden  und  dadurch  den  Konkur- 
nten  verhindern,  eine  Marke  von  ähnUchem  Gesammteindrucke 
wählen, 
b)   Der  Schutz  der   Art    der   äusseren   Ausstattung 

15  d.  G.). 
Auf  manchen  Gebieten  des  Verkehrs  beansprucht  neben  dem 
'aarenzeichen  die  besondere  Art,  in  welcher  der  Geschäftsmann 
ine  Waare  oder  seine  Verpackung  für  die  Abnehmer  ausstattet, 
s  Bezeichnung  der  Quelle,  aus  der  die  Waare  stammt,  eine  er- 
ibUche  wirthschaftliche  Bedeutung.  Namentlich  Tabak,  Liqueur, 
bokoladen,  viele  Luxuswaaren,  wie  Parfümerien,  Mode-  und 
oillettenartikel,  aber  auch  unentbehrUche  Gegenstände  des  täg- 
ßhen  Verbrauchs,  wie  Butter,  Honig,  Zwirn,  Nadeln,  Seifen, 
werzen,  Zündhölzer  u.  s.  w.  werden  den  Konsumentenkreisen  in 
barakteristischer  Ausstattung  dargeboten.  Das  charakterisirende 
lerkmal  ist  meist  mit  der  Waare  oder  mit  den  zu  ihrer  Ver- 
ackung  oder  Umhüllung  verwendeten  Gefassen,  Behältern,  Flaschen 
.  8.  w.  m  äussere  Verbindung  gebracht;  es  kann  aber  auch  in 
«r  eigenthümhchen  Formung  der  Waare  oder  der  Verpackung 
•estehen.  Daher  will  ^|  der  Entwurf  für  die  einem  Geschäfts- 
^ebe  anerkanntermassen  eigene  Art  der  Ausstattung  von 
Ä^aaren  —  unabhängig  von  dem  Zeichenrecht  —  einen  straf-  und 
iTÜrechtüchen  Schutz  einfiihren.  Es  liegt  nun  in  der  Sache  be- 
Nsdet,  dass  die  Waarenausstattung  nicht  in  demselben  Um- 
Äoge  Schutz  erhalten  kann,  wie  die  Waarenzeichen,  die  nur  durch 


—     334     — 

die  Willkür  des  Verkäufers  bestimmt  werden ,  was  bei  der  Au- 
stattung  nicht  der  Fall  ist.  Vielmehr  werden  dahoFi  ledigUdi  av 
Zweckmässigkeitsrücksichten,  verschiedene  Verkäufer  auf  eine  ik- 
liehe  Ausstattung  ihrer  Waaren  verüallen  können  und  es  ist  ans* 
geschlossen^  jede  Verzieruugs-,  Aufmachungs-  und  Verpacknnp- 
weise^  welche  ein  Verkäufer  benutzt^  ohne  Weiteres  auch  ab  sem 
Pügen  anzusehen.  In  der  That  würde  es  eine  unzulässige  Ein- 
schränkung der  Freiheit  des  Verkehrs  sein,  wenn  das  Gresetz  jede 
Form,  welche  ein  einzelner  Geschäftsmann  für  die  Verpackung 
oder  Verzierung  einer  von  ihm  in  den  Verkehr  gebrachten  Wsare 
wählt;  alsbald  zu  seinen  Gunsten  schützen  und  jeder  Benutsanf; 
durch  Andere  entziehen  wollte.  Nach  dem  Gesetze  soll  daher 
Schutz  nur  dasjenige  finden,  was  im  redlichen  Verkehr  als  eigen* 
thümlicher  Hinweis  auf  eine  bestimmte  Waarenquelle  innertialb 
betheiligter  Verkehrskreise  —  „wie  es  in  §  15  heisst,  also  mäi 
nothwendig  aller  betheiligter  Verkehrskreise"  —  schon  zweifellüie 
Anerkennung  errungen  hat.  Eben  dadurch  ist  es  aber  auch  ans- 
geschlossen,  den  Schutz  des  Gesetzes  hier  von  einer  Anmeldnng 
oder  Eintragung  an  amtlicher  Stelle  abhängig  zu  machen;  mcU 
die  Erklärung  eines  Einzelnen,  sondern  die  Auffassung  des  an 
der  Waare  interessirten  Publikums  entscheiden  hier  über  den  Ein- 
tritt des  Rechtsschutzes.  Ob  diese  Voraussetzung  gegeben  ist 
wird  stets  im  Klagefalle  nachzuweisende  Thatsache  bleiben  (E.  H» 
S.  16,  17).  Dies  ist  die  Begründung  der  Einführung  des  Schutsei 
der  Waarenausstattung  (E.  II,  S.  16,  17).  Die  äussere  Fon» 
der  Waare  ist  also  nicht  eintragungsfahig,  wie  schon  oben  unter 
II.  näher  ausgeführt  ist. 

Den  Schutzdes§15  sollen  aber  nicht  nur  derartige  änaseie 
Kennzeichen,  sondern  auch  eintragungsfähige  Waarenzeickea 
geniessen,  welche  auf  der  Waare  oder  der  Verpackung  als  Ter 
zierung  oder  zur  Aufmachung  etc.  benutzt'  sind  (Komm.*B.,  S.  7). 
Also  auch  das  nicht  eingetragene  Waarenzeichen  geniesst  den 
böswilligen  Usurpator  gegenüber  den  Ausstattungsschutz  des  §  1^ 


—     335     — 

obald  es  innerhalb  betheiligter  Kreise  als  Kennzeichen  gleich- 
irtiger  Waaren  eines  Andern  gilt. 

Hiernach  ergiebt  sich  folgender  Rechtszustand: 
1)  Versieht  Jemand  seine  Waaren  mit  einer  originären  Ausstat- 
tung; so  ist  er  zuerst  nicht  gegen  Nachahmung  geschützt,  sondern 
erwirbt  den  Schutz  erst  dann,  wenn  sich  diese  Ausstattung  in 
beiheiligten  Verkehrskreisen  (Publikum,  Kaufleute)  als  eine  seinen 
HTaaren  eigenthümliche  eingeführt  hat.  2)  Jedes  eintragungsfahige 
&  den  Verkehr  eingeführte  Waarenzeichen  geniesst  den  Aus- 
(ttttungsschutz  des  §  16,  sobald  es  einen  Theil  der  Ausstattung 
ddet.  Ist  also  mit  der  Ausstattung  ein  eintragungsfähiges  Zeichen 
L  B.  eine  eigenthümliche  Zeichnung,  auf  der  Verpackung)  ver- 
mnden,  so  kann  sich  der  Besitzer  der  Ausstattung  dieses  Zeichen 
antragen  lassen,  und  erwirbt  dann  sofort,  vor  der  Einführung  in 
len  Verkehr,  mit  der  Eintragung  den  weitergehenden  Schutz  des 
3€setzes  für  dieses  Zeichen.  3)  Lässt  er  ein  eintragungsfahiges 
Seichen,  das  einen  Theil  der  Ausstattung  bildet,  nicht  eintragen, 
K)  kann  ein  Konkurrent  dieses  Zeichen,  selbst  wenn  die  Aus- 
äattung  bereits  im  Verkehr  eingeführt  war,  für  sich  eintragen 
bteen.  Der  Konkurrent  darf  nun  zwar  nicht  die  fremde,  ein- 
pfohrte  Ausstattung  nachahmen,  wohl  aber  hat  er  durch  die 
Kntragung  das  Alleinrecht  auf  das  darauf  befindliche  Zeichen 
vworben  und  kann  nunmehr  dem  Ausstattungsbesitzer  die  Weiter- 
vmrendung  dieses  Zeichens  verbieten.  4)  Diejenigen  Waaren- 
Kichen,  die  sich  nicht  als  ein  Theil  der  Ausstattung  präsentiren, 
L  B.  Wortmarken ,  gemessen  keinen  gesetzlichen  Schutz,  wenn 
Be  nicht  eingetragen  sind.  —  Diese  verwickelten  Konsequenzen 
ergeben  sich  aus  der  verschiedenen  Behandlung  der  eintragungs- 
Güugen  Waarenzeichen,  bei  welchen  der  blosse  Besitzstand  nicht 
pschützt  ist  und  der  nicht  eintragungsfahigen  Ausstattungen,  bei 
denen  der  Besitzstand  geschützt  ist. 

c)  Das  Verbot  unrichtiger  Herkunftsbezeichnungen. 

Das  Gesetz  (§  16,  Abs.  1)  ordnet  an:    „Wer  Waaren  oder 
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deren  Verpackung  oder  Umhüllung^  oder  AnkfindigimgeD,  Pro»- 
listen ;  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Bechnongen  oder  d^ 
falschlich  mit  einem  Staatswappen  oder  mit  dem  Namen  oder 
Wappen  eines  Ortes,  eines  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommonal- 
verbandes  zu  dem  Zweck  versieht,  über  BeschafiFenheit  imd  Werth 
der  Waaren  einen  Irrthum  zu  erregen,  oder  wer  zu  dem  f^eidwi 
Zweck  derartig  bezeichnete  Waaren  in  Verkehr  bringt  oder  fd 
hält,  wird  etc.  bestraft'-^.  Durch  diese  Bestimmung  soll  met 
Irreführung  der  Konsumenten  über  den  Produktions-  oder  Hoodds- 
ort  entgegengewirkt  werden.  Andere  Länder,  insbesondere  Frank- 
reich und  England,  sind  in  dieser  Beziehung  mit  strengeren  Be 
Stimmungen  vorausgegangen.  Innerhalb  der  internationalen  Unioo 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums  ist  auf  der  Madrider 
Konferenz  von  1890  eine  Bestimmung  vereinbart  und  von  ho^ 
vorragenden  Staaten  des  Unionsverbandes  auch  endgültig  angenoB- 
worden,  nach  welcher  Waaren  mit  einer  Ursprungsangabe  in  ia 
einer  der  vertragschliessenden  Staaten  oder  ein  Ort  innerhalb 
(lieser  Staaten  falschlich  als  Ursprungsland  oder  Ursprungsort  ge* 
nanut  wird,  bei  der  Einfuhr  mit  Beschlag  belegt  werden  solki. 
Bei  Gelegenheit  internationaler  Verhandlungen  hat  auch  Deatsdh 
land  die  Verpflichtung  anerkannt,  gegen  falschliche  Urspn^p- 
angaben  einen  gesetzlichen  Schutz  einzufuhren  (E.  II,  S.  17). 

Bei  der  Begrenzung  der  strafbaren  Handlungen  ist  indessa 
darauf  zu  achten,  dass  es  eine  grosse  Beihe  von  Bezeichnnngv 
giebt,  die  sich  zwar  äusserlich  als  Herkunftsangaben  darsteOea, 
in  der  That  aber  weniger  die  Herkunft,  als  vielmehr  nur  die  alt 
gemeine  Natur  einer  Waare  bezeichnen  sollen.  Bezeichnungoir 
wie  „Berliner  Blau",  „Schweinfurter  Grün",  „Thomer  Pfefi^ 
kuchen",  „Bayrisches  Bier",  „Schweizer  Käse",  „Westfaliscte 
Schinken",  „Cognak",  „Bordeaux",  sind  nicht  bestimmt,  die  Her 
kunft  der  Waare  anzugeben."  „Wo  die  Grenze  der  nach  iB* 
gemeiner  Uebung  des  Verkehrs  zulässigen,  weil  für  kdaea 
Kundigen   mit  Täuschungen   verbundenen    und    andererseits  der 


j 


—     337     — 

issigen  Bezeichnungen  liegt,  ist  eine  That frage,  welche  das 
i  nur  grundsätzlich  behandeln  kaun.^  Der  Entwurf  macht 
trafbarkeit  davon  abhängig,  dass  die  Absicht  unmittelbar 
■  gerichtet  ist,  durch  die  Wahl  der  Ursprungsbezeichnung 
bnehmer  über  den  Ort  der  Herkunft  der  Waare  zu  täuschen, 
iten  die  Erläuterungen  zu  §  15  in  der  Denkschrift  zu  E.  I 
).  Obgleich  nun  die  Motive  schon  den  Sinn  des  §  15  voll- 
g  genügend  erläutern,  wurde  doch  dem  §  15  des  E.  II 
d.  G.)  ein  zweiter  Absatz  hinzugefügt,  des  Inhaltes:  „Die 
endung  von  Namen,  welche  nach  Handelsgebrauch 
Benennung  gewisser  Waaren  dienen,  ohne  deren 
unft  bezeichnen  zu  sollen,  fällt  unter  diese  Bestim- 
;  nicht".  Man  wollte  dadurch  diejenigen  Gewerbtreibenden, 
ondere  der  Wein-  und  Tabakbranche,  beruhigen,  bei  wel- 
vegen  der  geforderten  „wahrheitsgemässen"  Herkunfsbezeich- 
n  grosse  Unruhe  hervorgerufen  worden  war.  Der  Absatz  2 
16  ist  dazu  bestimmt,  das  Geltungsgebiet  des  Absatz  1 
über  den  zu  Gattungsnamen  gewordenen  Ortsbezeichnungen 
er  jeden  Zweifel  ausschliessenden  Weise  abzugrenzen  (E.  H, 
.  In  der  Begründung  zu  §  15,  E.  11  (§  16  d.  G.)  wird  dann 
lend  an  zahlreichen  Beispielen,  insbesondere  aus  dem  Ver- 
nit  Wein  und  Tabak,  erörtert,  dass  unter  gewissen,  auf  die 
inft  deutenden  Benennungen  von  Waaren  in  breiten  Schieb- 
er Bevölkerung  lediglich  Waaren  von  gewisser  Beschaffen- 
md  Preislage  verstanden  werden.  Ländernamen  sind  von 
chutz  überhaupt  ausgeschlossen,  weil  ihre  Verwendung  immer 
n  charakterisirende  Bedeutung  hat  (E.  H,  S.  18).  Es  heisst 
»weiter:  „Der  Entwurf  betrachtet  es  nicht  als  seine  Aufgabe, 
•kehrsgewohnheiten  einzugreifen,  welche  in  langjähriger  Ent- 
ung  sich  herausgebildet  und  schon  um  deswillen  innere  Be- 
5ung  erworben  haben".  Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass  in 
totiven  ausgesprochener  Weise  mehr  vom  händlerischen 
punkte  ausgegangen  wird,   als  von  dem  des  Konsumenten. 

liv  für  öffentliches  Recht.  X.  3.  23 
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In  der  Begründung  zu  E.  U,  S.  18  heisst  es  z.  B.  die  Bezeich- 
nung  von  Wein  betreffend:  ^Das  Bedürfniss  fester  Qualitätsbezeidi- 
nungen  einerseits  und  die  Ungleichmässigkeit  in  der  Beschaffen- 
heit der  einzelnen  Jahrgänge  innerhalb  derselben  Gemarkung 
andererseits  führten  allmählich  dahin,  bei  der  Wahl  der  Bezeich- 
nung den  Schwerpunkt  weniger  auf  den  Ort  der  Erzeugung,  ah 
auf  den  Charakter  des  Erzeugnisses  zu  legen.  Dementsprechend 
wird  im  Sprachgebrauche  des  grossen  Verkehrs  (sie)  unter 
„Rüdesheimer",  ^ Niersteiner",  „Trabener"  u.  dgl.  nicht  schlecht- 
hin ein  Wein  verstanden,  welcher  in  der  bestimmten  Gremarkunn 
gewachsen  ist;  vielmehr  deutet  die  Bezeichnung  auf  eine  Sort« 
von  gewisser  Beschaffenheit  und  Preislage;  und  weiterhin :  „Aucl 
von  dem  Standpunkte  der  Konsumenten"  aus  hegt  kein  Be- 
dürfniss vor,  Gattungsnamen,  deren  Bedeutung  ihnen  bekannt  ist, 
oder  bekannt  sein  müsste ,  der  bisher  üblichen  Verwendung  za 
entziehen. 

In  der  Kommission  gab  dieser  Abs.  2,  §  15  (16  d.  G.i 
zu  lebhaftem  Widerspruche  Anlass.  Es  wurde  zuerst  von  «ner 
Seite  ein  Antrag  gestellt,  den  Absatz  II  wieder  zu  streichen 
(Kören),  von  anderer  Seite  dagegen  beantragt,  beizufügen:  M 
ein  solcher  Name  eines  Fabrikates  gleichwohl  geeignet,  bei  der 
grossen  Masse  der  Konsumenten  einen  Irrthum  über  die  Herkunft 
der  Waare  zu  en'egen,  so  bedarf  es  der  Beifügung  eines  deut- 
lichen und  augenfälligen  Vermerkes  über  den  wirklichen  Fabri- 
kationsort" (Komm.-B.,  S.  7,  8).  Ausserdem  war  noch  der 
Antrag  eingebracht,  folgenden  Satz  einzufügen:  ^Doch  ist  in 
solchen  Fällen  in  Ankündigungen,  Auszeichnungen  der  Waare 
u.  dgl.  der  Name  und  Wohnort  des  Verkäufers  anzugeben".  Di« 
Kommission  entschied  sich  jedoch  in  erster,  resp.  zweiter  Lesuiis 
dahin,  die  zu  Absatz  2  beantragten  Zusätze  abzulehnen  und  dei 
§  15  (16  d.  G.)  nach  der  Vorlage  unverändert  anzunehmen. 

Der  Absatz  II  §  16  enthält  keineswegs  ein  neues  Priuzil 
Vielmehr  musste  der  Richter  auch  ohne  diesen  Zusatz  nach  ^^ 
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ien  erwähnten  Erläuterungen  des  ersten  Entwurfes  bei  Aus- 
gang des  §  16  ganz  zu  demselben  Resultat  kommen  ^  wie  mit 
im  Zusatz.  Denn  wo  die  Grenze  der  nach  allgemei- 
?m  Brauch  zulässigen^  weil  für  keinen  Kundigen  mit 
?r  Gefahr  der  Täuschung  verbundenen  und  anderer- 
^its  der  unzulässigen  Bezeichnungen  liegt,  ist  ledig- 
ch  eine  Thatfrage  (E.  II,  S.  18).  Wo  es  zweifelhaft  sein 
mn,  ob  eine  auf  den  Produktionsort  deutende  Bezeichnung 
reng  als  Herkunfts-  oder,  nach  allgemeiner  Verkehrssitte, 
diglich  als  QuaUtätsbezeichnung  gilt,  hat  der  Richter  keines- 
egs  einseitig  vom  Standpunkte  des  Händlers  auszugehen,  sou- 
em  von  dem  Standpunkte  aller  betheiligten  Verkehrs- 
reise, also  auch  dem  der  Produzenten  und  Konsumenten.  Was 
.  B.  die  Bezeichnungen  im  Weinhandel  anlangt,  so  dürfte  es 
lOch  wohl  in  erster  Linie  darauf  ankommen,  was  die  Mehrzahl 
ler  Konsumenten  von  einem  mit  einer  Herkunftsetiquette  ver- 
«henen  Weine  erwartet  (was  die  Richter  meist  aus  eigener 
^enntniss  werden  entscheiden  können),  und  auch  darauf,  wie  die 
Weinbauern  der  verschiedenen  Gemarkungen  darüber  denken. 
Allerdings  ist  regierungsseitig,  wie  oben  schon  erörtert,  in  den 
Motiven  und  in  der  Kommission  anscheinend  mehr  der  händ- 
lorische  Standpunkt  eingenommen  worden.  Die  in  den  Motiven 
und  in  dem  Kommissionsberichte  über  die  Qualifikation  der  ein-, 
zelnen  Bezeichnungen  befindlichen  Beispiele  bilden  nun  zwar  sehr 
schätzbares,  aber  keineswegs  massgebliches  Material  für  den 
Bichter.  üebrigens  sind  ja  die  Verkehrssitten  in  fortwährendem 
Russe  begriflfen.  Also  für  die  Zukunft  gültige  Deutungen  lassen 
sich  gar  nicht  geben. 

Der  Antrag  Rören,  einen  §  15aa  einzufügen,  zum  Zwecke 
der  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  auch  auf  anderen 
Gebieten  als  dem  der  Waarenbezeichnungen,  wurde  vom  Reichs- 
tage in  zweiter  Berathung  angenommen,  schliessUch  aber  ab- 
gelelmt,  nachdem  die  Reichsregierung  die  baldige  Vorlage  eines 

23* 
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Öeset?.entwTirfes ,  rlurcl»  dessen  Bestinimmigeii  dem  Bnlautmii 
Wettbewerb  im  Handel  und  Verkehr  in  weiterem  üirifange  «Bt- 
gegengetreten  werden  sollte,  in  Aussicht  gestellt  hatte,  üachdm  ! 
nunmelir  der  Entwarf  eines  Gesetzes  zur  Bekämjifuug  dre  un- 
lauteren Wettbt^werbs  veröffentlicht  ist,  kann  von  der  Erörttninj 
dieses  Antrages  als  nicht  hierhergehörig  abgesehen  werden. 

VIU.  Die  Folgen  der  ZeichenrecbtsTerletsang. 

Aus  dem  nach  §  lä  A.  G.  dtirrh  die  Einiragting  eIltstlln^l^ 
neu  aiiaschliesslichen  Zeicheurecht  ergiobt  sich  ohne  Weiter«, 
dasa  der  Eingetragene  neben  sonstigen  Bechtsbebelfen  gegen  jeJt 
unbefugte  Verwendung  des  Zeichens  sowohl  auf  die  Festslel- 
liing  klagen  kann,  dass  sein  Gegner  zum  Gebrauch  des  Zeiehew 
nicht  berechtigt  sei,  als  auch  dem  Anspruch  auf  Unterlassimf 
des  Eingriffes  in  sein  eignes  Recht  geltend  machen  ibrf 
{E.  n,  8.   Ifi). 

Ausserdem  hat  der  Verletzte,  d.  h.  der  Zeichen-  oder  Ai* 
atattungsberechtigte ,  aus  dem  Gesetze  norh  einen  besondertt 
Entschädigungs-  und  Strafanspruch.  lui  Falle  des§l*, 
wo  es  sich  um  die  widerrechtliche  Benutzung  von  NHineD. 
Firmen  und  Waarenzeicheu  eines  Andern  handelt ,  ist  dff 
Entschädigungsanspruch  von  der  Wissentlichkeit  od« 
•groben  Fahrlässigkeit  des  Verletzenden  abhängig  geniaebt 
wiihrend  das  G.  74,  §  14  die  Wissentlichkeit  zur  VoraussetniDJ 
hatte.  l*ie  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  ist  nOtJ 
ininier  an  die  Voraussetzung  der  Wiasentlirhkeit  der  Marta' 
Verletzung  gebunden.  Die  Strafverfolgung,  die  unabhängig  »flu 
der  Geltendmachung  des  civUrechthchen  Anspruches  ist,  tritt  niif 
auf  Antrag  ein.  Die  Zurücknahme  des  Antrages  ist  ziilisag- 
Die  letzten  Bestimmungen  erscheinen  mit  Bücksicht  auf  den  nt- 
wiegend  dispositiven  Charakter  des  Zeichenrechts  gerechtfertigi 
Beim  Ausstattungsschutz  des  §  15  ist  die  Entschädigunp- 
pflicht  und  Strafverfolgung  dadurch  bedingt,  dass  die  Verlettiuig 
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:  1^    fremden  Ausstättiingsrecbtes    „zum    Zwecke    der    Täiw 
iirig  in  Handi^l  und  Verkehr"    geschab.     Das  Gesetz  will 
nii  diese  gegen  ilen  Zeicbenachutz  erschwerten  VorauBsetztingL-ii 
PLntächädigungs-  uml  Strat'an Spruches  verhüten,  ilasa  die  neue 
.  r-cLrift  zur  Chikane  benutzt  werde ,    auch  nicht  die  erhiubten 
il  iiothwendigen  Bewegungen  der  Konkurrenz  beschränkt  werden 
[.  II,  S.  17).    Was  den  Nuchweis  des  Schadens  betrifft,   so 
lull   die  Kichter  bisher   einen   in  der  Kegel  ganz  unmöglichen 
~  iM'Jensbeweis   gefordert    und    nicht    das    freie    Ermessen    ent- 
iiinien    lassen,   wie    das    i»    andern  Industrieländern    der  Fall 
1     Im  Kommissionsbericbt    wird   die    Hoffnung   ausgesprochen, 
■-;  die  Gerichte  künftig   mehr   wie  bisher  bei  Anwendung  de» 
.'liO  der  Civil  Prozessor  dnung    die  eidliche  Schätzung  des  Sclia- 
II-  durch  den  Kläger  zulassen  werden. 
Der    Straf-    und   Entschädigungsanspruch    aus  §§  IS 
uDil  16  wegen  Verletzung  des  Zeichen-  oder  Ausstattungsrechts, 
ilvhl  nur  dem  Verletzten,  d.  li.  hier  dem  Markenberech- 
tiglen  zu,  nicht  einem  Dritten,  auch  nicht  dem  Käufer  fälsch- 
Ücli  bezeichneter  Waaren,     Dass    der  Käufer   nicht    direkt    aus 
dieeeni   (Jesetz    eiikeu    Straf-   oder    Entschädigungsanspruch    hat, 
(al^l  daraus,   dass   das  Zeichen-  und  Ausstattungsrecht   ein  dis- 
[Kiatives ,   der   freien  Verfügung   des  Berechtigten  unterliegendes 
ist,  der  die  Verfolgung  seiner  AoHprüche  je  nach  seinem  Interesse 
anlerlassen  kann  oder  nicht,  auch  jedem  Dritten  den  Gebranch 
Mines  Zeichens    oder    seiner  Ausstattung    erlauben    kann ,    oder 
nicht.     Für  einen  Straf-  oder  Entscbädigungsansprucli  eines  Drit- 
tSD  aus  diesem  Gesetze  ist  also  kein  Raum.    Er  kann  etwaige 
An8|)riiche  nur  aus  dem  gemeinen  Straf-  oder  Oivilrecht  herleiten. 
—  Xach  §  IH  d.  G.    kann    statt  jeder  aus  diesem  Gesetze  enl- 
spriiigenden  Entschädigimg  auf  Verlangen  des  Beschädigten  neben 
*lcr  Bestiufiiug  auf  eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse  bis  zum  Be- 
frage von    zehntausend  Mark   erkannt  werden.  —  Im  FaUe  des 
^Uß)  wo  es  sich  um  betrügerische  Herkunftsangaben  hao- 
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delt,  ist  ebenfalls  die  TäuschuDgsabsicht,  die  fälschliche  Bezeich- 
nung von  Waaren  zu  dem  Zwecke,  über  Beschaffenlieit  und 
Wevth  von  Waaren  einen  Irrthum  zu  erregen,  VorausBCtzung  d« 
Strafbarkeit.  Das  Antragserfordei-niss  fehlt,  weil  es  »eh 
hier  um  öffentliche  Interessen  handelt.  Die  Sti-afverfolgnng  tiiidet 
also  ex  officio  statt.  —  Die  Verietzung  des  Zeichenrechts.  wie 
des  Rechts  auf  die  Ausstattung,  sowie  die  betrügerische  Her- 
kunftsangabe können  übrigens  in  zweifacher  Weise  geschehen, 
indem  man  Waaren  mit  dem  fremden  Zeichen,  der  fremden  Au»- 
Btattung  widerrechtlich  versieht ,  oder  indem  man  dergleicben 
widerrechtlich  gekennzeichnete  Waaren  in  den  Verkehr  brinp 
oder  feilhält. 

Erfolgt  eine  Verurtheilung  (also  gleich  oh  im  Civil-  oder 
Strafprozesa)  auf  Grund  der  §§  14,  16,  18,  d.  h.  Verletzung  im 
Namen-,  Firmen-  oder  Zeichenrechts,  Verletzung  des  Ausstattang» 
rechts,  betrügerischer  Herkunftsangaben,  so  ist  bezüglich  der  in 
Besitz  des  Verurtheilten  befindlichen  Gegenstände  auf  Beseiti- 
gung der  widerrechtlichen  Kennzeichnung,  oder  wenn  d» 
Beseitigung  in  anderer  Weise  nicht  möglicii  ist,  auf  Vemichttmg 
der  damit  versehenen  Gegenstände  zu  erkennen  (§  19  d.  &-\- 
Es  handelt  sich  hier  nur  um  den  Sicherungszweck,  sodass  i\» 
Maassregeln  gegen  die  Fortsetzung  der  Kechtsverletznng  oidit 
weiter  auszudehnen  sind,  als  zur  Erreichung  des  SicheriiDg9- 
zweckes  nothwendig  ist;  also  keine  Einziehung. 

Nach  französischem  Gesetz,  Art.  7,  Gesetz  t.  23.  Jum 
1067,  macht  sich  wegen  contrefat^on  strafbar,  sowohl  wer  H» 
Markenf äisclmng  in  Aufti-ag  giebt ,  wie  wer  sie  v^nssontlich  «»• 
führt,  also  sei  es  im  eigenen ,  sei  es  im  Interesse  eines  Anden, 
eine  fremde  Marke  kopirt,  z.  B.  der  Drucker,  Lithograph,  Gi* 
veur.  (PouiLLET,  No.  137.)  Aach  diis  österreichische  Ge- 
setz hat  im  §  24,  G.  26.  Januar  1890,  Straf bestimmungeo  g^ 
den  wissenthchen  Verfertiger  falscher  Waarenbezeichnungen.  An- 
regungen, auch  in  unser  neues  Gesetz  dergleichen 
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lufzanehmen  y  ist  nicht  Folge  gegeben  worden.  Solche  Bestim- 
auDgen  dürften  auch  nicht  von  grossem  praktischen  Werth  sein, 
a  z.  B.  dem  Lithographen  u.  s.  w.  nur  selten  bekannt  sein  ^vird, 
I4SS  von  dem  Zeichen  ein  strafbarer  Gebrauch  gemacht  werden 
)11,  und  wenn  er  es  weiss,  ihm  das  sehr  schwer  nachzuweisen 
dn  wird,  üebrigens  bieten  auch  die  Bestimmungen  über  die 
inziehung  der  zur  Begehung  eines  Vergehens  gebrauchten  Werk- 
fuge,  wie  Platten,  Steine  etc.  (§§  40,  42  d.  Strf.G.B.)  ein  Ersatz- 
ittel. 

IX.  Internationales  Zeiohenreoht. 

Es  gilt  das  Prinzip  der  Gegenseitigkeit.  Wer  im  Inlande 
Ine  Niederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf  den  Schutz  dieses  Ge- 
Ätzes  nur  Anspruch,  wenn  in  dem  Staate,  in  welchem  seine 
liederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im  Beichsgesetzblatt  ent- 
altenen  Bekanntmachung  deutsche  Waarenbezeichnungen  in 
leichem  Umfange  wie  inländische  Waarenbezeichnungen  zum  ge- 
«tzlichen  Schutze  zugelassen  werden  (§  23  G.).  Als  Ausländer 
jTlt  also  Derjenige,  welcher  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht 
)esitzt.  Auf  die  Staatsangehörigkeit  oder  das  Domizil  kommt 
)s  nicht  an.  Der  Ausländer,  welcher  in  Deutschland  eine  Nieder- 
rang besitzt,  gilt  im  Sinne  des  Gesetzes  als  Inländer,  und 
1er  Inländer,  welcher  in  Deutschland  keine  Niederlassung  besitzt, 
ils  Ausländer.  Nach  dem  Entwurf  wurde  nur  verlangt,  dass  in 
iem  Staate,  wo  sich  die  Niederlassung  des  Schutz  werbenden 
t)efindet,  ein  Schutz  gewährt  werde.  In  der  Kommission  wurde 
äazu  bemerkt,  dass  man  in  Leipzig  Ausländem  unter  dem  be- 
stehenden Recht  die  Eintragung  von  Waarenzeichen  gestattet 
liabe,  ohne  den  Nachweis,  dass  diese  Waarenzeichen  nach  dem 
englischen  Markenrecht  in  England  eingetragen  waren  und  nur 
aaf  die  Bemerkung  hin,  dass  der  Antragsteller  in  England  durch 
ias  gemeine  Recht  (Common  law)  gegen  Nachahmung  dieser 
Zeichen  geschützt  sei,   dass  er  also  dort  einen  Schutz  geniesse. 
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Um  dieser  Auflassung  entgegenzutreten ,  wurde  vorgeschridwa, 
dass  ein  Schutz  in  gleichem  Umfange  bestehen  müsse,  d.  1l  ibo, 
der  fremde  Staat  muss  die  deutschen  Bezeichnungen  (Waaren- 
zeichen,  Ausstattung,  Firma ^  Namen)  in  gleichem  Maise  zm 
Schutz  zulassen,  wie  die  seines  eigenen  Gebietes.  Es  wird  abo 
nicht  etwa  verlangt,  dass  die  ausländische  G-esetzgebung  einti 
Zeichenschutz  gerade  in  demselben  Um&.nge  habe,  wie  Deutscb* 
land.  Flu*  das  Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  diesci 
Erfordernisses  ist  lediglich  die  PubUkation  oder  Nichtpublikatioo 
im  Keichsanzeiger  massgebend.  Ein  Nachweis  des  Schutzsuches- 
den  resp.  richterliche  Prüfung  ist  also  unzulässig.  —  Eine  darauf 
bezügUche  Bekanntmachung  ist  am  22.  Sept.  1894  ergangen. 

Für  ausländische  Inhaber  von  Waarenzeichen  i.  e.  S.  ist 
nach  dem  Vorbilde  des  Patentgesetzes  und  des  Gesetzes  im 
Schutze  der  Gebrauchsmuster  der  Vertreterzwang  eingefühlt 
worden,  um  sowohl  den  betheiligten  Kreisen  als  auch  dem  Patal- 
amt  den  geschäftlichen  Verkehr  mit  dem  im  Auslande  wohn- 
haften Berechtigten  zu  erleichtem. 

Der  aus  der  Natur  der  Sache  sich  ergebende  Grundsitif 
dass  ein  Ausländer  das  ausschliessliche  Benutzungsrecht  (ur  eil 
AVaarenzeichen  nur  dann  erhalten  kann,  wenn  er  in  dem  Lande 
seines  Wohnsitzes  auf  dieses  Recht  Anspruch  hat,  ist  auch  » 
Gesetze  zum  Ausdruck  gekommen.  Hat  jedoch  der  Ausländer 
den  Schutz  einmd  bei  uns  verlangt,  so  besteht,  auch  abgesehea 
von  den  praktischen  Schwierigkeiten  der  Durchführung  k«> 
Grund,  die  Geltung  des  Schutzes  auf  die  Dauer  jenes  ältcni 
Rechts  zu  begrenzen  (E.  II,  S.  19,  20). 

Hierzu  tritt  endlich  die  Bestimmung,  dass  die  Zeichen  vaa 
Ausländern,  um  zur  Eintragung  in  die  ZeichenroUe  zugeLtfMi 
zu  werden,  allen  Anforderungen  des  neuen  Gesetzes,  nach  der 
formalen  wie  nach  der  materiellen  Seite,  entsprechen  mfiwea. 
Der  Mangel  einer  gleichen  Bestimmung  in  §  20  des  geltendei 
Gesetzes  hatte  die  Gerichte  zu  der  Auffassung  geführt,  dass  die 


—     345     — 

Aaslande  geschützten  Marken  in  Deutschland  auch  dann  einen 
ratz  erlangen  können,  wenn  sie  den  Formvorschriften  unseres 
isetzes  nicht  genügen.  Das  französische  ßecht  hat  betreffs  der 
(handlung  der  Ausländer  im  Art.  6  des  Gesetzes  von  1857  den 
kfachen  Grundsatz  aufgestellt:  Les  etrangers  et  les  Fran^ais, 
nt  les  etablissements  sont  situes  hors  de  France,  jouissent 
alement  du  benefice  de  la  presente  loi,  pour  les  produits  de 
3  etablissements,  si,  dans  les  pays,  oü  ils  sont  situes,  des  con- 
Dtions  diplomatiques  ont  etabli  la  reciprocite  pour  les  marques 
üi^ses. 

X.  Betorsionsbestimmungen. 

Frankreich  hat  sehr  strenge  Bestimmungen  betreffs  der 
handlung  fremder  Produkte  mit  französischer  Herkunftsbezeich- 
Dg.  In  Art.  19  und  14  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1857  heisst 
darüber^  Art.  19 :  „Tous  produits  etrangers  poitant  soit  la 
xque,  soit  le  nom  d'un  fabriquant  residant  en  France,  soit 
idication  du  nom  ou  du  Heu  d'une  fabrique  fran^aise,  sont  pro- 
les  a  Tentree  et  exclus  du  transit  et  de  Tentrepot  ,et  peuvent 
re  saisis  en  quelque  lieu  que  ce  soit,  soit  k  la  diligence  de 
Ldministration  des  douanes,  soit  ä  la  requete  du  ministere 
blic  ou  de  la  partie  lesee".  .  .  Les  dispositions  de  Tart,  14 
dt  applicables   aux  produits  saisis  en  vertu  du  present  article. 

Art.  14:  La  confiscation  des  produits  dont  la  marque 
tat  reconnue  contraire  aux  dispositions  des  art.  7  et  8  peut, 
jme  en  cas  d'acquittement,  etre  prononcee  par  le  tribunal, 
isi  que  Celle  des  instruments  et  ustensiles  ayant  specialement 
•vi  ä  commettre  le  d'edit.  Le  tribunal  peut  ordonner  que  les 
>duits  confisques  soient  remis  au  proprietaire  de  la  marque 
itrefaite  ou  frauduleusement  apposee  ou  imitee ,  indepen- 
nment  de  plus  amples  dommages  —  interets,  s'il  y  a  lieu. 
prescrit,  dans  tous  les  cas,  la  destruction  des  marques  re- 
inues  contraires  aux  dispositions  des  art.  7  et  8. 
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Auch  in  Grossbritannien  und  in  wichtigen  Theilen  seines 
aussereuropäischen  Herrschaftsgebietes  hat  die  Gresetzgebung  die 
Einrichtung  getroffen ,  dass  fremde  Waaren,  deren  Bezeichnang 
auf  einen  inländischen  Ursprung  der  Waaren  selbst  scUiessoi 
lassen  könnte,  bei  der  Einfuhr  der  Einziehung  unterli^en,  sofen 
sie  nicht  zugleich  mit  der  Angabe  des  wirklichen  Herkunftslandes 
versehen  sind. 

Innerhalb  der  Internationalen  Union  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigenthums  ist  auf  der  Madrider  Konferenz  tob 
1890  eine  Bestimmung  vereinbart  und  von  hervorragenden  Staaten 
des  Unionsverbandes  auch  endgültig  angenonmien  worden,  nach 
welcher  Waaren  mit  einer  Ursprungsangabe,  in  der  einer  der 
veilragschliessenden  Staaten  oder  ein  Ort  innerhalb  dieser  Staaten 
fälschlich  als  Ursprungsland  oder  Ursprungsort  genannt  wird,  ba 
der  Einfuhr  mit  Beschlag  belegt  werden  sollen. 

In  allen  diesen  Bestimmungen  ist  also  eine  Konfiskation 
der  mit  falschen  Herkunftsangaben  versehenen  ausländischeo 
Waaren  vorgesehen.  Die  §§17  und  22  d.  G.  qualifiziren  sich 
nun  als  noth wendiges  Ae([uivalent,  als  Gegenmassregeln  gegetk- 
über  den  im  internationalen  Verkehr  der  meisten  Staaten  auf 
gestellten  harten  Bestimmungen,  betreffend  die  Behandlung  au^ 
ländischer  mit  folschen  Herkunftsangaben  versehener  Waarea 
Beide  Paragraphen  wollen  verhüten,  dass  ausländische  Waaret 
mit  deutschen  Ursprungsangaben  über  die  Grenze  und  in 
Deutschland  in  Verkehr  kommen.  Der  §  17  wurde  durch  Be 
schluss  der  XTI.  Kommission  neu  eingeführt;  er  bezweckt  di« 
Verhinderung  rechtswidriger  Waarenbezeichnungen  durch  Aus 
länder.     Er  lautet:  — 

„Ausländische  Waaren,  welche  mit  einer  deutschen  Firm 
und  Ortsbezeiclmung,  oder  mit  einem  in  die  Zeichenrolle  eii 
getragenen  Waarenzeichen  widerrechtlich  versehen  sind,  untei 
liegen  bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zur  Einfuhr  ode 
J^urchfubr  auf  Antrag  des   Verletzten  und  gegen   Sicherlieits 
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leistung  der  Beschlagnahme  und  Einziehung.  Die  Beschlagnahme 
erfolgt  durch  die  Zoll«  und  Steuerbehörden;  die  Festsetzung  der 
Einziehung  durch  Strafbescheid  der  Verwaltungsbehörden  ^^ 
n  französischen  Bestimmungen  sehr  ähnlich.  —  Die  Zoll- 
hörden  sollen  nicht  unbedingt  verpflichtet  sein,  auf  jeden  An- 
ig  hin  die  Beschlagnahme  ohne  Weiteres  vorzunehmen.  Die 
)llbehörden  sollen  vielmehr  prüfen,  ob  rechtUch  Ansprüche  des 
geblich  Verletzten  vorliegen,  danach  die  betreffende  Waaren- 
Qdung  untersuchen  und  wenn  sich  eine  Verletzung  des  Marken- 
chts  herausstellt,  zur  Beschlagnahme  greifen  (Komm.-B.,  S.  8). 
Der  §  17  ist  zwar  nicht  direkt  durch  die  ausländische 
esetzgebung  motivirt.  Es  heisst  vielmehr  (Komm.-B.,  S.  8): 
!)ie  Kommission  entschied  sich  für  Annahme  des  neuen  Para- 
'aphen  in  der  Erwägung,  dass  die  schon  jetzt  vorhandenen 
echtsmittel,  Beschlagnahme  durch  die  Staatsanwaltschaft  u.  s.  w., 
cht  ausreichen,  weil  es  darauf  ankomme,  rechtswidrig  bezeich- 
;te  Waaren  sofort  festzuhalten,  wenn  sie  über  die  Grenzen 
)mmen."  Diese  Motivirung  ist  aber  ungenügend,  eine  so  rigo- 
«e  Bestimmung  wie  die  Konfiskation  vielleicht  sehr  werthvoller 
^aarensendungen  wegen  einer  falschen  Herkunftsangabe  zu  recht- 
rtigen.  Man  bedenke,  dass  Inländern  gegenüber  nach  §  19 
ir  die  Beseitigung  der  widerrechtlichen  Kennzeichnung  und  nur, 
enn  die  Beseitigung  nicht  anders  möglich,  die  Vernichtung  der 
imit  versehenen  Waaren  erfolgt.  Der  letztere  Fall  wird  stets 
ie  Ausnahme  bilden,  üebrigens  wurde  auch  von  den  Vertretern 
?r  verbündeten  Regierungen  bemerkt,  dass  schon  jetzt  auf  An- 
ag  des  Verletzten  Präventionsmassregeln,  wie  Beschlagnahme 
irch  den  Staatsanwalt,  einstweilige  Verfügung  durch  die  Civil- 
irichte,  ergriffen  werden  könnten.  —  Auch  Ausländern  gegen- 
>er  wäre  sehr  wohl  ein  Strafverfahren  mit  darauf  folgender 
nrangsvollstreckung  in  das  beschlagnahmte  Gut  denkdar.  — 
ielmehr  ist  die  Einführung  des  §  17  nur  durch  das  oben  mit- 
theilte Verfahren  des  Auslandes  bei  der  Behandlung  deutscher 
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Waaren  veranlasst  worden  und  ist  auch  nur  als  Retorsion? 
bestimmung  gerechtfertigt.  Darauf  deutet  auch  schon  die  B« 
merkung  im  Kommissionsberichte  hin:  ^In  andern  Länden 
besonders  in  Grossbritannien,  sei  man  nicht  so  ängstlich  bei  6e 
handlung  deutscher  Waare,  die  dort  zur  Einfuhr  kommt". 
Der  §  22  ordnet  an: 

„Wenn  deutsche  Waaren  im  Auslande  bei  der  Einfuh 
oder  Durchfuhr  der  Verpflichtung  unterUegen,  eine  Bezeichnun, 
zu  tragen,  welche  ihre  deutsche  Herkunft  erkennen  lässt,  ode 
wenn  dieselben  bei  der  Zollabfertigung  in  Beziehung  auf  di 
Waarenbezeichnungen  ungünstiger  als  die  Waaren  andere 
Länder  behandelt  werden,  so  ist  der  Bundesrath  ermächtig 
den  fremden  Waaren  bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zi 
Einfuhr  oder  Durchfuhr  eine  entsprechende  Auflage  zu  machei 
und  anzuordnen,  dass  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  d; 
Beschlagnahme  und  Einziehung  der  Waaren  erfolge.  Die  B 
schlagnahme  erfolgt  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden,  d 
Festsetzung  der  Einziehung  durch  Strafbescheid  der  Verwa 
tungsbehörden." 

In  England  ist  nämlich  i:>§  2  und  16  d.  Merchandise  A 
von  1887  von  den  Zollbehörden  längere  Zeit  in  rücksichtslosest 
Weise  dahin  interpretirt  worden,  dass  z.  B.  „alle  mit  irgei 
welchen  englischen  Worten  bezeichnete  Waaren  aus  Deuteclilai 
iiuf  den  Zollämtern  angehalten  und  vom  Weitertransport  at 
geschlossen  wurden,  falls  sie  nicht  in  deutlicher  Schrift  ausserdt 
die  Worte  trugen:  „Made  oder  manufactured  in  Germany^.  ] 
Kommissionsbericht  heisst  es  dann  zur  Motivirung  des  §  ^ 
Ein  Mitglied  der  Kommission  führte  aus: 

„Die  Vorschrift  des  englischen  Waiirenbezeichnungsgeset: 
von  1887 ,  nach  welcher  in  England  eingeführte  Waar 
welche  einen  englischen  Namen,  englische  Bezeichnung  o( 
Waarenzeichen  tragen,  mit  einer  Herkunftsbezeichnung  v 
sehen  sein  müssen,  wird  von  den  englischen  Zollbehörden  j 
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alle  in  England  ein-  oder  durchgeführte  Waaren  ausgedehnt, 
wenn  sie  irgend  eine  Marke  oder  ein  Zeichen  tragen.  Die 
englischen  Zollbehörden  fordern  die  Bezeichnung  des  Her- 
kunftsortes nicht  nur  auf  der  Verpackung,  sondern,  wenn  die 
Waaren  ein  Zeichen  tragen,  auch  dann  auf  diesen  Waaren, 
selbst  wenn  es  unmöglich  ist,  dieselben  damit  zu  versehen. 
Dadurch  entsteht  vielfach  ein  Einfuhrverbot,  es  wird  ins- 
besondere die  Stahlwaaren-Industrie  Deutschlands  geschädigt 
und  die  von  den  Engländern  in  grossen  Mengen  gekauften 
deutschen  Stahlwaaren  werden  ohne  jede  Bezeichnung  nach 
Engknd  geschickt,  von  wo  dieselben  oft  genug  mit  englischen 
Etiketten  als  englische  Waaren  in  die  Welt  hinausgehen.  Das 
ist  eine  vollständige  Umgehung  des  englischen  Waarenbezeich- 
nungsgesetzes  und  die  Absicht,  die  deutsche  Industrie  durch 
solche  Massregeln  zu  schädigen,  wird  noch  dadurch  illustrirt, 
(lass  man  falschlich  und  böswilHg  in  den  offiziellen  Preislisten 
in  Sheffield  die  besseren  Waaren  als  aus  englischem  Stahl,  die 
geringeren,  billigeren  Waaren  als  aus  deutschem  Stahl  gefertigt 
bezeichnet." 

Nach  einigen  abschwächenden  Bemerkungen  des  Vertreters 
es  auswärtigen  Amtes  wurde  die  Nothwendigkeit,  das  Mittel  der 
letorsion  in  der  Hand  zu  haben,  allseitig  anerkannt  und  der 
Paragraph,  mit  einigen  Aenderungen  in  der  Formulirung,  an- 
enommen  (Komm.-B.,  S.  9). 
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Eirchenrecht  and  Reichsversicherangsrecht. 

Von 

Dr.  Richard  Weyl,  Gerichtsassessor  und  Privatdozenten  an  c 

Universität  Königsberg. 


Zu  allen  Zeiten  und  in  allen  Ländern  hat  es  die  Kirche  i 
eine  ihrer  vornehmsten  Aufgaben  betrachtet,  bei  der  Lösuj 
sozialer  Fragen  mitzuwirken  \  So  finden  wir  dies  auch  für  d 
deutsche  Sozialpolitik  der  Gegenwart  bestätigt  und  für  den  aktuel 
sten  Punkt  des  sozialpohtischen  Gesammtproblems ,  für  den  Aj 
beiterschutz  ^.  Auf  katholischer  Seite  ist  ein  glänzender  Beleg  di 
von  Papst  Leo  XHI.  am  15.  Mai  1891  verkündete  Encychea  ^d 
conditione  opificum"  ^,  in  welcher  der  Papst  gegen  die  Lrlehrei 
der  Sozialdemokratie  zu  Felde  zieht  und  ein  positives  Programn 


*  Ueber  den  Beruf  der  Kirche  zu  dieser  Arbeit  vgl.  neuestens  t.  B 
ScHAEFER,  Klerus  und  soziale  Frage,  Münster  i.  W.  1892,  insbes.  S.  9  ow 
vor  Allem  von  Nathüsius,  die  Mitarbeit  der  Kirche  an  der  Lösung  d« 
sozialen  Frage,  Bd.  I  (Leipzig  1893),  insbes.  S.  1,  3 ff.,  19,  Bd.  II  (Leipiis 
1894)  S.  3  ff.,  310,  328.  Ausser  Betracht  bleibt  in  diesem  Zusammenhinge 
natürlich  die  Mitarbeit  politischer  Fraktionen,  wie  sie  z.  B.  behandelt 
wird  von  Wenzel,  Arbeiterschutz  und  Centrum  (Berlin  1893). 

*  Ueber  das  gegenseitige  Verhältniss  von  Sozialpolitik,  Arbeiterschnt 
und  Arbeiterversicherung  vgl.  mein  Lehrbuch  des  Reichs  versiehe 
rungsrechts^(Leipzig]1894)  §  1,  S  2  ff.,  auf  welches  ich  hier  und  im  weitere 
Verlaufe  dieser  Untersuchung  Bezug  nehme,    um  die  Darstellung  zu  verew 

lachen. 

*  Abgedruckt  z.  B.  im  Archiv  für  katholisches  Kirchenrec^ 
herausg.  von  Vering,  Bd.  66  (Neue  Folge  Bd.  60)  Mainz  1891  S.  219-?- 
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Beseitigung  der  Missstände  entwickelt*.  Minder  auffallend 
:t  die  Mitarbeit  der  evangelischen  Kirche  hervor:  schon  des- 
b,  weil  es  ihr  an  einer  zentralen  Oberleitung  fehlt,  die  urbi 
orbi  einheitliche  Vorschriften  diktiren  oder  auch  nur  Vor- 
Jäge  unterbreiten  könnte;  nichts  destoweniger  ist  aber  auch 
!  evangelische  Earche  thätig  gewesen,  indem  die  kirchlichen 
hörden  und  Organe  für  ihre  territorialen  Wirkungskreise  der 
fistlichkeit  Anweisungen  ertheilt  haben  ^. 

Zweifellos  müssen  Staat  und  Kirche  bei  der  Lösung  der 
zialen  Probleme  Hand  in  Hand  gehen  und  sich  wechselseitig 
iterstützen.  Während  aber  der  Staat  in  der  Lage  ist,  den 
nschlägigen  Bedürfnissen  der  Earche  im  Wege  positiver  Förde- 
mg,  durch  seine  Gesetzgebung  Rechnung  zu  tragen^,  ist  die 
örche  ihrerseits  nicht  befugt  und  berufen,    die  Massnahmen  des 


*  Hierauf  kommt  der  Pajjst  auch  gegen  Ende  seiner  Encyclica: 
Belara  gratulationis  publicae  testimonia  vom  20.  Juni  1894  (abgedruckt 
m  Archiv  für  katholisches  Kirchenrecbt,  Bd.  72  [Neue  Folge  Bd.  66], 
Mainz  1894,  S.  386 If.,  insbes.  S.  395)  mit  kurzen  Worten  zurück. 

*  Beispiele  sind  folgende :  Schlussverhandlung  der  Preussischen  General- 
»VDode  vom  3.  Dez.  1891  (vgl.  Monatsschrift  für  innere  Mission, 
icrausg.  von  Schaefer,  Bd.  XII,  Gütersloh  1892  S.  429f.  und  437,  sowie 
'*.  NATHüsros  I,  S.  3f.);  Erlass  des  Königlichen  Landeskonsistoriums  zu  Han- 
lOYer  vom  26.  Aug.  1890  (Monatsschr.  f.  innere  Mission,  Bd.  XI,  1891, 
i 209 ff.);  Erlass  des  evangelischen  Oberkirchenraths  vom  17.  April  1890 
•benda  S.  213 ff.);  Erlass  des  Generalsuperintendenten  des  Konsistorialbezirks 
Ü88el  vom  26.  Nov.  1890  (ebenda  S.  218ff.);  Ansprache  des  General- 
«perintendenten  von  Schlesien  an  die  Geistlichkeit  vom  1.  Jan.  1891  (ebenda 
J-243ff.);  Erlass  des  Herzoglich  Braunschweigisch-Lüneburgischen  Konsi- 
rtoriums  vom  18.  Juni  1890  (ebenda  S.  311f.)  und  Erlass  des  evangelisch- 
Itttherischen  Landeskonsistoriums  für  das  Königreich  Sachsen  vom  8.  Mai  1890 
(ebenda  S.  346  ff.). 

*  Beispiele  bietet  das  sog.  „Arbeiterschutzgesetz'*  des  Deutschen 
Heicbes  (Novelle  zu  Tit.  VII  der  Gewerbeordnung)  vom  1.  Juni  1891 
(Beichsgesetzbl.  S.  261)  §§  41a,  55a,  105a  bis  i,  136in,  137 II,  indem  es 
^e  gewerbliche  Sonntagsruhe  regelt  und  dafür  sorgt,  dass  den  jugendlichen 
Arbeitern  Zeit  zum  Besuche  des  Katechumenen-,  Konfirmanden-,  Beicht-  und 
Kommunionunterrichts  gesichert  wird. 
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Staates  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  durch  andere  Mit 
zu  fördern  und  überhaupt  auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Frag 
durch  andere  Mittel  zu  helfen,  als  durch  die  Mittel  der  inner< 
Mission^.  Denn  die  Kirche  muss  sich  sagen,  dass  nicht  s: 
sondern  nur  die  von  Gott  verordnete  Obrigkeit  kompetent  sei  a 
Lösung  der  bei  dem  sozialen  Probleme  auftauchenden  wirtl 
Schaft  liehen  Fragen®  und  zur  Prüfung  eines  dafür  vorp 
schlagenen  oder  in  Uebung  befindlichen  Systems;  sie  muss  sie 
sagen,  dass  ihr  Arbeitsfeld  nur  die  mit  jenen  wirthschaftliche 
Fragen  verbundenen  Fragen  religiös-sittlicher  Natur,  die  deo  wirft 
schafthchen  Nothständen  zu  Grunde  liegenden  reUgiös-sittlicb« 
Schäden  und  die  der  Beseitigung  eines  sozialen  üebels  zu  Grand 
zu  legenden  religiös-sittlichen  Voraussetzungen  umfasse. 

So  ist  denn  auch  die  jüngste  Frucht  der  sozialpohtische 
Gesetzgebung  Deutschlands  und  der  deutschen  Arbeiterschuti 
gesetzgebung,  nämlich  die  Arbeiterversicherung,  ohne  jed 
positive  Mitwirkung  der  Kirche   zu  Stande  gekommen*;  ja,  di 


'  Als  Mittel  der  inucren  Mission  finden  sich  z.  B.  iu  deu  ob< 
Aum.  5  erwähnten  Erlassen  erwähnt:  Predigt  (Monatsschrift  Bd.  5 
S.  209,  220,  XII  S.  430)  und  Einzelseelsorge  (XI  S.  221),  Hebung  des  chris 
liehen  Sinnes  (XI  S.  209),  Liebesthätigkeit  (kirchliche  Armen-  und  Kranke 
pflege,  Besserung  des  Diakonissenwesens:  XI  S.  210fl'.,  216,  248),  Unterrich 
Sonntagsschulen,  Kleinkinderschulen,  Kleiukinderbewahranstalten  (XI  S.  21 
221,  245,  248),  Vereine  (Arbeiter-,  Jünglings-,  Gesellen-  und  Lelirlingsverein 
XI  S.  223,  246 ;  in  diesem  Sinne  vgl.  auch  von  katholischer  Seite  das  g 
moinsame  Hirtenschreiben  der  zu  Fulda  versammelten  Bischöfe  über  li 
soziale  Frage:  XI  S.  262f.).  Vgl.  bei  v.  Nathusiüs  insbes.  Bd.  II  S.  3611 
385  ff.,  419  ff. 

®  Dies  betonen  sehr  richtig  einige  «1er  vorerwähnten  Erlasse:  vj 
Monatsschrift  a.  a.  O.  S.  207,  214,  244,  346  und  auch  das  erwähnte  Hirtc? 
schreiben  a.  a.  0.  S.  252 ,  sowie  v.  NATHUsnjs  I  S.  72  ff.,  295  ff. ,  II  S.  2S 
440  ff.,  465. 

®  Auch  die  mehrfach  erwähnten  kirchlichen  Erlasse  und  <lie  wisse 
sclmftlichen  Aeusserungen  über  Mitarbeit  der  Kirche  bei  Lösung  soziai 
Fragen,  sowie  die  Encyclica  Leos  XIII.  lassen  die  Arbeiterversichenn 
im  Speziellen  ausser  Betracht.  Selbst  das  so  umfangreiche  Werk  v 
V.  Nathusiüs    erwähnt    die  Arbeiterversicherung    nur   ganz    flüchtig   (Bd. 
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Arbeiterversicherung  hat  sich,  ihrer  speziellen  Natur  und  Auf- 
gabe entsprechend,  im  Gegensatze  zu  manchen  anderen  Materien 
des  Arbeiterschutzes  ^^  völlig  unabhängig  von  reUgiösen  und  kirch- 
lichen Erwägungen  entfaltet  »^ 

Zwar    bezeichnet    die    Botschaft    Kaiser  Wilhehns  I.   vom 
17.  Nov.    1881'^,    diese    ^magna   Charta    der    SozialpoHtik    des 
deutschen  Reiches*^  ^^,   die  Fürsorge  für  erkrankte,   verunglückte, 
I  inifalide  und  altersschwache  Arbeiter  als  „eine  der  höchsten  Auf- 
r  gaben  jedes  Gemeinwesens,  welches  auf  dem  sittlichen  Funda- 
mente   des    christlichen  Volkslebens    steht";    zwar    erklärt 
ferner  die  Thronrede  vom  22.  Nov.  1888**,   mit  welcher  Kaiser 
■  Wilhelm  II.   das  InvaUditäts-   und  Altersversicherungsgesetz   be- 
gleitete, es  sei  eine  „Aufgabe  der  Staatsgewalt,  durch  organische 
Einrichtungen  die  Bethätigung  der  auf  dem  Boden  des  Chri- 
stenthums    erwachsenden    NächstenUebe    als    eine    Pflicht    der 
staathchen    Gesammtheit    zur    Anerkennung    zu    bringen";    zwar 
spricht   endlich  ein    Erlass  Kaiser  Wilhelm's   II.   vom    4.   Febr. 
1890*^  von   einer  Förderung   der  Gesetzgebung   in   der  gleichefi 


8. 306/307,  Bd.  11  S.  463),  obgleich  es  des  Ai-beitcrrechts  und  des  Arbeiter- 
jcktzes  mehrfach  (z.B.  Bd.  I  S.  70ff.,  295 ff.,  305 ff.)  jredeakt.  —  Etwas 
\mL  anderes  ist  es  natürlich,  wenn  die  Kirche  nach  dem  Zustandekommen 
<ler  Gesetze  dafür  sorgte,  dass  sie  von  der  Geistlichkeit  studiert  und  ihre 
Vorzüge  den  betheiligten  Volkskreisen  nahegeführt  wurden.  Vgl.  z.  B.  den 
firlasB  des  Bischofs  von  Ermland  vom  1.  Mai  1890  im  Pastoralblatt  für 
<iie  Erzdiözese  Ermland,  Jahrg.  XXI,  Braunsberg  1890  S.  54/55. 

'"Vgl.  die  oben  S.  351  Anm.  6  erwähnten  Beispiel  aus  dem  Reichs- 
gesetz vom  1.  Juni  1891. 

"  Das  muss  hervorgehoben  werden,  weil  eine  Berücksichtigung  reli- 
jrioser  Ideen  und  ein  wesentlich  kirchlicher  Charakter  bei  einzelnen  Sätzen 
oder  })ei  ganzen  Materien  des  positiven  Rechts  nichts  durchaus  seltenes  ist; 
^tan  denke  an  den  prozessnalischen  Eid  und  an  das  ältere  Ehcrecht. 

**Ueber  diese  Botschaft  vgl.  mein  Lehrbuch  des  Rcichsversicheriings- 
^chtB  §  12  S.  59  ff. 

*'  Wegen  dieses  Ausdrucks  vgl.  ebenda  S.  63  Anm.  1. 

**  Vgl.  §  18  S.  75ff.  meines  Lehrbuchs. 

'^  Erlass  an  die  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  und  für  Handel  und 
Archiv  för  öffentliches  Recht.  X.  3.  24 
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Richtung,  in  welcher  sich  schon  Wilhehn  I.  „der  Fürsorge  fiij 
den  wirbhschaftlich  schwächeren  Theil  des  Volkes  im  Geist) 
christlicher  Sittenlehre  angenommen^  habe.  Aber  mit  diesei 
Wendungen  wird  nur  die  christlich  ethische  Seite  des  ganzei 
Problems,  seine  der  christlichen  Nächstenliebe  entsprechende^ 
Grundtendenz  angedeutet,  dagegen  ebenso  wenig  eine  Mitarbei 
der  Kirche  gefordert,  wie  eine  Berücksichtigung  kirchliche 
oder  kirchenrechtlicher  Gesichtspunkte  nothwendig  ge 
macht. 

Dennoch  lässt  sich  behaupten  und  nachweisen,  dass  Arbeiter 
Versicherung  und  Kirchenrecht  in  mannigfachen  Be 
Ziehungen  zu  einander  stehen.  Diese  Behauptung  habe  icl 
bereits  bei  anderer  Gelegenheit^^  aufgestellt;  den  Nachweis  fü 
ihre  Richtigkeit  zu  erbringen,  ist  die  Aufgabe  der  vorliegende 
Untersuchung. 

Meine  Behauptung  darf  freilich  nicht  etwa  dahin  verstände 
werden,  dass  das  Reichsversicherungsrecht  auch  nur  irgendwo 
kirchliches ,  kirchenrechtliches  oder  reUgiöses  Gepräge  trage  - 
—  das  wäre  an  sich  schon  unwahrscheinlich,  weil,  wie  vorb< 
bemerkt  wurde,  die  Kirche  selbst  sich  für  diesen  Theü  d 
sozialpolitischen  Programmes   nicht   besonders  interessirt  hat  - 


Gewerbe  vom  4.  Febr.  1890  (Deutscher  Keicbsauzeigor  vom  5.  Febr.  18S 
Xr.  34);  vgl.  auch  meinen  Vortrag,  „Die  Entwickelung  und  die  Grün 
lagen  der  Arbeiterversicherung  im  Deutschen  Reiche"  in  der  2^it8chrift  ^l 
Tnvaliditäts-  und  Alters- Versicherung  im  Deutschen  Reiche"  (lierauag.  v- 
Fey  und  Zeller),  Jahrg.  V,  Nr.  3  (15.  Dez.  1894),  S.  18  (Sonderabdnick,  Mai 
1895,  S.  20). 

**^  Der  christlichen  Nächstenliebe  entspricht  die  Kardiualidee  der  gani' 
Arbeiterversicherung,  dass  durch  ;die  Beitragspflicht  der  Arbeiter  und  d 
Arbeitgeber  einer  für  alle  und  alle  für  einen  gegen  die  materiellen  Foljr 
von  Krankheit,  Unfall,  Erwerbsunfähigkeit  und  Alter  einzutreten  haben. 

*^  In  meinen  Lehrbuch  §  170  S.  727  Anm.  1,  wo  ich  indes» 
noch  nicht  auf  die  weiter  unten  zu  erörternde  Bedeutung  der  „FeierUjr 
und  der  „kirchlichen  Urkunden"  für  das  Reichsversichenmgsrecht  hingewie>< 
hatte. 
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ie  Beziehungen  zwischQn  Reichsversicherungsrecht  und  Earchen- 
jcht  sind  viehnehr,  wenn  man  von  den  quantitativen  ünter- 
jhieden  absieht,  nicht  anders  als  die  zwischen  dem  Reichsver- 
cherungsrecht  und  sonstigen  RechtsdiszipUnen  (z.  B.  Privatrecht, 
Handels-  und  Seerecht,  Staatsrecht,  Prozessrecht,  Konkursrecht, 
trafrecht*®)  gestaltet:  es  handelt  sich  lediglich  um  eine  gegen- 
fitige  Durchkreuzung  und  Ergänzung  dieser  Materien,  wie  sie 
ch  bei  dem  umfange  des  neuen  Rechtsstoflfes  von  selbst  erklärt, 
er  auf  drei  grossen  Hauptgesetzen*®  und  vier  zum  Theil  noch 
rösseren  Nebengesetzen  ^®  basirt  ist  und  durch  zahllose  reichs- 
nd  partikularrechtliche  Ausführungsbestimmungen  eine  fast  ins 
'nübersehbare  gesteigerte  Erweiterung  erfahren  hat.  Zwar  be- 
egnen  in  diesen  Gesetzen  und  Ausführungsbestimmungen  solche 
{echtsbegriffe ,  die  dem  Kirchenrecht  angehören,  nur  äusserst 
elten",  weit  seltener  als  z.  B.  privat-,  Staats-,  prozess-,  konkurs- 
ind  strafrechtliche  Begriffe;  nichts  destoweniger  bedarf  aber  die 
iraktische  Anwendung  des  Reichsversicherungsrechts  vielfach  des 
Zurückgreif ens,  wie  auf  privat-,  Staats-,  prozess-,  konkurs-  und 
trafrechtliche  Grundbegriffe*^,  so  auf  kirchenrechtliche  Vorfragen ; 


'*  Die  Wechselbeziehungen  dieser  Materien  mit  dem  Reichsversiche- 
Tin^^recht  habe  ich  bereits  gründlich  untersucht  in  meinen  Lehrbuche 
171  S.  962  ff. 

*•  Nämlich  Krankenversicherungsgesetz  vom  15.  Juli  1883  und 
O.April  1892,  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  und  In- 
aliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  vom  22.  Juni  1889. 

^  Xämlich:  das  s.  „Ausdehnungsgesetz"  vom  28.  Mai  1885,  das 
lind-  und  forstwirthschaftliche  Unfall-  und  Krankenversiche- 
ungsgesetz  vom  5.  Mai  1886,  das  Bau-Unfallversicherungsgesetz 
om  11.  Juli  1887  und  das  See -Unfallversicherungsgesetz  vom  13.  Juli 
887.    lieber  diese  Gesetze  vgl.  §  17  S.  72ff.  meines  Lehrbuchs. 

"  Der  einzige  derartige  Begriff  in  den  Reichsgesetzen  selbst  ist  der 
feiter  unten  genauer  zu  erörternde  des  (Sonn-  und)  „Feiertags";  aber  auch 
r  gehört,  insofern  es  sich  um  „allgemeine"  Feiertage  handelt,  wie  wir  eben- 
aÜB  unten  sehen  werden,  zugleich  in's  Staatsverwaltungsrecht. 

^  Beispiele  ergeben  sich  aus  den  Erörterungen  in  §  171  S.  962  ff. 
meines  Lehrbuchs;  dort  S.  984 f.  auch  über  seerechtliche  Begriffe. 

24* 
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nnd  nichtBdestoweniger  weist  auch  die  .Judikatur  des  Reii 
versicheruDgsrechtes  bereits  mehrere  Beispiele  derartiger  Wech 
beziehungen  auf**. 

Die  Nothwendigkeit,  solche  Wechselbeziehungen  festzuste 
und  zu  untersuchen,  ergiebt  sich  am  deutlichsten,  wenn  wir 
gleich  hier  einige  derjenigen  Fragen  vergegenwärtigen,  wel 
nachstehend  genauer  erörtert  werden  müssen;  ich  nenne  die 
genden:  Können  GeistUche  oder  Kirchengemeinden  als  Arbeitge 
im  Sinne  des  Reichsversicherungsrechts  erscheinen  und  theilen 
alsdann  die  vielen  Pflichten  und  Rechte,  welche  das  Reichs 
sicherungsrecht  für  die  Arbeitgeber  keimt?  sind  sie  dann  z. 
als  Mitglieder  einer  Berufsgenossenschaft  denkbar  und  müssen 
Marken  zur  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  ihrer  Arbt 
einkleben?  Gehört  auch  das  kirchliche  Personal  in  den  Kreis  ( 
jenen  Personen,  welche  der  subjektiven  Versicherungspflicht 
Sinne  der  Krankenversicherung,  der  Unfallversicherung,  der 
validitäts-  und  Altersversicherung  unterliegen  oder  welche 
freiwillig  versichern  dürfen?  ünterhegen  andererseits  kirchl 
Unternehmungen  als  versicherungspflichtige  Betriebe  der  objekt 
Versicherungspflicht  des  Kranken-  und  des  Unfallversicheru 
rechts?  Sind  für  die  subjektive  oder  für  die  objektive  Versi 
rungspflicht  konfessionelle  Unterschiede*^*  und  fiir  die  subjel 
Versicherungspflicht  im  Besonderen  die  verschiedenen  Weiheg 
erheblich*^? 

Nimmt  man  zu  diesen  Beispielen   den  Umstand  hinzu, 
auch  die  kirchlichen  Feiertage  sowie  die  kirchhchen  Urkundei 
das  Reichsversicherungsrecht   und  umgekehrt  das  Reiclisversi 

•^  \Vl.  weiter  unten  sub  T  1  und  2  über  Entscheidungen  <les  K« 
versicherungsanits  betreffs  der  kirchlichen  Urkunden  und  der  kirchl 
Feiertage  und  namentlich  unten  sub.  II  über  Entscheidungen  desselljen  A 
mid  anderer  Behörden   über  die  Versicherungspflicht    des  Kirohenper^« 

^*  Vgl.  ferner  unten  sub  I  2  über  die  Bedeutung  konfessioneller  l 
schiede  für  den  Begriff  der  kirchlichen  Feiei*tage. 

"  Hierzu  vgl.  weiter  unten  sub  II  B  und  ('. 
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ruugsrecht  für  die  kirchlichen  Ehrenämter  in  Betracht  gezogen 
werden  müssen 2',   so   ergiebt  sich,    dass  die  voriiegende  Unter- 
suchung   auch    seitens    der   praktischen   Kirchenverwaltung    das 
Zeiigniss    beanspruchen    darf,     wichtige    Fragen    in^s  Auge    zu 
fassen.     Doch    selbst    vom    Standpunkte    der    kirchenrechtHchen 
Theorie   dürfte  die   vorUegende  Untersuchung  nicht    unerhebUch 
sein,  weil  die  angedeuteten  Fragen  sich  als  Musterbeispiele  dafür 
ansehen  lassen,   dass  die  Beurtheilung  solcher  das  Kirchenrecht 
selbst  scheinbar  gamicht  interessirender  Angelegenheiten  vielfach 
auf  wichtige  kirchenrechtUche  Grundbegriffe  und  auf  einschneidende 
Kontroversen  zurückgehen  muss  (so  z.  B.  auf  die  Kontroversen, 
ob  die  Kirchen   öffentliche  Körperschaften  und  ob  die  Kirchen- 
diener Staatsbeamte  sind)  und  dass  diese  Fragen  bisweilen  nur 
die  praktische  Zuspitzung  theoretischer  Erwägungen  aus  dem  Ge- 
biete des  Kirchenrechts  sind.    Ja  sogar  ganz  allgemein  vom  Stand- 
punkt der  Rechtswissenschaft  als  einer  grossen,   alle  Einzeldiszi- 
plinen umfassenden  Einheit  verdient  unser  Thema  darum  Beachtung, 
weil  es  ein  Beleg  dafür  ist,  dass  selbst  die  heterogensten  Einzel- 
disziplinen  in   einander  eingreifen   und   einander  theoretisch  wie 
praktisch  zu  ergänzen  und  zu  erklären  haben  ^^. 

Da  eine  systematische  Gruppirung  der  aufgeworfenen  Einzel- 
probleme  unter  grössere  Gesichtspunkte  wenn  auch  nicht  gerade 
ausgeschlossen  so  doch  völlig  unfruchtbar  erscheint,  mag  darauf 
Verzichtet  werden  und  eine  Aneinanderreihung  der  Fragen  in  der 
Axt  gestattet    sein,    dass   zuerst    die  einfacheren    und  leichteren 


*  Hierzu  Näheres  unten  sub  I  3. 

"  Die    Bedeutung    der    vorliegenden    Fragen    vom    Standpunkte    des 
R  eichsversicherungsrechts  bedarf  nicht   der  Hervorhebung;   nur  eines 
^^ag  in  dieser  Hinsicht  bemerkt  werden,  dass  nämlich  die  unten  sub  II  er- 
folgende Untersuchung   über  die  Versicherungspflicht   des   Kirchenpersonals 
^x?i  der  Neuheit  der  ganzen  Materie  als  die  erste  systematische  Prüfung  der 
^rage  nach  der  Versichenmgspflicht  einer  bestimmten  Personengruppe  gelten 
<iarf  und  zugleich  eine  Methode    für  die  Erörterung  dieser  Frage   betreffs 
Anderer  Personengruppen  an  die  Hand  geben  will. 
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und  alsdann  die  komplizirteren  und  schwierigeren  Fragen  erörtei 
werden. 

Die  einfacher  und  leichter  zu  beantwortenden  Fragen  sin 
nun  die  nach  der  Bedeutung  der  kirchlichen  Urkunden  und  de 
kirchlichen  Feiertage  für  das  Reichsversicherungsrecht  und  nac 
der  Bedeutung  des  Reichsversicherungsrechts  für  kirchliche  Ehrei 
ämter;  als  komplizirtere  und  schwierigere  Fragen  bleiben  dan 
die  anderen  auf  Seite  356  angedeuteter  Punkte  zu  erledigen.  Jen 
sollen  im  Abschnitt  I  nach  einer  durch  arabische  Zahlen  gekeni 
zeichneten  Disposition,  diese  in  Abschnitt  11  untersucht  werdei 

I.  Kirchliche  Urkunden,  kirchliche  Feiertage»  kirchliche 

Ehrenämter. 

1.  Kirchliche  Urkunden. 
Lebensalter,  Geburt,  Eheschhessung  und  Tod  spielen  i 
Reichsversicherungsrecht  eine  sehr  wichtige  Rolle**.  So  dj 
Lebensalter  für  den  Beginn  der  subjektiven  Versicherung 
pflicht**,  für  die  Zulässigkeit  freiwilliger  Ausdehnung  der  Ve 
Sicherung  auf  nicht  versicherungspflichtige  Personen'^,  für  Anfai 
und  Ende  gewisser  Unterstützungsansprüche  *^,  für  die  Berechnui 


28  Einzellieiteu  in  meinem  Lehrbuch  §  170  C  I  1  S.  936ff.,  3  und 
S.  939  (13  S.  448  ff.). 

'^  Ueber  diesen  Be^iff  vgl.  unten  sub  II  B.  Die  subjektive  Versicl 
rungspflicht  beginnt  für  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  mit  voll« 
detem  16.  Lebensjahr,  für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung,  wenn  es  si 
um  Fabrikarbeiter  handelt,  mit  vollendetem  13.  Lebensjahr.  Vgl.  ine 
Lehrbuch  §  170  C  I  1  f  und  d  S.  936f. 

^^  Zu  freiwilliger  Ausdehnung  der  Versicherung  (in  der  Regel  Selli 
Versicherung)  ist  nur  zugelassen,  wer  die  für  die  Versicherungspflicht  ma 
gebende  Altersstufe  erreicht  hat  (vgl.  oben  Anm.  29  und  mein  Lehrbu 
i:?  27  I  S.  118,  II  S.  119,  S  74  S.  352  und  §§  122ff.  S.  631  ff.);  die  freiwillJ 
Selbstversicherung  eines  Kleinmeisters  ist  aber  nach  dem  Invaliditäts-  u 
Altersversicherungsrecht  nur  vor  erreichtem  40.  Lebensjahr  statthaft.  (V" 
mein  Lehrbuch  §  122  S.  631  sub  1  b  ot.) 

'^  Beginn  der  Altersrente  mit  vollendetem  70.  Lebensjahr;  Ende  * 
Anspiiichs    der    Descendenten    eines    Verunglückten    auf   Unfallsrente     ^ 
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es  Tagelohns  *^  (und  darum  ^^  auch  für  Berechnung  der  Versiche- 
mgsbeiträge  und  der  Unterstützungen),  fiir  die  Qualifikation  zu 
^wissen  Stimm-  und  Ehrenrechten**.  Die  Geburt  kommt  — 
)gesehen  von  ihrer  Bedeutung  als  Grundlage  für  die  Berechnung 
?s  Lebensalters  —  in  Betracht:  als  Geburt  eines  Postumus  für 
le  Endigung  bezw.  Minderung  der  ünfallsrente  HinterbUebener^'^, 
)wie  im  ganzen  Arbeiterversicherungsrecht  als  das  die  (eheUche 
ezw.  uneheliche)  Verwandtschaft  und  dadurch  mittelbar  die  ünter- 
:ützungsansprüche  der  Deszendenten  bezw.  Aszendenten*^  be- 
rimdende  Moment.  Die  Eheschliessung  ist  von  Bedeutung: 
n  ganzen  Arbeiterversicherungsrecht  als  Vorfrage  fiir  das  viel- 
ach'^  rechtserhebUche  Eheverhältniss  und  eventuell  als  Kontrole 
ier  —  gleichfalls  unter  Umständen*^  rechtserhebUchen  — Ehelichkeit 
iner  Geburt;  femer  im  Unfallversicherungsrecht  für  die  Beendi- 


ollendetem  15.  Lebensjahr  und  desgleichen  Endigung  des  Anspruchs  der 
)e«cendenten  auf  Wiedererstattung  der  Hälfte  der  von  ihrem  parens  zur 
nvaliditäts-  und  Altersversicherung  gezahlten  Beiträge  (vgl.  mein  Lehr- 
uch  §  170  C  I  1  c  und  g  S.  936  und  938).  Es  sind  also  zu  diesen  Au- 
priichen  umgekehrt  nur  diejenigen  Descendenten  berechtigt,  welche  —  er- 
)rderlichen  Falles  nachweisbar  —  das  15.  Lebensjahr  noch  nicht  zurück- 
elegt  haben. 

"'  Der  Tagelohn  wird  verschieden  abgestuft  für  erwachsene  und  jugend- 
che  (noch  nicht  16  Jahre  alte)  Arbeiter  bezw.  auch  für  „Kinder"  (unter 
*  Jahren).  Vgl.  mein  Lehrbuch,  §  43  S.  205  sub  a  ß  und  b  a,  §  89 
.  422  sub  c,  §  133  S.  670  sub  b. 

^  Vgl.  über  diesen  Zusammenhang  mein  Lehrbuch,  §  165  S.  866 
ib  c  und  die  Citate  der  Anm.  4  und  5  daselbst. 

**  Von  zurückgelegtem  21.  Lebensjahr  (Grossjährigkeit)  ist  abhängig 
B.  das  Amt  als  Beisitzer  im  Schiedsgericht  und  im  (Reichs-  oder  Landes-) 
ersicherungsamt  und  das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  einer 
^ninkenkasse.     Näheres  §  170  S.  937  sub  c  meines  Lehrbuchs. 

»^  Vgl.  §  170  S.  939  sub  3  meines  Lehrbuchs. 

•*  Vgl.  ebenda  S.  948 f.,  insbes.  sub  a,  c  und  d. 

"  Ebenda  S.  949  sub  e. 

*•  Nämlich,  wenn  das  Kind  wegen  des  Todes  seines  Vaters  oder  der 
Uter  wegen  des  Todes  seines  Kindes  Ansprüche  erheben  will;  vgl.  S.  948 
^Qb  a  meines  Lehrbuchs. 
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gung  des  Anspruchs  einer  (wieder  heirathenden)  Wittwe  auf  Rente 
und  für  die  Abfindung  dieser  Wittwe  in  £[apital^*;  sodann  im 
Invaliditäts-  und  Altersversicherungsrecht  für  den  Ansprach  hei- 
ratender Frauenspersonen  auf  Bückzahlong  der  Hälfte  der  ge- 
zahlten Beiträge ^^  Der  Tod  einer  bestimmten  Person  endlich  ist 
die  Voraussetzung  für  alle  Ansprüche  der  Hinterbliebenen  auf  Sterbe- 
und  Begräbnissgelder;  Renten  und  Rückzahlung  von  Beiträgen'^ 
Sobald  nun  Geburt;  Eheschliessung  oder  Tod  in  der  an- 
gedeuteten Weise  von  rechtsbegründender  oder  rechtsvemichtender 
oder  sonst  rechtserheblicher  Wirkung  sind,  müssen  sie  erforder- 
lichen Falles  urkundlich  nachgewiesen  werden^*  (es  muss  also  z.  B. 
derjenige,  welcher  die  Altersrente  in  Anspruch  nimmt,  der  An- 
meldestelle die  Zurücklegung  des  70.  Lebensjahres  durch  eine 
Urkunde  über  sein  Geburtsdatum  nachweisen).  Sobald  nun  des 
Weiteren  die  Geburt,  die  Eheschliessung  oder  der  Todesfall  in 
eine  Zeit  gehöre,  zu  welcher  das  Reich  bezw.  die  Partikularstaaten 
noch  nicht  die  Einrichtung  der  Standesämter  oder  Civilstands- 
register*^  kannten^*,   ist  dieser  Nachweis  nur  durch   die  kirch- 

•'''  \fr\.  §  76  S.  365  8ub  a  meines  Lehrbuchs:  vgl.  ü])rigen8  »ocb 
oboudu  §  78  S.  371  sub  2c  darüber,  dass  die  Wittwe  auf  Unfallsrente  onr 
Ansi)rucli  hat,  wenn  ihre  Ehe  mit  dem  Vermiglückten  vor  dem  Eintritt  <le* 
Tiifalls  «jfeschlossen  war. 

^"  V<rl.  ebenda  §  135  S.  693  sub  1. 

^^  \V1.  die  Zusammenstellung  in  ij  170  S.  939  sub  3  meines«  Lehr- 
buchs. 

*'-  Die  Frage,  wem  in  oasu  concreto  die  fJeweislast  obliejrt,  ist  hi<'r 
nicht  zu  erörtern. 

**  Inwieweit  vor  dem  Keiehs-PersonenstandsgesetÄe  die  Einzelstaaten  \*^ 
reits  statt  der  Kirchenbücher  Register  der  Staatsbehörden  kannten,  giebt  z.  P- 
HiNscHius  in  seinem  Kommentar  des  Gesetzes,  3.  Aufl.,  Berlin  1891)  S.  1^' 
Anm.   1  an. 

**  Massgebender  Zeitpunkt  ist  für  das  Reich  der  1.  Jan.  1876,  f^^ 
Vnnisson  der  1.  Okt.  1874;  vgl.  Reichsgesetz  über  die  Beurkundui* 
dos  Vrrsonenstandes  vom  6.  Febr.  1875  (Reichsgesetzbl.  S.  23)  Jj  * 
und  l^reussisches  (Tosetz  vom  9.  März  1874  (Preuss.  Gesetzsaminlu.^ 
S.  95)   S  •'^•"'^    ^^^^vi**    mein   Lehrbuch    S  1-^^    ''^-  ^79   Anm.    3    und    RicHT»-" 
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chen  (pfarramtlichen)  Tauf-,  Trau-  und  Todtenscheine  zu 
ihren  (falls  es  sich  wenigstens  um  eine  Person  handelt,  die  einer  der 
rossen  Elirchen,  der  katholischen  und  der  evangelischen,  angehört**). 
Ob  das  kritische  Ereigniss  in  die  Periode  der  standesamthchen 
Jrkunden  oder  in  die  der  pfarramtlichen  Urkunden  fallt,  lässt  sich 
iir  die  oben  angedeuteten  Beispiele  der  Eechtserheblichkeit  von 
Jeburt,  Eheschliessung  oder  Tod  nicht  generell  beantworten,   es 
:ommt  vielmehr  auf  die  näheren  Umstände  an,  so  dass  bald  jene 
»Id  diese  Urkunden  beizubringen  sind.     Nur  für  einige  Punkte 
st   eine    bestimmte    Antwort    möglich.    So    interessiren    pfarr- 
imtliche,    nicht  standesamtUche    Urkunden    einstweilen  noch 
Rr  folgende   Angelegenheiten:    Feststellung    des    zurückgelegten 
70.  Lebensjahrs  als  Voraussetzung  der  Altersrente,  des  zurück- 
gelegten 21.  Lebensjahrs  als  Voraussetzung  der  Stimm-  und  Ehren- 
rechte, des  noch  nicht  zurückgelegten  40.  Lebensjahrs  (der  noch 
incht  40  Jahre   zurückUegenden  Geburt)    als   negativer  Voraus- 
setzung für  freiwillige  Begründung  der  InvaUditäts-  und  Alters- 
Tereicherung    eines   Kleinmeisters.     Umgekehrt    interessiren    nur 
standesamtliche,  nicht  pfarramtliche  Urkunden  bereits  jetzt  für 
folgende   Angelegenheiten:   Feststellung  des  noch   nicht  zurück- 
gelegten   15.  Lebensjahrs  für  den   Anspruch    des  Deszendenten 
eines  Verunglückten  auf  HinterbUebenenrente  bezw.  für  den  An- 
spruch des  Deszendenten  auf  Erstattung  der  Hälfte  des  vom  ver- 
storbenen parens  zur  InvaUditäts-  imd  Altersversicherung  gezahlten 
Beiträge-,   Feststellung   der  Geburt   eines  Postumus  als  Voraus- 
setzung   seines    Anspruchs    auf   Hinterbliebenenrente    bezw.    als 
Voraussetzung    für    Aenderung    oder    Minderung    der    Renten- 
ansprüche  anderer  Hinterbliebener  des  Verunglückten;  Feststel- 
lung des  Todes  als  Voraussetzung  sämmtlicher  Ansprüche   der 


Lehrbuch  des  Kirchenrechts,  8.  Aufl.,  herausg.  von  Dove  und  Kahl,  Leipzig 
1H86,  §  292  S.  1224  Anm.  13. 

*'  Die  Urkunden  für  Juden,  Dissidenten  u.  s.  w.  sind  in  diesem  Zusam- 
menhange ohne  Interesse. 
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Hinterbliebenen;  Feststellung  der  Eheschliessung  als  YoraBi- 
Setzung  für  den  Anspruch  der  Heirathenden  auf  Rückzahlung  der 
Hälfte  der  von  ihr  geleisteten  Beiträge  zur  Invaliditäts-  und  Alten* 
Versicherung  sowie  als  Voraussetzung  für  die  Beendigimg  ia 
der  Wittwe  eines  verunglückten  Arbeiters  zustehenden  Anspnicb 
auf  Unfallsrente  und  für  die  Abfindung  dieser  Wittwe  in  Eotpital 
Bald  pfarramtliche,  bald  standesamtliche  Urkundei 
interessiren  je  nach  Lage  des  Einzelfalls  für  die  nachstehende 
Punkte:  Feststellung  der  erreichten  Altersstufe  (vollendetes  13 
bezw.  14.,  bezw.  16.  Lebensjahr)  als  Voraussetzung  der  subjdi 
tiven  Versicherungspflicht  bezw.  der  Berechtigung  zu  freivrilKge 
Versicherung  oder  als  Grundlage  für  Berechnung  des  Tagelohnes 
der  Versicherungsbeiträge  und  der  Unterstützungen ;  Feststellung  da 
Geburt  als  Voraussetzung  der  Verwandtschaft  in  auf-  bezw.  ab 
steigender  Linie  und  der  durch  sie  gerechtfertigten  Anspruch 
der  Aszendenten  bezw.  Deszendenten  und  als  Voraussetzung  dei 
Ansprüche  von  Familienangehörigen  des  Erkrankten  auf  freie  Eni 
und  Kurmittel  bezw.  Krankengeld;  Feststellung  der  Eheschlie» 
sung  als  Grundlage  der  Ansprüche  hinterbliebener  Ehegatten. 

Diese  Bedeutung  der  pfarramtlichen  Urkunden  als  Beweis- 
material für  Geburt,  Eheschliessung  und  Tod  ist  nun  allerdings 
nichts,  was  der  Kombination  des  Kirclienrechts  gerade  mit  den 
Reichsversicherungsrecht  eigenthümlich  wäre,  sie  begegnet  vielmehr 
durchweg  auch  im  übrigen  Rechtsleben,  sobald  die  erwähnten 
Thatsachen  von  rechtserheblicher  Wichtigkeit  sind.  Der  Kom- 
bination des  Kirchenrechts  mit  dem  Reichsversicherungsrechl 
eigenthümlich  —  wenngleich  hier  wiederum  nicht  auf  kirchliche 
Urkunden  im  Besonderen  eingeschränkt  —  ist  aber  der  Umstand, 
dass  die  genannten  Urkunden  bisweilen  kostenfrei  ausgestellt 
werden  müssen  ^*^.  Denn  das  Kranken  Versicherungsgesetz*'  statuir^ 


*«  Vjrl.  dazu  mein  Lehrbuch  §  117  S.  365  sub  2,  §  103  S.  828  sab 
und  §  170  S.  934  sub  1. 

■*"  Krauken  Versicherungsgesetz  §  78  IL 
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Jeftöhren-  (und  Stempel -^®)Freiheit  wegen  aller  „amtlichen  Be- 
ßieinigungen ,  welche  zur  Führung  der  den  Versicherten  nach 
m  Vorschriften  dieses  Gesetzes^*  obliegenden  Nachweise  er- 
rderlich  werden";  die  ünfallversicherungsgesetze **^  statuiren  das 
mliche  Privileg  wegen  aller  „zur  Begründung  und  Abwickelung 
r  Rechtsverhältnisse  zwischen  den  Berufsgenossenschaften  einer- 
ts  und  den  Versicherten  andererseits  erforderlichen  Urkunden"; 
s  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz''**  endlich  normirt 
le  gleiche  Gebührenfreiheit  wegen  aller  „zur  Begründung  und 
bwickelung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen  den  Versicherungs- 
stalten  einerseits  und  den  Arbeitgebern  oder  Versicherten  anderer- 
its  erforderUchen  Urkunden". 

Dass  auch  die  pfarramtUchen  Urkunden  unter  diesen  gene- 
llen  Urkundsbegriff  zu  rechnen  sind,  ist  zweifellos,  übrigens  auch 
m  Judikatur^*  und  Literatur ^^  anerkannt  worden.   Zu  bemerken 

**  Der  Stempelpflicht  uoterliegen  kirchliche  Urkunden,  in  Preussen 
enigstens,  überhaupt  nicht  seit  dem  Gesetz  vom  26.  März  1873,  betr.  die 
ufhebuDg  bezw.  Ermässigung  gewisser  Stempelabgaben,  §  12  Züi*.  12  (Gre- 
füs.  S.  131,  vgl.  auch  Trüben.  Das  preussische  Kirchenrecht  im  Bereiche 
er  evangelischen  Landeskirche.     Berlin  1894  §  505  S.  355. 

*®  Damit  sind  nicht  etwa  ausdrückliche  Vorschriften  des  Gesetzes  ge- 
«int,  welche  solchen  urkundlichen  Nachweis  erheischen,  sondern  alle  Ge- 
etzesparagraphen ,  aus  denen  mittelbar  die  Nothwendigkeit  solches  Nach- 
reises  folgt. 

•*  Unfallversicherungsgesetz  §  102,  Ausdehnungsgesetz  §  1, 
Jio-Unfallversicherungsgesetz  §  49  II,  land-  und  forstwirth- 
chaftliches  Unfallversicherungsgesetz  §  122,  See-Ünfallver- 
icherungsgesetz  §  116. 

*'  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §  140. 

**  Vgl.  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamts 
in  ünfallversicherungssachen  11  (1886)  Nr.  121  S.  12  und  in  Invaliditäts- 
nnd  AUersversichenmgssachen  I  (1891)  Nr.  12  S.  124. 

'*  Vgl.  Trusen  S.  355,  wo  aber  das  Krankenversichenmgsgesetz  über- 
sehen worden  ist,  Handbuch  der  Unfallversicherung  (Leii)zig  1892) 
S.377f;  und  mein  Lehrbuch  §  117  S.  565  Anm.  3,  §  134  S.  679  Anm.  3, 
§  163  S.  828  Anm.  3,  sowie  von  Kommentaren  z.  B.  Bosse- v.Woedtke  ,  In- 
>ralidität8-  und  Altersversicherungsgesetz,  3.  Abdruck  (Leipzig  1891),  Bd.  11 
^-  264  Anm.  4. 
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ist  dagegen ;  dass  die  geschilderte  Gebührenfreiheit  nicht  d 
weg  Platz  greift,  sobald  Geburt,  Eheschliessung  oder  Tod 
gewiesen  werden  müssen,  dass  diese  Gebührenfreiheit  ?iel 
im  Unfall-  und  im  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsredi 
schränkt  ist  auf  solche  Rechtsverhältnisse,  welche  einersdl 
„Versicherten"  bezw.  im  Invahditäts-  und  Altersversicherung! 
auch  deren  „Arbeitgeber"  und  andererseits  die  zur  Dorchiol 
der  Versicherung  berufenen  Einrichtungen,  nämlich  die  „B 
genossenschaften"  der  Unfallversicherung  und  die  ^Versichei 
anstalten"  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  berühren; 
nach  besteht  also  keine  Gebührenfreiheit,  wenn  das  Becb 
hältniss,  um  dessen  Begründung  oder  Abwickelung  es  sich  hai 
nur  Angelegenheiten  der  Arbeiter  und  ihrer  Arbeitgeber 
einander  betrifft^*  oder  Angelegenheiten  zwischen  mehrera 
spruchsberechtigter  Personen*'*  oder  Angelegenheiten  zwische 
Berufsgenossenschaft  und  den  Arbeitgebern**. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  wie  die  kirchliche  Behörde 
Pfarrer)  seinerseits  sich  überzeugen  wird,  ob  einer  derje 
Fälle  vorliegt,  in  welchen  er  zu  kostenfreier  Ausstellung  d« 


^  Z.  B.  es  streitet  der  Fabrikherr  mit  seinem  Arl>eiter  über  V 
orstattun^  des  vom  Fabrikherrn  fiii'  den  Arbeiter  zur  Krankenkasse  gea 
Beitragsdrittels  oder  der  zur  Invaliditäts-  und  AltersversicberuDg  gm 
(eingeklebten)  Beitra^^hälfte  und  in  diesem  Streite  behauptet  der  AH 
noch  nicht  die  zur  Begründung  der  Versichenmgspflicht  erforderlicfae 
oben  S.  358  Anm.  30)  Altersstufe  erreicht  zu  haben. 

^^  Z.  B.  es  beanspruchen  die  Ascendenten  des  Verunglückten  ? on  c 
Wittwe  bezw.  Kindern  Herausgabe  eines  wegen  Wiederverheinthai| 
Wittwe  bezw.  zurückgelegten  15.  Lebensjahres  der  Kinder  zu  Unreefe 
gehobenen  Reutenbetrages  (vgl.  mein  Lehrbuch  §  82  S.  392  nib  5) 
umgekehrt  die  Ascendenten  sollen  die  Rente,  welche  sie  nach  Gebot 
Postumus  zu  Unrecht  erhoben  haben,  herausgeben  (vgl.  ebenda  S.Mf 

''^  Z.  B.  der  von  seiner  Berufsgeuossenschaft  im  UmlagcfVerfthnn 
S.  421 Ü*.  meines  Lehrbuchs)  herangezogene  Unternehmer  1>ehaBptiAt 
jugendliche  (unter  16  Jahre  alte)  Arbeiter  zu  beschäfügen  nnd  dibfl 
nach  Massgabe  des  für  diese  festgesetzten  Arbeitsverdienstes  (ebenda  nb 
S.  422)  repartiren  zu  sollen. 
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verpflichtet  ist.  Diese  Frage  wurde  von  den  Versicherungs- 
:en  nicht  geregelt  und  konnte  von  ihnen  nicht  geregelt 
tn,  wenn  man  nicht  gar  noch  das  Erfordemiss  einer  — 
ifall8  kostenlos  auszustellenden  —  polizeilichen  oder  sonst 
Aen  Bescheinigung  über  die  Nothwendigkeit  der  pfarramt- 
1  Urkunde  einschieben  wollte ^^.  Man  wird  also  nur,  ent- 
hend  dem  Umstände,  dass  den  erwähnten  Gesetzesbestim- 
jen  eine  den  Versicherten  freundUche^®  Tendenz  zu  Grunde 

sagen  dürfen,  dass  die  GeistUchen  in  Zweifelsfällen  eher 
milde  Praxis  handhaben  sollen. 

2.  Feiertage. 

Die  kirchlichen  —  zugleich  aber  auch  die  allgemeinen,  staat- 
smerkannten  weltlichen  —  Feiertage  sind  auch  für  die  Ar- 
rversicherung  von  grosser  Bedeutung :  im  gesammten  Reichs- 
3herungsrecht  und  ganz  besonders  im  Krankenversicherungs- 

Für  das  gesammte  Reichsversicherungsrecht  kommen 
eiertage  in  Betracht  bei  Berechnung  der  Fristen.  Denn  wenn 
3nde  einer  Frist  auf  einen  (Sonntag  oder)  allgemeinen  Feiertag 
so  endet  die  Frist  nicht  an  diesem  Sonn-  oder  Feiertage,  son- 
erst  mit  Ablauf  des  nächstfolgenden  Werktages.  Zwar  ist 
ir  das  Krankenversicherungsgesetz,  welches  (übrigens  erst  in 
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Vgl.  wegen  des  obrigkeitlichen  Zeugnisses,  das  dem  Gesuche  um  Be- 
ung  des  Amienrechts  beizufügen  ist,  Civilprozessordnung  §  109 II 
ifprozessordnung  §  419III). 

^  Freilich  können  diejenigen  Rechtsverhältnisse,  über  welche  Streit 
cht,  im  Einzelfalle  auch  so  liegen,  dass  die  Urkunde  zu  Ungunsten 
Versicherten  beweisen  soll,  z.  B.  wenn  die  Invaliditäts-  und  Altersver- 
rungsanstalt  einem  Kleiomeister  die  Möglichkeit  freiwilliger  Versicherung 
reitet  auf  Grund  eines  Taufscheines,  nach  welchem  er  bereits  über 
fahre  alt  ist,  oder  wenn  die  Krankenkasse  den  Kassenbeitrag  nach  der 
Erwachsene  aufgestellten  Stufe  des  Tagelohns  bemessen  will  auf  Grund 
18  Taufscheines,  nach  welchem  der  Versicherte  nicht  mehr  zu  den  „jugend- 
len"*  Arbeitern  gehört. 
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seiner  Novelle  vom   10.  April  1892^®)   eine   positive  Norm  d 
über   enthält®^;    doch    wird   man   diese    Vorschrift   auch  auf 
Fristen  des  Unfall-  und  des  Invaliditäts-  und  Altersversichenw 
rechts  ausdehnen  dürfen  ^^,    da  sie  nichts  weiter  enthalt ,  als 
ausdrückliche  gesetzliche  Fixirung  eines  auch  sonst  im  deatscl 
Reichsrecht  bestehenden  Gewohnheitsrechts^*. 

Für  das  Krankenversicherungsrecht  im  Besondi 
kommen  die  Feiertage  in  Betracht,  weil  hier  der  BegriflF  „i 
beitstag"  rechtserheblich  ist;  denn  die  Gewährung  ( 
Krankengeldes  —  und  mittelbar  daher  die  Gewährung 
nach  ihm  zu  bemessenden ^^  Wochenbettgeldes®*  —  erfolgt 
für  „Arbeitstage";  die  „Arbeitstage'^  aber  bilden  insoweit  ei 
Gegensatz  zu  den  (Sonn-  und)  Feiertagen,  als  an  diesen  die 


*^  Gesetz  vom  10.  April  1892  „über  die  Abänderung  des  Ge« 
betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883*  (Rei 
gesetzblatt  1892,   S.  379)    §  78  a  III    Satz  1.    Dieser  §  78  a   wurde    in 
Kommission  ohne  Debatte  angenommen;  vgl.  Drucksachen  des  Beic 
tags  1890/91  Anlageband  11  S.  2354. 

0«  Dabei  bestimmt  aber  die  Novelle  (§78aIU,  Satz  3):  „Auf  die 
rechnuufr  der  Dauer  der  Krankenunterstützung  findet  diese  Vorschrift  h 
Auwendim^".  Auch  diese  Ausnahme  von  der  Regel  wird  mau  in  den  anale 
Fällen  des  Unfallversicherungsrechts  (§  78  A  I — IV  S.  3541!'.  meines  Lc 
buchs)  auerkennen  müssen. 

°^  Vgl.  auch  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherun 
amts  in  Unfallversicherungssachen  Bd.  III  (1887)  Nr.  367  S.  166,  v.  Wonn 
Unfallversicheruugsgcsetz,  4.  Aufl.  (Berlin  1889)  S.  390  Anm.  2  (zu  §  1 
Freund,  Das  Reichsgesetz  betr.  die  Invaliditäts-  u.  Altersversicherung,  2.  i 
(Berlin  1891)  S.  195  Anm.  5,  Pilotv,  Reichs-UnfallversicherungsrechtjBd.] 
(Dresden  1893)  S.  641  Anm.  1,  Handbuch  der  Unfallversicherai 
S.  299  Nr.  7. 

*-  Vgl.  darüber  und  über  die  andern  Reichsgesetze,  welche  eine  gio 
lautende  Bestimmung  enthalten,  mein  Lehrbuch  §  170  S.  456  sub  5  n 
§  22  S.  98  Anm.  6. 

®'^  Vgl.  Krankenversicherungsgesetz  (Novelle)  §  20  I  Zi£  2  n 
mein  Lehrbuch  §  33  I  G  S.  150. 

^*  Nicht  aber  der  übrigen  Unterstützungsformen  des  KrankenTersiei 
rungsrechts  (Kurkosten  und  Kiu-mittel,  Unterbringung  in  einer  Kranken-  od 
Rekonvaleszentenanstalt,  Sterbegeld;  vgl.  mein  Lehrbuch  §  32  S.  131). 
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rbsthätigkeit  verboten  ist  oder  doch  nicht  gerade  von  dem 
jFsicherten  vorgenommen  zu  werden  pflegt.  —  Freilich  ist  der 
isseneinrichtung  vom  Gesetze  ^^  dieBefugniss  eingeräumt  worden, 
s  Krankengeld  durch  generellen  Beschluss  des  Kassenstatuts 
ch  für  Sonn-  und  Festtage  zu  bewilligend^. 

Was  ist  nun  unter  diesen  7, Feiertagen"  zu  verstehen?  Hier 
rden  sich  insbesondere  folgende  Unterfragen  stellen  lassen: 
)mmen  lediglich  die  staatlich  anerkannten  Feiertage  °^  in  Be- 
icht oder  auch  die  nur  von  der  Kirche  anerkannten  oder  nur 
j  letzten?  Und  von  den  kirchUchen  Feiertagen  diejenigen  sämmt- 
ber  Kirchen-  und  Religionsgemeinschaften  oder  nur  die  Feier- 
te der  evangeUschen  und  der  katholischen  KJrche  oder  auch 
5  Feiertage  der  mit  Korporationsrechten  versehenen  Rehgions- 
meinschaften  (wie  Juden  und  z.  B.  in  Preussen  Baptisten  und 
ennoniten)?  oder  etwa  nur  die  Feiertage  derjenigen  Kon- 
jsion,  welche  als  die  am  fraglichen  Orte  vorherrschende  zu 
trachten  ist?  oder  endUch  nur  die  Feiertage  derjenigen  Kon- 
ssion,   welcher   der  Versicherte  selbst  angehört?    Sodann  muss 


•*  Krankenversicherungsgesetz  §  6al  Ziff.  4  (Gemeindekranken- 
Richerung),  §  211  Ziff.  la  (Ortskrankenkasse),  §§64,  72m,  731  (Be- 
tebs-,  Bau-  und  Innungskrankenkasse);  vgl.  mein  Lehrbuch  §32  B.  IIl, 
136. 

••  Für  die  Frage  nach  der  dreitägigen  Karenzzeit  seit  dem  Tage  der 
krankung,  während  welcher  die  Zahlung  des  Krankengeldes  noch  fortfallt 
rankenversicherungsgcsetz  §  61  Ziff.  2,  sowie  mein  Lehrbuch 
»IVlb  S.  153  und  VI  S.  156),  ist  der  Unterschied  von  Arbeitstagen 
i  Sonn-  und  Feiertagen  gleichgültig,  so  dass  sämmtliche  Kalendertage  ge- 
ilt werden.  Vgl.  v.  Woedtkb,  Krankenversicherungsgesetz,  4.  Aufl.,  Berlin 
)3,  S.  141  Anm.  8  und  die  dritte  Berathung  der  Novelle  im  Plenum, 
■ucks*achen  des  Keichstags  1891/92  Bd.  VII  S.  4762  sowie  die  Zeit- 
irift:  „Arbeiter-Versorgung"  (herausg.  von  Schmitz,  seit  1891  durch 
»aGMANN),  Bd.  III  (Neu\^ned  und  Berlin  1886)  S.  38. 

*^  Es  soll  hier  abgesehen  werden  von  den  politischen  Feiertagen 
eburtstag  des  Landesherm,  Erinnerungstage  an  Schlachten  u.  s.  w.),  die, 
weit  sie  partikularstaatlich  anerkannt  sind,  unter  die  „allgemeinen"  Feier- 
ge  des  Krankenversichernngsgesetzes  (Novelle)  §  78a  fallen  und  für 
ekbe  daher  gleichfalls  das  unten  Bemerkte  gilt. 
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die  Frage  aufgeworfen  werden:  welche  Konfession  bezw.  welc 
Distrikt  ist  massgebend  in  Kollisionsfallen  d.  h.  wenn  der  \ 
sicherte  nicht  derjenigen  Konfession  angehört,  welche  anerka: 
oder  vorwiegend  ist;  oder  wenn  (vielleicht  ausserdem)  das  k 
krete  Rechtsverhältniss,  bei  welchem  ein  Feiertag  in  Frage  komi 
zu  zwei  verschiedenen  Distrikten  in  Beziehung  steht,  deren  ei 
den  betreffenden  Tag  als  Feiertag  anerkennt,  während  der  and 
ihm  diese  Anerkennung  versagt  (ein  Gregensatz,  welcher  sein 
seits  wiederum  bald  auf  Verschiedenartigkeit  der  vorherrschend 
Konfession,  bald  auf  Verschiedenartigkeit  der  Territorialgese 
gebung  beruhen  kann).  —  Nachstehendes  Beispiel  soll  di( 
Möghchkeit  von  KoUisionsföUen  illustriren:  A  ist  Jude,  wol 
in  Köln  und  beansprucht  eine  ünfallsrente ;  die  Berufsgenos» 
Schaft  und  das  Schiedsgericht  weisen  ihn  ab;  er  will  binnen  ( 
gesetzlichen  Frist  ^®  den  Rekurs  beim  Reichsversicherungsamt 
BerHn  einlegen;  die  Rekursschrift  läuft  um  einen  Tag  zn  s] 
ein*,  kommt  es  hier  dem  Versicherten  zu  Gute,  wenn  der  let 
Tag  der  Rechtsmittelfrist  ein  Feiertag  war?  und  kommt  ihm 
jüdischer  Feiertag  zu  Gute,  weil  er  selbst  Jude  ist,  ein  titl 
lisclier,  weil  er  in  vorwiegend  katholischem  Bezirke  wohnt, 
evangelischer,  weil  Berlin  in  vorwiegend  evangelischem  Bezii 
liegt?  —  Eine  andere  Gruppe  von  Beispielen  wäre  folgen« 
1)  Der  katholische  Arbeiter  B,  welcher  bei  einer  Fabrikkrauk 
kasse  zu  Berlin  versichert  ist  und  von  dieser  wegen  Erwerbsunföh 
keit  Krankengeld  erhält,  beansprucht  dies  auch  für  den  Charfreit 
da  dieser  entgegen  dem  evangelischen  Brauche  von  der  katholiscli 
Kirche  nicht  als  Feiertag  betrachtet  wird.  2)  Umgekehrt  b« 
sprucht  der  evangelische  Arbeiter  C,  welcher  einer  Fabrikkrankc 
kasse  zu  Köln  angehört,  das  Krankengeld  auch  für  den  Froli 
leichnanistag ,  an  welchem  er  als  Nichtkatholik  gearbeitet  hab( 
würde.     3)  Endlich  verweigert  die  Berliner  (bezw.  Kölner)  KV 

'''*  Vier  Wocheu  seit  Zustellung  der  schiedsgerichtlichen  Eiit^cheidm 
irufall versichoruD<rs<jfesetz  J:;  6o  I;    mein    Lehrbuch   §  7i»VI   S.  "3; 
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i  jüdischen  Arbeiter  D  das  Krankengeld  für  den  Tag  des 
Böhnungsfestes,  da  er  an  diesem  die  Arbeit  unterlassen  haben 
•de;  der  Versicherte  beruft  sich  aber  darauf ^  dass  das  Ver- 
niingsfest  nicht  zu  den  staathch  anerkannten  Feiertagen  ge- 
•e  oder  darauf,  dass  Berlin  (bezw.  Köln)  in  vorwiegend  evan- 
ischem  (bezw.  katholischem)  Distrikte  liege  oder  darauf,  dass 
I  Kasse  beschlossen  habe,  Krankengeld  auch  für  Feiertage 
gewähren,  ein  Einwand,  dem  wiederum  die  Kasse  entgegen- 
It,  dass  sie  darunter  jüdische  Sonderfeiertage  nicht  ver- 
inden  habe. 

Die  Arbeiterversicherungsgesetze  überhaupt  und  das  Kranken- 
rsicherungsgesetz  sowie  dessen  Vorarbeiten  im  Besonderen  er- 
alen  auf  derartige  Fragen  keine  positive  Antwort,  diese  Ant- 
>rt   muss  vielmehr   aus   anderen  Erwägungen   ermittelt  werden. 

Zunächst  ist  dabei  ins  Auge  zu  fassen,  dass  betreffs  der 
risten  und  ihres  Ablaufs  nicht  blos  von  (Sonn-  und)  Feier- 
jen, sondern  von  (Sonn-  und)  allgemeinen  Feiertagen  die 
sde  ist,  und  dass  der  Begriff  der  „allgemeinen"  Feiertage  wohl 
a  engerer  sein  wird,  wie  der  wegen  des  Bezuges  von  Kranken- 
id  Wochenbettgeld  als  Gegensatz  zum  ^Arbeitstage'^  abzuleitende 
egrifl*  „Feiertag'^  überhaupt. 

In  der  That  wird  man  sich  bezüglich  der  ^allgemeinen^ 
eiertage  des  Krankenversicherungsgesetzes  ®^  der  Auffassung 
B8chUessen  dürfen,  welche  zu  den  analogen  Bestimmungen 
öderer  Reichsgesetze  (Wechselordnung,  Handelsgesetzbuch,  Civil- 
»rozessordnung ,    Strafprozessordnung^"   vom   Preussischen   Ober- 


*^  Krankenversicheruugsg'esetz  §  78a  (oben  S.  386,  Anni.  59). 

'*^  Sie  alle  sprechen  (und  zwar  die  W.-O.  in  Art.  92,    das  H.-G.-B.  in 

Art  329,  830  Abs.  2,    die   C.-P.-O.  in  §  200  Abs.  2,    die  St.-P.-O.  in  S  43 

A\».  2)  von    „allgemeinen"    Feiertagen,   während    das    „A  rbeitorschutz- 

gesetz'*  (Novelle  zu  Tit.  VIII  der  Gewerbeordnung  vom  1.  Juni  1891,  Reichs- 

fwetzW.  S.  261)  in  §  41  a,   §  55  a,  §  105  a  bis  1051  nur  Sonn-  und  Festtage» 

tt  Betracht  zieht  und   in  §  105 all  die  Bestimmung   darüber,   welche  Tage 

I  •»  nFesttage"  gelten,   der    „unter  Berücksichtigung  dor  örtlichen  und  kon- 

'       Arthiv  für  öffentliches  Recht.  X.  3.  9.-, 
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tribunal^^  und  vom  Reichsgericht^^  sowie  von  den  Konunentatorefl 
jener  Gesetze  ^*  und  des  Krankenversicherungsgesetzes  ^*  rertreta 
wird.     Diese   Auffassung    geht   dahin,   dass  unter  ^allgemeinefl^ 
Feiertagen  nur  diejenigen  Tage  zu  verstehen   sind,    welche  t« 
der  Gesammtheit  der  Bevölkerung  gefeiert  werden  sollen,  welj 
an  ihnen  kraft  (einzel-)  staatlicher'^  Anordnung  die  GeschiM 
des  bürgerUchen  Verkehrs  ruhen.    Damach  sind  (sofern  nicht  d» 
staathche  Anordnung  selber  auf  sie  Rücksicht  nimmt)  konfessio*: 
nelle  Unterschiede  und  der  konfessionelle  Charakter  der  Distrikte 
ebenso  unerheblich  wie  das  Bekenntniss  der  interessirten  PersoaJ 
Ist  somit   der  Kreis   der  .aUgemeinen^   kirchlichen '•  Fei»- 
tage   an   der  Hand   der  partikularrechthchen  Bestimmungen  vm* 
schwer  abzugrenzen '',  so  bleibt  in  casibus  concretis  noch  immer 


fessionellen  Verhältnisse"  zu  treflfenden  Auordnung  der  „Landesregiemogw*.! 
üborlässt. 

'*  Entscheidung  vom  7.  Jan.  1858,  Stbiethorst's  Archiv  Bd.  27  (Xrt 
Folge  Bd.  3),  Berlin  1858,  Nr.  44  S.  246 ff.,  insbes.  S.  248 ff.  mit  Betoou^ < 
der  Entstehungsgeschichte  des  Art  92  der  Wechselordnung.  ; 

'-  Entscb.  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  (die  Entscheidoogci ^ 
in  Civil  Sachen   schweigen  über  unsere  Frage)  Bd.  2  (1880)  Xr.  165  S.  3JI 
(unter   Hinweis  auf  das  Preussische  Landrecht  II,   11   §  35),   Bd.  4  (1881)  ■ 
Xr.   88    S.   240,    Bd.   17   (1888)   Xr.    16   S.  56    und    Bd.   24   (1894)  Xr.  W 
8.  268. 

"^  \*r\.  z.  B.  V.  AViLMOwsKi  und  Le\t,  Civil prozessordnunjr,  6.  AulL 
Berlin  1892  Bd.  1,  S.  274  Anm.  2;  Gareis  und  Fuchsberger,  Handelt- 
gesetzbuch,  Berlin  1891,  S.  684  Anm.  375. 

■*  Vgl.  V.  WoEDTKE  8.  458  Anm.  4.  Köhn-e  (2.  Aufl.,  Stuttgart  18«^ 
S.  212  Anm.  3.  Hahn  (Berlin  1892)  S.  169  f.  äussert  sich  über  den  Begrif 
„allirenieiner  Feiertag"  nicht. 

"^  Reichsrechtliche  Regelung  des  Begriffes  „allgemeiner  FeierUjr* 
fehlt,  würde  auch  nicht  in  das  Gebiet  der  Gesetzgebungskompeteni  dn 
Reiches  üfehören. 

'•^  Wegen  der  „allgemeinen"    weltlichen   Feiertage   vgl.   ol»en  .S.  3^  [ 
Anm.  67;    auch  hier  sind  natürlich  nur   die    staatlich    anerkaunteo  zaUr    | 
riicksichtigen,  nicht  also  z.  B.  der  1.  Mai  der  Sozialdemokraten. 

^"  Verl.  z.B.  für  Preussen  die  Allerh.  Kabinetsordres  vom  7.  Fe^r• 
1837  ((irsetzs.  8.  21)  und  22.  Juli  1839  (Gesetzs.  S.  249),  Koch,  Allg.  Landneck 
8.  Ausg.,   JJerlin  und  Leipzig  1884,   S.  133  Anm.  42  zu  A.  L.R.  §  48  1. -x      • 
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entscheiden,  welches  Partikularrecht  bei  ,,Statutenkollisionen" 
scheidet.  Hier  wird  man,  da  es  sich  um  Einhaltung  von 
sten  dui-ch  Vornahme  gewisser  rechtserhebHcher  Akte  handelt^**, 
ijenigen  Ort  für  massgebend  erachten  müssen,  an  welchem  der 
1  vorzunehmen  ist,  also  z.  B.  bei  Einlegung  von  Rechtsmitteln 
i  lex  loci  derjenigen  Behörde,  bei  welcher  die  Rechtsmittel- 
irift  bezw.  die  mündUche  Erklärung  abgegeben  werden  muss  '**. 
es  entspricht  einer  allgemeinen,  für  das  internationale  Privat- 
2ht  und  die  Statutenkollisionen  überhaupt  aufzustellenden  Kegel  ^^; 
s  entspricht  aber  auch  der  AuflFassung,  welche  das  Reichs- 
richt^^  in  einer  strafprozessualischen  Kevisionssache  geäussert 
t^2  und  welche  auch  das  Reichsversicherungsamt  in  einigen  auf 


'*  Beispiele  vgl.  Krankenversiclierungsgesetz  §§  41,  62,  76e,  79, 
ifall Versicherungsgesetz  §§5111,  57 III,  591,  60,  621  und  UI,  63  I  und  II, 
II,  66  1,  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §§  77  II, 
I,  901. 

'*  Dies  ist  in  der  Regel,  aber  nicht  stets  der  judex  ad  (|uem.  Vgl.  für 
i  Regel  z.  B.  die  Berufung  ans  Schiedsgericht  und  den  Rekurs  bezw.  die 
srision  beim  Reichsversicherungsamt  in  Unfall-  und  Invaliditäts-  und  Alters- 
nicherungssachen  (mein  Lehrbuch  §  79  Via  und  VI  S.  380  und  382, 
134  IV  3  und  V  S.  682/683  und  684),  für  die  Ausnahme  z.  B.  die  ße- 
hwerde  ans  Reichs  versicherungsam  t  in  Unfallversicherungssachen  (§  79  V  2 
.  382). 

'*  Das  grösste  deutsche  Werk  über  internationales  Privatrecht,  L.  v.  Bar's 
heorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts,  2  Bände,  Hannover  1889, 
rortert  zwar  die  Frage  nach  der  Berücksichtigung  der  Feiertage  bei  Rechts- 
dttelfristen  nicht,  lässt  aber  aus  Bemerkungen,  welche  gelegentlich  in  anderem 
•iBMnmenhange  erfolgen  (Bd.  II  S.  163/164  —  Wechselzahlung  —  und 
1366  —  Klagezustellung  — ),  die  gleiche  Auffassung  wie  im  Texte  durch- 
)Ücken. 

*^  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  IV  (1881) 
i'r.  88  S.  241. 

■**  Aehnlich  erklärte  die  Kommission  zur  Berathung  des  Handelsgesetz- 
ochs gegenüber  einem  Antrage,  den  Artikel  273  (jetzt  Artikel  329)  so  zu 
>nniüiren:  „auf  einen  Sonntag  oder  einen  allgemeinen,  am  Orte  der  Er- 
ttllung  einfallenden  Feiertag",  diesen  Zusatz  für  überflüssig,  weil  selbst- 
rcrstandlich.  Vgl.  die  Protokolle,  herausg.  von  Lutz,  Th.  III  (Würzburg 
1858)  S.  1365  f. 

25* 
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die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  bezüglichen  Ange 
heiten  geltend  gemacht  hat,  indem  es  einerseits*'  eine 
Schiedsgericht  am  Tage  nach  dem  Frohnleichnamsfeste  eing 
Berufung  als  fristgemäss  betrachtet,  weil  am  Sitze  des  Sc 
gerichtes  nach  Angabe  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde 
Frohnleichnamsfest  als  allgemeiner  Feiertag  zu  erachten  war 
indem  es  andererseits^*  die  Revisionen,  welche  am  Tage 
Epiphanias  und  am  Tage  nach  Maria  Himmelfahrt  e\u\ 
waren ,  als  verspätet  betrachtet ,  weil  in  Berlin ,  dem  Sitz 
Reichs versicherungsamtes ,  diese  Tage  nicht  als  «allgen 
Feiertage  erscheinen. 

Ganz  anders  wird  die  Antwort  wegen  des  Bezuges 
Krankengeld  und  Wochenbettgeld  lauten.  Wenn  dies  m 
„Arbeitstage"  vorgesehen  ist,  so  liegt  darin  umgekehrt  die 
Schrift,  dass  es  für  solche  (Sonn-  und)  Feiertage  in  F( 
kommt,  an  welchen  der  Versicherte  nicht  arbeiten  darf 
braucht.  Daraus  lässt  sich  weiterhin  zweierlei  folgern:  E 
können  solche  Personen,  welche  auf  Grund  ihres  individi 
Berufes  gezwungen  sind,  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen  > 
beiten,  wie  Kellner,  Pferdebahnkutscher  und  Eisenbahuschö 
im  Krankheitsfälle^^    für   diese  Tage  Krankengeld    beanspru 

®^  Amtliche  Nachrichten  in  Invaliditäts-  um!  Altor 
sichorungssachen,  Bd.  11  (1892)  Nr.  98  S.  15  (Entscheidung;  vom  2." 
1891).  Die  in  dieser  Entscheidung  enthaltene  Bemcrkuntr,  der  Sitz  des  S( 
gerichts  sei  ein  Ort  mit  übennegend  katholischer  Bevölkorun«;,  ist  nac 
im  Text  Gesagten  als  überflüssig  zu  erachten. 

^*  Amtliche  Nachrichten  in  Invaliditäts-  und  Alter 
Sicherungssachen  Bd.  IV  (1894)  Nr.  353  S.  122  (Entscheidun«rer 
5.  Febr.  und  16.  April  1894);  vgl.  auch  „Invaliditäts-  un<l  Alters-Ve: 
rung"  IV,  1893/94,  Nr.  353  S.  132.  Ungeschickt,  weil  auch  auf  die 
ü])lichen"  Feiertage  deutbar,  ist  in  diesen  Entscheidungen  die  Wen<lung 
stimmt  sich  nach  den  Verhältnissen,  wie  sie  am  Sitze  desje 
(Tcrichts  herrschen,  bei  welchem  das  Rechtsmittel  einzulegen  war*. 

**^  Analog  weibliche  Arbeiter  (z.  B.  Kellnerinnen)  bei  Schwanger 
vgl.  auch  über  das  fakultative  Wochenbettgeld  bei  Schwangt^rschaft  di-i 
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.  es  eben  für  sie  „Arbeitstage"  sind®*;  und  gerade  für  kirch- 
les  Personal®^  wie  Glöckner,  Küster  u.  s.  w.  ist  dies  von 
ieutung.  Sodann  sind  bei  solchen  Personen,  welche  an  (Sonn- 
1)  Feiertagen  nicht  zu  arbeiten  pflegen,  zur  Bestimmung  des 
griifes  „Feiertag"  zwei  Untermomente  entscheidend:  erstens, 
5s  sie  an  gewissen  Tagen  nicht  arbeiten  dürfen,  und  zweitens, 
)S  sie  an  solchen  Tagen  nicht  arbeiten  brauchen;  sie  dürfen 
?derum  nicht  arbeiten  d.  h.  die  Arbeit  ist  ihnen  verboten: 
JUS  auf  Grund  zwingender  staatUcher  Vorschriften  —  hier 
mmen  die  vorher  wegen  des  Fristablaufs  erörterten  „allgemei- 
Q-  Feiertage  wiederum  in  Betracht  — ,  theils  auf  Grund  von 
lordnungen  ihrer  Arbeitgeber  (indem  laut  Fabrikreglement 
s.  w.  die  Betriebsstätte  geschlossen  bleibt®®),  theils  endUch  auf 
rund  der  rehgiösen  Verpflichtungen,  welche  sie  einzuhalten 
ben^®.  Dies  zuletzt  genannte  Moment,  welches  man  im  Gegen- 
tze  zu  den  beiden  andeni,  objektiv  gearteten  Momenten  als 
is  subjektive  bezeichnen  kann,  richtet  sich  aber  nicht  nach  den 
ormen  der  am  Beschäftigungsort  des  Versicherten  vorherrschen- 
m  Konfession '^^j    sondern   nach  den  Normen  derjenigen  Kirche 


Tsicherten  Ehefrauen  von  Kassenmitgliedem,  Kranken versicherungs- 
^setz  §  211  Ziflf.  5  a.  E.  und  mein  Lehrbuch  §  32  E  3b  S.  141. 

•^  Vgl.  auch  V.  WoKDTKE  S.  142  Anm.  10,  Hahn  S.  37  Anm.  3. 

^^  Soweit  es  überhaupt  der  Krankenversicherungspflicht  unterliegt;  vgl. 
aten  sub  II. 

**  Insofern  weist  Hahn  S.  37  Anm.  3  mit  Recht  darauf  hin,  dass  der 
legriff  des  Arbeitstages  sich  nach  der  Ordnung  desjenigen  Betriebes,  in 
elchem  der  Erkrankte  beschäftigt  war,  bestimmen  kann,  während  Köhne 
'.  43  Anm.  9  nicht  die  Ordnung  des  Betriebes ,  soudem  die  lokalen  Ver- 
iltnisse,  den  Ortsgebrauch  für  entscheidend  erachtet. 

^  Dies  übersieht  Hahn  a.  a.  0. 

^  Unrichtig  oder  doch  imgenau  formuHrt  erscheint  mir  daher  die  Be- 
merkung v.  WoKDTKEs  S.  142:  „Welche  Tage  als  „Arbeitstage"  anzusehen 
nnd,  ist  .  .  .  nach  den  lokalen  und  individuellen  Verhältnissen  zu  be- 
urteilen** und  die  Antwort  im  Briefkasten  der  „Arbeiter-Versorgung" 
^  XI,  1894,  S.  40  Nr.  4:  „Da  am  Busstage  dort  nicht  gearbeitet  wird, 
80  ist  für  diesen  kein  Krankengeld  zu  bezahlen" ;    richtig  ist  diese  Antwort 


—     374     — 

oder  KeligioDSgemeinschaft,  welcher  der  Versicherte  selber  zogeh 
denn  diesen  Normen  darf  er  sich  nicht  entziehen,  wenn  er  n 
Gefahr  laufen  will,  mit  seinem  religiösen  Gewissen  und  mit 
kirchlichen  Oberen  in  Konflikt  zu  gerathen,  und  diese  Nora 
aber  nur  diese  Normen  darf  in  Folge  dessen  auch  die  Eranl 
kasse  zur  Grundlage  machen ,  wenn  sie  die  Auszahlung 
Krankengeldes  für  Feiertage  ablehnt.  Die  Krankenkasse  w 
also  mit  Recht  für  solche  Feiertage  das  Bj-ankengeld  verweige 
die  von  den  Konfessionsgenossen  des  Versicherten  eingehal 
werden,  mag  der  Versicherte  selbst  sich  auch  in  der  Zeit  sei 
Gesundheit  über  diese  Normen  hinweggesetzt  haben;  die  Ka 
darf  aber  andererseits  nicht  die  Auszahlung  des  Krankengeh 
wegen  solcher  Feiertage  ablehnen,  welche  nur  von  den  Angehe 
gen  anderer  Konfessionen  berücksichtigt  werden,  dagegen  vi 
Standpunkte  des  KassenmitgUedes  und  seiner  Konfessionsgenoss 
als  „Arbeitstage"  aufzufassen  sind.  Es  soll  sich  weder  der  1 
krankte  auf  Kosten  der  Kasse  und  der  anderen  Kassenmitgliei 
bereichem,  indem  er  Krankengeld  für  einen  Tag  bezieht,  an  d( 
er  im  Gesundheitsfalle  nach  den  Gepflogenheiten  seiner  Konft 
sion  die  Arbeit  unterlassen  hätte,  noch  die  Kasse  auf  sei 
Kosten,  indem  sie  ihm  das  Krankengeld  verweigert,  weil  and( 
oder  vielleicht  die  meisten  andern  Kassenmitglieder  diesen  T 
als  Feiertag  betrachtet  und  von  Erwerbsthätigkeit  freigehalt 
hätten.  Nur  dies  wird  die  richtige  Schlussfolgerung  aus  d( 
Grundgedanken  der  gesetzlichen  Vorschrift  sein.  Damach  diiii 
es  auch  gleichgiltig  erscheinen,  welchen  Rechtscharakter  i 
religiöse  Genossenschaft  des  Erkrankten  hat,  ob  sie  zu  d 
beiden  grossen  Kirchen  (der  evangelischen  und  der  katli 
lischen)  gehört  oder  zu  den  untergeordneteren ,  aber  doch  n 
Korporationsrechten  ausgestatteten  oder  zu  denjenigen  Religioi 


des  Briefkastens,  sofern  es  die  staatliche  Anerkennung  des  Busstage« 
..allgemeinen"  Feiertages  ist,  welche  den  Grund  für  die  Feiertajr«nihe 
l^cschäftiffunt^sorte  des  Versicherten  bildet. 
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neinschaften,  welche  als  blosse  Privatvereine  vom  Staate  igno- 
t  werden®^;  denn  es  ist  ja  nur  der  innere,  religiöse ^^  Zwang, 
Icher  die  Gläubigen  zur  Heilighaltung  dieser  Feiertage  nöthigt, 
id  dieser  innere,  reUgiöse  Zwang  darf  nicht  bei  einzelnen  Ge- 
ßinschaften  darum  stärker  erscheinen,  weil  sie  sich  einer  bes- 
ren  Anerkennung  Seitens  der  Staatsgewalt  erfreuen  ^^. 

Ganz  ebenso  liegt  die  Sache,  sofern  die  Kasse  von  der  oben  ^^ 
wähnten  Befugniss  Gebrauch  gemacht  hatte,  auch  für  (Sonn- 
id)  Feiertage ^^  Krankengeld  einzuführen;  denn  auch  hier  wird 
e  Frage,  was  im  Gegensatze  zum  „Arbeitstag'^  unter  „Feiertag^ 
i  verstehen  sei,  von  dem  individuell-konfessionellen  Standpunkte 
(des  einzelnen  Versicherten  beurtheilt  werden  müssen;  hat  er 
emnach  zu  Zeiten  völliger  Gesundheit  an  bestimmten  Tagen  die 
irbeit  ausfallen  lassen,  so  darf  die  Kasse  ihm  nun  nicht  das 
irankengeld  für  die  gleichen  Tage  absprechen,  weil  die  Anders- 
laubigen oder  die  Mehrzahl  der  Kassenmitglieder  an  diesem  Tage 


*^  Vgl.  FaiEDBERO,  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchen- 
echts,  3.  Aufl.,  Leipzig  1889,  §  29  S.  87. 

•-  Wegen  des  äusseren,  stÄatlichen  Zwanges  bei  „allgemeinen"  Feier- 
igen ist  das  Erforderliche  schon  oben  S.  373  bemerkt  worden;  er  wirkt 
reiiich  zu  Ungunsten  des  Erkrankten  auch  gegen  dessen  eigene  konfessionelle 
'eberzeugung,  ebenso  wie  eine  zwingende  Vorschrift  des  ßetriebsreglements 
Tgl.  ebenda). 

•'  Man  kann  vom  Standpunkte  des  Versicherten  aus,  der  als  Angehö- 
iger  einer  kleinen  Sekte  ausser  den  „allgemeinen"  Feiertagen  (Anmer- 
aing  92)  gar  keine  oder  nur  sehr  wenige  Sonderfeiertage  kennt,  in  dem  Ver- 
lebe der  Kasse,  ihm  wegen  der  Feiertage  anderer  ßeligionsgesellschaften 
las  Kraukengeld  zu  verweigern,  eine  Beschränkung  seiner  Rechte  erblicken,  auf 
irelcbe  zwar  nicht  der  strikte  "Wortlaut,  wohl  aber  der  Sinn  des  bekannten 
BundesgesetzesvomS.  Juli  1869,  betr.  die  Gleichberechtigung  der  Kon- 
zessionen (Bundesgesetzbl.  S.  292)  zuträfe. 

»*  Oben  S.  367. 

*^  Dass  das  Gesetz  (§  6a  I  Ziff.  4;  oben  S.  367  Anm.  65)  hier  nicht 
^^u  ^Feiertagen",  sondern  von  „Festtagen"  spricht,  dürfte  unerheblich 
^iu  oder  höchstens  als  Beweis  dafür  dienen,  dass  nicht  blos  die  „allgemeinen 
Feiertage"  und  die  Sonntage  bei  Bestimmung  des  Begriffes  „Arbeitstag" 
massgebend  sind. 
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zu  arbeiten  pflegen.  Das  Kesultat  wird  übrigens  in  den  i 
Fällen  dahin  gehen,  dass  die  Untersuchung,  ob  ein  Feierte 
liegt,  entbehrlich  ist,  weil  die  Kasse  eben  für  sämmtlicl 
lendertage,  gleichviel,  ob  es  „Arbeitstage'^  sind  oder  nie! 
Krankengeld  leisten  will.  Nur  wenn  das  Kassen-  oder  Gen 
Statut,  welches  die  Bewilligung  des  Krankengeldes  auch  für 
tage  vorsieht,  sich  in  positiver  Weise  über  die  Abgrenzung 
Begriffes  ausspricht,  können  einzelne  Kalendertage  in  t 
kommen;  die  vom  Statut  gezogene  Grenze  ist  dann  aber 
Gunsten®*^  oder  zu  Ungunsten ^^  der  Kasse  —  auch  da 
gebend,  wo  sie  mit  den  vom  Staate  oder  von  der  vorheri 
den  Konfession  oder  von  der  ReUgionsgemeinde  des  B 
mitgliedes  gezogenen  Grenzen  in  Widerspruch  steht. 

^KoUisionsfälle^  können  wegen  des  Krankengeldes  nie 
treten  oder  doch  nur,  wenn  zufolge  der  soeben  angedc 
positiven  Vorschriften  des  Kassenstatuts  nicht  der  Begri 
gemeiner  Feiertage"  oder  die  Konfession  des  Erkrankte 
scheidend  ist,  sondern  z.  B.  der  Ortsgebrauch,  und  wenn  i 
Jim  Sitze  der  Kasse ^^  andere  Feiertage  ^ortsüblich-  sind  > 
Wohn-^'^  oder  Beschäftigungsorte "'*  des  Versicherten;  bie 
entsprechend  dem  Umstände,  dass  der  ..Feiertag-  den  Ge| 
zum  ^Arbeitstage-  bildet,  in  dubio  der  Beschäftigui 
des  Versicherten  den  Ausschlag  geben. 

^^  Z.  B.  wenn  das  Kassenstatut  für  evangelische  Feiertajj^e  Krai 
vjirsieht,  der  Erkrankte  aber  Katholik  ist:  dann  nutzt  es  dem  Er! 
nichts,    dass  auch  der  Frohnleichnamstag  für  seine  Kirche  als  Feier 

®^  So  nützt  CS  im  Falle  der  Anm.  96  der  Kasse  nichts,  dass  dai 
lische  Mitglied  den  Charfreitag  als  Arbeitstap^  betrachtet  hätte  oder  « 
Kassenmitglied  Dissident  ist. 

®®  ^lan  denke  namentlich  an  die  gemeinsamen  Ortsk^ankenkaJ^s 
die  gemeinsame  Krankenversichenmg  für  mehrere  Gemeinden  (Kr 
Versicherungsgesetz  §§  12 tt'.,  43,  43a  und  mein  Lehrbuch  § 
S.  229,  §  65  in  8.  299  ff.). 

^^  Beide  fallen  oft  auseinander;  so,  wenn  der  in  I Berlin  boschäft 
])eiter  in  Steglitz  wohnt. 
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Es  bedarf  nur  noch  gegenüber  der  Anschauung,  welche  in 
n  MateriaUen  zum  Krankenversicherungsgesetz  ^^^  und  von  eini- 
n  Kommentatoren ^^^  vertreten  wird,  der  Bemerkung,  dass  die 
loun-  und)  Feiertage  lediglich  in  Betracht  kommen  wegen  der 
nsprüche,  welche  die  Versicherten  gegen  die  Krankenkasse  auf 
ezug  von  Krankengeld  besitzen,  nicht  auch  umgekehrt  wegen 
jr  Ansprüche  der  Krankenkasse  gegen  die  Versicherten  bezw. 
re  Arbeitgeber ^^^  auf  Zahlung  von  Kassenbeiträgen.  Die 
faktische  Seite  dieses  Umstandes  (der  in  gleicher  Weise  für  die 
ivahditäts-  und  Altersversicherung  gilt^®^,  bei  welcher  anderer- 
nts  auch  die  Bezüge  der  Versicherten  stets  von  Sonn-  und 
eiertagen  unabhängig  sind)  geht  dahin,  dass  der  Arbeiter  bezw. 
?iD  Arbeitgeber  ^®*  für  alle  Kalendertage,  nicht  bloss  für  die 
Arbeitstage"  Beiträge  entrichten  muss;  denn  obgleich  Kassen- 
eiträge  und  Unterstützugsansprüche  in  unleugbaren  Wechsel- 
eziehungen  stehen,  sind  jene  als  Ausfluss  der  Mitgliedschaft  des 
'ersicherten  bei  der  Krankenkasse  zu  betrachten  und  daher  wie 
esagt,  für  sämmtliche  Kalendertage  zu  leisten  ^^^,  nicht  bloss  als 


100  \g\,  die  Aeussemng  des  Regierungskommissars  Geh.  Oberregierungs- 
ith  LomiANN  in  der  Petitionskommission  des  Reichstags,  Drucks, 
es  Reichstags  1885/86,  Bd.  V  (Anlageband  n),  Nr.  147  S.  672—673,  und 
en  Kommissionsbericht  zur  Novelle  §  21,  Drucks,  des  Reichstags 
^90  91  Anlagebaud  III  S.  2339. 

'^^  So  V.  WoEDTKE  S.  142  Anm.  10,  S.  163  Anm.  1,  S.  210  Anm.  3; 
Uhx  äussert  sich  über  diese  Frage  nirgends. 

*•**  Darüber,   dass  es  —  in  der  Regel  wenigstens  —  die  Arbeitgeber 
ind,  auf  welchen  juristisch  die  Beitragspflicht  ruht,  vgl.  mein  Lehrbuch 
421  A2  S.  188ff. 

los  YüT  diese  ist  es  ganz  besonders  klar,  weil  gesetzlich  (Invalidi- 
äts-  und  Altersversicherungsgesetz  §§  96,  100  I  und  II)  positiv 
'üsgesprochen,  dass  die  Zahlungen  Wochenbeiträge  sind. 

'***  Darüber,  dass  auch  im  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsrecht 
ler  Arbeitgeber  die  beitragspflichtige  Person  ist,  vgl.  mein  Lehrbuch 
H41U1  S.  711. 

^'^  Richtig  daher  die  Antwort  in  der  Arbeiter  Versorgung  Bd.  XI, 
lÖ^  S.  40  Nr.  4  des  Briefkastens. 
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Ausfluss   der  Erwerbsthätigkeit   und  daher  für  Sonn-  und 
tage  ausser  Betracht  zu  lassen. 

3.  Kirchliche  Ehrenämter. 

Die  kirchlichen  Ehrenämter  sind  als  ein  für  die  Kombii 
von  Kirchenrecht  und  Reichsversicherungsrecht  interessir 
Punkt  aus  folgendem  Grunde  zu  erwähnen: 

Bisweilen  wird  von  der  Landesgesetzgebung  die  Fäh 
zur  Bekleidung  kirchlicher  Gemeindeämter  abhängig  gemach 
der  negativen  Voraussetzung,  dass  das  betreflfende  Gemeind 
nicht  „in  den  letzten  Jahren  vor  der  Wahl  armuthshalber  [ 
Stützungen  aus  Armenmitteln"  ^®^  oder  sonst  „aus  öffent! 
Mitteln  ^®^"  genossen  habe.  Hier  wie  bei  anderen  staatsbi 
liehen  Befugnissen,  welche  nach  Reichs-  oder  Landesrechi 
Empfängern  von  Armenunterstützung  versagt  sind*®^,  geltei 

*°®  So  die  Preussi sehe  Kirchengemeinde- und  Synodalorc 
für  die  Provinzen  Preussen,  Brandenburj^^,  Pommern,  Posen,  Schlesi( 
Sachsen  vom  10.  Sept.  1873  (Gesetzsammlung  1873  S.  417,  1874,  ^ 
§  34  IV  Ziff.  3  (nicht  §  84,  wie  ein  Druckfehler  S.  456  Anm. 
V.  WoEDTKEschen  Kommentars  zum  Krankeuversicherungsgesetz  sagt 
g  35  wegen  des  aktiven  und  passiven  AVahlrechts  zur  Gemeindevert 
und  zum  Gemeiudekirchenrath.  Vgl.  auch  die  evangelische  Kir 
gemeinde-  und  Synodalordnung  für  Schleswig-Holstein 
Lauenburg  vom  4.  Nov.  1876/7.  Nov.  1877  (Gesetzs.  1876  S.  415 
S.  232)  69  Ziff.  6,  während  die  für  Wiesbaden  vom  4.  Juli  1871 
setzs.  S.  181)  §  35  (., welche  in  dem  letzten  Jahre  vor  der  Wahl  aus  } 
mittein  der  bürgerlichen  Gemeinde  unterstützt  worden  sind**)  und  für 
nover  vom  12.  April  1882  (Gesetzs.  S.  224)  §  37  derartige  Unfähi 
gründe  nicht  kennen. 

'^'^  So  das  Preussische  Gesetz  über  die  Vermögensverwa 
in  den  katholischen  Kirchengemeinden  vom  20.  Jimi  1875  iG 
S.  241)  §  25  III  und  §  27  wegen  des  aktiven  Wahlrechts  zum  Kirt-t 
steher  und  Gemeindevertreter. 

'^*  Nach  Reichsrecht:  Schöffen-  und  Geschworenendienst,  sowie 
und  passives  Wahlrecht  zum  Reichstage,  nach  Landesrecht  z.  B.  in  Pi 
auch  aktives  Wahlrecht  als  Urwähler  und  Wahlmann  bei  der  Wahl  zu 
geordnetenhause    sowie  Bürgerrecht;    vgl.  die  Angaben   in   meinem 
buch  vij  36  II  Ha  und  b  S.  165  und  die  gesetzlichen  Belege  daselbst  i 
bis  5-,  vgl.  auch  §167  11  1  S.  892  und  §1711  12  S.  968  meines  Lehrl 
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die  Bezüge ,  welche  auf  Grund  der  Arbeiterversicherungsgesetze 
gewährt  werden,  nicht  als  Armenunterstützungen.    Zwar  sagt  dies 
in  ausdrücklicher  Weise  nur   das  Krankenversicherungsgesetz  ^®^; 
jedoch  ist  das  Gleiche   auch   für   die  Unfallversicherung  und  für 
die  InvaUditäts-  und  Altersversicherung  anzunehmen  ^^^:  denn  das 
gesammte  Arbeiterversicherungsrecht  stellte  sich  in  einen  bewussten 
Gegensatz  zur  Armenpflege,   indem  seine  Wohlthaten  nicht  erst 
bei  bereits   eingetretener  Armuth  und  Erwerbslosigkeit,   son- 
dern zur  Verhinderung  der  Verarmung  und  bei  blosser  Erwerbs- 
unfähigkeit  Platz   greifen    und    zugleich   die   Armenpflege  mit 
ihren  ungünstigen  Folgen   für  die  staatsbürgerlichen  Funktionen 
möglichst   verdrängen   sollten;  und   gerade    die  Erwägung,    dass 
nach  dem  Stande  der  erwähnten  Reichs-  und  Landesgesetzgebung 
eine  Ausdehnung  der  Armenpflege  gleichbedeutend  gewesen  wäre 
mit  einer    Minderung    der    pohtischen    Gleichberechtigung    aller 
ünterthanen,   bildete   einen  der   Gründe,   um   der  Fürsorge  für 
erkrankte,  verunglückte,  alte  und  invalide  Arbeiter  bezw.  für  ihre 
Hinterbliebenen  die  jetzige  Gestalt  zu  geben  ^*^ 

IL  Die  Yersichernngspflicht  des  Eirchenpersoiials. 

Die  Versicherungspflicht  des  Kirchenpersonals  ist,  wie  schon 
juigedeutet   wurde  ^^^,    der    schwierigste    Theil    der   vorliegenden 

'**  Krankenversicherungsgesetz  §  77.  Er  wurde  (als  §  691)) 
erst  von  der  Kommission  eingeschoben,  weil  ähnliche  Unterstützungen,  wie 
Jie  des  Krankenversicherungsgesetzes  „thatsächlich  von  einzelnen  Behörden 
als  öffentliche  Arraenunterstützung  angesehen  seien,  und  den  Unterstützten 
nm  ihretwillen  das  politische  Wahlrecht  in  einzelnen  Fällen  entzogen  sei" 
(Drucks,  des  Reichstags  1882/1883  Bd.  VI  Nr.  211  S.  812). 

"«  Vgl.  auch  mein  Lehrbuch  §  83  11  3  S.  400f.  und  §  129  XI 
^.649  sowie  die  Motive  zum  Invaliditäts- und  Altersversicherunofs- 
gesetz,  Drucks,  des  Reichstags  1888/1889  Bd.  IV  (Anlageband  I) 
^r.  10  S.  75. 

"^  Vgl.  ebenda  §  1  S.  8f.,  §  167 II 1  S.  890f.  und  §  171 1 12  S.  967 f., 
50wie  meinen  oben  S.  354  Anm.  15  citirten  Vortrag  in  der  Arbeiter-Ver- 
sicherung V  Nr.  4  (1.  Jan.  1895)  S.  26  (Sonderabdruck  S.  22  f.). 

"*  Oben  S.  358. 
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Untersuchung  über  die  Wechselbeziehungen  zwischen  Eorchenrec 
und  Reichsversicherungsrecht,  und  zugleich  der  umfangreick« 
Theil;  denn  es  durchkreuzen  sich  hier  viel  mehr  Einzelfragen  : 
betreffs  der  kirchUchen  Urkunden,  der  kirchlichen  Feiertage  ui 
der  kirchUchen  Ehrenämter;  auch  ist  hier  eine  grössere  Fit 
von  Detail  zu  erörtern  und  aufs  Vorsichtigste  zu  trennen  ui 
endlich  eine  Menge  unter  einander  nicht  widerspruchsloser 
Ansichten  in  der  Literatur^**  und  Judikatur  des  Reichversicl] 
rungsrechts  sowie  in  Erlassen  der  verschiedensten  Behörden 
berücksichtigen. 

Eine  prinzipielle  Untersuchung  über  die  Versicherungspflic 
des  „Kirchenpersonals"  kann  ihren  Ausgangspunkt  wohl  nur  vi 
dem  Begriflfe  „Versicherungspflicht''  nehmen,  nicht  von  dem  B 
griffe  „Kirchenpersonal",  denn  dieser  lässt  sich  nicht  fest  abgrenze 
sondern  umfasst  eine  Menge  nur  lose  mit  einander  zusammenhänge 
der  Erscheinungsformen-,  ja  er  ist  vöUig  unabgrenzbar,  wenn  man  il 
im  weitesten  Sinne  —  und  dieser  soll  hier  möghchst  erschöpfen! 
Berücksichtigung  finden  —  verwerten  will,  wenn  man  ihn  al 
nicht  als  juristisch  formulirbaren  terrainus,  sondern  als  kurze  Z 
sammenfassung  benutzt,  unter  welcher  nicht  blos  das  geisllk' 
Personal  von  den  höchsten  Würden  bis  zu  den  niedrigst 
Graden  und  Stufen  gemeint  sein  soll,  sondern  zugleich  ein  Mei 
Personenkategorieen,  die  nur  rein  äusserlich  mit  einer  Kirche 
Beziehung  stehen,  etw^a  in  kontraktlichem  Arbeitsverhältniss 
Kirchhofswächter  oder  Todtengräber,  oder  die  wie  das  Ord< 
personal  nicht  einmal  zu  einer  Kirche  in  Beziehung  stehen,  >* 
aber  dem  Kirchenrecht  im  weitesten  Sinne  angehören. 


^'•**  Schon  die  in  der  „Arbeiterversorgung"  VIII  Nr.  23  (11.  - 
1891)  S.  407 — 412  abgedruckten  Artikel  und  Erlasse  geben  ein  Bild  von 
Fülle  widersprechender  Ansichten,  obgleich  sich  diese  Aeusserunjren 
Wesentlichen  auf  Erörterung  der  Versicherungspflicht  der  Küster  a 
beschränken. 

"^  Einschliesslich  sehr  vieler  Briefkastennotizen  in  den  Zeitschr- 
für  Arbeiter  -Versich crunofsweseu. 
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Unter  der  „Versicherungspflichf^,  welche  somit  den  Ausgangs- 
nkt  bilden  soll,  ist  zu  verstehen  die  Unterwerfung  gewisser  Fer- 
nen unter  die  Anwendungssphäre  der  Versicherungsgesetze  selbst, 
re  Einbeziehung  in  den  Kreis  derjenigen,  auf  welche  ^^*  die 
'ohlthaten  der  neuen  Rechtsmaterie  berechnet  sind,  welche  "'^ 
idurch  aber  zugleich  einer  Reihe  von  Pflichten  unterUegen,  die 
ir  Durchführung  des  ganzen  Gesetzgebungswerkes  dienen  ^^^. 

Diese  „Versicherungspflicht"  gipfelt  in  dem  „Versicherungs- 
irhältniss"  ^^^  und  dieses  Versicherungsverhältniss  entsteht  im 
egensatze  zu  dem  privatrechtlichen  ^^®  Versicherungsverhältnisse 
ji  Versicherungsgesellschaften  und  im  Gegensatze  zu  der  auch 
)\  der  Arbeiterversicherung  vorgesehenen  Möglichkeit  freiwilliger 
ersicherung  ^^^  ohne  Zuthun  der  versicherungspflichtigen  Person 
i  lege,  sobald  die  von  den  Reichsversicherungsgesetzen  resp.  ihren 
üsführungs-  und  Ergänzungs Vorschriften^*^  aufgestellten  positiven 
oraussetzungen  vorhanden  sind  und  zugleich  keine  der  negativen 
oraussetzungen  Platz  greift,  bei  deren  Vorhandensein  die  Ver- 
i^herungspflicht  ausgeschlossen  ist. 

"^  Bezw.  auf  deren  An(>^ehörige  (Hinterbliebene),  insofern  es  diese  sind, 
ilchen  die  Unterstützungen  zugewendet  werden.  Vgl.  mein  Lehrbuch 
37  II  1  S.  167,  §  84  I  2  und  3  S.  401,  §  136  II  1  S.  700. 

"®  Bezw.  deren  Arbeitgeber,  insofern  es  diese  sind,  welche  von  den 
tzeloen  Pflichten  belastet  sind.  Vgl.  mein  Lehrbuch  §  41  11  2 — 4 
183  f,  S  100  Vn  2  und  VIII  S.  474  f.,  §  145  S.  739. 

"'  Z.  B.  Beitragspflicht,  Melde-  und  Anzeigepflic^hten,  Uebernahme  von 
»renämtom. 

'"♦  Vgl.  mein  Lehrbuch  S  16o  I  3,  S.  862. 

"'  Darüber,  dass  das  Reichsversicherungsrecht  der  Hauptsache  nach 
Gebirt  des  öffentlichen  Rechts  zu  verweisen  sei,  vgl.  mein  Lehrbuch 
m*  S.  908  ff*. 

'^'  Vjrl.  mein  Lehrbuch  5^§  26  ff .  S.  116  ff*.,  §  74  S.  351  f.,  §S  121  tt'. 
630  fl*. 

'*'  Vgl.  über  solchem  Vorschriften  und  insbesondere  über  die  Ausdehnung 
KW.  Einschränkung  der  Versicheningspflicht  durch  Vorschriften  des  Bundes- 
hs,  der  Landesgesetzgebung,  der  Statuten  kommunaler  Verbände  u.  s.  w. 
iin  Lehrbuch  §  22  III  4  und  IV  S.  96 f.,  §  70  IV,  S.  342,  S  119  II  2 
1  3  S.  617f. 
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Diese  Voraussetzungen  ihrerseits  sind  nicht  generelle  und 
gleiche  für  alle  drei  Einzelmaterien  des  Arbeiterversichenmgs- 
rechts  —  für  Krankenversicherung,  für  Unfallversicherang,  für 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  — ,  jede  dieser  drei  Eimd- 
materien  stellt  vielmehr  eine  besondere  Reihe  von  Thatsachen  auf, 
die  dafür  massgebend  sind  und  unter  einander  derartig  abweichen, 
dass  sich  allgemeine,  für  alle  drei  Materien  gültige  Kegeln  nur  in 
geringem  Maasse  abstrahiren  lassen^**.  So  divergirt  die  Aus- 
gestaltung des  Details  bereits  in  folgendem  Punkte,  welcher  vor 
allen  anderen  der  Beachtung  bedarf: 

Für  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsrecht  beantwortet 
sich  die  Frage  nach  der  Versicherungspliicht  lediglich  aus  der 
QuaUtät  der  Personen  selber  (ihrer  Altersstufe,  ihrer  soziÄlen 
Stellung  u.  dgl.  mehr),  für  das  Krankenversicheiiingsrecht  und  das 
ünfallsversicherungsrecht  dagegen  zugleich  aus  der  QuaUtat  der- 
jenigen „Betriebe",  in  welchen  sie  arbeiten,  oder  derjenigen  „Be- 
schäftigungsart",  welcher  sie  zugehören.  Jene  Yoraussetzongen 
in  der  Person  des  Arbeiters  kann  man  als  die  „subjekÜTen'*. 
diese  Voraussetzungen  im  Gegenstand  der  Thätigkeit  als  die 
„objektiven"  bezeichnen  ^^^.  Es  muss  daher,  um  die  Versiehe- 
rungspflicbt  einer  Einzeli)erson  oder  —  wie  es  hier  geschehen 
soll  —  gewisser  Personenkategorien  zu  prüfen,  im  Kranken-  und 
Unfallversicherungsrecht  zunächst  untersucht  werden,  ob  diese 
„objektive  Versicherungsptlicht"  ^"^^  des  Betriebes  bezw.  der  Be 
schäftigungsart  begründet  ist,  und  alsdann,  ob  auch  die  „subjek- 
tive Versicherungspfiicht^  ^*^   des  Einzelindividuums  vorUegt,  vo- 


'--  Unter  solche  allgemeine  Regeln,  die  übrigens  durchweg  nur  «li<* 
initcn  siil)  B  zu  erörternde  „subjektive  Versicherungspflicht**  bctrefifeu,  «rebOrt 
OS  z.  15.  dass  (vgl.  unten  sub  B  1)  eine  höhere  Ausbildung  von  der  ^^^' 
Sicherungspflicht  l)elrcit. 

^-•^  Uebor  die  Unterscheidung  zwischen  subjektiven  und  objektiven  ^  "f' 
jiussctzuugen  der  Versicherungspliicht,  zwischen  subjektiver  und  objekti^«^' 
VersicheriingspHicht    vgl.    eingehend    mein    Lehrbuch    §    22   II  3  S.  ^^- 


—     383     — 

gen  im  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsrecht  nur  diese 
abjektive  Versicherungspflicht"  der  Erörterung  bedarf. 

So  haben  denn  auch  wir  wegen  des  Kirchenpersonals  zu- 
ichst  (in  lit.  A)  die  Frage  nach  der  „objektiven  Versicherungs- 
licht^  zu  erörtern,  um  uns  alsdann  erst  (in  lit.  B)  der  „sub- 
ktiven  Versicherungspflicht"  zuzuwenden,  um  darauf  (in  lit.  C) 
üs  aus  der  Kombination  beider  Punkte  folgende  Gesammtergeb- 
iss  festzustellen,  das  nur  auf  diesem  Wege  mit  Sicherheit  er- 
littelt  werden  kann^^*,  und  um  schliesslich  (in  lit.  D)  einige 
ndere  Fragen  anhangsweise  zu  erörtern. 

A.  Die  objektive  Versicherungspflicht. 
Es  ^\i^d  im  ersten  Augenblicke  überraschen,  dass  wir  die  im 
Henste  einer  ßeligionsgesellschaft  und  eines  Ordens  be- 
chäftigt^n  Personen  auf  gleiche  Stufe  stellen  mit  Fabrikarbeitern, 
lergwerksarbeitern  u.  dgl.,  dass  wir  also  insoweit  die  Kirchen, 
teligionsgesellschaften  und  Orden  in  Parallele  bringen  mit  „Be- 
ieben". Die  Kirche  und  die  Orden,  so  wird  man  meinen,  sind 
och  keine  Betriebe,  ihre  Funktionen  keine  Betriebsarbeit?  Denn 
in -Betrieb"  setzt  doch  eine  dauernde  wirthschaftliche  Thätig- 
eit  voraus  ^^^  und  die  Aufgaben  der  Kirchen  und  Orden  sind 
Dch  nicht  wirthschaftlicher  Natur  ?    Gewiss  nicht  *^* ! 

123  ff.  S.  99  ff.,  §  70  II  3  S.  338,  §§  71  f.  S.  343  ff.  (§  119  U  3  S.  610, 
120  8.  620  ff.),  §  166  I  1   S.  869. 

"*  Dass  in  dieser  Richtung  die  vorliegende  Untersuchung  zugleich  als  Bei- 
•ielfiir  <lie  Methode  gelten  will,  welche  bei  der  Frage  nach  der  Versicheruogs- 
licbt  bestimmter  Personenkategorieen  überhaupt  eingeschlagen  werden  muss, 
:  bereits  oben  S.  327  Anm.  27  angedeutet  worden ;  dass  eine  authentische  Ge- 
tzesinterpretation  betreffs  der  Versicherungspflicht  des  Kirchenpersonals  cnt- 
ihrlich  und  orelährlich  sein  würde,  wird  unten  sub  ('  (Anm.  313)  begründet 
iTtlen. 

***  Vsrl.  mein  Lehrbuch  §23  8.  100  Anm.  1  und  die  dortigen  Citate. 

'*  Dies  wird  denn  auch  in  derjenigen  Spezialliteratur,  mit  welcher  wir 
IS  hier  zu  beschäftigen  haben,  wiederholt  hervorgehoben.  Vgl.  den  Artikel 
T  «Kölnischen  Volkszeitung"  sub  A  I  in  der  „  Arbeit  ervers  orgung " 
UI,  1891,  S.  408  und  die  Entscheidung  der  Regierung  zu  Köln  ebenda 
•  412  sowie  den  Aufsatz  in  der  „Arbeiterversorgung**  IX,  1892,  S.  52. 
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Und  dennoch  soll  Kirchenpersonal  gleich  Betriebsarbeitern 
versicherungspflichtig  sein  und  dem  (Kranken-  und  ünfall-)Ver- 
sicherungsrecht  unterliegen?    Allerdings! 

Man  darf  sich  nämlich  dadurch,  dass  die  Kirchen  und  Orden 
selbst  keine  Betriebe  sind,  nicht  —  wie  es  freilich  mehrfach  ge- 
schehen ist  ^^^  —  irritiren  lassen  und  nun  bloss  wegen  dieses  Um- 
standes  die  MögUchkeit  einer  Versicherungspflicht  des  Kirchen- 
und  Ordenspersonals  absolut  leugnen.  Beides,  die  Anerkennang 
der  unwirthschaftlichen  Natur  des  Kirchendienstes  und  die  An- 
erkennung der  Versicherungspflicht  gewisser  Kirchendiener,  lässt 
sich  trotzdem  vereinigen,  wenn  man  die  Einzelheiten  richtig  würdigt 

Zunächst  kann  eine  Kirche,  eine  Rehgionsgemeinschaft  oder 
ein  Orden  sehr  wohl  neben  jenen  idealen  Aufgaben  zugleich 
mrthschaftliche  Zwecke  und  Absichten  verfolgen;  ja  es  dürfte  in 
WirkUchkeit  sogar  die  Mehrzahl  aller  Kirchen,  ReligionsgeseD- 
Schäften  und  Orden  auch  solche  wirthschaftlichen  Nebenzwecke 
verfolgen  und  dadurch  „Betriebe"  unternehmen,  rücksichthch  deren 
sie  als  „Arbeitgeber"  im  Sinne  des  Versicherungsrechts  und 
ihr  Personal"  als  versicherungspflichtige  Arbeiterschaft  aufzufassen 
sind.  So  z.  B.  eine  Kirche,  welche  ihre  Liegenschaften  "^  landwirtb- 
schaftlich    verwerthet^^*   oder   welche  Bauten    herstellen  lässt  ^^. 

i«7  Ygj^  j^iJQ  Citato  der  vorigen  Anmerkung  sowie  XrrzE,  Die  Verfassungi- 
imd  Vorwal tungsgesetze,  der  evangelischen  Landeskirche  in  Preussen,  2.  Anil- 
Berlin  1895,  S.  54  sub  C  u.  E,  indem  dort  irriger  Weise  das  Krankenver- 
sicherungsgesetz (Novelle)  §  3  herangezogen  wird. 

**^  Auch  eine  Stadtkirche  kann  einen  mehr  oder  weniger  ausgeilehntea 
Landbesitz  haben. 

^-^  Die  Verwerthuug  muss  für  eigene  Rechnung  der  l'nteniehnieria 
(der  Kirche)  erfolgen;  denn  das  ist  ein  Kriterium  der  Eigenschaft  als  U** 
triebsunternehmcr.  "Wenn  dagegen  das  Kirchenlaud  zur  ausschliesslicb»'" 
Benutzung  durch  den  Pfarrer  dient,  so  ist  dieser  als  Niessbrauclier  dt^r 
Betriebsunternehmer  und  Arbeitgeber;  hat  die  Kirche  oder  der  Pfarrer  (Us 
Land  verpachtet,  so  wälzen  sie  dadurch  die  Unternehmerqualität  uikI  di«? 
l*Hicliten  des  Arbeitgebers  auf  den  ]* ächter  ab.  Vgl.  auch  Rosix  I  S.^^' 
PiLOTY  I  S.  2U,  Menzel,  §  12  S.  56,  mein  Lehrbuch  §24  S.  112Anm.l- 
Kirchengemeinden  als  L'nternehmer  von  Bauarbeiten  begegnen  ^^^-^ 


l.IO 
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a  diese  zu  religiösen  oder  zu  weltlichen  Zwecken  bestimmt 
femer  ein  Orden,  welcher  eine  Blrankenanstalt^*^  oder  ein 
trielles  Etablissement  *^^  unterhält.    In  allen  derartigen  Fällen 

wie  gesagt,  die  Versicherungspflicht  des  hier  beschäftigten 
ebspersonals  oder  vielmehr  die  objektive  Versicherungspflicht 
Jetriebe  selber  nicht  geläugnet  werden.  Denn  für  die  ob- 
e  Vei*sicherungspflicht  muss  es  völlig  gleichgültig  erscheinen, 
es  die  faktischen,  die  rechtlichen  oder  die  kulturellen  Quali- 

und  Aufgaben  des  „Betriebsunternehmers"  sind  ^^^  und  ob 
•  eine  physiche  Einzelperson  oder  eine  juristische  Person  ^^* 
3b   er   lediglich   private  Erwerbszwecke  verfolgt  oder  ob  er 

nur  neben   den  allgemeinen  Zwecken   ins  Auge   fasst,   für 
e  er  an  sich  berufen  ist^^^. 
^uch  gehört  es  durchaus  nicht  ^^^  zu  den  Requisiten  des  Begriffs 


„Anleitung  des  Reichsversicherungsamts  in  Betreff  der  Nachweisungen 
.egie-Bauarbeiten",  Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversiche- 
5amts  IV  (1888)  S.  17   Nr.  Ib.    —   Selbstverständlich    ist    es  richtig, 

in  der  „Arbeiterversorgung"  X,  1893,  S.  450  Briefk.  Nr.  1 
ihreiber  und  Diener  eines  erzbischöflichen  Bauamtes  nicht  als  „bei 
Q~  beschäftigt  betrachtet  werden. 

'**  Hier  muss  jedoch  die  Schranke  gezogen  werden,  dass  der  Orden 
ioutzung  der  Anstalt  Bezahlung  entgegennimmt,  die  dann  irgend  welchen 
■en  frommen  oder  profanen  Zwecken  dienen  soll.  Denn  nur  unter  dieser 
issetzung  fällt  die  Krankenanstalt,  wenigstens  nach  Krankenversiche- 
recht,  unter  die  versicherungspflichtigen  Betriebe.    Vgl.  darüber  weiter 

Anm.  136  bei  Besprechung  des  Begriffs  „ Gewerbebetriebe" r 
*"*  Man  denke  an  Beispiele  wie  sie  für  Frankreich  die  Liqueurfabrikation 
Osler  Chartreuse  bietet. 

'^3  Vgl.  auch  PiLOTY  I  §  35  a.  E.  S.  253,  Menzel  §  12  S.  56. 
'**  Zum  Beispiel  eine  Aktiengesellschaft. 

**  So  können  ausser  den  Kirchen  u.  s.  w.  auch  der  Staat,  die  Gemeinde 
ebsuntemehmer  sein;  das  verdient  deshalb  hervorgehoben  zu  werden, 
in  „Arbeiterversorgung"  IX,  1892,  S.  51  f.  ein  gewisser  Gegensatz 
hen  den  Unternehmungen  einer  Stadt  und  einer  Kirche  behauptet  und 
tädtischen  Arbeiter  für  versicherungspflichtig,  die  kirchlichen  für  nicht 
cherungspflicbtig  erklärt  werden. 

''•  Oder  doch  nur,  wo  es  darauf  ankommt,  einen  einzelnen  Betrieb  als 
rcbiv  für  öffentliches  Recht.  X.  3.  26 
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„Betrieb",  dass  eine  gewerbsmässige  Thätigkeit  vorliegt"',  es  ge- 
nügt vielmehr  eine  (erlaubte)  wirthschaftliche  Thätigkeit,  die  unter 
irgend  eine  der  Rubriken  des  Krankenversicherungsgesetzes  bezw. 
der  Unfallversicherungsgesetze "®  fallt.     Und  weshalb  sollte  den 
Kirchen,  Religionsgesellschaften  oder  Orden  die  theoretische  and 
praktische  Befugniss  abgesprochen  werden,  wirthschaftUche  Thiitig- 
keiten   vorzunehmen?   Wenn   dies    dennoch    in   der  vorliegenden 
Literatur  über  unsere  Spezialfrage  mehrfach  geschehen  ist,  so  be- 
ruht das  ledigUch  auf  ungenügender  Unterscheidung  dieser  wirth- 
scliaftlichen   Neben  thätigkeit    einer   Kirche   u.   s.    w.   mit  ihrer 
idealen  Hauptthätigkeit.     Letztere  mit  allen  ihren  einzelnen  Er- 
scheinungsformen  (Pflege   des  Gottesdienstes,   Hebung  der  reli- 
giösen Gesinnung  u.  s.  w.)  ist  selbstverständhch  kein  „Betrieb", 
weil  sie  sich  nicht  als  ^wirthschaftUche"  Thätigkeit  charakterisirt 
Auch  unter  den  von  den  Gesetzen   aufgezählten  Betriebsart« 
finden  sich  natürUch  Kirchen,  Religionsgesellschaften  und  Ordei 
nicht  ^^^   und   die    oben   für   eine    nebenbei   stattfindende   wirth- 


„Gewerbebetrieb'*  zu  charakterisiron ,  um  ihn  unter  K ranken v ersiehe- 
runf,^sgesetz  §  1  Zift'.  2  stellen  zu  können  (das  Unfall versiclierungsrecki 
berücksichtigt  nur  eine  gewisse,  allerdings  grosse  Zahl  bestimmter  Einzfl* 
arten  der  Gewerbebetriebe,  nicht  die  stehenden  Gewerbebetriebe  überhaupt; 
vgl.  mein  Lehrl)uch  §  71  S.  344  Anm.  4).  Das  ist  der  Fall  wej?en  der 
Krankenanstalten,  die,  sofern  sie  reine  Wohlthätigkeitsuntemehmungen  siui 
höchstens  als  ..Motorenbetriebe"  im  Sinne  des  Krankenversicberungsgeset«* 
§  1  Ziff.  3  und  des  Unfallversicherungsgesetzes  §  1  Abs.  III  versichemufi?- 
pflichtig  wären.  Vgl.  auch  „Arbeiterversorgung"  IX,  18i^,  S.  5l£t 
8.  153  Brief  k.  Nr.  1  und  S.  603  Nr.  4. 

'«'  Vgl.   auch  TiLOTY    I  §  35  I   S.  252,   Rosra    I  §  37    III  S.  ->37t, 
Menzel  §  22  8.  99  und  mein  Lehrbuch  §  23  I  5  S.  102. 

i.i8  Kraukenversichcrungsgesetz  §  1  Abs.  I — III,  §2Ziff.2,  §2*. 
Unfallversicheruugsgesetz  §  1  Abs.  I — VIII,  AusdehnungsgesetJ 
§  1,  land-  und  forstwirthschaftliches  Unfall-  und  Krankenver* 
Sicherungsgesetz  §  1  Abs.  I,  V  und  VI,  Bau-UnfallversicheraDiT'*- 
gesetz  §  1  Abs.  I  und  IV,  während  8ee-T7nfallver8icherung9gesetz?l 
nicht  in  Betracht  kommen  dürfte. 

'^^  Vgl.  dazu  auch  „Arbeiterversorgung''  VIII,  1891,  S.ö9(>-«*1- 
IX,  1892,  8.  52,  X,  1893,  S.  572  Brief k.  Nr.  6  Frage  4. 
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aaftliche  Thätigkeit,  also  für  eine  versicherungspflichtige  Be- 
iebsnebenthätigkeit  angeführten  Beispiele  sind  einigermassen 
schöpfend ;  hinzuzufügen  wären  etwanur :  Forstwirthschaft,  Handels- 
xtnerei  ^*®  und  Tiefbaubetriebe  ^*^  Andererseits  aber  —  und  das 
t  wegen  der  Versicherungspflicht  der  erwähnten  Betriebsneben- 
iätigkeiten  wichtig  —  fallen  die  Kirchen,  Religionsgesellschaften 
ad  Orden  auch  unter  keine  derjenigen  Ausnahmen,  welche  die  Ge- 
ätze  hinsichtlich  der  objektiven  Versicherungspflicht  nennen.  Selbst 
ie  Rubrik  „Reichs-,  Staats-  und  Kommunalbetriebe^*^"  greift 
acht  Platz.    Denn  unter  den  „Kommunalverbänden"  (Gemeinde- 

^*"'  Kraft  positiver  Bestimmung  des  land-  und  forstwirthschaftlichen 
'nfall-  und  Ki'ankeuversicherungsgesetzes  §  1  Abs.  V  sind  dessen  Spezial- 
estimmungen auf  die  Handelsgärtnerei  anzuwenden. 

^*^  Hierher  sind  meines  Eraclitens  Gräber  auf  Kirchhöfen  zu  rechnen 
benso  wenn  der  Kirchhof  der  politischen  Gemeinde  gehört).  Vgl.  „Ar- 
biter Versorgung«  IV,  1887,  S.  580,  VIII,  1891,  S.  156  Briefk.  Nr.  1, 
:,  1892,  S.  51  f.,  X,  1893,  S.  696  Briefk.  Nr.  4,  Amtl.  Nachi;ichten 
s  Reichsversicherungsamts  IV  (1888)  Nr.  618  S.  337,  VIII  (1892) 
.  1121  S.  298  gegen  „Invaliditäts-  und  Altersversicherung  III 
77  Sp.  2,  Amtliche  Nachrichten  VlIE  (1892)  Nr.  1122  S.  298  und 
ludbuch  der  Unfallversicherung  (Leipzig  1892)  S.  549  Nr.  4a.  Dass 
Todteugräber  und  Kirchhofswärter  trotz  objektiver  Versicherungspflicht 
•  Kirchhofs-  und  Grabarbeiten  nicht  versicherungspflichtig  sind,  wenn  sie 
-selbststäudige  Gewerbetreibende"  aufgefasst  werden  müssen,  wird 
ten  sub  B  2  erörtert  werden,  desgleichen  unten  sub  B,  dass  die  Frage 
:h  der  Natur  der  Kirchhofs-  und  Grabarbeiten  als  „Bauarbeiten"  für  das 
biet  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  unerheblich  bleibt.  — 
T  Leichentransport  (und  daher  die  Versicherungspflicht  der  Leichen- 
iger) wird  hier  ausser  Betracht  bleiben  könjien,  da  er  der  objektiven  Ver- 
•iieruugspflicht  nur  unterliegt,  wenn  er  als  Transportgewerbe  unter 
rankeuversicherungsgesetz§  1  ZitF.  2  (vgl.  mein  Lehrbuch  §  23  S.  101 
nm.  2)  und  unter  Ausdehnungsgesetz  §  1  Zifi".  3  subsumirt  werden  kann. 
ÄS  wird  aber  bei  einem  von  der  Kirchengemeinde  geleiteten  Leichentrans- 
Jrt  kaiun  der  Fall  sein.  Vgl.  auch  „Arbeiterversorgung"  VH,  1890, 
.  401. 

^**  Krankenversicherungsgesetz  §  3,  Unfallversicherungs- 
:esetz  §  4,  Ausdehnungsgesetz  §  2,  Bau-Unfallversicherungs- 
zesetz  §  4  Ziff.  2f.,  land-  und  forstwirthschaftliches  Unfallver- 
sicherungsgesetz  §  4. 

26* 
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verbänden),  deren  Personal  (unter  gewissen  weiteren  Vc 
Setzungen  ^*^)  von  der  Versicherungspflicht  frei  ist,  kann  mai 
die  politischen  Gemeinden  und  ihr  Personal  (z.  B.  Bürgerme 
Dorfschulzen,  Gemeindeschreiber  und  Gemeindediener)  ^**  verst 
nicht  die  kirchUchen  Gemeinden  mit  ihrem  Personal  ^*^.  Eb 
wenig  fallt  das  Kirchenpersonal,  von  Ausnahmen  wie  den  Mi 
und  Anstaltsgeistlichen  und  den  Organen  des  landesherrlichen 
chenregiments  abgesehen  ^^^,  unter  die  „Reichs-,  Staats-  und  ] 
munalbeamten"  **^    Denn  wiewohl  auch  die  Kirchendiener 


'*^  Ueberdiese  vgl.  mein  Lehrbuch  §24  (IIA  5,  nC  und)  III  S. 
und  §  72  ni  1  c  S.  349. 

***  Die  Versicherungspflicht  der  Schreiber  und  Bureaugehilfen  im  '. 
sehen  u.  8.  w.  Dienste  erörtert  z.B.  die  „Arbeiterversorgung"  X. 
S.  128  Brief k.  13,  3,  S.  160  Brief k.  29,  6,  S.  431  Brief k.  1,  S.  457  X 
und  S.  572  Briefk.  6,  4. 

1*5  Vgl.  richtig  auch  die  Aeusserung  des  Grossherzoglich  Hessi 
Oberkonsistoriums  in  der  „Invaliditäts-  und  Altersversicherun 
1890/1891,  S.  84  Sp.  2.  Selbst  soweit  man  der  „Gemeindetheorie**  hu] 
und  das  kirchliche  Vermögen,  insbesondere  daher  auch  die  kirchlicheu 
lichkeiten  und  Ländereien  als  „Gemeindeeigeuthum"  betrachten  miiss 
z.B.  Friedberg,  Kirchenrecht,  3.  Aufl. ,  Leipzig  1889,  S.  461),  K 
dieser  „Gemeinde"  nicht  die  politische,  sondern  die  kirchliche  zu  vers 
und  daher  diese,  nicht  jene  die  Arbeitgeberin  der  versicherungspflich 
Personen.  So  auch  bctrcff's  der  oben  S.  387  Anm.  141  erwähnten  kirchl 
Friedhöfe,  wol)oi  aber  zu  beachten  ist,  dass  Friedhöfe  auch  sehr  oft  im  I 
thum  der  politischen  Gemeinde  stehen. 

^*®  Vgl.  Friedberg,  Kirchenrecht  §  81  IV  S.  185  und  Fried 
das  geltende  Verfassungsrecht  der  evangelischen  Landeskirchen,  Leipzig 
§  23  S.  256  sub  VIII,  §  14  II  1  A  S.  145.  —  Neuerdings  hat  das  Vi 
sische  Oberverwaltungsgericht  in  der  Entscheidung  vom  27.  )i 
1890,  Bd.  20  S.  451  und  vom  1.  April  1892,  Bd.  22  S.  36  (v^rl. 
Deutsche  Zeitschrift  für  Kirchenrecht,  3.  Folge,  herausg.  von  F 
BERG  und  Sehling,  Bd.  II,  Freiburg  1892,  S.  131fi*.,  Bd.  HI,  1893,  S.  Z 
erklärt,  die  Superintendenten  und  Konsistorialbeamten  seien  w*eder  m 
bare  noch  unmittelbare  Staatsbeamte.  —  Vgl.  zur  Judikatur  des  Pr 
sischen  Oberverwaltungsgerichts  auch  noch  dessen  ältere  Entschei» 
Bd.  11  (1885)  Xr.  18  S.  142  sowie  Archiv  für  katholisches  Kirch 
recht  Bd.  70,  N.  F.  Bd.  64,  Mainz  1893,  S.  129. 

>47  Ygi    ^\[Q  C'itate  der  Aum.  142  sowie   Invaliditäts-  uud  Al-i 
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"liehst gestellten  bis  zu  den  untersten)  ^Amtsträger"  sind  oder 
sein  können,  so  darf  diese  Aehnlichkeit  nicht  zu  der  An- 
'  führen ,  dass  das  Kirchenpersonal  ein  Staats-  oder  Ge- 
samt bekleidet^*®;  der  Rechtscharakter  beider  „Aemter"  ist 
hr  ein  grundverschiedener,  nämlich  dort  eine  (unmittel- 
oder  mittelbare)  Repräsentation  des  Staates,  der  Staats- 
;^*^,  hier  als  „geistUches  Amt"  eine  Repräsentation  der 
i  und  ihrer  von  der  Staatsgewalt  begrifflich  ganz  unabhängigen 
m  Ordnung,  ihrer  geistlichen  Funktionen  ^*^,  oder  doch  minde- 
wie  bei  Küstern,  Organisten  und  Glöcknern,  eine  Ausübung 
?benfunktionen  ^^^,  welche  zur  Durchführung  der  kirchlichen 
ben  dienen. 

heningsgesetz  §4  I  und  III  und  etwa    auch  Sohm,   Kirchenrccht, 

1892,  S.  681  ft*. 
^  Die  irrige  Ansicht,  die  niederen  kirchlichen  Angestellten  seien  „Be- 
findet sich  in  dem  Artikel  A  der  „Kölnischen  Volkszeitung",  der  in 
rbeiterversorgung"  VIII,  1891,  S.  407 f.  abgedruckt  ist,  auf  S. 408, 
her  in  Artikel  B  ebenda  S.  409  durch  richtigen  Hinweis  auf  das 
sehe  Gesetz  vom  21.  Mai  1886  Art.  6  („Kirchendiener  sind  nur  solche 
?n,  welche  die  mit  einem  geistlichen  oder  Jurisdiktionellen  Amte  ver- 
en  Rechte  und  Verrichtungen  ausüben")   nur  insofern  widerlegt,   als 

um  kirchliche  Aemter  und  niedere  Kirchendiener  wie  Küster 
1.  handelt,  während  die  Frage,  ob  kirchliches  Personal  überhaupt 
Äo  Staatsbeamten  gehört,  unberührt  bleibt. 

®  Vgl.    auch  Unger,    die  Versicherungspflicht  der  verschiedenen  Be- 
isen,  Berhn  1893,  S.  78. 

•  Auch  dass  die  Bekleidung  eines  geistlichen  Amtes  vielfach  von 
enehmigimg  abhängt,  macht  das  geistliche  Amt  nicht  zum  Staats-  oder 
ideamte,  den  Pfarrer  und  anderes  kirchliches  Personal  nicht  zu  Be- 
des  Staates  oder  der  politischen  Gemeinde.  —  Wenn  Friedberg, 
5ungsrecht  §  14  S.  145  insbes.  Anm.  8  und  §  23  S.  256—257  die 
hkeit  betont,  dass  Kirchendiener  als  Staatsbeamte  zu  betrachten  wären, 
immerhin  füi'  das  ReichsversicheruDgsrecht  als  Gesammtheit  die  etwaige 
ät  von  Kirchendienern  und  Staatsbeamten  zu  leugnen  angesichts  des 
5>iib  B  5  näher  zu  erörternden  Gegensatzes,  den  das  Invaliditäts- 
Utersversicherungsgesetz  in  §  4  Abs.  I  und  §  7  zwischen  Reichs-, 
-  und  Kommunalbeamten  einerseits  und  kirchlichen  Beamten  anderer- 
anktionii-t.     Vgl.  auch  RosiN  I  S.  172—173. 

Die  untergeordnete  Art  ihrer  Thätigkeit  an  sich  würde  der  Möglich- 


idi 
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Das  Doppelresultat,  welches  im  vorigen  Absätze  mit  Rück- 
sicht   auf    die    positive    oder    negative    Abrenznng    der    objek- 
tiven  Versicherungspflicht   durch    die    Gesetze    selber   gewonoen 
wurde,  lässt  sich  auch  dahin  formuliren:   Erstens:   das  Kirchen- 
personal  ist  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  nur  soweit  DDfer- 
worfen,  als  es  sich  um  solche  Betriebsnebenthätigkeiten  der  Kirchen, 
ReUgionsgesellschaften  und   Orden  handelt ,   welche   sich  als  o\h 
jektiv   versicherungspflichtig    charakterisiren,    und    zweitens:  dar 
Umstand,   dass  solche  Betriebsnebenthätigkeit  zufallig  von  einer 
Kirche  u.  s.  w.  ausgeübt  wird,  beeinträchtigt  die  Yersichenings- 
pflicht  des  Betriebspersonals  nicht  im  Mindesten.    Zieht  man  biw- 
aus  die  Konsequenz  auf  praktische  Einzelfalle,  so  ergiebt  sich,  dass 
beispielsweise  Organisten  ^^^,  Küster ^^^(Sakristane,  Messner, 
Kirchner),    Chorsänger '^2,    Balgen  treter  ^"^    (Kaikanten), 
Kirchenrechner  '^^     (-rendanten),      Kirchenschweizer^^, 
Glöckner^*^,    Uhrenwärter^^*,    Kirchen  wacht  er*",    Patz- 
frauen ^^*^,   jüdische  Vorsänger,  Vorbeter ^^*   und   Schäch- 
ter^^^    sowie    das    Personal    der    bischöflichen    oder  erz- 


keit,  solche  Personen  als  „Beamte"  aufzufassen,  nicht  widersprechen:  vgl 
Rosix  I  S.  172  zu  Anm.  68. 

'^*  Wegen  der  Kranken-  und  Unfallversichenmpf  dieser  Personon  ha'« 
ich  praktische  Entscheidungen  nicht  aufgefunden. 

^^^  Die  Krankenversicherungspllicht  der  Kaikanten  (Glöckner,  P»t:- 
frauen,  nächtlichen  Kirchenwächter  und  Kirchenschweizer)  wird  richtig  v^r 
neint  in  „Arbeiterversorgung"  VIII,  1891,  S.  690f.  Briefk.  Xr.  1:  vlH. 
auch  ebenda  X,  1893,  Briefk.  Nr.  6,  4  (Balgentreter  und  Glöckner). 

^^*  Kirchenschweizer  (vgl.  die  vorige  Anm.)  sind  Personen,  die  l»ei  Tas? 
den  Ordnungsdienst  in  der  Kirche  ausüben. 

155  y^i  Qi,en  Anm.  153  sowie  „ Arbeiterversorguug*^  IX,  1*>^« 
S.  51f.;  falsch  „Invaliditäts-  und  Altersversicherung**  III,  1895^ 
S.  77  Spalte  2  Ziff.  2,  wo  es  sich  um  den  Glöckner  und  Uhrenwärter  eiuer 
politischen  Gemeinde  handelt. 

'•'®  Vgl.  vorige  Anmerkung. 

'•''"  Vgl.  oben  Anm.  153. 

'''^  Ebenda. 

löu  Y(r\,  oljen  Anm. 
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ichöflichen  Kanzleien^^®  oder  Bauämter^^^  nicht  der 
-anken-  und  Unfallversicherungspflicht  unterliegen;  wohl  aber 
id  das  land-^^^  und  forstwirthschaftliche^^'^  und  gärtne- 
5che^^*  Personal  einer  Kirche,  einer  ReUgionsgesellschaft  oder 
aes  Ordens,  die  Todtengräber  und  Grabpfleger ^^^  der 
ranken-  und  Unfallversicherung  und  unter  Umständen  ^^^  die 
iakonissen  und  Krankenpfleger  der  Krankenversicherung 
iterworfen. 

Dies  ist  das  praktische  Resultat  nach  Maassgabe  der  ob- 
ktiven  Versicherungspflicht.  Ob  dieses  Resultat  auch  nach  Maass- 
ibe  der  subjektiven  Versicherungspflicht  aufrecht  erhalten 
jrden  kann,  m.  a.  W.  ob  die  soeben  wegen  ihrer  Beschäftigungs- 
t  als  versicherungspflichtig  bezeichneten  Personen  nicht  doch 
jgen  Mangels  der  subjektiven  Momente  von  der  Kranken-  und 
Qfallversicherung  befreit  sind,  das  ist  eine  ganz  andere  Frage, 
deren  Untersuchung  wir  nunmehr  eintreten  wollen,  um  dieselbe 
•age  auch  zugleich  betrefi's  der  Invahditäts-  und  Altersversiche- 
ng  zu  erörtern,  für  welche  es  ja,  wie  bereits  oben^^*  bemerkt 
irde,  iui  Gegensatz  zur  Kranken-  und  Unfallversicherung  aus- 


"^•^  Hierzu  habe  ich  keine  ausdrückliche  Entscheidung  gefunden.  Vgl. 
er  nächste  Anmerkung;  vgl.  auch  (Schreiber  auf  dem  Bürgenneisteramt, 
)lizeibureau ,  Gericht,  Kataster-  und  Landrathsamt)  „Arbeiterversor- 
ing«  X,  1893,  S.  128  Brief k.  13  Frage  3,  S.  431  Brief k.  1,  S.  457  Nr.  415, 
0  Brief k.  2  Frage  2,  S.  572  Brief k.  6  Frage  4. 

'«**  Richtig  „Arbeiterversorgung"  X,  1893,  S.  450  Briefk.  1. 

•«*  Richtig  „Arbeiterversorgung"  VIII,  1891,  S.  156  Briefk.  1; 
1.  auch  ebenda  X,  1893,  S.  696,  Briefk.  4  und  (städtischer  Friedhofsarbeiter) 
^,  1892,  S.  51  gegen  „Invaliditäts-  und  Altersversicherung"  III, 
(92/93,  S.  77  Sp.  2. 

'•*  Nämlich  bei  „Gewerbebetrieb";  vgl.  oben  S.  385  Anm.  131.  In  „Ar- 
siterver 8 orgung"  XI,  1894,  S.  104  Briefk.  8  wird  zwar  die  Kranken- 
'rsicherung  der  Diakonissen  in  städtischen  Krankenhäusern  geleugnet  (und 
<^ar  mit  Recht),  aber  aus  einem  anderen  Grunde,  nämlich  weil  keine  ent- 
?Hliche  Thätigkeit  (Lohnarbeit)  vorliege;  vgl.  unten  sub  B  3. 

'*♦  Oben  S.  382. 
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schliesslich  ^^^  auf  das  Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  d 
subjektiven  Voraussetzungen  ankommt  ^^^ 

B.  Die  subjektive  Versicherungspflicht. 
Von  den  subjektiven  Voraussetzungen  der  VersicherungspÜicIi 
kann  ein  Theil  ausser  Betracht  bleiben,  weil  er  keinen  Anlass  fiii 
Zuspitzung  auf  kirchliches  Personal  und  für  prinzipielle  Erörte- 
rungen bietet:  so  das  Requisit  freiwilliger  Uebernahme  der  Be- 
schäftigung^"' und  im  Invaliditäts-  und  Alterversicherungsrecht 
das   Requisit   zurückgelegten    sechzehnten   Lebensjahres  '*-.    Der 

'•^^  Die  einzigen  Punkte,  in  welchen  man  auch  bei  der  Invalidität«-  und 
Altersversicherung^  von  objektiver  Versicherungspflicht  sprechen  konnte,  wärea 
„Reichs-,  Staats-  und  Kommunaldienst"  sowie  Amtsführung  bei  aüderen 
„öffentlichen  Verbanden  und  Körperschaften"  (Invaliditäts-  und  Alter?- 
Vorsicherungsgesetz  §  4  I,  §  7;  vgl.  unten  sub  B  5);  darnach  ]>€ruiit 
z.  B.  die  Freiheit  des  Personals  der  Militär-  und  Anstaltskircheu  (oben  S.  3^' 
auf  einem  ^Mangel  objektiver  Voraussetzungen. 

^^^  Dass  bei  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  das  Vorhanden- 
sein eines  „Betriebes"  irrelevant  ist,  wird  auch  in  der  „Arbeiterversorguiur' 
VIII,  1891,  S.  561,  691  anerkannt,  insbesondere  aber  in  der  vom  Keii'üv 
versicherungsamte  erlassene  „Anleitung,  betreffend  den  Kreis  der  na'h 
dem  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  versicherten  PorsouL-n"  VMni 
31.  Okt.  1890  (Anitl.  Xachr.  in  Invaliditäts- und  AltersversicherunL'jjsachea 
I,  1891,  S.  4;  auch  abgedruckt  im  Preuss.  Ministerialblatt  für  d'w  inuerr 
Verwaltung  Jahrg.  51,  1890,  Nr.  128  S.  243 ff.  und  in  den  meisten  Kt":- 
mentaren),  in  deren  Ziff.  IV  ausdrücklich  auch  die  „für  kirchliche  uU 
Schulzwccke  u.  s.  \\\  als  Arbeiter,  Gehülfen,  Gesellen,  Lehrlinge,  DicustlK)teii. 
Betriebsbeamte  .  .  .  Beschäftigten"  als  unter  das  Gesetz  fallend  bezeichnet 
werden,  „sofern  die  sonstigen  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Versicberuui''- 
pllicht  bei  ihnen  zutreffen." 

^^'  Vgl.  mein  Lehrbuch  §  24  I  2  S.  108,  $  72  S.  348  Anni.  l.;:l-''J 
I  A  2  S.  622. 

1«»*  Vgl.  Invaliditäts-  und  A  Itersversicherungsgeseiz  §1^-^ 
und  mein  Lehrbuch  Jj  120  I  A3  8.622.  Von  i>raktischer  Bedeutung  i'' 
(lies  subjektive  Moment  z.  B.  für  Chorknaben,  jugendliche  Ch« »rsäujirer  »i-*^ 
Halgentreter.  Im  Kranken-  und  Unfallversicherungsrecht  besteht  eine  A'* 
liängigkeit  der  Versicherungspflicht  nur  hinsichtlich  der  für  unsere  Spezi*« 
frage  kaum  (vgl.  oben  S.  385,  Anm.  132)  interessirenden  Fabrikarbeiter;  ^- 
iiieiii  Lehrbuch  S  24  8.  107  Anm.  1,  S  '^  '">•  ^-18  Anm.  l  und  ^W^ 
I  1  a  8.  936. 
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laueren  Betrachtung,  weil  zur  Entscheidung  praktischer  Einzel- 
e  besonders  wichtig,  bedürfen  wohl  nur  fünf  Punkte,  die  zwar 
ofern  eine  Uebereinstimmung  zeigen,  als  ihr  Vorhandensein  für 
a  Ausschluss  der  Versicherungspflicht  interessirt,  die  aber 
dererseits  insofern  auseinander  fallen,  als^^^  drei  von  ihnen  das 
sammte  Arbeiterversicherungsrecht  berühren,  während  die  beiden 
ideren  sich  nur  auf  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  be- 
jheu.  Diese  Einzelpunkte  sind  der  Begriff  „Arbeiter"  („höhere 
listige  Thätigkeit",  „bessere  Ausbildung"),  der  Begriff  „selbst- 
ändige Gewerbetreibende",  der  Erwerb  und  seine  Höhe,  der 
egriff  „vorübergehende  Dienstleistungen"  und  der  Begriff  „Beamte 
fenthcher  Verbände  und  Körperschaften". 

1.  „Arbeiter"  („höhere  geistige  Thätigkeit",  „bessere  Aus- 
ildung"). 

Das  Reichsversicherungsrecht  wollte  nur  die  „Arbeiter"  im 
eiteren  Sinne  des  Wortes,  also  einschliesslich  der  Gehülfen,  Ge- 
ilen, Lehrlinge  u.  s.  w.,  schützen  oder  doch  neben  ihnen  nur 
och  gewisse  andere  Berufsklassen,  die  in  ihrer  wirthschaftlichen 
nd  sozialen  Stellung  den  Arbeitern  nahe  verwandt  sind,  wie 
ileinmeister ^'^,  gewisse  kleine  Gewerbetreibende^^^  und  kleine, 
chlecht  dotirte  Betriebsbeamte  ^^^,  schlecht  dotirte  Handlungs- 
ehülfen  und  -Lehrlinge  ^'^  oder  schlecht  dotirte  Reichs-,  Staats- 


'*"  Auch  dies  bestätigt  die  oben  S.  382  gemachte  Bemerkung,  dass  sich 
emeinsame  Grundsätze  über  die  Voraussetzungen  der  Versicherungspflicht 
ir  alle  drei  Materien  des  Reichsversicherungsrechts  kamn  aufstellen  lassen. 

^"'^  Vgl.  Invaliditäts-  und  Altersvorsicherungsgesetz  §  2 
:iff.  1. 

''*  Krankenversicherungsgesetz  §  2  Ziff.  4,  Invaliditäts- und 
Utersversicherungsgesetz  §  2  Ziff.  2.  Vgl.  auch  Unfallversiche- 
"ungsgesetz  §  2  II. 

'"  Krankenversicherungsgesetz  §  2  Ziff.  6  a.  E.,  §  2b,  Unfall- 
•  ersicherungsgesetz  §  1  I,  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
resetz  §  1  Ziff.  2. 

*"  Krankenversicherungsgesetz  §  1  IV,  §  2  Zift'.  5,  §  2b,  In- 
'äliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §  1  Ziff.  2. 


'^*  Kraiikciiversicherungs;:jfesetz  s{  2b  IL 

'"^  Die  verschiedenartige  Absteckung  der  Grenzen  in  <len  einzelne'j 
Gesetzen  (vgl.  die  vorigen  Anmerkungen)  ist  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
belanglos. 

^^'^  Das  Krankenversicherungsgesetz  und  die  Unfallversi«!:"- 
rungsgesetze  sprechen  von  versicherungspflichtigen  „Personen"  ganz  ali- 
gemein  und  nur  das  In validitäts-  und  AltersversicheruuL'Sire-et; 
>5  1  Ziff.  1  nennt  neben  den  Gehülfen,  Gesellen,  Lehrlingen  und  DieDStl'"trii 
ausdrücklich  auch  die  „Arbeiter'*. 

'"^  „Xach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  und  vom  StaudpuLKt 
wirthschaftlicher  Auffassung"  sagt  die  oben  S.  392  Anm.  166  erwähnte  An- 
leitung vom  3L  Okt.  1890  Zift*.  IV  a.  E.  (vgl.  Ziff.  XII  Abs.  1  un-i -'. 
Ziff.  XIII).  Zwar  hat  diese  Anleitung  durchaus  nicht  bindende  Kraft  in* 
rechtlichen  Sinne  (denn  sie  ist  nicht  eine  authentische  Erklärunir  Seiten"*  <i*^ 
Gesetzgebers  selber),  aber  sie  besitzt  als  Aeusserung  von  sachverstaudii'tr 
Seite  einen  Anspruch  auf  Beachtung,  dann  aber  auch  zugleich  für  das  (Te)»i''* 
der  Kranken-  und  Unfallversicherung. 

''■'  IJeber  die  Grenzen  der  Versicherungspflicht  dieser  l^ersniicD  Vj^.- 
nlnjn  S.  388  Anm.  143. 
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und     Kommunalbeamte  ^'*.      Die     Reiclisversicherungsgesetze  ^'^ 
schliessen  darum,  wenn  auch  nicht  ausdrücklich^'*^  so  doch  ilirer 
Tendenz  nach  von  ihrem  Geltungskreise  alle  solche  Berufsklasseo 
aus,  die  sich  durch  ihre  soziale  und  wirthschaftliche  Stellung  über 
die  „Arbeiter'*  im  üblichen  Wortsinne  ^'^  erheben.    Ob  dem  nao 
so    ist,     richtet    sich    nach    der   Lage    des    Einzelfalles.     Doch 
giebt  es  allerhand  Kriterien,  welche  die  Prüfung  erleichtem  und 
leiten  können. 

Hierher  ist  in  erster  Linie  die  allgemeine  Anschauung  über 
die  soziale  Bedeutung  einer  Berufsklasse  und  über  die  soziale 
Stellung  ihrer  Mitglieder  zu  rechnen  und  in  zweiter  Linie  die  üb- 
liche Vorbildung  der  betreffenden  Personenkategorieen.  Je  ge- 
diegener und  feiner  die  Vorbildung  ist.  desto  mehr  wird  dies 
gegen  die  Arbeiterqualität  sprechen.  Aus  diesem  Grunde  werden 
zunächst  ausserhalb  des  Kreises  der  „Arbeiter"  und  der  Ver- 
sicherungspflichtigen alle  diejenigen  stehen,  welche,  auch  olme  da- 
durch in  den  Kreis  der  Reichs-,  Staats-  und  Kommunalbeamten  **' 
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eten,  ein  Studium  auf  der  Universität  oder  auf  einer  künst- 
hen  oder  technischen  Hochschule  zurückgelegt  oder  sonst 
gediegenere  Ausbildung  für  ihr  Fach  erworben  und  etwa^'* 

dies  Studium,  diese  Ausbildung  durch  Ablegung  einer 
ingiso  2um  Abschluss  gebracht  haben.    Als  Beispiele^^^  für 

Gruppe  nicht  versicherungspflichtiger  Personen  sind  anzu- 
n:  Aerzte,  Anwälte,  Notare,  Gelehrte,  Privatlehrer  ^^^  (auch 
lie  sog.  technischen  Fächer  wie  Zeichnen,  Turnen,  Schreiben, 
larbeit,  Singen)  ^^',  bessere  Musiker,  Maler,  Bildhauer. 

'^^  Un])edingt  massgebend  ist  dieser  Umstand  nicht. 
'^"  Ganz  elementare  Prüfungen  wie  z.  ß.  die  in  der  Dienstordnung 
lie  Küster  der  Diözese  Breslau  vom  23.  März /14.  April  1891, 
rt  am  9./18.  Mai  1893  (abgedruckt  im  Archiv  für  katholisches 
henrecht,  herausg.  von  Vering,  Bd. 66,  N.  F.Bd.60  S.  154ff.  und  Bd.  71, 
Bd.  65  S.  81  if.)  §  2  und  in  der  Dienstanweisung  für  die  Küster 
Uözese  Münster  vom  12.  Nov.  1887  (ebenda Bd.  60,  X.  F.  Bd.  54,  Mainz 
S.  121)  §  2  vorgeschriebenen  bleiben  natürlich  ausser  Betracht.  —  Ueber 
edeutung  der  Prüfungen  vgl.  auch  den  Erlass  des  Preussischeu 
sters  für  Handel  und  Gewerbe  und  des  Kultusministers  vom 
•  kt.  1891  (Ministerialbl.  f.  d.  gesammte  innere  Verwaltung 
S.  225,  Arbeiterversorgung  VIII,  1891,  S.  645,  Invaliditäts-  und 
rsversicherung  11,  1891/92,  S.  46  sub  I  und  II)  sowie  Entsch.  des 
hsversicherungsamts  vom  10.  April  1893,  Amtl.  Nachr.  III  Nr.251 
). 

''^'  Die  Anleitung  Ziff.  Xm  führt  u.  A.  auch  Hausgeistliche,  Haus- 
',  Hausbibliothekare  als  nicht  versicherungspflichtig  an.  Vgl.  auch  das 
S.  389  Anm.  199  erwähnte  Büchlein  von  Unger  S.  30. 
^*^  Ordensmitglieder,  namentlich  weibliche,  welche  den  Ordens- 
;en  entsprechend  Unterricht  ertheilen,  werden  versicherungspflichtig 
jinen,  wenn  sie  den  Kindergärtnerinnen  und  -Pflegerinneu  gleichzustellen 
v^l.  über  Kindergärtnerinnen  den  in  Anm.  395  erwähnten  Ministerial- 
8,  femer  die  Entsch.  des  Reichsversicherungsamts  vom  1.  Okt. 
Amtl.  Nachr.  III  Nr.  66  S.  171  sowie  den  Bescheid  des  Gross- 
9g.  Badischen  Landesversicherungsamts  vom  4.  März  1891  in 
, Arbeiterversorgung"  VIII,  1891,  S.  205  Nr.  2  und  auch  „Arbeiter- 
rgung"  VIII  S.  608  Brief  k.  Xr.  8,  „Invaliditäts-  und  Altersversicherung" 
J91/92,  S.  46  sub  I,  S.  79.  Vgl.  aber  auch  wegen  der  Ordensschwestern 
reiter  unten  S.  409  Bemerkte. 
^^  Vgl.  den  in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnten  Ministerialerlass 
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Zufolge  dieser  Erwägungen  rangiren  aus  dem  Gesammtbegri 
^ Kirchenpersonal"  als  nicht  versicherungspflichtig  sofort  aus:  ( 
Geistlichen  (Prediger)  selber  und  ihre  Vertreter*®*  und  G 
hülfen  ^^^  sowie  die  in  den  praktischen  Vorstufen  zum  geistlicli( 
(Predrgts-)  Amte  befindlichen  Personen  und  femer  von  dei 
„niederen  Kirchenpersonal"  ^^^  beispielsweise  die  bei  Kirchei 
oder  Religionsgesellschaften  angestellten*^^  Organisten *^^,  Kan 
toren^^^,  Chorregenten,  Chorsänger,  Vorbeter,  Vor- 
sänger, Kultusbeamten,  sofern ^®^  sie  eine  besondere  und 
bessere  Vorbildung  zu   diesem  Berufe  durchgemacht  haben;  dies 

sowie  Entsch.  des  Reiohsversiclierungsamts  vom  12.  Okt.  1891  (AmtL 
Xachr.  I  Nr.  65  S.  171)  und  Invaliditäts-  und  AltersversicheruDii 
IV,  1893/94,  S.  80  gegen  die  Auffassung  des  Sächsischen  Ministeriums 
des  Innern  in  seiner  Verordnuu<r  vom  21.  Au^.  1891  ( Arbeiterversor- 
gung  VIII,  1891,  8.  560 f.). 

1»*  Vgl.  über  den  jüdischen  Vorbeter  und  Vorsänger  als  Vertreter  ü't 
Kabbiners  in  einer  kleinen  Gemeinde  unten  S.  398  Anm.  196. 

'"^  Dass  die  Kapläne  der  Versicherungspflicht  nicht  unterliej^eu,  winl 
für  das  Gebiet  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  mit  Recht  iu  fAr- 
beiterversorjjfnnji"  VIII,  1891,  8.  408  betont,  mit  Unrecht  aber  als  eiu  Griiu-J 
lur  die  iiefreiuu«^-  der  Küster  von  der  VersieherunofspHicht  betrachtet.  - 
Teber  die  verschiedenen  Arten  von  Gehülfen  der  Geistlichen  vgl.  Friedber- 
Kirchenrecht  S  81  VII  8.  186,  Verfassungsrecht  S  25  8.  264. 

'"*''  Die  Verfügung  dos  Evang.  Oberkirchenraths  vi»m  ^.  Mj 
1876  (Kirchl.  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  I  8.  52 f.;  Xitze  S.  51  Xuie4<' 
sagt  freilich  positiv,  dass  Organisten  und  Kantoren,  die  in  gi'össereu  Städtri 
im  selbstständigen  Amte  beschäftigt  sind,  wegen  ihrer  höheren  Vorhil-iun. 
nicht  zu  den  niederen  Kirchendienern  gehören. 

"^'   Teber  die  Fälle  blosser  Nebenbeschäftigung  vgl.  unten  sub  4. 

*^^  Auch  sie  werden  von  Friedherg  a  a  O. .  Richter  (oben  S.  36 
Aum.  44)  S  160  II  8.  534,  Trüsen  (oben  8.  363  Anm.  48»,  S. -^ 
Anm.  215  und  v.  Schulte,  Lehrbuch  des  kathol.  und  evang.  Kirchenn'cht" 
4.  Aufl.,  Giessen  1886,  S  li^7  III  8.  295  und  S  222  S.  517  518  mit  Recb 
als  ^niedere  Kirchenbeamte''  betrachtet. 

'""•'  Allzu  generell  wird  die  VersicherungspHicht  der  Organi!>ten  für  u' 
(lebiet    des    Invali<litäts-   und   Altersversicherung    geleugnet    in    Arl»eit»*J 
Versorgung  VIII,   1891,    8.  52   Xr.  17   und   vom  (irossherzogl.  Hessisch« 
<  )berk()nsisturium    in    der    Invaliditäts-    und    A  ItersversieheruDU 
1890,91,  8.84  8p.  2. 
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rird  wiederum  für  die  an  grösseren  Kirchen  oder  bei  grösseren 
leligionsgesellschaften  und  insbesondere  in  grösseren  Städten  ^^^* 
iagestellten  die  Regel  bilden  und  daher  zu  vermuthen  sein;  hin- 
gegen werden  diejenigen  Organisten  ^*^,  Kantoren,  Chorregenten  ^^^, 
Chorsänger  ^^^,  Vorbeter  ^^*,  Vorsänger  ^^*  und  Kultusbeamten  ^®^, 

^^■^  Die  Organisten  in  grösseren  Städten  werden  dann  auch  oft  vom 
Staate  mit  dem  Titel  „Musikdirektor"  oder  „Professor"  ausgezeichnet,  was 
wiederum  einen  Rückschluss  auf  ihre  höhere  soziale  Stellung  gestattet. 

'•'  Die  Versicherungspflicht   eines   Organisten,    der   zwar    eine    künst- 
lerische Ausbildung  genossen  hatte ,  aber  in  einer  kleinen  Stadt  beschäftigt 
und  einem  Kantor  derart  unterstellt  war,    dass    er   lediglich  nach  Weisung 
dieses  Kantors   und   des  Geistlichen  die  Gesänge  auf  der  Orgel  begleitete, 
leugnet  mit  Recht  das  Reichsversicherungsamt  in   einer  Revisions- 
entscheidung vom   29.  Febr.    1892,   Amtl.  Nachrichten   II,   1892, 
Xr.  127    S.  37    (vgl.   auch   Invaliditäts-    und    Altersversicherung  I, 
1891/92,  Nr.   127  S.  109  und  Archiv    für  kath.  Kirchenrecht  Bd.  68, 
N.F.  Bd.  62,   Mainz  1892,  S.  160).     Vgl.  richtig  dahin,   dass  Alles  auf  das 
Vorhandensein   höherer,   insbesondere  wissenschaftlicher  Bildung  ankomme, 
die  (im  Uebrigen  nicht  einwandfreie,  vgl.  unten  S.  404  Anm.  228)  Mitthei- 
loDg  des  Preussischen  Staatssekretärs  des  Innern  an  den  Kultus- 
minister und   das    Schreiben   des   Preussischen   Kultusministers 
an  den  Erzbischof  von  Köln  vom  5.  März  1891   in  der  Arbeiter- 
versorgung VIII,    1891,   S.  179 f.  Ziff.  3  und  S.  411,   Archiv  f.  kath. 
Kirchenrecht  Bd.  66,   N.  F.  Bd.  60,  Mainz  1891,  S.  153   (wo  die  Seiten- 
überschrift irrig  von  Unfallversicherung  spricht),  Bd.  67,  N.  F.  Bd.  61,  1892, 
S.  311  und  Unger   S.  47  sub  b.     Vgl.   auch  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung n,    1891/92,    S.  203  Sp.  2  („niedere  Organisten"  als  ver- 
sicherungspflichtige Personen). 

'"'  Dass  auch  bei  den  Chorregenten  Alles  auf  die  Lage  des  Einzelfalls 
ankommt,  wird  richtig  betont  in  der  Invaliditäts- und  Altersversiche- 
rung II,  1891/92,  S.  203  Sp.  2. 

iw  Vgl.  die  oben  Anm.  191  erwähnten  Aeusserungen  des  Preussi- 
schen Staatssekretärs  des  Innern  und  des  Preussisahen  Kultus- 
ministers sowie  Unger  a.  a.  0.  Gemeint  sind  natürlich  nur  angestellte 
Sänger,  nicht  solche,  die  unentgeltlich  zur  Hebung  des  musikalischen  Ein- 
<lnickes  mitwirken. 

'**  Hier  widerspricht  sich  das  Reichsversicherungsamt,  indem  es 
JQ  der  Revisionsentscheidung  vom  23.  Nov.  1891  (Amtl.  Nachr.  II, 
lB92,Nr.l05  S.  21,  Arbeiterversorgung  I,  1892,  S.  165,  Invaliditäts- 
QQd  Altersversicherung  in,  1892/93,  S.  69)  der  Ansicht  des  Schieds- 
gerichts, die  Thätigkeit  des  Vorsingens  und  Vorbetens  sei  eine  mehr  mecha- 
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denen    eine    gediegene  Ausbildung    für  ihren  Beruf  fehlt,   also 
namentlich  die  in  kleinen  Städten  ^•^  oder  Dörfern  angestellten;  im 
Allgemeinen  ebenso  als  versicherungspflichtig  —  in  subjektiver 
Hinsicht   wenigstens  versicherungspflichtig**'  —   gelten   müssen, 
wie  ^^®  solche  Personen,  deren  Obliegenheiten  keinerlei  Ausbildung 
oder   doch  keine  bessere  Fachausbildung  erfordern  (Küster' 


.11» 


uische  und  daher  versicherungspflichtige,  nicht  prinzipiell  entgegentritt 
während  es  in  den  Entscheidungen  vom  10.  April  1893  und  11.  Joli 
1894  (Amtl.  Xachr.  IH,  1893,  Nr.  251  S.  100  und  IV,  1894,  Nr.  382 
8.  153;  vgl.  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  V,  1894  95,  S.31 
Ziff.  382)  diese  Thätigkeit  für  eine  höhere,  mehr  geistige  und  daher  nicht 
versicherungspflichtige  erklärt,  weil  sie,  auch  abgesehen  von  gleichzeitiger 
Ertheilung  des  Religionsunterrichts,  nähere  Kenntniss  der  hebräischen  »Sprache 
sowie  der  jüdischen  Glaubenssätze  und  Gebräuche  voraussetze  und  zur  Er- 
haltung und  Kräftigung  des  religiösen  Bewusstseins  in  der  Gemeinde  dienen 
solle,  selbst  wenn  dem  betreffenden  Kultusbeamten  zugleich  gewisse  mechi- 
nische  Dienste  obliegen,  wie  das  Ordnen  der  Thorarolle,  Anbringen  des 
Tabernakels  an  der  heiligen  Lade  und  Waschen  der  Todten.  Jedenfalls 
wird  diese  jüngere  Ansicht  des  Reichsversicherungsamts  die  richtijrcre  sein. 

*^*  Ueber  die  Thätigkeit  der  jüdischen  Kultusbeamten  als  Schächter 
vgl.  unten  sub  2. 

''"'  Bisweilen  kann  aber  gerade  die  Anstellung  bei  einer  kleinen  (je- 
iiieinde  (in  einer  kleinen  Stadt)  gegen  die  Versicherungspflii-ht  sprecb-u. 
So  speziell  wegen  der  jüdischen  Vorbeter  und  Vorsäuger,  wenn  sie,  wie  ia 
den  vom  Reichsversicherungsamt  unter  dem  10.  April  1893  und  11. Juli 
1894  (oben  Anm.  194)  erörterten  Fallen,  bei  (remeinden  angestellt  siml,  di"r 
sich  einen  Rabbiner  nicht  gestatten  können,  und  wenn  sie  also  zugleich  dif 
gottosdicnstlichen  Funktionen  des  Rabbiners  ausüben. 

*°^  Dies  muss  hervorgehoben  werden,  um  daran  zu  erinnern,  dass  fiirdi«.' 
Kranken-  und  Unfallversi(;herung  auch  die  objektive  VersicheruDgsjitlicLi 
vorliJindcn  sein  muss,  die  aber  in  sämmtlichen  oben  genannten  Beisj'i«'I«n 
fehlt,  weil  nacji  dem  oben  S.  386  Bemerkten  hier  gar  kein  „Betrieb"*  v«»rlie'jt. 

^^^  Vorbehaltlich  der  Möglichkeit,  dass  auch  sie  aus  einem  der  andem 
nuten  sub  2 — 5  zu  erörternden  Gründe  von  der  Versicherungspflicht  frei  siu''- 

*^'*  Gerade  wegen  der  Küster,  deren  Versicherungspflicht  dio  gan.'^ 
Frage  nach  der  Versicherungsj^flicht  des  Kirchenpersonals  überhaujtt  aw 
häufigsten  in  Anregung  gebracht  hat,  gehen  die  Meinungen  sehr  auseinander. 
Die  Frage  (wegen  der  „Oberküster"  vgl.  unten  S.  401)  bejaht  das  Keicb^- 
versirherungsamt  selbst  in  einem  (dem  Herausgeber  des  ^Past<»n*-- 
blattos"  ertheilten:  vgl.  Arbeiterversorgung  VIII,  1891,8.410)  Bescheid*' 
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:iistane2oo^  Glöckner^oi,  ührenwärter^o^^  Schliesser^^ 
gentreter^o*,  Schweizer^o^^  Wächter^^«  und  Aufwärter^^ 


i  29.  Dez.  1890  (Amtl.  Nachr.  I,  1891,  S.  53  Ziff.  3;  vgl.  „Arbeiter- 
sorgung"  Vni,  1891,  S.  52  Nr.  17,  S.  410,  „Invaliditäts-  und 
crsversicherung"  I,  1890/91,  S.  76  sub  3  und  II,  1891/92,  S.  202  Sp.  2, 
ER  S.  36,  femer  Amtl.  Nachr.  derVersicherungsanstalt  Hannover 
•g.  I  Nr.  5  S.  77,  Archiv  für  katholische  Kirchenrecht  Bd.  65, 
\  Bd.  59,  Mainz  1891,  S.  442  und  Bd.  67,  N.  F.  Bd.  61,  1892,  S.  312)  sowie 
Preussische  Staatssekretär  des  Innern  und  der  Preussische 
tus minister  in  dem  Bescheide  vom  5.  März  1891  (oben  S.  397  Anm.  191). 
;en  die  Versicherungspflicht  der  Küster  sprechen  sich  aus:  die  Königliche 
rierung  zu  Köln  (nach  „Arbeiterversorgung"  VIII,  1891,  S.  402)  und 
Aufsatz  in  der  „Kölnischen  Volkszeitung"  (ebenda  S.  407f. 
ler^egeben),  weil  die  Kirche  kein  „Betrieb"  und  die  Küster  nicht  „Gehülfen" 
dem  „Beamte")  seien,  wegen  des  Charakters  ihrer  Funktionen  und  weil 
Einkommen  grösstentheils  aus  freiwilligen  Gaben  der  Gläubigen  bestehe, 
en  diese  Gründe  vgl.  aber  oben  S.  386  und  unten  S.  408  f.  sowie  aus- 
hend  schon  in  der  „  Arbeit  er  v  er  sorgung"  selbst  a.  a.  0.  sub  B  S.  409f. 

-'^  Die  Versicherungspflicht  der  Sakristane  wird  bezüghch  der  Invalidi- 
-  und  Altersversicherung  bejaht  in  dem  Ministerialb  es  cheid  vom  5.  März 
1  (oben  S.  397  Anm.  191). 

^'  Ihre  Versicherungspflicht  wird  (im  Prinzipe)  bejaht  vom  Gross- 
zoöfl.  Hessischen  Oberkonsistorium  in  einem  Anschreiben  an  die 
tigelischen  Kirchenvorstände  („Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
ig^  I,  1890/91,  S.  84  Sp.  2)  und  vom  Vorstande  der  Invaliditäts- 
lAltersversicherungsanst alt  der  Provinz  Schlesien  (vgl.  Archiv 

kathol.  Kirchenrecht  Bd.  67,  N.  F.  Bd.  61,  1892,  S.  311).  Vgl. 
er  „Invaliditäts-  und  Altersversicherung"  I,  1890/91,  S.  152  Sp.  1 
1,  m,  1892/93,  S.  77  Sp.  2  sub  2  und  „Arbeiterversorgung"  VIII, 
1,  S.  92  Brief k.  Nr.  6  S.  691  Briefk.  Nr.  1  a.  E.  —  Unrichtig  meint 
ZE,  Verfassungs-  und  Verwaltungsgesetze,  2.  Aufl.,  Berlin  1895,  S.  54 
e,  blosse  Glockenläuter  seien  weder  versicherungs-  noch  entschädigungs- 
Jchtigt. 

^'  Vgl.  „luvahditäts-  und  Altersversicherung"  III,  1892/93,  S.  77  Sp.  2 

0 

^^^  Bezüglich  der  Schliesscr  habe  ich  praktische  Entscheidungen  nicht 
etroften. 

*^  Vgl.  die  Ansicht  des  Hessischen  Oberkonsistoriums  in  der 
validitäts-  und  Altersversicherung"  I,  1890,91,  S.  84  Sp.  2  sowie 
rbeiterversorgung"  VHI,  1891,  S.  52  Briefk.  Nr.  17,  S.  75  Nr.  8,  S.691 
5fk.  Nr.  1  a.  E.     [Anm.  205—207  auf  der  folgenden  Seite.] 
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sowie  alle  anderen  niederen  Kirchendiener*®®,  femer  Kirchhofs- 
gärtner^®^,  Todtengräber^^®,  Leichenträger  und  Leichen- 
schauer^^^ 

Aber  die  höhere,  bessere  Ausbildung  ist  kein  absolut 
sicheres  Kriterium  für  die  bessere  soziale  Stellung  und  für  den 
Fortfall   der  Versicherungspflicht:    weder    positiv    noch   negaüV. 


'"*  Vgl.  den  Bescheid  des  Reichsversicberungsamts  vom 
29.  Dez.  1890  (oben  S.  399  Anm.  199)  und  „  Arbeiterversorgun^'- VIH 
1891,  S.  690  a.  E. 

»«0  Ebenda. 

^"^  Ueber  einen  „Aufwärter"  in  einer  Synagoge  vgl.  Amtl.  Nachr. 
III,  1893,  Xr.  251  S.  101.  —  Ueber  Putzfrauen  „Arbeiterversorgung- 
Vm,  1891,  S.  690  a.  E. 

«08  Yqj^  „niederen  Kirchendienern"  ganz  allgemein  8i)rechen,  ihre  Ver 
Sicherungspflicht  bejahend,  der  Bescheid  des  Reichsversicherungsaiots 
vom  2 5.  Dez.  1890  (oben  S.  399  Anm.  199),  der  oben  S.  397  Anm.  191  erwähnte 
Ministerialerlass  vom  5.  März  1891,  das  Hessische  Oberkonsist«»- 
rium  (oben  Anm.  204)  sowie  der  Regierungspräsident  zu  Oppeln  in 
einem  Bescheide  vom  26.  Xov.  1891  („ Arbeite rversorgung"  EX,  1892, 
S.  127—128);  vgl.  auch  Unger  S.  46,  „Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung- II,  1891/92,  S.  203  Sp.  2. 

»"«  „Invaliditäts-  und  Altersversicherung"  I,  1890/91,8.152 
Sj).  1  sub.  1-,  vgl.  auch  („Kirchliofswärterin")  „Arbeiter versorjruQ'-' 
IX,  1892,  S.  352  Briefk.  \r.  10,  2. 

^'*^  Ihre  Versicherungspflicht  wird  für  das  Gebiet  der  Invaliditätv  uii<l 
Altersversicherung  bejaht  vom  Reichversicherungsamt  in  Amtl.  Nachr. 
III,  1893,  Xr.  280  S.  132  (vgl.  Amtl.  Nachr.  der  VersicheruD-- 
anstalt  Hannover  111,  Xr.  10  S.  47),  ferner  in  der  „ Arbeiterver-'-r- 
gung"  VIII,  1891,  S.  179f.  BrietTc.  Xr.  3,  in  der  „Invaliditäts-  uul 
Altersvorsicherung"  III,  1892/93,  S.  77  und  bei  Fxoer  S.  46. 

-**  Die  VersicheruDgspflicht    der  Leichenschauer  (welche  aller Jio'i- 
zumeist  zur  politischen,  seltener  zur  kirchlichen  Gemeinde  in  Bezii'hucL'»'3 
stehen  werden,  namentlich  dann,  wenn  sie  aus  polizeilichen  Gründen  in  Au- 
sjiruch  genommen  werden  müssen)   bejaht  das  R  ei  ch  s  versieh  er  uugsai"*»^ 
in    Amtl.  Xachr.   III,    1893,  Xr.  276  8.  128,   wogegen  es  ebenda  sowi.- v.i 
Xr.  277  und  278  die  Versicherungspflicht  der  württembergischen  und  säcliH- 
schen  „Leichenfrauen**    sowie   der  bayerischen  „Seelnonnen'*   leoirn^^ 
weil    es    sich    hier    um    selbständige    Gewerbetreibende    (vgl.    unten    sub    — 
handele,  was  andererseits  in  Xr.  279  S.  131  f.  (im  Gemeindedienste  au<.'e>tiH"^ 
„Leicheubitterin")  nicht  angenommen  werden  konnte. 
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)eiin  abgesehen  von  der  unten  sub  4  zu  erörternden  Möglich- 
:eit,  dass  gut  vorgebildete  Personen  lediglich  zur  Aushilfe  und 
orübergehend  beschäftigt  sind,  ist  es  einerseits  denkbar,  dass 
mch  Organisten,  Chorregenten,  Vorsänger,  Vorbeter  u.  s.  w.  in 
nehr  mechanischer,  manueller,  unkünstlerischer  Weise  thätig  (und 
iaher  versicherungspflichtig)  sind^^^,  weil  sie  keine  ihrer  Vor- 
)fldung  entsprechende  Anstellung  gefunden  haben,  und  andrer- 
leits,  dass  Personen,  denen  keine  bessere  Ausbildung  zu  Theil 
vurde,  Beschäftigungen  ausüben,  welche  im  Allgemeinen  eine 
löhere  Vorbildung  erfordern  ^^^  (und  darum  von  der  Versicherungs- 
jtlicht  entziehen)  oder  dass  die  Beschäftigung  selbst  zwar  keine 
gediegenere  Ausbildung  erheischt,  aber  dennoch  zu  einer  solchen 
sozialen  Stufe,  zu  einer  solchen  gesellschaftlichen  Stellung  führt, 
die  dem  Kreise  der  „Arbeiter'*  (und  darum  der  Versicherungs- 
pflicht) enthebt.  Dies  wird  z.  B.  der  Fall  sein  bei  den  jüdischen 
Vorbetern  und  Vorsängern  ^^^  und  bei  den  sog.  Oberküstem 
(Hauptküstem ,  Ersten  Küstern),  weil  ihre  Thätigkeit^^^  „im 
Wesentlichen  in  der  BetheiUgung  an  der  Leitung  des  Gottes- 
dienstes und  in  einer  gewissen  Aufsichtstellung  ^^^  gegenüber  den 


«1*  Vgl.  die  oben  S.  399  Anm.  199  erwähnte  Entscheidung  des  ßeichs- 
versicherungsamt. 

''*  So  ist  es  sehr  wohl  denkbar,  dass  ein  musikalischer  Autodidakt 
wegen  seines  trefflichen  Orgelspiels  an  einer  grösseren  Kirche  als  Organist 
»njrestellt  wird. 

*'^  Vgl.  wegen  dieser  „Kultusbeamten"  oben  S.  397  f.  Anm.  194. 
''*  Amtl.  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamts  in  Inva- 
Jiditäts-  und  Altersversicherungssachen  I,  1891,  Nr.  3  S.  54  (Bescheid  vom 
-^9.  Dez.  1890,  oben  S.  399  Anm.  199). 

**•  Die  Aufsichtstellung  als  solche  würde  sie,  wenn  es  sich  vorliegend 
•Wö  „Betriebe"  handelte,  zu  „Betriebsbeamten "  im  Sinne  der  Versicherungs- 
gesetze machen  (vgl.  die  „Anleitung"  zum  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
'^ögsgesetz,  oben  S.  392  Anm.  166,  Ziff.  XIV  Abs.  2)  und  daher  bei  einem 
Jahresverdienst  bis  2000  Mark  noch  nicht  von  der  Versicherungspflicht  be- 
freien. —  Vgl.  Krankenversicherungsgesetz  §  2b,  Unfallversiche- 
fungsgesetz  §  1  I,  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz 
§  lZiff.2. 

^chiv  für  öffentliches  Recht.  X.  3.  27 
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andern  niederen  Angestellten  besteht  ^   dagegen  das   persönliche 
Eingreifen  bei  der  eigentlichen  Arbeitsthätigkeit  zurücktritt**'- 

Ueberhaupt  wird  es  ein  weiteres,  mit  dem  vorher  Besproche- 
nen im  Allgemeinen  zusammenfallendes  Merkmal  gegen  die  Zu- 
gehörigkeit   zur  versicherungspflichtigen  Arbeiterschaft   abgeben, 
wenn  die  Beschäftigung  nicht  eine  mehr  manuelle,  materielle  und 
untergeordnete,  sondern  eine  feinere,  geistige,  die  Denkthatigkeit 
stärker  in  Anspruch  nehmende  und  freiere  ist*^®. 

Selbstverständhch  schafft  das  Leben  so  viele  verschiedene 
Erecheinungsformen,  dass  es  unmögUch  ist,  eine  jede  derselben 
mit  den  oben  erwähnten  Massstäben  —  höhere  Ausbildung  und 
feinere,  freiere  Beschäftigung  —  zu  messen,  und  wie  das 
Beispiel  des  Oberküsters  lehrt,  wird  gerade  zwischen  diesen  beiden 
Kennzeichen  oft  eine  Disharmonie  eintreten;  doch  ist  selbst  hier 

^'^  Vgl.    iu  dieser  Hiusicht  auch   folgende  Sätze  in  der  Revisions- 
entscheidung   des    Reichsversicherungsamts  vom  27.  Juni  1892 
(Amtl.  Nachr.  II,  1892,    Nr.  153  S.  84),  durch  welche  der  Hauptküster  w 
der    Kirche    einer   Provinzialhauptstadt    mit    seinem    Rentenansprüche  il>- 
gewiesen  wurde:    „Allerdings  liegt   dem  Kläger   auch  die  Verrichtung  einef 
Theiles   der   zum  Kircheudienst   gehörigen  mechanischen   Arbeiten  ob;  inv 
besondcre  hat  er  sich  au  der  Reinigimg  der  Kirche,  der  Kanzel,  des  Altar? 
und  der  Sakristeien  zu  betheiligen,  den  Altar  zu  bekleiden,  Liedemummeri 
in  die  Wandtafel  zu  stecken,   die  Kirchenbibliothek  sauber  zu  lialten,  auch 
die  Akten  der  Registratur  zu  heften.     Aber  abgesehen  davon,  dass  er  nicb' 
verpflichtet  ist,  diese  Arbeiten  selbst  zu  verrichten,  sondern  sie  durch  dritte 
Personen  ausführen  lassen  darf,  kommt   iu  Betracht,  dass  alle  übrigen  udJ 
insbesondere  gerade  die  gröberen  und  schwereren  Arbeiten  dieser  Art,  wie«U? 
Heizen  der  Oefen,  das  Reinigen  der  Strassen  an  der  Kirche  und  das  Lauten 
der  Ghjcken  von  dem  Kaikanten   besorgt  werden ,   der   seinerseits  der  Auf- 
sicht des  Küsters  untersteht.  Arbeitszeit  und  Arbeitskraft  des  Küsters  wenlen 
also  nur   in  sehr  geringem  Umfang  durch  jene    rein  materiellen  Arbeiten  i^ 
Anspruch  genommen.     Seine  Hauptthätigkeit  besteht  in  der  Assistenz  Wi'i* 
(xottesdienst,  in  der  Annahme  von  Beerdigungen  und  Taufen  und  Eintragui**-^ 
derselben  in  die  Kirchenbücher,   in    dem  Vermiethen  der  Kirchensitze  ud<- 
Einziohung  der  Mieten  für  diese,  endlich  in  derFühnmg  der  Kirchenregistrati  *- 
und  der  Anfertigung  der  Kirchenrechnung". 

^^^  Vgl.    auch   in    dieser  Hinsicht   die   Anleitung   Ziff.  IV  (ZiflF.  X*- 
Abs.  2). 
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!  Entscheidung  leicht,  denn  es  kann  als  Regel  betrachtet  werden, 
3s  bei  solchen  Konflikten  die  Beschäftigung  selbst,  nicht  der 
•ad  der  Ausbildung  entscheidet. 

Das  Gleiche  lässt  sich  behaupten,  wenn  die  Beschäftigung 
iht  mit  demjenigen  Grade  der  gesellschaftUchen  und  allgemeinen 
Idung  in  Einklang  steht,  welchen  das  Einzelindividuum  erreicht 
.t;  selbst  der  voraüglich  Gebildete  ist  versicherungspflichtig, 
bald  er  eine  Thätigkeit  ausübt  ^^•,  die  nicht  über  den  Arbeiter- 
and und  die  verwandten  Stufen  ^^®  hinaushebt  ^^^ 

Denn  der  Grad  individueller,  nicht  fachmässiger  Bil- 
ang ist  für  die  Frage  nach  der  Versicherungspflicht  ebenso 
leichgültig ^^^  wie  das  Geschlecht  (die  Altersstufe^^*),  die  Hand- 
ingsfähigkeit,  die  Staatsangehörigkeit  und  sonstige  individuelle 
hialitäten*^*.  Er  ist  ebenso  unerhebhch,  wie  das  Motiv  der 
Lrbeitsthätigkeit^^^  und  wie   der   gerade  im   Earchendienste 


***  Es  sei  denn,  dass  es  sich  nach  dem  unter  sub  4  Gesagten  um  eine 

vorübergehende  oder  Nebenbeschäftigung  handelt. 

**>  Vgl.  oben  sub.  S.  393  ff. 

^^  So  wird  doch  Niemand  daran  zweifeln,  dass  Paul  Göhre,  der  Ver- 
isser  der  bekannten  Broschüre  „Drei  Monate  Fabrikarbeiter  und  Hand- 
rerksbursche"  (Leipzig  1891),  während  seiner  Beschäftigung  in  einer 
laschinenfabrik  der  Versicherungspflicht  unterlag. 

'*^  Insofern  richtig  der  schon  wegen  der  Prüfungen  oben  S.  395  Anm.  180 
rwähnte  Preussische  Ministerialerlass  vom  22.  Okt.  1891. 

"*  lieber  diesen  Punkt  vgl.  jedoch  die  einschränkende  Bemerkung  oben 
392  Anm.  168. 

"*  Vgl.  dazu  mein  Lehrbuch  §  24,  S.  107  (§  72  S.  348  Anm.  1  a.  E., 
120  S.  623,  §  165  S.  865  sub  12a).  Dagegen  vgl.  über  eine  Anzahl  anderer 
i  Reichsversicherungsrecht  begegnender  Punkte,  in  denen  die  rechtlichen 
lalitäten  der  physischen  Personen  von  Bedeutung  sind,  mein  Lehrbuch 
170  C.  I  S.  935  ff. 

***  Irrig  meint  das  Reichsversicherungsamt  unter  dem  4.  April 
«1,  Amtl.  Nachr.  I  Nr.  39  S.  153  (Arbeiterversorgung  VIII,  1891, 
205f.  Nr.  3,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  I,  1890/91, 
r.  39  S.  150,  Unger  S.  18 f.,  45  f.),  Ordensschwestern  als  Krankenpflege- 
nnen  seien  schon  deshalb  nicht  versicherungspflichtig,  weil  ihre  Thätigkeit 
er  uneigennützigen  Ausübung  christlicher  Nächstenliebe  gewidmet   sei  und 

27* 
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begegnende  Umstand,  dass  der  Anstellung  eine  Eidesleistung"* 
vorangegangen  ist**^.     Auch   die   ebenfsdls   beim  E[irchendienste 
und  nur  bei  ihm  interessirenden  Weihegrade  sind  kein  selbst- 
ständiges Argument  gegen  die  Versicherungspflicht**®;  denn  dass 
die  Weihen  eine  höhere  soziale  Stellung  verleihen,  lässt  sich  nur 
betreffs  der  ordines***  majores  (als  Priester,  Diakon**®  und  Sub- 
diakon*^^)  behaupten,    nicht   bezüglich  der  ordines   minores  (als 
ostiarius,    lector,    exorcista   und    acoluthus);    die   Inhaber  der 
ordines  majores  sind  aber,   wie  wir  sahen***,   bereits  kraft  der 
höheren  Bedeutung  ihres  Amtes  von  der  Versicherungspflicht  frei 
und  die  ordines  minoris  haben  schon  darum  an  praktischer  Be 


daher  (nicht  nur  der  Gesichtspunkt  des  Erwerbes  überhaupt  in  den  Hinter- 
grund trete;  vgl.  darüber  unten  sub  3,  sondern  auch)  die  Volksanschaonng 
den  Diakonissen  wegen  jenes  Charakters  ihres  Wirkens  eine  soziale  Stellong 
zuweise,  welche  die  der  in  §  1  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes bezeichneten  Personen  nicht  unwesentlich  überrage. 

^^  Eine  solche  Eidesleistung  schreiben  z.  B.  die  oben  S.  395  Anm.  löO 
erwähnten  Dienstanweisungen  für  die  Küster  der  Diözesen  Breslio 
und  Münster  in  §§  2  bezw.  3  vor. 

287  Irriger  Weise  wurde  die  Eidesleistung  als  Grund  der  Befreion*:  von 
der  Versicherungspflicht  betrachtet  seitens  der  Küster  von  St.  Ursula  in  Köln 
(vgl.  Arbeiterversorgung  VIII,  1891,  S.  412)  und  wie  es  scheintauch 
seitens  des  bischöflich  ermländischenGeneralvikariates  zu  Frauen- 
berg  in  der  Verordnung  vom  31.  Dez.  1890  (ebenda  S.  411  a.  E.). 

228  Irrig  daher  die  oben  S.  397  Anm.  191  erwähnten  ministeriellem 
Aeusserungenvomö.  März  1891,  wonach  die  prinzipielle  Versicherun^s- 
l)flicht  in  Fortfall  komme  „hinsichtlich  solcher  Personen  .  .  .,  welche  •  •  • 
durch  den  Empfang  der  Weihen  etc.  über  den  Stand  der  Berufsarbeiter  'Jii'l 
der  unteren  Betriebsbeamten  hinausgehoben  .  .  .  sind". 

'-*®  Ueber    die    ordines    vgl.    z.  B.    die  Lehrbücher    des  Kirchcnrechi* 
VON  Richter  (8.  Aufl. ,  herausg.  von  Dove  und  Kahl  ,    Leipzig  1886)  JS  1^ 
S.  341f.,   V.  Schulte   (4.  Aufl.,    Giessen  1886)  J?  25  S.  78,    Zorn  (Stuttgart 
1888)   §  15    II   A  6    S.  228,  Friedberg  (3.  Aufl.,    Leipzig  1889)  §  51   1^ 
S.  123. 

"0  Nach  V.  Schulte  §  126  III  S.  292  unterscheiden  sich  „ihre  Stell"»  ^ 
und  Funktionen  von  denen  dos  Priesters  höchstens  durch  Zuwoisuns:  1>^ 
stimmter  Verrichtungen  und  durch  verschiedene  Rangverhältnisse". 

*•*'  Oben  S.  396. 
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iitung^**  verloren  ^^^,  weil  sie  im  Wesentlichen  nur  noch  Durch- 
ngs-  und  Vorbereitungsstufen  zu  den  höheren  Weihegraden 
den  ^^^ 

2.  „Selbständige  Gewerbetreibende".  Die  Versiche- 
ngspflicht  bezieht  sich  (soweit  nicht  die  Gesetze  positive,  für 
isere  Untersuchung  gleichgültige  Ausnahmen  aufstellen*^*)  auch 
cht  auf  selbständige  Gewerbetreibende  d.  h.^*^  auf  Personen, 
eiche  zu  keinem  bestimmten  Arbeitgeber  in  einem  persönlichen 
•ienst-  und  Abhängigkeitsverhältniss  stehen^*'  und  welche  daher 


232  Während  der  Unterschied  zwischen  Priesterweihe  einerseits  und  den 
adem  6  ordines  noch  in  vielen  Punkten  erheblich  ist  (Spendung  des  Mess- 
pfers,  Verwaltung  der  Sakramente;  vgl.  Zorn  a.  a.  0.  S.  229  sub  f),  sind 
ie  einzigen  praktischen  Unterschiede  zwischen  den  ordines  majores  und 
liüores,  dass  jene  zum  Cölibat  und  Brevierbeten  verpflichten  (Zorn  a.  a.  0. 
1  n  1  und  3  S.  239f.,  Richter  a.  a.  0.  S.  342). 

-*^  Dass  ihnen  kaum  mehr  praktische  Bedeutung  zugemessen  werden 
ann,  ergiebt  sich  auch,  wenn  die  Dienstordnung  für  die  Küster 
er  Diözese  Breslau  (oben  S.  395  Anm.  180)  zwar  mit  der  Bemerkung  be- 
innt,  dem  Küster  lägen  grösstentheils  die  Verpflichtungen  ob,  welche  die 
teviten  des  alten,  die  Ostiarier  und  Akoluthen  des  neuen  Testaments  wahr- 
nehmen hatten,  wenn  sie  aber  keineswegs  sagt,  die  Küster  seien  identisch 
lit  diesen  Ostiariem  und  Akoluthen,  sie  hätten  diesen  ordo.  Bezeichnend 
t  es  auch,  dass  Richter  §  160  S.  634  sub  11  und  v.  Schulte  §  127  S.  295 
Jim.  13,  §  222  S.  517  in  ihrer  Ansicht  darüber  auseinandergehen,  ob  Küster, 
Tutoren  und  Organisten  zum  clerus  minor  gehören  oder  nicht;  Richter 
leint,  sie  gehören  bisweilen,  v.  Schulte,  sie  gehören  nie  dahin. 

-^*  V.  Schulte  §  25  S.  78,  Zorn  §  15  A  f.  S.  229,  Friedberg  §  51  III 
.123. 

2M  Vgl.  über  diese  Ausnahmen,  aus  welchen  sich  erst  das  von  den  Ge- 
tzen  nicht  expressis  verbis  betonte  Prinzip  ergiebt,  Krankenversiche- 
angsgesetz  §  2  I  Ziflf.  4  und  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
angsgesetz  §  21  Ziff.  2  (relative  Versicherungspflicht  der  „Hausgewerbe- 
•eibenden«  sowie  mein  Lehrbuch  §  23  11  A  1  S.  102 f.  (§  72  11  i  b 
.  348),  §  120  I  B  2  S.  624,  n  A  8  S.  625  und  die  Anleitung  zum  In- 
aliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  Ziff.  VII. 

-•*  Vgl.  BossE-v.  WoEDTKE ,  Rcichsgcsetz  betr.  die  Invaliditäts-  und 
hersversicherung,  Nachtrag  (Leipzig  1891)  S.  4  sub  b  und  auch  RosiN  §  25 
.  152  f. 

-"  Ein    solches   Abhängigkeitsverhältniss,    das   sie   zu   versicherungs- 
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aus  der  Klasse  der  „Arbeiter^  im  sozialpolitischen  Sinne  henun- 
und  in  die  Klasse  der  „Unternehmer^  übertreten.  Auch  dieser 
Grundsatz  ist  wegen  des  „Earchenpersonals"  im  weitesten  Sinne  von 
Bedeutung;  denn  es  folgt  aus  ihm,  dass  z.  B.  die  Todtengräber^'*, 
die  Grabpfleger*^*,  die  Kirchhofsgärtner  und  die  Leichen- 
frauen ^^^  2*^  sowie  die  jüdischen  Kultusbeamten  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Schächter**^  und  die  Ordensmitglieder,  welche  sich 
als  Krankeopfleger***  gegen  Entgelt  in  den  Wohnungen  der 


Pflichtigen  Arbeitern  machen  würde,  läge  vor,  wenn  die  unten  erwähnten 
Personen  dasjenige,  was  ihnen  vom  Publikum  bezahlt  wird,  der  Kirchen- 
gemeinde bezw.  dem  Ordenshause  abfuhren  müssen. 

238  Ygi^  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamts  vom 
10.  Okt.  1892  (Amtl.  Nachr.  III  Nr.  280  S.  132)  sowie  Arbeiter- 
versorgung X,  1893,  S.  696  Briefk.  Nr.  4.  —  Dagegen  über  Todtengiiber 
als  „Betriebsbeamte"  Unger  S.  48  sub  c. 

*'®  Eine  Grabpflegerin  betrachtet  das  Reichsversicherungsamt 
in  der  Entscheidung  vom  27.  Okt.  1891  (Amtl.  Nachr.  11,  Nr.  88 
S.  2;  vgl.  Arbeiterversorgung  IX,  1892,  S.  87  sub  4)  nach  Massgabe  der 
konkreten  Sachlage  als  selbständige  Gewerbetreibende.  Vgl.  auch  Arbeiter- 
versorgung IX,  1892,  S.  352  Brietk.  Nr.  10,  2. 

-^^  Auch  hier  hängt  natürlich  Alles  von  der  Gestaltung  des  Einzelfalls 
ab.  So  erachtet  das  Reichsversicherungsamt  in  den  Entscheidungen 
vom  7.  Dez.  1891,  14.  März,  25.  April  und  27.  Juni  1892  und 
29.  April  1893  (Amtl.  Nachr.  IH,  1893,  Nr.  276—279  S.  128 ff.:  vgl 
auch  Zeitschrift  für  Versicherung  der  Arbeiter,  herausg.  von FrcHS- 
LOCHER,  Bd.  VII,  Stuttgart  1894,  S.  2 12  ff.)  die  sächsischen  und  württembergi- 
schen  Leichenfrauen  und  die  bayerischen  Seelnonnen  als  selbständige  (je- 
\verbetreibende ,  dagegen  die  württembergischen  Leichenschauer  und  «be 
westphälisclien  Leichenbitterinnen  als  versicherungspflichtige  Gehüfen  des 
Magistrats. 

^*^  Leichen  trag  er  dagegen  werden  wohl  stets  zu  dem  Untomehiner 
des  Leiclientransportes  (vgl.  oben  S.  387  Anm.  141  a.  E.)  in  einem  derartig*^ 
Abhängigkeitsverhältniss  stehen,  dass  sie  nicht  als  (versicherungsfreie)  sel^ 
ständige  Gew^erbetreibende  erscheinen  können. 

-*-  Ueber  den  jüdischen  Schächter  vgl.  Entsch.  des   Reichsver- 
sicherungsamts vom  23.  Nov.  1891  und  vom  11.  Juli  1894  (Amtl- 
Nachr.  H,    1892,    Nr.  105    S.  21f.  und  IV,  1894,  Nr.  382    S.  154)    80^« 
Unger  S.  48  sub  III. 

2*8  Vgl.  über  Krankenpflegerinnen   als  selbständige   Gewerbetreibeo*^*^ 
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?atienteD  beschäftigen  lassen^**,  in  den  weitaus  meisten  Fällen 
md  selbst  dann  von  der  Versicherungspflicht  befreit  sind,  wenn 
m  Uebrigen  die  objektiven  und  die  subjektiven  Voraussetzungen 
gegeben  wären*". 

3.  Der  Erwerb  und  seine  Höhe.  Ob  und  wieviel  kirch- 
liche Personen  durch  ihre  Thätigkeit  verdienen,  ist  für  die  Ver- 
sicherungspflicht**®  nach  den  verschiedensten  Sichtungen  hin 
bedeutsam. 

Zunächst  im  ganzen  Reichsversicherungsrecht  deshalb,  wie 
Überall  da,  wo  es  sich  um  „Betriebsbeamte" ^^^  handelt  —  was 
ja  allerdings   nach   dem   oben   sub  A  Bemerkten   bezüglich   des 


die  in  der  Arbeiterversorgung  IX,  1892,  S.  299  Nr.  1  wiedergegeben 
Entscheidung  des  Rcichsversicherungsamts  vom  25.  April  1892. 
Andererseits  über  einen  Fall,  in  welchem  der  Grossherz.  BadischeVer- 
Wiltungsgerichtshof  eine  private  Krankenpflegerin  als  Dienstbotin  und 
<Uher  als  krankenversicherungspflichtig  betrachtet  (Entsch.  vom  21.  Sept.  1893) 
Zeitschrift  für  Versicherung  der  Arbeiter  VII,  1894,  S.  328f. 

*"  Dann  sind  sie  rechtlich  nicht  anders  aufzufassen,  als  z.  B.  Hebe- 
immen und  Wartefrauen.  Vgl.  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
I,  1890/91,  S.  49  Sp.  1  sub  U  sowie  die  Anleitung  Ziff.  VH  a.  E. 

***  In  einer  Revisionsentscheidung  vom  10.  April  1893  (Amtl. 
Nachr.  DI,  1893,  Nr.  252  S.  101)  führt  das  Reichsversicherungsamt 
«u,  dass  die  Aufseherin  eines  der  Synagogengemeinde  gehörigen 
nnd  zugleich  rituellen  Zwecken  dienenden  Frauenbades  in  casu  concreto 
der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  unterliege,  weil  sie  ihre  Funktionen 
VDselbständig  ausübe. 

"•  Auch  sonst  ist  die  Lohnhöhe  im  Reichsversicherungsrecht  von  grosser 
Wichtigkeit,  z.  B.  für  die  Beitragshöhe  und  die  Höhe  der  Unterstützungen. 
Vgl.  mein  Lehrbuch  §  170  0  I  a  S.  933.  Doch  ist  in  dieser  Hinsicht 
kier  nichts  Besonderes  zu  bemerken.  Darüber ,  dass  die  Höhe  des  Lohnes 
^  Doppelbeschäftigung  entscheidet,  welches  die  Haupt-  und  welches  die 
^*ebenbe8chäftigung  ist,  vgl.  unten  sub  4. 

**'  „Betriebsbeamte"  sind  diejenigen  Personen,  welche  in  „Betrieben" 

(oben  8.386)    „mit  einer  über  die  Thätigkeit  des  Arbeiters  oder  Gehilfen 

«hinausgehenden ,   leitenden   oder  beaufsichtigenden   Funktion  betraut  sind". 

So  zutreffend   die   Anleitung  (oben  S.  392  Anm.  166)  Ziff.  XIV   Abs.  2. 

Vjrl.  auch  z.  B.  Rosm  §  26  S.  159  f.,   Piloty  §  31  S.  223  ff.,  Menzel  §  14 

'S.  65. 
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„Kirchenpersonals"  nur   selten  der  Fall  sein  wird**'  und  völlig     ; 
mit   Unrecht  z.  B.    betreffs   der   Organisten  und   Küster   ang^    1 
nommen  worden  ist^**  —  die  subjektive  Versicherungspflicht  in 
Fortfall   kommt,   sofern   die  betreffende  Pereon  über  ö'/t  Maik 
pro  Tag  bezw.  über  2000  Mark  pro  Jahr  bezieht  **^ 

Femer  für  die  Kranken-  und  für  die  InvaUditäts-  und  Alters- 
versicherung im  Besondern  deshalb,  weil  hier*^^  nur  diejenigen 
Personen  versicherungspflichtig  sind,  welche  Lohn  oder  Gehalt 
empfangen;  gleichgültig  ist  es  dabei,  woher  Lohn  oder  Gehalt 
geleistet  werden,  ob  seitens  des  eigentlichen  Arbeitgebers  oder 
seitens  dritter  Personen  in  Form  von  Trinkgeldern  und  anderen 
freiwilligen  Gaben,  auf' welche  der  Empfanger  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  rechnen  kann  und  muss^^^.  Auch  diese  That«achen 
sind    wegen    der    subjektiven   Versicherungspflicht    des   Kirchen- 


^*^  Die  Möglichkeit,  einen  Todtengräber  als  Betriebsbeamten  zu  be- 
handeln, fasRt  ÜNGER  S.  48  sub  c  ins  Auge. 

**"  Und  zwar  in  den  oben  S.  397  Anm.  191  und  sonst  mehrfach  erwähnten 
ministeriellen  Aeusserungen  vom  5.  März  1891,  insofern  dort  die 
Versicherungspflicht  mit  einem  Jahreseinkommen  von  2000  ^Ik.  abgegrenzt 
wird.  Dieser  Auffassung,  deren  Irrigkeit  zumeist  übersehen  worden  ist,  obgleich 
man  sich  auf  jeuen  Bescheid  oft  berufen  hat  (vgl.  die  übrigen  Citate  »uf 
S.  397  Anm.  191),  tritt  mit  Recht  der  Vorstand  der  InvaUditäts-  und 
Altersversicherungsanstalt  für  die  Provinz  Schlesien  in  einem 
Bescheide  vom  28.  Okt.  1891  entgegen,  der  zwar  in  dessen  Amtlichen 
Nachrichteu  nicht  abgedruckt  ist,  wohl  aber  im  Archiv  f.  katlu  Kirchen- 
recht Bd.  67  (X.  F.  Bd.  61),  1892,  S.  311  f.  Erwähnung  findet. 

"^^^  Krankenversicherungsgesetz  §  2  b  I,  Unfallversiche- 
rungsgesetz  §  1  I,  Ausdehnungsgesetz  i^  1,  Land-  und  forst- 
wirthschaftliches  Unfall-  und  Krankenversicherungsgesetz  §  1 1' 
Bau-Unfallversicherungsgesetz  §  1  IL  —  Ueber  die  statutarische  Aus- 
dehnung der  Versicherungspflicht,  wie  sie  von  der  Unfall versicherungs- 
berufsgenosscnschaft  auch  bei  einem  Jahreseinkommen  über  2000  Mk.  be- 
schlossen werden  kann,  vgl.  mein  Lehrbuch  §  72  IIa  S.  318. 

-**  Im  Gebiete  der  Unfallversicherung  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Be- 
schäftigung entgeltlich  oder  unentgeltlich  erfolgt.  Vgl.  mein  Lehrbuch 
§  72  1  1  S.  349. 

-^-'  Vgl.  mein  Lehrbuch  §  24  I  3  S.  108  Anm.  2. 
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srsouals  wichtig.  Denn  wennschon  eine  unentgeltUche,  von  der 
ersicherungspflicht  befreiende  Beschäftigung  hier  kaum^^^  be- 
3gQen  wird,  so  ergiebt  sich  aus  Obigem  andererseits,  dass  z.  B. 
düster,  deren  Einkommen  ausschhessUch  oder  hauptsächUch  aus 
eiwilligen  Gaben  der  Gläubigen  besteht^**,  oder  Küster  an 
rossen,  berühmten  Kirchen,  welche  nur  auf  Trinkgelder  seitens 
sr  Besucher  des  Gotteshauses  angewiesen  sind,  sowie  Ordens- 
shwestem***,  welche  als  Kjankenpflegerinnen  nur  von  den  Pa- 
enten  und  deren  Angehörigen  bezahlt  werden 2^®,  aus  diesem 
Tunde  der  Versicherungspflicht  ebensowenig  entzogen  sind,  wie 
;wa  Kellner,  welche  nur  von  den  Trinkgeldern  leben ^*',  oder 
lastellane  an  Museen  und  Ej*ankenpflegerinnen  in  kommunalen, 


**•  Oder  doch  nur  betreffs  der  Ordensmitglieder  (vgl.  unten  sub  4)  resp. 
den  unten  sub  4  angedeuteten  Fällen  einer  freiwilligen  Thätigkeit  der 
unilienmitglieder  des  Geistlichen  als  Organisten  oder  Sänger ;  vgl.  auch  oben 
.  403  Anm.  225. 

*^  Irrig  ist  deshalb  die  Ansicht,  welche  in  dem,  Arbeiterversor- 
ung  VIII,  S.  407f.  abgedruckten  Artikel  der  Volkszeitung  (a.  a.  0. 
ob  I  S.  408)  vertreten  wird  (vgl.  dagegen  richtig  auch  ebenda  S.  410). 
fttchtig  wegen  der  Aufseherin  des  der  Synagogengemeinde  ge- 
korigen Frauenbades,  welche  von  Seiten  der  badenden  Frauen  Bezah- 
lingf  erhält,  das  Reichsversicherungsamt  in  der  oben  S.  407  Anm.  245 
Vviknten  Entscheidung. 

***  Wärterinnen,  Haus-  und  Küchenmädchen  und  andere  Bedienstete 
vier  Krankenanstalt  selbst  müssen  (entgegen  Arbeiterversorgung  IX, 
18Ö2,  S.  153  Briefk.  Nr.  1,  wo  übrigens  von  der  Krankenversicherung  der 
Ib  einem  staatlichen  Hospital  Beschäftigten  die  Rede  ist;  vgl.  auch  oben 
Q^IOO  Anm.  211)  als  versicherungspflichtig  erscheinen. 

**•  Als  Beispiel  hiefür  nennt  das  Reichsversicherungsamt  in  dem 
Bescheide  vom  4.  April  1890  (unten  S.  410  Anm.  259)  den  Fall,  wenn 
^  Ordensschwester  „zu  einer  Privatperson,  insbesondere  einem  grossen 
bdostriellen  oder  landwirthschaftlichen  Unternehmen  in  ein  festes,  gelohntes 
Aibeita-  oder  Dienstverhältniss  tritt,  auf  Grund  dessen  sie  innerhalb  des  ihr 
*^  diesem  Arbeitgeber  zugewiesenen  Wirkungskreises  und  nach  dessen  An- 
^^ong  gegen  ein  über  den  freien  Unterhalt  hinausgehendes  Entgelt  in  einer 
S^B^tissen  Unabhängigkeit  von  ihrem  Mutterhause  bei  der  Krankenpflege 
^tig  ist*. 

»'  Vgl.  mein  Lehrbuch  §  24  S.  108  Anm.  2. 
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staatlichen  oder  privaten  Anstalten.  Sobald  fireilich  die  erwäkiea 
Beziige  vom  Küster  oder  (etwa  in  Konsequenz  des  Yotum  paa* 
pertatis^^^)  von  der  Krankenpflegerin  an  die  Kirche  bezw.  anden 
Orden  abgeführt  werden  müssen,  bleiben  sie  f&r  die  Frage  nad 
der  Versicherungspflicht  dieser  Personen  ausser  Betracht  und  ei 
interessirt  nur  die  direkte  Löhnung  der  Personen  durch  die 
Kirche  bezw.  den  Orden ,  wie  das  in  gleichem  Falle  auch  wegei 
des  Kellners,  des  Museumsdieners  oder  der  Krankenpflegerii 
einer  kommunalen,  staatlichen  oder  privaten  Ejrankenanstalt  ge- 
schehen müsste  und  wie  es  geschehen  müsste,  sofern  die  frei- 
willigen Gaben  der  dritten  Personen  direkt  an  die  Kirche  odff 
an  den  Orden  (etwa  in  eine  Sammelbüchse)  abgeführt  werdoL 
AVenn  trotzdem  die  AuffiEtssung  des  Beichsversichenmgi- 
amts^*^,  Ordensschwestern  als  Krankenpflegerinnen  seien  im 
Gegensatze  zu  gewöhnlichen  Krankenpflegerinnen**^  der  (Inva- 
liditäts-  und  Alters-)  Versicherung  nicht  unterworfen,  im  Allge- 


-*®  Das  Gelübde  persönlicher  Armiith  hindert  den  Erwerb  für  dei 
Orden  keineswegs;  vgl.  Fribdbbro  §  88  S.  212  sab  c,  Zorn  §  20  111^ 
S.  331,  Richter  §  295  S.  1240—41. 

-^^  Bescheid  vom  4.  April  1890  („in  Uebereinstimmung  mit  der 
Auffassung  der  übenviegouden  Mehrzahl  der  Versicherungsanstalten**),  AmtL 
Naclir.  I  Xr.  39  S.  153  (Amil.  Nachr.  der  Versicherungsaustill 
Hannovcrl,  1891,  Nr.  6  S.  85,  Arbeiterversorgung  VIII,  1891,  S.ÄßL 
Nr.  3,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung!,  189091,  Xr.  39 
S.  150,  BossE-v.  WoEDTKE,  Nachtrag,  S.  6,  Unger  S.  18 1,  45  f.).  Vgl.  weh 
Arbeiterversorgung  VIII  1891,  S.  75  Briefk.  Nr.  9. 

-^'*  Die  Versicherungspflicht  gewöhnlicher  Krankenpflegerinnen,  welcbe 
mit  einer  religiösen  Genossenschaft  nicht  im  Zusammenhang  stehen,  wird- 
uutor  der  Voraussetzung,  dass  sie  nicht  als  selbständige  GewerbetreiWnde 
aufzufassen  sind;  vgl.  oben  S.  406  —  bejaht  vom  Reich sversichcraDiTS* 
amt  a.  a.  0.  Al)8.  5,  in  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung I» 
1890/91,  S.  49  Sp.  1  sub  II  und  indem  Bescheide  des  Reichsveriiche- 
rungsamts  vom  25.  April  1892  (Arbeiterversorgung  IX,  lÖÄ 
S.  299  Nr.  1 ,  L'n'oer  S.  45).  Uebrigens  widersprechen  sich  der  Bescbeiil  difi 
Reichsversicherungsamts  vom  4.  Apnl  1890  und  die  Invaliditäts-  und  Alterv 
versiolionmg  a.  a.  O.  woji^on  der  Versicherungsptlicht  der  Schwestern  voto 
lüthoii  Kreuz. 
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einen  gebilligt  werden  muss,  so  hat  dies  seinen  Grund  in  einem 
idern  umstände,  nämlich  darin,  dass  „eine  Beschäftigung,  für 
Jche  als  Entgelt  nur  freier  Unterhalt  gewährt  wird,  nicht 
3  eine  die  Versicherungspflicht  begründende  Beschäftigung 
It"^**,  und  dass  gerade  Ordensschwestern  sehr  oft,  vielleicht 
gar  zumeist  mit  dem  Mutterhause  in  solcher  Beziehung  stehen, 
iss  ihnen  von  diesem  nur  ein  derartiger  freier  Unterhalt  und 
)chstens  daneben,  zu  dessen  Ergänzung  ein  unbedeutendes 
aschengeld***  gewährt  wird*®*. 

4.  „Vorübergehende  Dienstleistungen."  Im  Unfall- 
ersicherungsrecht***  die  subjektive  Versicherungspflicht  garnicht 

*•*  Dies  ist  zwar  ausdrücklich  nur  vom  Invaliditäts-  und  Alters- 
ersicherungsgesetz  (§  311)  hervorgehoben  worden,  wird  aber  in  gleicher 
¥ei8e  auch  für  das  Krankenversicherungsrecht  behauptet  werden  müssen; 
•gl.  auch  Rosin  I  §  30  S.  167  zu  Anm.  26  sowie  v.  Woedtke  ,  Kranken- 
'enicherungsgesetz,  4.  Aufl.,  Berhn  1893,  S.  63  Anm.  13. 

««  Vgl.  „Anleitung"  (oben  S.  392  Anm.  166)  Ziff.  X  Abs.  4  a.  E. 

**'  Das  religiöse,  uneigennützige  Motiv  der  Krankenpflege  durch 
3rdensmitglieder  schliesst  zwar,  wie  bereits  oben  S.  403  bemerkt  wurde,  die 
V^ersicherungspflicht  nicht  aus,  es  sei  denn,  dass  es  zu  völligem  Verzicht 
lof  Lohn  führt  (vgl.  oben  S.  409  zu  Anm.  253),  aber  es  kann  sehr  wohl  für 
Üe  Höhe  des  Entgelts  massgebend  sein ,  mit  dem  sich  der  in  erster  Linie 
(hrch  selbstlose  Beweggründe  Geleitete  begnügt,  und  daher  unter  dem  sub  4 
la  erörternden  Gesichtspunkte  von  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
im  Speziellen  befreien.  Weiter  darf  man  mit  dem  Motive  ebensowenig 
operiren,  und  aus  ihm  auf  höhere  soziale  Stellung  (oben  S.  393  ff.)  zu  schliessen, 
vtre  ebenso  bedenklich,  wie  die  Behauptung,  dass  die  IVIitglieder  solcher 
Orden,  welche  nur  adlige  Damen  aufnehmen,  für  das  Reichsversicherungsrecht 
«'ioe  höhere  soziale  Stellung  einnehmen,  als  die  vielen  Krankenpflegerinnen 
und  Ordensschwestern,  welche  aus  den  einfachen  Volkskreisen  stammen.  — 
BieProfessleistung  giebt  eine  höhere  soziale  Stellung  ebensowenig  wie 
Qich  dem  oben  S.  404  Bemerkten  der  ordo  clericalis  und  die  Eidesleistung 
<icr  Kleriker.  Gleichgültig  für  die  Versicherungspflicht  (und  auch  für  den 
Hentenansprach  selbst;  vgl.  mein  Lehrbuch  §139  S.  705)  ist  es  schliess- 
^,  ob  die  Ordensmitglieder  vom  Orden  selbst  nach  dessen  Satzungen  im 
Alters-  oder  Invaliditätsfalle  eine  Unterstützung  zu  beanspruchen  haben; 
irrig  daher  Invaliditäts-  oder  Altersversicherung  I,  1890/91,  S.  49 
Sp.  1  rab  U. 

**  Vgl.  mein  Lehrbuch  §  72  I  S.  348. 
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und  im  Krankenversicherungsrecht**^  nur  dann  beeinträchtigend,  j 
wenn  das  Engagement  nach  seiner  Natur  oder  nach  dem  Arbeit»* 
vertrage  auf  weniger  als  eine  Woche  berechnet  ist,  Termag  To^ 
übergehende  Beschäftigung  auch  im  Invaliditäts-  und  Alten- 
versicherungsrecht  der  Regel  nach  die  Yersicherungspfli«^ 
ebenso  zu  begründen,  wie  dauernde  Beschäftigung.  Doch  komat 
im  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsrecht  die  Versicherungs- 
pflicht  für  die  Angehörigen  derjenigen  Kategorieen  in  Fortfall,  welche 
durch  einen  in  Gemässheit  des  Gesetzes  *••  selber  ergangenen  Be- 
schluss  des  Bundesraths  vom  27.  November  1890,  22. De- 
zember 1891 2*^  der  Versicherungspflicht  ausdrückUch  enthöbe» 
sind.  Von  den  in  diesem  Bundesrathsbeschlusse  genannten  Ptf- 
sonen  dürften  hier^^^  namentlich  diejenigen  interessiren,  weldie 
eine  versicherungspflichtige  Lohnarbeit  berufsmässig  überhaupt 
nicht  verrichten,  sondern  diese  Arbeit  nur  entweder  gelegentlich, 
insbesondere  zur  Aushülfe  vornehmen  oder  zwar  regelmässig 
aber  nur  nebenher  und  gegen  ein  geringes,  zum  Lebens- 
unterhalt nicht  ausreichendes  Entgelt. 


265  y^i  Krankenversicherungsgesetz  §  1  I  a.  E.  und  mein  Lehr- 
buch §  24  I  4  S.  108/109. 

-®*  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §  3  UI. 

2«'  Amtl.  Nachr.  I,  1891,  S.  19  und  11,  1892,  S.  9,  CentralblatJ 
für  das  Deutsche  Reich  1890  S.  369,  1892  S.  1,  Reichsanzeiger  18>' 
Nr.  288,  1891  Nr.  306;  vgl.  auch  mein  Lehrbuch  §  119  III  2a  S.  ölT-^lf. 
§  120  II  B  2,  S.  625  f. 

-"  Die  Anwendbarkeit  dieses  Beschlusses   auf  die  Versicherungspdickt 
des  Kirchenpersonals  ist  z.  B.  anerkannt  vom  Reichs  Versicherung  samt 
in    dem  Bescheide  vom  29.  Dez.  1890    (oben  S.  399  Anm.  199)  AI'S.U. 
vom     Grrossherzogl.     Hessischen    Oberkonsistorium    (oben  S.  '^ 
Anm.  201)  und  vom  Vorstande  der  schlcsischen  VersicherungaaD* 
stalt  in  einem  Bescheide  an  einen  Kirchenvorstand  im  Kreise  Ratibor  lAm^'- 
Nachr.  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalt  für  di« 
Provinz  Sachsen   1891  Nr.  8  S.  96).    Vgl.  femer  Arbeiterversorgut..; 
VIII,  1891,    S.  75   Nr.  8,    Invaliditäts-   und    Altersversicherunjr  * 
1890,91,   S.  152    Sp.  1,  Xr.  1    II,  1891/92,  S.  203   Sp.  2  und  III,  18921*-^ 
8.  77  8p.  2. 
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Damach  wäre  die  Versicherungspflicht  zu  läugnen  z.  B.  hin- 
lichtlich  des  Dorfschullehrers,  Dorfschuldieners,  Dorfhandwerkers, 
Ackerbauern  oder  Ausgedingers,  der  gelegentUch  oder  gegen  eine 
•dir  geringe  Vergütung  zugleich  in  der  Dorfkirche  das  Amt  eines 
Organisten  oder  Glöckners  oder  Küsters  oder  Balgen- 
treters  versieht***,  und  ebenso  hinsichthch  der  Kinder  des  Dorf- 
idmllehrers  (Dorfechuldieners  u.  s.  w.)  oder  vielleicht  des  Pfarrers 
idber,  welche  derartige  Punktionen  in  der  angegebenen  Weise 
ferrichten.  Dagegen  wäre  umgekehrt  —  vorbehaltlich  der  sub  1 
fegebenen  Bemerkungen  über  die  höhere  soziale  Stellung  des 
Berufs  als  Organist  *'°  oder  Hauptküster  —  die  Versicherungs- 
pJicht  zu  bejahen,  sobald  diese  Personen  (wie  das  namentlich 
lö  grösseren  Kirchen  der  Fall  sein  wird)  in  erster  Linie  das 
Amt  eines  Küsters,  Glöckners  u.  s.  w.  versehen  und  nur  neben- 
ker  sich  noch  auf  andere  Weise  (als  Handwerker  u.  s.  w.)  einen 
Meinen  Verdienst  erwerben ^^*.  Dabei  wird  alsdann^^^  zur  rich- 
tigen Entscheidung  der  Frage,  was  als  Hauptbeschäftigung  und 
Tas  als    Nebenbeschäftigung    aufzufassen   sei,   unter   Umständen 


***  Beispiele  aus  der  Praxis  bieten  die  Arbeiterversorgung  VIII, 
1891 ,  S.  92  Briefk.  Nr.  6  (Glöckner ,  Uhrenwärter  und  Fabrikarbeiter) ,  IX, 
3892,  S.  127—128  (Kirchen-  und  Schuldiener),  X,  1893,  S.  572  Briefk.  Xr.  6 
{^iockner,  Balgentreter  und  Schuldiener),  Invaliditäts-  und  Alters- 
▼eriicherung  I,  1890/91,  S.  84  Sp.  2  (Organist  und  Lehrer),  III,  1892/93, 
1.77  Sp.  2  (Glöckner,  Uhrenwärter  und  Schuhmacher),  IV,  1893/94,  S.  168 
Briefk.  Nr.  2  (Leichenträger  und  Handwerker),  Amtl.  Nachr.  der  Ver- 
tiehernngsanstalt  Schlesien  a.  a.  0.  (Kirchendiener  und  Schneider 
l*«r.  Ausgedinger). 

"•  Darum  wird  man  z.  B.  den  künstlerisch  gebildeten  Musiklehrer, 
Welcher  in  einer  grösseren  Stadt  neben  seinen  Musikstunden  zugleich  die 
I^tuDg  eines  Kirchenchors  übernommen  hat,  nicht  als  versicherungspflich- 
%eQ  Chorregenten  betrachten,  selbst  wenn  seine  Einnahme  für  diese  Thätig- 
tet  sehr  erheblich  sind. 

»'»  Vgl.  Arbeiterversorgung  IX,  1892,  S.  127—128  (Bescheid  des 
^^emngspräsidenten  zu  Oppeln  vom  26.  Nov.  1891),  betr.  eine  Person,  die 
"briicfa  als  Schaldiener  118  Mk.,  als  Kirchendiener  216  Mk.  (zusammen  an 
'^balt  und  an  Bezügen  bei  Trauungen,  Begräbnissen  u.  s.  w.)  verdient. 
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die  Höhe  des  Entgelts  für  die  eine  oder  die  andere  Thätigk 
verhelfen. 

5.  Mit  Pensionsberechtigung  verknüpfte  Anstellui 
als  Beamter  einer  öffentlich-rechtlichen  Korporatio 
Nicht  nur  die  Reichs-;  Staats-  und  Kommunalbeamten,  welct 
mit  Pensionsberechtigung  angestellt  sind,  gemessen  Befreiung  to 
der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung"*,  sondern  aucl 
die  „Beamten,  welche  von  andern  öffentlichen  Verbänden  uik 
Körperschaften  mit  Pensionsberechtigung  angestellt  sind**'",  so- 
fern der  Bundesrath  auf  Antrag  beschlossen  hat,  auch  auf  sie 
diese  Befreiung  auszudehnen. 

Es  erhebt  sich  hier  zunächst  die  Frage,  ob  unter  solche 
„andern  öffentlichen  Verbände  und  Körperschaften''  gleich  den 
in  den  Gesetzesmaterialien  ^^*  ausdrücklich  genannten  DeichTO"- 
bänden  und  gleich  den  Universitäten  und  gleich  den  KorporationeD 
des  Reichsversicherungsrechts  selber*'*  auch  die  Kirchen  und 
Religionsgemeinschaften  und  Orden  gehören.  Ganz  allgemein 
und  unbedingt  lässt  sich  diese  Frage  allerdings  weder  bejahen 
noch  verneinen-'^;  sie  wird  offenbar  in  die  Einzelfragen  zerfallen: 


-'^  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §  4  I. 

-"  Ebenda  §  7  und  dazu  mein  Lehrbuch  §  120  II  B  3  S.  72»>. 

-'*  Motive  zu  §  5  des  Gesetzesentwurfs  (Drucks,  d.  Reichstag  ItÄÄ öl*. 
Bd.  IV,  Anlagebd.  Xr.  101  S.  69).  —  Der  Kommissionsberichi  (Druck 
Sachen  ebenda,  Bd.  V,  Anlagebd.  II,  Nr.  141  S.  946)  und  das  Plenuir. 
(vgl.  ebenda  Bd.  II,  insbes.  8.  1168,  1183,  1894)  haben  sich  mit  näherer  Er- 
(»rtcruug  dieses  Theils  des  §  7  nicht  abgegeben. 

-"^  Krankenkassen,  Berufsgenossenschaften  und  Versicherungsanstalten; 
vgl.  mein  Lehrbuch  a.  a.  0. 

-"^  Daher  ist  es  nicht  ganz  genau,  wenn  es  in  der  Arbeit  er  vcrsor 
gung  VIII,  1891,  S.  409  sub  A  heisst:  „Das  Gesetz  bestimmt  noch,  das* au 
Beamte,  welche  von  andern  öfl'entlichen  Verbänden  oder  Kori)orationon  (ti'' 
iiuch  von  der  Kirche)  mit  Pensionsberechtigung  angestellt  sind,  diese  Au 
nalinie  von  der  Versicherungsi)flicht  vom  Bundesrath  auf  Antrag  ausgedeh 
werden  kann".  Ungenau  ist  aber  auch  die  vom  Reichsversicheningsamt  € 
lassone  ..Anleitung  in  BetroiY  der  Xachwcisungen  von  Regie -BanarK'iteti 
Aiiitl.    Xacliricht  en    in    Unfallversicherungssacheu   Bd.  IV,  1888.    S. 
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Sind  Kirchen,  Religionsgesellschaften  und  Orden  ^Körperschaften'^ 
\md  zwar  „öffentliche"?  oder  sind  sie  vielleicht  „Verbände"?  und 
war  öflfentliche? 

Sind  Kii'chen,  Religionsgesellschaften  und  Orden  Körper- 
schaften? Identifizirt  man,  was  doch  wohl  nothwendig  sein  wird, 
um  nicht  einen  ganz  blassen,  farblosen  Begriff  vor  sich  zu  haben, 
^Körperschaft"  mit  „Korporation",  so  steht  man  sofort  mitten 
in  einem  wahren  Urwalde  von  Bedenken  und  Zweifeln,  die  auf 
dem  breiten  Untergründe  einer  sehr  verschiedenen  thatsächUchen 
imd  rechtUchen  Ausgestaltung  der  Verhältnisse  in  den  deutschen 
Landestheilen^'^  und  auf  dem  unsicheren  Boden  des  Begriffes 
^Korporation"  selber*'^  in  üppigster  Fülle  emporgeschossen  sind, 
in  so  üppiger  Fülle,  dass  an  dieser  Stelle  der  Versuch  unter- 
bleiben muss,  als  Pfadfinder  aufzutreten  und  einen  zuverlässigen 
Ausweg  aus  diesem  Urwalde  zu  ermitteln.  Es  muss  hier  vielmehr 
die  Feststellung  genügen,  dass  nach  der  am  meisten  verbreiteten 
Ansicht*'*  die  Korporationseigenschaft  der  Kirchen,  ReUgions- 
gesellschaften   und  Orden  ^^®  abhängig  ist  von   zwei  Umständen, 


}fr.  16  8ub  b :  „Komraunalverbände  .  .  .  und  andere  öffentliche  Korporationen 
(lB.  Deich-  und  Meliorations^-erbände ,  Kirchengemeinden  oder  Stif- 
tnngen),  welche  Bauarbeiten  als  Unternehmer  in  eigener  Regie  ausfuhren". 
—  Die  Anleitung  (oben  S.  392  Anm.  116),  welche  übrigens  älter  ist,  als  die 
unten  zu  erwähnenden  beiden  Bundesrathsbeschlüsse,  schweigt  über  die  Inter- 
pretation der  Begriffe  „öffentliche  Verbände  imd  Körperschaften". 

"'  Dies  lehrt  namentlich  die  Darstellung  bei  Frikdberg,  Verfassungsrecht 
§5n8.38ff.  und  IV  S.  43ff. 

"*  Vgl.   hierüber   z.  B.   die   Bemerkung   bei  Friedberg  a.  a.  0.  S.  30 
Anm.  12,  Zorn  §  14  S.  220  Anm.  9. 

"»  Ausser  FRHCDBERe  a.  a.  0.   §  5    S.  34  f!*.,  §  28  IV  S.  289  vgl.    zu 

obiger  Kontroverse  und  über  die  Spezialliteratur  die  Lehrbücher  des  Kirchen- 

rechts  von  Frkdbero  §  29  sub  7  A    S.  85  f.,  §  71  V  S.  162,  §  83  I  S.  187, 

f    §  175  II  S.  469,  Richter  §  98,  insbes.  S.  320   Anm.  5,  §  99   S.  321—322, 

323,  V.  Schulte  §  1  Xn  S.  6,  Zorn  §  14  S.  219  ff. 

"•  Wegen  der  Orden  und  Kongregationen  vgl.  insbes.  Richter 
§293  8.1230—31,  Friedbero,  Kirchenrecht  §  87  II  S.  207,  Zorn  §  20 
S.  327  8ub  4,  V.  Schulte  §  201  S.  448,  §  203  VII  S.  452. 
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entweder  von  dem  geschichtlichen  Entwickelungsprozesse^^SwelcIi 
sie  durchgemacht  haben  (darnach  gelten  die  beiden  „grosse 
Kirchen,  die  evangelische  und  die  kathoUsche,  als  „Korporationei 
oder  von  ausdrücklicher  Verleihung  der  Korporationsrechte  dun 
den  Staat  ^^^  (hier  entscheidet  ledigUch  das  Partikularrecht  ui 
seine  positive  Anwendung  durch  die  zuständige  Behörde*®'). 

Sind  nun  diese  „Korporationen"  zugleich  öffentliche  ode 
nur  private ,  öffentUchrechtUche  oder  privatrechtliche  ?  Aud 
das  ist  kontrovers ^^*,  wird  aber  im  Wesentlichen*'-  wegen  da 
eben  genannten  Gruppen  zu  Gunsten  der  Quahtät  als  öflFeDtüchei 
Korporationen  beantwortet  werden  müssen*'*. 

Lassen  sich  femer  diese  „Korporationen**  und  ausser  ihnen 
alle  andern  Religionsgemeinschaften  und  Orden  als  Verbände 
auffassen?  SicherUch  wird  man  das  bejahen  dürfen,  da  sie  dod) 
durchweg  Personenmehrheiten  darstellen  und  da  diese  Eügenschafl 
genügen  wird,  um  den  Begriff  „Verband"  zu  erfüllen,  der,  wenn 
überhaupt;  so  nur  in  seiner  Zusammensetzung  mit  andern  Be- 
griffen*®^ einen  Anspruch  auf  technische  Bedeutung  erheben  darf---. 


^^^  Hierzu  vgl.  auch  besonders  Richter  §  99  S.  323f. 

^^^  Vgl.  z.  B.  Preuss.  Verfassungsurkunde  vom  31.  Jau.  \>^i 
§  13,  Sachs.  Verfassungsurkunde  vom  4.  Dez.  1831  §§  33,  56  1. 

^^^  So  in  Preussen  die  Juden,  Herrnhuter,  Altlutheraner,  Bap- 
tisten, Menuoniten,  niederländischen  Reformirten.  Vgl.  Friev 
BERG,  Kirchenrecht  S.  86  Anm.  24,  Verfassungsrecht  S.  44  Anm.  21*.  ZoES 
S.  220. 

^^*  Vgl.  im  Allgemeinen  die  oben  S.  415  Anm.  279  ei'wähnte  Litfratnr 

2®*  Nach  Richter  §  58  S.  320  Anm.  5  haben  auch  die  zwar  mit  Kor 
l)()rationsrechten  ausgestatteten,  aber  nicht  ,,privilegirten"  Religionsjremeiu 
Schäften ,  also  z.  B.  in  Preussen  die  oben  Anm.  283  erwähnten  die  K«»r]»'T 
ration8(iualität  nur  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts. 

-^  Gegen  den  Charakter  sämmtlicher  Kirchen,  selbst  der  Landeskirche! 
als  Korporationen  oder  Anstalten  des  öflfentlichen  Rechts  (was  sich  md 
nothweudig  mit  „(iftentlichen  Korj^orationen"  deckt)  treten  insl>esondere  Zoi 
S.  220,  221  und  RosiN,  das  Recht  der  öffentlichen  Genossenschaft  (Fr 
bürg  1886)  S.  35  ft'.  auf. 

-'*'  „Deiohvorband"    (oben   S.  414),    „Armenverband",    ,,Kommunalv' 
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Lassen  sie  sich  aber  zugleich  als  öffentliche  Verbände  auf- 
sen  ?  Das  wird  man  nur  wiederum  innerhalb  derselben  Grenzen 
»eben  können,  in  welchen  die  „Korporationen"  als  „öffentliche" 
scheinen.  Denn  soweit  für  den  Charakter  des  „Oeffentlichen" 
iht  die  angedeutete  geschichtliche  oder  staatliche  Beglaubigung 
rliegt,  darf  höchstens  die  Existenz  einer  Verbands-  oder  Kor- 
»rationsqualität  oder  der  juristischen  Persönlichkeit  im  Sinne 
is  bürgerlichen  Rechts ,  also  insbesondere  im  Sinne  der  Erwerbs- 
higkeit  zugestanden  werden. 

Wir  können  davon  Abstand  nehmen,  genauer  in  die  ünter- 
ichung  dieser  Kontroversen  einzutreten;  denn  die  bisherigen 
Taktischen  Anwendungen,  welche  die  vom  Invaliditäts-  und 
Jtersversicherungsgesetz  ermöglichte  Ausdehnung  der  Versiche- 
mgsfreiheit  auf  Beamte  „öffentlicher  Verbände  und  Körper- 
jhaflen"  gefunden  hat,  gehen,  was  wenigstens  kirchliche  Verbände 
etriflFt^^*,  nicht  über  die  von  der  herrschenden  Lehre  gezogene 
rrenze  der  „öffentlichen  Korporationen"  hinaus.  Immerhin  aber 
it  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  späterer  Erweiterung  der 
Ausnahmefälle  der  Bundesrath  einen  Fehlgriff  macht,  indem  er 
lese  Grenze   überschreitet  und  die  Befreiung  von  der  Versiche- 


and";  uuabgrenzbar  sind  dagegen  Begriffe  wie  ^Unterthanenverband"  und 
Familienverband",  weil  sie  nicht  sowohl  das  bezeichnen,  was  verbunden  ist 
Is  das,  wodurch  eine  Verbindung  hergestellt  wird. 

»8  Auch  Rosm  I  §  26  sub  7  S.  172  hebt  hervor,  dass  von  dem  Be- 
Tiff  der  „andern  öffentlichen  Verbände  oder  Körperschaften**  der  Gesetz- 
^ber  selbst  . .  .  keine  sichere  und  zweifelsfreie  Vorstellung  vor  Augen  ge- 
äU  hat". 

^  Neben  den  unten  zu  nennenden  Kirchen  befreite  der  Bundesrath 
ufolge  §  7  des  Gesetzes  von  der  Versicherungspflicht  bisher  noch  die  Be- 
ffiiten  gewisser  Landschaften  und  Kreditinstitute,  Hof-,  Dominial-,  Kameral- 
und  Forstverwaltungen,  Fidcikommissverwaltungen ,  Eisenbahnverwaltungen, 
Benifsgenossenschaftenund  Versicherungsanstalten  (vgl.  oben  S.  414  Anm.  275), 
Deichverbände  (oben  S.  416  Anm.  287)  u.  s.  w.  Vgl.  die  Angaben  in 
memem  Lehrbuch  S.  627  Anm.  2  und  bei  BossE-v.  Woedtke,  Nachtrags.  25 f. 
sub  2. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  X.  3.  28 
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rungspflicht  auch  hinsichtlich  solcher  „Verbände"  ausspricht;  d 
nicht  zu  den  „öfFentUchen"  gehören**®. 

Ergänzend  ist  noch  zu  bemerken,  dasS;  soweit  nach  der  g« 
schichtlichen  Entwickelung  und  der  positiven  Staatsgesetzgeboi 
die  Kirchen  u.  s.  w.  als  öfifentliche  Verbände  oder  Körperschaft 
betrachtet  werden  können,  dieser  Bechtscharakter  (vorbehalth( 
positiver  Einschränkungen  durch  die  Gesetzgebung***)  in  gleich 
Weise  für  die  Kirche  als  solche,  als  Gesammtheit  in  Ansprui 
genommen  werden  muss,  wie  für  das  einzelne  kirchliche  Institi 
(die  Einzelgemeinde)  als  konkrete  Erscheinung  und  für  alle  d 
zwischen  oder  daneben  bestehenden  kirchUchen  Organismen  m 
Verbandsnatur,  z.  B.  für  die  evangeUsche  Ej-eis-,  Provinzial-  ui 
Gesammtgemeinde ,  für  die  evangelischen  Provinzialkonsistori^ 
und  für  die  katholischen  Diözesen  und  Erzdiözesen. 

Lassen  sich  soweit  die  Kirchen,  Behgionsgemeinschaften  ui 
Orden  in  dem  oben  gekennzeichneten  Masse  unter  die  ,öffeu 
liehen  Verbände  und  Körperschaften'^  subsumiren,  so  bleibt  iiw 
zu  erörtern,  welche  Personen  als  bei  ihnen  „mit  Pensionsberecl 
tigung  angestellte  Beamte"  erscheinen. 

Der  Begriff  „ Kirchenbeamter '^  (Ordensbeamter-**)  lässt  sk 
nicht  absolut  und  sicher  definiren.  Negativ  muss  konstatirt  werde! 
dass  „Kirchenamt"  nicht  verwechselt  werden  darf  mit  „geistliche! 
Amt",  dass  der  Begriff  „Kirchenbeamter"  nicht  oder  hochstei 
ausnahmsweise  ^^^  identisch  ist  mit  dem  bei  anderer  Gelegenheit* 

^^  Darauf  rechtzeitig  auftiierksam  zu  machen,  ist  mciDcs  Erachte: 
ebenso  uothweudig,  wie  auf  die  in  meinem  Lehrbuch  §  168  sub  5  S J* 
Aum.  4  (S  170  A  I  1  S.  928,  §  171  I  1  S.  863)  angedeutete  Gefahr  eia 
Ueberschreitung  der  Uesetzgebungskompetenz  des  Deutschen  Reichs  bei  Erla 
neuer  oder  abändernder  Versicherungsgesetze  hinzuweisen. 

'•^^  So  sind  in  Preussen  die  Baptisten  und  Meunoniteu  nur  als  Ein^' 
gemeinden,  nicht  als  Gesammtheit  mit  Korporationsqualität  ausgeslati' 
Vgl.  Zorn  J^  14,  S.  220. 

^'-  Z.  B.  der -Kayseureudant  eines  Ordens  oder  die  Oberin. 

^•'^  Z.  B.  bei  den  Angestellten  der  Militärkirchen,  Anstaltijkircheu  ^ 
Kousistorion;  v<rl.  oben  S.  388  Anm.  149.  *«*  Obeu  S.  3^ 
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s  Auge  gefassten  Begriffe  „Reichs-,  Staats-  und  Kommunal- 
samter^  und  dass  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz 
Ibst  nebst  seinen  Vorarbeiten  keinen  Anhalt  gewährt,  was  es 
iter  „Beamter"  überhaupt  oder  unter  Beamten  der  „öffentlichen 
erbände  und  Körperschaften"  verstanden  wissen  will^^^.  Da  das 
esetz^^®  vielmehr  neben  „Reichs-  Staats-  und  Kommunalbeam- 
n"2^7  auch  „Betriebsbeamte"  kennt  ^^®,  so  wird  der  Begriff  der 
Beamten"  überhaupt  und  daher  auch  unser  Begriff  der  „Kirchen- 
ad  Ordensbeamten"  nicht  in  streng  juristischem  Sinne  aufgefasst 
erden  können,  sondern  nur  im  Sinne  des  gewöhnlichen  Sprach- 
ebrauchs, der  auch  „Privatbeamte"  ^^^  kennt  und  der  unter  den 
mit  Pensionsberechtigung  angestellten  Beamten"  wohl  solche 
'ersonen  verstehen  dürfte,  welche  „zu  dem  Verbände  derart  in  ein 
istes  persönliches  Dienstverhältniss  getreten  sind,  dass  die  ihnen 
istehende  Pensionsberechtigung  vermöge  des  besonderen,  über 
as  Privatrecht  hinausgehenden  Verhältnisses  des  Verbandes  zum 
taate  rechtlich  oder  doch  thatsächlich  in  besonderem  Masse 
arantirt  erscheint"^®®. 

AVieweit  dies  der  Fall  ist,  lässt  sich  ebensowenig  generell  ent- 
cheiden,  sondern  wird  für  jedes  Einzelindividuum  nach  etwaigen 
'orschriften  des  Partikularrechts,  in  unserm  Fall  also  der  parti- 


**  Vgl.  auch  Rosin  I  §  26  S.  171  ff. 

*•*  Uud  ähnlich  das  Krankenversicherungsgesetz  §  26  I  (§  2a,  §  3), 
»wie  die  Unfallversicherungsgesetze,  z.  B.  ünfallversicherungs- 
esetz  §  1  I  undVm  21,  §4. 

^'  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §  4  (oben 
.  388  Anm.  147).  Die  Interpretation  dieses  Begriffes  durch  die  „Anleitung" 
iiff.  in  Abs.  2  kann,  weil  nicht  vom  Gesetzgeber  selbst  ausgehend,  nicht 
Is  «authentische**  gelten  und  ihre  Verwerthung  zur  Erklärung  des  Begriffes 
Kirchenbeamte"  in  „Arbeiterversorgung**  VIII,  1891,  S.  409,  410  ist 
ollends  unhaltbar. 

»«Ebenda§l  Ziff.  2  (oben  S.  401  Anm.  246  a.  E.). 

^  So  hört  man  z.  B.  die  Angestellten  von  Aktiengesellschaften    oder 
jrössereu  Bankhäusern  als  deren  „Beamte"  bezeichnen. 

'"^  Rosm  a.  a.  0.  S.  173. 

28* 
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kularen  Kirchenrechtsnormen '®^,  untersucht  werden  müssen 
jedenfalls  steht  prinzipiell  nichts  im  Wege^  auch  das  ^nied« 
Kirchenpersonal  wie  Küster  und  Glöckner  unter  diesen  Be 
zu  rechnen  (wie  denn  auch  mehrere  neuere  Kirchengeset2 
derartige  Funktionäre  als  „Kirchenheamte"  bezeichnen***),  obgl 
sehr  oft  gerade  bei  diesen  nur  ein  privatrechtliches  Engagen 
ein  „Vertrag  über  Handlungen"  vorliegen  wird*®*,  dem  sp6 
auch  kein  Pensionsanspruch  innewohnt. 


^^*  Nicht  herangezogen  werden  kann  meines  Erachtens  der  oben  S 
Anm.  148  erwähnte  Art.  6  des  Preussischen  Gesetzes  vom  21.  Mai  1886: 
einmal  spricht  er  von  „Kirchendienern",  einem  unpräzisirbaren  Begriff, 
mit  dem  der  „Kirchenbeamten"  nicht  identisch  ist,  und  zweitens  ri 
sich  die  spezielle  Tendenz  dieses  Gesetzes  auf  Regulirung  der  Vorbil 
und  Anstellung  von  Geistlichen. 

*02  Yg\.  Rheinisch-w^estphälische  revidirte  Kirchenordu 
vom  5.  März  1835  13.  Juni  1853  §  138  (Friedbero,  Die  geltenden 
fassungsgesetze  der  evangelischen  deutschen  Landeskirchen,  Freiburg  ] 
S.  47):  „Zu  den  niederen  Kirchenbeamten  werden  gerechnet:  Küster 
ihre  Gehülfen,  Vorsänger  und  Organisten.  Zu  den  niederen  Kin 
beamten  werden,  wo  es  herkömmlich  ist,  auch  die  Todtengräber 
rechnet".  Vgl.  ferner  zu  §  21  der  Kirchengemeinde-  und  Syiio 
Ordnung  vom  10.  Sept.  1873  Nitze  S.  51  Anm.  40  und  den  Bosch 
des  Evang.  Oberkirchenraths  vom  6.  Mai  1876  (Kirchliches  ^ 
ordnuugsblatt  I  S.  52),  sowie  die  Kirchengemeinde-  und  Syno 
Ordnung  die  für  evangelisch-lutherische  Kirche  der  Provinz  Schleswig-I 
stein  vom  4.  Nov.  1876  §  46  II  (Friedbero  a.  a.  O.  S.  204):  ^Die  unt 
Kircheubeamten,  Kirchenvögte,  Küster,  Organisten,  Glokenläu 

Balgentreter,  Kirchendiener,  Todtengräber  u.  s.  w "    1 

Trusen  S.  368,    Anm.   15  rechnet   hierher:    Küster,    Organisten,    Kant» 
Glöckner,  Kaikanten  und  Todtengräber. 

*°"  Dagegen  scheint  alles  Kirchcnpersonal,  einschliesslich  des  hühi 
gemeint  zu  sein  indem  preussischen  Gesetz  vom  16  Juli  1886  beti 
Dienstvergehen  des  Kirchenbeamten  und  die  unfreiwillige  Versetzonjr 
selben  in  den  Ruhestand  (Kirchliches  Verordnungsblatt  S.  81.  > 
S.  602 ft*.)  und  nur  das  höhere  in  der  Instruktion  für  die  Gene 
Superintendenten  vom  14.  Mai  1829  (Nitze  S.  295 ff.)  sub  6e. 

^^*  Vgl.  wegen  der  Kalkantcn  das  Erkenntniss  des  kirchlii 
(lerichtshofs  vom  28.  Mai  1881  in  der  deutschen  Zeitschrift  für  Kin; 
recht  II  (1892)  S.  145,  Nitze  S.  51  Nr.  40. 
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Schliesslich  ist  festzustellen,  inwieweit  der  Bundesrath  bisher 
n  der  ihm  durch  §  7  des  InvaUditäts-  und  Altersversicherungs- 
setzes  eingeräumten  Befugniss  einen  uns  hier  interessirenden^®* 
Bbrauch  gemacht  hat,  inwieweit  er  also  das  Privileg  der  Frei- 
it  von  der  Versicherungspflicht  auf  „KirchenpersonaP'  erstreckt 
.t.  Das  ist  nun  —  durch  die  Beschlüsse  vom  28.  ApriP®*  und 
'^'  Dezember  ^^®  1892  —  geschehen  betrefifs  der  Beamten  der 
irchengemeinden  und  kirchlichen  Institute  der  evan- 
ilischen  Landeskirche  Preussens  und  betreffend  der  von 
}n  evangelisch  -  lutherischen  Kirchengemeinden  des 
önigreichs  Sachsen  angestellten  Beamten,  beide  Male 
weit  der  Pensionsanspruch  den  Mindestbetrag  der  In- 
ilidenrente  erreicht  ^^^ 


305  "Wegen  der  übrigen  Punkte  dieser  Beschlüsse  vom  28.  April  und 
Dez.  1892  und  wegen  anderer  Bundesrathsbcschlüsse  vgl.  oben  S.  417 
im.  289. 

^'^  Amtl.  Nachr.  II,  1892,  S.  105,  Amtl.  Nachr.  der  Versiche- 
Dgsaustalt  für  die  Provinz  Schlesien  II,  1892,  Nr.  13  S.  16  und 
ntl.  Nachr.  der  Versicherungsanstalt  Hannover  II,  1892,  Nr.  7 
44  sowie  Cirkular  des  Preuss.  Evang.  Oberkirchenraths  vom 
Juli  1892  (Kirchl.  Gesetz-  und  Verordnungsbl.  XVI,  1892,  S.  142, 
OTEFEKD,  Gesetze  und  Verordnungen,  Jahrg.  1892  S.  446,  Nitze  S.  53,  54, 
üSEX  S.  368  Anm.  215)  und  Cirkularverfügung  des  Preuss.  Minist, 
r  Handel  und  Gewerbe  vom  8.  Juni  1892  (Ministerialbl.  f.  d.  ge- 
mmte  innere  Verwaltung  53,  1892,  S.  226  Nr.  89),  Arbeiterver- 
rgung  IX,  1892,  S.  323  sub  Gl  571,  Invalidität«-  und  Alters- 
rsicherung  11,  1891/92,  S.  138  a.  E.,  TInger  S.  12  sub  11,  Bosse- 
WoEDTKE,  Nachtrag  S.  26  sub  c. 

**"  Nicht  10.  Dez.,  wie  die  Amtl.  Nachr.  der  Invaliditäts-  und 
tersversicherungsanstalt  im  Königreich  Sachsen  I,  1893,  Nr.  7. 
66  sagen. 

«*»  Amtl.  Nachr.  III,  1893,  S.  1,  Amtl.  Nachr.  der  Versiche- 
Dgsanstalt  Sachsen  a.  a.  0.,  Arbeiterversorgung  X,  1893,  S.  64, 
,  Ungeb  a.  a.  0.,  Bosss-v.  Woedtke  a.  a.  0.  sub  f. 

'^  Diese  Eüausel  lehnt  sich  an  §  4  III  des  Invaliditäts-  und  Alters- 
rsichernngsgesetzes  an,  wäre  aber  vom  Standpunkte  des  §  7  selber 
tbebrlich  gewesen. 
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Der  Mindestbetrag  der  Invalidenrente  belauft  sich  ^^ 
114,70  Mark^^®.  Welche  preussischen  und  sächsischen  Kiicien- 
beamten  weniger  als  diesen  Mindestbetrag  an  Pension  zu  bean- 
spruchen haben,  kann  hier  nicht  im  Einzelnen  festgestellt  werden 
und  ergiebt  sich  aus  dem  preussischen  und  sächsischen  Parti- 
kularkirchenrecht'^^  resp.,  wo  dieses  die  Pensionsansprücbe  der 
Kirchenbeamten  ungeregelt  gelassen  hat,  aus  den  konkreten  Ab- 
machungen des  Beamten  mit  der  Kirche  selber.  Da  dieser  Betrag 
von  GeistKchen  stets,  von  Organisten,  Küstern,  Vorbetem,  Vor- 
sängern ,  Kirchenkassenrendanten ,  Konsistorial-  und  Synodal- 
Bureaubeamten  in  der  Regel,  dagegen  von  Glöcknern,  Kjrchen- 
schweizern,  Balgentretem  nur  selten  erreicht  werden  wird,  so 
werden  umgekehrt,  soweit  sie  in  Preussen  und  Sachsen  überhaupt 
als  Kirchenbeamte  aufzufassen  sind,  die  Glöckner  u.  s.  w.  der 
Regel  nach,  Organisten  u.  s.  w.  nur  ausnahmsweise  und  Geistliche 
nie  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  unterliegen*". 

C.  Gesammtergebniss. 

Fassen  wir  die  durch  die  Einzeluntersuchungen  sub  A  und 
B  (1  bis  5)  gewonnenen  Resultate  zusammen  und  ordnen  wir  sie 
nach  den  drei  grossen  Einzelmaterien  des  Reichsversichenings- 
rechts,  so  ist  Folgendes  zu  bemerken*^*: 

3J0  Vgl.  die  Berechnuug  in  meinem  Lehrbuch  §  133  VI  Ib  S.675; 
irrig  beziffert  Unger  S.  13  (Anm.)  den  Mindestbetrag  auf  111  Mark. 

'"  Ein  Sächsisches  Kirchengesetz  vom  15.  .Juli  1891,  diePeo- 
sionsberechtigung  der  Kantoren  und  Organisten  sowie  von 
Kirchnern  und  anderen  kirchlichen  Unterbeamten  betreffend, 
wird  in  der  Deutschen  Zeitschrift  für  Kirchenrecht,  Bd.  ü,  1892,  S.  325 
Nr.  8  erwähnt.  In  Preussen  ist  eine  gesetzliche  Regelung  der  Pensioc?- 
ansprüche  nur  hinsichtlich  der  Geistlichen  selbst  erfolgt  (Gesetz  vom  26.  Jan- 
1880,  betr.  das  Ruhegehalt  der  emeretirten  Geistlichen,  Kirchliches  Geseti- 
und  Verordnungsblatt  XVI,  1892,  S.  43). 

^*^  Praktische  Entscheidungen,  welche  an   obige  Bundesrathsbeschluss« 
anknüpfen,  habe  ich  nirgends  entdecken  können. 

^'^  Das  gewonnene  Resultat  ist  meines  Erachtens  ein  so  sicheres,  da^s  ♦l^r 
in  der  „  Arbeiterversorgunj?"  VIII,  1891,  S.  412  (zum  Schlüsse  dos  <"»l>€a 
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1.  Die  Kranken-  und  Unfallversicherung  desKirchen- 
ersonals  ist  äusserst  selten  begründet,  nämlich  nur  dann,  wenn 
ne  Betriebsnebenthätigkeit  der  Kirche  bezw.  des  Ordens  vor- 
gt  (oben  sub  A  S.  383  ff.)  und  auch  hier  kann  für  das  Einzel- 
iividuum  die  Versicherungspflicht  ausgeschlossen  sein,  weil  es 
i  Betriebsbeamter  mehr  als  2000  Mark  jährlich  verdient  (oben 
b  B  3  S.  407)  oder  weil  es  selbständiger  Gewerbetreibender 

(oben  sub  B  2  S.  405:  Todtengräber,  Grabpfleger,  Kranken- 
leger)*^^. 

2.  Die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  des 
irchenpersonals  ist  dagegen  sehr  oft  begründet  und  kann, 
3Dn  man  absieht  von  den  Geistlichen  selbst  (ihren  Vertretern 
id  Gehülfen:  oben  sub  BIS.  396)  sowie  von  den  preussi- 
)heu  und  sächsischen  Kirchenbeamten  (oben  sub  B  5  S.  521), 
sdie  RegeP^*  betrachtet  werden.  Keine  Versicherungspflicht 
isteht  freihch  a)  für  Organisten,  Kantoren,  Chorregenten, 
horsänger,  Vorbeter,  Vorsänger  und  Kultusbeamte, 
Is  sie  eine  Stelle  bekleiden,  w^elche  bessere  Vorbildung  erheischt 
)en  sub  BIS.  394  ff.)  oder,  wie  die  der  Oberküster,  eine  höhere 
nale  Stufe  repräsentirt  (ebenda  S.  401);  b)  für  Todtengräber, 
rabpfleger,  Kirchhofsgärtner,  Leichenfrauen,  Schäch- 

J^OAnm.  113  erwähnten  Aufsatzes)  ausgesprochene'Wunscli  nach  authentischer 
setzesinterpretation  über  die  Frage  der  Versicherungspflicht  des  Kirchen- 
•sonals  keineswegs  gerechtfertigt  erscheint;  eine  solche  Gesetzesinterpre- 
ion  wäre  im  Gegentheil  nur  geeignet,  neue  Verwirrungen  hervorzurufen, 
3ald  sie  schematisiren  und  die  Berücksichtigung  von  Komplikationen  des 
Qzelfalls  (vgl.  oben  S.  400  ff.)  unterlassen  wollte. 

•**  Auch  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Zugehörigkeit  zu 
ler  eingeschriebenen  Hilfskasse  von  der  Krankenversicherungspflicht  befreit ; 
1.  mein  Lehrbuch  §  24  m  If.  S.  113. 

^^*  Diese  Regel  (vorbehaltlich  der  Ausnahme  sub  d)  ergiebt  die  Ver- 
^herungspflicht  aller  im  Text  nicht  genannten  Kirchen-  und  Ordensdiener, 
ß.  also  der  Küster  (Sakristane,  Messner,  Kirchner),  Balgentre- 
r(Kalkanten),  Kirchenrechner  (-rendanten),  Kirchenschweizer, 
lÖckner,  Uhrenwärter,  Kirchenwächter,  Putzfrauen,  Per- 
nal  der  bischöflichen  u.  s.  w.  Kanzleien  und  Bauämter. 
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ter  und  Krankenpfleger^  sofern  sie  als  selbständige  Gewerbe- 
treibende erscheinen  (oben  sub  B  2  S.  406)  oder  als  Betriebs- 
beamte mit  mehr  wie  2000  Mark  Jahresarbeitsverdienst  (oben  sab 
B  3  S.  407);  c)  Tür  Krankenpfleger,  deren  Thätigkeit  nur  mit 
freiem  Unterlialt  Seitens  des  Ordenshauses  vergütet  wird  (oben 
sub  B  4  S.  411);  endlich  d)  für  solche  Personen  ganz  aUgemein, 
die  ihre  Thätigkeit  nur  gelegentlich  oder  gegen  ein  geringes, 
zum  Lebensunterhalt  nicht  ausreichendes  Entgelt,  insbesondere 
als  Nebenbeschäftigung  verrichten. 

D.  Weitere  Konsequenzen. 

Soweit  nach  Vorstehendem  das  ;,Kirchenpersonal^  ver- 
sicherungspflichtig ist,  greifen  alsdann  auch  die  weiteren 
Pfichten  Platz,  welche  die  Arbeiterversicherungsgesetze 
den  Versicherten  auferlegend^®,  namenthch  die  Pflicht  zur 
Uebernahme  derjenigen  Elirenämter,  welche  zur  Durchführung  der 
Arbeiterversicherung  geschaff'en  wurden"*^,  und  bei  der  Kranken- 
und  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  im  Besonderen'*'  die 
Pflicht,  den  xA^rbeitgebern  zwei  Drittel  bezw.  die  Hälfte  der  tob 
diesen  gezahlten  Versicherungsbeiträge  zu  erstatten^**.  Hier  ist 
für  das  Kirchenpei'sonal  nichts  Besonderes  zu  bemerken,  es 
kommen  vielmehr  ledigHch  die  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Arbeiterversicherungsrechts  zu  Anwendung.  —  Ebenso  behält  es 
sein  Bewenden  bei  diesen  allgemeinen  Grundsätzen  des  Arbeiter- 
vcrsicherungsreclits,   was   die  Pflichten   der  Arbeitgeber*^^  be- 

^''  lieber  die  Pflichtcu  der  Versicherten  und  der  Arbeitgeber  vgl.  die 
Zusammenstellungen  in  meinem  Lehrbuch  §  41  S.  183 ff.,  §100VnuD(i 
VIII  S.  474  f.,  §  145  S.  738 f.,  §  169  V  4  c  S.  922. 

»'^  Vgl.  mein  Lehrbuch  §  41  n  3  S.  184,  §  100  VII  2a  S. 474, 
§  103  II  3  S.  485,  §  145  a.  E.  S.  739. 

"*  Im  Unfall  versicherungsrecht  sind  die  Arbeiter  nicht  repartitions* 
pflichtig;  vgl.  mein  Lehrbuch  §  88,  S.  419  §  166  I  10  S.  87L 

'^®  Vgl.  Näheres,  insbes.  über  die  rechtliche  Seite  der  Beitragspflicht 
in  meinem  Lehrbuch  §  42  S.  186ff.  und  §  140ff.  S.  708ff. 

■''^^  Vgl.  oben  S.  356. 
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ifft  (Beitragspflicht,  Uebernahme  von  Ehrenämtern,  An-  und 
bmeldepflichten  u.  s.  w.)  und  auch  die  Frage  nach  der  Person 
5r  Arbeitgeber  beantwortet  sich  ledigUch  aus  den  allgemeinen 
nindsätzen  dahin,  dass  Arbeitgeber  derjenige  ist,  in  dessen  Brod 
T  Versicherte  steht,  hier  also  die  betreflfende  Kirche  (Kirchen- 
tmeinde^^^),  die  Rehgionsgesellschaft  oder  der  Orden  und  nur 
einigen  wenigen  Ausnahmefällen,  bei  denen  man  aber  kaum 
m  „Kirchenpersonal '^  reden  kann,  eine  physische  Person,  näm- 
:h  der  Pfarrer  oder  der  Pächter  des  Kirchenlandes  als  „Unter- 
ehmer"  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  ®^^.  —  Schliesshch 
ei  noch  bemerkt,  dass  die  freiwillige  Versicherung,  welche 
onst  neben  der  Versicherungspflicht  eine  gewisse  Rolle  spielt  ^^^, 
»ezüglich  des  Kirchenpersonals  kaum  praktisch  werden  kann, 
la  diejenigen  subjektiven  Voraussetzungen,  an  welche  sie  im 
Bereiche  der  Unfallversicherung  und  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
rereicherung  geknüpft  ist^^*,  garnicht,  und  diejenigen,  an  welche 
iie  im  Bereiche  der  Krankenversicherung^^*  geknüpft  ist,  nur 
»ehr  selten  gegeben  sein  werden  ®^^ 

"^^  Als  Eigenthümerin  des  Kirchenvermögens  (vgl.  oben  S.  388  Anm.  145). 
^QT  ausnahmsweise  ist  die  politische  Gemeinde  Arbeitgeberin,  z.  B.  bezüglich 
^es  Personals  der  ihr  gehörigen  Kirchhöfe  (vgl.  ebenda)  oder  bei  Anstalts- 
irchen  (oben  S.  388  zu  Anm.  148). 

^  Vgl.  oben  S.  384  Anm.  129. 

^^  Vgl.  Krankenversicherungsgesetz  §§  4  II,  19  IH,  63  II,  72  IH, 
nfallversicherungsgesetz  §  2  11  (Ausdehnungsgesetz  §  1), 
au-rnfallversicherungsgesetz  §  2  I,  land-  und  forstwirth- 
haftliches  Unfall-  und  Krankenversicherungsgesetz  §  2  I,  In- 
^liditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  §  8  und  dazu  mein  Lehr- 
tch  §§  26  ff.  S.  116  ff.,  §  74  S.  351  f.,  §§  121  ff.  S.  630  ff. 

''*  Vgl.  mein  Lehrbuch  §  27  I  S.  118 f.,  §  74  I  und  II  S.  352 
1^1)68.  „Betriebsuntemehmer")  und  §  122  I  S.  631  (insbes.  „Kleiumeister"). 

'-*  Von  den  recht  zahlreichen  Rubriken  im  Krankenversicherungsrecht 
^1.  mein  Lehrbuch  §  27  I  1  bis  8  S.  118 f.)  kommen  höchstens  in  Be- 
gebt: unentgeltlich  Beschäftigte  (a.  a.  0.  sub  1);  unständige  Arbeiter  (a.  a.  0. 
t>  3  und  dazu  mein  Lehrbuch  §24  II  A2S.  110);  Familienangehö- 
^  des  Betriebsuntemehmers  (z.  B.  des  Pfarrers  oder  Küsters),  welche  in 
ssen  (z.  B.  landwirthschaftlichen)  Betriebe   gegen  Entgelt,  aber  nicht   auf 
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Grund  eines  Arbeitsvertrages  beschäftigt  sind  (mein  Lehrbuch  §271 
S.  118  und  §  24  A  4  S.  110),  sowie  die  im  Kommnnaldienst  (z.  £.  Wi  eine 
städtischen  oder  provinziellen  Anstaltskirche)  resp.  in  Land-  oder  Forstwirtb 
Schaft  beschäftigten  Personen  mit  einem  Maximaljahresverdienst  von  2000  >J 
(§  24  A  5  S.  110),  beide  Gruppen,  sofern  für  sie  die  statutarische  Vei 
Sicherungspflicht  nicht  eingeführt  worden  ist  (§  24  II  A4  und  5  und  II  ] 
S.  110 f.);  endlich  alle  diejenigen  Personen,  hinsichtlich  deren  das  Statut  de 
Krankenkasse  (oder  der  Gemeinde  bei  der  Gemeindekrankenversicherun?)  vo 
der  generellen  Befugniss  zur  Einführung  der  Yersichernngsberechtigung  G< 
brauch  gemacht  hat,  oder  welche  durch  ihre  Zugehörigkeit  zu  einer  Hülfi 
kasse  von  der  Versicherungspflicht  befreit  sind  (mein  Lehrbuch  §271 
und  8  S.  119). 
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Die  Verfolgung  deutscher  Erbansprttche  in  England. 

Von 

Dr.  C.  H.  P.  Inhülsen,  London. 


Die  Revenue  Act  1884  s.  11  bestimmt  in  ihrem  einleitenden 
Me,  dass  „ungeachtet  gegentheiliger  Bestimmungen  in  Gesetzen 
ikaler  oder  privater  Natur,  zum  Nachweise  des  Rechts  auf  Rück- 
)rderung  oder  Empfangnahme  von  im  Vereinigten  Königreich 
elegenen  Mobiliamachlassstücken  eine  Urkunde  vorzulegen  ist, 
orin  ein  Gericht  des  Vereinigten  Königreichs  den  Naclilass- 
'präsentanten  anerkannt  bezw.  bestellt  hat."  In  ihrer  durch  die 
evenue  Act  1889  s.  19  abgeänderten  Fassung  fahrt  die  citirte 
U  fort:  „Wenn  jedoch  bei  irgend  einer  Versicherungsgesell- 
liaft  eine  LebensversicherungspoKce  Seitens  einer  Person  er- 
rkt  ist,  welche  ausserhalb  des  Vereinigten  Königreichs  domi- 
irt  stirbt,  so  ist  es  zum  Nachweise  des  Rechts  auf  Empfang- 
hme  der  auf  Grund  der  Polize  zu  zahlenden  Gelder  nicht 
'orderUch,  eine  Urkunde  vorzulegen,  worin  ein  Gericht  des 
ireinigten  Königreichs  den  Nachlassrepräsentanten  anerkennt 
zw.  bestellt." 

Es  dürfte  angemessen  sein,  zunächst  die  Ausnahmebestim- 
ang  zu  erledigen.  Diese  Bestimmung,  welche  offenbar  den  eng- 
chea  Versicherungsgesellschaften  das  Konkurriren  mit  aus- 
ndischen  Gesellschaften  erleichtern  soll,  wurde  anfanglich  von 
'B  englischen  Gesellschaften  dahin  aufgefasst,  dass  es  ihrem  Gut- 
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dünken  überlassen  sei,  ob  die  Ausnahmebestimmung  zur  An- 
wendung kommen  solle  oder  nicht.  Neuerdings  hat  man  diese  Auf- 
fassung fallen  gelassen  und  fordert,  wenn  es  sich  um  deutsche 
Erben  handelt,  eine  dem  deutschen  Recht  entsprechende  Legiti- 
mation derselben.  Liegt  der  Thatbestand  einfach,  so  ist  die  Aus- 
nahmebestimmung für  die  deutschen  Erben  entschieden  vortheü- 
haft,  zumal  wenn  es  sich  um  bedeutende  Versicherungssummen 
handelt.  Denn  die  Ausnahmebestimmung  dispensirt  nicht  bloss 
von  dem  Verfahren,  welches  anderenfalls  zwecks  Anerkennung 
bezw.  Bestellung  des  Nachlassrepräsentanten  beim  englischen 
Nachlassgerichte  zu  betreiben  sein  würde,  sondern  befreit  in- 
cidenter  von  der  Zahlung  der  englischen  Nachlasssteuem,  welche 
bei  grösseren  Nachlässen,  falls  der  Tod  nach  dem  1.  August  1894 
eintritt,  recht  beträchtUche  Summen  erreichen  können.  Die 
deutschen  Erben  dürfen  allerdings  nicht  erwarten,  dass  die  Prü- 
fung ihrer  Legitimation  gar  keine  Kosten  verursacht.  Die  eng- 
lische Gesellschaft  hat  ihren  Anwalt  zu  konsultiren  und  letzterer 
wird  sich  von  einem  deutschen  Kollegen  berathen  lassen  müssen. 
Zieht  mau  ferner  in  Erwägung,  dass  der  Thatbestand  nicht  immer 
ein  einfacher  ist,  dass  sämmtliche  Urkunden  in's  Englische  zu 
übersetzen  sind,  und  dass  Uebersetzungen  eine  ergiebige  QueDe 
von  Missverständnissen  bilden,  zu  deren  Aufklärung  die  deutschen 
Erben  sich  in  der  Regel  des  Beistandes  eines  mit  dem  englischen 
und  mit  dem  deutschen  Rechte  vertrauten  Anwaltes  zu  bedienen 
haben,  so  dürfte  klar  werden,  dass  auch  das  gedachte  Ausnalirae- 
verfahren  unter  Umständen  viel  Zeit  und  Geld  kosten  kann. 

Bevor  auf  das  regelmässige  Verfahren  einzugehen  ist,  welche^ 
die  Eingangs  citirte  s.  II  in  ihrem  einleitenden  Theile  vorschreiW 
wird  die  Frage  zu  erörtern  sein,  ob  und  welche  Handlungen  Xac^ 
lassrepräsentanten  vor  ihrer  gerichtlichen  Anerkennung  bezw.  K- 
Stellung  vornehmen  können.  Diese  Frage  wurde  vor  einiger  Ze 
in  einem  Falle  von  Bedeutung,  in  welchem  deutsche  Intestaterbe 
in  eine  drei  Monate  nach  Kündigung  zahlbare  Forderung  gege 
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nglische  Firma  succedirten.  Es  fragte  sich  nämlich,  ob 
ben  vor  der  gerichtlichen  Bestellung  eines  Nachlassreprä- 
ten  eine  gültige  Kündigung  vornehmen  konnten  oder  ob 
B  erst  durch  den  Nachlassrepräsentanten  erfolgen  durfte, 
ie  Beantwortung  dieser  Frage  erfordert  einige  orientirende 
tnerkungen.  Das  englische  Recht  lässt  nicht,  wie  die  auf 
hem  Boden  stehenden  deutschen  Rechte,  eine  Universal- 
sion in  den  Nachlass  eintreten,  sondern  scheidet  prinzipiell 
en  der  Nachfolge  in  den  Immobiliarnachlass  und  z\vischen 
achfolge  in  den  Mobiüamachlass.  Die  Nachfolge  in  den 
riliamachlass  bleibt  hier  ausser  Betracht,  weil  dieselbe  für 
usland  ein  geringes  Interesse  besitzt.  Die  Succession  in 
iobiliamachlass  ist  verschieden,  je  nachdem  letztwillige  Ver- 
;en  vorliegen,  welche  einen  Nachlassrepräsentanten  ernennen, 
derartige  Verfugungen  fehlen.  Der  allgemeine  Ausdruck 
rillige  Verfugimgen"  wird  hier  absichthch  gewählt.  Denn 
fcht,  welches  keine  Universalsuccession  in  einen  Nachlass 
kann  nicht  mit  Testamenten  im  technischen  Sinne  dieses 
s  (letztwillige  Verfügung  mit  Einsetzung  eines  Universal- 
iors)  operiren.  Aus  dem  gleichen  Grunde  ist  der  römisch- 
he  Begriff  „Erbe''  dem  englischen  Recht  unbekannt.  Der 
twilliger  Verfügung  ernannte  Nachlassrepräsentant  führt  in 
id  den  Namen  „Executor",  eine  Bezeichnung ,  welche  in 
^hland  fortgesetzt  zu  Missverständnissen  führt.  Man  nimmt 
h,  mit  den  meisten  Wörterbüchern,  irriger  Weise  an,  dass 
tor  mit  Testamentsvollstrecker  wiederzugeben  sei.  Der  Exe- 
hat  allerdings  Aehnlichkeit  mit  dem  Testamentsvollstrecker 
.  alten,  deutschen  Rechten  vor  der  Reception  des  römischen 
}  (vgl.  v.  Gerber,  System  des  deutschen  Privatrechts,  Jena 
p.  738);  er  hat  aber  nichts  gemein  mit  dem  heutigen, 
hen  Testamentsvollstrecker,  welcher  in  Erben  einsetzenden, 
lligen  Verfugungen  ernannt  wird.  Der  Executor  ist  der 
le    und    materielle    Repräsentant    des    Mobiliamachlasses^ 
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während  der  Testamentsvollstrecker  „neben"  den  Repräsentanten 
(Erben)  eine  kontroverse  Stellung  einnimmt,  und  nach  dem  Code 
civil,  Art.  1026  und  einigen  deutschen  Statutarrechten  seine 
Thätigkeit  sogar  auf  kurze  Zeit  beschränkt  ist.  Der  citiite 
Art.  1026  hat  in  England  zu  der  Entscheidung  in  Sachen 
Laneuville  V.  Anderson  gefuhrt,  in  welchem  Falle  einen 
Testamentsvollstrecker  die  nachlassgerichtliche  Anerkennung  Ter- 
weigert  wurde ,  weil  nach  dem  Code  civil  seine  Amtsdauer  (ein 
Jahr  und  ein  Tag)  abgelaufen  war  und  nur  noch  die  Erben 
befugt  waren ,  sich  in  den  Nachlass  einzumischen.  Wurde  io 
England  der  heutige,  deutsche  Begriff  „Testamentsvollstrecker 
bekannt  sein,  so  würden  deutsche  Testamentsvollstrecker  wohl 
überhaupt  auf  nachlassgerichtliche  Anerkennung  als  „executors" 
in  England  zu  verzichten  haben. 

Fehlt  eine  letztwillige  Ernennung  eines  Executor,  so  tritt 
nach  englischem  Rechte  nicht  etwa,  wie  in  Deutschland  in  Er- 
mangelung einer  Erbeseinsetzung  eine  Succession  zu  Gunsten 
j,  gesetzlicher"  Kepräsentanten  ein,  sondern  der  Nachlass  ist  ohne 
Repräsentanten,  bis  ein  solcher  „gerichtlich"  bestellt  ist.  Diest* 
Eigenthümlichkeit  des  englischen  Rechts  erklärt  sich  historisch. 
Als  man  es  für  nöthig  erachtete ,  den  englischen  Bischöfen  dif 
Intestatmobiliarnachlässe  zu  entziehen,  führte  man  keine  „gesetz- 
liche" Intestatsuccession  ein,  sondern  gab  den  Bischöfen  auf,  aus 
der  Zahl  der  Blutsverwandten  des  Verstorbenen  einen  Repräsen- 
tanten zu  bestellen.  Seitdem  ist  die  Intestatnachfolge  in  den 
Mobiliarnachlass  in  England  eine  gerichtliche.  Die  nächsten 
Verwandten  succediren  nicht  als  solche  kraft  Gesetzes,  sondert 
es  succedirt  nur  der  vom  Nachlassgericht  zum  Repräsentantei 
bestellte  Verwandte  kraft  seiner  gerichtlichen  Bestellung.  Es  u 
jedoch  hinzuzufügen,  dass  dies  sich  nur  auf  die  Repräsentation 
frage  bezieht,  und  dass  die  davon  scharf  zu  trennende  Fral 
nach  der  \\Ttheilung  des  Restnachlasses  auch  in  England  gesel 
lieh  beordnet  ist.     Im  Gegensatz  zum  Repräsentanten  nennt  m- 
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die  bei  der  Vertheüung  zu  berücksichtigenden  Personen  die  bene- 
Gziarisch  Berechtigten,    mag    es  sich  um  Intestat-  oder  Testat- 
Eiachlässe  handeln.     Da  es  in  England  keine  lex  Falcidia  giebt, 
kann    es   vorkommen,    dass    der  Repräsentant  nur  Repräsentant 
und  nicht  benefiziarisch  berechtigt  ist.     Der  gerichtlich  bestellte 
Mobihamachlassrepräsentant  fiihrt  in  England   die  Bezeichnung 
^administrator'',    ein  Ausdruck,    welcher    leicht  zu  irrthümUchen 
Schlüssen   verleitet.     Ebenso  wie  der  Executor  ist  der  Admini- 
strator  formeller   und    materieller  Repräsentant    und  vollberech- 
tigter Successor  in   den  Mobiliarnachlass ;   er  ist  nicht  bloss  ein 
gerichtlich    bestellter   Nachlasscurator.     Zwischen  Executor   und 
Administrator  besteht  indessen  insofern  ein  fundamentaler  Unter- 
schied,   als   ersterer  vom  Verstorbenen  selbst  ernannt,  letzterer 
dagegen   nur  vom  Nachlassgericht   bestellt  ist.     Daher  succedirt 
derAdministrator  erst  mit  seiner  gerichtlichen  Bestellung,  während 
der  Executor  sofort  mit  dem  Tode   des  Testators  in  den  Mobi- 
liarnachlass eintritt.     (WilUams,  Law  of  Executors  and  Admini- 
strators, 1893,  Vol.  I,  p.  242.) 

Der   soeben   gedachte  Unterschied  giebt  die  Lösung  zu  der 
oben  aufgeworfenen  Frage.     Ein  Administrator  kann  in  der  Regel 
vor  seiner  gerichtlichen  Bestellung  nicht  thätig  werden,  und  ins- 
besondere ist  vor  seiner  Bestellung  Niemand  befugt,  eine  Nach- 
lassforderung zu  kündigen.     Ganz  anders  ist  die  rechtliche  Posi- 
tion eines  Executor  vor  seiner  nachlassgerichtlichen  Anerkennung. 
Er  kann  sich  in  den  Besitz  des  Mobiliarnachlasses  setzen,  Nach- 
lassschulden zahlen,  Verzichte  auf  dieselben  acceptiren-,    er  kann 
Nachlassforderungen  erlassen,  Zahlungen  auf  dieselben  in  Empfang 
nehmen,  und  wegen  rückständiger  Pacht  und  Hausmiethe  pfänden. 
Hatte  der  Testator  bei  Vermeidung  einer  Strafe  Zahlung  an  einem 
bestimmten  Termine  versprochen  oder  stipulirt,  so  verfiel  früher 
&  Strafe,  wenn  der  Executor  nicht  rechtzeitig  zahlte  bezw.  nicht 
rechtzeitig  an  denselben  gezahlt  wurde,  mochte  der  Executor  auch 
noch  nicht  nachlassgerichtlich  anerkannt  sein.     Heute  wird  aller- 
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dings  der  Verfall  der  Strafe  dadurch  abgewendet,  dass  Haupt- 
geld nebst  Zinsen  und  Kosten  gerichtlich  deponirt  werden.  Des 
Weiteren  kann  der  Executor  vor  seiner  gerichtlichen  Anerkennung 
Mobiliamachlassstücke  verkaufen  oder  sonst  über  dieselben  Ter- 
fügen;  er  kann  endlich  letztwilügen  Zuwendungen  die  erforder- 
liche Zustimmung  eii;heilen  und  dieselben  auszahlen.  Hat  er  der- 
artige Handlungen  vorgenommen  und  stirbt  vor  Erwirkung  seiner 
nachlassgerichtlichen  Anerkennung,  so  werden  die  gedachten  Hand- 
lungen damit  nicht  ungültig. 

Man  wird  hier  fragen,  wozu  bedarf  denn  eigentUch  derex^ 
cutor   noch  der   nachlassgerichtlichen  Anerkennung,  und  welche 
Handlungen  kann  derselbe   ohne  dieselbe  nicht   vornehmen?  In 
Deutschland  wird  die  Frage  nach  der  Gültigkeit  einer  letztwilligen 
Verfügung  und  damit  die  Frage  nach  der  Befugniss  einer  Person, 
als  letztwillig  ernannter  Repräsentant  aufzutreten,   von  dem  Ge- 
richte entschieden,  vor  welchem  der  angeblich  letztwillig  eniannte 
Repräsentant   prozessirt.     Anders   liegt    die   Sache    in  En^i 
Mit  der  Zuweisung  der  Intestatmobihamachlässe  an  die  Bischöfe 
fiel  die  Frage  nach  der  Gültigkeit  letztwiUiger  Verfügungen  unter 
die  ausschliessliche  Jurisdiktion  der  Bischöfe,  welche  sonach  selbst 
darüber  zu  entscheiden  hatten,  ob  ein  Mobiliamachlass  ihnen  zu- 
fiel   oder    nicht.     Die    Entscheidung    über    die    Gültigkeit  letzt- 
williger Verfügungen  verblieb  den  Bischöfen,  als  ihnen  aufgegeben 
wurde,   einen  Blutsverwandten    des  Verstorbenen  zum  Repräsen- 
tanten   des   Intestatmobiliarnachlasses    zu   bestellen.     1857  gieng 
die    —   jedenfalls   damals  —  ausschUessliche    Befugniss    der  Bi- 
schöfe, letztwillige  Verfügungen  anzuerkennen  oder  zurückzuweisetJ 
auf  den    im    gedachten  Jahre  neu  errichteten  Court  of  Probat 
über,  welcher  am  1.  November  1875  in  dem  Supreme  Court  ^ 
Judicature    in  England    aufgegangen   ist.     Letzteres    besteht  b^ 
kanntlich    aus    einem    Gericht    erster    Instanz  —  High  Court   * 
Justice  —  und  aus  einem  Berufungsgericht  —  Court  of  Apper 
Der  High  Court  of  Justice  zerfillt  endlich  in  drei  Divisions.  \C 
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enen  eine  die  Bezeichnung  „Probate,  Divorce  and  Admiralty 
ttrision"  oder  Abteilung  für  Nachlass-,  Ehescheidungs-  und  See- 
ichen  fuhrt.  Dieser  letzteren  Abtheilung,  welche  in  der  Folge 
iirz  Probate  Division  genannt  werden  soll,  ist  die  Befugniss  zu- 
ewiesen,  letztwiUige  Verfügungen  anzuerkennen.  Sieht  man  von 
er  Streitfrage  ab,  ob  diese  Befugniss  an  sich  bloss  der  Probate 
Svision  zusteht,  und  berücksichtigt  man,  dass  jedenfalls  that- 
khlich  die  gedachte  Befugniss  nur  von  der  Probate  Division 
usgeübt  wird,  so  ergiebt  sich  als  Resultat,  dass  zur  Zeit  in 
Ingland  eine  letztwilKge  Verfügung  nur  bei  der  Probate  Division 
ur  gerichtlichen  Anerkennung  gebracht  werden  kann,  und  zwar 
ntweder  in  der  Hauptregistratur  in  London  oder  in  einer  Be- 
irksregistratur  in  der  Provinz.  Andere  enghsche  Gerichte  geben 
ich  mit  der  Frage  nach  der  Gültigkeit  einer  letztwilligen  Ver- 
ügung  nicht  ab,  sondern  verlangen,  wenn  die  Frage  relevant 
rird,  die  Vorlegung  einer  Urkunde,  worin  die  Probate  Division 
lie  letztwillige  Verfügung  und  den  etwa  darin  ernannten  executor 
inerkennt,  d.  h.  mit  anderen  Worten  die  Vorlegung  des  probate, 
•ezw.  falls  kein  executor  anerkannt  ist,  die  Vorlegung  der  letters 
f  administration.  So  erklärt  sich  der  auf  den  ersten  Blick 
igenthümliche  enghsche  Satz,  dass  wenn  ein  executor  in  England 
lagt  und  seinen  Titel  zu  beweisen  hat,  er  diesen  Beweis  nur 
iUrch  Vorlegung  des  probate  führen  kann,  ein  Satz,  der  auch  für 
lUsländische  letztwillige  Verfügungen  gilt,  mögen  dieselben  auch 
)ereits  vom  ausländischen  Gericht  als  gültig  anerkannt  sein. 

Prozessualisch   gestaltet  sich   die  Sache,   wie  folgt.    Klagt 
ein  executor  als  „solcher"  —   und  er  muss  dies  thun,   wenn  er 
auf  Mobilien  klagt,   welche  ein  Dritter  bei  Lebzeiten  des  Testa- 
tors an  sich  nahm  —  so  muss  der  executor,  falls  sein  Titel  be- 
Uagtischer   Seits    bestritten   wird,   denselben    spätestens    in    der 
mündlichen  Hauptverhandlung  beweisen,  ein  Beweis,  der  nur  durch 
Vorlegung  des  probate  erbracht  werden  kann.    War  der  Beklagte 

stets  bereit,  gegen  Vorlegung  des  probate  dem  klägerischen  An- 
Archiv für  öffentliches  Recht.  X.  3.  29 
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Spruche  nachzukommen,  so  kann  der  Beklagte  das  Verfahren  ab 
chikanös  bezeichnen  und  Einstellung  desselben  bis  zur  Erwirkung 
des  probate  beantragen. 

Hat  der  Beklagte  die  Mobilien  nach  dem  Tode  des  Testa- 
tors an  sich  genommen,  so  kann  der  executor,  ohne  als  soldier 
aufzutreten,  auf  Grund  seines  konstruktiven  Besitzes  klagen. 
Denn  die  mit  dem  Tode  des  Testators  eintretende  Succession 
giebt  dem  executor  gleichzeitig  konstruktiven  Besitz  (im  Gegen- 
satz zum  thatsächlichen  Besitz).  Dem  Beklagten  steht  es  jedoch 
offen,  das  Eigenthum  zu  bestreiten,  in  welchem  Falle  die  Beweis- 
last den  executor  trifft,  so  dass  dieser  auch  in  diesem  Falle  ohne 
Vorlegung  des  probate  nicht  durchdringen  kann. 

Hatte  der  executor,  bevor  der  Dritte  die  NachlassmoMien 
an  sich  nahm,  nicht  bloss  construktiven,  sondern  thatsächlichen 
Besitz  derselben,  so  kann  der  executor,  ohne  als  solcher  an&n- 
treten ,  auf  Grund  des  thatsächlichen  Besitzes  klagen.  Da  nnn 
der  thatsächUche  Besitz  prima  facie-Beweis  des  Eigenthoms  er- 
bringt, hat  der  executor  keinen  weiteren  Beweis  seines  Eigen- 
thums  vorzuführen,  mithin  kein  probate  vorzulegen,  sondern  bleiht 
es  dem  Beklagten  überlassen,  nachzuweisen,  dass  der  Kläger  nicht 
der  executor  ist. 

Der  Satz,  dass  die  Nachlassmobilien  mit  dem  Tode  des 
Testators  auf  den  executor  übergehen,  kann  auch  so  ausgedrückt 
werden,  dass  man  sagt,  das  probate  wirke  bereits  vom  Tode  des 
Testators ,  und  nicht  erst  vom  Tage  der  Ausfertigung.  Es  ge- 
nügt daher,  wenn  der  executor  das  probate  in  demjenigen  Pk»- 
zessstadium  erwirkt  hat,  in  welchem  er  seinen  Titel  beweisen 
muss,  und  kann  derselbe  —  vorbehaltlich  des  beklagtischen  Eechts. 
Einstellung  des  Verfahrens  als  chikanös  zu  beantragen  —  ^^ 
voraufgehenden  Prozesshandlungen  vornehmen,  ohne  probate  er- 
wirkt zu  haben.  Ebenso  kann  der  executor  vor  Erwirkung  i^ 
probate  einen  Konkursantrag  stellen  oder  die  Autiösung  einer 
Gesellschaft  beantiagen.  falls  er  nur  vor  der  Eröffnung  des  Kon- 
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irses  bzw.  vor  der  Verhandlung  über  den  Auflösungsantrag  das 
robate  erwirkt  hat. 

Eine  Folge  des  Gesagten  ist,  dass  auch  der  Rechtsnachfolger 
nes  executor  seinen  Titel  nicht  beweisen  kann,  so  lange  der 
cecutor  kein  probate  besitzt.  Die  von  einem  executor  kaufende 
erson  braucht  daher  den  Kaufpreis  nicht  eher  zu  bezahlen,  bis 
ie  Probate  Division  den  executor  anerkannt  hat,  obwohl,  wie 
äreits  oben  bemerkt,  der  executor  vor  Erwirkung  des  probate 
erkaufen  kann.  Kann  allerdings  der  Rechtsnachfolger  des  executor 
genen,  thatsächlichen  Besitz  nachweisen,  so  braucht  er  prima 
icie  nicht  auf  den  executor  zurückzugehen. 

Das  Resultat  ist,  dass  nicht  bloss  ein  administrator,  sondern 
ach  ein  executor  guten  Grund  hat,  sich  möglichst  bald  der 
robate  Division  gegenüber  zu  legitimiren.  Hinzu  tritt  die  fis- 
dische  Bestimmung,  wonach  eine  Person,  welche  sich  in  den 
esitz  eines  Mobiliarnachlasses  setzt  oder  denselben  regulirt,  ohne 
nnen  sechs  Monaten  nach  dem  Tode  des  Verstorbenen  oder 
anen  zwei  Monaten  nach  Beendigung  eines  über  vier  Monate 
ich  dem  Tode  dauernden  Nachlassstreits  die  gerichtliche  An- 
kennung  bezw.  Bestellung  zum  Nachlassrepräsentanten  zu  er- 
rken,  die  doppelte  Nachlasssteuer  zu  zahlen  hat.  Eine  Hin- 
gerung  der  Erwirkung  des  probate  setzt  femer  den  executor 
jr  Gefahr  aus,  dass  ihn  die  „subsidiär"  auf  Bestellung  zum  Nach- 
ssrepräsentanten  berechtigte  Person  zur  Erklärung  mit  dem 
rentuellen  Antrage  ladet,  sie  selbst  zum  Repräsentanten  zu  be- 
;ellen.  Aus  dem  Wesen  der  letztwiUigen  Verfügung  als  einer 
18  zum  Tode  widerruflichen  Verfügung  folgt,  dass  der  executor 
icht  bei  Lebzeiten  des  Testators  gerichthch  anerkannt  werden 
:ann.  Die  letztwillige  Verfügung  kann  bei  Lebzeiten  des  Testa- 
tors dem  Nachlassgericht  nur  zur  Aufbewahrung  übergeben  wer- 
den, eine  Bestimmung,  von  welcher  übrigens  wenig  Gebrauch 
gemacht  wird.  Soweit  nicht  gerichtsseitig  eine  Ausnahme  für 
angemessen  erachtet  wird,  darf  das  probate  erst  sieben  Tage  nach 
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dem  Tode  des  Testators  gewährt  werden,  und  liegen  zwischen  dem 
Tode  und  dem  ersten  Antrage  auf  probate  mehr  als  drei  Jahre, 
so  ist  dem  Gericht  der  Verzögerungsgrund  nachzuweisen. 

Das  beim  englischen  Nachlassgericht  zwecks  Anerkennimg 
bzw.  Bestellung  eines  Nachlassrepräsentanten  zu  betreibende  Ver- 
fahren, auf  welches  nunmehr  einzugehen  ist,  hat,  wie  die  Praxis 
lehrt,  für  Deutschland  ein  grosses  Interesse;  die  für  die  deutschen 
Kreise  interessanten  Punkte  finden  sich  indessen  in  den  englisdien 
Abhandlungen,  falls  überhaupt  erwähnt,  jedenfalls  so  zerstreut  und 
versteckt,  dass  eine  Darstellung  des  Verfahrens  nach  englischem 
Muster  in  einer  deutschen  Zeitschrift  nicht  am  Platze  sein  dürfte. 
Die  für  den  deutschen  Praktiker  wichtigen  Punkte  zeigen  sich 
wohl  am  deutlichsten  in  der  internationalen  Praxis;  es  werden 
daher  praktische,  internationale  Fälle  zu  untersuchen  sein,  und 
wird  der  Verfasser  bemüht  sein,  möglichst  verschiedene  Fälle  vor- 
zufuhren. 

I.  Vor  mehreren  Jahi'en  verstarb  ein  zuletzt  in  Berlin  domizi- 
lirter  Bentier,  in  dessen  Nachlasse  sich  eine  Bescheinigung  (cer- 
tificate) über  200  Antheile   an  einer  englischen  Gesellschaft  und 
ausserdem  mehrere  Dividendenanweisungen  vorfanden.    Beschöni- 
gung wie  Anweisungen  lauteten  auf  den  Namen  des  Verstorbenen, 
und  wurden  von  Seiten  der  Testamentsvollstrecker  einem  deutschet^ 
Banquier  zur  Umschreibung   bzw.  Einkassirung  behändigt.    V^^ 
englische  Gesellschaft  lehnte   beides   einstweilen  ab  und  fordert-^ 
die  Vorlegung  des  probate  bzw.  der  letters  of  administration,  m  ^ 
anderen  AVorten,  die  englische  Gesellschaft  verlangte  zunächst  d:i 
Anerkennung  bzw.  Bestellung  eines  Nachlassrepräsentanten  SeiterJ 
des   englischen  Nachlassgerichts.     Dieses   Begeluren   war   als  g^ 
rechtfertigt  anzuerkennen,  da  Gesellschaftsantheile,  welche  in  En<s 
land    umgeschrieben    werden    müssen,    als    in  England    belegen 
Mobilien   anzusehen   sind.     Dieser   Satz   scheint   neuerdings   ein 
Reihe  englischer  Gesellschaften  veranlasst  zu  haben,  nach  amerS 
kanischem  Muster  eine  Blancoübertragung  auf  der  Rückseite  d^r 
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certificate  zu  gestatten,  womit  das  certificate  zum  Inhaberpapiere 
umgewandelt  werden  kann,  und  falls  letzteres  geschehen,  kein  Ver- 
iahren  beim  englischen  Nachlassgericht  zu  betreiben  ist.  Im  All- 
gemeinen zieht  man  indessen  auch  heute  noch  in  England  auf  den 
Kamen  lautende  certificates  über  Gesellschaftsantheile  vor.  Die 
erste  Frage  des  mit  der  Betreibung  des  Verfahrens  betrauten 
englischen  Anwalts  ist  die  Frage  nach  dem  Vorliegen  letztwilliger 
Teifiigungen.  Es  wurde  bereits  oben  ausgeführt,  dass  unter 
letztwilligen  Verfügungen  nicht  bloss  eigentliche  Testamente,  son- 
dern ebenfalls  Kodizille  zu  verstehen  sind.  Der  Verfasser  erinnert 
8ich  eines  Falles,  wo  der  deutsche  Mandant,  obwohl  ein  Intestat- 
kodizill  vorlag,  das  Vorliegen  letztwilliger  Verfügungen  verneinte; 
die  Folge  war,  dass  das  ganze  Verfahren  später  wiederholt  werden 
musste,  und  mithin  nicht  unbeträchtliche  Kosten  zwecklos  auf- 
gewendet waren.  Des  Weiteren  sollte  der  deutsche  Mandant 
seinem  englischen  Anwalt  von  vornherein  „sämmtliche"  letztwillige 
Verfügungen  zugänglich  machen,  insbesondere  nicht  bloss  die- 
jenigen, welche  sich  mit  den  englischen  Nachlassmobilien  be- 
lassen. Hat  allerdings  das  ausländische  Gericht  des  letzten 
Domizils  bereits  entschieden,  in  welchen  Urkunden  der  letzte 
PTüIe  enthalten  ist,  so  genügt  die  Einsendung  dieser  Urkunden, 
k  das  englische  Nachlassgericht  insofern  die  Entscheidung  des 
sedachten ,  ausländischen  Gerichts  adoptirt.  Voraussetzung  ist 
labei,  dass  das  betreffende  ausländische  Gericht  auch  nach  eng- 
bcher  Rechtsanschauung  als  das  Gericht  des  letzten  Domizils 
anzusehen  ist,  und  in  dieser  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  die 
englische  Doktrin  vom  Domizil  sich  keineswegs  in  allen  Punkten 
oit  der  deutsch-rechtlichen  Lehre  deckt.  Man  denke  z.  B.  an 
las  englische  domicile  of  origin,  welches  mit  dem  Momente  wieder- 
uflebt,  wo  ein  domicile  of  choice  wieder  aufgegeben  und  kein 
teues  domicile  of  choice  erworben  wird.  Soweit  die  Nachlass- 
teaerpflichtigkeit  zur  Voraussetzung  hat,  dass  der  Verstorbene  zu 
?tzt  in  England  domizilirt  war,  ist  die  englische  Steuerbehörde 
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bemüht;  ein  englisches  Domizil  zu  konstatiren.  Diese  „fiskalische*^ 
Auffassung  vom  Domizil  kann  indessen  der  ;, gerichtlichen*'  Nach- 
prüfung unterworfen  werden,  und  hat  daher  juristisch  wenig  Be- 
deutung.    Sie  ist  nur  die  Auffassung  einer  interessirten  Partei. 

Im  vorliegenden  Falle  hatte  der  Verstorbene  gemeinschaft- 
lich mit  seiner  Ehefrau  ein  Testament  errichtet,  welchem  später 
mehrere  Kodizille  hinzugetreten  waren.  Es  mag  hier  sogleich  be- 
merkt werden,  dass  in  England  selbst  ein  gemeinschaftliches 
Testiren  und  insbesondere  ein  wechselseitiges  Testiren  so  gut,  wie 
garnicht  vorkommt.  Der  deutsche  Mandant  sandte  zunächst 
eine  „notarielle"  Ausfertigung  der  letztwilligen  Verfugungen  ein. 
Das  englische  Nachlassgericht  erachtete  diese  Ausfertigung  für 
unzureichend  und  forderte  eine  Bescheinigung  des  deutschen 
Nachlassgerichts,  dass  die  notarielle  Ausfertigung  eine  getreue 
Wiedergabe  der  Originale  enthalte,  und  dass  der  deutsche  Notar 
befugt  sei,  die  Ausfertigung  zu  ertheilen.  Dem  englischen  Nach- 
lassgerichte sind  nämlich  in  der  Regel  entweder  die  Originale 
selbst  einzureichen,  und  zwar  nöthigen  Falls  mit  einem  beschwo- 
renen Rechtsgutachten  über  die  Gültigkeit  der  letztwilligen  Ver- 
fügungen nach  dem  Rechte  des  letzten  Domizils,  oder  aber  es  ist 
eine  von  dem  deutschen  Nachlassgericht  ertheilte  Ausfertigung 
vorzulegen.  Die  deutschen  Notare  pflegen  in  England  ebeni' 
unterschätzt  zu  werden,  wie  englischen  Notare  in  DeutscUan 
überschätzt  werden.  Als  solcher  bedarf  der  englische  Notar  kein< 
juristischen  Vorbildung;  in  der  Provinz  sind  die  Notare  allerdin} 
meistens  gleichzeitig  Anwälte;  in  London  selbst  ist  der  Not 
indessen  nur  Notar  und  kein  Jurist.  Im  Hinblick  hierauf  dürft« 
die  deutschen  Notare  es  entschuldbar  finden,  dass  sie  in  Engla: 
nicht  immer  voll  gewürdigt  werden. 

Der  deutsche  Mandant  zog  es  vor,  „statt"  der  notariell 
Ausfertigung  eine  gerichtliche  einzusenden.  LetztwilUge  Vt 
fügungen,  welche  nicht  in  englischer  Sprache  abgefasst  sin 
müssen  dem  englischen  Nachlassgericht  mit  einer  englischen  lebt 
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j  vorgelegt  werden.  Während  im  Allgemeinen  englische 
te  üebersetzungen  einer  jeden  Person  acceptiren,  welche 
ort,  dass  sie  mit  der  englischen  und  der  betreffenden 
n  Sprache  vertraut  ist,  weist  das  englische  Nachlassgericht 
etzungen  letztwilliger  Verfügungen  zurück,  falls  die  üeber- 
l  nicht  von  einem  engUschen  Notar  als  richtig  beglaubigt 
s  ist  daher  vollständig  zwecklos,  derartige  Üebersetzungen 
tschland  anfertigen  zu  lassen;  man  entgeht  damit  nicht  den 
ren  des  engUschen  Notars.  Letztere  bemessen  sich  nach 
izahl  der  zu  übersetzenden  Worte,  und  dürfte  schon  aus 
Grunde  ein  weitschweifiges  Testiren  nicht  als  besonders 
zu  bezeichnen  sein.  Daraus,  dass  die  Uebersetzung  eine 
lle  sein  muss,  darf  der  auswärtige  Leser  nicht  schliessen, 
iglische  Notare  polyglotter  veranlagt  sind,  als  der  Normal- 
ler. Dem  Verfasser  liegt  zur  Zeit  die  Geschäftskarte  einer 
Londoner  Notare  vor,  welche  über  24  Sprachen  verfugen; 
3r  findet  sich  auch  Sanscrit.  Es  ist  dem  Verfasser  nicht 
t,  wie  viele  Mitglieder  die  Firma  zählt;  immerhin  werden 
tglieder  schwerlich  persönUch  über  24  Sprachen  verfügen 
ch  sonach  auf  angestellte  üebersetzer  verlassen  müssen, 
eren  Qualifikationen  für  die  Aussenwelt  ein  Dunkel  schwebt, 
jnke  man  sich  ein  deutsches  Testament,  welches  mit  Pflicht- 
,  Kodizillarklauseln ,  Quasipupillarsubstitutionen  u.  s.  w. 
,  kurz,  von  einem  deutschen  Juristen  abgefasst  ist,  welcher 
Pandekten  nicht  bei  Windscheid  hörte.  Der  Notar,  wel- 
ie  engUsche  Uebersetzung  beglaubigt,  ist  häufig  der  deut- 
Sprache  nicht  mächtig;  in  London  ist  er  nicht  einmal  mit 
nglischen  Rechte  vertraut,  und  jedenfalls  hegen  ihm  die 
lien  Rechte  sehr  fem.  Diese  Bemerkungen  werden  genügen, 
m  deutschen  Leser  einen  Begriff  davon  zu  geben,  wie  der- 
Uebersetzungen  ausfallen.  Das  Wort  „Erbe"  wird  mit 
übersetzt,  obwohl  heir  der  gesetzUche  ImmobiUarerbe  ist; 
f'ort  „Testamentsvollstrecker"   wird  mit  „executor"  wieder- 
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gegeben,  womit  einfach  ignorirt  wird,  dass  in  Deutschland  seiner 
Zeit  römisches  Recht  recipirt  wurde.  "War  man  bisher  noch  nicht 
davon  überzeugt,   dass  das  englische  Recht  beträchtlich  Yon  den 

0 

deutschen  Rechten  abweicht,  so  gelangt  man  jedenfalls  zu  dieser 
Ueberzeugung ,  wenn  man  die  von  einem  englischen  Notar  an- 
gefertigte Uebersetzung  eines  deutschen  Testaments  studirt.  Der 
Gerechtigkeit  zur  Liebe  mag  hier  kurz  hinzugefügt  werden,  dass 
die  deutschen  üebersetzungen  englischer,  letztwilliger  Verfügungen 
ebenfalls  viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  Dieser  Punkt  steht  in- 
dessen hier  nicht  in  Frage. 

Im  vorliegenden  Falle  hatte  der  Testator  zwei  Testaments- 
vollstrecker ernannt,  welche  in  der  notariellen  Uebersetzung  ak 
executors  figurirten.  Beide  Testamentsvollstrecker  wohnten  in 
einem  deutschen  Bundesstaate,  in  welchem  nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  an  die  Beschaffung  eines  affidavit  in  der  vom  eng- 
lischen Nachlassgericht  verlangten  Form  nicht  zu  denken  war. 
Die  Testamentsvollstrecker  sahen  deshalb  von  ihrer  persönlichen 
Anerkennung  als  Nachlassrepräsentanten  ab,  und  ermächtigten 
eine  in  England  ansässige  Person,  sich  zum  Repräsentanten  be- 
stellen zu  lassen. 

Die  Vollziehung  dieser  in  der  Form  einer  deed  ausgefertigten 
Vollmacht  ist  sehr  einfach.     Die  Unterschrift  hat  in  Gegenwart 
und  unter  Mitzeichnung  beliebiger  Unterschiiftszeugen  zu  erfolgen; 
rechts  von  der  Stelle,  wo  zu  unterzeichnen  ist,  befindet  sich  eine 
rothe  Siegeloblate,   welche  genau  genommen  mit   dem  Finger  zu 
berühren  ist,  während  der  Vollmachtgeber  die  Worte  ^J  deliver 
this  as  my  act  and  deed"  spricht.    Der  Inhalt  der  Vollmacht  bat 
den  Vorschriften  des  englischen  Nachlassgerichts  zu  entsprechen. 
Der  Verfasser  erinnert  sich  eines  Falles,  in  welchem  der  deutsche 
Mandant    den  Vollmachtsentwurf  für   bedenklich  hielt,  weil  der- 
selbe    nicht   sämmtliche    deutschen    Intestaterben    aufführte.    Id 
einer  derartigen  Vollmacht  sind  indessen  nur  diejenigen  Personen 
zu  benennen,  welche  in  erster  Linie  nach  enghschem  Eecht  An- 
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)ruch  auf  Anerkennung  bzw.  Bestellung  zu  Nachlassrepräsen- 
inten  haben,  und  es  kann  sehr  wohl  vorkommen,  dass  nicht 
mmtliche  deutschen  Intestaterben  diesen  Anspruch  haben.  Treflfen 
B.  Geschwister  mit  Kindern  verstorbener  Geschwister  zusam- 
en,  so  werden  in  der  Vollmacht  nur  die  Geschwister  nament- 
h  aufisufiihren  sein,  obwohl  die  Kinder  verstorbener  Geschwister 
enfalls  zu  den  deutschen  Intestaterben  zählen.  Im  praktischen 
jsultate  tritt  kein  Unterscliied  ein,  da  das  englische  Nachlass- 
richt  nur  über  die  Repräsentationsfrage  und  nicht  über  die 
aefiziarischen  Rechte  befindet.  Die  benefiziarischen  Ansprüche 
•  Kinder  vorstorbener  Geschwister  werden  nicht  berührt. 

Die  Vollmacht  recitirt  zunächst  die  Namen,  das  letzte  Domizil, 
ie  Zeit  und  Ort  des  Todes  der  Person,  um  deren  Nachlass 
sich  handelt.  In  der  von  den  beiden  gedachten  Testamentsvoll- 
jckem   vollzogenen  Vollmacht  folgte  sodann  eine  Aufzählung 

letztwilligen  Verfügungen,  mit  der  Angabe,  dass  die  beiden 
achten    Testamentsvollstrecker    zu    executors    ernannt    seien. 

ran  schlössen  sich  etwa  folgende  Worte:  „Wir zur  Zeit 

mliaft   zu bevollmächtigen   hiermit  Herrn ,   sich 

tens  des  englischen  Nachlassgerichts  zum  Repräsentanten  aller 

bihen  des  verstorbenen bestellen  zu  lassen,  und  zwar 

unserem  Nutzen  und  Vortheil,  bis  dass  wir  selbst  auf  An- 
ennung  als  Nachlassrepräsentanten  antragen  und  diese  An- 
ennung  erwirken.  Wir  versprechen,  alle  Handlungen  zu  ge- 
imigen,  welche  unser  Bevollmächtigter  rechtmässig  vornimmt 
är  vornehmen  lässt." 

Dieser  Passus  giebt  zu  mehreren  Bemerkungen  Veranlassung. 
Deutsche  Mandanten  haben  zuweilen  Anstoss  daran  genommen, 
5s  die  Vollmacht  von  „allen"  Nachlassmobilien  spricht.  Ge- 
int sind  nur  diejenigen  Nachlassmobilien,  welche  sich  beim  Tode 
Jurisdiktionsgebiete  des  englischen  Nachlassgerichts  befinden. 
ir  andere  Nachlassmobilien  hat  das  englische  Nachlassgericht 
mals   direkter  Weise   einen  Nachlassrepräsentanten  anerkannt 
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oder  bestellt;  wohl  aber  erwartet  es,  dass  in  Fällen,  wo  es  das 
Gericht  des  letzten  Domizils  ist,   ausländische  Gerichte  den  in 
Eugland  fungirenden  Repräsentanten   ebenfalls  anerkennen  bii. 
bestellen,   soweit  Mobilien  in  Frage  stehen.     Es  braucht  kaum 
hinzugefügt  zu  werden,   dass  diese  Erwartung   sich  nicht  immer 
erfüllt   hat ,   und  dass  insbesondere   deutsche  Gerichte  nicht  ge- 
neigt sind,  in  dem  executor  oder  administrator  einen  Repräsen- 
tanten zu  erblicken,   vielmehr  nach  wie  vor  nach  den  „Erben'* 
forschen,   welche  dem  englischen  Rechte   vollständig  unbekannt 
sind.    2)  Die  Vollmacht  ermächtigt  zur  Erwirkung  der  Bestellnng 
zum  Mobiliarnachlassrepräsentanten  (administrator).    Der  BevoD- 
mächtigte   kann  nicht  etwa  probate  erwirken,   welches  Dur  dem 
executor  persönlich  gewährt  wird.    3)  Sobald  der  Bevollmächtigte 
bestellt  ist,  hat  dei'selbe  alle  Rechte  und  Pflichten  eines  admini- 
strator, und  ist  daher  nicht  ein  blosser  Mandatar.    Er  wird,  wie 
jeder  andere  administrator,  Eigenthümer  der  englischen  Xachlass- 
mobilien,  und  haftet  den  Nachlassgläubigem  und  der  englischen 
Steuerbehörde.    Sein  Rechtstitel  gründet  sich  auf  die  gerichtlidie 
Bestellung.     Soweit   allerdings   sein  Amt  Spielraum   giebt,  wird 
der  administrator   nach   den   Wünschen   seines   Vollmachtgebers 
verfiihren,  an  welchen  er  schiesslich  den  Nettonachlass  auszukehren 
hat.     4)  Der  auf  Grund   der  Vollmacht  bestellte   admini>trator 
kann  nur  dadurch  entfernt  werden,  dass  der  Vollmachtgeber  sich 
persönlich  als  Nachlassrepräsensant  anerkennen  oder  bestellen  lasst. 
Die   Bestellung    des   Bevollmächtigten    erfolgt    in    derselben 
AVeise ,    wie   die   Bestellung   eines  jeden  administrator.    Es  sind 
zuvor  die  Nachlasssteuern  zu  entrichten,  die  Eide  zu  leisten  und 
die  beiden  Bürgen    zu  bestellen.     Letztere   haben    sich  nur  mit 
Bezug  auf  die  englischen  Nachlassmobilien  zu  verbürgen,  selbst 
wenn   nach   der  neuen  Finance  Act  1894  auch   im  Auskmd  be- 
legene NaclJassstücke  zur  Entrichtung  der  Nachlasssteuem  heran- 
zuziehen  sein    sollten.     Die  gerichtliche  Bestellungsurkunde  ^ar 
schliesslich  der  englischen  Gesellschaft  vorzulegen,  an  welcher  dt-r 
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rcrstorbene  Rentier  beitheiligt  war,  und  kam  damit  der  admini- 
»trator  in  die  Lage,  über  die  Antheile  und  Dividenden  zu  ver- 
Bgen.  Letztere  wurden  einkassirt  und  erstere  auf  eine  bene- 
iaarisch  berechtigte  Person  abschlägig  ihres  deutschen  Erbtheils 
imgeschrieben. 

n.  Der  bisher  betrachtete  Fall  war  ein  Fall,  in  welchem 
jtztwillige  Verfügungen  vorlagen.  Es  liegt  daher  nahe,  als 
eiteren  Fall  einen  Intestatfall  zu  wählen. 

Ene  badische  Firma  hatte  vor  längerer  Zeit  den  Verlust 
bes  Gesellschafters  zu  beklagen,  welcher  zur  Hälfte  an  dem  Ge- 
chafl:  betheihgt  gewesen  war.  Die  Firma  hatte  einen  Theil  ihres 
[apitals  in  Antheilen  an  engUschen  Gesellschaften  angelegt,  und 
mieten  diese  Antheile  auf  den  Namen  des  verstorbenen  Gesell- 
chafters,  weil  die  enghschen  Gesellschaften  nur  individuelle  Per- 
)nen,  und  keine  Firmen  in  ihren  Registern  eintragen.  Der  ver- 
orbene  Gesellschafter,  der  im  Folgenden  kurz  A.  B.  genannt 
3rden  soll,  hatte  keine  letztwilligen  Verfügungen  hinterlassen, 
er  zuständige  Theilungsbeamte,  ein  badischer  Notar,  bescheinigte, 
SS  keine  Kinder  hinterblieben  seien,  und  dass  der  Bruder  des 
erstorbenen  —  dieser  Bruder  (D.  B.)  war  zur  anderen  Hälfte 
3sellschafter  der  badischen  Firma  —  in  die  Antheile  an  den 
glischen  Gesellschaften  succedirte.  Die  Unterschrift  des  Notars 
ir  vom  britischen  Konsul  beglaubigt.  Es  ist  zunächst  darauf 
ifmerksam  zu  machen,  dass  —  abgesehen  von  der  Eingangs  ge- 
lohten Ausnahme  zu  Gunsten  englischer  Lebensversicherungs- 
irsicherungsgesellschaften  —  deutsche,  amtliche  Erbbescheini- 
ingen  in  England  nicht  zu  verwerthen  sind.  Denn  die  Berech- 
gung,  sich  in  England  zum  Nachlassrepräsentanten  bestellen  zu 
issen,  bestimn)t  sich  jedenfalls  in  erster  Linie  nach  engUschem 
lecht.  Letzteres  schreibt  vor,  dass  in  erster  Linie  die  Wittwe, 
1  zweiter  Linie  die  Kinder,  in  dritter  Linie  die  Eltern  und  erst 
a  vierter  Linie  die  Geschwister  zu  bestellen  sind.  Hat  allerdings 
^as  ausländische  Gericht  des  letzten  Domizils  die  Bestellung  eines 
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Mobiliarnachlassrepräsentanten  vorgenommen,  —  ein  Fall,  y 
eher  in  den  deutschen  Bundesstaaten  wohl  nicht  Torkomi 
kann  —  so  adoptirt  das  engUsche  Nachlassgericht  den  vom  • 
rieht  des  letzten  Domizils  Gewählten.  In  der  A.  B.'schen  Xs 
lasssache  stellte  sich  heraus,  dass  der  Verstorbene  ausser  c 
D.  B.  eine  Wittwe  (C.  B.)  und  eine  Schwester  hinterlassen  ha 
Es  war  mithin  zunächst  erforderlich,  dass  die  "Wittwe  auf 
besseres  Recht  verzichtete.  Dies  geschah  dadurch,  dass 
Wittwe  in  Gegenwart  und  unter  Mitzeichnung  eines  Unterschri 
zeugen  beUebiger  Art  eine  Urkunde  vollzog,  welche  etwa  folg 
den  Inhalt  hatte:  — 

Im  High  Court  of  Justice 

Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division 

(Probate) 

Hauptregistratur. 

In  Saclien  betreffend  den  MobiUamachlass  des  weiland  A. 

Nachdem  A.  B.,  zuletzt  wohnhaft  zu  — ,  am  —  zu  —  t 

sterben   ist,    und  mich   C.  B.   als   seine   rechtmässige  Witt 

hinterlassen  hat,  verzichte  ich    hiermit  auf  meinen  Anspn 

auf  Bestellung  zur  Repräsentantin    seines    MobiUamachlas? 

Gezeichnet  u.  s.  w.  1 

Auf  Grund  dieser  Verzichtsurkunde  war  D.  B.  in  der  La 
sich  entweder  persönHch  zum  Repräsentanten  (administratori 
stellen  zu  lassen,    oder  eine  in  England  ansässige  Person  zu 
mächtigen,   ihre   eigene  Bestellung   herbeizuführen.     Von  dies 
letzteren  Verfahren,  welches  auf  S.  440 ff.  näher  beschrieben 
konnte    D.  B.  absehen,    weil   er   sich    ohne    grosse   Mühen  i 
Kosten  zu  dem  in  Darmstadt   accreditirten ,   britischen  Minis 
residenten  begeben  konnte,  welcher  sowohl  nach  engUschem, 
nach   hessischem  Recht  befugt  ist,   Eide  abzunehmen.     Um 
Bestellung  des  D.  B.  herbeizuführen,  hatte  derselbe  zunächst 
folgende  eidliche  Erldärung  abzugeben:   — 


C.  B. 
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Im  High  Court  of  Justice 

Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division 

(Probate) 
Hauptregistratur. 
In  Sachen   betreffend    den   Mobiliarnachlass   des  weiland 
A.B. 

Ich  D.  B.  zu  —  schwöre  und  erkläre,  dass  A.  B.  zuletzt 
wohnhaft  zu  —  intestate  verstarb,  ohne  Eltern  und  Kinder, 
mit  Hinterlassung  von  C.  B.  als  seiner  rechtmässigen  Wittwe, 
welche  auf  Bestellung  zur  Repräsentantin  seines  MobiUarnach- 
lasses  verzichtete;  dass  ich  der  natürliche  und  rechtmässige 
Bruder  und  einer  der  nächsten  Verwandten  des  Verstorbenen 
bin;  dass  ich  den  Mobiliarnachlass  des  Verstorbenen  getreulich 
repräsentiren  werde,  indem  ich  seine  begründeten  Schulden 
zahlen  und  den  Kestnachlass  dem  Rechte  gemäss  vertheilen 
werde;  dass  ich,  wo  das  Recht  es  erfordert,  ein  richtiges  und 
vollständiges  Inventar  des  ganzen  Mobiharnachlasses  vorlegen 
and  gehörig  und  wahrheitsgemäss  darüber  Rechnung  legen 
werde ;  dass  der  Verstorbene  am  —  in  —  verstarb ;  dass  end- 
lich der  BruttomobiUarnachlass  einen  Werth  von  —  und  keinen 
höheren  Werth  hat.  Nach  meinem  besten  Wissen,  Information 
und  Dafürhalten! 

Beschworen  Seitens  des  D.  B. 
zu  —  am  —  vor  mir:  — 
Als  Werth  des  Bruttomobiliamachlasses  wurde  die  Hälfte 
es  Werthes  der  Antheile  an  den  englischen  Gesellschaften  und 
er  seit  dem  Tode  faUig  gewordenen  Dividenden  deklarirt.  Die 
üglische  Steuerbehörde  Hess  sich  diese  Deklarirung  begründen 
ni  erkannte  dieselbe  als  richtig  an.  Das  Wort  „intestate"  deckt 
tuch  den  Fall,  wo  letztwillige  Verfugungen  vorliegen,  welche  von 
iem  ausländischen  Gericht  des  letzten  Domizils  für  ungültig 
erklärt  sind.  In  einem  Falle  gestattete  das  englische  Nachlass- 
gericht, dass  hinter   „intestate"    die  Worte   „mit  Hinterlassung 


D.  B. 
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einer  ungültigen  letztwilligen  Verfügung"  eingeschaltet  wurde 
Der  deutsche  Mandant  trug  Bedenken,  den  Eid  ohne  diesen  Zi 
Satz  abzuleisten. 

D.  B.  hatte  ferner  die  nachstehende  Erklärung  (Inland  fie 
venue  Affidavit)  zu  beeidigen:  — 
Im  High  Court  of  Justice 

Probate,  Divorce  and  Admiralty  Dinsion 

(Probate) 
Hauptregistratur. 
In  Sachen  betreffend  den  Mobiliamachlass  des  weiland  A.  B 
Ich  D.  B.  zu  —  schwöre  und  erkläre,  w^e  folgt:  — 

1.  Ich  wünsche  zum  Repräsentanten  des  Mobiliamachlasse 
des  zuletzt  zu  —  wohnhaften,  weiland  A.  B.  bestellt  zu  werden 
welcher  am  —  in  —  verstarb  und  in  —  domizilirt  war. 

2.  Soweit  ich  festzustellen  vermochte,  enthält  die  an- 
Hegende  Aufstellung  eine  getreue  Angabe  der  Bestandtheflc 
und  des  gegenwärtigen  Werthes  aller  Mobilien  des  Verstor- 
benen, für  welche  die  Bestallung  erfolgen  soll,  mit  Ausnahme 
dessen,  was  der  Verstorbene  nicht  benefiziarisch,  sondern  bloss 
dem  nackten  Rechte  nach  besass.  Der  Bruttowerth  belaul't 
sich  insgesammt  auf  — . 

3.  Der  Verstorbene  besass  keine  Immobilien  im  Ver- 
einigten Königreich. 

Alles  dies  entspricht  der  Wahrheit,  nach  meinem  besttn 
Wissen  und  Dafürhalten. 

Beschworen  Seitens  des  D.  B. 

D.  B. 

zu  —  am  —  vor  mir:  — 

Die  Anlage  spezifizirte  die  Gesellschaftsantheile  und  Divi- 
denden und  war  am  Schlüsse  von  D.  B.  zu  zeichnen.  Deklarirt 
wurde  auch  in  dieser  Urkunde  nur  die  Hälfte  des  Werthes.  ^'-^ 
beachte,  dass  der  „gegenwärtige'^  Werth  zu  deklariren  ist.  D^^ 
Verfasser  erinnert  sich  eines  Falles,  wo  in  der  Zwischenzei 
zwischen    dem  Entwurf  der  Urkunde   und   der   Eidesleistung  ^ 
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Steuerobjekte  an  der  Börse  gestiegen  waren.  Dies  genügte  der 
fflglischen  Steuerbehörde,  um  eine  neue,  berichtigte,  eidliche  Er- 
Järong  einzufordern.  Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass 
ie  Urkunde  unter  Umständen  mehr  als  drei  Paragraphen  und 
lehr  als  eine  Anlage  hat,  und  dass  die  Urkunde  seit  der  Finance 
et  1894  bedeutend  kompUcirter  geworden  ist. 

Ueberall,   wo   ein  Repräsentant   „gerichtlich"   bestellt  wird, 
ithin  eine  Pei^son  den  Nachlass  repräsentiren  soll,  welcher  dieser 
ertrauensposten    nicht  vom   „Verstorbenen"    selbst    übertragen 
t,  bedarf  das  Nachlassgericht   einer  Garantie   dafür,   dass   der 
achlass  gehörig  repräsentirt  werden  wird.     Diese  Garantie  wird 
durch   gegeben,   dass   die  zum  Repräsentanten  zu  bestellende 
erson  eine  förmliche  Verpflichtungsurkunde  (Administration  Bond) 
isstellt    und    diese   Urkunde   von   zwei   in   England   ansässigen 
ürgen  mitvollziehen  lässt.     Vor  etwa  zwei  Jahren  wurden  auch 
isländische  Bürgen  acceptirt;  diese  recht  bedenkliche  Praxis  hat 
lan  indessen  seit  einiger  Zeit  fallen  lassen.     In  der  A.  B'schen 
lachlasssache  lautete  die  Verpflichtungsurkunde  etwa  wie  folgt:  — 
„Entnehme  Jedermann  aus  dieser  Urkunde,  dass  wir  D.  B. 
zu  —  und  (folgen  Namen  und  Adressen  der  beiden  Bürgen) 
dem  (folgt  der  Name  des  zeitigen  Präsidenten  des  englischen 
Nachlassgerichts)  gesammt  und  einzeln  in  Höhe  von  (folgt  der 
fldoppelte*^  Werth  der  engUschen  Nachlassmobilien)  guter  und 
gesetzUcher,  grossbritannischer  Währung  verhaftet  sind,  zahlbar 
an  den  gedachten   (folgt   der  Name  des  zeitigen  Präsidenten) 
oder  an   den  jeweiUgen  Präsidenten   des   gedachten  Nachlass- 
gerichts.    Dafür   dass   diese   Zahlung   gehörig  und   getreulich 
geleistet  werden  wird,   verpflichten  wir   uns,   einen  jeden  von 
^s  auf  das  Ganze,  unsere  gesetzUchen  Immobiliarnachfolger 
'löd  unsere  Mobiliarnachlassrepräsentanten,  bindend  durch  diese 
t^rkunde.     Gesiegelt  mit  unseren  Siegeln.     Datirt  den  — . 
Die  Bedingung  des  Zahlungsversprechens  soll  folgende  sein: 
Wenn  D.  B.,  der  natürliche  und  rechtmässige  Bruder  und 
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einer  der  nächsten  Verwandten  des  zaietzt  zu  —  wohnhaften, 
am  —  verstorbenen  A.  B.,  zu  dessen  Mobiliamachlassrepii» 
sentanten  derselbe  bestellt  zu  werden  wünscht,  auf  rechtmässige 
Aufforderung  ein  richtiges  und  vollständiges  Inventar  aller 
Mobilien  des  Verstorbenen  errichtet,  soweit  dieselben  in  sdne 
Hände,  in  seinen  Besitz  oder  zu  seiner  Kenntniss  oder  in  die 
Hände  oder  in  den  Besitz  einer  anderen  Person  für  ihn 
gelangen,  und  das  so  errichtete  Inventar,  wo  das  Recht 
dies  erfordert,  in  der  Hauptregistratur  des  Nachlassgerichts 
vorlegt  5 

wenn  derselbe  die  gedachten  Nachlassmobilien  und  alle 
anderen  von  dem  Verstorbenen  bei  seinem  Tode  besessenen 
Mobilien,  welche  späterhin  in  die  Hände  oder  den  Besitz  des 
D.  B.  oder  in  die  Hände  oder  den  Besitz  anderer  Personen 
für  ihn  gelangen,  gehörig  und  getreulich  dem  Rechte  gemäss 
repräsentirt,  d.  h.  die  Schulden  zahlt,  welche  der  Verstorbene 
beim  Tode  schuldete; 

wenn  derselbe,  wo  das  Recht  dies  erfordert,  eine  gehörige 
und  getreue  Rechnung  über  seine  Nachlassrepräsentation  ab- 
legt und  die  verbleibenden  Mobiliarnachlassstücke  an  die  Per- 
sonen abführt,  welche  Anspruch  darauf  haben; 

wenn  derselbe  endlich,  falls  sich  später  herausstellen  sollte, 
dass  der  Verstorbene  eine  letztwilhge  Verfügung  hinterliess, 
und  dieselbe  von  den  darin  ernannten  Repräsentanten  dem 
Nachlassgerichte  zur  Anerkennung  vorgelegt  wird,  nach  erfolgter 
Anerkennung  derselben  auf  Verlangen  seine  eigene  Bestellungs- 
Urkunde  auf  dem  gedachten  Gerichte  abliefert; 

so  soll  das  Zahlungsversprechen  ungültig  und  wirkungslo> 
sein,  sonst  aber  in  voller  Geltung  und  Kraft  verbleiben. 
Gezeichnet,  gesiegelt  und  begeben 
Seitens  des  D.  B.  und  (folgen  die 
Namen    der    beiden    Bürgen)    in 


Gegenwart  von  — 


D.  B.       (L.  Sj 
I.  Bürge.    (L  S.\ 
II.  Bürge.    (L.  §.» 
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Diese  Urkunde,  welche  die  Form  einer  deed  d.  h.  einer  ge- 
egelten  Urkunde  hat,  ist  in  Gegenwart  und  unter  Mitzeichnung 
Qer  Person  zu  vollziehen,  welche  die  Befugniss  besitzt,  Eide 
izanehmen.  Zu  diesen  Personen  gehören  nach  enghschem  Recht 
mmtliche  britischen  Konsularbeamten.  In  den  Formularen 
jht  anstatt  „an  die  Personen  abführt,  welche  Anspruch  darauf 
ben"  der  Passus  „an  die  Personen  abfuhrt,  welche  nach  der 
;t  for  the  better  Settling  of  Intestate  Estates  Anspruch  darauf 
ben".  Diese  Act  ist  das  Statute  of  Distribution,  welches  im 
hre  1670  erging  und  bestimmte,  in  welcher  Weise  der  vom 
Bchof  d.  h.  von  dem  damaligen  Nachlassgerichte  bestellte  ad- 
nistrator  den  NettomobiUarnachlass  unter  die  nächsten  Ver- 
ndten  des  Verstorbenen  vertheilen  soll.  Es  ist  nun  in  England 
erkannter  Massen  Rechtens,  dass  die  Frage  nach  der  Verthei- 
ig  des  Nachlasses  —  im  Gegensatz  zu  der  Frage  nach  der 
Präsentation  —  sich  nach  dem  Rechte  am  letzten  Domizil  he- 
mmt. Es  sollte  daher  in  allen  Fällen,  wo  das  letzte  Domizil 
h  im  Deutschen  Reiche  befindet,  das  zunächst  auf  in  England 
mizilirte  Personen  zugeschnittene  Formular  wie  in  der  A.  B'schen 
ichlasssache  abgeändert  werden. 

Auf  Grund  der  drei  gedachten  Urkunden  wurde  D.  B.  nach 
itrichtung  der  Nachlasssteuer  zum  Repräsentanten  bestellt.  Die 
»tellungsurkunde  wurde  den  engUschen  Gesellschaften  vorgelegt 
id  konnte  D.  B.  damit  die  Dividenden  einkassiren  und  über 
e  Antheile  verfügen. 

in.  Mehrere  exceptionelle  Fragen,  welche  das  Verfahren  in 
ie  Länge  zogen,  entstanden  in  einer  Hamburger  Nachlasssache. 
Ke  englischen  Nachlassmobilien  bestanden  auch  in  diesem  Falle 
08  Antheilen  an  engUschen  Gesellschaften  und  aus  bezügUchen 
Kndendenanweisungen.  Im  Anschluss  hieran  mag  sofort  erwähnt 
erden,  dass  es  irrelevant  ist,  wo  sich  das  certificate  über  die 
^ihefle  befindet;  entscheidend  für  die  Frage,  ob  bestinmite  An- 
liele  englische  Nachlassmobilien  sind,  ist  der  Umstand,  dass  die 

<^r^v  At  ölfeiitliches  Recht.  X.  3.  3q 
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Antheile  nicht  ausserhalb  Englands  übertragen  werden  können. 
Aus  Hamburg  gingen  zunächst  folgende  Urkunden  ein: 

1.  Eine  von  einem  beeidigten  Uebersetzer  angefertigte  eng- 
lische Uebersetzung  eines  vor  zwei  H^unburger  Notaren  errich- 
teten Testaments.  Die  Unterschrift  des  Uebersetzers  war  vom 
britischen  Konsul  legalisirt.  Das  Testament  hatte  zwei  Testa- 
mentsvollstrecker vorgesehen;  einer  war  darin  benannt,  und  für 
den  Namen  des  zweiten  war  eine  Lücke  oflFen  gelassen. 

2.  Eine  von  demselben  Uebersetzer  angefertigte  englische 
Uebersetzung  eines  Beschlusses  der  Yormundschaftsbehörde  (Ab- 
theilung des  Landgerichts  in  Hamburg),  welcher  einer  Person  ak 
zweiten  Testamentsvollstrecker  Bestätigung  ertheilte. 

3.  Eine  von  demselben  Uebersetzer  angefertigte  englische 
Uebersetzung  einer  Bescheinigung  des  Hamburger  Oberlandes- 
gerichts über  einen  Ausschlussbescheid  und  über  die  Befugnisse 
der  beiden  Testamentsvollstrecker. 

Es  ist  bereits  oben  erwähnt  worden,  dass  das  englische 
Nachlassgericht  sich  nur  mit  Uebersetzungen  abgiebt,  welche  von 
einem  englischen  Notar  angefertigt  sind.  Die  deutschen  Man- 
danten wurden  davon  in  Kenntniss  gesetzt  und  sandten  darauf 
eine  notarielle  Ausfertigung  des  Testaments  ein,  welche  dem 
englischen  Nachlassgericht  mit  einer  notariellen  Uebersetzung  vor- 
gelegt wurde. 

Das  englische  Nachlassgericht  wünschte  zunächst  zu  iiissen, 
ob  das  Original  beim  Hamburger  Gericht  deponirt  sei;  bejahenden- 
falls habe  letzteres  unter  seinem  Siegel  auf  der  Ausfertigung  ^ 
bescheinigen,  dass  dieselbe  mit  dem  Original  übereinstimme  ur.*^ 
las  gerichtliche  Ausfertigung  angesehen  werden  könne.  SoU^ 
das  Testament  sich  in  der  Verwahrung  eines  Notars  befind<^ 
so  sei  ein  beschworenes  Rechtsgutachten  darüber  einzureich^ 
dass  das  Testament  dem  Hamburger  Rechte  entspreche.  F^ 
ferner  „l)eide"  Testamentsvollstrecker  anerkannt  zu  werden  wün=^  ^ 
ten,  habe  das  gedachte  Rechtsgutachten  auch  zu  bestätigen,  d  - ' 
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eachtet  das  Testament  selbst  nur  Einen  benenne,  beide  Testa- 
tsvollstrecker seien.  Wünsche  dagegen  nur  der  im  Testament 
mnte  Testamentsvollstrecker  anerkannt  zu  werden,  so  sei  ein 
ichten  über  den  letzteren  Punkt  entbehrlich. 
Diese  Verfügung  bestätigt  die  Bemerkungen,  welche  bei  der 
rechung  des  Falles  I  gemacht  worden  sind.  Entweder  ist 
gerichtUche  Ausfertigung  einzureichen,  oder  ein  Rechtsgut- 
m  über  die  Gültigkeit  der  leztwilligen  Verfugung  nach  dem 
te  am  letzten  Domizil. 

Es  ergab  sich,  dass  in  Hamburg  Originaltestamente  weder 
htlich  noch  notariell  aufbewahrt,  sondern  den  Interessenten 
jhändigt  werden,  nachdem  die  Originale  vom  Erbschaftsamt 
zirt  und  Abschriften  in  die  Bücher  dieser  Behörde  ein- 
gen  sind. 

Die  beiden  Testamentsvollstrecker  vollzogen  auf  der  für  das 
5che  Nachlassgericht  bestimmten  notariellen  Ausfertigung  ihre 
enszüge,  und  reichten  mit  dieser  Ausfertigung  —  oder  ge- 
r  mit  der  notariellen  Uebereetzung,  welcher  diese  notarielle 
ertigung  anlag  —  folgende,  vor  dem  britischen  Konsul  in 
iburg  abgegebene,  eidliche  Erklärung  ein: 

1.  den  Oath  for  Executors, 

2.  das  Inland  Revenue  Affidavit,  mit  anliegender  Aufstellung. 
Auf  diese  beiden  Urkunden  wird  bei  der  Besprechung  eines 
eren  Falles  näher  einzugehen  sein.  Hier  interessirt  haupt- 
lich das  ausserdem  eingereichte  beschworene  Rechtsgutachten, 
hes  etwa  nachstehenden  Inhalt  hatte: 

Im  High  Court  of  Justice 

Probate  Divorce  and  Admiralty  Division 

(Probate) 
Hauptregistratur. 
In  Sachen  betr.  den  Mobiliarnachlass  des  weiland  — . 
Ich   (folgen  Namen,   Titulaturen  und  Adresse  des  Depo- 
flten)  schwöre  und  erkläre,  wie  folgt: 

30* 
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1.  Ich  bin  mit  dem  Eecht  der  Stadt  Hamburg  vertrau 

2.  Ich  habe  das  in  notarieller  Ausfertigung  anUegend 
Testament  des  weiland  —  geprüft,  und  erkläre ,  dass  dasselb 
dem  Rechte  der  Stadt  Hamburg  entsprechend  errichtet  ist. 

3.  Nach  Hamburger  ßecht  werden  Originaltestament 
weder  gerichtlich  noch  notariell  hinterlegt,  sondern  den  Inte 
essenten  ausgehändigt.  Das  Testament  des  weiland  —  ist  tc 
dem  Hamburger  Erbschaftsamt,  der  zuständigen  Nachlas 
behörde ,  gehörig  publizirt  worden ;  eine  Abschrift  ist  in  d( 
Büchern  des  Erbschaftsamts  eingetragen,  und  das  Origin 
befindet  sich  jetzt,  dem  Hamburger  Recht  entsprechend,  in  de 
Händen  des  — . 

4.  Wenn  auch  im  Originaltestament  für  den  Namen  dt 
zweiten  Testamentsvollstreckers  eine  Lücke  oflFen  gelassen  is 
so  hat  doch  die  zur  Bestätigung  von  Testamentsvollstrecker 
befugte  Hamburger  Vormundschaftsbehörde  (eine  Abtheilun 
des  Hamburger  Landgerichts)  den  —  als  zweiten  Testament! 
Vollstrecker  bestätigt. 

Beschworen  u.  s.  w. 

Nach  Einreichung  dieser  Urkunden  erklärte  das  englisch 
Nachlassgericht ,  dass  nur  der  im  Testamente  selbst  benannt^ 
Testamentsvollstrecker  als  executor  anerkannt  werden  könnf 
der  zweite  Testamentsvollstrecker  könne  nur  zum  administratoi 
bestellt  werden. 

Die  deutschen  Mandanten  hatten  in  Folge  dessen  die  Wahl 
zwischen  folgenden  beiden  Prozeduren: 

1.  Entweder  war  bloss  die  Anerkennung  des  im  Testamente 
selbst  benannten  Testamentsvollstreckers  zu  betreiben,  in  welchem 
Falle  dem  zweiten  Testamentsvollstrecker  der  Anspruch  auf  Be- 
stellung zum  administrator  vorbehalten  blieb. 

2.  Oder  es  war  die  Bestellung  beider  Testamen tsvollstreckei 

zu  administrators  zu  betreiben. 

Da  für  die  erstere  Prozedur   die    bisherigen  Urkunden   ^^ 
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reichten,  während  im  Falle  der  Wahl  der  letzteren  Prozedur 
oeae,  eidliche  Erklärungen  und  zwei  in  England  ansässige  Bürgen 
erforderlich  geworden  wären,  wählten  die  deutschen  Mandanten 
die  erstere  Prozedur. 

Mittlerweile  war  seit  dem  Tode  des  Testators  mehr  als  ein 
Jahr  verflossen,  und  entstand  damit  für  das  englische  Nachlass- 
gericht die  Frage,  ob  im  vorliegenden  Falle  das  Amt  des  um 
Anerkennung  bittenden  Testamentsvollstreckers  nicht  etwa  bereits 
abgelaufen  sei.  Vergleiche  das  auf  Seite  430  über  Code  civil, 
Art.  1026,  Statutarrechte  und  Laneuville  v.  Anderson  Be- 
merkte. Es  war  deshalb  noch  ein  weiteres  Rechtsgutachten 
nachfolgenden  Inhalts  einzureichen: 
Im  High  Court  of  Justice 

Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division 

(Probate) 
Hauptregistratur. 
In  Sachen  betr.  den  Mobiliamachlass  des  weiland  — . 
Ich  (folgen  Namen,   Titulaturen   und  Adresse   des  Depo- 
nenten) schwöre  und  erkläre  wie  folgt: 

1.  Ich  bin  mit  dem  Recht  der  Stadt  Hamburg  vertraut. 

2.  Nach  diesem  Recht  ist  die  Dauer  des  Amts  eines 
Testamentsvollstreckers  nicht  auf  ein  Jahr  seit  dem  Tode  des 
Testators  beschränkt. 

3.  Die  Ernennung  des  —  zum  Testamentsvollstrecker  des 
am  —  verstorbenen  —  ist  nach  Hamburger  Recht  noch  gültig 
und  in  allen  Beziehungen  vrirksam. 

Beschworen  u.  s.  w. 
Auf  dieses  Gutachten  hin  erkannte  das  englische  Nachlass- 
gericht den  im  Testamente  selbst  benannten  Testamentsvollstrecker 
als  executor  an ;  die  Anerkennungsurkunde  (probate)  wurde  den 
englischen  Gesellschaften  vorgelegt,  und  konnte  damit  der  exe- 
cutor die  Dividenden  einkassiren  und  über  die  Antheile  dis- 
poniren.    Als  nachlasssteuerpflichtig  war  der  mittlere  Börsenpreis 
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(leklarirt;  zu  welchem  die  Antheile  zur  Zeit  des  Entwurfes  der  eid- 
lichen Erklärungen  notii*t  standen.  Auf  Verlangen  der  engüscbei 
Steuerbehörde  war  nachträglich  der  mittlere  Börsenpreis  zur  Zeit 
der  Eidesleistung  anzugeben.  Obwohl  dieser  Preis  höher  wjir,  sab 
die  Steuerbehörde,  im  Hinblick  auf  den  schwankenden  Werth  der 
Antheile^  von  der  Erhebung  einer  zusätzlichen  Nachlasssteuer  ab. 

IV.  Ein  in  Dresden  domizilirter  Rentier  war  mit  Hinte^ 
lassung  eines  Testaments  nebst  zwei  Kodizillen  verstorbeD.  Das 
Testament  setzte  einen  Testamentsvollstrecker  und  zwei  Erben 
ein.  Zum  Nachlasse  gehörten  auf  den  Namen  des  Testato» 
registrirte  Antheile  an  engUschen  Gesellschaften ,  und  wünscbte 
man  diese  Antheile  auf  die  Erben  umzuschreiben. 

Es  wurde  zunächst  eine  notarielle  Ausfertigung  des  Testa- 
ments und  der  beiden  Kodizille  dem  englischen  Nachlassgericbt 
vorgelegt.  Letzteres  rügte  1)  dass  das  erste  Kodizill,  obwoU 
am  Schlüsse  vom  Jahre  1890  datirt,  in  den  späteren  Theilen  der 
notariellen  Ausfertigung  zwei  Mal  als  vom  Jahre  1892  datirt 
recitiH  wurde;  2)  dass  aus  der  Ausfertigung  nur  erhelle ,  daa 
der  executor  auf  Anerkennung  beim  Nachlassgericht  in  Dresden 
iuigetragen  habe,  nicht  aber,  dass  er  anerkannt  sei;  und  3)  dass 
nicht  zu  ersehen  sei,  wo  sich  die  Originale  befänden. 

Das  Nachlassgericht  in  Dresden  bescheinigte  darauf  unter  der 
notariellen  Ausfertigung  (welche  übrigens  ausser  den  letztwilligen 
Verfügungen  selbst  bereits  Abschriften  gerichthcher  Protokolle  ent- 
hielt), 1)  dass  das  erste  Kodizill  vom  Jahre  1892  zu  datiren  sä; 
2)  dass  dem  Testamentsvollstrecker  eine  Legitimationsbescheinignnf 
eiiheilt  sei;  und  3)  dass  Testament  und  beide  Kodizille  vom  ge- 
dachten Dresdener  Nachlassgericht  aufbewahrt  würden. 

Das  sächsische  Recht  gestattet  dem  in  Dresden  residirenden  bri- 
tischen Ministerresidenten,  die  ihm  nach  englischem  Recht  zustehende 
Befugniss,  Eide  abzunehmen,  auszuüben,  mag  der  Deponent  ^^ 
in  Sachsen  staatsangehörig  sein.  Es  konnten  daher  dem  Testa- 
mentsvollstrecker nachstehende  Entwürfe  eingesandt  werden. 


—     455     — 

1.  Der  Oath  for  Executor,  welcher  etwa  folgender  Massen 
lautete: 

Im  High  Court  of  Justice 

Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division. 

(Probate) 
Hauptregistratur. 

In  Sachen  betr.  den  Mobiliarnachlass  des  weiland  — . 

Ich  (folgen  Name,  Stand  und  Adresse  des  executor) 
schwöre  und  erkläre,  dass  ich  glaube,  dass  das  anliegende, 
von  mir  durch  Namenszug  identificirte,  beschriebene  Papier  den 
wahren  und  urschriftlichen,  letzten  Willen  nebst  zwei  Kodi- 
zillen des  am  —  zu  —  verstorbenen  —  in  —  enthält  und  eine 
beglaubigte  Ausfertigung  derselben  ist;  dass  ich  der  alleinige, 
im  gedachten  letzten  Willen  ernannte  executor  bin;  dass  ich 
den  MobiUamachlass  des  gedachten  Testators  gehörig  und  treu- 
lich repräsentiren  werde,  durch  Zahlung  seiner  begründeten 
Schulden  und  durch  Entrichtung  der  in  dem  letzten  Willen 
und  in  den  Kodizillen  gemachten  letzt wiUigen  Zuwendungen, 
soweit  dieselben  sich  darauf  erstrecken  und  das  Recht  mich 
verbindet;  dass  ich,  wo  das  Recht  es  erfordert,  ein  getreues 
und  vollständiges  Inventar  aller  Mobiliamachlassstücke  vor- 
legen und  rechthch  und  treu  darüber  Rechnung  ablegen  werde; 
und  dass  der  Bruttomobiliamachlass  des  Testators  in  England 
einen  Werth  von  —  und  keinen  höheren  Werth  besitzt.  Nach 
meinem  besten  Wissen,  Information  und  Dafürhalten: 

Beschworen  u.  s.  w. 

2.  Das  Inland  Revenue  Affidavit  mit   der  anliegenden  Auf- 
stellung, nämUch: 

Im  High  Court  of  Justice 

Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division. 

(Probate) 
Hauptregistratur. 
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In  Sachen  betr.  den  Mobiliarnachlass  des  weiland  — . 
Ich    (folgen   Name,    Stand    und   Adresse    des   ezecatorj 
schwöre  und  erkläre,  wie  folgt: 

1.  Ich  wünsche,  den  letzten  Willen  und  die  beiden  Kodi- 
zille des  weiland  —  zuletzt  in  —  zur  nachlassgerichtlicbeD 
Anerkennung  zu  bringen.  Derselbe  starb  in  —  am  —  und 
war  domizilirt  in  — . 

2.  Soweit  ich  festzustellen  vermochte,  enthält  die  anliegende 
Aufstellung  eine  getreue  Angabe  der  Bestandtheile  und  des 
gegenwärtigen  Werthes  aller  im  Vereinigten  Königreich  be- 
legenen MobiUamachlassstücke  des  Verstorbenen,  mit  Aus- 
nahme dessen,  was  er  nur  dem  nackten  Rechte  nach  und 
nicht  benefiziarisch  besass.  Der  Bruttowerth  beläuft  sich  in$- 
gesammt  auf  — ,  der  Betrag,  für  welchen  die  Anerkennung 
erfolgen  soll. 

3.  Der  Verstorbene  besass  keine  Immobilien  im  Vereinigten 
Königreich. 

Alles  dies  entspricht  der  Wahrheit  nach  meinem  besten 
Wissen  und  Dafürhalten! 

Beschworen  u.  s.  w. 
Auf  Grund    dieser   beiden   eidhchen  Erkläningen  wurde  der 
Testamentsvollstrecker,  nachdem  die  Nachlasssteuer  entrichtet  war. 
als  executor  anerkannt ;  die  Anerkennungsurkunde  wurde  bei  den 
englischen  Gesellschaften    produzirt,    und    liess    der  Testaments- 
vollstrecker   alsdann    die  Antheile    auf   die    Erben    umschreiben. 
In  dem  Oath  for  Executor  ist  von  letztwilligen  Zuwendungen  i\ie 
Rede.     Es  ist  dies  die  genaue  Uebersetzung  von  legacies.    Lega- 
cies  sind  keine  Legate  im  strengen  Sinne  dieses  Wortes.     Denn 
Legaten    stehen  Erbtheile    gegenüber,   welche    in  England   nicht 
vorkommen    können.     Das    englische  Recht   operirt  nur  mit  Re- 
präsentanten und  mit  benefiziarisch  Berechtigten  und  die  letzteren 
heissen  legatees.     Vom  Standpunkte   des   englischen  Rechtes  be- 
trachtet   ist    der    deutsche  Erbe    sowohl  Repräsentant   und  zwai 
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QfliTerseller  Repräsentant ,  als  auch  benefiziarisch  Berechtigter 
J.  i.  legatee. 

V.  Als  letzter  Fall  dürfte  noch  ein  Nachlassfall  zu  be- 
»rechen  sein ,  in  welchem  sich  das  letzte  Domizil  in  England 
fand.  Der  vorzuführende  Fall  ist,  abgesehen  von  dem  eng- 
chen Domizil,  auch  noch  in  zwei  anderen  Beziehungen  von 
teresse:  einmal  giebt  er  ein  Beispiel  eines  administration  bond 
'  den  Testatfall,  und  sodann  war  der  Nachlassfall  in  fiskalischer 
Ziehung  nach  der  neuen  Finance  Act  zu  behandeln,  da  der 
Stator  nach  dem  1.  August  1894  verstorben  war.  Der  zuletzt 
England  domizihrte  Verstorbene  hatte  eine  dem  englischen 
»cht  entsprechende,  letztwillige  Verfügung  hinterlassen,  welche 
ine  Wittwe  zur  executrix  ernannte.  Letztere  begab  sich  bald 
iCh  dem  Tode  ihres  Ehemannes  zu  ihren  Verwandten  nach 
reussen  und  ersuchte  eine  englische  Bank  um  Auszahlung  eines 
einen  Guthabens,  welches  Bestandtheil  des  Nachlasses  bildete. 
►ie  Bank  lehnte  das  Ersuchen  vorläufig  mit  dem  Bemerken  ab, 
ass  probate  bezw.  letters  of  administration  zu  produciren  seien. 

Die  Wittwe  war  zunächst  um  Einsendung  des  Originals  der 
itztwilligen  Verfügung  zu  ersuchen,  und  ferner  darauf  aufmerk- 
am  zu  machen,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten, 
reiche  eine  Eidesleistung  in  Preussen  bereitet,  es  vorzuziehen  sei, 
ine  Person  in  England  zu  ermächtigen,  sich  zum  administrator 
•estellen  zu  lassen. 

Zu  berücksichtigen  war  sodann,  dass  im  Falle,  wo  der  Ver- 
torbene  zidetzt  in  England  domizilirt  ist,  seit  der  neuen  Finance 
Lct  nicht  bloss  die  englischen,  sondern  auch  die  ausländischen 
■achlassstücke  steuerpflichtig  sind;  dass  ferner  Begräbnisskosten 
id  englische  Nachlassschulden  zu  kürzen  sind ;  und  dass  endlich 
ß  ausländischen  Nachlassstücke  sich  um  den  Betrag  der  aus- 
idischen  Nachlassschidden  und  um  die  etwa  entrichtete,  aus- 
idische  Nachlasssteuer  verringern. 

Die  Wittwe  sandte  das  Original  der  letztwilligen  Verfügung 
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ein ,  vollzog  die  förmliche  Vollmacht  (vergleiche  Fall  I)  i 
klärte;  dass  in  England  nur  das  gedachte  Guthaben,  im  A 
dagegen  Nachlassstücke  im  etwa  SOfachen  Werthe  diesi 
habens  vorhanden  seien.  Eine  Nachlasssteuer  war  im  A 
(Königreich  Sachsen)  nicht  entrichtet,  wohl  aber  warei 
Begräbnissunkosten  sowohl  englische  wie  ausländische  !N 
schulden  zu  kürzen. 

Der  englische  Bevollmächtigte  der  executrix  erwirk 
Bestellung  zum  administrator  auf  Grund  folgender  drei  Ur 
1.  Oath  for  Administrator  (vergleiche  Fall  II),  2.  Inland  '. 
Affidavit,  welches  seit  der  Finance  Act  höchst  komplizirt( 
ist,  und  3.  Administration  Bond  für  Testatfalle.  Dies< 
unterscheidet  sich  von  dem  im  Intestatfalle  zu  vollziehend( 
(vergleiche  Fall  II)  im  Wesentlichen  dadurch,  dass  der 
strator  gelobt,  die  letztwilligen  Verfugungen  zur  Ausfüh 
bringen. 

Die  vorstehenden  fünf  Fälle  dürften  dem  Leser  di( 
sächhchen  Formen  vorgeführt  haben,  in  welchen  sich  d 
fahren  zu  bewegen  hat.  Mögen  die  Umstände  des  e 
Falles  auch  noch  so  sehr  von  denjenigen  abweichen,  we 
obigen  fünf  Fälle  begleiteten,  es  wird  sich  immer  entwc 
die  Anerkennung  eines  executor  oder  um  die  Bestellui 
administrator  handeln.  Im  Hinblick  auf  die  Eigenthümli 
des  englischen  Nachlassrechts  ist  wohl  in  allen  Fällen 
rathen,  vor  der  Vornahme  irgendwelcher  Schritte  den  Thal 
einem  englischen  Anwalte  vorzulegen,  und  denselben  in  e 
nellen  Fällen  zu  instruiren,  die  Ansicht  des  englischen  ]S 
gerichts  über  das  einzuschlagende  Verfahren  womöglich  im 
festzustellen,  um  ein  oft  recht  kostspieliges  Experimen 
vermeiden.  Man  sollte  endhch  in  Deutschland  nicht  a 
Auge  lassen ,  dass  nicht  bloss  das  englische  Nachlassre< 
deutschen  Juristen  fremd  und  eigenartig  erscheint,  sondt 
auch  der  enghsche  Jurist  dem  deutschen  Erbrecht  gegenü 
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laloger  Lage  befindet.  Die  Begriffe  executor  und  admini- 
or  erscheinen  dem  Einen  mysteriös,  der  BegrifT  Erbe  dem 
?m  im  gleichen  Grade.  Die  natürliche  Folge  ist,  dass  sehr 
lissverständnisse  vorliegen,  wo  in  voreiliger  "Weise  das  aus- 
sehe Recht  selbst  getadelt  wird.  Derartige  Missverständnisse 
en  wohl  nur  von  deutschen  Juristen  aufgeklärt  werden,  welche 
dem  englischen  Nachlassrecht  vertraut  sind;  oder  von  eng- 
5n  Juristen ,  welche  sich  mit  den  deutschen  Erbrechten  be- 
b  gemacht  haben.  Die  Verfolgung  deutscher  Erbrechte  ist 
ngland  ebenso  wohl  durchzuführen,  wie  die  Geltendmachung 
lechte  von  executors  und  administrators  im  deutschen  Reiche. 
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Dr.  Karl  von  Stengel,  Frhr.,  Wörterbuch  des  deutschen  Vervil* 
tungsrechts.  Zweiter  Ergänzungsband.  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck), 
Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig  1893. 

Die  rasch  pulsirende,  schöpferische  Kraft  der  Verwaltung  hat  dem 
ersten  Ergänzungsbande  des  beliebten  Werkes  in  kurzer  Frist  einen  zweiten 
zugesellt.  Ausser  den  uoth wendig  gewordenen  Nachträgen  und  neben  der 
Ausfüllung  von  Lücken  bringt  derselbe  in  einer  Reihe  von  Artikeln  eine  ein- 
gehende Schilderung  der  Justizverwaltung. 

]\lag  auch  die  Gleichstellung  dieses  Zweiges  der  Staatsverwaltung  mit 
den  übrigen  Gebieten  derselben  für  ein  Wörterbuch  des  »Verwaltungirediti* 
nicht  absolut  geboten  erscheinen ,  so  enthalten  doch  die  einschlägigen  neb- 
kundigen  Erörterungen,  namentlich  von  Seüffert,  Stengel,  von  Risa, 
Pfafferotu  und  Frommhold  für  den  Verwaltungsbeamten ,  welcher  vsr 
beschadet  der  grundsätzlichen  Trennung  durch  tausend  Fäden  mit  der  Joitiz 
verbunden  ist,  des  Belehrenden  und  praktisch  Verwerthbaren  genug. 

Freilich  ist  es  für  den  Juristen  keine  leichte  Aufgabe,  in  der  Fülle  der 
organisatorischen  Bestimmungen  die  für  die  Verwaltung  Interesse  bietenden 
Gesichtspunkte  festzuhalten,  und  so  kann  Referent  nicht  verhehlen,  datier 
beispielsweise  eine  Kürzung  der  Artikel  über  Elbzoll-  und  RheinscbifflUtftf- 
gerichte,  über  Schiedsmänner  und  über  das  Hinterlegungswesen  gerne  gjtp^ 
eine  ausführlichere  Behandlung  der  Licht-  und  Schattenseiten  der  Schöffen- 
gerichte, der  Straf  befehle  und  des  Strafvollstreckungsrechtes  cingetanseht  bitte. 

Die  Fehde,  ob  Schwur-  oder  Schöffengerichte  ist  gerade  jetit 
lebhafter  entbrannt;  möge  bei  der  Entscheidung  auch  die  Stimme  der  \*- 
theiligten  Amtsanwälte  einige  Beachtung  finden;  Scholastik  und  Schablone 
dürfte  den  Schöffengerichten  schwerlich  vorzuwerfen  sein.  Dagegen  wiie 
eine  weitere  Ausgestaltung  der  amtsrichterlichen  Hauptverhandlung  ohne 
Zuziehung  von  Schöffen  auch  bei  Nothwendigkeit  des  Zeugenverhores  und 
für  einzelne  Vergehenssachen  nicht  unerwünscht. 

Die  Abkürzung  des  Verfahrens  bei  den  Strafbefehlen  wird  dnrch 
ein  reich  ausgebildetes  System  der  zulässigen  Rechtsmittel  (Einsprach,  B^ 
rufung,  Revision)  zum  Theile  wieder  wett  gemacht,  eine  Eracheinung,  wekbe 
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von  der  verkümmerten  Revision  gegen   erstinstanzielle  Urt heile   der  Straf- 
kammern bedeutend  absticht. 

Auch  die  Langsamkeit  der  Strafvollstreckung,  namentlich  bei  Ver- 

niogensstrafen  (Umwandlung  in  Freiheitsstrafe,  Abwendung  der  letzteren  durch 

^flig  der  Geldstrafe  ohne  Rücksicht  auf  die  Kosten  des  Verfahrens !)  bildet  einen 

^"nnden  Punkt  unseres  Strafprozesses  in  gleichem  Grade  wie  die  nicht  zu  recht- 

fertigende  Schwäche  des  Verbotes  der  reformatio  in  pejus  bei  der  Berufung. 

Eine   kühle  Zurückhaltung  beobachtet  Seüffert  gegenüber  den   Ge- 

m ein dege richten,   weil  dieselben  vollständig  aus  rechtlich  nicht  diszipli- 

ii-irten  Elementen  bestehen;    er   glaubt,    auf  juristische  Denk-  und  Willens- 

^cwohnheiten  sollte  die  Rechtspflege  niemals  ganz  verzichten  und  befürwortet 

die  Verbindung  der  Schiedmannseinrichtung  mit  der  Gemeinde;  Gericht  und 

X^chtsprechung  aber  sollen  die  Staatsgewalt  fest  in  der  Hand  behalten. 

Für  den  guten  Kern  der  Einrichtuug  (s.  auch  Blätter  für  administra- 
tive  Praxis,  Bd.  44,  S.  114 f.)  beweist  aber,  dass  der  Vergleich  trotz  seiner 
.»»anjuristischen"  Xatur    aus   mehr    als    einem  Grande    das   wünschenswerthe 
Ergebniss  eines  Rechtsstreites  ist,   dass  femer  Seüffert  selbst  die  Schwur- 
^richte  als  Bollwerk   gegen  die  Scholastik  und  Schablone   im  Rechtsleben 
iDetrachtet,    obwohl   bei   der    Schuldfrage    der  Einfluss    der   rechtsgelehrten 
Xlichter  fast  ganz  verschwindet,  und  endlich  dass  man  in  einigen  deutschen 
Territorien  früher  mit  guten  Gründen  das  Rügewesen   bezüglich   der  land- 
vrirthschaftlichen    Uebertretungen     den    Gemeinden     anheimgegeben    hatte. 
Zudem  können  die  württembergischen  Gemeindegerichte  nur  unter  Berück- 
sichtigung der  Stellung  der  Gemeinde  im  Staatsorganismus  überhaupt  eine 
gerechte  Würdigung  finden. 

Dass  in  Bayern  die  Landgerichte  auch  zur  Führung  der  Register  über 
die  „anerkannten  Vereine"  berufen  sind,  geht  aus  Art.  4  des  Gesetzes 
^om  29.  April  1869  und  Art.  28  Abs.  1  des  Ausführungsgesetzes  zum  Reichs- 
g^richtsyerfassirngsgesetz  klar  hervor  und  beruht  die  gegentheilige  Ansicht 
(S.  14  Anm.  3)  auf  einem  Versehen. 

Durch  SABTORros  hat  das  Recht  der  Stiftungen  eine  fast  mono- 
graphische Darstellung  gefunden,  welche  um  so  dankenswerther  ist,  als  hier 
das  zunächst  massgebende  bürgerliche  Recht  vielfach  durch  das  öffentliche 
Hecht  nach  Entstehung,  Bestand,  Verwaltung  und  Zwecken  der  Stiftung 
Ijeeinflusst  wird. 

Sehr  zu  begrüssen  ist  die  Vertretung  des    internationalen  Rechts 
in  den  beiden  Artikeln    „Nichtstreitige   Gerichtsbarkeit"    und  „Rechtshilfe" 
durch  Böhm,  den  Herausgeber  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrecht;  spielt  ja  doch   bei   uns  das  Völkerrecht  noch   immer  die  Rolle 
des  Aschenbrödels  im  Vergleich  zu  den  anderen  Juristischen  Disziplinen  trotz 
der  erhöhten  Anforderungen,  welche  die  fortwährend  sich  steigernden  inter- 
nationalen Beziehungen  gleichmässig  an  den  Richter  wie  an   den   Beamten 
der  Staats-  und  Selbstverwaltunsr  stellen. 
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Begreiflicher  Weise  ist  seit  Erscheinen  des  besprochenen  Ergaozungs- 
bandes  das  Staatsleben  nicht  stille  gestanden;  schon  jetzt  liegt  auf  allen 
Gebieten  der  Verwaltung  Stoff  für  einen  folgenden  Ergänzungsband  in  nicht 
unbeträchtlicher  Menge  vor,  ganz  abgesehen  von  den  viel£Eu:h  au^tinchteD 
Gesetzgebungsproblemen  und  den  immer  mächtiger  drängenden  Fordemn^D 
der  sozialen  Verwaltung. 

Die  Raschlebigkeit  derselben  ist  im  Gegensätze  zur  Beständigkeit  de^ 
Civilrechts  für  zusammenfassende  "Werke  eine  kaum  erwünschte  Beigabe: 
die  grosse  Mühe,  mit  dem  Leben  einigermassen  gleichen  Schritt  zu  halten. 
wird  noch  gesteigert  durch  die  Gefahr  des  Veraltens  der  einzeUien  Erörte- 
rungen, welche  hier  in  ungleich  höherem  Grade  droht.  Herausgeber  aod 
Verlag  haben  aber  bisher  den  Beweis  erbracht,  dass  sie  es  versuchen  und 
verstehen,  soweit  überhaupt  möglich,  dieser  Schwierigkeit  Herr  zu  werden. 

Dr.  Leopold  Menziuger. 


Dr.  V.  Sicherer,  Friedrich,  Die  gemeindliche  Finanz-,  Polizei-  und 
Strafgewalt   in    Bezug   auf  Verbrauchssteuern  und  andere 
örtliche  Abgaben   nach   den  Artikeln  40  und  41  der  baye- 
rischen   Gemeindeordnung    für   die    Landesteile  diesseits 
des  Rheins.     München  1893.     87  S. 
Der  Verfasser  behandelt  in  klarer  und  anschaulicher  Weise  einen  nicht 
unw^ichtigen  Gegenstand  der  gemeindlichen  Finanzgewalt,  in  welchem  durch 
die  gemeindliche  Autonomie  ein   umfangreiches  Polizeirecht   und  ein  eigeu- 
artiges  Strafverfahren  ausgebildet  wurde.    Das  Bestreben,  auch  den  politische!*- 
Gemeinden  für  ihre  Ausgaben  ähnliche  Einnahmequellen  zu  erschliesseu,  wi^ 
sie  in  ausgiel)iger  Weise   der  moderne  Staat  für   sich   beansprucht,   liat   i* 
vielen  Ländern  gleichwie  in  Bayern,  im  Anschlüsse  an  älteres  Herkommt*^ 
zur    Einführung    von    gemeindlichen    Verbrauchssteuern    (Oktrois,    Konsuu  ^ 
gebühren)  und  sonstigen  nicht  unter  den  Begriff  der  Umlagen  fallenden  örC 
liehen  Abgaben  treführt. 

Die  Verbrauchssteuern,  namentlich  Getreide-,  Mehl-,  Lokalmalzauf>chlag:::: 
sollen   iunerhall)    der   gesetzlichen   Schranken   die   im  Gemeindebezirke   her 
gestellten  Erzeugnisse  treffen,    vorbehaltlich  der  für  den  Durchgangs  verkeilt 
und  für  die  Ausfuhr  in  bestimmtem  Umfange  bestehenden  Pflicht  der  Rück 
Vergütung.     Als  Entgelt  der  Benützung  des  gemeindlichen  Eigenthums,   de^ 
gemeindlichen  Anstalten  und  Unternehmungen  können  örtliche  Abgaben  »r- 
hoben    worden.     Zur  Kontrole    und    Sicherung    dieser  Gefälle   sind   die  (ie- 
meindcn  befugt,  ortspolizeiliche  Vorschriften  über  Defraudationen  uml  Kontra^ 
V(!ntionen  zu  erlassen ;  deren  Verletzung  zieht  ein  eigenthümlich  ausgebildeiO'^ 
Subniissionsverfahron  nach  sich,  in  welchem  der  Betroffene  sich  dem  gemciiHi- 
li(;lien  Strafbescheide  unbedingt  unterwerfen  oder  gegen  denselben  das  ordoni- 
liehe  Gericht  anrufen  kann.  Dr.  Leopold  Menziuger. 
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i.  Dr.  T.  Seydely  Max,  Das  Staatsrecht  des  Köuigreichs  Bayern. 

2.  Aufl.  Freiburg  und  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr  (P.  Siebeck)  1894.  343  S . 
*.  Br.  Laband,  Paul,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.  2.  Aufl. 

Freiburg  und  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr  (P.  Siebeck)  1894.    276  S. 
Leoni^   Albert^    Das  Verfassungsrecht  von   Elsass-Lothringeu. 

Freiburg,  J.  C.  B.  Mohr  (P.  Siebeck)  1892.     180  S. 
Leoni,    Albert,   und  Mandel,    Karl,    Das   Verwaltungsrecht   von 

Elsass-Lothringen.    Freiburg  und   Leipzig   1895,  J.  C.  B.  Mohr 

(P.  Siebeck).  307  S. 
Die  sämmtlichen  voraufgefiihrten  Werke  deutscher  Staatsrechtswissen- 
aft  gehören  mit  Ausnahme  des  Verfassungsrechts  des  Rcichslandes  dem 
udbuche  des  öffentlichen  Rechts  an.  Von  Marqüardskn  begründet  und 
er  Mitwirkung  von  Setdel  fortgesetzt,  wird  dasselbe  von  dem  Letzteren 
ien  das  deutsche  Staatsrecht  betreffenden  Theilen  in  zweiter,  vermehrter 
l  verbesserter  Auflage  herausgegeben.  In  dieser  sind  alle  Staatsrechte  der 
:elnen  Staaten  nach  einem  einheitlichen  Schema  angelegt.  Unbestreit- 
wird  damit  der  Werth  des  Sammelwerks  als  Nachschlagebuch  durch 
ssere  Uebersichtlichkeit  und  Vollständigkeit  nicht  unwesentlich  erhöht, 
er  nicht  ohne  Beeinträchtigung  der  Lidividualität  der  Mitai'beiter,  welche 
1  mitunter  durch  eine  skizzenhafte  Behandlung  der  aufgedrungenen  Materie 
r  ungleiche  Werthung  der  einzelnen  Theile  schadlos  halten.  So  kann  wohl 
ig  bezweifelt  werden,  ob  das  jetzt  einbezogene  Verwaltungsrecht  überall 
ier  ihm  gebührenden  Darstellung  gelangt  ist.  Auch  lässt  sich  nicht  in 
•ede  stellen,  dass  die  Uniformirung  der  Abhandlungen  ihre  Lektüre  nicht 
ussreicher  gestaltet;  doch  ist  zuzugeben,  dass  die  gewählte  Methode  für 
Praktiker,  wenn  er  die  Systematik  des  Handbuchs  kennt,  werthvoller  ist 
ein  noch  so  ausführlich  gehaltenes  Sachregister.  Dass  die  Quellennach- 
sungen  und  Litteraturangaben  vollständig  ergänzt  und  mit  besonderer 
gfalt  behandelt  wurden,  bedarf  bei  dem  bewährten  Rufe  des  Handbuchs 
eines  Musterwerkes  keiner  Hervorhebung.  Sehr  zu.  wünschen  wäre,  dass 
Herausgeber  und  Verleger  gelingen  möge,  den  Umfang  des  Gesammt- 
rkes  im  Literesse  der  rechts  vergleich  enden  "Wissenschaft  und  der  Fort- 
wicklung des  Völkerrechts  durch  Aufnahme  des  Staatsrechts  der  wieh- 
eren aussereuropäischen  Völker  zu  erweitern ;  unterliegt  es  ja  doch  keinem 
rcifel,  dass  die  Kenntniss  des  Staatsrechts  der  fremden  Länder  auf  die  Ge- 
ltung der  internationalen  Beziehungen  von  massgebendem  Einfluss  ist. 

Bei  dem  Werke  von  Setdel  verdient  die  zweite  Auflage  den  Namen 
aer  vermehrten  und  verbesserten  Auflage  weniger  durch  die  unwesentliche 
rböhung  der  Seiten-  und  Paragraphenzahl,  als  wegen  der  durchgängigen 
«Vision  des  ganzen  Stoffes  nach  dem  neuesten  Stande  der  Gesetzgebung; 
e  bildet  aber  überdies  eine  willkommene  Ergänzung  zu  dem  nunmehr  auch 
Qsserlich  durch  einen  stattlichen  Registerband  zum  Abschluss  gelangten 
rossen  „Bayerischen  Staatsrechte"  desselben  Verfassers  (7  Bände,  Freiburg 
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1887 — 1894),  in  welchem  gerade  mit  Rücksicht  auf  das  ErscheiDen  der  za 
besprechenden  Ausgabe  von  Nachträgen  abgesehen  wurde.    Das  Verwiltungf- 
recht  hatte  Setdel  bereits  in  der  ersten  Auflage  berücksichtigt;  auch  sonst 
ist  die  Systematik  des  Buches  wesentlich  nur  durch   die  Stellung  des  G^ 
meinderechts  nach  dem  staatlichen  Finanzrecht  verändert. 

Dass  im  Grossen  und  Ganzen  die  Grundanschauungen  des  Verfassen 
die  gleichen  geblieben  sind,  kann  sicherlich  nicht  Wunder  nehmen.  Du  gut 
insbesondere  von  der  starken  Betonung  des  Herrscherrechts,  dem  gegenfiber 
der  Staat  nicht  als  organisches  Gemeinwesen  oder  als  organisirtes  Volk« 
sondern  nur  als  Gegenstand  der  Herrschaft  nach  Land  und  Volksgenofsen 
erscheint  und  der  einzelne  Staatsangehörige  lediglich  als  Untertban  der 
Staatsgewalt  ohne  Grund-  und  Freiheitsrechte  in  Betracht  kommt,  was  ja 
auch  bei  dem  Enteignungsrechte  zu  Tage  tritt  und  nicht  minder  bei  der  \e^ 
körperung  des  Fiskus  in  dem  Könige  als  Inhaber  des  Staatsvermf^ens.  Du 
alte  „l'etat  c'est  moi"  ist  der  Grundzug  der  Auffassung  Setdel's  von  dem  W 
hältniss  zwischen  Herrscher  und  Staat;  natürlich  nicht  in  dem  berüchtigta 
Sinne,  welchen  der  grosse  Sonnenkönig  dem  Wort  gegeben,  sondern  im 
Sinne  des  konstitutionellen  modernen  Staatsrechts,  nach  welchem  in  Baren 
die  Verfassungsurkunde  kraft  der  königlichen  Gewalt  besteht  und  diese  eioe 
allumfassende  und  zu  eigenem  Recht  zustehende  Gewalt  darstellt  Gerade 
hier,  bei  der  prinzipiellen  Frage  nach  dem  Wesen  des  Staates  und  der  Herr 
Schaft  trifft  aber  das  Wort  des  Verfassers  zu,  dass  die  praktisch-politiicbe 
Bedeutung  der  Meinungsverschiedenheiten  vielfach  weit  überschätzt  wird,  dass 
auch  kaum  eine  staatsrechtliche  Einzelfrage  sich  aulHnden  lässt,  in  welcher 
jene  grundsätzliche  Meinungsverschiedenheit  Gleichheit  der  Ansicht  au8schl«)«se, 
wie  auch  umgekehrt  die  Meinungsgleichheit  in  Bezug  auf  die  rechtliche  Nitur 
des  Staates  und  der  Herrschaft  Meinungsverschiedenheiten  in  sehr  wichtigen 
Einzelfrageu  nicht  verhütet.  Zudem  ist  zu  bedenken,  dass  die  Verfa^sQQ? 
eines  Staates  nur  den  leeren  Rahmen  abgeben  kann,  innerhalb  dessen  das 
reiche  staatliche  Leihen  zur  Entfaltung  kommt,  und  dass  diese  vorzugswei^ 
von  den  Persönlichkeiten  abhängt,  welche  im  Staate  zur  Arbeit  berufen  siinl 
und  so  das  todte  Verfassungswort  in  die  lebendige  That  umsetzen.  I^* 
Praxis  des  Staatsrechts  hat  ja  eine  weit  höhere  Aufgabe  als  die  blosse  a^** 
loorcnde  Anwendung  der  Rechtssatzung  und  zu  nicht  geringem  Theile  wir^ 
nie  von  Erwägungen  bceinflusst,  welche  nicht  dem  Bereiche  des  jus  stricti^'' 
outstamnien. 

In  Bezug  auf  Einzelheiten  natürlich  ist  durch  das  Festhalten  an  «1  * 
IVinzipien  ein  Wechsel  in  der  Ansicht  nicht  ausgeschlossen.  So  hat  Seyd:^ 
um  nur  ein  Beispiel  anzufülircn,  den  absolut  verneinenden  Standpunkt  h  ^ 
sichtlich  der  Zulässigkeit  einer  Verfassungsänderung  unter  der  Regentsch^ 
verlassen;  wesentlich  im  Anschlüsse  an  Kohler  (Hirth's  und  Seydel's  Annal 
lies  D(Mitschen  Reichs  1888,  S.  1  f )  betont  er  mit  vollem  Recht,  da.*s  c 
Frajre,   ungeachtet    sie  in  den  bayerischen  Kammerverhandlungen   nicht  1 
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sonders  gefördert  wurde,  durch  mehrere  gesetzgeberische  Akte  thatsächlich 
wreits  bejaht  worden  sei,  namentlich  durch  das  Gresetz  vom  26.  Okt.  1887, 
reiches  trotz  des  Titels  einer  authentischen  Auslegung  nichts  anderes  als  ein 
'erfassungsänderungsgesetz  ist.  Freilich  unterscheidet  Seydel  zwischen  Un- 
iilässigkeit  und  Unmöglichkeit  der  Verfassungsänderung,  so  dass  damit  der 
aiize  Gegenstand  der  juristischen  Deduktion  entrückt  und  dem  Gebiete  der 
olitik  anheimgegeben  wird  (s.  auch  Setdel  in  Blätter  für  administrative 
raxis,  Bd.  45,  S.  6ff.)- 

Erklärlicher  Weise  gibt  ein  Handbuch  des  bayerischen  Staatsrechts 
cht  den  Raum  zu  einer  eindringenden  Würdigung  des  Verhältnisses  Bayerns 
m  Deutschen  Reiche;  dasselbe  konnte  denn  auch  in  dem  vorliegenden 
erke  nur  an  einigen  wenigen  Stellen  berührt  werden.  Wenngleich  die  be- 
nnte,  gänzlich  selbständige,  übrigens  wohl  begründete  Auffassung  Seydel's 
dem  „Kommentar  zur  Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich"  (1873) 
d  in  den  „staatsrechtlichen  und  politischen  Abhandlungen"  (1893),  sowie 
mehrfachen  kleineren  Arbeiten  des  Näheren  ausgeführt  ist,  so  muss  doch 
31  Wunsche  Ausdruck  verliehen  werden,  dass  der  Verfasser  seinem  monu- 
ntalen  Werke  über  bayerisches  Staatsrecht  auch  eine  zusammenfassende 
1  ei-schöpfende  Darstellung   des  deutschen  Staatsrechts  beigesellen  möge. 

Entstehung  und  Entwicklung  des  jungen  Reiches  bieten  ja  für  die  Staats- 
htswissenschaft  manch'  schwieriges,  der  Konstruktion  nahezu  unzugäng- 
les  Pioblem,  und  unbeschadet  der  Macht  der  Thatsachen  ist  auch  das 
Ikerrecht  darüber  noch  nicht  einig  gew^orden,  unter  welche  der  alther- 
)rachten  Eintheilungen  das  neue  Staatengebilde  zu  rechnen  sei.  Die  Frage 
dich  wird  selten  genug  aufgeworfen,  ob  diese  Schablonen  Angesichts  der 
•änderten  politischen  Ideen  und  des  Umschwunges  im  Völkorleben  über- 
jpt  noch  ein  anderes  als  ein  wesentlich  historisches  Interesse  zu  bean- 
■uchen  haben.  Scheut  man  sich  doch  nicht,  die  Vereinigten  Staaten  von 
»rdamerika,  die  Schweiz  und  das  Deutsche  Reich  unter  einen  Begriff  zu 
ingen  oder  richtiger  zu  zwingen,  obwohl  die  inneren  Verschiedenheiten 
ischen  diesen  sogenannten  „Bundesstaaten"  so  gross  sind,  dass  die  Unzu- 
iglichkeit  der  gedachten  Kategorie  eigentlich  ausser  allem  Streite  sein  sollte. 

Unter  den  Lehrern  nun,  welche  es  unternommen  haben,  den  kunst- 
>llen,  aber  vielfach  verworrenen  und  unvollendeten  Verfassungsbau  des 
eutschen  Reiches  klarzustellen,  nimmt  Laband  anerkannt  eine  führende  Stel- 
lüg  ein,  für  welche  auch  die  angezeigte  neue  Auflage  seines  deutschen  Staats- 
ichts  vollen  Beweis  erbringt. 

Nach  Laband  ist  das  Reich  ein  Rechtssubjekt,  ein  verfassungsmässig 
rganisirter,  korporativer  Staatenstaat,  dessen  Centralgewalt  souverän  ist, 
«^ährend  die  Einzelstaaten  eigentlich  mediatisirt,  genauer:  zwar  noch  Staaten 
iiit  IJnterthanen  sind,  aber  ihre  Souveränität  eiugebüsst  haben.  Diese  Ansicht 
hat  gewiss  Vieles  für  sich,  sofern  es  sich  um  rein  logische  Folgerungen  aus 
Begriffen  handelt,  welche  freilich  zum  Zwecke    der  Konstruktion   erst  auf- 
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gestellt  werden  müssen.  Sie  wäre  auch  sicherlich  nicht  zu  beanstanden,  vemi 
sie  die  Entstehungsgeschichte  des  Reiches  und  namentlich  die  Absicht  der 
sämmtlichen  Kontrahenten  der  Bundes-  bezw.  Reichsver£si88ung  unbestritteo 
für  sich  hätte.  Diese  Verfassuug  und  mit  ihr  das  Bundesverhältniss  nicht  für 
ein  völkerrechtliches  Verhältniss  zu  erachten,  sondern  als  ein  für  alle  einsehm 
Staaten  verbindliches  Gesetz  auszulegen,  welches  auf  einer  über  ihnen  stehen- 
den Macht,  auf  dem  staatlichen  Willen  der  Gesammtheit  beruht,  ist,  wie  man 
auch  den  Vorgang  sich  zurechtlegen  mag,  immerhin  gekünstelt,  zumtl  die 
„Gesammtheit",  der  Gesetzgeber,  eben  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Verträge 
in  der  realen  Welt  gar  nicht  existirte.  Es  ist  auch  nicht  abzusehen,  wanm 
der  Begriff  des  Staatenbundes  nicht  ausreichen  sollte,  um  alle  die  geschicht- 
lich gewordenen  Eigenthümlichkeiten  in  dem  Verhältnisse  der  deutschen 
Gliedstaaten  zum  Reiche  in  genügender  Weise  zu  erklären;  denn  eineneit« 
stehen  doch  auch  die  halbsouveränen  Staaten  zu  ihrem  Souzerän  nur  in  eineiü 
völkerrechtlichen  Verhältniss  und  andererseits  kann  auch  ein  völkerrechtlicher 
Bund  die  verbündeten  Staaten  so  enge  und  innig  umschliessen ,  das«  ille 
wichtigeren  staatlichen  Aufgaben  zu  gemeinsamen  Aufgaben  werden,  A  h. 
durch  die  Gesammtheit  erfüllt  und  von  ihrem  Willen  geleitet  werden.  Der 
Satz,  dass  die  ganze  Rechtssphäre  der  Einzelstaaten  zur  Disposition  des  ver- 
fassungsmässig erklärten  Willens  des  Reiches  steht  (die  „berühmte*  Cofu- 
petenz-Competenz  Hänel's),  ist  ja,  so  absolut  hingestellt,  eigentlich  dieVer 
neinung  der  Rechtssphäre  der  Einzelstaaten  überhaupt;  denn  was  in  jedem 
Augenblick  rechtlich  genommen  werden  kann,  besitzt  man  nicht  zu  Recht, 
wenn  man  es  auch  thatsächlich  inne  hat.  Allein  der  Satz  verliert  wesentlich 
seinen  Schrecken,  sobald  man  über  der  Personifikation  des  Reiches  nicht  Ter- 
gisst,  dass  es  eben  wieder  die  Einzelstaaten  sind,  welche  in  ihm,  in  ihrer 
Zusammengesellung  das  ganze  staatliche  Leben  ausmachen.  Auch  der  Vor- 
rang der  Reichsgesetze  vor  den  Landesgesetzen  ist  eben  so  wenij^  ein  un- 
trügliches Kennzeichen  für  die  Verneinung  des  völkerrechtlichen  Bandes,  w:- 
das  Vorliandensein  eigener  Reichsorgane.  Denn  auch  bei  eioeni  volkfr 
rechtlichen  Verbände  können  die  Bundeszwecke  und  die  zu  ihrer  Ausfühnu : 
erlassenen  Anordnungen  den  Landesgesetzen  voi;gehen.  Zuzugeben  ist  natür- 
lich, dass  das  Reich  nicht  ein  Staatenbund  nach  dem  Cluster  des  altt^'-^ 
Deutschen  Bundes  ist,  aber  nicht  einzuräumen  ist,  dass  der  Begriff  des  Staatfi- 
bundes  nicht  umfassender  sein  sollte,  als  er  in  dieser  geschichtlichen  Tba>- 
sache  sich  verkörjiert  hat.  IVIuss  sich  doch  auch  der  Begriff  de>  Bun<le*- 
Staates  von  seinen  Anhängern  manche  Modifikation  in  der  Anweu'lon-' 
gefallen  lassen  und  unbestreitbar  liegt  auch  hier  eine  Meinungsverschiedenheit 
vor,  welche  praktisch-i>olitisch  durchaus  nicht  so  weltbewegend  ist.  als  es «-' 
den  ersten  Blick  erscheinen  könnte. 

Dasselbe  gilt  von  der  Kontroverse  über  den  Begriff*  des  formellen  uii 
materiellen  Gesetzes,  und  wenn  mau  auch  nicht  so  weit  gehen  will  als  ^  v- " 
THIER  (Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Belgien  1892,  S.  77),    das^  nan:!»^"^ 
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tlwas  Willkürliches  darin  liege,  dem  theoretischen  Begriff,  welchen  man  sich 
ron  dem  Gesetze  mache,  praktische  Folgen  beimessen  zu  wollen,  so  muss 
dennoch  betont  werden,  dass  die  Streitfrage,  welche  fast  eine  Ueberproduktion 
tn  Litteratur  im  Gefolge  gehabt  hat,  weniger  aus  allgemein  staatsrechtlichen 
Begriffen  gelöst  werden  darf,  als  aus  dem  konkreten  Verfassungsrechte,  soll 
mcht  die  Beweisführung  grossentheils  in  ein  petitio  principii  ausarten.  Auch 
das  Gespenst  der  lex  annua  bei  der  Budgetfeststellung  würde  durch  eine  solche 
Behandlung  bedeutend  an  Harmlosigkeit  gewinnen. 

Nach  dem  Plane  der  zweiten  Auflage  des  Handbuches  wurde  das  elsass- 
bthringische  Verfassungsrecht  in  die  Bearbeitung  des  Reichsstaatsrechts  ver^ 
Khmolzen.  Aus  diesem  Siege  der  Ansicht,  dass  das  Reichsland  kein  Staat 
tei,  sondern  nur  einen  Verwaltungsdistrikt  des  Reiches  bilde,  hat  Laband 
tnch  die  äussersten  Folgerungen  gezogen,  indem  er  Elsass-Lothringen  auf 
gleiche  Stufe  wie  die  Schutzgebiete  gestellt  und  dem  dafür  geltenden 
Beichsverfassungsrechte  nicht  einmal  volle  neun  Seiten  der  Darstellung  ge- 
widmet hat.  Trotz  ihrer  Folgerichtigkeit  wird  diese  Zusammenfassung  von 
Tielen  Seiten  befremdend  empfunden  werden  und  als  nur  zu  sehr  geeignet, 
die  Bedeutung  der  Reichslande  in  ein  ungünstiges  Licht  zu  setzen.  Dass  die 
neue  Anordnung  den  Vertretern  der  gegentheiligen  Auffassung,  welche  in 
Elsass-Lothringen  einen  wirklichen  Staat  oder  doch  ein  in  der  Entwicklung 
uch  einem  solchen  und  zwar  nach  dem  Vorbilde  der  deutschen  Einzelstaaten 
begriflenes  Gemeinwesen  sehen,  nach  keiner  Richtung  gerecht  werden  kann, 
liegt  auf  der  Hand. 

Diese  Lücke  wird  durch  Leoni,  „Verfassungsrecht  von  Elsass- 
Lothringen**,  in  glücklicher  Weise  ausgefüllt.  Das  Buch  ist  eine  erweiterte 
Anflage  des  im  Jahre  1883  im  Handbuche  veröffentlichten  Staatsrechts  und 
•oll  in  übersichtlicher,  gedrängter,  systematischer  Darstellung  über  das  gel- 
tende Landesrecht  Aufschluss  geben.  Der  Verfasser  geht  in  seinen  Er- 
wägungen über  die  rechtliche  Natur  der  Reichslande  und  ihrer  Verfassung 
fon  wesentlich  anderen  Gesichtspunkten  aus  als  Laband. 

Das   zeigt   sich    schon  bei  Beurtheilung   der  Stellung   des  General- 
gouverncurs   in  der  Zeit  vom  Beginne   der   kriegerischen  Okkupation  bis 
war  Vereinigung  der  im  Frankfurter  Frieden  abgetretenen  Gebiete  mit  dem 
Oeotschen    Reiche.     Laband   glaubt,    der    Oberbefehlshaber   der   deutscheu 
Heere  habe   kraft  Völkerrechts    die  von  ihm  okkupirte  französische  Staats- 
gewalt ausgeübt,  was  zur  praktischen  Folge  habe,  dass  die  von  dem  General- 
goovemeur  erlassenen  Anordnungen  die  Kraft  und  Bedeutung  des  französi- 
•eben  Landesrechtes  haben.    Leoni  dagegen  erblickt  darin  nicht  Willensakte, 
welche  an  Stelle  der  suspendirten  französischen  Staatsgewalt  und   für  diese 
torgenommen  wurden,  sondern  Willensakte  der  durch  den  Generalgouvemeur 
reprisentirten  deutschen  Staaten,  welche  selbst  zur  Herrschaft  berufen  waren; 
umhin  habe  derselbe  von  Anfang  au   imd   nicht   erst  seit  dem  Friedensver- 
tnge  die  deutsche  Staatsgewalt  ausgeübt. 

31* 
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Die  Streitfrage  gehört  eigentlich  vor  das  Forum  des  Völkerrechts  Vi 
die  historischen  Thatsachen  haben  dortselbst  auch  schon  mehrfach  Kna] 
erfahren  (s.  Calvo,  Le  droit  international  public,  4.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  212£|, 
So  viel  ist  sicher,  dass  es  sich  bei  Annahme  der  Ansicht  von  Labakd  diu 
eine  höchst  eigenthümliche  Art  der  Stellvertretung  handeln  würde,  welche 
weder  auf  dem  "Willen  des  Vertretenen  beruhte,  noch  auch  schwerlich  in  der 
Absicht  des  Vertreters  gelegen  war.  Die  Behauptung,  es  sei  schon  seit  «lern 
14.  Aug.  1870  die  deutsche  Staatsgewalt  ausgeübt  worden,  ist  selbstverstän«! 
lieh  von  ungewöhnlicher  juristischer  Kühnheit,  sobald  man  diese  Staatsgewalt 
mit  der  in  Folge  der  Reichsverfassung  ins  Leben  getretenen  identifizirt:  >ie 
kann  aber  wohl  begründet  erscheinen,  wenn  man  nicht  ausser  Acht  lässt. 
dass  schon  mit  Beginn  des  Krieges  ein  völkerrechtliches  Band  die  deutf^cheu 
Staaten  geeinigt  hat  und  folglich  auch  eine  Vertretung  dieser  verbündeten 
Staaten  und  eine  Ausübung  von  Hoheitsrechten  in  ihrem  Namen  dunliau« 
nichts  Unnatürliches  an  sich  hat.  Dass  das  damahge  Zwischenstadium  der 
Bundesstaatentheorie  in  der  Erklärung  Schwierigkeiten  bereitet,  kann  nicht 
jreleugnet  werden ;  allein  die  Fventualität  der  Bückgängigmachung  der  Okku- 
pation bildet  möglicher  Weise  für  den  Okkupanten  wohl  ein  starkes  Motiv 
in  seinen  Anordnungen,  so  dass  er  in  ihnen  sogar  das  Interesse  des  hisherisen 
Souveräns  wahren  kann;  dieser  Umstand  vermag  aber  die  Thatsache  nicht 
aus  der  Welt  zu  schatfen,  dass  es  immer  nur  Regierungshandlungen  des  Okku- 
panten selbst  sind  und  dass  zwei  Souveränitäten  auf  einem  und  demsell>eij 
Territorium  unmöglich  neben  einander  bestehen  können. 

Leon'i  behauptet  ferner,  durch  das  Reichsgesetz  vom  9.  Juni  l^'il 
durch  die  üel)ertraguno:  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  an  den  Kaiser  s*-' 
Elsass-Lothrinjren  zu  einem  besonderen  Staatswesen  erhoben  worden,  z'U" 
Sicherung  einer  deutsch-nationalen  Entwicklung  des  Landes  seien  jedoch 'li'' 
eifrenon  Organe  des  llcichcs  mit  den  Regierungsrechten  ausgestattet  und  «t'' 
konstitutionelle  Ausbildung  der  Landesverfassung  der  Entscliei<luDi:  ^^ 
Reiches  vorbehalten  worden.  Dem  Beweise  für  diese  These  sind  nannctU^^ 
die  Ausführungen  über  die  besondere  Staatsangehörigkeit,  die  Stellung.'  '^' 
Landesbeamten  und  die  Bedeutung  der  Landesgesetzgebung  gewidmet. 

Laband  hingegen  hält  daran  fest,  dass  es  in  Elsass-Lothringen  an  eitJ' 
von  der  Rechtspersönlichkeit  des  Reiches  verschiedenen  Subjekte  der  Std^ 
gewalt  fehle  und  daher  die  unter  letzterem  AVort  bezeichnete  Summe  "* 
Hoheitsrechten  eben  eine  Machtbefugniss  des  Reiches  sein  müsse,  also  ' 
Keichsland  kein  Staat  sei. 

Auch  hier  dreht  sich,    wie  man  sieht,    der  Streit  um  Fragen  und 
grifte  (los  allgemeinen  Staatsrechts  und  wiederholt  sich  die  Misslichkeit. 
eijrenthümliches,  in  der  Geschichte  der  neueren  Zeit  einzig  und  ohne  Bei^J 
dastehendes  politisches  Gemeinwesen  einer  allgemeinen  Recht ^^kateirorie  unt 
zuordnen.     Die    letztgedachto,    übrigens    fast    ganz   all<,'emein    angen<»nnii« 
Theorie  hat  gegenüber  der  Einführung  des  Reichsgesetzes  über  die  Erwerbv 
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i  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  in  Elsass-Lothringen 
en  schweren  Stand.  Zwar  meint  Laband,  dies  habe  nur  die  Folge,  dass 
selben  Thatsachen,  welche  in  den  Bundesstaaten  den  Erwerb  und  den  Ver- 
:  der  Staatsangehöripfkeit  und  in  untrennbarem  Zusammenhange  damit  den 

Reich  Sangehörigkeit  begründen,  in  den  Reichslanden  unmittelbar  den 
verb  oder  Verlust  der  Reichsangehörigkeit  bewirken  und   dass    formell 

Behörden  des  Reichslandes  dasselbe  Verfahren  beobachten  wie  die  Be- 
den der  Eiuzelstaaten.  Aber  die  Form  ohne  rechtlichen  Inhalt  kann,  ab- 
ehen  davon,  dass  das  fragliche  Einführungsgesetz  eine  derart  subtile  Unter- 
eidung  nicht  kennt,  doch  nur  wenig  befriedigen  und  die  Auslegung  der 
etzlichen  Bestimmungen  wird  zu  einer  äusserst  gezwungenen.     Wenn  z.  B. 

Elsass-Lothringer  die  bayerische  Staatsangehörigkeit  erwerben  will,  kann 
nach  §  7  des  Gesetzes  die  Aufnahmsurkunde  beanspruchen,  obwohl  EJsass- 
thringen  kein  Bundesstaat  ist,  oder  muss  die  Behörde  Mangels  einer  ge- 
zlichen  Norm  nach  freiem  Ermessen  verfahren,  da  doch  §  8  des  Gesetzes 
ch  nicht  zutrifft? 

Auf  der  anderen  Seite  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Ansicht  Leoni's 
zu  fuhren  muss,  die  einheitlichen  Organe  des  Reiches  in  Elsass-Lothringen 
irchweg  in  doppelter  Eigenschaft  theils  als  Reichsorgane,  theils  als  Landes- 
jrane  zu  behandeln;  mag  auch  das  sustinere  duas  personas  in  der  Rechts- 
Lsseuschafl  keine  vereinzelte  Erscheinung  sein,  so  ist  es  doch  seltsam,  dass 
a  Staat  keine  eigenen  Organe  besitzen  und  sich  auch  solche  rechtlich  nicht 
Ute  schaffen  können. 

Aus  diesen  wenigen  Proben  dürfte  zur  Genüge  hervorgehen,  dass  das 
aatsrecht  des  Reichslandes,  welcher  Lehrmeinung  man  sich  auch  immer  an- 
hliessen  mag,  unverkennbar  einer  gründlichen  Bearbeitung  würdig  ist  und 
e  vorliegende  Arbeit  einem  wirklichen  Bedürfniss  entgegenkommt;  ihr 
erth  wird  durch  die  gegensätzliche  Stellung  des  Verfassers  zu  anderen 
utschen  Staatsrechtslehren!  nicht  gemindert,  zumal  eine  durchgängige 
eichheit  der  Meinungen  auf  dem  Gebiete  der  Jurisprudenz  und  insbesondere 
8  Staatsrechts  nur  eine  Utopie  sein  kann.  Gerechte  Beachtung  verdienen 
er  die  Darlegungen  von  Leoni  schon  um  deswillen,  weil  sie  allenthalben 
s  auf  die  Bedürfnisse  des  Lebens  gerichtete  Auge  des  Praktikers  erkennen 
sen  und  durch  vielfache  Bezugnahme  auf  das  französische  Recht  (man  ver- 
liehe die  umfangreiche  Aufzählung  der  Rechte  der  Staatsangehörigen  S.  32  f. 
d  die  Declaration  des  droits  de  Thomme  et  du  citoyen  S.  39),  auch  interes- 
nte  Ausblicke  auf  dieses  für  die  Entwicklung  des  modernen  Staatsrechts  so 
ichtige  Rechtsgebiet  gewähren. 

Die  zweite  Abtheilung  des  eben  besprochenen  Werkes,  Das  Verwal- 
mgsrecht  der  Reichs  laude,  ist  nunmehr  von  Leoni  und  Mandel  als 
^eil  des  Handbuches  herausgegeben  worden.  Auch  hier  khngt,  wie  begreif- 
et, die  Kontroverse  mit  Laband  nach.  Die  Verfasser  bemängeln  haupt- 
ächlich,  dass  Laband  Ehass-Lothringen  in  finanzieller  Hinsicht  den  Einzel- 
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Staaten  vollkommen  gleich  behandle  und  die  Landeskasse  vom  Reichsfiskos 
unterscheide,  während  er  doch  folgerichtig  die  Landeskasse  als  „steUvertreieD- 
den  Spezialreichsfiskus''  bezeichnen  sollte,  wie  er  den  Landesausschuss  tis 
„stellvertretenden  Spezialreichstag^  und  den  Statthalter  als  „Beichskinzlo' 
für  Elsass-Lothringen"  bezeichnet  habe.  Es  ist  aber  auch  nur  mehr  ein  leises 
Nachklingen;  denn  das  Verwaltungsrecht  ist  kein  Tummelplatz  für  scharfeiif 
prinzipiellen  Streit,  wesshalb  auch  daselbst  eine  Mitarbeiterschaft  und  Arbeit»- 
theilung  keinerlei  Bedenken  gegen  sich  hat ,  da  sie  nur  zur  YerUefung  der 
Darstellung  und  möglichsten  Vervollständigung  des  überreichen  Stoffes 
fuhren  kann. 

Li  der  Behandlung  der  schwierigen  Materie  verräth  sich  an  allen 
Punkten  die  Vertrautheit  der  Verfasser  mit  ihrem  Gegenstande.  Dass  die 
deutsche  Gesetzgebung  zwar  an  der  Fortbildung  des  Rechts  rüstig  gearbeitet^ 
aber  die  vorgefundenen  Grundlagen  des  französischen  Rechts  nicht  eiufacli 
beseitigt,  sondern  auf  ihnen  weitergebaut  hat,  macht  das  Verwaltungsrecbt 
des  Reichslandes  schon  um  deswillen  höchst  interessant,  weil  in  ihm  zur 
Zeit  noch  zwei  vielfach  auseinandergehende  Weltanschauungen  um  den  Sieg 
ringen  und  insbesondere  noch  manche  Anklänge  an  das  Zeitalter  der  franzö- 
sischen Revolution  sich  bemerkbar  machen.  Dahin  gehört  u.  A.  der  Sa% 
dass  der  Staat  grundsätzlich  derselben  Steuerpflicht  unterworfen  sei  wie  Privat 
Personen,  wie  denn  überhaupt  für  das  Steuerrecht  die  frühere  Landesgesetz- 
gebung  noch  weithin  massgebend  ist.  Das  französische  Armenrecht  gibt  Ge- 
legenheit zu  einem  lehrreichen  Vergleiche  zwischen  den  Erfolgen  der  staatlich 
gehegten  Einzelthätigkeit  und  des  blossen  gesetzlichen  Unterst ützungsgeb«»te< 
auf  Giniudlage  der  reinen  Thatsache  des  Aufenthalts.  Auch  im  Geiueinde- 
wesen  gilt  zur  Zeit  noch  das  ältere  französische  Recht;  doch  ist  hier  ei^- 
Aenderuug  in  soferue  nahe  bevorstehend,  als  eine  neue  Gemeiudeonlnuus: 
bereits  vom  Landesausschuss  und  vom  Buudesrath  angenommen  is>t  und  Z": 
Inkraftsetzung  nur  noch  der  kaiserlichen  Sanktion  bedarf,  welche  von  -i'-r 
Aufhebung  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1887  bezüglich  der  EmennunL'  voii 
Bürgermeistern  und  Beigeordneten  abhängt.  Es  ist  nur  zu  ])illigen,  das*  der 
Lehre  des  Genieindcrechts  der  genannte  Entwurf  zu  Grunde  «jrele^rt  wurde, 
obwohl  er  noch  nicht  Gesetzeskraft  erlangt  hat;  wären  doch  beim  grJ^^' 
theiligen  Verfahren  wahrscheinlich  in  kürzester  Zeit  ganze  Abschnitte  d-.* 
Werkt'S  veraltet  gewesen.  Dr.  Leopold  Menzinger. 


Dr.  C.  Cosack,  Prof.  an  der  Universität  Froiburg.     Das  Staatsrecht  df^ 
(i  rossherzogthums    Hessen.      Einzelausgabe   aus    dem   Haudl»uc 
des  üftentlichen    Hechts.     2.   Autl.     Vorlag  von  J.  t\  B.  Mohr.  Frtf  J 
bürg  i.  B.  und  Leipzig  1894. 
Die  Vorzüge  des  bekannten  „Hand])uchs  des  ötTentlichon  Rechts*  wt^rd»^ 
in  Fachkreisen  allgemein  gewürdigt.     Das  Handbuch  ist  nunmehr  iu  zwui»  -* 
Aiiilage  erschienen,  wobei  sich  die  NeuboaH)eitung   auf   das  Staatsrcrhi  de*^ 
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eutschea  Reiches  und  der  grösseren  Bundesstaaten  beschränkt.  So  wird 
IS  preussische  Staatsrecht  dui'ch  Prof.  v.  Stengel,  das  hessische  durch 
pof.  CosACK,  an  Stelle  des  Verfassers  der  ersten  Auflage  (Professor  Gareis) 
^arbeitet.  Die  neue  Darstellung  schliesst  sich  an  den  ursprünglichen  Plan 
id  die  Eintheilung  des  Stofies  an,  wobei  das  Bestreben  erkennbar,  in  erster 
inie  solche  Fragen  hervorzuheben,  deren  Beurtheilung  für  das  deutsche 
taatsrecht  schlechthin  von  Bedeutung  sind.  Hierher  zählen  z.  B.  die  Aus- 
lirungen  über  Thronfolge  (S.  9),  Budgetrecht  des  Landtages  (S.  76)  und 
ermögensrechte  des  Regenten  (S.  5,  77).  Ein  weiteres  auszeichnendes  Mo- 
lent  liegt  in  der  rechtlichen  "Würdigung  der  in  der  Praxis  über  die  Aus- 
gang von  Staatsrechtssätzen  entstandenen  politischen  Konflikte ,  z.  B.  der 
teuerverweigerung  des  Jahres  1850,  und  der  aktuellen  Frage  des  Verfahrens 
ei  der  geplanten  Verstaatlichung  der  hessischen  Ludwigseisenbahn  (S.  116  ff.). 
Eine  geschichtliche  Einleitung  skizzirt  die  Entwickelung  der  hessischen 
taatsverfassung,  es  folgen  deren  Grundlagen  (Staatsoberhaupt,  Landtag,  Be- 
ürdenorganismus).  Besondere  Abschnitte  umfassen  das  Finanzwesen,  die 
emeinde-  und  Kreis  Verwaltung,  das  wirthschaftliche  Leben,  das  Schulwesen 
s.  w.  Seit  der  ersten  Auflage  ist  ein  Zeitraum  von  zehn  Jahren,  reich  an 
jsetzgeberischen  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Staatslebens  verflossen.  Die 
eubearlieitung  hat  alle  wichtigen  Erscheinungen  auf  den  einzelnen' Gebieten 
id  die  Aenderungen  der  Gesetzgebung  genau  beachtet  und  auf  die  vorhan- 
ne  Literatur  verwiesen,  so  dass  die  Darstellung  eine  vollständige  ist  und 
m  Leser  ein  getreues  Bild  des  hessishhen  Staatsrechtes  liefert.  Der  um- 
igreiche  Stoft'  ist  auf  142  Seiten  systematisch  und  übersichtlich  zusammen- 
fasst,  alle  Formen  des  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechtes  sind  objektiv 
handelt.  Die  staatsrechtliche  Litteratur  ist  so  um  eine  tüchtige  Arbeit 
reichert  worden,  welche  sich  zugleich  durch  die  gefällige  leichte  Form  des 
ils  auszeichnet.  Dr.  Zell  er. 


►rsi,  A.,  Arbitrati  internazionali.  Notedi  critica  dottrinale  e  storica. 
Pisa.  1894. 
Nachdem  Prof.  Roüard  de  Card  die  Bedeutung  der  neueren  Fälle  des 
ternationalen  Schiedsgerichts  in  einem  1893  erschienenen  Buche  behandelt, 
it  uun  sein  Kollege  von  Pisa  die  Frage  sowohl  prinzipiell  wie  geschicht- 
:b  beleuchtet.  Das  kurze  Ergebniss  der  sehr  eingehenden  und  interessanten 
usfühiungen  ist  für  uns,  dass  die  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten 
Qrch  Schiedsgericht  entschiedene  Fortschritte  gemacht  hat,  aber  doch  nur 
of  juristisch  formulirbare  Fragen  beschränkt  bleiben,  in  den  grossen  Kon- 
ikten  nationaler  Interessen  dagegen  versagen  wird.  Selbst  der  Vertrag  der 
lehrzahl  der  amerikanischen  Staaten  (Washington  28.  April  1890)  über  ein 
Ilgemeines  Schiedsgericht  unter  ihnen  nimmt  im  Art.  4  alle  Fragen  aus, 
eiche  einer  der  Staaten,  deren  Sache  im  Spiele  ist,  so  beurtheilt,  dass  sie 
Jiue  Unabhängigkeit  gefährden  könnten  und  dieser  Vorbehalt  ist  sehr  dehn- 
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barer  Natur.  Ein  ähnlicher  projektirter  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  ond 
den  Vereinigten  Staaten  ist  nicht  zu  Stande  gekommen ,  würde  aber  toch, 
wenn  dies  der  Fall  wäre ,  nicht  viel  bedeuten ,  da  der  Kriegsfall  durch  die 
geographische  Lage  zwischen  beiden  Regierungen  ausgeschlossen  ist  Der 
Verf.  wünscht  einen  allgemeinen  und  internationalen  Vertrag,  oder  in  Er- 
manglung desselben  möglichst  viele  Verträge  zwischen  einzelnen  Stuten, 
durch  welche  dieselben  sich  verbinden,  alle  Kontroversen,  die  zwischen  ihnen 
entstehen  können,  durch  Schiedsspruch  zu  lösen,  aber  beschränkt  die«  doch 
wieder  durch  die  Klausel  „oder  wenigstens  bestimmte  Arten  von  Kontro- 
versen", was  thatsächlich  auf  das  oben  Gesagte,  einer  Beschranknng  auf 
juristisch  definirbare  Streitigkeiten  hinauskommt,  wie  sie  auch  in  Art.  2  de* 
Washingtoner  Vertrags  von  1890  aufgezählt  sind.  Im  Einzelnen  macht  der 
Verf.  viele  sehr  richtige  Bemerkungen,  so  bekämpft  er  z.  B.  bei  der  Bildanj 
des  Schiedsgerichtes  die  Ernennung  von  Mitgliedern  der  beiden  streitenden 
Parteien,  weil  diese  sich  gegenseitig  neutralisireu  und  nur  die  Einstimmigkeit 
des  Schiedsspruches  unmöglich  machen,  während  diese  Parteien  durch  ihre 
Vertreter  vor  dem  Tribunal  ausreichende  Organe  haben,  ihre  gegenseitige 
Auffassung  geltend  zu  machen.  Ebenso  giebt  er  über  das  Verfahren  be- 
aclitenswerthe  Winke,  mit  dem  erwähnten  Werke  von  Rouard  de  Card  wirJ 
man  iu  seinem  Buche,  welches  demnächst  auch  in  erweiterter  firanzorischer 
Ausgabe  erscheinen  wird ,  das  ganze  Material  über  den  Stand  der  Frage  in 
Händen  haben.  Geffcken. 

Seidler.  Die  Xothwendigkeit  der  Reform  der  prcussischen  Dis- 
ziplinargesetzgebung, insbesondere  der  Aufhebung  de» 
Gesetzes  vom  7.  Mai  1851,  betreffend  die  Dienstverirehen 
der  Richter.     Landsberg  a.  W.  1894.  151  8. 

Veranlassunj^  zur  vorliegenden  Sclirift  hat  ein  in  ihr  des  Näht-rer 
erörtertes  Disziplinarverfahren  gegeben ,  welches  für  den  Verf.  nicht  alleii 
wissenschaftliches  Interesse  ge])oten  haben  dürfte.  Trotzdem  ist  die  Abhsii'i- 
lun^  nicht  durch  tendenziöse  Färbung  entstellt;  das  heikle  Thema  ist  viel- 
mehr ])ei  aller  Entschiedenheit  fast  durchweof  mit  auerkennenswcrther  0\'- 
jektivität  behandelt. 

Die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  und  der  Richter,  führt  Skidler  au», 
wird  durch  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1851  in  Frage  gestellt  und  dieses  Gesetz 
ist  gerade  neben  der  ungenügenden  Ausbildung  der  jungen  Juristen,  \veKh«r 
die  neuen  Prozessgesetzgebungen  begünstigen ,  für  den  vielfach  beklag:teL 
Niedergang  der  Rechtsprechung  verantwortlich  zu  machen. 

Nach  einem  interessanten  Ueberblick  über  die  geschichtliche  Entwick- 
lung der  Stellung  des  Richterstandes  iu  der  prcussischen  M«»narchie  l'i"  zur 
Verfassungsurkunde    wird    das    geltende    Richterdiszii)linargesetz    und  seit* 
Havijjtmängel ,    namentlich    die  Verschwommenheit   und    Dehnl^arkeit  seiü^^ 
Kegrit^e,  sowie  sein  a])nor]nes  Verfahren  besprochen.    Das  Gesetz  habewe«!«^' 
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e  KeiDhaltoDg  des  richterlichen  Ehreuscbildes ,  nöthigeofalU  durch  Ent- 
mang  unwürdiger  oder  unfähig  gewordener  Mitglieder,  noch  auch  den  Schutz 
or  richterlichen  Unabhängigkeit  erreicht,  sondern  den  Richter  in  Wirklich- 
st weit  abhängiger  gestellt,  als  jeden  Vens'altungsbeamten,  ihn  der  Autorität 
sr  Vorgesetzten  und  der  Disziplinargerichte  unterworfen  und  damit  eine 
arücksetzung  des  Kichteramtes  andern  Berufsständen  gegenüber  bewirkt. 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  vom  Verf.  mitgetheilten  Dis- 
plinarfälle,  wenn  auch  ihre  Einzelheiten  schwerlich  kontrolirbar  sind,  zum 
indesten  beweisen,  dass  das  mehrerwähnte  Gesetz  eine  getährliche  Waft'e 
t,  deren  Handhabung  in  den  betheiligten  Kreisen  ein  hohes  Mass  von  all- 
dtiger  Unabhängigkeit  und  einsichtsvoller  Besonnenheit  erheischt,  soll  sie 
[cht  zum  Nachtheile  des  ganzen  Bichterstandes  ausschlagen. 

Der  Forderung  des  Verf.  nach  Herstellung  und  gesetzlicher  Sicherung 
ollständigster  Unabhängigkeit  des  Richters,  besonders  den  Vorgesetzten 
egenüber,  natürlich  nur  innerhalb  des  eigentlichen  Richteramtes,  mus8 
icherlich  beigestimmt  werden.  Von  seinen  Reformvorschlägen  vermag  das 
Verlangen  nach  Aufhebung  der  Justizhoheit  der  Eiuzelstaaten  und  nach  Aus- 
ibung  der  Rechtsprechuog  im  Namen  des  Reichs  weniger  zu  befriedigen ; 
ron  anderen  Staats-  und  verfassungsrechtlichen  Bedenken  abgesehen,  haben 
üe  Bundesstaaten  kaum  Anlass,  auch  hier  die  erfahrungsgemäss  grosse  Ge- 
fehr  einer  reichsrechtlichen  Verböserung  ihres  bisherigen  Rechtszustandes 
heraufzubeschwören.  Dagegen  kann  man  sich  eher  einverstanden  erklären 
mit  der  gewünschten  Trennung  der  Staatsanwaltskarriere  von  der  richter- 
lichen, wenn  sie  auch  nur  mit  vielen  Schwierigkeiten  durchfuhrbar  wäre, 
ebenso  mit  einer  den  jetzigen  Zeitverhältoissen  entsprechenden  Regelimg  der 
Gehaltsfrage,  wobei  hauptsächlich  das  Prinzip  der  Progressivsteigerung  der 
Gehälter  zu  beseitigen  sein  dürfte.  Auch  die  Streichung  der  Strafe  den 
Pensionsverlustes  ist  zu  billigen,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  die  Pension 
nichts  anderes  als  einen  bereits  verdienten,  aber  für  die  Zeit  der  Dienst- 
tmiiihigkeit  einbehaltenen  Gehaltstheil  darstellt. 

Xach  Seidler  soll  jeder  Richter  als  gleichberechtigt  mit  seinem  Vor- 
gesetzten behandelt  werden ;  die  Aufsicht  darf  schlechterdings  keinen  Eiufluss 
»of  (las  Wie  der  richterlichen  Thätigkeit  haben;  das  Belehren  und  das  Aus- 
legen der  Gesetze  durch  höher  gestellte  Beamte  mit  dem  amtlichen  Ansinnen, 
^  der  Richter  sich  darnach  achte,  müsse  unterbleiben.  Ebenso  soll  das 
Äögerecht  wegfallen-,  an  dessen  Stelle  tritt  bei  ordnungswidriger,  nicht  recht- 
zeitiger oder  nicht  sachgemässer  Ausfuhrung  eines  Amtsgeschäftes  eine  Er- 
*üJenmg  des  vorgesetzten  Präsidiums,  während  als  Disziplinarstrafen  über- 
^opt  nur  Warnung,  im  Wiederholungsfall  durch  Geldstrafen  verschärft  und 
'^GQstentlassung  als  zulässig  erachtet  werden.  Das  Disziplinarverfahren 
^dlich  sollte  unter  Ausschluss  einer  Parteistellung  der  Staatsanwaltschaft 
'*kin  abgeändert  werden,  dass  für  jedes  Dienstvergehen  ein  aus  Land-  und 
^ttrichtem   gebildeter  Ehrenrath   eines   benachbarten  Oberlandesgerichts- 
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1)ezirkes  als  beschliessendes ,  dagegen  der  Disziplinarsenat  eines  zweiten  \y 
nachbarten  Oberlandesgerichtes  als  erkennendes  Ehrengericht  thätig  wir 
grundsätzlich  aber  keine  Behörde  zur  Aburtheilung  eines  ihr  unterstellt« 
Kichters  zuständig  ist. 

Zweifellos  werden  die  beachtenswerthen  Ausfuhrungen  der  Abhandlni] 
vielfach  Anstoss,  manche  Entgegnung  und  Berichtigrui^  hervorrufen;  mo^ 
sie  Alle,  die  es  angeht,  zur  vorurtheilsfreien  "Würdigung  der  bestehende 
Verhältnisse  aneifern,  möge  der  Meinungsstreit  sich  stets  in  sachlichen  Bahne 
bewegen  und  dazu  beitragen,  dass  neben  dem  Prinzipe  des  WohlfahrtsstaaU 
im  bürgerlichen ,  wie  im  öffentlichen  Recht  der  alte  Satz  in  vollen  Ehre 
bleibe:  Justitia  est  fundamentum  regnorum. 

Dr.  Leopold  Menzinger. 


Dr.  Arnos  S.  Hershey,  Die  Kontrolle  über  die  Gesetzgebung  in  de 
Vereinigten  Staaten  von  Nord- Amerika  und  deren  G Heden 
Heidelberg  1894.     71  S. 

Nicht  mit  Unrecht  betont  Hershey  die  bisherige  Ungleichmässiakei 
in  der  Behandlung  des  Staatsrechts  der  Vereinigten  Staaten,  die  fast  völlig 
Ignorirung  der  Einzelstaaten  gegenüber  dem  Bundesstaate.  Freilich  ha 
diese  Erscheinung  ihren  hauptsächlichsten  Grund  in  der  Schwierigkeit,  mi 
welcher  in  Europa,  trotzdem  unsere  Zeit  im  Zeichen  des  Weltverkehrs  ^teh: 
die  Benutzung  der  Quellen  des  amerikanischen  Verfassungsrechts  und  sein« 
Geschichte  verbunden  ist.  Auch  unserem  Autor  sind  diese  Schwierigkeite 
nicht  erspart  geblieben,  so  dass  auch  bei  ihm  das  Recht  der  Gliedstaate 
bei  manchen  vielversprechenden  Ansätzen  gleichfalls  etwas  zu  kurz  gekomme 
ist.  Dagegen  wiegt  das  lebendige  Verständniss  für  das  interessante  ^e] 
fassungslebeu  der  transatlantischen  Staaten  selbst  die  vielerlei.  uü«:oachtt 
hilfreicher  UuterstützuDg  noch  übrig  gebliebenen  sprachlichen  Schwächen  ud 
['ucbeuheiten  reichlich  auf. 

Die  Vertreter  des  uneiogeschränkten  Parlamentarismus  mag  es  soudt 
bar  berühren ,  dass  mau  in  dem  grossen  Freiheitsstaate  überhaupt  an  ^  i 
Kontrole  oder  wie  Verf.  nicht  besonders  glücklich  sich  ausdrückt,  an  -Hei; 
mungsmittel"  der  gesetzgebenden  Körper  denkt.  Das  legislative  Vetoreo 
dos  Präsidenten  und  der  Gouverneure  zum  Schutze  der  Re^ierungsf«  »riu  n: 
zur  Abwehr  unzweckmässiger  Bills,  welches  nur  zeitlich  beschränkt  'i<x  u' 
allein  einer  besonders  starken  Mehrheit  der  beiden  Häuser  weichen  mu 
verleiht  der  Exekutive  nicht  nur  einen  unmittel) »aren  Einfluss  auf  die  (»«■^e' 
<i:ebung,  sondern  wird  auch  vom  Volke  als  wirksamstes  Mittel  «reL'ou  ül»' 
eilte  und  verderbliche  Gesetzgebung  begrüsst,  da  man  von  den  Gouvemeui 
und  vom  Präsidenten  weit  mehr  ein  Handeln  im  Interesse  des  ganzen  V«»ll 
erwartet,  als  von  den  Legislaturen,  in  welchen  sich  immer  Selbstsucht: 
und  lokale  Interessen  geltcMid  machen.  Das  richterliche  Prüfunjrsrecht,  e 
standen  aus  dem  Bedürfnisse  der  Gerichte ,  Urkunden ,  d.  h.  Freiheitshri 
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iüterpretiren ,  ist  nach  Hershey  keine  politische  Kontrole  über  die  ge- 
tzgebeude  Gewalt,  sondern  bezielt  nur  die  Lösung  der  Widersprüche, 
ilche  sich  in  dem  Systeme  der  vier  Grade  von  Gesetzen :  Bundesverfassung, 
;ts  of  Congress,  Verfassung  der  einzelnen  Staaten,  Gesetz  der  Einzelstaaten 
greben.  Die  grosse  Rolle,  welche  das  Oberbundesgericht  auch  in  politischen 
-agen  nicht  selten  gespielt  hat,  lässt  immerhin  einen  gelinden  Zweifel 
ruber  auftauchen,  ob  diese  Schranken  stets  eingehalten  wurden  und  wenn 
T  Verf.  meint,  dass  in  den  Vereinigten  Staaten  fast  alle  i)olitischen  Fragen 
Q  juristisches  Gepräge  annehmen,  welches  die  wirklichen  Interessen  und 
rinzipien  vielfach  deckt,  so  lässt  vielleicht  dieser  Satz  auch  eine  ebenso 
chtige  Umkehrung  zu. 

Das  aus  dem  schweizerischen  Recht  näher  bekannte  Referendum ,  das 
rt'ordemiss  der  Genehmigung  von  Gesetzentwürfen  durch  das  Volk,  tritt 
US  auch  in  Amerika  als  Verfassuugsreferendum ,  hervorgegangen  aus  den 
)wn-meeting8  in  Neu-England,  als  Amendements-,  Gesetzes-  oder  local-option 
.eferendum  entgegen;  das  letztere  hat  mit  unseren  gemeindlichen  Statuten 
ler  ortspolizeilichen  Vorschriften   manchen   Berührungspunkt   aufzuweisen. 

Dr.  Leopold  Menzinger. 


chwarze,  W.,  Zur  Abänderung  der  Konkursordnung.  Vorschläge 
für  die  ehrliche  Geschäftswelt.  Berlin  1894.  62  S. 
Leichtsinnige  und  gew^erbsmässige  Konkurse  bilden  seit  längerer  Zeit 
inen  Gegenstand  lebhafter  Klage  imd  es  kann  wohl  nicht  mit  Fug  bestritten 
erden,  dass  die  unleugbaren  üebelstände  zum  Theil  in  den  geltenden  gesetz- 
:hen  Bestimmungen  selbst,  in  ihrer  kaum  zu  rechtfertigenden  Milde  gegen- 
)er  dem  Gemeinschuldner  ihren  Grund  haben.  Anträge  im  Sinne  einer 
pschwerung  des  Konkursmachens  haben  auch  bereits  den  Reichstag  in  der 
sssion  des  Jahres  1893  beschäftigt  und  hier  zu  Kommissionsbeschlüssen 
jführt,  welche  Verf.  ziemlich  eingehend  bespricht  und  gegen  die  erhobenen 
Dgriffe  vertheidigt.  Eine  Revision  des  ehelichen  Güterrechts  im  Handels- 
ande  und  des  Firmenrechts  könnte  sicherlich  viel  zur  Gesundung  der  Ver- 
iltnisse  beitragen. 

t.  jur.  S.  Breslaner,    Die   rechtliche  Stellung  des    Armenanwalts 

im  Civilprozesse.     Leipzig  1894.     39  S. 

Ohne  wesentliche  Abweichung  von  der  herrschenden  Lehre  versucht 
ie  Abhandlung  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass  die  Civilprozessordnung 
urch  das  Institut  des  Armenrechts  den  zur  Zahlung  von  Prozesskosten  un- 
erniögenden,  also  schutzbedürftigsten  Bevölkerungskreisen  die  wirksame 
•  ertretung  ihrer  Rechte  allenthalben  ermöghcht  und  sichert. 

In  der  gerichtlichen  Beiordnung  des  Anwalts  erblickt  der  Verf.  nicht 
chon  die  Prozessvollmacht ,  sondern  nur  den  Befehl  an  den  Anwalt ,  einen 
^landat8vertrag  mit  der  Partei   einzugehen;   diese  sei  zum  Widerrufe  der 
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Vollmacht  und  za  ihrer  Beschränkang  befugt,  der  Anwalt  aber  im  All- 
gemeinen zur  Vertretung  verpflichtet ;  doch  könne  er,  wenn  er  die  Sache  for 
aussichtslos  erachte,  eine  anderweitige  Entscheidung  des  Gerichts  nachsuchoi. 


Hansmann,  Wilhelm*    Verkehrssteuern.    Ein  Beitrag  zur  Vermeh- 
rung der  Keichseinnahmen.    Berlin  1894.     99  S. 

Für  den  Verfasser  steht  es  unbestritten  fest ,  dass  der  Ertrag  aus  der 
direkten  Besteuerung  zu  gering  ist,  um  die  Kosten  des  Staatsbedarfs  decken 
zu  helfen  und  die  Erfüllung  der  dringenden,  hohen  und  wichtigen  Anfgabeo 
des  Reichs,  namentlich  die  Sicherung  seiner  Erhaltung,  zu  ermögUchen.  D> 
der  Staat  unbedingt  Geld  brauche,  um  seinen  Pflichten  zu  genügen,  da  er 
sich  also  welches  verschaflen  müsse,  biete  sich  eine  angenehme,  kaum  fühl- 
bare, aber  sehr  einträgliche  Hilfe  in  den  Verkehrssteuem  dar. 

Die  Rechtfertigung  dieser  Steuerart,  welche  es  in  einigen  LäDdem  W- 
reits  zu  einer  traurigen  Berühmtheit  gebracht  hat,  erleichtert  sich  HArsmsx 
durch  folgenden  Gedankengang:  Das  Reich  wendet  bedeutende  Kosten  fnr 
seine  Rechtsordnung  auf,  warum  sollte  es  sich  diese  nicht  im  Anschlösse  m 
deren  Benützung  nach  dem  Massstabe  der  Inanspruchnahme  wieder  ersetzen 
lassen?  Warum  sollte  das  Reich,  welches  es  an  Fürsorge  für  die  armen Be- 
vülkerungsklassen  nicht  fehlen  lasse ,  nicht  in  dem  Augenblicke ,  in  welchem 
auch  die  weniger  Begüterten  Mittel  für  ihre  Vergnügungen  übrig  haben, 
diesen  gegenüber  auch  einmal  als  nehmender  Theil  sich  zeigen?  Warum  sollte 
es  nicht  sagen  dürfen :  Hast  du  Geld  für  deine  Vergnügungen,  für  deine  Er 
heitcrung  übrig,  dann  denke  auch  ein  wenig  an  mich,  der  ich  für  die  Vor- 
bedingungen jedes  Genusses  dieser  Art,  für  die  Herstellung  und  Sicherun? 
der  Ruhe  und  Ordnung  sorge. 

Fällt  bei  dieser  (ledankenreihe  schon  das  gänzliche  Verschweiiren  der 
indirekten  Steuern  und  die  Ver(|uickung  des  Reichs    und   der  Einzelstaattii 
auf,   so    dürfte    sie   auch  inhaltlich  manchem  berechtigten  Zweifel  begegnen- 
Davon,    dass  sich  der  AVohlstand   seit  der  AViederaufrichtung  des  Reich«  ^^ 
sehr  beträchtlichem  Masse  gehoben   hat,    ist    sonst  wenig   genug  zu  spürei* - 
des  Verf.  hierfür  gewählter  Beweis  aus  den  Verhältnissen  der  Vergnüjnin<r^ ' 
otablisscnients   der  Reichshauptstadt   ist   nichts  weniger  als  durchschlaireu' * 
dagegen  sollte  doch  die  mit  den  Verkehrssteuern  unvermeidlich  verbunden  " 
Herabdrüekung  des  Standard  of  life  gerade  der  unteren  Volksschichten  einiire^' 
massen  zu  denken  geben. 

Das  Interesse  an  den  Vortheilen,  welche  der  Staat  bietet,  hat  als  Steuer^ 
beniessungs^rund  neben  der  Leistungsfähigkeit  des  Einkommens  gewiss  ein^ 
berechtigte  Stelle;  richtig  ist  auch,  dass  das  Erträgniss  der  Verkehrssteuert^ 
in  anderen  Staaten  ein  bedeutend  höheres  ist  als  der  Ertrag  der  Kaufsteuerc^ 
in  Preussen  und  im  Deutschen  Reiche;  aber  der  Verfasser  hebt  doch  soU-«'^ 
hervor,  dass  man  eine  einzelne  Steuergattung  für  sich  allein  nicht  berniheiler* 
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ünne,  da  sie  immer  nur  ein  Glied  der  Steuerkette  des  Heimathsstaates  sei 
od  durch  das  ganze  Steuersystem  beeinflusst  werde.  Gerade  hier  spielen 
ber  im  Deutschen  Reiche  die  indirekten  Steuern,  namentlich  die  Zölle,  eine 
icht  zu  unterschätzende  Rolle.  Dass  der  Konsument  stets  der  Steuerträger 
iin  wird,  auch  in  jenen  Fällen,  in  welchen  etwa  formell  der  Verkäufer  die 
teuer  übernehmen  sollte,  kann,  wenn  überhaupt  richtig,  für  die  Verkehrs- 
Äuem  nicht  sonderlich  begeistern,  mag  auch  eine  Art  ihrer  Durchführung 
efunden  werden,  welche  den  Verkehr  an  sich  nicht  ungebührlich  belästigt 
ud  auch  die  ungleich  grössere  Belastung  der  kleinen  Geschäftsleute  und  der 
ritüiändigen  Käufer  möglichst  vermeidet. 

Hinzu  kommt  noch,  dass  manche  Verkehrssteuern,  z.  B.  die  Ver- 
rauchs-  und  Vergnügungssteuern,  schon  jetzt  eine  nicht  unwichtige  Ein- 
ahmsquelle  der  Kommunen  bilden  und  diese  sich  andere  Hilfs-  und  Deckungs- 
littel  ihrer  finanziellen  Bedürfnisse  erschliessen  müssten,  falls  ihnen  dieselben 
urch  das  Reich  entrissen  würden. 

Xach  Allem  ist  in  der  überaus  praktischen,  aber  nicht  minder  schwie- 
igCQ  Frage  auch  mit  des  Verfassers  Darlegungen,  so  sehr  sie  vom  linanz- 
jchüischen  Standpunkte  aus  be&iedigen  könnten,  das  letzte  Wort  noch  nicht 
esprochen  und  bedarf  es  zur  vollständigen  Klärung  noch  mancher  gi'ünd- 
cher  und  vorsichtiger  Erwägung,  soll  nicht  über  dem  finanziellen  Interesse 
ie  allgemeine  Wohlfahrt  zu  Schaden  kommen.  Bis  dahin  sollte  auch  das 
eich  zwar  nicht  auf  Erfüllung  seiner  Aufgaben,  so  doch  auf  diese  Art  der 
innahme  verzichten,  selbst  wenn  sich  damit  wirklich  die  Einführung  und 
isbildung  der  Verkehrssteuem  nach  dem  Ideale  des  Verfassers  über  die 
iianirung  des  bürgerlichen  Rechtsbuches  hinaus  verzögern  sollte. 

Dr.  Leopold  Menzinger. 


Tred  Chantre^  Du  sejour  et  de  l'expulsion  des  etrangers. 
Geneve  1891. 

Die  neuesten  Ereignisse,  namentlich  diejenigen,  zu  welchen  „Der 
larchismus  der  That"  gefuhrt  hat,  machen,  —  da  es  sich  hierbei  häufig  um 
rbrechen  von  Ausländern  handelte  oder  auch  die  Urheber  dieser  Ver- 
gehen sich  vor  den  Folgen  derselben  durch  die  Flucht  in's  Ausland  zu  retten 
rauchten,  um  sich  hier  als  „politische  Flüchtlinge"  aufzuspielen,  —  das 
Lecht  der  Fremden"  zu  einem  Gegenstande  von  besonders  praktischem  In- 
resse,  der  aber  gerade  darum  eine  möglichst  objektive,  streng  Wissenschaft - 
rhe  Prüfung  verlangt,  damit  man  nicht  dazu  kommt,  in  bestimmten  Fällen 
Mn  Unrechte  das  Unrecht  entgegenzusetzen  und  durch  ein  solches  Verfahren 
en  vorhandenen  Schaden  eher  zu  verschlimmem  als  zu  heilen. 

Die  vorliegende  Schrift  zeigt  das  redliche  Bemühen,  diese  Objektivität 
u  wahren;  und  die  Ergebnisse,  zu  denen  sie  gelangt,  erscheinen  im  All- 
gemeinen zutreffend,  jedenfalls  oft  zutreffender  als  die  Begründung,  welche 
lafdr  gegeben  wird,  und  bei  der  der  Verfasser  stellenweise  nicht  versteht. 
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die  beiden  Seiten  seines  Gegenstandes,  die  staatsrechtliche  und  Völkerrecht 
liehe,  hinlänglich  scharf  von  einander  zu  sondern. 

In  einer  Einleitung  behandelt  er  „das  Becht  des  Aufenthaltes  oikI  der 
Auswanderung  der  Staatsbürger**,   um  hierbei  in  einer  etwas  oberfIäciiJicbe& 
und  stark  anfechtbaren  "Weise  den  offenbar  richtigen  Grundsatz  zu  entwickcfaj. 
dass  die  in  verschiedenen  Staaten  übliche   oder  doch   zulässige  „Landesre^ 
Weisung  der  eigenen  Bürger**  nicht  zu  billigen  ist     Im  Anschlüsse  an  dies« 
Einleitung  wird  dann  zunächst   eine  Eintheilung   der  Fremden  gegeljen:  a 
solche,  welche  sich  im  Auslande  gegen  das  gemeine  Recht  vergaogea  haben: 
in  mittellose,  welche  zum  Lebensunterhalte  einer  öffentlichen  Unterstätzosif 
bedürfen;   und  in  politische  Flüchtlinge,   denen    ein   besonderes  Kapitel  jje 
widmet  wird,  in  welchem  der  Verfasser  darlegt,  dass  ein  gemeines  Verbrechtu 
nicht  schon  zu  einem  politischen  wird,  wenn  es  etwa  einen  nebenhergehendeo 
politischen  Anstrich  aufweist,   und  dass  als  politischer  Verbrecher  nur  Der- 
jenige anzusehen  sei,   welcher  sich  lediglich   gegen  die  besondere  Art  einer 
konkreten  Staatsordnung  wendet  und  diese  durch  eine  Ordnung  ersetzen  will, 
wie    sie    schon   anderwärts    praktisch    sich    durchgeführt  findet 
oder  doch  finden  kann,   nicht  aber  Derjenige,  „dessen  Handlungen  suh 
gegen   die   allen  Kulturstaateu   gleichmässig  zu   Grunde  liegende  f^e Seil- 
schaft liehe  Ordnung  oder  gegen  jede  Ordnung  schlechthin  kehren*'. 

Ganz  abgesehen  davon,  dass  diese  Gesichtspunkte  doch  wohl  mancherlei 
Einwänden  ausgesetzt  sein  dürften,  wird  dabei  Ein  Unterschied,  nänüich  de^ 
jenige  zwischen  „Fremden,  welche  nur  Nichtbürger  eines  konkreten  Stute* 
sind",  und  solchen,  welche  Bürger  eines  anderen  Staates  sind,  ganz  ausser 
Acht  f^elassen,  was  um  so  auffälliger  ist,  als  dieser  Unterschied,  wenn  tocl 
l^raktisch  vielleicht  nicht  sehr  bedeutend,  doch  für  die  Theorie  voruehmlici 
wichtig  erscheint,  und  als  auf  der  Hand  liegt,  dass  die  Verhältnisse  der  er?- 
gfctlachten  Art  von  Fremden  lediglich   durch   das  „Staatsrecht**,   im  enirt^rcii 
Sinne,  und  nur  diejenigen  der  zweiten  Art  nach  den  „völkerrechtlichen'  üt 
Sichtspunkten   zu  beurtheileu    sind,    auf  welche   der  Verfasser,    wie  sogWic' 
gezeigt  werden  soll,  ein  so  ausschlaggebendes  Gewicht  legt,  dass  man  dam«*' 
hin  bei  den   „Fremden**,    die  er    ins  Auge    fasst,    ausschliesslich   an  sokl**^ 
Personen    zu    denken    hat,    welche    das    Bürgerrecht    eines    anderen  Staat*' 
besitzen.  — 

Das  Recht  derselben  wird  dann  dahin  präzisirt,  dass  jeder  Staat  jetl* 
Fremden  —  soweit  er  nicht  gefährlich    oder  mittellos  ist  —  also   auch  al 
politischen  Flüchtlinge  —  und  zwar  die  letzteren,  soweit  sie  dem  Aufnahm 
Staate  nicht  lästig  werden  —  bei  sich  aufzunehmen  bezw.  zu  dulden  hat. 

Bei  der  Vertretung  dieser  Theorie,  deren  materielle  Berechtigung'  hi-- 
nicht  näher  zu  prüfen  ist,  wendet  sich  nun  der  Verfasser  mit  grossem  Xac^ 
<1rucke  j^fcgcn  die  „alte  Schule**,  welche  jedem  Staate,  auf  Grund  sciucrS'«= 
veräuität,    anheimgegeben  habe,    Zulassung   und  Duldung  wie    der  Fn*m<ir-- 
überhaui>t,  so  auch  der  politischen  Flüchtlinge,  nach  eigenem  Gutdünken  t" 
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geln  und  zu  diesem  Ergebnisse  gelangt  sei,  weil  sie  den  Staat  als  ein 
solirtes"  Wesen  behandelte,  während  er  in  Wahrheit  Glied  einer  völker- 
ichtlicben  Gemeinschaft  sei.  Aber  gerade  in  diesem  Punkte  liegt  die  Un- 
ilänglichkeit  des  Gedankenganges,  in  welchem  sich  der  Verfasser  gefallt, 
enn  —  soll  das  Recht  des  Fremden,  wie  es  ja  allerdings  vollkommen  richtig 
od  wünschenswerth  ist,  durchaus  eine  völkerrechtliche  Theorie  bilden, 
)  muss  doch  zweifelsohne  zuvörderst  ein  Völkerrecht,  im  eigentlichen  Sinne, 
^endwo  und  irgendwie  in  Geltung  sein;  und,  wie  es  um  diese  Frage  steht, 
ollten  doch  auch  die  Neuen  wissen,  die  eben  darum  zur  Bekämpfung  der 
Iten  Schule  wenigstens  so  lange  keinen  Anlass  haben,  als  ihnen  der  Muth 
►der  die  Kraft  gebricht,  auch  wirklich  ihrerseits  alle  die  Schlüsse  zu  ziehen, 
Teiche  mit  Xothwendigkeit  aus  ihrer  Theorie  folgen. 

AVie  die  Dinge  liegen,  ist  die  bisherige  Theorie  für  die  Gegenwart  noch 
jbenso  giltig,  wie  für  irgend  eine  frühere  Zeit;  und  jeder  Staat  kann  noch 
etzt  das  Recht  der  Fremden  so  regeln,  wie  ihm  beliebt,  soweit  er  nicht 
itwa  zufallig  durch  Verträge  mit  anderen  Staaten  gebunden  ist  und  dann 
felbstverständlich  mit  Bezug  auf  die  Bürger  dieser  Staaten  die  betr.  Be- 
tinunungen  einzuhalten  hat;  aber  freilich  verlangt  die  ganze  Entwickelung 
ler  civilisirten  Menschheit  dringend  und  immer  dringender  einen  Zusammen- 
chluss  der  Kulturstaaten  zu  einer  völkerrechtlichen  Gemeinschaft,  innerhalb 
eren  dann  ein  aus  dem  Wesen  des  Völkerrechtes  selbst  unmittelbar  her- 
aleitendes „Recht  der  Fremden**  wird  zu  statuiren  sein.  Als  Vorarbeit  für 
ie  Konstruktion  einer  solchen  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  sind  Schriften, 
ie  die  vorliegende,  mit  Genugthuung  zu  begrüssen,  aber  sie  dürfen  sich 
cht  herausnehmen,  zu  behaupten,  dass  das,  was  sie  fordern,  schon  jetzt  ipso 
re  allenthalben  anzuerkennen  sei.  —  Wie  verschieden  übrigens  das  Recht 
T  Fremden  gegenwärtig  noch  gestaltet  ist,  zeigt  der  Verfasser  selbst  in 
fier  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  Europäischen  Staaten  hinsieht- 
;h  dieses  Rechtes  augenblicklich  geltenden  Vorschriften,  bei  welcher  er 
ir  merkwürdiger  Weise  seinerseits  wieder,  wenigstens  zum  Theil,  übersehen 
it,  dass  das  betreffende  Recht  nicht  nur  durch  die  Gesetze,  sondern  auch 
urch  den  Inhalt  mannichfacher  Staatsverträge  festgestellt  ist  und  dass  auf 
esen  Umstand  ein  ganz  besonderer  Werth  hätte  gelegt  werden  sollen,  weil 
?rade  daraus  wenigstens  ein  schwacher  Schimmer  von  Hoffnung  auf  die 
erwirklichung  der  von  der  neuen  Schule  vertretenen  Ideen  hervorbricht. 

Schlief. 

)ie  neuen   österreichischen  Entwürfe    einer   Civilprozess-   und 

Exekutionsordnung  und  eines  Gerichts  Verfassungsgesetzes. 

—  Bericht  des  Permanenzausschusses  des  Abgeordnetenhauses.  (261  S. 

Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei.) 

Nachdem  ich  im  neunten  Bande  dieser  Zeitschrift  über  den  Inhalt  der 

gezeichneten  Gesetzentwürfe   berichtet  habe,    können    nunmehr   schon  Mit- 
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Iheilangen  über  deren  weitere  Förderung  gemacht  werden.  Das  soll  hier  in 
aller  Kürze  geschehen.  Soeben  hat  der  Permanenzausschnss ,  den  das  Ab- 
geordnetenhaus für  die  Berathung  der  drei  Vorlagen  niedei^esetzt  hat,  aber 
zwei  von  ihnen,  die  Civilprozessordnung  und  das  GerichtsverfassuDgsgesetx, 
einen  sehr  beachtenswerthen  Bericht  erstattet,  der  vor  Allem  erkennen  lisit, 
dass  bei  ihm  und  damit  hoffentlich  auch  bei  der  Volksvertretung  selbst  die 
Reformvorschläge  einen  sehr  günstigen  Boden  finden.  In  dem  Bericht- 
erstatter des  Ausschusses,  der  auch  dessen  Seele  zu  sein  scheint  and  ili 
juristisch-volkswirthschaftlicher  Schriftsteller  längst  bekannt  ist,  dem  Landet* 
gerichtsrath  und  Abgeordneten  Dr.  Baernreither,  hat  der  eigentliche  Ve^ 
fasser  der  Entwürfe,  Ministerialrath  Professor  Dr.  Klein,  glücklicher  Weiw 
einen  gleichgestimmten  Juristen  gefunden,  der  ebenso  von  der  Xothwendig- 
keit  der  Reform  wie  von  deren,  durch  Klein  entworfenen,  Grundzügen  über- 
zeugt ist.  Die  „allgemeinen  Bemerkungen"  seines  Berichtes  stimmen  viel&ch 
auch  mit  dem  ül)erein,  was  ich  hier  früher  als  Ziel  der  Entwürfe,  besonder« 
in  sozialpolitischer  Hinsicht,  hervorgehoben  habe;  vor  Allem  in  der  Bülignng 
einer  starken  Abschwenkung  des  Gesetzes  von  der  Verhandlungsmaxime,  dem 
„Ausdrucke  des  prozessualischen  laissez  faire  laissez  aller'',  und  der  Erstarkimg 
des  öffentlich-rechtlichen  Gehaltes  der  civilprozessualischen  Rechtssatxe, 
die  über  dem  Belieben  und  dem  Unvermögen  der  Parteien  stehen,  sowie 
endlich  in  dem  Kampfe  gegen  „die  grosse  Entfremdung  der  Bevölkerung  von 
der  staatlichen  Rechtssprechung**,  die  sich  in  den  auftauchenden  „Sorrogsteo 
der  schlecht  funktionirenden"  Rechtspflege  kund  gebe.  —  Das  Zeugniss  des 
Berichtes,  wie  dringend  es  für  die  Rechtspflege  geboten  sei,  dem  Bedürfnisse 
<les  „kleineu  Mannes**  nachzugehen,  ist  trotz  des  abgeschmackten  Spottes  über 
Letzteren,  dem  mau  leider  noch  gelegentlich  begegnet  (er  sei  „mittlerweile 
schon  recht  gewachsen!'*),  auch  für  deutsche  Verhältnisse  von  grossem 
AVerthe. 

Der  Bericht  erkennt  freimiithig  an,  dass  die  Regierung  in  ihren  Ent- 
würfen die  legislativen  Schwierigkeiten  jrHicklich  l)ehandelt  und  ein  Werk 
geliefert  habe,  das  mit  voller  Aussicht  auf  Erfolg  den  Berathungen  zu  Gran<le 
jrelegt  werden  könnte;  der  Ausschuss  habe  deshalb  an  den  Entwürfen  zwar 
zahlreiche  und  theilweise  einschneidende  Aenderungen  vorgenommen ;  es  seitQ 
das  aber  weniger  Einschränkungen  ihrer  Grundsätze  als  vielmehr  Ausjestal- 
tuujxen  derselben. 

Die  MittheiluDg  ihrer  Einzelheiten,  z.  B.  Beseitigung  amtlicher  HeraD- 
ziehuii<4-  von  Zeugen  und  Urkunden,  Erschwerung  von  Terminsverle}.nm{.'«D. 
stärkere  Betonung  der  Unmittelbarkeit  der  Verhandlung,  weiterer  Ausbau  der 
Vorschriften  über  die  Partei  Vernehmung  u.  s.  w.  verbietet  sich  natürlich  an 
dieser  Stelle. 

Der  Ausschuss,  der  sich  der  vielen  „Imponderabilien'*  wohl  bewui^^t  i**- 
die  deiimäclist  die  Wirksamkeit  der  Gesetze  mitbestimmen  werden,  verkeD°' 
auch  nicht,    dass    diese  in  weiteren    gesetzgeberischen   und  Verwaltung^vor- 
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duiften  erst  eine  Ergänzung  finden,   die  nothwcndig  ist,    „uin  jene  Kräfte 
osammenzufassen ,  neu  zu  organisiren,   zu  verstärken,  mit  denen  der  neue 
\iioß  bewältigt  werden   soll".    Vor  Allem  richtet  er  dabei  sein  Augenmerk 
jif  den  »Szenenwechsel",   der  durch   die  Umwandlung  der  Parteiherrschail 
n  die   des  Richters   über  den  Prozess  eintreten   werde.     „Alles  weist",    so 
ueiont   er  eben   so   treffend  wie   nachdrücklich,    „auf  einen   besser  unter- 
richteten, wissenschaftlich  höherstehenden,  praktisch  durchgebildeteren  Richter 
bin,  welcher  das  materielle  Hecht  frei  beherrscht  und  die  Formen  des  Ver- 
&hrens,  fern  von  Willkür,  mit  Energie  und  Einsicht  handhabt,  der  auch  die 
Boihwendige  Zeit  hat,  den  intensiven  Betrieb  des  Prozesses  und  der  Exekution 
n  aberblicken  und  zu  leiten,  welcher  die  volle  Unparteilichkeit  und  die  Ver- 
tnoenswürdigkeit  besitzt,  sich  in  den  freieren  Formen  des  neuen  Verfahrens 
mit  Sicherheit    und  Autorität   zu   bewegen,  mit  einem  Worte,    der   sein 
ganzes  Wollen  und  Können  für  die  Ermittlung  des  Sachverhalts 
and  für  die  Anwendung  des  Rechtes   einsetzt".     Das  sind  goldene 
Worte  und  —  Wünsche,   deren  Erfüllung  der  Berichterstatter  aber  voraus- 
ueht,  da  die  Fähigkeiten  des  Richterstandes  zur  Bewältigung  dieser  Aufgaben 
nur  latent  seien,  verborgen  unter  der  Passivität,    zu  der  der  Richter  durch 
Verbot  jeder  Selbstthätigkeit  —  und,  füge  ich  hinzu,  durch  die  so  vielfach 
ta  beobachtende    Lahmlegun^g   des    öffentlichen    Rechtsgedankens 
mittelst    des    privatrechtlichen  Verzichtsbegriffs,    —    seit   Jahr- 
hmderten  geradezu  erzogen  sei;   die  dann  auch   bei  der  Leitung  des  Straf- 
md  Bagatellprozesses  und  des  Unfallschiedsgerichtsverfahrens  als  thatsächlich 
vorhanden  bereits   erwiesen  seien.     Für  die   erforderliche  Umgestaltung  des 
Vorbereitungsdienstes  wird   dabei   auf  die   bayerischen  Verordnungen   vom 
17.  Juli  1893  Bezug  genommen,  die  bekanntlich  auch  in  Preussen  Beachtung 
gefanden  haben.    Man  sieht  also,  auch  bei  der  österreichischen  Reform  macht 
«ch  wieder  der  richtige  Kern  des  Wortes  „Men  not  measures"  unwillkürlich 
and  unabweisbar  geltend! 

Ausser   der  Nothwendigkeit ,    zu   besserer  Durchführung    der  Arbeits- 

^ung  Gerichtsschreibereien  nach  deutschem  Vorbilde  einzurichten  und  in 

Amen  tüchtige  Kräfte  für  ausreichende  Protokollirung  zu  gewinnen,  berück- 

«icbtigt  der  Ausschussbericht  auch  noch  die  Verhältnisse  der  Rechtsanwalt- 

•<^»afl,  der  er  den  „Beruf  eines  Rechtsbeistandes  als  eines  gleichberech- 

^ten,  aber  auch  gleichverpflichteten  Faktors  der  Rechtspflege"  zuweist.    Er 

Wührt  den    „Niedergang   des  Advokaten  am  tcs"  neben  dem  „Aufschwung 

des  Advokatengeschäftes"    als   Uebelstände    der    „freien   Advokatur"    in 

^Werreich    und  Deutschland    und    hält    einen  Eingriff  in   deren   theilweise 

^i^nken  Organismus  für  geboten ;  eine  planvoll  vorgehende  Justizverwaltung 

^^e  aber  eine  Besserung  der  Verhältnisse  von  innen  heraus  nur  Hand  in 

^•nd  mit  den  guten  Elementen  des  Standes  selbst  anstreben.    Würde  ausser- 

^«^  mit   dem  Worte   „ Rechtsbeistand **   Ernst  gemacht,    —  dass    also    der 

*©chtsanwalt  sich  nicht  wie  eine  Scheidewand  zwischen  Richter  und  Partei 
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stellen,  sondern,  der  Regel  nach,  wirklich  nur  als  ihr  rechtskundiger  Begleiter 
erscheinen  dürfe,  —  so  wäre,  meiner  Ansicht  nach,  noch  weit  mehr  gewonnen ! 

AVenn  ich  nun  noch  hinzufüge,  dass  der  Bericht  auch  eine  willkommeDe 
Uebersicht  über  die  bis  jetzt  in  Bezug  auf  die  österreichischen  Entwürfe  er- 
schienene Litteratur  enthält,  so  glaube  ich  damit  meine  Mittheiiung  schliessen 
zu  dürfen;  es  wäre  denn  aus  den  „allgemeinen  Bemerkungen**  zum  Gerichtf- 
verfassungsgesetze  noch  zu  er^vHhnen,  dass  der  Ausschuss  mehr  Werth  als 
der  Entwurf  auf  koUegialische  Verhandlung  der  Rechtsstreitigkeiten  legt 
und  deshalb  die  Zuständigkeit  der  unteren  Gerichte  auf  500  (statt  auf  1000) 
Gulden  beschränken  will.  „Zwischen  den  Anforderungen  einer  billigen  und 
raschen  Justiz  einerseits  und  einer  sicheren  Justiz  andererseits  müsse  ein  ge- 
wisses Gleichgewicht  hergestellt  werden.** 

Ueber  den  Entwurf  der  Exekutionsordnuug  hat  der  Ausschuss  noch  nicht 
berichtet;  dagegen  schlägt  er  selber  ein  Gesetz  betr.  die  Erleichterung  der 
Berathung  jener  drei  Entwürfe  im  Plenum  vor,  dem  eine  interessante  staats- 
rechtliche Begründung  beigegeben  ist.  K.  Schneider. 


Dr.  jur.  Paul  Hornberger,  „Der  Begriff  des  politischen  Deliktes 
und  dessen  Verwerthung  im  m-ateriellen  Strafrechte  des 
Deutschen  Reiches".     München,  J.  Schweitzer,  1893.     73  S. 

Das  Merkmal  des  politischen  Deliktes  sieht  der  Verf.  weder  im  Motiv, 
noch  im  Zweck,  sondern  nui*  im  Objekt  der  l'hat.  Als  solches  ist  der  Staat 
zu  betrachten;  die  That  kann  gerichtet  sein  gegen:  1)  den  Herrscher,  2)  das 
Staatsgebiet,  3)  die  Verfassung,  4)  die  politischen  Wahlrechte  des  Volkes  und 
5)  die  Landstände.  Aber  nicht  alle  gegen  diese  politischen  Objekte  gerich- 
teten strafbaren  Handlungen  sind  schon  politische  Delikte,  sondern  es  wird 
hierzu  auch  noch  ein  gewisser  Grad  von  Gefährlichkeit  des  Angriffes  voraok- 
gesetzt.  Versuch  und  Theiluahme  sind  auf  den  Begriff  des  politischen  De- 
liktes  nicht  anwendbar;  auch  ist  dessen  Begriff  ganz  unabhängig  von  dem 
zur  Ausführung  gewählten  Mittel.  Auf  die  i^olitischen  Delikte  sind  dieselWn 
Strafen  anzuwenden,  wie  auf  die  gemeinen,  nur  höhere  Strafmasse  zu  be- 
stimmen, wegen  ihrer  grösseren  objektiven  Gefalirlichkeit.  Aus  diesen  durch 
seine  Untersuchung  gewonnenen  Resultaten  zieht  der  Verf.  den  merkwürdigen 
Schluss,  dass  ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen  dem  geroeinen  und  sog. 
politischen  Delikte  nicht  bestehe,  dass  der  Begriff  des  politischen  Delikts  ein 
„Blankettbegriff"  sei,  der  sofort  verschwinde,  wenn  man  diesem  Begriffe  kon- 
krete Delikte  unterstelle  und  dass  derselbe  daher  auf  dem  Gebiete  des  mate- 
riellen Strafrechtes  vollständig  entbehrt  werden  könne.  Ueberzeugt  wird  der 
Verf.  mit  seinen  widerspruchsvollen,  unlogischen  Ausführungen  wohl  Nie- 
manden haben,  zumal  er  auch  in  der  Form  derselben  noch  grosse  Unfertig- 
keit  verräth. 

Wien.  C.  Seefeld. 
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Eduard  Augn^t  Schröder,  Das  Recht  in  der  gcschlechtliclieu  Orcl- 
nnng.    Elritisch,  systematisch  und  kodifizirt.     SozialwisseDschaftliche 
RechtsuntersuchuDgen.    Berlin,  Emil  Felber,  1893.     X  und  390  S. 
Wie  schon  in  seinem  früheren  Werke  über  „Das  Recht  im  Irrenwesen'", 
•o  erweist  sich  der  Verf.  auch  in  dem  vorliegenden  als  ein  sehr  radikal  vor- 
gehender Neuerer,  der  mit  dem  bestehenden  Rechtszustande  gründlich  auf- 
ziamen  will.    Zunächst  erklärt  er  sich  gegen  die  bisherige  Behandlung  der 
die  geschlechtliche  Ordnung  tangirenden  Verhältnisse  im  „Familienrechte", 
demnach   als   einen   integrirenden  Bestandtheil  des  Privatrechtes.     Dagegen 
will  er  die  gesammte  Materie  als  ein  selbständiges  Ganzes  aufgefasst  und  ge- 
regelt wissen,  in  welches  auch  die  in  das  Gebiet  des  Verwaltungsrechtes  und 
Strafrechtes  fallenden  Normen  einzubcziehen  sind.    Bei  dem  Aufbau  dieses 
^rstems  unterscheidet  der  Verf.  drei   erlaubte  Formen  des   geschlechtlichen 
Verkehrs:  L  die  Ehe;  II.  die  freie  Liebe  (umfassend:  a)  die  Gewissensehe, 
b)  das  Concubinat,  c)  das  Brautverhältniss,  d)  das  freie  dauernde  und  e)  das 
vorübergehende  Verhältniss)   und  III.  die  Prostitution.    Das   Hauptgewicht 
wird  in  dem  Systeme  auf  die  Sicherung  der  Vaterschaft  gelegt,  daher  denn 
auch  in  der  „freien  Liebe**  die  Untreue  eines  Frauenzimmers  gegen  den  Vater 
ihres  Kindes  während  der  Empfängnisszeit  desselben  verboten  und  gestraft 
wird.     Aus  demselben  Grunde  wird  zwar  die  Rechtsvennuthung  der  ehelichen 
Gebart,   sowie   die  Vaterschaftsklage  zugelassen,   es   sind  aber  dagegen  alle 
Arten  von  Gegenbeweisen  gestattet,   unter  denen  der  Verf.  die  grösste  Be- 
deotung  dem  sog.  patrosemeiologischen  Beweise  beimisst.     Darunter  versteht 
er  einen  Beweis,  durch  welchen  unzweifelhaft  dargethan  wird,  dass  das  be- 
treffende Kind  eine  Mehrzahl  solcher  Stammesmerkmale  aufweist,  welche  sicli 
weder  bei  dem  angesprochenen  Vater  noch   bei  der  Mutter  vorfinden.    Der 
Ehebrach    des  Mannes  ist  nur  dann  verboten,    wenn   er  in  der  ehelichen 
Familienwohnung  verübt  wird.  Die  Prostitution  soll  als  behördlich  geschütztes 
Gewerbe   des  weiblichen  Geschlechtes   erklärt  werden  und  dürfen  weil»liche 
Personen,  die  sich  unter  Beachtung  der  gesetzlichen  A'^orschriften  derselben 
hingeben,  nicht  als  ehrlos  bezeichnet  werden.    Bei  dieser  Gelegenheit  sucht 
der  Verf.  nachzuweisen,  dass  es  überhaupt  keine  konstitutionolle  Syphilis  gebe, 
ond  was  dafür  gehalten  werde,   nur  Folgen  der  Merkurialkur,   also  Queck- 
«lbcr>'ergiftung  sei;   die  Behandlung  mit  Quecksilber  müsse  daher  verboten 
werden.     Von  weiteren  auffallenden  Einzelheiten  des  Systems  ist  noch  her- 
vorzulieben,  dass  der  Verf.  sogar  die  Onanie  mit  Strafe  belegen  will,  —  ein 
Unternehmen,  welches  nicht  nur  bezüglich  seiner  Durchführbarkeit,  sondern 
such  bezüglich   seiner  Gerechtigkeit   in   einer  Zeit,   da  in  Folge   der  For- 
schungen Krafft-Ebing's,  INIoll's  und   Anderer  die  staatliche  Berechtigung 
zur  Verfolgung  konträrsexualer  Akte  mit  Grund   angezweifelt   werden  darf, 
nur  stiller  Heiterkeit  oder  lautem  Widerspruche  begegnen  kann.  Endlieh  sei 
noch  erwähnt,  dass  der  Verf.  die  Säugepflicht  der  Kindesmutter  statuirt  und 
den  Standesämtern  die  Ueben^'achung  und  Handhabung  der  diesbezüglichen 
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Bestimmungen  für  den  Fall  überträgt,  als  die  Matter  aus  einem  gesetzlich 
zulässigen  Grunde  ihrer  Pflicht  nicht  nachzukommen  vermag.  —  Dieses  ganze 
System  wird  zum  Schlüsse  in  der  Form  eines  Gesetzentwurfes  vorgeführt.  — 
Die  Methode  des  Verf.  —  er  beruft  sich  bezüglich  derselben  auf  seinen  Lehrer 
Cabl  Menoer  als  deren  Schöpfer  —  ist  gewiss  sehr  interessant  und  bietet 
viele  Anregungen  und  neue  Gesichtspunkte  dar.  Aber  sie  leidet  nur  an  dem 
einen  grossen  Fehler,  dass  sie  auf  keiner  festen  Grundlage  ruht,  sondern  von 
der  evolutionistisch-darwinistischen  Theorie  ausgehend,  sich  auf  lauter  wissen- 
schaftlichen Hypothesen  aufbaut,  und  diese  willkürlich  zum  Range  un- 
umstösslicher  Wahrheiten  erhebt.  Man  darf  daher  fuglich  dem  Zweifel  Aus- 
druck geben,  ob  das  kommende  Jahrhundert,  wie  der  Verfasser  voraussieht, 
ja,  ob  überhaupt  irgend  eine  Zeit  seine  Ideen  verwirklichen  und  die  in  Be- 
tracht kommenden  sozialen  Verhältnisse  in  der  von  ihm  vorgeschlagenen 
Weise  ordnen  werde. 

Wien.  C.  Seefeld. 

Glässiiig)  Die  condictio  indebiti  des  deutschen  öffentlichen  Rech- 
tes. Ein  Beitrag  zu  dem  Kapitel  des  Rechtsschutzes  im  öffentlichen 
Recht.     Giessen,  C.  v.  Münchow,  1894.     126  S. 

Der  Verf.  gibt  nach  einer  kurzen  Einleitung  zunächst  ein  Referat  über 
den  neuestens  Stand  der  privatrechtlichen  Condictionslehre ,  ergeht  sich  so- 
dann in  Betrachtungen  über  den  Schutz  der  Individualrechte  gegenüber  dem 
Staate  in  Griechenland  und  Rom,  im  Mittelalter  und  in  der  Neuzeit  bis 
herab  auf  die  Gegenwart ,  um  endlich  im  IV.  Abschnitt  (S.  32 — 67)  nach 
einer  in  diesem  Zusammenhang  wohl  kaum  gebotenen  Erörterung  über  die 
Natur  des  Staates,  die  Existenz  von  subjektiven  Rechten  im  Gegensatz  zu 
Reflexrechten  u.  s.  w.  eine  Konstruktion  der  Cond.  ind.  des  öffentlichen 
Rechtes  zu  versuchen,  welche  in  der  Eliminirung  der  privatrechtlicheu  Re- 
quisite des  „Irrthums**  und  der  „Bereicherung**  und  in  der  Thesis  gipfelt, 
dass  der  auf  öffentlich-rechtlichem  Fundamente  beruhende  Condictionsanspnicb 
seiner  ganzen  Natur  nach  ein  öffentlich-rechtlicher  sei.  Die  weiteren  Ab- 
schnitte sind  der  Besprechung  einzelner  Condictionsfälle  aus  dem  Gebiete 
des  Armenrechtes  der  sozialen  Gesetzgebung  und  des  Finanzrechtes  gewidmet 

Die  Arbeit  leidet  an  dem  Fehler,  dass  der  Verf.  den  von  ihm  erörterten  Be- 
griff nicht  ausreichend  begrenzt.  Ein  materiell-rechtlicher  Condictionsanspruch 
liegt  für  ihn  überall  dort  vor,  wo  Jemand  eine  Zahlung  geleistet  hat,  zu  der 
er  ex  lege  nicht  verpflichtet  war;  eine  condictio  im  formellen  Sinne  (als 
Rechtsmittel  gedacht)  überall  dort,  wo  die  Gesetzgebung  zur  Durchsetzung 
eines  solchen  Anspruches  den  Weg  der  Beschwerde,  der  Reklamation,  der 
Civil-  oder  Verwaltungsklage  offen  hält.  Der  Verf.  verkennt  eben,  dass  das 
Rechtsmittel  verfahren  im  Finanzrechte  wohl  durchgängig  von  dem  Grund- 
sätze Solve  et  rcpete  beherrscht  ist,  und  dass  daher  der  grösste  Theil  seiner 
vermeintlichen  Condictionen  nichts  anderes  als  Rechtsmittel   ohne  auf- 
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schiebende  Wirkung  sind.  Bei  dieser  Auffassung  erklärt  sich  von  selbst, 
wms  der  Verf.  von  seinem  Standpunkt  erst  weitläufig  beweisen  muss,  dass 
nämlich  Irrthnm  und  Bereicbcrimg  und  nebenbei  alle  Kontroversen,  welche 
sich  im  Privatrecht  hieran  knüpfen ,  im  öfifcntlichen  Rechte  keine  Rolle 
tpielen.  Wäre  die  Auffassimg  des  Verf.  richtig,  so  müsste  sich  auch  jeder 
Civüprozess  in  einen  Condictionsstreit  verwandeln,  sobald  der  Kläger  ein 
ToIlBtreckbares  Urtheil  erwirkt  hat,  gegen  welches  der  Geklagte  ein  die  Exe- 
kution nicht  hemmendes  Rechtsmittel  einlegt. 

Nach  Ansicht  des  Ref.  lässst  sich  von  einer  cond.  ind.  des  öffentlichen 
Rechtes  eigentlich  nur  dort  sprechen,  wo  die  Gesetzgebung  selbst  eine  solche 
schaffen  wollte,  sei  es  dass  sie  —  in  Ermanglung  einer  ausgebildeten  Ver- 
wftltmigsgerichtsbarkeit   —   dem   Steuerpflichtigen    in    gewissen    Fällen   ein 
höheres   Mass  von  Rechtsschutz   in  der  Form    einer  Civilklage   auf  Rück- 
erstattung zu  Theil  werden  lässt,  sei  es,  dass  sie  für  den  Rückerstattungs- 
anspruch  einen  die    gewöhnlichen  Beschwerdefristen  weit  überschreitenden, 
den  civilrechtlichen  Veijährungsfristen  analogen  Zeitraum  offen  hält  Ausser- 
dem ist  der  Ausdruck  allen&Us  noch  auf  jene  Rückerstattungsansprüche  an- 
wendbar, welche  sich  ergeben,  wenn  die  Zahlung  eines  indcbitum  nicht  auf 
eine  unbegründete,  im  Instanzenzuge  anfechtbare  Zahlungsaufforderung,  son- 
dern auf  einen  bei  der  Entrichtung  der  Abgabe  selbst  unterlaufenen  Irrthum 
zarückzufuhrcn  ist  —  was  insbesondere  für  den  Fall  einer  Zuviel-Entrichtung 
an  Stempelabgaben  zutrifft.    Hiervon  abgesehen,    kann  jedoch   die  Herein- 
ziehung der  cond.  ind.  in  die  Systematik  des   öffentlichen  Rechtes  nur  zu 
fidschen  Xonsequenzen  führen,  denen  der  Verf.  nur  dadurch   entgeht,  dass 
er  wesentliche  Merkmale   der  privat  rechtlichen  cond.  ind.,  wie  insbesondere 
den  Irrthnm  bei  der  Zahlung,   schlechthin  preisgibt.    Dass  aber  dann  von 
dem  uns   geläufigen  Rechtsinstitute    nur  sehr  wenig  übrig  bleibt,  wird  vom 
Yert  selbst  mit  der  wohl   etwas  allzu  lyrischen  Redewendung   anerkannt : 
,.es  beschleiche  uns  das  Gefühl,  dass  wir  vor  einem  zum  Theil  entblätterten 
Baume  stehen**.  Dr.  Ernst  Radnitzky. 


Hahlmaim-WaitZy  Quellenkunde  der  deutschen  Geschichte.   Quellen 
und     Bearbeitungen     systematisch     und     chronologisch     verzeichnet. 
6.  Aufl.  bearbeitet  von  E«  Steindorff*    Göttingen,  Dietrich'sche  Ver- 
lagsbuchhandlung, 1894.    IX  und  730  Seiten  in  Oktav. 
Das  Werk  Dablkamn's   in  der  Bearbeitung   von  Waitz    ist  längst  ein 
unentbehrliches  Handbuch  für  die  Forscher  auf  dem  Gebiete  der  deutschen 
Geschichte,  speziell  auch  der  von  Waitz  ja  besonders  gepflegten  Geschichte 
des  Rechts  und  der  Verfassung,   gew^orden.    Es   hat  auch  im  Auslande   so 
lebhafte  Anerkennung  gefunden,   dass  G.  Monod   und  H.  Pibenne  in  ihren 
Bibliographien  für  die  französische  und  belgische  Geschichte  1888  und  1893 
sich  eng  an  das  bewährte  Muster  angeschlossen  haben.  Um  so  freudiger  ist 
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(»ine  Neubearbeitung  zu  begrüssen,  bei  welcher  der  Verf.  mit  sichcrem  Takt 
die  Mitte  zwischen  Beibehaltimg  des  Bewährten  und  bessernder  Umgestal- 
tung innezuhalten  gewusst  hat. 

Die  Einrichtung  des  Buches  ist  wesentlich  unverändert  geblieben,  doch 
haben  einige  praktische  Neuerungen  die  Brauchbarkeit  desselben  sehr  ge- 
fördert; untern  Anderm  ist  es  eine  wahre  Erleichterung  für  den  Benutzer, 
(lass  Steindorff  sich  entschlossen  hat,  die  alte  von  Wattz  mit  allzugrrosser 
Pietät  immer  beibehaltene  Inhaltsübersicht  von  Dahlmann  endlich  fortzulassen 
und  etliche  der  gänzlich  antiquirten  und  überholten  Quellensammlungeu  und 
Bearbeitungen,  die  lediglich  einen  beschränkten  literarhistorischen  Werth 
haben,  zu  streichen;  vielleicht  hätte  hier  und  da  noch  eine  Nummer  fallen 
können,  z.  B.  Nr.  3336,  während  der  Hinweis  auf  die  Rechtsgeschichten  von 
Daniels  und  Phillips,  die  immerhin  noch  manches  Beachten swerthe  bieten, 
wohl  hätte  beibehalten  werden  dürfen. 

Die  aus  der  vorigen  Auflage  (1883)  übernommenen  Angaben  sind  mit 
seltener  Gewissenhaftigkeit  neu  revidirt  und  manche  kleine  Ungenauigkeit 
ist  verbessert;  vor  allem  aber  ist  das  AVerk  mit  umfassender  Sorgfalt  er- 
gänzt und  erweitert  worden.  Einzelne  Abschnitte  und  Rubriken  sind  völlig 
neu  hinzugekommen:  „Bibliographie  und  Literaturberichte"  im  allgemeinen 
Theil,  im  vierten  Buch  neben  „Recht  und  Gericht"  die  anderen  inneren 
Zustände  des  späteren  Mittelalters,  im  siebenten  Buch  „die  kirchlichen  Ver- 
hältnisse und  Deutschlands  Geistesleben  im  19.  Jahrhundert" ;  die  Epoche 
von  1864  an  ist  zu  einem  eigenen  Buche  verselbständigt  und  bis  1888  fort- 
geführt. Zudem  ist  aber  überall  im  Einzelnen  ein  reicher  Zuwachs  zu  be- 
merken. Namentlich  hat,  entsprechend  dem  gesteigerten  Interesse  der  letzten 
Jahre,  die  kulturgeschichthche  Literatur  auf  allen  Seiten  mehr  Berücksichti- 
gung als  früher  gefunden :  in  den  älteren  Epochen  das  Archäologische,  später 
die  wirthschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse,  Verwaltung,  geistiges  Leben. 
Dem  öffentlichen  Recht,  der  Rechts-  und  Verfassungsgeschichte  ist  die 
spezielle  Sorgfalt,  die  diesen  Gebieten  in  den  vorigen  Auflagen  gewidmet 
war,  durchaus  gewahrt  geblieben. 

Referent  hat  bei  eingehender  Prüfung  der  ersten  vier  Bücher  allerdings 
gefunden,  dass  überall  eine  oder  die  andere  Monographie  nicht  angeführt 
ist,  die  ebenso  wohl  Aufnahme  beanspruchen  dürfte,  wie  manche,  die  berück- 
sichtigt worden ;  aber  er  muss  betonen ,  dass  er  kaum  ein  einziges  Werk, 
kaum  ein  noch  so  entlegenes  Schriftchen  von  irgend  wesentlicher  Bedeu- 
tung vermisst  hat  und  dass  ihm  auch  auf  Gebieten,  deren  Literatur  er  am 
genauesten  verfolgt  hat,  überall  dankenswerthe  neue  Belehrung  geworden  ist. 
Dasselbe  Urtheil  fällt  mein  hiesiger  Kollege  Ulmann  nach  Durchsicht  der 
Abschnitte  über  die  neuere  Geschichte.  Es  ist  sehr  viel,  wenn  man  das  von 
einem  bibliographischen  Werke  dieses  Umfanges  sagen  kann.  Fühlt  sich  der 
Verfasser  auch  einer  Reihe  erprobter  Gelehrten  und  Bibliographen  für  ihre 
Beihilfe,  laut  der  Vorrede,  zu  Dank  verpflichtet,  so  ist  es  doch  in  erster  und 
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letzter  Linie  sein  Verdienst,  das  Buch  nicht  nur  auf  der  vorigen  Höhe  ei  halten, 
sondern  noch  bei  weitem  nützlicher  und  werthvoller  gestaltet  zu  haben. 
Greifswald.  Ernst  Bernheim. 

I.  Rohrscheidt)  Knrt,  Hegierungsassessor,  „Biq  Polizeitaxen  und  ihre 
Stellung  in  der  Reichsgewerbeordnung  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Brodtaxen  und  Gewichtsbäckerei".  Berlin, 
Verlag  von  Carl  Heymann,  1893.    S^    127  S. 

Nach  eingehender  und  sehr  interessanter  Darstellung  des  historischen 
Entwicklungsganges  der  Polizeitaxen  und  zwar  sowohl  der  Waaren-  als  Lohn- 
ixen,  und  ilu-er  allmählichen  Bekämpfung  imd  Einschränkung  in  Folge  des 
iir  Herrschaft  gelangten  Principe  der  Gewerbefreiheit  wird  der  durch  die 
teichsgewerbeordnung  begründete  gegenwärtige  Rechtszustand  mit  besonderer 
'erücksichtigimg  der  Verhältnisse  des  Bäckergewerbes  erörtert. 

Der  Verf.  ist  zwar  mit  §  72  des  citirten  Gesetzes,  welches  die  Un- 
iassigkeit  der  Taxen  als  Regel  festsetzt,  einverstanden,  findet  aber  doch, 
SS  der  Staat  selbst  in  Zeiten  weitester  Gewerbefreiheit  in  gewissen  Rich- 
i^en  Taxen  nicht  ganz  entbehren  könne.  Seine  Abänderungsvorschläge  zu 
lel  V  der  Reichsgewerbeordnung  lassen  sich  in  Kürze  so    zusammenfassen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Selbsttaxen  der  Bäcker  sind  praktisch  ganz 
ven\'endbar;  dagegen  ist  die  Einführung  der  Gewichtsbäckerei  anzustreben. 
Die  unwichtigeren  Selbsttaxen  der  Gastwirthe  haben  einen  gewissen  Werth 
r  für  Badeorte  und  Städte  mit  grossem  Fremdenverkehr;  sie  könnten  am 
esten  entbehrt  werden.  —  Dagegen  sind  die  Taxen  für  die  Strassenge werbe 
jbt  zu  entbelyen  und  ist  die  Betheiligung  der  Gemeindebehörde  an  der 
?stsetzung  der  Preise  angemessen.  Zugleich  soll  eine  Oberinstanz  ge- 
Lafteu  werden,  die  bei  Streitigkeiten  der  beiden  an  der  TarifTestsetzung 
jtheiligten  Organe  den  Ausschlag  zu  geben  hat.  —  Ebenso  sind  auch  Preis - 
tze  für  die  Bezirksfeger  und  die  im  §  36  R.-G.-0.  aufgeführten  Personen 
Auktionatoren,  Feldmesser,  Wäger  u.  s.  w.)  wünschenswerth.  —  Die  Be- 
immungen  des  §  80  desselben  Gesetzes,  betreffs  Apotheker  und  Aerzte, 
jllen  auch  noch  auf  die  Bezirkshebammen  ausgedehnt  werden. 

Die  wohldurchdachten,  von  jeder  Uebertreibung  sich  fernhaltenden  Aus- 
iihruDjjen  des  Verf.  verdienen,  namentlich  vom  Standpunkte  der  Socialpolitik, 
li  ernsteste  Erwägung  gezogen  zu  werden. 

Wien.  C.  Seefeld. 

deutsche  S taatsgrundgese tze  in  di2)lomati seh  genauem  Abdrucke. 

Zu  amtlichem  und  zu  akademischem  Gebrauche.  Herausgegeben  von  Karl 

BiXDiXG.  Heft  I — \\II  (ausschliesslich  des  Heftes  V,  das  erst  demnächst 

erscheint).  Leipzig,  Verlag  von  Wilhelm  Engelmaun,  1892—1894. 

Im  Interesse  der  so  höchst  wünschen swerthen  allgemeineren  Kenntniss 

^istfres  öffentlichen  Rechtes  konnte  nicht  leicht  eine  werthvollere  Gabe  ge- 
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boten  werden,  als  die  vorliegende  Ausgabe  der  wichtigsten  und  typisch  lehr- 
reichsten heutigen  Staatsverfassungen  Deutschlands  nebst  deren  historischen 
(rrundlagen.  Vorzüglich  ausgestattet,  in  angenehm  lesbarem,  übersichtlichem 
Druck,  in  handlichem  Klein-Oktav,  elegant  und  fest  broschirt,  zu  den  wohl- 
feilen Preisen  von  80  Pfg.  bis  2,75  ]\Ik.,  enthalten  die  bisher  aasgegebencn 
Hefte  I — III  die  jetzige  Deutsche  Reichsverfassung  und  ihre  Vorläufer 
von  der  Eonföderationsakte  der  rheinischen  Bundesstaaten  des  Jahres  1806 
an,  Heft  IV  die  preussische  Verfassung  von  1850  nebst  ihren  Abände- 
rungen und  Zusätzen  bis  1893,  Heft  VI  die  Verfassungsurkunde  Sachsens 
mit  allen  Veränderungen  bis  1892  sowie  den  kgl.  Hausgesetzen,  Heft  \ll 
die  Verfassung  AVürttembergs  von  1819  mit  ihren  Abänderungen  und 
Ergänzungsgesetzen.  Die  noch  ausstehenden  vier  Hefte  werden  die  Verfas- 
sungen Bayerns,  Badens  und  Hessens,  Sachsen-Weimars  und  der  drei  Hansa- 
städte bringen.  Die  Einrichtung  der  Ausgabe  ist  durchweg  so  getroffen, 
dass  sie,  ausgehend  von  dem  Texte  der  ursprünglichen  Verfassungsurkunde, 
die  Abänderungen  bei  jedem  einzelnen  Artikel  in  geschichtlicher  Folge  an- 
giebt;  man  hat  dadurch  das  jetzt  geltende  Recht  zugleich  in  seiner  histori- 
schen Entstehung  unmittelbar  vor  Augen.  Der  Text  ist  regelmässig  nac^h 
den  offiziellen  Gesetzsammlungen  wiedergegeben,  die  Rheinbundsakto  und 
die  Grundgesetze  des  Deutscheu  Bundes  sind  nach  Originalausfertigungen 
abgedruckt.  AVenn  man,  wie  jeder  Einsichtige  es  thun  wird,  die  konkrete 
Kenntniss  des  heimischen  Öffentlichen  Rechtes  für  eine  unerlässlicho 
Voraussetzung  politischer  Bildung  und  gedeihlicher  Theilnahme  am  Staats- 
leben hält,  wozu  heutzutage  doch  jeder  Bürger  berufen  ist,  so  kann  man 
diesen  Heften  nur  dringend  die  weiteste  Verbreitung  wünschen,  und  beson- 
ders darf  man  hoffen,  dass  dieselben  dazu  beitragen  werden,  die  schniähHche 
Unkenntniss  dieser  Dinge  in  den  Kreisen  der  akademischen  Jugend,  speziell 
auch  der  Jura  studierenden,  zu  beseitigen.  Bei  gutem  Erfolge  des  Unter- 
nehmens lässt  sich  vielleicht  hoffen,  was  wir  als  bescheidenen  Wunsch 
aussprechen  möchten,  dass  die  Verfassungen  der  bisher  unberücksich- 
tigten deutschen  Staaten  künftig  auch  noch  in  derselben  Weise  dargesteUt 
werden.  E.  Bemheim. 


0.  Eger,   Das   internationale   IJebereinkommen   über   den  Eisen- 
bahn-Frachtverkehr.    Textausgabe   mit  Anmerkungen.     Breslau, 
J.  U.  Kem's  Verlag,  1893.    gr.  8«.     XVI,  204  S.    Kart,  5  Mk. 
AVie  erinnerlich,  sind  die  seit  1876  vornehmlich  zwischen  Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn ,  Frankreich,  Italien  und    der   Schweiz  über  den  inter- 
nationalen  Eisenbahnfrachtverkehr  geführten  Verhandlungen  in  der  Bemer 
Konferenz  vom  14.  Okt.  1890  durch  ein  mit  dem  1.  Jan.  v.  J.  in  Kraft  ge- 
tretenes  völkerrechtliches  Uebereinkommen  abgeschlossen  worden,   welches 
ausser  den  genannten  Staaten  noch  Belgien,  Luxemburg,  die  Niederlande  und 
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Rawland  umfasst  und  den  externen  Frachtverkehr  dieser  Staaten  einheitlich 
regelt.     Ein  von  E.  verfasster  Gegenentwurf  hat  dabei  in  ausgiebiger  Weise 
Berackucbügimg  gefunden,  und  schon  aus  diesem  Grunde  erschien  der  auf 
dem  Gebiete   des  Eisenbahnrechts   rühmlich  bekannte  Verf.  besonders   l)e- 
niIeD,  das  Uebereinkommen  für  den  praktischen  Gebrauch  zu  erläutern.    In 
dem  vorliegenden  Buche  bietet  er  zunächst  eine  handliche  Ausgabe  des8el1)en 
mit  imapp  gehaltenen,   jedoch  sachlich  völlig  ausreichenden  Anmerkungen. 
Sehr  praktisch  sind  bei  den  einzelnen  Artikeln  des  Uebereinkommen s  zusätz- 
fieh   die    betreffenden  Paragraphen    des   Betricbs-Reglements    des    Vereins 
Deatscber  Eisenbahnverwaltungen  beigefügt,  so  dass  stets  die  Uebersicht  über 
dav  gesammte  Material  gegeben  ist.    Ein  Inhaltsvorzeichuiss  und  ein ,  wie 
Proben  zeigten,  zuverlässiges  und  vollständiges  Sachregister  dienen  dem  leich- 
teren Gebrauch  des  Buches,  welches   von  den  Interessenten  in  den  Kreisen 
des  Haodels  und  Gewerbes,  der  Verwaltung  und  Rechtspflege  gewiss  will- 
kommen gebeissen  werden  wird. 

Grcifswald.  Frommhold. 


C.  W.  A.  Balcky    Die  Vererbpachtung    der    Domanial-Bauern   in 
Mecklenburg-Schwerin.   Schwerin,  Herberger'sche  Buchdruckerci, 
18d4.    gr.  8.    71  S.    Mk.  1 50. 
Zam  Ehrengedächtniss  eines  der   edelsten   deutschon  Fürsten   ist  nach 
dem  Vorwort  diese  Schrift  verfasst.    In  grossen  klaren  Zügen  schildert  der 
Verfasser,  wohl  der   beste  Kenner  der  mecklenburgischen  Domänen verhält- 
nzKe,  die  früheren  traurigen  bäuerlichen  Zustände  in  Mecklenburg,  um  daun 
in    einem    zweiten    Abschnitt    das    Reskript    des    Grossherzogs    Friedrich 
Franz  XL   vom  16.  Nov.  1867  zu  erörtern,  durch  welches   eine   allgemeine 
nran^rsweise  Vererbpachtung  der  Bauern  eiugefuhrt  wurde,  ein  Institut,  das 
ueh  seitdem  als  höchst  nützlich  nicht  bloss  für  das  Land,  sondern  auch  für 
den  Baaemstand  bewährt  hat.  Die  einzelnen  hierbei  interessircndon  Punkte, 
insbesondere  auch  das  durch  die  Gesetze  vom  25.  Jan.  1860  und  24.  Juni  1869 
gtwhaflTcnen   bauerlichen   ludividualcrbrecht   worden    mit   aller   wüuscheiis- 
wertbeu    Schärfe  hervorgehoben.    Der   letzte  Abschnitt  ist  dem  Domanial- 
kapitalfonds  gewidmet,  d.  h.  dem  Fonds,  welcher  aus  allen  deu  jenigen  Geld- 
mrigen  gebildet  wird,  die  in  Folge   der  allgemeinen  Vcrerbpachtuug  der 
Df»manialbaacrstellen  oder  aus  anderen  Ablösungsgründen  iiüssig  wurden  und 
die  nunmehr  wiederum  den  Erbi)ächteru  unter  1>illigen  Bedingungen  leihweise 
rar  Verfügung  stehen.    Zum  Schluss  sei  noch   auf  zwei  Versehen,   die  von 
dem  Verf.  nicht  berichtigt  sind,  aufmerksam  gemaclit.    Das  im  A^orwort  an- 
geführte, S.  47  wiederholte  Citat  aus  dem  Aufsatze  von  Paasche  findet  sich 
in  Bd.  14  der  neuen  Folge   (bezw.  Bd.  48  der  ganzen  Reihe)   der  Jahr- 
Höcher  fnr  Xationalökonomie  und  Statistik ,   und  in  Aum.  16  S.  21  muss  es 
Bd.  14  statt  24  heissen.    Die  kleine  Schrift  ist  nicht  1)loss  zur  Orientirung 
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über  die  l)etrcffeuden  meckleuburgischen  Verhältnisse  nützlich,  sondern  auch 
sehr  geeignet,  das  Interesse  an  der  Erhaltung  des  Bauernstandes  in  weiteren 
Kreisen  zu  fördern  und  die  Bedeutung  des  Instituts  der  Vererbpachtung  hier* 
für  in's  rechte  Licht  zu  setzen. 

Greifswald.  Frommhold. 


Handbuch  für  amtsrichterliche  Geschäfte.  Zum  praktischen  Ge- 
brauch für  Kichter  und  Hechtsanwälte ,  bearbeitet  von  Hemuuui 
Jastrow^  Amtsgerichtsrath  zu  Berlin.  Berlin,  Verlag  von  Otto 
Lieb  mann.  XXVIII  und  602  Seiten.  Mit  Sach-  und  Quellen* 
Register. 
Das  Buch  bildet  eine  umfassende  Zusammenstellung  aller  der  verschieden« 
artigen  Pflichten  und  Obliegenheiten,  welche  dem  Amtsgericht  ül)ertragen 
und  zugewiesen  siud.  Sein  Verdienst  liegt  in  erster  Reihe  in  der  Übersicht* 
liehen  und  geschickten  Anordnung,  welche  überall,  wo  es  nöthig,  die  ein 
schlägigen  materiellen  Gesetzesbestimmungen  mit  den  das  Verfahren  ordnen- 
den Vorschriften  zusammenstellt.  Wenn  es  planmässig  die  einfache  ordentliche 
Thätigkeit  der  Amtsgerichte,  wie  sie  durch  die  grossen  Reichs-Justizgesetze 
und  die  einzelnen  neueren  zusammenfassenden  „Ordnungen"  (Vormundschafts- 
Grundbuch-)  geregelt  ist,  ausschliesst,  so  kommen  doch  naturgemäss  audi 
jene  Reicbs-Justizgesetze  vielfach  in  Betracht,  wo  es  sich  um  ihre  Anwen- 
dung auf  ausserhalb  des  eigentlichen  Rechtsstreites  liegende  Arten  des  Ver- 
fahrens handelt.  Wenn  der  Verf.  auch  meist  vermeidet,  in  den  Anmer- 
kungen seine  eigene  Ansicht  entscheiden  zu  lassen,  so  giebt  er  dafür  die 
betreffenden  Entscheidungen  höchster  Gerichte  an  zahlreichen  Stellen  au 
Im  allgemeinen  Theil,  in  welchem  das  Gerichtsverfassungsgesetz  naturgemäss 
mit  behandelt  wird,  finden  sich  auch  einzelne  kleine  Fragen  der  amtsrichter- 
lichen Praxis  mit  behandelt,  wie  z.  B.  die,  ob,  bezw.  inwiefern  der  Referen- 
dar Zahlungsbefehle  vollziehen  kann  (S.  2).  Einen  sehr  grossen  Raum  nimmt 
die  Zusammenstellung  der  Vorschriften  über  das  gesammte  Registerwesen 
ein,  insbesondere  des  nach  dem  H.-G.-B.  den  Gerichten  obliegenden.  Neben 
diesen  nimmt  allein  die  Darstellung  des  Genossenschaftsregisters  nach  dem 
Gesetz  über  die  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  vom  1.  Mai  1889 
den  Raum  von  55  Seiten  ein.  Daneben  erscheinen  als  Einleitung  zu  den  Vor- 
schriften über  Fühnmg  der  Register  für  Wassergenossenschaften  die  voll- 
ständigen Bestimmungen  des  Gesetzes  über  deren  Bildung  vom  1.  April  187 
Den  Vorschriften  über  die  Führung  der  Schiffsregister,  Ertheilung  derCertifikate 
daraus  und  das  Schiffsvennessungswesen  (S.  265  bis  803)  schliessen  sich  die  auf 
internationalen  Abmachungen  beruhenden  Bestimmungen  über  die  Unter- 
scheidungssignale und  an  anderer  Stelle,  im  Anschluss  an  den  Text  des  fi.-<T.-B. 
diejenigen  über  Aufuahme  der  Verklarung  und  Feststellung  der  Dispache  (Haverei) 
(S.  334 — 348)  —  also  Geschäfte,  deren  Ausübung  nur  bei  Amtsgerichten  in  See- 
städten vorkommen  kann.   Es  ergiebt  sich  schon  aus  diesen  Andeutungen  über 
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en  Inhalt  des  mit  sicherem  praktischen  Blick  zusammengestellten  Werkes,  dass 
)  über  Stoffe  and  Gegenstände  der  amtsgerichtlichen  Thätigkeit,  die  ausserhalb 
es  gewöhnlichen  Geleises  liegen,  dem  damit  betrauten  Richter  ausserordentlich 
el  Zeit  und  Mühe  erspart,  mit  denen  er  sich  sonst  das  hier  Gegebene  zu- 
immensuchen  müsste.  Noch  wichtiger  dürfte  es  in  vielen  Fällen  für  den 
echtsanwalt  sein,  der  hier  die  Pfade  geebnet  findet  in  Fällen,  bei  denen 
•  sonst,  wo  ihm  nicht  langjährige  Gewöhnung  zur  Seite  steht,  meist  im 
ankein  tappen  wird.  Einen,  wenn  auch  der  Seitenzahl  noch  nicht  so  be- 
eutenden,  aber  in  der  Zahl  von  27  Nummer  unter  den  126,  unter  denen 
er  ganze  Stoff  des  Buches  untergebracht  ist,  die  Zersplitterung  und  Mannig- 
iltigkeit  dieser  Art  der  richterlichen  Thätigkeit  zeigenden  Theil  nimmt  den 
ibschnitt  über  Rechtshülfe  und  Mitwirkung  der  Gerichte  in  Verwaltungssachen 
in.  Man  bekommt  hier  einen  deutlichen  Ueberblick  darüber,  wie  sehr  in 
Dserem  heutigen  Staats-  und  Verwaltungsorganismus  die  „ordentlichen  Ge- 
ichte"  lediglich  zur  dienenden  Magd  allen  möglichen  anderen  Behörden  gegen- 
iber  gemacht  sind,  statt,  wie  dies  die  ideale  Anschauung  der  organisirten 
resellschaft  bedingen  und  mit  sich  bringen  würde,  als  höchste  Instanz,  als 
u-one  und  Schlussstein  des  Ganzen  den  Bau  abzuschliessen  und  zu  beherrschen, 
edenfalls,  so  lange  die  praktische  Rechtspflege  sich  mit  dieser  Rolle  der 
ienenden  Magd  begnügen  muss ,  wird  ihr  das  vorliegende  Buch  auch  in  dieser 
insicht  einen  guten  und  umfassenden  Katechismus  ihrer  Pflichten  gewähren. 

Thuemmel. 

Lenz,  Die  Zwangserziehung  in  England.     Stuttgart,  Enke,  1894. 

"Wie  in  Deutschland  und  Oesterreich,  so  steht  auch  in  England  das 
angserziehungsrecht  am  Beginne  einer  neuen  Entwickelungsepoche :  zwei 
Is  liegen  dem  englischen  Parlamente  vor,  welche  die  Zwangserziehung  auf 
and  der  Vorschläge  einer  im  Jahre  1882  eingesetzten  Kommission  neu 
rein.  Während  aber  das  deutsche  und  österreichische  Zwangserziehuugs- 
ht  noch  in  den  Kinderschuhen  steckt,  blickt  England  auf  eine  bereits 
hr  als  vierzigjährige  Entwickelung  dieses  Rechtszweiges  zurück,  und 
hrend  in  den  beiden  erstgenannten  —  wie  auch  in  anderen  —  Kultur- 
dem  die  Zahl  der  jugendlichen  Verbrecher  von  Jahr  zu  Jahr  stieg,  ist 
selbe  in  England  in  den  Jahren  1869  bis  1891  von  10  314  auf  3855 
ückgegangen.  (Lenz,  S.  36.)  Wenn  man  auch  diese  Erscheinung  nicht 
t  Lenz  (S.  37)  ausschliesslich  als  das  Resultat  der  Zwangserziehung 
rd  ansehen  können,  da  die  verschiedensten  kulturellen,  socialen,  i)olitischen 
d  sonstigen  Einflüsse  den  Stand  des  Verbrecherthuras  mitbestimmen,  so 
t  doch  zweifellos  die  vortreffliche,  wenngleich  immer  noch  besserungsfähige 
'ganisation  der  englischen  Zwangserziehung  wesentlich  zu  dem  Sinken  des 
gendlichen  Verbrecherthums  beigetragen.  Die  Gesetzgeber  in  Deutschland 
id  Oesterreich  werden  daher  gut  daran  thun,  die  reichen  Erfahrungen,  die 
an  in  England  gemacht  hat,  bei   der  Reorganisation  der  Zwangserziehung 
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zu  verwerthen.  Den  Weg  hierzu  geebnet  zu  haben,  ist  das  unbestreitbare 
Verdienst  des  Verfassers,  welcher  in  der  vorliegenden  Schrift  an  der  Hand 
eines  umfassenden,  mühsam  gesammelten  statistischen  IViaterials  und  auf 
Grund  seiner  eigenen  in  England  gewonnenen  Anschauung  die  VorzSfpe 
und  Mängel  der  verschiedenen  Systeme  der  englischen  Zwangserzieluing 
aufdeckt. 

Die  Einleitung  und  die  ersten  drei  Kapitel  dienen  der  Abgrenzung  der 
Zwangserziehung  von  gewissen  Nachbargebieten:  sie  behandeln  das  Yerfaill* 
niss  zwischen  Freiheitsstrafe  und  Zwangserziehung,  die  elterlichen  Erhaltongi- 
und  Erziehungspflichten,  die  Erziehung  der  Armenkinder  und  die  Bestrafbog 
der  verbrecherischen  Jugend.  Im  IV.  Kapitel  („Geschichte  der  Zwangt* 
erziehung")  schildert  der  Verfasser  einerseits  die  Bestrebungen  der  philan- 
thropischen Privatgesellschaften  und  die  auf  dem  Gebiete  der  Jugendpflege 
bahnbrechende  literarische  und  praktische  Wirksamkeit  der  Miss  Mafy 
Carpenter  (1807 — 1877),  andrerseits  den  Gang  der  Gesetzgebung.  Das 
V.  Kapitel  bringt  die  schon  erwähnte  Nachweisung  über  den  Einfluss  der 
Zwangserziehung  auf  das  Verbrecherthum  in  Form  von  Tabellen.  Erst  mit 
dem  VI.  Kapitel  beginnt  die  Darstellung  des  geltenden  Zwangserziehnngi- 
rechts.  Die  Uebcrschrift  dieses  Kapitels  „Zulässigkeit  der  Zwangserziehung*  , 
ist  zu  eng;  denn  es  behandelt  ausser  den  materiellen  Voraussetzungen  d«r 
Zwangserziehung  auch  die  Zuständigkeit  der  zur  Entscheidung  berufenea 
Behörden,  das  Verfahren,  die  Anhaltungsdauer.  Dass  hier  auch  die  Artea  . 
der  Erziehungsanstalten  (Reformatory  Schools  und  Industrial  Schools  mit 
ihren  Abkömmlingen ,  den  Day  Industrial  und  Truant  Schools)  behandelt  ,^ 
werden,  hat  darin  seineu  Grund,  dass  in  England  —  im  Gegensatze  zu  den 
in  Deutschland  geltenden  partikulären  Zwangserziehungsgesetzen  —  die  ma* 
teriellen  Voraussetzungen  der  Unterbringung  und  die  Arten  der  Erziehungt- 
austalten  sich  gegenseitig  bedingen.  In  Deutschland  bestimmen  die  Gesetze 
nur  die  Voraussetzungen,  unter  denen  ein  Kind  überhaupt  zur  Zwangs- 
erziehung unterzubringen  ist;  die  Frage,  wo  es  unterzubringen  sei,  ist  eine 
sekundäre,  nicht  vom  Richter,  sondern  von  der  Verwaltungsbehörde  zu  ent- 
scheidende. In  England  dagegen  sind  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  der 
Unterbringung  in  eine  Reformatory  School  ganz  verschieden  von  denjenigea 
der  Unterbringung  in  eine  Industrial  School.  Diese  sehr  detaillirten  Voraat- 
Setzungen  der  englischen  Zwangserziehung  zu  einem  Prinzip  zusammenzn- 
fasseu,  ist  der  Zweck  des  im  §  4  des  VI.  Kapitels  gegebenen  n^^eberblicks**. 
Das  VII.  Kapitel  behandelt  die  Organisation  der  Zwangserziehung,  in»* 
besondere  die  Organisationsprinzipien,  die  ebenfalls  von  den  in  Deutschland!, 
insbesondere  in  Preussen  geltenden  erheblich  abweichen,  da  hier  in  erster 
Reihe  die  öffentlichen  Konimunal-(Provinzial)Verbände,  in  England  dagegea 
Privatgesellschaften  die  Gründung  und  Verwaltung  von  Erziehungsanstaltea 
übernehmen.  Die  bedeutendste  dieser  Gesellschaften  ist  die  nBeformatoiy 
and  Refuge  Union*^,   zu  welcher  1891   nicht  weniger  als  676  Anstalten  not 
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542  Zöglingen  gehörten.  (Lenz,  S.  63  ff.)  Kapitel  VIII  enthält  stati- 
sche Xachweisungen  über  die  Erziehungsanstalten  und  ihre  Zöglinge.  Im 
.  Kapitel  („Erziehungsmethoden")  erörtert  der  Verfasser  zunächst  die 
ftge,  ob  der  Zwangserziehung  verbrecherischer  Kinder  eine  Strafe  voran- 
gehen habe,  um  sodann  die  Vorzüge  und  Mängel  des  sog.  Probations-, 
milien-  und  Kollektivsystems,  sowie  des  Systems  der  „Training  Ships"  zu 
leuchten.  Kapitel  X  schildert  eingehend  die  innere  Verwaltung  der  Er- 
hungsanstalten ,  Kapitel  XI  die  bei  der  Ertheilung  von  Lizenzen  (vor- 
lügen Entlassung)  und  bei  der  definitiven  Entlassung  aus  der  Zwangs- 
siehung  leitenden  Grundsätze.  Das  XII.  Kapitel  endlich  handelt  von  den 
)sten  der  Zwangserziehung.  Diese  werden  —  ein  nachahmungswürdiges 
iispiel  fiir  Deutschland  —  zum  weitaus  grössten  Theile  durch  private 
olilthätigkeit  aufgebracht ;  der  Staat  und  gewisse  autonome  Körperschaften 
isten  nur  Zuschüsse,  welche,  soweit  möglich,  von  den  zahlungsfähigen 
Itern  der  Zwangszöglinge  beigetrieben  werden.  Das  "Werk  schliesst  mit 
ibellen  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  einzelner  Anstalten. 

In  die  Darstellung  des  positiven  Rechts  bzw.  der  bestehenden  Zustände 
rflicht  der  Verfasser  vielfach  die  von  ihm  kritisch  beleuchteten  Vorschläge 
r  genannten  Kommission.  Da  er  nur  die  Zwangserziehung  in  England 
bildert,  kann  man  es  kaum  als  einen  Mangel  bezeichnen,  dass  er  Fragen 
n  grundlegender  Bedeutung,  wie  sie  gegenwärtig  in  Deutschland  diskutirt 
rden,  nur  oberflächlich  streift,  so  die  Frage  nach  dem  Wesen  und  Zweck 
•  Zwangserziehung,  die  Frage,  wann  „Verwahrlosung"  als  vorhanden  oder 
rorstehend  anzunehmen  sei,  u.  a.  m.  Störend  wirken  mitunter  stylistische 
ebenheiten,  wie  „die  Zahl  der  verbrecherischen  Jugend"  (S.  23)  oder 
Entsprechung  der  Forderung"  (S.  53).  Bedenklich  ist  auch,  wenn  der 
rfasser  die  „Sitzungen"  der  Friedensrichter  als  „Lokalbehörden" 
:eichnet  (S.  27),  und  wenn  er  von  der  Kommission  aussagt,  dass  sie  „die 
steckung  der  Kinder  durch  das  Zusammen  sperren  mit  alten  Praktikern 
'  der  Bahn  des  Verbrechens  allenthalben  konstatirte".  Diese  Ausstellungen 
len  jedoch  den  Werth  des  lehrreichen  Buches  nicht  herabdrücken. 

Dr.  Muskat. 

indbemerkungen  zum  Monzambano.  (Verfassung  des  deutschen 
Reiches.)  Zur  Erinnerung  an  Samuel  Pufendorf.  (Gestorben  den 
26.  Oktober  1694.)     1894,  74  S.,  1  Mk. 

Im  Anschlüsse  an  Püfendorp's  geniale  Schrift,  der  sich  aus  der  neueren 
teratur  nur  die  von  mir  jüngst  herausgegebene  „Kritik  der  Verfassung 
iutschlands"  von  G.  W.  F.  Hegel  an  die  Seite  stellen  lässt,  bietet  der  un- 
nannte  Verf.  populäre  Betrachtungen  über  Gegenstände  des  politischen 
ebens  der  deutschen  Gegenwart.  Da  die  Ausführungen  keinen  Anspruch 
if  wissenschaftliche  Haltung  erheben ,  so  muss  von  einer  Prüfung  und  Be- 
theilung des  Ganzen  oder  einzelner  Punkte  abgesehen  werden.    Die  S.  60 
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aufgeworfene  Frage:  „Wie  gross  ist  der  Gewinn  au  geistigem  Reichthum, 
seitdem  in  gesetzgebenden  Körperschaften  geredet  wird?"  kann  jeder  im- 
Ijcfangeue  Geschichtsschreiber  oder  Staatsgelehrte  klar  und  bündig  beant- 
worten, der  z.  B.  die  gewaltigen  Debatten  der  deutschen  Nationalversamm- 
lung an  der  Hand  des  neuubändigen  stenographischen  Berichtes  oder  meinet 
demnächst  erscheinenden  Buches  „Reden  und  Redner  des  ersten  deutschen 
Parlaments"  (Osterwieck,  A.  W.  Zickfeldt,  1895),  an  seinem  geistigen  Auge 
vorüberziehen  lässt. 

Cassel.  G.  Mollat. 

F.   Oetker,    Die    strafrechtliche    Haftung   des    verantwortlichen 
Redakteurs.     Stuttgart,  Verlag  von  F.  Enke,  1893. 

Der  Verfasser  giebt  in  der  vorliegenden  Abhandlung  eine  Untersuchung 
des  Wesens  der  durch  die  Bestimmungen  des  Reichs-Pressgesetzes  nomiirteo 
strafrechtlichen  Haftung  des  verantwortlichen  Redakteurs;  er  wendet  sich 
hiebei  gegen  die  bisher  vertretenen  Auffassungen  dieser  Haftung  und  bietet 
seinerseits  eine  durchaus  neue  und  eigenartige  Konstruktion  derselben. 

Anknüpfend  an  die  actio  de  effusis  et  deiectis  und  ähnliche  Haftungt- 
verhältnisse,  wie  sie  sich  namentlich  im  älteren  partikularen  Straf-  und 
Schadensersatzrecht  finden,  —  vgl.  desselben  Verfassers  Abhandlung :  Krimi- 
nelle und  civile  Haftung  Dritter  nach  hessischen  Rechtsquellen.  Stuttgart 
1892  —  kommt  Verfasser  in  Anwendung  des  in  diesen  Verhältnissen  ge- 
gebenen Prinzips  der  „Kiiminellon  Garantie"  auf  die  Haftung  des  Redakteur» 
zu  folgendem  Resultat: 

„Die  Haftung  des  Redakteurs  nach  §  20  Abs.  1,  in  Anwendung  der  all- 
gemeinen Strafgesetze,  ist  Thäter-  bezw.  Theilnehroerhaftung;  die  Bestrafung 
wegen  Fahrlässigkeit  nach  §  21  macht  reine  Garantenhaftung  geltend;  die 
Haftung  nach  §  20  Abs.  2  beruht  auf  Thüter-Garantenschaft,  kann  aber  diesen 
problematischen  Charakter  verlieren  und  als  reine  Thäterhaftung  auftreten." 

Der  geistvolle  Aufbau  dieser  neuen  Theorie  und  die  hauptsächlich  in 
den  „Anmerkungen"  unter  Beibringung  einer  Fülle  von  für  Rechtsgeschichte 
wie  Reichsvergleichung  werthvollen  Material  gegebenen  Begründung  der- 
selben rufen  das  Interesse  des  Lesers  im  hohen  Masse  wach. 

Besonders  hingewiesen  sei  auch  auf  die  Ausführungen,  in  welchen  der 
Verfasser  —  über  den  gerade  vorliegenden  Zweck  hinausgehend  —  die  für 
die  Auslegung  einer  Gesetzesvorschrift  s.  E.  massgebenden  Grundsätze,  ins- 
besondere die  Art  und  Weise  der  Benutzung  der  Materialien,  darlegt.  Ortker 
weist  (s.  insbes.  Anm.  64,  S.  69)  der  Auslegung  die  doppelte  Aufgabe  zu: 
„zunächst  aus  den  Materialien  die  geistigen  Potenzen  zu  erkennen,  unter 
deren  Einfluss  die  handelnden,  bei  der  Gesetzgebungsarbeit  betheiligten  In- 
dividuen gestanden  haben,  und  dann  die  Richtung  zu  bestimmen,  die  dem 
Gesetzeswillen  durch  die  gleichzeitige  Einwirkung  der  verschiedenen  Grund- 
ideen, der  Bewegungsursachen,  gegeben  wurden". 
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Die  der  neuen  Haftungstheorie  gegenüber  einzunehmende  Stellung  hängt 
i  Wesentlichen  davon  ab,  ob  man  die  allgemeine  Durchführung  des  dem 
•iüzip  der  „Kriminellen  Garantie"  feindlich  gegenüberstehenden  Grundsatzes 
)liDe  Schuld  keine  Strafe"  für  wünscbenswerth  und  nothwendig  hält  oder  nicht. 
1  ersteren  Fall  wird  man  mit  dem  Referenten  die  Theorie  Oetkers,  trotz  ihrer 
ristisch-feinsinnigen  Konstruktion,  als  eine  den  Bedürfhissen  der  Rechtsent- 
ickelung  entsprechende  nicht  erachten  können.  C alker. 


.Endemanu,  Die  Rechtswirkungen  der  Ablehnung  einer  Opera- 
tion seitens  des  körperlich  Verletzten.  Berlin,  C.  Heymann, 
1893. 

Den  Ausgangspunkt  der  Abhandlung  bildet  folgender  Fall:  „Bei  einem 
ttriebsunfalle  hatte  ein  Arbeiter  eine  Verletzung  erlitten,  die  in  ihrem 
itereu  Krankheitsverlaufe  den  sog.  grauen  Staar  hervorrief.  Nun  lag  er 
der  Universitäts-Augenklinik,  alle  Bedingungen  zur  Staaroperation  waren 
Ülit:  kein  Zureden  aber  vermochte  den  Arbeiter  zu  bewegen,  die  Vor- 
ime  der  Operation  zu  gestatten.  Er  will  lieber  blind  sein  und  die  Un- 
xente  geniessen,  als  mit  dem  Augenlichte  die  Arbeitsfähigkeit  wieder- 
angen." 

Dieser  Fall  veranlasst  den  Verf.,  die  Frage  aufzuwerfen;  Ist  der 
rletzte  verpflichtet,  sich  einer  Operation  zu  unterwerfen? 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  bedarf  es,  da  spezielle  gesetzliche  Vor- 
riften  fehlen,  einer  Untersuchung  der  „allgemeinen  Rechtsgrundsätze" 
oweit  aus  ihnen  für  die  gestellte  Aufgabe  zweckdienliche  Gesichtspunkte 
vonnen  werden  können. 

Es  liegt  nahe,  den  Anspruch  eines  Verletzten,  der  sich,  wie  im  oben 
^ebenen  Beispiele  geschehen,  weigert,  eine  nothwendige  Operation  an  sich 
^nehmen  zu  lassen,  zunächst  mit  der  Begründung  abzuweisen,  dass  mau 
,1:  Wer  durch  die  Operation  arbeitstüchtig  werden  kann,  der  ist  nicht 
)eitsunfähig.  Denn  nicht  durch  den  Unfall  selbst,  sondern  vielmehr  durch 
I  Schuld  des  Verletzten  wird  hier  der  Zustand  der  Arbeitsuniähigkeit 
jchaöen.  Es  fehlt  also  an  dem  Kausalzusammenhang  zwischen  dem 
ifall  und  der  Arbeitsunfähigkeit. 

E.  weist  eine  derartige  Beweisführung  zurück  durch  eine  feinsinnige 
Qtersuchung  über  den  Kausalzusammenhang  und  seine  Unterbrechung,  ins- 
isondere  seine  Unterbrechung  durch  Unterlassung,  die  ihn  zu  dem  Resultat 
hrt:  Unterlassungen  unterbrechen  allgemein  den  Kausalzusammenhang  nicht. 
Iglich  unterbricht  auch  die  Unterlassung  der  Operation  den  Kausalzusam- 
enhang  nicht  (S.  47). 

Ist  die  Begründung  der  Verpflichtung  aus  den  bisher  gegebenen  Ge- 
cht«punkten  somit  unzulässig,  so  lässt  sich  vielleicht  der  Satz  aufstellen:  „es 
t  unbillig  vom  Verletzten,  die  an  sich  begründeten  Schadensersatzansprüche 
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geltend  zu  machen,  wenn  er  selbst  an  dem  Schaden  mitschaldig  ist"  und 
aus  dieser  Erwägung  eine  Culpacompensation  darthnn,  welche  eine  Be- 
freiung von  der  Haftung  für  den  entstandenen  Schaden  bewirkt.  Die  Ver- 
werthung  dieses  Satzes  wird  durch  Ausführungen  nahe  gelegt,  welche  sich 
in  zwei  Urtheilen  des  Reichsgerichtes  finden;  dieselben  besagen  u.  A. 
dass  sich  der  Verletzte  nicht  jeder  Operation  zu  unterziehen  brauche,  einen 
Ersatzanspruch  habe  er  jedoch  nur,  „wenn  er  selbst  dasjenige,  was  in  seioen 
Kräften  steht,  zu  seiner  Heilung  gethau  und  insbesondere  die  Heilmittel, 
welche  die  Wissenschaft  an  die  Hand  zu  geben  vermag,  in  vernünftiger  Weise 
benutzt  hat.  Sein  Verhalten  muss  auch  in  dieser  Beziehung  dem- 
jenigen eines  vernünftigen  Menschen  entsprechen."  Darum  ist  es 
nicht  gerechtfertigt,  „wenn  eine  Operation,  welche  nach  vernünftigem  Er- 
messen besondere  Gefahren  nicht  mit  sich  fuhrt,  wegen  Gefahren,  die  nur  in 
der  Einbildung  des  Verletzten  beruhen,  abgelehnt  wird". 

E.  weist  auch  diesen  Standpunkt  in  ausführlicher  Motivirung  zurückt 
u.  A.  insbesondere  imi  deswillen,  weil  die  Unterlassung  der  Beseitigung  eines 
Schadens  Seitens  des  Verletzten  zur  Culpacompensation  nicht  benutzt  werden 
könne,  da  sie  nicht  schuldhaft  sei.  Denn  damit  die  Unterlassung  einer  Hand- 
lung  als  culpos  erscheinen  könnte,  müsste  eine  Rechtspflicht  zu  ihrer 
Vornahme  bestehen.    Eine  solche  Rechtspflicht  sei  aber  hier  nicht  gejreben. 

Nach  Ablehnung  der  Anschauung,  dass  die  Verweigerung  der  Opera- 
tion einen  Einwand  gegenüber  dem  Entschädigungsanspruch  des  Verletzten 
l)egrümle,  untersucht  Verf.  die  für  die  Bemessung  des  verursachten  Schadens 
massgebenden  Gesichtspunkte  und  lehnt  liiebei  insbesondere  die  Auffassung 
ab,  dass  der  Operationsmöglich eit  eine  juristische  Bedeutung  beizu- 
legen sei. 

Von  entscheidender  Bedeutung  erscheint  ihm  die  Frage,  welche  Macht- 
befugnisse das  Civilrecht  über  den  Körper  eines  lebenden  Menschen  besitze. 
Diese  sei  dahin  zu  beantworten ,  dass  es  unbedingt  unzulässig  erscheine. 
Jemand  dazu  zu  zwingen,  eine  Operation  an  sich  vornehmen  zu  lassen;  die 
Entscheidung  ob  operirt  werden  solle,  sei  das  ausschliessliche  Recht  der 
l>er8Öulichen  Selbstbestimmung.  In  der  Verweigerung  der  Entschädigung 
für  den  Fall  der  Nichtduldung  der  Operation,  liege  ein  indirekter  Zwang, 
der  ebenfalls  als  durchaus  unzulässig  zu  erachten  sei. 

E.  bespricht  endlich  die  Grundsätze  des  Reichs  versicherungsrechtes 
undgelangt  hierzudom  mit  der  Rechtsprechung  des  Reichsversiche- 
rungsamtes übereinstimmenden  Schluss,  dass  es  auch  für  die  Reichs* 
Unfallversicherung  keine  Operationspflicht  des  verunglückten  Versicherten  giebt, 
und  dass  ihn  somit  in  seinen  Ansprüchen  keine  Nachtheile  treffen,  wenn  »r 
irgend  eine  Operation  verweigert. 

Ref.  ist  der  Anschauung,  dass  den  Ausführungen  der  interessanten  Ab- 
handlung insoweit  zuzustimmen  ist,  als  es  sich  nicht  um  ein  offensichtlich 
böswilliges  Verhalten   des  Verletzten   handelt.     Im   letzteren  Fall    dagegen 
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cann  dem  Anspruch  auf  Entschädigung  gegenüber  mit  Erfolg  die  Einrede 
foi^ebracht  werden,  dass  die  Duldung  der  Operation  böswillig  verweigert 
^urde.  Die  Erwägungen,  die  den  angeführten  Urtheilen  des  Reichsgerichts 
ra  Grunde  liegen,  erscheinen  nicht  als  widerlegt.  Zu  erwägen  ist  hier 
rielleicht  auch  noch  folgender  Gesichtspunkt:  Der  Verletzte  ist  verpflichtet, 
fenn  anders  er  seines  Anspruches  auf  Rente  nicht  verlustig  gehen  will,  sich 
n  das  Krankenhaus  zu  begeben  und  sich  dort  einem  entsprechenden  Heil- 
rerfahren  zu  unterwerfen.  Muss  er  nun  hier  die  ihm  verordneten  Arzneien 
»innehmen  ohne  berechtigt  zu  sein,  den  Gebrauch  derselben  zu  verweigern, 
so  kann  kein  anderer  Grundsatz  für  die  Duldung  einer  Operation  bestehen, 
denn  es  erscheint  zweifellos,  dass  der  Eingriff,  der  durch  den  Zwang  zur 
Anwendung  einer  Arzenei  geschieht,  im  Prinzip  kein  wesentlich  grösserer  ist, 
als  der  durch  eine  Operation  gegebene.  Oder  sollte  wirklich  insbesondere 
hinsichtlich  der  Gefährlichkeit  z.  B.  ein  bedeutsamer  Unterschied  bestehen 
zwischen  dem  Zwang  zur  Aufnahme  eines  „neuen"  in  seinen  Wirkungen  noch 
Qicht  genau  erforschten  Heilmittels  und  dem  Zwang  zur  Gestattung  eines 
)perativen  Eingriffs?  Calker. 

acqnes Trigant-Geneste,  conseiller  deprefecture  de  Saöne-et-Loire, 
le  procös  d'espionnage  de  Leipzig  et  la  loi  allemande  du 
3  juillet  1893  sur  la  divulgation  des  secrets  militaires 
(Journal  du  droit  international  prive  S.  265—282,  489—504). 
Wenig  Franzosen  beschäftigen  sich  so  eingehend  mit  den  Werken 
futscher  Wissenschaft  wie  Jacques  Triqant-Geneste.  Vermöge  seiner 
issergewöhnlichen  Sprachkenntniss  verfolgt  er  mit  gleichem  Interesse  und 
erständniss  die  neuen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiet  der  Belletristik  wie  auf 
?m  der  Jurisprudenz.  Gegenwärtig  macht  er  durch  litterarische  Essays  und 
ebersetzungen  seinen  Landsleuten  die  Dramen  Gerhard  Haüptbiann's  zu- 
inglich,  das  neueste  Heft  des  J.  du  droit  international  prive  bringt  aus 
dner  Feder  einen  trefflichen  Aufsatz  über  den  Standpunkt  der  preussischen 
adikatur  und  Gesetzgebung  gegenüber  dem  Spiel  in  auswärtigen  Lotterieen. 
ass  ein  Mann  von  solcher  Vielseitigkeit  auch  Fragen  des  internationalen 
Rechts  in  den  Kreis  seiner  Studien  zieht,  ist  natürlich.  Als  im  Jahre  1886 
'rankreich  sich  und  seine  Nachbarstaaten  mit  einem  Gesetze  gegen  die 
'pionage  beschenkte,  und  von  deutscher  Seite  hierzu  das  Wort  ergriffen 
mrde  (Referent  in  diesem  Archiv  IV  S.  457  ff.),  war  er  es ,  der  unter 
lern  Titel  „la  loi  fran^aise  sur  Tespionnage  envisag^e  au  point  de  vue 
Uemand"  den  Schöpfern  des  Gesetzes  zeigte,  welchen  Wiederhall  das- 
elbe  in  dem  Lande  gefunden  hatte ,  gegen  das  es  besonders  gerichtet 
^ar  (J.  d.  dr.  int.  pr.  1890.  S.  437—448).  Die  vorliegende  Schrift  knüpft 
benfalls  an  einen  Akt  deutscher  Jurisprudenz  an.  Im  Jahre  1893  wurde 
las  deutsche  Spionage- Gesetz  erlassen,  allerdings  nicht,  wie  Trigant 
leint,  «pour  rassurer  certains  patriots  d'outre-Rhin  qui  inviterent  les 
Archiv  für  öflfentlichcs  Recht.  X.  8.  33 
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poavoirs  publica  allemands  ä  repondre  aux  actes  par  des  actes'^  (S.  2$6), 
sondern  um  die  weiten  Lücken  des  Strafgesetzbuchs  auszufüllen,  in  welcben 
sich  Verrath  und  Spionage  Jahre  lang  frei  entfalten  konnten.    Wie  gebotes 
ein  solches  Gesetz  war,  ergiebt  schon  der  Umstand,  dass  es  bereits  wenige 
Wochen  nach  seinem  Inkrafttreten,  und  zwar  französischen  Offizieren  gegen* 
über,  zur  Anwendung  kam.    Die  Akten  über  diesen  Prozess  sind  gescUoMen, 
die  Verurtheilten  begnadigt.    Aber  nicht  verschweigen  lasst  sich,  dass  die 
Kritik  das  Urtheil  des  Reichsgerichts  mannigfach  angegriffen  hat.    Skctfibt 
bespricht    iu   seiner  massvollen  Weise   das  Gesetz  und  die  ergangene  Ent- 
scheidung (Ztschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft,  Bd.  XIV,  S.  578— 6IO1. 
eine  ebenso  geistreiche  Kritik  giebt  Trioant.  Die  französischen  Offiziere  hatten 
Pläne  von  deutschen  Festungen,  Küsten  und  Schiffen  angenommen,  in  der 
erwiesenen  Absicht,  die  Aufnahmen  ihrer  Regierung  mitzotheilen.    Obgleifli 
der  die  Spionage  treffende  §  3  des  Gesetzes  „auf  das  Gebahren  der  Offiziere 
wie  zugeschnitten  erschien"  (Seuffebt  S.  594),  wurden  sie  doch  nicht  we^ 
Spionage,  sondern  wegen  Verrathsversuchs  verurtheilt,  wiewohl  sich  ein  An- 
fang  der  Ausfuhrung"   nur   schwer  konstruiren  liess.     Die  Frage  hatte  eine 
eminente  praktische  Bedeutung,  da  der  Verrathsparagraph   die  Anwendimg 
mildernder  Umstände  ermöglicht,  der  Spionage-§  merkwürdiger  Weise  nidil 
Folgt  man  daher  der  Erklärung  Trioant's,  so  hat  das  Reichsgericht  ^chercbe 
dans  une  combinaison  inattendue  de  textes  le  moyen  de  ne  pas  assimiÜer  i  de 
vulgaires  malfaiteurs,  en  les  frappant  de  la  peine  infamante  de  la  reclosioD, 
deux  hommes  dont  la  faute  se  confondait  avec  Taccomplissement  d'un  devoir 
etroit  de  patriotisme"  (S.  274).    An  der  Hand  dieses  Prozesses  tritt  alsdann 
Trigant  in  die  Erläuterung  des  Gesetzes  ein  und  bietet  auch  dem  deutschen 
Leser  ein  werthvolles  und  interessantes  Kommentar.    Leider  hat  er  nicht  Un- 
recht, wenn  er  sein  Votum  iu  die  Worte  ausklingen  lässt:    ,.0n  cherchenit 
eu  vain  dans  la  nouvelle  loi  cette  sürete  de  redaction  que  revcle  la  lecture  de 
la  plupart  des  oeuvres  legislatives  allemandes." 

Breslau.  E.  Hancke. 

Das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  des   Grossherzogthuti>> 
Hessen,  als  3.  Auflage  des  Handbuchs  von  Küchler,  bearbeitet  v*^' 
Albrecht  Ernst   Braun  und   August   Karl  Weber.     Darmstadt .  t  '* 
JoDgbaus,  1894. 

Das  Handbuch  des  hessischen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechtes  vo- 
Geheinierath  Klchler,  vom  Stande  der  Gesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnt 
völlig  überholt,  erfährt  in  der  vorliegenden  Bearbeitung  eine  höchst  wüi^ 
schenswerthe,  zeitgcmässe  Erneuerung.  Die  neue  Darstellung  zeichnet  sic^ 
durch  Sorgfalt  in  der  Behandlung  des  sehr  erweiterten  Stoffes  und  Bt-" 
hcrrschung  unserer  neueren  staatsrechtlichen  Litteratur  aus.  Das  hessiseli«' 
Staatsrecht  bietet  zum  Theil  sehr  interessante  Streitfragen.  Wir  erwähn«  c 
liier  die  Frage  der  Immunität  der  Mitglieder  des   hessischen  Landtags,   da- 
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ibt  der  landesherrlichen  Civilliste  und  die  Satze  des  Budgetrechtes.  In 
iterer  Hinsicht  enthält  das  Werk  von  Cosack,  gleichfalls  in  diesem  Jahre 
chienen,  höchst  anziehende  Ausführungen,  die  namentlich  auch  fiir  die 
toretische  und  dogmatische  Erkenntniss  von  Wichtigkeit  sind.  Es  wäre 
nschenswerth,  wenn  die  Herren  Verfasser  schon  in  den  demnächst  erscböi- 
aden  Bänden  des  Handbuchs  von  Küchler  zu  Cosack's  Ansichten  Stellang 
bmen  würden.  Es  könnte  dies  den  Werth  der  Arbeit,  für  welche  die  bes- 
ehe Praxis  den  Verfassern  zu  danken  hat,  nur  erhöhen. 

Darmstadt.  Glässing. 

Dbert Toigrtlftnder^ Verlagsbuchhändler.    DasVerlagsrecht  anSchrift- 
werken,   musikalischen   Kompositionen    und    Werken    der 
bildenden  Künste.    Ein  Handbuch  der  Verlagspraxis  für  Autoren 
und  Verlagsbuchhändler.  2.  Auflage.  Leipzig,  R.  Voigtländer's  Verlag, 
1893.    IX  und  137  S. 
Wenngleich  der  Verfasser  den  Leserkreis  auf  dem  Titel  seines  Buches 
»grenzt,    so  wird   doch  mancher  auf  dem  Gebiete   des  Verlagsrechts  nur 
ioretisch  Arbeitende  gern  zu  dieser  Schrift  greifen,  weil  sie,  aus  der  buch- 
idlerischen  Praxis  des  Verfassers  selbst  hervorgegangen,   über  die  wich- 
sten Fragen   bündige  Auskunft  giebt  und  gute  Quellen-   und  Litteratur- 
raben  enthält.    Der  erste  die  Entwicklung  des  Verlagsrechts  behandelnde 
schnitt  des  Werkes   erschien  bereits  1892  als  Sonderabdruck  und  wurde 
Q  Unterzeichneten  im  Band  9  dieser  Zeitschrift,  S.  288 — 289,  besprochen, 
diesen  Abschnitt  reiht  sich  eine  Wiedergabe  der  verlagsrechtlichen  Be- 
nmungen  in  Deutschland,  Oesterreich-Ungam  und  der  Schweiz  mit  einigen 
iutemden  Bemerkungen.    Der  werthvoUste  Theil   der  Arbeit   trägt   die 
berschrift:  Verlagsgebrauch  und  Rechtslehre;  er  enthält  die  drei  seit  1892 
tenden  Verlagsordnungen  des  Börsenvereins   der   deutschen  Buchhändler 
^  kurzer,  quellenmässiger  Darlegung  ihrer  Entstehung.    Besondere  Berück- 
htigung  erfahrt  dabei  die  Verlagsordnuug  für  den  deutschen  Buchhandel. 
•IGTLÄNDER  ist  bis  jetzt  der  Einzige  geblieben,  welcher  diese  Kodifizirung 
r  buchhändlerischen  Usancen  kommentirend  behandelt  hat. 

Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 

>iii8  DonzeL  Commentaire  de  la  Convention  internationale, 
sign^e  k  Paris  le  20  mars  1893  pour  la  protection  de  la 
proprietö  industrielle  .  .  .  avec  le  texte  de  la  Convention 
de  1883,  du  Protocole  de  clotüre  et  des  nouvelles  pro- 
positions  votees  par  la  Conference  tenue  ä  Madrid  en 
avril  1890  et  une  preface  de  M.  Andrä  Weiss.  Paris (1891). 
Marchai  &  Billard.    XIX  et  492  p. 

Donzel's  Arbeit  ist  eine   reponse  en  bloc   auf  die  Angriffe  der  Ver- 
eidiger des  Vertrages  von  1883  gegen  das  Journal  des  proces   en  contre- 

33* 
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ia^'on  und  ihn  selbst  als  Redakteur  desselben.  Die  Vorrede,  welche  Donzbl*« 
Verdienste  um  die  Aufhellung  der  Mängel  jener  Konvention  gebührend 
hervorhebt,  kennzeichnet  kurz  die  soziale  Bedeutung  eines  internationalen« 
gewerblichen  Urheberrechtsschutzes  und  den  Werth  des  Pariser  Vertrage« 
für  seine  Erreichung.  Dabei  beklagt  Weiss  bitter  die  äblen  Folgen  der  Ab- 
machungen von  1883  für  Frankreichs  Industrie :  „La  France  sera  la  dape  de 
sa  g^nörosite;  eile  donnera  plus  qu*elle  ne  recevra  en  ecbange**.  Der  Er^ 
läuterung  der  Konvention  voran  geht  eine  knappe  Darlegung  des  gewerblichen 
Urheberrechts  in  Frankreich  und  in  den  übrigen,  an  dem  Pariser  Vertrage 
betheiligten  Ländern  vor  1883  an  der  Hand  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  der  Rechtsprechung.  Ein  weiterer  Abschnitt  hebt  die  Punkte  hervor, 
bei  welchen  die  Konvention  eine  Veränderung  der  Rechtslage  hervorgerufen 
hat.  Auf  einer  Darlegung  der  Vorstufen  folgt  eine  Erläuterung  und  Kritik 
des  Vertrages  von  1883,  welche  scharfsinnig  und  eingehend  die  auflauchenden 
Fragen  auseinandersetzt,  jedoch  häufig  den  Charakter  einer  persönlichen 
Auseinandersetzung  des  Verfassers  mit  seinen  Gegnern  trägt.  Ein  yierter 
Abschnitt  enthält  in  bunter  Reihenfolge  erläuternde  Abdrücke  aus  Gesetzen, 
Reglements,  Kammer  Verhandlungen  und  kurze  Berichte,  vermuthlich  Aoa- 
schnitte  aus  dem  Journal  des  proces  en  contrefa^on. 

Unerfreulich  ist  die  sehr  flüchtige  Drucklegung  der  Schrift ;  neben  vielen 
Druckfehlem  und  gequetschten  Buchstaben  leicht  erkennbare  Spuren  einer 
mangelhaften  letzten  Redaktion.  So  z.  B.  auf  S.  16,  wo  der  Satz  des  Heft- 
schlusses aus  dem  Journal  ungestrichen  stehen  geblieben  ist ,  so  auf  S.  VU 
der  Inhaltsübersicht,  wo  an  einer  Stelle  die  Seitenzahl  gar  nicht  ausgeworfen 
ist,  an  den  folgenden  aber  geradezu  falsche,  wohl  von  einer  andern  Druck- 
legung herrührende  Zahlen  gesetzt  sind. 

Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 

Bering,  Rndolf:  Die  Rechte   an   öffentlichen  Wegen,   vom  Stand- 
punkte   des    Preussischen    Allgemeinen    Landrechts,    des 
Gemeinen    Rechts,    der  Hannoverschen  Wegegesetze    und 
der  Wegeorduung   für  die  Provinz  Sachsen   unter  Berück- 
sichtigung der  neuesten  Entscheidungen   des  Reichs-  und 
des    Ober-Verwaltungsgerichts.     Berlin,    F.  Vahlen,  1894.     VI, 
139  S.     8^    Preis  3,60  Mk. 
Seit  dem  Erlass  der  neuen  Wegeordnung  für  die  Provinz  Sachsen  vom 
11.  Juli  1891   ist  Bkrino  der  erste,   welcher  mit   einer  systematischen  Dar- 
stellung wenigstens  eines  Theils  des  Preussischen  Wegerechts  in  die  Oeflfent- 
lichkeit  tritt.  Veranlasst  wurde  dieselbe,  wie  Verfasser  im  Vorwort  bemerkt, 
durch  das   im  Jahre    1890   erschienene,   auf  breitester  Grundlage  angelegte 
und  durch   eine  umfassende  Matcrialiensammlung   sich   auszeichnende  Werk 
von  A.  Germershaüsen  :  „Das  Wegerecht  und  die  Wegeverwaltung  in  Prenssen*. 
Bering  kam   es  darauf  an,   im  Anschluss  an  dieses  Werk  ein  karzgefasstet 
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udbuch  für  die  Praxis  zu  schaffen,  welches,  unter  Beschränkung  auf  die 
den  öffentlichen  Wegen  bestehenden  Rechte,  also  unter  Ausschluss  nament- 
1  der  Wegebaulast,  Verwaltungsbeamten,  Richtern,  Anwälten  und  Wege- 
eressenten  ein  klares  Bild  von  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Wegegesetz- 
mng  und  überhaupt  des  Wegerechtes  auf  dem  genannten  Gebiete  entrollt, 
r  Darstellung  sind,  wie  der  Titel  des  Buches  angiebt,  das  Preuss.  Allg. 
idrecht,  das  gemeine  Recht,  die  Hannoverschen  Wegegesetze  und  die  an 
se  sich  eng  anschliessende  Wegeordnung  für  die  Provinz  Sachsen  zu 
mde  gelegt  worden.  Der  letzteren  insbesondere  hat  Verfasser  mit  Recht 
16  volle  Aufmerksamkeit  zugewandt.  Enthält  sie  doch  eine  Anzahl  von 
mdsätzen,  welche  in  vielen  wichtigen  Punkten  alle  Streitigkeiten  von  nun 
beseitigen,  und  die  somit  das  so  wenig  einheitliche  Wegerecht  doch  um 
ige  feste  Elemente  bereichem.  Zudem  dürfte  dieses  nach  so  vielen  ver- 
liehen Anläufen  glücklich  vollendete  Gesetzgebimgswerk  berufen  sein,  den 
erwartenden  Wegeordnungen  für  die  anderen  Provinzen  als  Vorbild  zu 
len.  Neben  jenen  für  die  Darstellung  grundlegenden  Rechtsquellen  sind 
i  Verfasser  auch  provinzielle  Gesetze  und  Verordnungen,  soweit  sie  all- 
lein  interessante  Bestimmungen  enthalten,  oder  soweit  sie  auf  eigenthüm- 
e  materiell  rechtliche  Verhältnisse  Bezug  haben,  in  angemessener  Weise 
icksicbtigt  worden.  Die  auf  dem  Gebiete  des  Wegerechts  ergangeneu 
izipiellen  Entscheidungen  der  obersten  Gerichtshöfe  hat  Bering,  wie 
ürlich,  fortlaufend  verwerthet,  nicht  ohne  an  ihnen  eine  selbständige  und 
istenthcils  berechtigte  Kritik  zu  üben.  Sie  sind  bis  in  die  neueste  Zeit 
sin  herangezogen  worden  und  ergänzen  daher  das  von  Germershausen 
irbeitete  Material,  überholen  übrigens  auch  die  Entscheidungen  des  Ober- 
jvaltungsgerichts,  welche  Ferdinand  Schultz  in  seiner  1893  erschienenen 
rifl:  „Zum  Preussischen  Wegerecht"  systematisch  zusammengestellt  hat, 
ein  ganzes  Jahr. 

Der  gesammte  Stoff  wird    erschöpfend   in   16  übersichtlich   angeord- 
3n  Kapiteln  behandelt.     Der  Inhalt  eines  jeden  ist  in  einer  Ueberschrift 
wenigen  Schlagworten  zwar,   aber  doch  so  ausführlich  angegeben,   dass 
Inhaltsverzeichniss   ein  besonderes  Sachregister   überflüssig  macht  und 
i   Nachschlagen   daher   ausreicht.     Wir    heben    im    Folgenden    das    Be- 
'kenswerthe   kurz   heraus.    Im   ersten   Kapitel   wird   die   Definition   des 
ntlichen  Weges,   welche   die  Wegeordnung  für  die  Provinz  Sachsen  im 
aufstellt,  gutgeheissen,  dabei  aber  darauf  hingewiesen,   dass  der  Begriff 
öffentlichen  Weges  im  wegerechtlichen  Sinue    sich   nicht   mit  dem   im 
lerrechtlichen  Sinne  deckt,  weil  das  Grundsteuergesetz  auch  die  Interessen- 
wege insofern  als  öffentliche  erscheinen  lässt,  als  auch  sie  von  der  Grund- 
ier beireit   sind.     Im   zweiten  Kapitel  werden  die   einzelnen  Arten   der 
mtUchen  Wege  nach  den  verschiedenen  Rechtsquellen  unterschieden,  im 
tten  und  vierten   das   allgemeine  Gebrauchsrecht   und   seine  Entziehung, 
sprechend  dem  positiven  und  dem   negativen  Erfordernisse  eines  öffeut- 
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liehen  Weges  gemäss  der  obigen  Definition,  besprochen;  eine  Entziehung 
liegt  auch  z.  B.  in  der  Umwandlung  eines  Fahrweges  in  einen  Fussweg 
(S.  20).  Im  Kapitel  (VI)  über  das  Eigenthom  an  öffentlichen  Wegen  wird 
hervorgehoben,  dass  die  neueste  Wegeordnung  den  praktisch  so  wichtigen 
Gniudsatz  zur  Geltung  zu  bringen  sucht,  der  Wegebanpflichtige  müsse  m- 
gleich  der  Eigenthümer  des  Wegekörpers  sein ;  auch  sei  hier  auf  die  treffen« 
den  Bemerkungen  des  Verfassers  über  die  Eigenthums-Ersitzung  an  öffeni» 
liehen  Strassen  aufmerksam  gemacht.  Der  Abschnitt  über  das  Eigenthom 
an  den  Zubehörungen  eines  öffentlichen  Weges  nmfasst  auch  die  blottea 
Nutzungsbefugnisse.  Im  neunten  Kapitel  wird  konstatirt,  dass  die  öffent- 
lichen Wege  als  Grundeigen th um  der  Enteignung  unterliegen,  sofern  über- 
wiegende andere  Interessen  des  öffentlichen  Wohles  in  Frage  kommen.  Die 
sächsische  Wegeordnung  hat  ein  solches  Enteignungsrecht  insbesondere  für 
die  Telegraphen-Anlagen  allgemein  anerkannt,  während  nach  sonstigem 
Rechte  der  Strasseneigeuthümer  nur  dann  zur  Duldung  derartiger  dauernder 
Anlagen  ver|iflichtet  ist,  wenn  ihm  bei  der  Verleihung  der  fiskalischen  Vor- 
rechte die  dahingehende  Verpflichtung  ausdrücklich  auferlegt  ist.  Auch  das 
Gesetz  über  die  Kleinbahnen  hat  hierüber  besondere  Bestimmungen  getroffen, 
welche  Verfasser  im  Einzelnen  durchgeht.  Die  Rechte  der  Anlieger  sodann 
werden  nach  allen  Seiten  in  mehreren  Kapiteln  erörtert,  und  das  Schlust- 
kapitel  beschäftigt  sich  mit  den  Interessentenwegen,  wobei  sich  Ver&sser 
den  gründlichen  Ausführungen,  welche  F.  Schultz  in  seiner  genannten  Schrift 
diesem  Gegenstande  widmet,  im  Wesentlichen  anschliesst. 

Berjno's  Handbuch  wird  dem  Belehrung  Suchenden  ein  verlässlicher 
Rathgeber  sein. 

Wilmersdorf  bei  Berlin.  Dr.  Hugo  Krüger. 


Sammlung  von  Gutachten  und  Entscheidungen  über  den  umfang 
der  Gewerberechte.    Nach  amtlichen  Quellen  herausgegeben  von 
Dr.   Friedrich   Frey,    Hof-    und    Gerichtsadvokat    in    Wien    und 
Dr.  Rudolf  IVIaresch,  Sekretär  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
Wien.     Wien,  Verlag  von  Moriz  Perles,  1894.     1128  S. 
Die  vorliegende  Sammlung,  welche  eine  Kommentirung  ledigiich  des 
§  36  der  österreichischen  Gewerbeordnung  ist,  zeigt,  wie  komklizirt  einzelne 
Partien  des  österreichischen  Gewerberechtes   sind.    Mit  wissenschaftlichem 
Geiste  sind  in  dem  Werke  die  vielen  behördlichen  Gutachten  und  Entschei- 
dungen  betreffend    den   Umfang   der   Gewerberechte   kompilirt     Derartige 
gründliche  Arbeiten  bieten  die  nothwendige  Basis  für  den  weiteren  wissen- 
schaftlichen Ausbau  des  für  das  moderne  Rechtsleben  so  wichtigen  Gewerbe- 
rechtes.    Würden   solche  exakte  Werke,  wie  das  vorliegende,  allgemein  auf 
den  verschiedenen  Gebieten  des  österreichischen  Verwaltungsrechtes  verfasst, 
so  wäre  hiedurch  die  derzeit  in  Oesterreich  fehlende  wissenschaftliche  Gmnd- 
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ige  zu  einem  umfassenden,  ausfuhrlichen,  systematischen  Verwaltungsrechts- 
ehrbuche  geschaffen.  Der  Grund  dieses  Mangels  dürfte  darin  zu  suchen 
lein,  dass  der  kompilativen  wissenschaftlichen  Thätigkeit  oft  nicht  jene  be- 
sondere Werthschätzung  zugesprochen  wird,  die  ihr  gebührt.  Und  doch 
steht  fest,  dass  ohne  wissenschaftlich  gehobenes  Material  eine  Ausbildung 
b€zw.  ein  Fortschritt  der  Rechtswissenschaft  nicht  zu  denken  ist.  Die  Kom- 
pilationsarbeit ist  eben  die  nothwendige  Vorgängerin  der  systematischen 
Wissenschaft.  —  Von  jedem  Juristen,  der  weiss,  wie  schwierig  und 
mühevoll  eine  erste  wissenschaftliche  positive  Thätigkeit  auf  einem  grossen 
und  neuen  Rechtsgebiete  ist,  wird  die  obige  Sammlung  von  Frey  und 
MjLR£scH  dankbar  begrüsst  werden.  Dieselbe  wird  auch  den  österreichischen 
Gewerbegenossenschaften  eine  wichtige  literarische  Erscheinung  sein. 
Wien.  Dr.  Alois  Heilinger. 

Lothar  Bucher«  Kleine  Schriften  politischen  Inhalts.  Stuttgart, 
Karl  Krabbe,  1893. 
Hindern  uns  die  Raumverhältnisse  des  Archivs  gleich  eine  der  inneren 
Bedeutung  der  hier  gesammelten  politischen  Aufsätze  des  geistvollen  deutschen 
Staatsmannes  angemessene  umfangreiche  Würdigung  zu  geben,  so  muss  uns 
iaran  gelegen  sein,  unsere  Faohgenossen  auf  die  wichtige  Publikation  wenig- 
tens  durch  den  Hinweis  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Studien  Bücher's 
irer  überwiegenden  Mehrzahl  nach  in  den  Bereich  der  öffentlichrechtlichen 
pezialarbeit  fallen.  Unsere  Literatur  ist  nicht  reich  genug,  um  Essays,  wie 
e  hier  mit  vornehmer  Rücksicht  aus  den  reichen  Arbeitsergebnissen 
.  Bücher's  ausgewählt  sind,  lediglich  den  Liebhabern  eines  exquisiten  Stils 
id  formvollendeter  Kürze  der  Diktion  zu  überlassen.  Wir  haben  es  mit 
onographischen  Studien,  rechtsgeschichtlichen  Skizzen  zu  thun,  denen  kraft 
*r  langjährigen  Stellung  des  Autors  interpretativer  Werth  zuerkannt  werden 
^nn.  Zweifellos  gilt  dies  von  den  Ausschnitten  aus  der  jüngsten  Geschichte 
nglands,  von  den  Aufsätzen  „Aera  G lad s tone",  „Der  Cobdenclub"  und 
Dn  den  der  Beleuchtung  des  irischen  Problems  dienenden  Studien:  „Zwei 
linderer  des  Reichs"  und  „Die  Vorfahren  und  der  Erbe  der  Chartisten", 
»ie  beiden  in  den  „Grenzboten"  publizirten  hier  reproduzirten  Aufsätze : 
Stamm  Verwandtschaft  und  Waffenbrüderschaft  mit  England",  „Ein  böser 
^eist  im  heutigen  England"  zeigen  den  tiefen  Kenner  und  parteilosen  Kritiker 
ler  politischen  und  sozialen  Verhältnisse  Englands.  Aber  auch  die  älteren 
iber  „Macht  ohne  Verantwortlichkeit",  „Die  englische  Rede-  und  Press- 
reiheit",  die  Beiträge  zur  Genesis  des  dänischen  und  des  deutschen  Krieges 
senden  zahlreiche  Ausläufer  in  das  Gebiet  der  Staats-  und  völkerrechtlichen 
Geistesarbeit  unserer  Tage.  Sie  wecken  aufs  Neue  die  Erinnerung  an  das 
?T088e  Verdienst,  das  sich  der  Verfasser  des  „Parlamentarismus"  um  die 
Klärung  wichtigster  Probleme  erworben  hat.  Stoerk. 
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Adalbert  Shek.  Allgemeines  Gesetzbuch  über  Vermögen  für  das 
Fürstenthum  Montenegro.  In  die  deutsche  Sprache  übertragen 
und  mit  einer  Einleitung  versehen.  Berlin,  Carl  Hey  mann,  1893. 
Aus  der  vom  Uebersetzer  des  Booisi(5*schen  Kodifikationswerks  ge- 
botenen Einleitung  gewinnen  wir  einen  gut  orientirenden  Ueberblick  über 
die  Rechtszustände  Montenegros;  wir  lernen  hier  wirthschaftliche  und  poli* 
tische  Gebilde  kennen,  deren  Nutzungswerth  für  ergiebige  soziologische  Ver- 
glcichungen  weit  grösser  ist ,  als  die  bisher  mit  afrikanischen  und  polyneai- 
schcn  Typen  operirende  vergleichende  Rechtswissenschaft  vermuthen  lasst. 
Shrk  führt  in  gedrängter  Kürze  das  Bild  der  Rechtsentwicklung  eines  kleinen 
Gemeinwesens  vor,  das  in  nationaler  Abgeschlossenseit,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert seine  Unabhängigkeit  gegenüber  mächtigen  Nachbarn  zu  behaupten 
vermocht  hat.  Das  Gesetzbuch  vom  25  März  1888  ist  denn  auch  nicht  mit 
gewöhnlichem  Masstab  zu  messen;  es  enthält  neben  dem  Vermögensrecht 
Grundzüge  des  Gemeinderechts,  des  Agrarrechts,  Vorschi'iften  über  die  Hans- 
genossenschaft,  Wald-,  Wiesen-  und  Wassergemeinschaften ,  über  die  ver- 
mögensrechtliche Stellung  des  Staates,  der  Kirchen,  Klöster  und  anderer 
religiöser  Anstalten.  Höchst  beachtenswerth  ist  der  volksthümliche  Ton  des 
Gesetzestextes.  Booisic  hat  ihn  gefunden,  indem  er  sich  Portalis'  Grundstati 
anschloss:  „II  ne  suffit  pas  (ju'un  pcule  sache,  qu'une  loi  existe,  il  faot, 
(ju'il  en  connaisse  et  comprenne  le  contenu,  c'est-a-dire ,  qu'elle  soit 
redig^e  d'unc  manidre  claire  et  conforme  ä  la  double  nature  du  l^slateur  et 
du  peuple.*"  Das  durch  Shek's  tüchtige  Arbeit  vorgeführte  Ergebniss  dieser 
Anschauung  zeigt  uns,  dass  der  Mangel  einer  allmächtigen  Bureaukratia 
kein   unüberwindliches  Hindcrniss   für   eine   taugliche  Gesetzgebung   bildet. 

Stoerk. 
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Aufsätze. 


ihülfepflicht  bei  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung. 

Von 

Landgerichtsrath  K.  Schneider  (Cassel). 


ist  bislang  noch  eine  offene  Frage  geblieben,  inwieweit 
italten  für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  ein  Recht 
„im  Vollzuge  des  Gesetzes",  —  wie  §  141  des  betrefifen- 
;hsgesetzes  vom  22.  Juni  1889  sagt,  —  zur  Währung  ihrer 
in  Personen  zeugeneidlich  durch  die  darum  ersuchten  Amts- 
vernehmen zu  lassen. 

handelt  sich  dabei  um  einen  ähnhchen  Streitpunkt,  wie 
)  den  preussischen  Disziplinarbehörden,  —  nicht  Dis- 
erichten!  —  ein  entsprechendes  Recht  auf  Veranlassung 
gen  Vernehmungen  gegeben  sei,  worüber  freilich,  ausser 
Entscheidungen  aus  der  Zeit  vor  Oktober  1879,  schon  ein 
ches  Urtheil  des  Kammergerichts  ergangen  und  veröffent- 
(JoHOW,  Jahrbuch  X,  Nro.  1). 
s  Urtheil  soll  liier  zunächst  kurz  mitgetheilt  werden. 
•  Grerichtshof  hat  sich  dahin  entschieden,  dass  der  Kgl. 
mdirektion  ein  Recht  gewährt  sei,  beim  Amtsgerichte  die 

für  öffentJiches  Recht.  X.  4.  34 
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zeugeneidliche  Vernehmung  eines  Redakteurs  zu  fordern,  in  dessen 
Zeitung;  vcrmuthUch  unter  Bruch  des  Dienstgeheimnisses  seitens 
eines  noch  unbekannten  Eisenbahnbeamten,  diensthehe  Verhält- 
nisse in  ungehöriger,  disziplinwidriger  Weise  besprochen  waren; 
und  zwar  zwecks  Ermittlung  des  Beamten  als  Thäters,  neben  dem 
der  Redakteur  bekanntlich  nicht  strafbar  ist  und  deshalb  auch, 
wo  sonst  §  54  der  Str.-Pr.-O.  anwendbar  wäre,  zur  Zeugniss- 
weigerung nicht  berechtigt  erscheint.  Die  Gründe  der  Entschei- 
dung stützen  sich  im  Wesentlichen  und  dem  Sinne  nach  auf  den 
Satz  des  fr.  2  de  jurisdict.  I,  2,  mit  dem  auch  im  deutschen  Ver- 
waltungsrecht vielfach  argumentirt  wird  (Anschütz  im  „Verwal- 
tungsarchive'', Bd.  I,  S.  389,  419):  „Cui  jurisdictio  data  est,  ea 
quoque  concessa  videntur,  sine  quibus  jurisdictio  expUcari  non 
potuit."  Und  doch  ist  es  klar,  dass  mit  diesem  allgemeinen  Aus- 
spruch wenig  gewonnen  ist;  er  erspart,  was  nachdiückUchst  be- 
tont werden  muss,  für  keinen  einzelnen  Fall  im  öffentlichen  Rechte 
die  Untersuchung,  ob  einer  Behörde  wirklich  die  Befugniss  zu 
Zwangsmassnahmen  zur  Erreichung  ihrer  Aufgabe,  —  und  auf 
solche  kommt  es  schliesslich  an !  —  beigelegt  ist  und  weiter,  welche 
Zwangsmassnahmen  es  sind,  und  in  welcher  Form  sie  zur  An- 
wendung gebracht  werden  dürfen. 

In  den  Erwägungen  des  Kammergerichtsurtheils  finden  sich 
folgende  Sätze: 

„Wenn  dem  Vorsteher  einer  Disziplinarbehörde  —  die  Be- 
fugniss beigelegt  ist,  die  ihm  unterstellten  Beamten  mit  Warnungen, 
Verweisen  und  Geldbussen  zu  bestrafen  und  gegen  sie  eventndl 
die  Einleitung  des  Disziplinarverfahrens  zu  verfügen,  so  müssen 
ihm  auch  die  Mittel  zustehen,  diese  Rechte  auszuüben^  (S.  6 
a.  a.  O.).  „Es  kann  hierbei  auch  nicht  von  einer  ungesetzlichen 
Erweiterung  der  Befugnisse  der  Verwaltungsbehörde  die  Rede  sein, 
da  es  eben  augenscheinlich  im  Willen  des  Gesetzgebers  gelegen 
hat,  dem  Vorsteher  der  Verwaltungsbehörde  nicht  die  Mittel 
zu  versagen,   deren  er  bedürftig  ist,    um   die  ihm  zugewiesene 
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Aufgabe,  über  die  Einleitung  eines  Disziplinarverfahrens  zu  ent- 
scheiden,  zu  erfüllen^  (S.  12  dort). 

Daneben  wird  noch  bemerkt,  dass  er  trotzdem  nicht  als  Dis- 
ziplinargericht (für  das  andere  Vorschriften  in  Betracht  kommen 
würden)  gelten  könne  (S.  9);  dass  die  Pflicht,  ihn  gerichtlich  bei 
seinen  Entschlüssen  zu  unterstützen,  aus  dem,  für  die  ganze 
Monarchie  massgeblich  gewordenen,  weil  ^eminent  staatsrechtUchen 
Grundsätze^  des  §  38  in  der  Kgl.  Verordnung  vom  2.  Jan.  1849  * 
ach  ergebe  (S.  6  a.  a.  0.),  und  dass  endlich  dabei  §  160  des 
Gerichtsverfassungsgesetzes  entsprechend  anzuwenden  sei,  obwolil 
die  ersuchende  Stelle,  der  Vorsteher  der  Verwaltungsbehörde,  zur 
Zeit,  wo  ein  Disziplinarverfahren  gegen  eine  bestimmte  Person 
noch  nicht  eingeleitet  sei,  vielmehr  diese  Einleitung  gerade  erst 
in  Frage  stehe,  zur  eidlichen  Vernehmung  von  Zeugen  selbst 
nicht  zuständig  sei.  — 

Angesichts  dieser  Erwägungen  ist  dann  freilich  auch  ein- 
zuräumen, dass  die  Handhabung  der  DiszipHn  durch  den  Vor- 
gesetzten im  Gegensatze  zu  dem  ^förmlichen  DiszipUnarverfahren^, 
—  §§  18 — 21  und  §§  22  f.  und  §  10  des  Disziplinargesetzes  vom 
21.  Juli  1852  (Gesetzsammlung  S.  465),  —  ohne  Anwendung  der 
Tom  Kammergerichte  gebilligten  Sätze  kaum  durchfuhrbar  erscheint. 
Denn  selbst  wenn  die  Eröffnung  des  „förmUchen  DiszipUnar- 
Terfalirens"  im  Uebrigen  möglich  wäre ^,  so  fehlt  ihm  dochjeden- 

'  GesetzsanimluDg  S.  1.  §  38  lautet:  „In  dem  Verhältnisse  der  Gerichte 
zo  den  Verwaltungsbehörden  wird  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  nichts 
geindert.  Sie  sollen  sich  gegenseitig  bei  Erledigung  der  ihnen  o1)liegendon 
Geschäfte  innerhalb  ihres  Kessorts  Unterstützung  leisten.  ** 

*  Ich  verweise,  um  nicht  zu  weitläuftig  zu  werden,  auf  die  Auseinander- 
setzungen von  F.  Skydel,  Das  Gesetz  vom  21.  Juli  1852  (2.  Aufl.,  1894), 
&  128  und  bemerke,  dass  er  für  den  gedachten  Fall  auf  S.  163  a.  a.  0.  noch 
vciteres  Material  beibringt,  das  ich  aber,  wo  das  Disziplinargesetz  nur  zur 
Veranschaalichung  des  Folgenden  dienen  soll,  glaube  übergehen  zu  dürfen. 
Auf  S.  128  sagt  Srtdel:  „Die  Einleitung  des  förmlichen  Disziplinarverfahrens 
letzt  allemal  voraus,  dass  dem  angeschuldigten  Beamten  eine  Pflichtwidrig- 
keit oder  sonst  eine  Handlung  zur  Last  fallt,  welche  nach  dem  pfiichtmässigcu 

34* 
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falls  die  Vorschrift,  wie  sie  die  Strafprozessordnung  hat  (§  68, 
Abs.  1  am  Ende:  „die  Person  des  Beschuldigten ,  sofern  ein 
solcher  vorhanden  ist^);  dass  auch  gegen  einen  unbekannten  Thäter 
vorgegangen  werden  könne.  Vgl.  insbesondere  §  32  des  Gesetzes 
von  1852.  Durch  vorläufige  Ermittlungen  Seitens  des  Vorgesetzten 
derjenigen  Verwaltungsbehörde,  der  der  Thäter  vermuthlich  an- 
gehört, würde  dieser  zunächst  erst  seiner  Person  nach  aufzudecken 
sein;  und  dabei  ist  allerdings  kaum  die  Bechtshülfe  der  Amts- 
gerichte zu  entbehren. 

Insoweit  hätte  man  also  den  Gründen  des  kammergericht- 
lichen Urtheils  beizupflichten.  Und  doch  werden  bei  ihrer  ge- 
naueren Nachprüfung  nicht  unerhebUche  Zweifel  an  ihrer  Haltbar- 
keit auftauchen,  ohne  dass  deshalb  freiUch  das  Endergebniss  jener 
Erwägungen  m.  E.  anfechtbar  wäre. 

Trotzdem  ist  es  nicht  müssig,  auf  die  Zweifel  einzugehen,  da 
ihie  Erörterung  zur  Vorbereitung  der  Auslegung  des  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetzes  dienen  soll  und  kann. 

In  der  Entscheidung  des  Kammergerichts  ist  zunächst  die 
unterschiedslose  Anwendung  des  dem  fr.  2  cit.  entsprechenden 
allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsatzes  bedenklich.  Das  ist  von 
mir  bereits  angedeutet.  Da  sich  die  Sache,  wie  gleichfalls  schon 
bemerkt  ist,  auf  Zwangsmassnahmen  gegen  die  im  Machtbereiche 


Ermessen  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  nur  mit  Entfernung  aus  dem  Amte, — 
d.  i.  mit  Strafversetzung  oder  Dienstentlassung,  —  angemessen  geahndet 
werden  würde.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  und  also  nur  zu  dem  Zwecke, 
die  Entfernung  des  Beamten  aus  dem  Amte  herbeizuführen,  soll  das  förm- 
liche Verfahren  eingeleitet  werden.  Die  Einleitung  des  Letzteren  bat  daher 
in  der  Regel  zu  unterbleiben,  wenn  die  vorläufigen  Verhandlungen  eine 
sichere  Unterlajre  für  den  Antrag  auf  Entfernung  aus  dem  Amte  nicht  dar- 
bieten. Wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  und  die  von  einem  Beamten  begangene 
Dienstwidrigkeit  durch  Warnung,  Verweis  oder  Ordnungsstrafe  angemessen 
gerügt  werden  würde,  ist  das  förmliche  Disziplinarverfahren  nicht  einza> 
leiten."  —  In  dem  vom  Kammergericht  entschiedenen  Falle  würde  das, 
abgesehen  von  der  zunächst  bestehenden  Verborgenheit  des  Thäters.  allem 
Anscheine  nach  auch  nicht  zulässig  gewesen  sein. 
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des  Staates  befindlichen  Personen  zuspitzt,  so  wird  man  im  „Rechts- 
staate^y  im  geordneten  Staatswesen,  den  deutlichen,  wenn  auch 
rielleicht  nicht  ausdrückUch  kundgethanen  Willen  des  Gesetzgebers 
zu  fordern  und  darzuthun  haben,  wonach  solche  Zwangsmassnahmen 
zulässig  sein  sollen.  Wo  es  also,  >vie  hier,  gänzUch  an  einem 
solch  ausdrücklichen,  gesetzhchen  Anhalte  mangelt,  wird  man 
doppelt  behutsam  prüfen  müssen  und  die  Sache  nicht  mit  Be- 
rufung auf  jene  allgemeine  Regel  oder  gar  die  Rechtshülfepfiicht 
der  Gerichtsbehörden  als  erledigt  ansehen  dürfen. 

In  ersterer  Hinsicht  hat  man  sich  jedenfalls  zum  Bewusst- 
sein  zu  bringen,  dass  in  verschiedenen  Fällen  unseres  öffentlichen 
Rechts  der  Befugniss  zu  gewissen  behördlichen  Massregeln  die 
weitere  Befugniss,  sich  dazu  die  erforderUchen  Unterlagen  nöthigen- 
falls  durch  Zwangsanwendung  zu  beschaffen,  keineswegs  unbedingt 
beigesellt  ist.  Der  Grund  dafür  kann  sein,  dass  der  Gesetzgeber 
in  anderer  Weise  Fürsorge  dafür  getroffen  hat,  dass  es  schUess- 
lich  an  den  nöthigen  thatsächlichen  Ermittlungen  nicht  gebricht, 
oder  dass  er  die  Machtbefugnisse  der  betreffenden  Stelle  nicht  so- 
weit begünstigen  will. 

Als  Beispiele  führe  ich  an  die  nach  Str.-Pr.-O.  §  453  und 
dem  preussischen  Gesetze  vom  23.  April  1883  zum  Erlass  von 
Strafbescheiden  berechtigten  PoUzeibehörden,  die  zugleich  durch 
Ministerialausführungsverfugung  vom  8.  Juni  1883  zwar  zu  vor- 
gingigen  Ermittlungen,  nicht  aber  zur  eidlichen  Vernehmung  von 
Zeugen  als  ermächtigt  erklärt  sind  und  solche  zweifellos  auch  nicht 
durch  Ersuchen  an  Amtsgerichte  ins  Werk  setzen  dürfen.  §  8 
am  letztgedachten  Orte  lautet:  „Erachtet  der  Polizeiverwalter,  um 
die  erforderliche  Ueberzeugung  von  der  üebertretung  und  von  den 
Kitteln  zu  ihrem  Beweise  zu  ge>^innen,  dennoch  Ermittlungen  für 
nöthig,  so  hat  er  diese  auf  die  kürzeste,  dabei  aber  hinreichend 
zuverlässige  Art  zu  veranlassen.  Er  ist  hierbei  an  keine  Förm- 
lichkeiten, auch  nicht  an  ein  protokollarisches  Verfahren  gebunden.** 
—  Abs.  2:  ^Zur  eidUchen  Vernehmung  von  Zeugen  ist  er  nicht 
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berechtigt."  Nach  dem  Satze  jenes  fr.  2  aber  Hesse  sich  doch 
gewiss  das  Gegentheil  hiervon  ableiten,  sofern  man  nicht  eben  die 
Art  dieses  Verfahrens  als  nur  vorläufig  und  unter  Vorbehalt  der 
gerichtlichen  Untersuchung  ergehend  scharf  in^s  Auge  fasst. 

Dasselbe  gilt  von  der  Seemannsordnung ,  wonach  das  See- 
mannsamt nach  §  101  dort  ^den  Thatbestand  summarisch  fest- 
zustellen" hat-,  aber  worin  auch  die  ausdrückliche  Vorschrift  ge- 
geben ist:  „Eine  Vereidigung  von  Zeugen  findet  nicht  statt." 

Ein  anderer  Grund,  —  nämlich  das  betreiFende  Verfahren 
thunlichst  in  den  Schatten  zu  stellen  und  dadurch  zur  Errichtung 
von  Gewerbe gerichten  anzuspornen,  —  wird  den  Gesetzgeber  bei 
Aufstellung  des  §  71  in  dem  Gewerbegerichtsgesetze  geleitet  haben. 
Für  das  hier  geordnete  „Verfahren  vor  dem  Gemeindevorsteher" 
ist  bestimmt  (Abs.  2  dort):  „Eine  Beweisaufnahme  durch  Er- 
suchen anderer  Behörden  findet  nicht  statt;  Vereidigungen  sind 
nicht  zulässig."  Uebrigens  kann  auch  hier  das  rein  Vorläufige  des 
Verfahrens  (§  72  dort)  mit  in  Betracht  gezogen  sein. 

Und  während  sich  femer  in  vielen  anderen  Fällen  z.  B.  in 
der  Schiedsmannsordnung  §  24,  dem  Einkommensteuergesetze 
§§  38  und  43,  dem  Gewerbesteuergesetze  §  26,  ausdrückUche 
Bestimmungen  über  die  den  betreflfenden  Amtsstellen  zum  Voll- 
zuge ihrer  Dienstpflichten  gewährten  Ermittlungsbefugnisse  und 
deren  verschiedenartige  Begrenzung  finden,  fehlt  es  in  einem 
anderen  Verhältnisse  zugleich  an  einer  solchen  Befugniss  oder 
doch  an  dem  ihr  fast  unentbehrlichen  Zwangsrecht,  nämUch  bei 
den  dui'ch  Kgl.  Verordnung  vom  25.  Mai  1887  (Gesetzsammlung 
S.  169)  errichteten  Aerztekammern.  Allerdings  handelt  es  sich 
hier  nicht  um  eine  Staatsbehörde,  immerhin  aber  doch  um  eine 
Anstalt  von  öflfentlichrechtlichem  Chai*akter,  die  über  Standes- 
mitglieder eine  Disziplin  übt  und  dabei  doch  thatsächlicher  Er- 
mittlungen als  Unterlage  nicht  entrathen  kann.  Und  doch  versagt 
m.  A.  nach  der  Satz  des  fr.  2  cit.  im  HinbUck  auf  die  Bestim- 
mungen in  §§  2  und  5  jener  Verordnung  völlig,  obwohl  er  nicht 
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etwa,  wie  in  einigen  der  obigen  Fälle,  ausdrücklich  ausgeschlossen, 
oder  eine  Begrenzung  des  Ennittlungsrechtes  z.  B.  durch  Zu- 
weisung gewisser  Handlungen  an  das  Amtsgericht,  wie  im  Patent- 
gesetze §  32  oder  dem  Reichsgesetze  betreflFend  die  Untersuch- 
ung von  Seeunfallen  vom  27.  JuU  1877  §  19  u.  s.  w.  vorgenom- 
men ist  ^. 

Auch  das  würde  ferner  unzutreffend  sein,  wenn  das  Kammer- 
gerichtsurtheil  wirklich  meinte,  dass  eine  Bestimmung  über  Rechts- 
hülfepäicht  die  Sache  erledigte.  Denn  diese  bezieht  sich,  was 
mit   aller  Schärfe   festzuhalten   ist,   nur  auf  die  betreffenden  Be- 

•  Zur  Vergleichung  mit  dem  Folgenden  theile  ich  die  citirten  §§  2  und  5 
Wörtlich  mit:    „Die  Aerztekammem  sind  befugt,   innerhalb  ihres  Geschäfts- 
kreises Vorstellungen  und  Anträge  an  die  Staatsbehörden  zu  richten"  (§  2, 
Al)8.  2).  —  „Aerzten,  welche  die  Pflichten  ihres  Berufes  in  erheblicher  "Weise 
o^er  wiederholt  verletzt  oder  sich  durch  ihr  Verhalten  der  Achtung,  welche 
iliT  Beruf  erfordert,   unwürdig  gezeigt  haben,   ist  durch  Beschluss  des  Vor- 
standes der  Aerztekammer  das  Wahlrecht  und  die  "Wählbarkeit  dauernd  oder 
auf  Zeit  zu  entziehen.   Denselben  ist  vorher  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über 
«lie  gegen  sie  erhobenen  Anschuldigungen  zu  äussern.    Zu  der  Berathuug  und 
^^eschlussfassung  über  die   Entziehung   des  "Wahlrechts   ist  ein   vom   Ober- 
in rasidenten  zu  ernennender  Kommissarius  zuzuziehen,  welcher  das  Recht  hat, 
j^erzeit   gehört  zu  werden.    Ein  Stimmrecht   steht  demselben   nicht  zu." 
Der  Vorstand   der  Aerztekammer   wird   sich   bei    seinen   Ermittlungen    auf 
Einsicht  etwaiger  Strafakten,   Auskunft  der  Polizeibehörden  imd  freiwillige 
<  unbeeidigte)  Zeugnisse  beschränken  müssen.  —  Dass  ein  Ermittlungsrecht 
xiicht  ohne  Weiteres  die  Befugniss   zu  den   üblichen   gerichtlichen  Zwangs- 
mitteln oder  auch  nur  einigen  von  ihnen  verleiht,  zeigt  in  lehrreicher  Weise 
*^ie  Allerhöchste  Kabinetsordre  vom  18.  Juli  1844  (Gesetzsammlung  S.  299), 
^e  ausgesprochener  Weise   den   darüber   entstandenen  Zweifeln   glaubte   in 
gesetzgeberischem  Wege  entgegentreten  zu  müssen.    Sie  befindet  über  „die 
sÜgemeine  Verpflichtung  zur  eidlichen  Vernehmlassung  als  Zeuge  in  ehren- 
gerichtlichen Untersuchungssachen"  vor  dem  Ehrenrathe  oder  vor  dem  dazu 
^fsuchten  Militär-  oder  Civilgerichte  und  lautet  im  Anbeginn:  „Um  die  Be- 
denken zu  beseitigen,   welche  —  einige  Civilgerichte  gegen  die  Befugnisse 
der  in  der  Armee  bestehenden  Ehrengerichte  zur  eidlichen  Vernehmung  von 
Zivilpersonen  in  ehrengerichtlichen  Untersuchungen  erhoben  haben,  will  Ich  — 
luerdurch  bestimmen"  u.  s.  w.  —   Man  vergleiche  weiter   die  Allerhöchste 
Kabinetsordre   vom   15.  Okt.  1846  (Gesetzsammlung  S.  482)   betreflend  das 
^liiedsgericht  in  Rennangelegenheiten. 
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bürden,  oder,  wie  man  nach  dem  im  §  158  des  Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes liegenden  Grundsatze  allgemein  sagen  darf,  auf  die 
örtlichen  Amtsgerichte^;  entscheidet  damit  aber  keineswegs, 
wer  deren  Zwangsrechte  im  gegebenen  Falle  unterworfen  sei,  und 
wie  weit  dieses  reiche.  Vor  Allem  ist  hier  nämlich  der  Irrthum 
abzuweisen,  dass  die  Amtsgerichte  allgemein  das  Recht  des 
Zeugenzwanges  besässen  und  dieses  also  auch  in  allen  Fällen, 
wo  sie  Rechtshülfe  zu  leisten  hätten,  ausüben  müssten.  Dagegen 
haben  sich  u.  A.  auch  Laband,  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches 
Bd.  II,  S.  460  und  Glaser,  Strafprozess  Bd.  II,  S.  484,  491 
erklärt. 

Vielmelir  muss  grundsätzUch  ein  eigenes  Recht  der  er- 
suchenden Stelle  auf  Zeugenvernehmung,  bezw.  Zeugenzwang 
vorhanden  sein,  —  kraft  Gesetzes  oder,  wo  das  Ausland  in  Be- 
tracht kommt,  kraft  Staatsvertrages,  —  sei  es,  dass  dieses  über- 
haupt nur  durch  Vermittlung  der  örtUchen  Amtsgerichte  oder 
doch  auch  durch  diese  auf  Grundlage  der  Rechtshülfepflicht  in 
Wirksamkeit  gesetzt  werden  kann.  Die  eigenen  Zwangsrechte 
des  Amtsgerichts  als  Civil-  oder  Strafprozessgericht  kommen  dann 
dabei  nur  soweit  in  Betracht,  als  sie  entweder  z.  B.  bei  Ersuchen 
von  preussischen  Disziplinargerichten  analog  anzuwenden  sind 
oder  jedenfalls  die  äusserste  Grenze  des  Zwanges  bilden,  wo  etwa 
das  Recht  der  ersuchenden  Stelle  weiter  gehen  sollte. 


*  Deren  Zwangsbefugnissen  die  betreffende  Person  als  Zeuge  oder  die 
Sache  als  Beschlagnahmegegenstand  wegen  ihrer  körperlichen  Anwesenheit  im 
Gerichtsbezirke  unterworfen  ist:  §  167  ebenda.  Der  Zeugenzwang  reicht 
freilich,  soweit  er  im  Verfahren  nach  der  Str.-  und  der  C.-Pr.-O.  erfolgen 
soll,  wegen  §  161  dort  über  den  räumlich  begrenzten  Bezirk  hinaus,  ww 
aber  wiederum  nicht  anzuerkennen  sein  wird,  wo  es  sich  um  Rechtshülfe- 
handlungen  dreht,  die,  wie  z.  B.  im  Interesse  einer  Disziplinarbehörde,  nur 
nach  Analogie  der  Bestimmungen  in  den  §§  157  ff.  am  angegebenen  Orte  zu 
erledigen  sind.  Die  §§  157  ff.  sind  bekanntlich  an  und  für  sich  streng  auf 
die  C-  und  Str.-Pr.-O.,  sowie  die  Konkursordnung  beschränkt:  §  2  des  Ein- 
führungsgesetzes zum  Gerichtsverfassungsgesetze. 
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Wenn  beispielsweise  der  Gewerbesteuerausschuss  nach  §  26 
des  preussischen  Gesetzes  vom   24.  Juni  1891  (Gesetzsammlung 
S.  205)  auch  diejenigen  Personen  zur  Zeugnissweigerung  berech- 
tigt^   die   bei   dem  Steuerpflichtigen  bedienstet  sind   und    dessen 
Erlaabniss  zur  Aussage  nicht  besitzen ;   so  darf  das  um  eidliche 
Vernehmung  solcher  Personen  etwa  trotzdem  ersuchte  Amtsgericht 
(Abs.  1  dieses  §  26)  diese  Bestimmung  nicht  etwa  deshalb   un- 
berücksichtigt lassen,   weil   sie  sich  in  dieser  Ausdehnung  unter 
den    civilprozessualischen    Weigerungsgründen    nicht    findet 
(C.-Pr.-O.  §   348   No.  5).     Das   umgekehrte   Beispiel  bietet    das 
^^Abkommen   mit  Russland  wegen  des  unmittelbaren  Geschäfts- 
rerkehrs    zwischen  den  Justizbehörden   der  preussischen   Grenz- 

4  Febr. 

Provinzen  und  des  Gerichtsbezirks  Warschau"  vom  -^t^-^f '  1879 

23.  Jan. 

(Gresetzsammlung  S.  138).  Art.  4  in  diesem  Abkommen^  lautet: 
„Die  Hohen  Vertragsschliessenden  Theile  machen  sich  verbindUch, 
die  von  den  Gerichten  und  den  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Abkommens  zum  unmittelbaren  Geschäftsverkehre  befugten  Be- 
amten ausgeg;angenen  Requisitionen  insoweit,  als  nicht  die 
Gesetze  des  Landes,  in  welchem  die  nachgesuchte 
Handlang  vorgenommen  werden  soll,  entgegenstehen, 
zur  Ausfuhrung  bringen  zu  lassen".  Denn  das  deutsche  Gesetz 
würde  auch  einem  vom  russischen  Gerichte  in  Strafsachen  be- 
gehrten Zeugenzwange  „entgegenstehen",  soweit  als  er  über  das 
Mass  unserer  Str.-Pr.-O.  hinausginge. 

Dem  hier  aufgestellten  Satze  widerspricht  völlig  eine  von 
Setdel  in  seiner  oben  angeführten  Schrift  niedergelegte  Ansicht. 
S.  159  dort  bezeichnet  Seydel  es  für  unzulässig,  dass  der  „Unter- 
sachungskommissar"  im  DiszipUnarverfahren  Haussuchungen  und 
Beschlagnahmen  vornehme;   dagegen  könne  er  diese  Handlungen 


^  Daneben  ist  noch  zu  vergleichen  Gesetzsammlung  1893,  S.  83   und 
J.-M.-BL  1879,  S.  128  und  474,  aus  1883  S.  32,  1889  S.  24,  1894  S.  167. 
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durch  „Requisition  des  ordentlichen  Richters  oder  der  zustän- 
digen Polizeiorgane ^  erwirken.  Dabei  bleibt  völlig  unerfindlich, 
wie  der  „ordentliche  Richter**  und  vollends  die  Polizei  (!)  za 
solchen  Zwangsmassnahmen  berechtigt  sein  könnte,  wenn  das 
Disziphnargesetz  sie  nicht  klar  als  im  Disziplinarverfahren  zu- 
lässig angeordnet  hat,  und  die  PoUzei,  da  diese  doch  selbst  im 
Strafprozess  nur  unter  ganz  besonderen  Voraussetzungen  zu  ihnen 
schreiten  darf. 

Ein  weiterer,  im  Kammergerichtsurtheil  m.  E.  nicht  gewür- 
digter Punkt  steht  mit  dem  soeben  Erörterten  in  enger  Verbin- 
dung: nach  welchen  prozessualen  Vorschriften  sollen  die  Zeugen 
(um  bei  diesem  Beispiele  zu  bleiben)  von  dem  rechtshülf^eisten- 
den  Amtsgerichte  vemonmien  werden,  wo  ein  Arbeiterversiche- 
rungs-Schiedsgericht,  das  Patentamt,  ein  Vormundschaflsgericht 
im  Verfahren  gegen  verwahrloste  Kinder,  ein  militärischer  Ehren- 
rath,  ein  Gewerbegericht,  ein  Gewerbesteuerausschuss,  das  Renn- 
schiedsgericht in  Berlin  u.  s.  w.  diese  Handlung  erfordert?  Und, 
—  eine  weitere  sehr  praktische  Frage!  —  dürfen  die  Zeugen 
nach  der  Reichsgebührenordnung  vom  30.  Juni  1878  Gebühren 
erhalten,  da  diese  doch  nur  für  den  ordentUchen  Civil-  und 
Strafprozess  und  für  das  Konkursverfahren  erlassen  und  durch 
§  42  des  preussischen  Ausrührungsgesetzes  zum  Gerichtskosten- 
gesetze ^  weder  auf  alle  die  aufgezählten  Amtsstellen,  noch  ins- 
besondere auf  die  Reich sbehörden,  oder  auf  den  Fall,  wo  an 
deren  Stelle  das  rechtshülfepfiichtige  Amtsgericht  in  Thätigkeit 
tritt,  ausgedehnt  sein  kann? 

GrundsätzUch  wären  hier  die  Vorschriften  und  Gebührensätze 
des   die  Rechtshülfe   erheischenden  Verfahrens   anzuwenden;   bei  . 
deren  ausserordentlicher  Lückenhaftigkeit  bleibt  denn  aber  nichts 
anderes   übrig,   als  die  Ersuchensfälle  mit  etwas  leichtem  juristi- 


®  „Die  deutsche  GebührenordnuDg findet  Anwendung  auf  gericht- 
liche Angelegenheiten,  welche  vor  besondere  Gerichte  gehören  oder  durch 
die  deutschen  Prozessordnungen  nicht  betroffen  werden." 
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sehen  Gewissen  in  Civil-  und  Strafrequisitionen  zu  untei-scheiden 
und  unter  „entsprechender  Anwendung"  der  Bestimmungen  der 
CiTÜ-  oder  Strafyrozessordnung  zu  erledigen. 

Das  ist  aber,  obwohl  uneingestanden,  doch  nur  ein  kümmer- 
licher Nothbehelf! 

Denn  abgesehen  davon;  dass  es  einigermassen  schwierig  ist; 
die  Requisitionen  der  Steuerbehörden  als  ^Civilsachen"  anzusehen^ 
und  die  der  Yormundschaflsgerichto  nach  dem  Gesetze  vom 
13.  März  1878  als  „Strafsachen",  obwohl  deren  Verfahren  weit 
grössere  Aehnlichkeit  mit  der  übrigen  Thätigkeit  des  Vormund- 
schaftsgerichts  hat,  die  doch  unter  die  sog.  freiwillige  Gerichts- 
bariceit  fallt,  erheben  sich  sofort  bei  der  Anwendung  der  Civil- 
oder  Strafprozessordnung  weitere  Bedenken,  über  die  sich  die 
Praxis  wohl  nur  unter  dem  Drucke  der  Notliwendigkeit,  irgend 
ein  Durchkommen  zu  finden,  hinwegsetzt. 

Wie  mll  man  sonst  nämlich  bei  derartigen  Requisitionsfallen 
ober  die  Vorschrift  der  Strafprozessordnung  (§  65)  hinwegkommen, 
dass  die  Zeugenvernehmung  grundsätzlich  erst  in  der  „Haupt- 
verhandlnng"  unter  Eid  erfolgt?  Oder  über  §  352  der  C.-Pr.-O., 
Tonach  über  die  Bechtmässigkeit  der  Zeugnissweigerung  vom 
•Prozessgerichte^  entschieden  werden  soll? 

In  letzterer  Beziehung  ist  es  besonders  lehrreich,  dass  §  862 
Abs.  2  der  C.-Pr.-O.  für  das  schiedsrichterliche  Verfahren  besondere 
Vorsorge  getroffen  hat',  während  z.  B.  §  17  Abs.  3  der  Kjiiser- 
Hchen  Schiedsgerichtsordnung  zum  Invaliditäts-  und  Alters ver- 
sicbenmgsgesetze  nur  die  Ausführung  der  Zwangsmassregeln  dem 
zu  ersuchenden  Amtsgerichte  vorbehält. 

Jedenfalls  glaube  ich  aus  dem  Gesagten  wenigstens  die 
Folgerung   ziehen   zu   müssen,    dass   man  Mangels  ausreichender 


'  Er  lautet:  ,,Dem  Gerichte,  welches  [auf  Antrag  einer  von  den 
>$ehiedsrichteni  verhandelnden  Partei]  die  Vernehmung  oder  Beeidigung 
eines  Zeugen  —  angeordnet  hat,  stehen  auch  die  Entscheidungen  zu, 
welche  im  Falle  der  Verweigerung  des  Zeugnisses  —  erforderlich  werden." 
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gesetzlichen  Bestimmungen  mit  dem  vom  Kanmiergerichte  an  die 
Spitze   seiner  Gründe   gestellten  Satze   nicht   allzu   sehr  bei  der 
Hand  sein  dürfe,   um,   selbst   bei  ausgesprochener  Rechtshülfe- 
pflicht,   solche  (mittelbar  auszuübenden)  Zwangsrechte  gegen  die 
im  Machtbereich®  des  Staates  befindlichen  Personen  bei  allen  md 
jeden    Behörden    anzuerkennen.     Die    hier    soeben   angedeuteten    : 
Schwierigkeiten  weisen  darauf  hin,  dass  die  Prüfung  der  Zulässig-    | 
keit  jener  Zwangsmassnahmen  durchaus  auf  das  Besondere  jedes    ] 
einzelnen  Falles  einzugehen  hat.  j 

Und  das  wird  sich  besonders  bei  Betrachtung  der  Bedeutung  ■ 
des  zu  Anfang  citirten  §  141  im  Invaliditäts-  und  Altersversiche  ' 
rungsgesetze  geltend  machen. 

Ich  fasse  das  Endergebniss  des  Bisherigen  somit  dahin  zu- 
sammen, dass  vor  Anwendung  von  Zwangsmassregeln'  das  er- 
suchte Gericht  den  Umfang  des  eigenen,  wenn  auch  nur  mittel- 
baren Rechts  der  ersuchenden  Stelle  auf  solche  und  dessen 
Vorhandensein  im  gegebenen  Falle;  die  Rechtshülfepflicht  seiner- 
seits und  die  für  es  selbstmassgeblichen  Schranken  des  Zwanges, 
soweit  sie  auch  jenes  Recht  beschränken,  zu  prüfen  und  zu  er- 
wägen hat.  So  wenig  aber,  wie  der  Satz  des  §  159,  Abs.  1  im 
G.-V.-G.:  „Das  Ersuchen  darf  nicht  abgelehnt  werden",  unter 
den  angegebenen  Voraussetzungen  unbesehens  anzuwenden  ist.  so 
wenig  darf  doch  andererseits  das  ersuchte  Gericht  auf  eine  Nach- 
prüfung eingehen,  ob  sich  das  Ersuchen  auch  weiter  als  formell, 
nach  Lage  des  dort  schwebenden  Verfahrens  nämlich  rechtfertige. 
Mit  den  obigen  Worten,   es   sei   das  Vorhandensein  des  Rechts 


®  Dieser  Ausdruck  ist  an  Stelle  desjenigen  des  „Staatsgebietes'*  absiclit- 
lieh  gewählt,  weil  Letzterer  nicht  ausreicht.  Das  Nähere  kann  hier  selbst- 
redend nicht  auseinandergesetzt  werden. 

®  Etwas  anders  liegt  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  kraft  vorhandener 
Rechtshülfepflicht  die  ersuchten  Amtsgerichte  nicht  wenigstens  verpflicbtf^ 
sind,  den  bezeichneten  Zeugen  Gelegenheit  zur  (freiwilligen)  Ableguo: 
ihres  Zeugnisses  zu  bieten,  wozu  sie  ja  meist  bereit  sein  werden.  V^l.  Bo>i>'' 
Arbeiterversicherung,  §  94  Anm.  84. 
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i  Zwangsmassregeln  bei  der  ersuchenden  Amtsstelle  auch  auf 
in  gegebenen  Fall  hin  festzustellen,  soll  jenem  allgemein  an- 
kannten Satze  nicht  widersprochen  sein.  Vielmehr  ist  damit 
ir  das  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  trotz  vielleicht  ganz  all- 
mein  hingestellter  ßechtshülfepflicht  die  darauf  berechtigte 
)hörde  doch  nicht  für  alle  Seiten  und  Stadien  ihrer 
lätigkeit  die  Ausübung  von  Zwangsrechten  gegen  Zeugen  u.  s.  w. 
roh  die  Amtsgerichte  fordern  darf. 

Und  das  ist  eben  ganz  besonders  der  Fall  bei  dem  oben 
zeichneten  ßeichsversicherungsgesetze;  es  ist  nicht  minder  richtig 
.'  Rechtshülfeersuchen  im  Ehrengerichtsverfahren  gegen  Rechts- 
wälte,  je  nachdem  es  in  der  Voruntersuchung  oder  für  die 
iuptverhandlung  ergeht:  Rechtsanwaltsordnung  §  86,  Abs.  2, 
73  und  §  86,  Abs.  1. 

Ich  glaube  hiernach  einem  Missverstehen  der  von  mir  formu- 
ten  Regel  nicht  ausgesetzt  zu  sein. 

Und  wenn  nun  das  Kammergericht  bei  seinem  Urtheile,  an 
ß  diese  Auseinandersetzung  anknüpfte,  all  diese  Bedenken  und 
rwägungen  scheinbar  übersprungen  hat,  so  wiederhole  ich,  dass 
h  sein  Ergebniss  doch  für  richtig  erachte;  und  bemerke,  dass 
i  von  praktischem  Gesichtspunkte  und  Angesichts  der  Aufgabe, 
nen  einzelnen  Fall  zu  entscheiden,  auch  kaum  Veranlassung 
itte,  auf  alle  jene  Punkte  näher  einzugehen,  —  um  so  weniger, 
s  es  sich  ja  mit  Recht  für  die  Behandlung  der  Requisitionen 
18  einem  Disziplinar  vor  verfahren  heraus,  wenn  dieser  Ausdruck 
istattet  ist,  auf  eine  ziemlich  feste  Rechtsübung  berufen  konnte 
S.  10  a.  a.  O.)  »^ 

^^  Das  Kammergericht  führt  (a.  a.  0.  S.  9)  aus  der  Bej^ründung  zum 
iziplinargesetze  vom ,9.  April  1879  Folgendes  an:  „Die  Disziplinargesetze 
len  augenscheinlich  davon  aus,  dass  die  allgemeinen  Vorschriften  über  das 
'afver fahren  nicht  ohne  "Weiteres  ergänzende  Anwendung  finden.  Das 
äziplinarverfahren  ist  an  sich  keine  Spezies  des  allgemeinen  Straf- 
rfahrens.  Andererseits  hat  es  bisher  keinem  Bedenken  unterlegen,  die 
gemeinen  Vorschriften  des  Strafprozesses,  soweit  dieselben  mit  dem  "Wesen 
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Gegenüber  einer  neuen  gesetzlichen  Regelung,  wie  sie  das 
Keichsversicherungsgesetz  vom  22.  Juni  1889  für  einen  recht 
komplizirten  Organismus  getroffen  hat,  liegt  die  Sache  natürlich 
wesentlich  anders:  hier  müssen  die  angeregten  Zweifel  m.  £. 
strictissime  und  nicht  bloss  nach  den  bei  den  neueren  rerwaltungs- 
rechtHchen  Gesetzen  im  Uebermass  beliebten  Zweckmässigkeits- 
erwägungcu  entschieden  werden,  jene  Zweifel,  zu  deren  Geltend- 
machung das  Verfahren  der  ersuchenden  Disziplinarbehörde 
oben  nur  einen  äusseren,  willkommenen  Anlass  geboten  hat. 

Ausserdem  glaube  ich,  wiederholt  und  auch  hier  die  Auf- 
fassung Tertheidigen  zu  müssen,  die  ich  schon,  freilich  ohne  Er- 
folg gegenüber  der  Praxis  des  Reichsversicherungsamts,  bei  einer 
Erläuterung  der  Kaiserlichen  Schiedsgerichtsordnung  zum  Invalidi- 
täts-  und  Altersversicherungsgesetze  vertreten  habe**;  nämUcbf 
dass  zunächst  nicht  die  analoge  Anwendung  verwandter  Gesetze 
eintreten  dürfe,  sondern  dass  die  ergänzenden  Rechtssätze  aus 
den  gesetzlichen  Vorschriften  selbst  und  ihrer  Eigenart  zu  heben 
und  zu  gewinnen  seien.  Mit  der  Sicherheit  der  Rechtsfindung 
mag  es  freilich,  ehe  sich  eine  feste  Uebung  herausgebildet  hat, 
in  beiden  Hinsichten  gleich  misslich  bestellt  sein;  denn  es  ist 
hüben  und  drüben  Sache  des  juristischen  Taktes  und  Geschickes. 


und  dem  Zwecke  des  Diszipliuarverfahrens  vereinbar  BiDd,  z.  B.  die  Vor- 
schriften über  Vernehmung  der  Zeugen,  deren  Ladung,  Zwang  zum  Erscheinen 
und  Beeidigung  ergänzend  zur  Anwendung  zu  bringen.  Von  demselben 
Gesichtspunkte  ist  das  Keichsbeamtcngcsetz  vom  31.  März  1873  bei  Regre- 
lung  des  Disziplinarverfahrens  ausgegangen.  Bei  dieser  Sachlage  wird  mm 
auch  in  Zukunft,  solange  die  bestehenden  Disziplinargesetze  noch  in  Kraft 
bleiben,  unbedenklich  der  Rechtsprechung  die  Prüfung  und  Entscheidoii^ 
der  Frage  überlassen  können,  inwieweit  die  Vorschriften  des  gewöhnlichen 
Strafprozesses,  also  der  Deutschen  Str.-Pr.-O.  auf  das  Disziplinarverfahren 
subsidiäre  Anwendung  finden."  —  Bemerkenswerth  ist  es  aber,  wie  auch  das 
Kammergericht  hervorhebt ,  dass  man  schon  bei  der  Rechtsanwaltsordnnng 
ähnlich,  wie  bei  der  oben  angeführten  Allerhöchsten  Elabinetsordre  vom 
18.  Juli  1844,  den  Erlass  ausdrücklicher  Vorschriften  vorzog. 

"  Die  Schiedsgerichtsordnung  n.  s.  w.  (Hannover  1891),  S.  17  ff. 
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die  zutreffenden  Rechtssätze  ohne  unmittelbaren  Hinweis  des  Ge- 
setzgebers aufzudecken,  und  jene  sind  bekanntUch  individuell  sehr 
verschieden  vertheilt.    Trotzdem  bleibt  aber  die  Ergänzung  eines 
Gesetzes  aus  sich  selbst  und  nicht  unter  Heranziehung  älinlicher 
anderweit   aufgestellten  Rechtssätze   das  Richtigere   und  bewahrt 
Tor  praktischen  Folgerungen,  die  sich  ausnehmen  wie  ein  Fhcken 
ans    anderem    Stoffe   auf  einem    Kleide.     Es    sind    deshalb    die 
Lücken  jener  Schiedsgerichtsordnung  aus  ihren  eigenen  Sätzen 
XU  ergänzen  y  zumal  jede   allgemeine  Ermächtigung   in  ihr  fehlt, 
hierbei   auf  die  Civilprozessordnung  zu  greifen;   eine  solche  viel- 
mehr gerade  nur  in  einzelnen  Beziehungen  ertheilt  ist.     Und  es 
ist  nicht  weniger  bei  allen  Fällen   der  Rechtshtilfe  zunächst   zu 
prüfen,  welche  Sätze  über  das  Verfahren,  die  Zeugnisspflicht  u.  s.  w. 
seh  aus  dem  für  die  ersuchende  Stelle  massgebenden  Rechte  er- 
geben, statt  gleich  auf  diejenigen  Rechtssätze  zu  sehen,  die  sich  etwa 
.analog^  aus  der  Straf-  und  der  Civilprozessordnung  brauchen  Hessen. 
Damit  ist  zugleich  wieder  betont,   dass  es  vor  allen  Dingen 
auf   das  Zwangsrecht    der  Rechtshülfe    begehrenden  Behörde 
ankomme  ^^;  wogegen  gemeinhin  das  rein  Aeiisseriiche  der  Prozedur 
beim  ersuchten  Gerichte  betont  wird. 


''  Ich  gebe  zu,  dass  sich  dem  Auslaude  gegoDÜbcr  (wozu  auch,  sobald 
CS  sich  um  RequisitioDen  auf  Grund  laudesgesetzlicher  Bestimmuugon  han- 
delt, die  an  preussische  Amtsgerichte  ergehen,  das  nichtpreussische  Deutscli- 
lud  gehört),   der  aufgestellte  Satz  nicht  in  seiner  vollen  Strenge  aufrecht 
«rfaalten  lasst.    Bestimmte  beispielsweise  nur  das  preussische  oder   nur   das 
italieDische  Gesetz,  dass  die  Zeugen  in  einer  gewissen  Sache   umsonst  ihren 
Gang  zum  Gerichte  zu  thun  hätten,  so  würde  das   um   solche   Vernehmung 
crsachte   preussische  Amtsgericht,  —   soweit   nicht   der   Staatsvertrag   mit 
dem  Auslandsstaate  etwas  Anderes  verfügte,  —  im  ersten  Falle  den  Zeugen 
keine  Geböhr,  wohl  aber  im  letzteren  Falle  zuzubilligen  haben.  —  Eine  ganz 
■iwkwuAdige  Verkennung  des  obigen  Grundsatzes  scheint  mir  dem  Reichs- 
gertcht  zur  Last  zu  fallen,   wenn   es  in  seinen  Civilcntscheidungen  Bd.  33, 
S,  423  die  Amtsgerichte  im  Wege  der  Rechtshülfe  für  verpflichtet  erklärt, 
«iie  nichtvollstreckbaren  Bescheide  anderer  Behörden,  in  concreto  des  Patoiit- 
tmtR,  für  « vollstreckbar **  zu  erklären. 
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Ich  gehe  nunmehr  zur  Auslegung  der  betreffenden  Bestimmung 
in  dem  öfter  erwähnten  Reichsversicherungsgesetze  über;  es  kommt 
mir  dabei  auf  folgende  Paragraphen  an. 

§  141:  „Die  öffenthchen  Behörden  sind  verpflichtet,  den 
im  Vollzuge  dieses  Gesetzes  an  sie  ergehenden  Er- 
suchen —  der  Vorstände  — der  Versicherungsanstalten  zu  ent- 
sprechen". — 

§  75,  Abs.  2:  „Der  Vorstand  der  Versicherungsanstalt  hat 
den  Antrag  zu  prüfen  und,  sofern  der  Antrag  nicht  ohne  Weiteres 
abzuweisen  ist,  die  früheren  Quittungskarten  einzufordern  (§  107). 
Erscheinen  die  beigebrachten  Beweisstücke  zur  Abgabe  einer  Ent- 
scheidung nicht  ausreichend,  so  sind  weitere  Erhebungen  zu 
veranlassen".  — 

Ferner  aus  den  Kontrollbestimmungen  des  §  126  folgende 
Sätze:  Es  „sind  die  Versicherten  zur  Ertheilung  von  Auskunft 
über  Ort  und  Dauer  ihrer  Beschäftigung  verpflichtet.  —  Sie 
können  hierzu  von  der  unteren  Verwaltungsbehörde  durch 
Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  je  300  Mark  angehalten 
werden". 

Ehe  ich  diese  Vorschriften  an  der  Hand  der  oben  auf- 
gestellten Sätze  zu  erläutern  versuche,  möchte  ich  noch  auf  fol- 
gendes dafür  bereits  vorhandene  Material  verweisen. 

Ausfülirlich  behandelt  die  einschlagenden  Fragen  Bauer  in 
der  „Zeitschrift  für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung",  Jahr- 
gang II,  S.  185,  193,  in,  S.  48.  Er  verneint,  in  üeberein- 
stimmung  mit  den  Oberlandesgerichten  zu  Colmar  und  Oldenburg 
die  Befugniss  des  Anstaltsvorstandes,  im  Feststellungsverfahren 
nach  §  75  cit.  zeugeneidliche  Vernehmungen  zu  veranlassen. 
Trotzdem  konnte  auf  der  Casseler  Versammlung  der  Vorstände 
(s.  ebenda  II,  S.  162)  erklärt  werden,  dass  im  ausgedehntesten 
Masse  davon  Gebrauch  gemacht  werde,  —  was  freilich  vom  prak- 
tischen Standpunkte,  wie  ich  hinzufügen  möchte,  bei  der  Ver- 
kehrtheit, zum  Theil  riesengrosse  Schiedsgerichtsbezirke  zu  bilden 
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nd  dadurch  die  Vernehmung  von  Zeugen  vor  diesen  äusserst  zu 
rschweren  und  kostspielig  zu  machen,  kaum  Wunder  nehmen 
mn.  Immerhin  wurde  es  aber,  im  Gegensatze  hierzu,  auf  der 
ersammlung  im  November  1894  wieder  lebhaft  beklagt,  dass 
e  Ämtsgerichte  in  einzelnen  Oberlandesgerichtsbezirken  die  im 
rmittlungsverfahren  an  sie  gerichteten  Ersuchen  der  Vorstände 
a  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  abgelehnt  hätten.  Man 
schloss  auch.  Schritte  dagegen  zu  thun,  da  sonst  in  solchen 
ülen  nothgedrungen  der  angebUche  Rentenberechtigte  zurück- 
wiesen und  zur  Anrufung  des  Schiedsgerichts  gezwungen  werden 
ässe,  während  doch  dessen  Ersuchen,  dem  des  Schiedsgerichts, 
e  Amtsgerichte  wieder  Folge  zu  leisten  hätten.  Solcher  Weise 
?rde  aber  nur  unnöthig  Erbitterung,  Verzögerung  und  über- 
issiger Kostenaufwand  verursacht. 

Im  Jahrgang  11,  S.  191  der  oben  angegebenen  Zeitschrift 
ird  der  Fall  erwähnt,  dass  ein  Ersuchen  auf  Zeugenvernehmung 
eitens  eines  Anstaltsvorstandes  sogar  während  der  Dauer 
esschiedsgerichtlichenVerfahrens  ergangen  sei.  Ebendalll, 
.  82  habe  ich  mich  selbst  bereits  gegen  die  Befugniss  des  Vor- 
undes  ausgesprochen,  die  Versicherten  nicht  nach  §  126  des  Ge- 
itzes,  sondern  zeugeneidlich  durchs  Amtsgericht  abhören  zu  lassen, 
n  zu  einem  Beschlüsse  über  die  etwa  aus  §  142  dort  gegen  ihre 
ohDgeber  zu  verhängende  Disziplinarstrafe  kommen  zu  können, 
adlich  hat  sich  ein  ungenannter  Verfasser  dort  IV,  S.  9  für  die 
vcER'sche  AufiFassung  ausgesprochen. 

Weitere  Literaturangaben  finden  sich  bei  Rosin  a.  a.  O.  Er 
ht  von  dem  durchaus  zutreffenden,  auch  oben  von  mir  ver- 
eidigten Satze  aus,  dass  „das  Requisitionsrecht  ein  besonderes 
icht  nur  den  öffentlichen  Behörden  gegenüber  darstellt, 
hrend  im  Verhältnisse  zu  dritten  Personen  die  Rechte  der 
jrsicherungsinstitute  durch  dasselbe  an  sich  nicht  gesteigert 
Tden";    gelangt   aber   dann  zu   dem  Endergebnisse,    dass    die 

mtsgerichte  „von  sich  aus"  ein  Ersuchen  um  eidüche  Zeugen- 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  X.  4.  35 
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vernebmuDg  nicht  ablehnen  dürfen;  bei  Zeugniss-  oder  Eides- 
weigerung genüge  das  Gericht  seiner  Rechtshülfepflicht  dadurch, 
dass  es  diese  zu  Protokoll  (oder  sonst  wie)  feststelle. 

Für  Preussen  ist  endlich  durch  die  Justizministeriakchreiben 
vom  1.  Nov.  1887  und  18.  Aug.  1891  (Müller,  Justizverwal- 
tung 11^  S.  1130)  anerkannt;  dass  im  Dienstauftichtswege,  nicht 
nach  §  157  des  G.-V.-G.,  für  das  Gebiet  der  Unfallversicherung 
(§  101  des  B.-G.  vom  6.  Juli  1884)  darauf  zu  halten  sei,  dass 
die  Amtsgerichte  „den  an  sie  ergangenen  Ersuchen  der  Genossen- 
schaftsvorstände um  eidUche  Vernehmung  von  Zeugen  in  Unfall- 
versicherungsangelegenheiten^  entsprächen.  Es  ist  also  dar- 
nach anzunehmen ;  dass  beim  Justizministerium  sich  die  gleiche 
Ansicht  für  die  „Angelegenheiten"  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung vertreten  findet,  obwohl  darüber  m.  W.  eine  Aeusse- 
rung  bislang  nicht  erfolgt  ist,  und  die  Verfügung  zu  §  141  des 
R.-G.,  wie  J.-M.-Bl.  1893,  S.  342  ergiebt,  sich  auf  andere  Dinge 
bezieht.  — 

Bei  Entwicklung  meiner  eigenen  Ansicht  kann  ich  nunmehr 
kurz  sein. 

Die  im  §  141  festgesetzte  Rechtshülfepflicht  der  Amtsgerichte 
giebt  den  Anstaltsvorständen  noch  keinen  Anspruch,  dass  diese 
die  Zwangsmittel  der  Straf-  oder  Civilprozessordnung  in  deren 
Interesse  in  Wirkung  setzen,  obwohl  man  zugeben  kann,  dass  im 
Allgemeinen  Ersuchen  zur  Durchführung  des  §  75  nach  den 
Regeln  der  Civilprozessordnung  und  des  §  126,  als  im  Disziplinar- 
verfahren ergehend,  nach  denen  der  Strafprozessordnung  zu  be- 
handeln sein  würden. 

Es  ist  aber  sogleich  daraufhin  zu  weisen,  dass  als  Zwangs- 
mittel der  Strafprozessordnung  noch  neben  dem  Zeugenzwange 
die  Verhaftung  des  Schuldigen,  die  Durchsuchung  und  Beschlag* 
nähme  in  Betracht  kommen,  von  denen  man  mit  demselben  Rechte 
wie  vom  Zeugenzwange  nach  Vorgang  des  Kammergerichts  be- 
haupten  könnte,    der  Gesetzgeber   habe   sie   mit  der  Verleihung 
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der  DiszipliDargewalt  als  Mittel  ihrer  Durchführung  gleichfalls 
den  Anstaltsvorständen,  wenngleich  auch  nur  in  der  Hand  des 
Amtsgerichts  sozusagen,  zugestanden.  Dass  aber  diese  Schluss- 
folgening,  soweit  sie  die  Verhaftung  des  Thäters  mitumfasst, 
äusserst  bedenklich  ist;  lehrt  schon  ein  Blick  auf  §  72  der  R.-A.-O.^^ 
und  §  94  Abs.  2  des  R.-B.-6.  Und  selbst  die  Zulässigkeit  der 
Beschlagnahme  und  Durchsuchung  würde,  trotzdem  man  sie  im 
Allgemeinen  auch  im  Disziplinarverfahren  für  zulässig  hält  ^\  nach 
§  126  des  R.-V.-G.  höchst  zweifelhaft  sein. 

Wenn  es  nämlich  hier  heisst,  die  Arbeitgeber  seien  ver- 
pflichtet, „den  mit  der  Kontrolle  beauftragten  Behörden  oder 
Beamten  auf  Verlangen  Auskunft  zu  ertheilen  und  denselben  die- 
jenigen Geschäftsbücher  oder  Listen,  aus  welchen  jene  Thatsachen 
hervorgehen,  zur  Einsicht  vorzulegen"  und  femer  „auf  Erfordern 
die  Quittungskarten  behufs  Ausübung  der  Kontrolle  und  Herbei- 
führung der  etwa  erforderUchen  Berichtigungen  gegen  Bescheini- 
gung auszuhändigen";  wenn  femer  der  oben  bereits  mitgetheilte 
Satz  über  die  Auskunftspflicht  der  Arbeitnehmer  befindet  und 
bei  Verfehlungen  gegen  alle  das  Geldstrafen  durch  die  untere 
Verwaltungsbehörde  verhängen  lässt,  so  denke  ich,  wäre  das 
ganz  klar,  dass  der  Gesetzgeber  weitergehende  Rechte,  etwa  auf 
Beschlagnahme  u.  s.  w.,  weder  den  Anstaltsvorständen  selbst  noch 
durch  Vermittlung  der  rechtshülfepflichtigen  Amtsgerichte  hat 
verleihen  wollen.  Eine  „analoge"  Anwendung  der  Strafprozess- 
ordnung,   auch    was    deren   Bestimmungen   über  Zeugen- 

*•  „Die  Verhaftung  und  vorläufige  Festnahme  sowie  die  Vorführung 
des  Angeschuldigten  ist  unzulässig.'^ 

"  Beiläufig  bemerkt  ist  es  völlig  unzutreffend,  wenn  Skydel  a.  a.  0. 
S.  160  auch  bei  Diensträumen  und  Dienstsachen  in  ihnen,  die  der  Verdäch- 
tige benutzt  oder  unter  Händen  hat,  von  einer  Durchsuchung  oder  Beschlag- 
nahme spricht,  zu  der  dessen  Vorgesetzter  befugt  sei:  die  obrigkeitliche 
Zwangsbefugniss ,  die  in  diesen  Recht sbegriffeu  liegt,  kömmt  hier  gar  nicht 
in  Betracht,  sondern  das  selbstverständliche  Verfügungsrecht  der  höhereu 
Behörde  über  jene  Gegenstände,  mag  auch  zur  Zeit  der  verdächtige  Beamte 
deren  ansscbliesslichen  Gewahrsam  haben. 

35* 
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zwang  anlangt,  ist  oflFenbar  und  sehr  verständiger  Weise  (nebenbei 
bemerkt)  vom  Gesetze  ausgeschlossen,  da  dessen  Mittel  gewiss 
völlig  den  angedeuteten  Zwecken  genügen. 

Eine  Berufung  auf  §  141  des  R.-G.  oder  auf  den  ver- 
schiedentlich angeführten  Satz  des  fr.  2  de  jurisd.  kann  dagegen 
nicht  im  Mindesten  verfangen;  §  126  zieht  der  Disziplinargewalt 
und  den  Mitteln,  die  zur  ihrer  Durchführung  vom  Gesetzgeber 
sonst  wohl  zur  Verfügung  gestellt  werden,  eine  deutliche  Schranke 
und  gewährt  zugleich  ein  erstes  Beispiel  für  die  obige  Ansicht, 
dass  die  (formelle)  Befugniss,  gewisse  Massregeln  im  Wege  der 
Bechtshülfe  in  Anspruch  zu  nehmen,  nicht  aus  der  allgemeinen 
Berechtigung  zu  solcher  Rechtshülfe  abgeleitet  werden  darf,  son- 
dern in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen  bleibt. 

Ich  komme  damit  also  wieder  auf  meine  in  der  „Zeitschrift 
für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung"  III,  S.  82  vertheidigte 
Auslegung  des  §  126  zurück. 

Für  die  des  §  75  Abs.  2  möchte  ich  mich  dagegen  dahin 
aussprechen,  dass  den  Anstaltsvorständen  mit  der  im  Aus'lruck 
freilich  recht  knapp  gehaltenen  Gewährung  des  Rechts  auf  „weitere 
Erhebungen"  auch  die  Befugniss  zugesprochen  ist,  die  den  Amts- 
gerichten im  Civilverfahren  zustehenden  Zwangsrechte  gegen 
Zeugen  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  von  den  Anstaltsvorständen  dafür  geltend  gemachten 
praktischen  Erwägungen  scheinen  mir  ausserdem  sehr  dafür  zu 
sprechen;  nur  macht  hier  die  Bestimmung  der  Civilprozessordnung, 
dass  das  „Prozessgericht"  über  das  Weigerungsrecht  der  Zeugen 
zu  befinden  habe,  wie  oben  schon  für  andere  Fälle  bemerkt  ist, 
Schwierigkeiten,  da  man  unmöghch  den  Anstaltsvorstand  als 
solches,  als  „Prozessgericht"  wird  behandeln  dürfen.  Ich  möchte 
dann  aber  in  dieser  Hinsicht  ohne  Zagen  die  Anwendung  des 
im  §  862  Abs.  2  der  C.-Pr.-O.  ausgesprochenen  Grundsatzes 
(s.  0.)  vorschlagen. 

Mit   diesem,   der   oben   mitgetheilten    BAUER'schen   Ansicht 


—     525     — 

entgegentretenden  Ergebnisse  der  Auslegung  des  §  75  in  Ver- 
bindung mit  §  141  ist  dann  aber  auch  aufs  Strengste  die  Be- 
schränkung auf  das  im  §  76  geordnete  Rentenfeststellungsverfahren 
gegeben.  Auch  während  die  Sache  durch  Berufung  vor  dem 
Schiedsgerichte  schwebt,  dem  Anstaltsvorstande  das  Recht  zu 
nndiziren,  —  wie  man  es  nach  Obigem  versucht  hat,  —  Zeugen 
dnrch  beliebige  Amtsgerichte  vernehmen  lassen  zu  dürfen,  ist  in 
meinen  Augen  eine  arge  Yerkennung  der  gesetzlichen  Grenzen 
seiner  Rechte.  Es  wird  (um  von  Weiteren  abzusehen)  genügen, 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  mit  Anhängigwerden  der 
Berufung  an 's  Schiedsgericht  der  Anstalts  vorstand  Partei- 
stellung  einnimmt  und  dadurch  das  Recht  eigener  Ermittlung 
(anter  staatlichem  Zwange)  einbüsst.  Man  mache  sich  ferner  die 
praktische  ünzuträglichkeit  klar,  dass  der  Antrag,  eine  bestimmte 
Person  zu  vernehmen,  im  schiedsgerichtlichen  Verfahren  abgelehnt 
wurde,  und  dann  als  Rechtshülfeersuchen  von  dem  Amtsrichter, 
der  vielleicht  selbst  der  Vorsitzende  des  Schiedsgerichts 
ist,  erledigt  werden  müsste! 

Hierin  läge  also  ein  zweites  Beispiel  dafür,  dass  jedes  Er- 
suchen auf  den  Einzelfall  hin  nach  seiner  formellen  Zulässigkeit 
zu  prüfen  wäre.  Auch  mag  noch  die  Bemerkung  hinzugefügt 
sein,  dass  ein  Ei*suchen  nach  §  75,  einen  Zeugen  uneidlich  zu 
vernehmen  (vgl.  dort  §  74  Abs.  2),  trotz  C.-Pr.-O.  §  356  in  dieser 
Weise  zu  erledigen  ist;  dass  mithin  dass  Recht  der  ersuchenden 
Stelle  hier  zur  Anwendung  kommt  und  nicht  etwa  der  „analog" 
anzuwendende  Satz   des  Civilprozessgesetzes  in  jenem  §  356.  — 

Zum  Schlüsse  noch  Folgendes. 

So  wenig  man  m.  W.  in  der  Literatur  eine  eingehendere 
Beleuchtung  des  hier  erörterten  Rechtsverhältnisses  findet,  glaube 
ich  es  doch  als  eine  werthvoUe  Bestätigung  meiner  Auffassung 
betrachten  zu  dürfen,  wenn  Oberlandesgerichtspräsident  Dr.  Eccius 
in  den  „Gruchot'schen  Beiträgen",  Bd.  36,  S.  147  gelegentlich 
einer  Besprechung  des  WiLHELMi-FüKSx'schen  Kommentars  zur 
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.    .^L4.icüb»ordnung  es  für  allein  zutreffend  erklärt;  dass  ein 

s:v»wi.u6|(t»hcht  um  Eidesabnahme  nach  §  46   a.  a.  O.  er- 

„^  Aiiitägericht  seinerseits  das  nachträgliche,   binnen  drei 

v^...    'Uiiiä;Mge  Erbieten  zur  Eidesleistung  zu  erledigen   habe, 

:iiu    auch  die  Akten  nicht  sofort  nach  vereiteltem  Termine 

.  ici)L:»<;uJeu   dürfe.     Offenbar   ist   damit   in    dieser   besonderen 

Uiidxcut  wieder  der  Grundsatz  anerkannt,  dass  das  ersuchte  6e- 

i^:'ii{.  in  erster  Linie  nach  den  Verfahrens?orschriften  der  ersuchen- 

k-n  Stelle  sich  zu  richten  habe. 
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Das  Verfahren  auf  Entsetzung  von  Mitgliedern  der 
Gewerbegerichte  gemäss  §  19  Absatz  2  des  Reichs - 

gesetzes  vom  29.  Juli  1890. 

Von 

Gerichtsassessor  Dr.  Adolph  Friedlaender  in  Frankfurt  a.  M. 


Das  Reichsgesetz  betreffend  die  Gewerbegerichte  vom 
29.  Juli  1890  *  behandelt  in  seinem  §  19  das  Ausscheiden  von 
Gewerbegerichtsmitgliedern  aus  ihrem  Amte.  Nachdem  Abs.  1 
<lie  „Enthebung**  wegen  eingetretenen  oder  bekannt  gewordenen 
Mangels  der  Wählbarkeits- Voraussetzungen  geregelt,  fährt  das 
Gesetz  in  Abs.  2  wie  folgt  fort: 

„Ein  Mitglied  des  Gewerbegerichts,  welches  sich  einer  groben 
Verletzung  seiner  Amtspflicht  schuldig  macht,  kann  seines  Amts 
entsetzt  werden.  Die  Entsetzung  erfolgt  durch  das  Landgericht, 
^n  dessen  Bezirk  das  Gewerbegericht  seinen  Sitz  hat.  Hinsicht- 
lich des  Verfahrens  und  der  Rechtsmittel  ^  finden  die  Vorschriften 


'  Im  Folgenden  sind  die  Kommentare  zu  diesem  Gesetz  nur  mit  dem 
tarnen  der  Verfasser  bezeichnet.  Von  Mügdan  ist  die  3.  Auflage  benutzt. 
Wo  bei  Citaten  nicht  gesagt  ist,  zu  welchem  Paragraph  die  betreffenden 
Anmerkungen  gehören,  ist  immer  §  19  des  Gew.-G.-G.  gemeint. 

^  Die  Fassung  des  Gesetzes  ist  recht  unglücklich.    Gehören  denn  die 

Kechtsmittel   nicht  auch   zum  Verfahren?    Nun  könnte  man  bei  Zurhand- 

^ahme  der  Strafprozessordnung  auf  den  ersten  Blick  glauben,  das  Gewerbe- 

Jjerichtsgesetz  habe  mit  den  Vorschriften  über  die  „Rechtsmittel"  das  3.  Buch 

^^r  Strafprozessordnung  im  Auge,  und  die  Worte  „das  Verfahren"  bezögen 
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entsprechende  Anwendung,  welche  für  die  zur  Zuständigkeit  der 
Landgerichte  gehörigen  Strafsachen  gelten.  Die  Klage  wird  von 
der  Staatsanwaltschaft  auf  Antrag  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde erhoben". 

Es  handelt  sich  also  um  ein  Disziplinarverfahren,  und  seine 
Kegelung  ist,  wenn  wir  von  dem  letzten  Satze  absehen  und  die 
besonders  normirte  Zuständigkeitsfrage  bei  Seite  lassen,  lediglich 
dadurch  erfolgt,  dass  die  strafprozessualen  Vorschriften  für  ^ent- 
sprechend"  anwendbar  erklärt  sind.  Weshalb  sich  die  Reichs>- 
gesetzgebung  im  Gegensatze  z.  B.  zu  dem  im  Reichsbeamten- 
gesetze eingeschlagenen  Verfahren  hier  mit  dieser  lakonischen 
Bestimmung  begnügt  hat,  ist  nicht  recht  abzusehen.  Die  Schwierig- 
keiten, die  die  Anwendung  z.  B.  des  §  495  der  Str.-Pr.O.  bereitet, 
hätte  eigenthch  abschreckend  wirken  sollen. 

Es  soll  nun  im  Folgenden  versucht  werden,  das  Verfahren 
im  Falle  des  §  19  Abs.  2  des  Gew.-G.-G.  im  Einzelnen  dar- 
zustellen, d.  h.  also  zu  untersuchen,  welche  Gestalt  die  Bestim- 
mungen des  Strafprozesses  in  demselben  gewinnend 


sich  auf  das  2.  Buch  der  Strafprozessordnung  und  das  dort  geregelte  r^'^^r- 
fahren  in  erster  Instanz".  Das  ist  aber  unmöglich,  wie  schon  Haas,  Anm.  17 
Abs.  1  ausgeführt  hat  und  ein  Blick  in  gar  nicht  zu  entbohrende  ander- 
weitige Bestimmungen  der  Strafprozessordnung,  z.  B.  1.  Buch  Abschnitt  3, 
6,  7,  oder  in  Normen  des  (xerichtsverfassungsgesetzes ,  z.  B.  Titel  13  lehrt. 
Somit  sind  die  Worte  „Verfahren  und  Rechtsmittel"  berichtigend  dahin 
auszulegen,  dass  sie  umfassen  a)  die  für  alle  Instanzen,  b)  die  für  die  erste 
Instanz,  c)  die  fiir  die  Rechtsmittelinstanz  geltenden  strafprozessualen  Vor- 
schrilten,  mögen  dieselben  in  der  Strafprozessordnung  oder  im  Gerichtaver- 
fassungsgesetz  stehen.  Es  kommt  also  nur  darauf  an,  ob  Bestimmuno^eu 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  durch  das  Gesetz  oder  die  Natur  des  Dis- 
ziplinarverfahrens ausgeschlossen  sind. 

^  pFAiTEROTH  uud  Stein  äussem  sich  gar  nicht  über  das  Verfahren. 
Bauer,  Zeller  und  ScmER  schreiben  eine  Stelle  der  Motive  aus,  die  ül»er 
die  Einzelheiten  des  Verfalirens  gar  nichts  ergiebt.  Zeller  und  Schier 
fuhren  allerdings  noch  die  ihrer  Ansicht  nach  zur  Anwendung  kommenden 
Paragraphen  an,  und  zwar  nennt  Ersterer  §§  58 — 78  G.-V.-G.  und  §§  176 
bis  276  Str.-Pr.-O.,  letzterer  „insbesondere"  die  §§  151  -275  St.-Pr.-O.   Letzt- 
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Zwei   Sätze    stellen  wir  hierbei   an   die  Spitze   unserer  Be- 
trachtung : 

1.  Soweit  das  Gewerbegerichtsgesetz  selbst  direkt  oder 
indirekt  Nonnen  enthält,  sind  diese  massgebend. 

2.  Die  Bestimmungen  des  Strafprozesses  sind  nur  ^ent- 
q^rechend**  zur  Anwendung  zu  bringen;  es  muss  also  die  Ver- 
schiedenheit des  hier  obwaltenden  Verhandlungsgegenstandes  dem 
Strafverfahren  gegenüber  berücksichtigt  werden. 

Eines  Beweises  wird  wohl  keiner  dieser  beiden  Sätze  erst 
bedürfen.  Nur  mag  erwähnt  werden,  dass  wir  bezüglich  der 
Natnr  der  Disziplinarstrafe  der  doch  heute  auch  wohl  als  herr- 
schend zu  bezeichnenden  Ansicht  Laband's  (Reichsstaatsrecht, 
2.  Aufl.,  I  S.  462f.)  folgen. 


I.  Die  am  Verfahren  betheiligten  Behörden  nnd  Personen. 

Beweis-  und  Sicherungsmittel. 

§  1.    Die  Gerichte*. 

1.  Sachliche  Zuständigkeit. 

Die  Entsetzung  erfolgt,   wie   das  Gesetz   sagt,    „durch   das 

Landgericht ",    das    Landgericht    ist    also    das    für    die 

Hauptrerhandlung  zuständige  Gericht.     Da  zu  den  entsprechend 


genannte  Paragraphen  fuhren  allein  an  Bachem  und  Hoffmann.  Wie  unzu- 
reichend alle  diese  Bemerkungen  sind,  ist  leicht  einzusehen.  Soll  wirklich 
einerseits  z.  B.  §  75  des  G.-V.-U.  entsprechend  anwendljar  sein  oder  sollen 
andererseits  z.  B.  die  §§  33  fg.,  42  fg.,  497  der  Str.-Pr.-O.  nicht  zur  Anwen- 
dung kommen?  Etwas  besser  sind  die  Anm.  7  und  8  hei  Wilhelmi- Fürst, 
wirklich   brauchbar   aber  nur  die   trefflichen  Erläuterungen  von  Haas   und 

MüQDAN. 

*  Die  Bestimmungen  des  G.-V.-G.  über  Sitzungspolizei  und  Gerichts- 
«prache,  desgl.  Abschnitt  4  Buch  I  der  Strafprozessordnung  finden  in  unserem 
Verüahrcn  Anwendung  (ebenso  Haas,  Anm.  17  Abs.  1). 
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anzuwendenden,  das  „Verfahren**  betreffenden  Vorschriften,  welche 
für  die  zur  Zuständigkeit  der  Landgerichte  gehörigen  Strafsachen 
gelten,  natürlich  auch  die  ein  Verfahren  überhaupt  erst  ermög- 
lichenden Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  über  die 
Geschäftsvertheilung  unter  die  Kammern  und  Senate  gehören,  ist 
die  Strafkammer  des  (örtlich  zuständigen)  Landgerichts  ^  die  für 
die  Hauptverhandlung  zuständige  Spnichbehörde. 

Eine  Ueberweisung  an  das  Schöffengericht  gemäss  §  75  des 
G.-V.-G.  ist  ausgeschlossen  ^  Mag  nämlich  auch  der  Vorgang 
in  dem  die  Verletzung  der  Amtspflicht  zu  finden  ist,  zugleich 
eine  der  a.  a.  O.  bezeichneten  Strafthaten  darstellen,  so  konmit 
doch  dieser  strafrechtliche  Charakter  als  solcher  in  unserem  Ver- 
fahren nicht  in  Betracht.  Deshalb  kann  aber  auch  in  demselben 
nicht  gepiüft  werden,  welche  Strafe  im  Strafprozess  voraussicht- 
lich zu  erkennen  sein  wird,  bezw.  es  kann  eine  solche  Prüfung 
nicht  in  Betracht  kommen.  Eine  „entsprechende^  Anwendung 
des  §  75  des  G.-V.-G-.  aber  mit  Substitution  der  Entsetzung  an 
Stelle  der  Kriminalstrafen  verbietet  sich  schon  deslialb,  weil,  von 
der  Inkommensurabilität  der  Strafen  des  §  27  *  des  G.-V.-G.  und 
der  disziplinaren  Entsetzung  abgesehen,  bei  den  a.  a.  0.  genannten 
Paragraphen  eine  Fülle  von  Strafgrössen  zur  Auswahl  steht,  und 
deshalb  der  Schlusssatz  des  Abs.  1  in  §  75  des  G.-V.-G.  einen 
Sinn  hat,  während  in  unserem  Verfahren,  soweit  es  zur  Verur- 
theilung  kommf,  nur  eine  fest  bestimmte  Folge  nämUch  die  Ent- 
setzung ausgesprochen  werden  kann. 

Wohl  aber  kann  an  Stelle  der  Zuständigkeit  der  landgericht- 


*  Haas,  Anm.  17  Abs.  1 ;  Mügdan,  Anm.  2  Abs.  2;  WaHKLMi-FüRST, 
Anm.  7;  Schier,  Anm.  4  Schlussabs.;  Zellbr,  Anm.  Abs.  2. 

^  Oficnbar  derselben  Ansicht  Haas,  der  in  dem  Anm.  17  Abs.  1  sich 
findenden  Kataloge  anwendbarer  Bestimmungen  zwar  die  §§  77,  78,  nicht 
aber  §  75  des  G.-V.-G.  auffuhrt  Zelleb  hält  Anm.  Abs.  2  „§§  68—78 
des  G.-V.-G."  für  anwendbar;  die  Frage  wegen  §  75  des  G.-V.-G.  dürfte  er 
kaum  besonders  geprüft  haben. 
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liehen  Strafkammer  diejenige  einer  sog.  detachirten  oder  aus- 
wärtigen Strafkammer  begründet  sein^* 

Nach  §  78  des  G.-V.-G.  kann  „die  gesammte  Thätigkeit  der 
Strafkammmer  des  Landgerichts^  einer  solchen  detachirten  Straf- 
kammer zugewiesen  werden.  Auch  dieser  Paragraph  muss 
mangels  Gegengnmdes  zu  den  entsprechend  anzuwendenden  Ver- 
fahrensnormen  gerechnet  werden.  Wer  dies  bestreitet,  weil  die 
detachirte  Strafkammer  nicht  zum  „Landgericht^  gehöre  —  be- 
kanntlich eine  höchst  strittige  Frage  —  übersieht,  dass  §  78  des 
6.-V.-6.  eben  die  Uebertragung  der  gesammten  Strafkammer- 
thitigkeit  znlässt.  Mag  nun  auch  §  19  des  6ew.-G.-6.  als  lex 
specialis  dem  G.-V.-G.  als  lex  generahs  vorgehen,  so  ist  doch 
gar  nicht  einzusehen,  weshalb  §  78  cit.  nur  die  durch  das  Ge- 
richtsTerfassungsgesetz  und  nicht  auch  die  durch  künftig  zu  er- 
lassende Reichsgesetze  der  Strafkammer  zugewiesenen  Geschäfte 
betreffen  soll.  Wo  also,  wie  fast  durchgängig  in  Preussen  ®,  den 
detachirten  Strafkammern  „die  Thätigkeit  der  Strafkammer  des 
Landgerichts  als  erkennenden  Gerichts  erster  Instanz^  zugewiesen 
ist,  sind  sie  auch  für  unser  Verfahren  zuständig. 

Die  Besetzung  der  Strafkammer  richtet  sich  nach  §  77  des 
G.-V.-G. 

Von  einer  Anwendung  der  §§2—5  der  Str.-Pr.-O.  kann  nui- 
in  sehr  engen  Grenzen  die  Rede  sein  *.  Der  zu  Grunde  Hegende 
B^riff  des  Zusammenliangs  (§  3  der  Str.-Pr.-O.)  kann  unmittelbar 
niemals  gegeben  sein,  da  die  Amtspflichtverletzungen  entweder 
überhaupt  nicht  dem  Strafgesetz  unterfallen  oder  doch  in  dieser 
Beziehung  nicht  in  Betracht  kommen.   Eine  „entsprechende"  An- 

'  Die  8.  7  Anm.  1  angeführten  mit  Ausnahme  von  Schier.  Nach  Schikr 
a.  a.  O.  ist  zuständig  „nur  die  Strafkammer  des  Landgerichts,  in  dessen 
Bezirk  das  Gewerbegericht  seinen  Sitz  hat."  Ob  mit  dem  Wörtchen  „nur** 
die  detachirte  Strafkammer  ausgeschlossen  werden  sollte,  ist  nicht  recht  klar. 

•  S.  die  preussische  Justizministerialverfügung  vom  25.  Juli  1879 
(J..M.-B1.  S.  207). 

•  Haas  hält  Anm.  17  Abs.  1  u.  2  diese  Paragraphen  für  unanwendbar. 
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Wendung  der  kriminalistischen  Begriffe  Thäter,  Theilaehmer,  Be- 
günstiger und  Helller  auf  Betheiligung  bei  dem  Disziplinar- 
vergehen würde,  wie  leicht  ersichtlicli,  schon  deshalb  zu  Widersinn 
fuhren,  weil  dadurch  mittelst  des  Prozessgesetzes  Personen,  die 
keiner  materiellen  Disziplinargewalt  unterstehen,  der  formellen 
Disziplinargewalt  unterordnet  würden  *°.  Hat  aber  ein  Gewerbe- 
gerichtsmitghed  mehrere  Amtspflichtverletzungen  begangen,  so 
kann  liier  eine  entsprechende  Anwendung  der  mehrberegten  Para- 
graphen in  Frage  kommen. 

Zuständig  kann,  wie  wir  sahen,  stets  nur  entweder  die  land- 
gerichtliche oder  die  detachirte  Strafkammer  sein,  im  gleichen 
Zeitpunkte  immer  nur  eine  derselben,  denn  das  Gewerbegerichts- 
gesetz unterscheidet  nicht  zwischen  den  Pflichtverletzungen  wie  das 
Gerichtsverfassungsgesetz  zwischen  den  Strafthaten.  Danach  ist 
der  Fall  des  §  2  der  Str.-Pr.-O.  unmöglich. 

Dagegen  wäre  der  Fall  des  §  4  der  Str.-Pr.-O.  derart  denkbar, 
dass  bei  der  landgerichthchen  Strafkammer  das  Entsetzungs- 
verfahren  etwa  bis  zum  Eröffnungsbeschluss  gediehen  wäre,  dann 
eine  Justizverwaltungsverordnung  nach  §  78  des  G.-V.-G.  erfolgte, 
und  nunmehi'  das  Gewerbegerichtsmitglied  eine  neue  Pflicht- 
verletzung sich  zu  Schulden  kommen  Hesse**. 

Man  möchte  geneigt  sein,  die  MögUchkeit  eines  zwiespältigen 
Entsetzungsverfahrens  zu  leugnen.  Allein  es  ist  zu  bedenken,  dass 
nicht  die  Entsetzung  schlechthin,  sondern  die  Entsetzung  wegen 
einer  bestimmten  Pflichtverletzung  den  Gegenstand  unseres  Ver- 


^^  Wohl  aber  kann  §  236  der  Str.-Pr.-O.  Anwendung  finden.  Ebenso 
Haas,  Anm.  17  Abs.  1. 

^^  Denkbar  ist  dies,  denn  das  Gewerbegerichtsgesetz  hat  leider  eine 
Suspension  des  Gewerbegerichtsmitglieds  bis  zur  Beendigung  des  £nt- 
setzungsverfahrens  nicht  vorgesehen.  Betreffs  der  Beisitzer  kann  allerding» 
gemäss  §  22,  Abs.  3  des  Gesetzes  durch  Ortsstatut  angeordnet  werden,  das«« 
für  die  Dauer  des  Entsetzungsverfahrens  die  betroffenen  Beisitzer  nicht 
zuzuziehen  sind  (Haas,  Anm.  4  Abs.  2  zu  §  22),  hinsichtlich  des  Vorsitzenden 
und  seines  Stell veKreters  besteht  aber  nicht  einmal  eine  solche  Möglichkeit. 
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fahrens  bildet.  Freilich  muss  die  Verbindung  geradezu  als  unab- 
weisliche  Zweckmässigkeit  gefordert  werden,  es  sei  denn,  dass  der 
konkreten  Sachlage  nach  —  ein  seltener  Fall  —  die  Häufung 
mehrerer  Pflichtwidrigkeiten  weder  für  die  schon  ohnedies 
zweifellose  Entsetzung  belastend  in  das  Gewicht  fallen,  noch  die 
üueh  sonst  eintretende  Freisprechung  zu  hindern  geeignet  wäre. 
Die    sachliche  Zuständigkeit  hat    das   Gericht  gemäss    §  6 

der  Str.-Pr.-O.  in  jeder  Lage  des  Verfahrens  von  Amtswegen  zu 

prüfen  '*. 

2.  Oertliche  Zuständigkeit. 

An  die  Stelle  der  in  den  §§  7 — 11  der  Str.-Pr.-O.  geregelten 
Gerichtsstände  tritt  nach  §  19  des  Gew.-G.-G.  ein  einziger:  er 
ist  begründet  bei  dem  Landgericht,  „in  dessen  Bezirk  das  Gewerbe- 
gericht seinen  Sitz  hat." 

Durch  das  Zusammenschmelzen  der  Gerichtsstände  der 
§§  7 — 11  der  Str.-Pr.-O.  auf  einen  entfallt  die  Anwendbarkeit 
der  §§  12  und  13  der  Str.-Pr.-O.  ^^.  Dagegen  ist  der  Gerichts- 
stand des  Auftrags  (§  14  der  Str.-Pr.-O.)  auch  für  unser  Verfahren 
Ton  Bedeutung  ",  wenn  auch  wohl  wesentlich  nur  von  theoretischer : 
bei  der  so  überaus  einfach  geregelten  Gerichtsstandsfrage  kann 
wohl  kaum  je  ein  Zuständigkeitsstreit  entstehen. 

Auch  §§  15,  19  der  Str.-Pr.-O.  kommen  bei  unserem  Ver- 
fahren zur  Anwendung  ^^.  Ebenso  gelten  für  die  Beobachtung  und 
Rüge  der  örtlichen  Unzuständigkeit  durchaus  die  Bestimmungen 
der  Strafprozessordnung  (§§  16—18,  20—21)»«. 


**  Auch  §  6  der  Str.-Pr.-O.  wird  merkwürdiger  Weise  von  Haas  nicht 
unter  den  anwendbaren  Paragraphen  aufgeführt. 

''  Haas  scbliesst  Anm.l7  Abs.  2  die  Anwendung  des  §  12  der  Str.-Pr.-O. 
ans  und  erwähnt  §  13  der  Str.-Pr.-O.  in  Anm.  17  Abs.  1  nicht  unter  den 
aziznwendenden  Bestimmungen. 

^*  Haas,  Anm.  17  Abs.  1. 

^  Haas  a.  a.  0. 

*•  Haas  a.  a.  0. 
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3.  Ansschliessung  und  Ablehnung  der  (Jerichtspersonen  ^^ 

Es  ist  hier  zunächst  zu  bemerken^  dass  der  Ausschliessungs- 
grund des  §  22  No.  1  der  Str.-Pr.-O.  in  Wegfall  kommt.  Eine 
etwa  gegebene  strafbare  Handlung  kommt  für  ims,  wie  schon  be- 
merkt wurde,  nicht  als  solche  in  Betracht,  kann  also  in  dieser 
Eigenschaft  auch  nicht  den  Untergrund  für  einen  „Verletzten" 
abgeben.  Bei  einer  Handlung  in  ihrer  Eigenschaft  als  Disziplinar- 
vergehen aber  könnte  man  nur  dann  von  einem  „Verletzten"  reden, 
wenn  man  diesen  Begriff  in  gänzlich  unzulässiger  Weise  auf  jeden 
in  seiner  Interessensphäre  Gekränkten  ausdehnte.  Dies  ist  auch 
bei  §  22  No.  2  und  3  der  Str.-Pr.-O.  zu  beachten  ^s. 

Bezüglich  §§  22  No.  4  und  5,  23  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  ist 
nicht  zu  übersehen,  dass  für  uns  „die  Sache"  das  betreffende 
Disziplinarverfahren  (gleichgültig  in  welchem  Stadium)  nicht  etwa 
auch  ein  über  denselben  Vorfall  anhängiger  Civil-  oder  Straf- 
prozess  ist. 

§  2.     Die  höhere  Verwaltungsbehörde. 

„Die  Klage  (auf  Entsetzung)  wird  von  der  Staatsanwaltschaft 
auf  Antrag  der  höheren  Verwaltungsbehörde  erhoben."  Diese 
„höhere  Verwaltungsbehörde"  —  wer  dies  ist,  bestimmt  nach  §  83 
des  Gesetzes  die  Landeszentralbehörde  ^*  —  begegnet  uns  im  Ge- 
setze an  den  verschiedensten  Stellen.  Nach  §  1  Abs.  2  steht  ihr 
die  Genehmigung  des  die  Einrichtung  von  Gewerbegerichten  be- 
stimmenden Ortsstatuts  zu.  Nach  §  15  entscheidet  sie  über  Wahl- 
bestätigung und  Wahlbeschwerden.  Wie  sie  femer  nach  §  16 
befugt  ist,  unter  Umständen  ausserordentUche  Massnahmen  zu  er- 
greifen, um  die  Bildung  eines  Gewerbegerichts  zu  Stande  zu  bringen, 

*'  Für  die  Aiiwend))arkeit  der  Bestimmungea  Haas  a.  a.  0. 

'*  lu  den  allein  von  ihm  erwähnten  Fällen  der  Xr.  1  u.  2  des  §  2if 
der  Str.-Pr.-O.  vom  Text  abweichend  Haas,  Anm.  17  Abs.  2. 

^^  Vgl.  für  Preussen  die  ^linisterialerlasse  vom  23.  September  1890  und 
«.  Januar  1891. 
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nämlich  möglicher  Weise  selbst  Mitglieder  des  Gewerbegerichts  zu 
ernennen y  so  ist  sie  es  auch,  durch  die  bei  nachträglich  ein- 
getretenem oder  bekannt  gewordenem  Mangel  eines  Wählbarkeits- 
erfordemisses  bei  einem  Mitgliede  des  Gewerbegerichts  dessen 
^Elnthebnng^  vom  Amte  erfolgt  (§  19  Abs.  1).  Diese  Bestim- 
mangen,  die  ihren  Abschluss  in  dem  ^ Antrage^  des  §  19  Abs.  2 
finden,  kennzeichnen  die  ^höhere  Verwaltungsbehörde^  als  die  dem 
Gewerbegerichte  übergeordnete  Aufsichtsinstanz  (vgl.  auch  §  83, 
Abs.  2). 

Das  Gesetz  weist  der  „höheren  Verwaltungsbehörde"  ledig- 
lich durch  den  mehr  beregten  „Antrag"  eine  Stelle  im  Verfahren 
10.  Es  wird  zur  Klärung  sowohl  der  Frage,  was  denn  unter 
diesem  ^Antrag"  zu  verstehen  ist,  als  auch  der  Stellung  der 
^höheren  Verwaltungsbehörde"  überhaupt  dienen,  wenn  wir  ein- 
mal auf  die  zwei  anderen,  reichsrechtUch  normirten  Disziplinar- 
Terfahren,  nämhch  dasjenige  gegen  Reichsbeamte  und  dasjenige 
g^en  Kechtsanwälte  einen  Blick  werfen. 

Nach  §  84  des  R.-B.-G.  muss  der  Entfernung  aus  dem  Amte 
ein  förmliches  DiszipUnarverfahren  vorhergehen,  und  ebenso  kann 
die  AusscUüessung  von  der  Rechtsanwaltschaft  nur  im  ehrengericht- 
lichen Verfahren  erfolgen  (§§  62,  63,  67  der  R.-A.-O.).  Im 
üebrigen  aber  weisen  beide  Fälle  bezüglich  der  Stellung  der  Auf- 
sichtsbehörde und  der  Staatsanwaltschaft  die  bedeutendsten  Ver- 
schiedenheiten auf. 

Im  Verfahren  gegen  Reichsbeamte  ist  es  die  oberste  Reichs- 
behorde,  die  die  Einleitung  des  Disziplinarverfahrens  verfügt  (§  84 
des  R.-B.-G.).  An  sie  gehen  die  Akten  nach  Schluss  der  Vor- 
untersuchung (§  97),  und  sie  befindet  darüber,  ob  nunmehr  das 
Verfahren  einzustellen,  eine  Ordnungsstrafe  zu  verhängen  oder  die 
Sache  vor  die  Disziphnarkammer  zu  verweisen  ist  (§§  98,  101). 
Schon  hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Staatsanwaltschaft  hier  nur 
als  eine  der  obersten  Reichsbehörde  unterstellte  Behörde  erscheinen 
kann.     So  ist  es  denn  auch  bezeichnend,  dass  die  oberste  Reichs- 


—     536     — 

behörde  den  staatsanwaltschaftlichen  Beamten  ernennt  (§  85). 
Derselbe  hat  allerdings,  bevor  es  zur  Verhandlung  vor  der  Dis- 
ziplinarkammer kommt,  eine  „Anschuldigungsschrift^  einzureichen 
(§  101),  aber  dieselbe  hat  nur  die  gleiche  Bedeutung,  wie  die  An- 
klageschrift im  Falle  des  §  206  der  Str.-Pr.-O.:  die  Verweisung 
der  Sache  vor  die  Disziplinarkammer  ist  (von  der  obersten  Reichs- 
behörde) bereits  beschlossen. 

Genau  das  entgegengesetzte  Bild  bietet  das  ehrengerichtliche 
Verfahren  gegen  Rechtsanwälte.  Der  Vorstand  der  Anwalts- 
kammer, der  den  zur  Anwaltskammer  gehörigen  Anwälten  gegen- 
über (vgl.  z.  B.  §  58  der  R.-A.-O.)  eine  ähnliche  Stellung  ein- 
nimmt, wie  die  Aufsichtsinstanz  zu  ihren  unterstellten  Beamten, 
hat  keine  besondere  Einwirkungsmöglichkeit  hinsichtlich  Einleitung 
und  Fortgang  des  Verfahrens.  Es  gilt  voll  und  ganz  das  An- 
klagemonopol der  Staatsanwaltschaft  (§§  66,  92  der  R.-A.-O., 
§§  151,  152  der  Str.-Pr.-O.). 

Keinem  der  beiden  Systeme  folgt  das  Gewerbegerichtsgesetz: 
dem  ersteren  nicht,  denn  die  Klage  „wird  von  der  Staatsanwalt- 
schaft erhoben";  dem  letzteren  nicht,  denn  sie  wird  nur  „auf  An- 
trag der  höheren  Verwaltungsbehörde  erhoben^  d.  h.  sie  kann 
nicht  ohne  diesen  „Antrag«  anhängig  gemacht  werden. 

Der  Antrag  hat  also  in  der  Hauptsache  eine  negative  Be- 
deutung. Sprachlich  Hesse  allerdings  der  Gesetzestext  die  Aus- 
legung zu,  der  „Antrag"  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zwinge 
die  Staatsanwaltschaft  zur  Klagerhebung  („wird  erhoben")  unter 
Ausschluss  jedweder  Prüfung,  also  z.  B.  auch  derjenigen,  ob  eine 
grobe  Pflichtverletzung  gegeben  ist;  aber  es  ist  leicht  einzusehen, 
dass  dies  nicht  gemeint  ist.  Was  hätte  es  für  einen  Sinn,  die 
Klagerhebung  einer  der  Aufsichtsinstanz  nicht  unterstellten  Be- 
hörde zuzuweisen  und  sie  doch  durch  jene  zur  Klagerhebung  un- 
bedingt zu  zwingen?  Wollte  man  einen  derartigen  Zweck  erreichen, 
so  lag  doch  nichts  näher  als,  dem  Reichsbeamtengesetz  folgend, 
die  Prozesseinleitung  unmittelbar   der  Aufsichtsbehörde  zu  über- 
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tragen  oder  doch  wenigstens  derselben  die  Bestellung  des  Anklage- 
Organs  zuzuweisen,  das  nach  den  Anordnungen  der  Aufsichts- 
behörde zu  handeln  hat.  Das  hat  man  nicht  für  nöthig  erachtet^ 
und  so  kann  die  Bedeutung  des  „Antrags^  nur  darin  gefunden 
werden  y  dass  nicht  gegen  den  Willen  der  Aufsichtsbehörde  das 
Entsetzungsverfahren  statthaben  soll,  während  es  wohl  gegen  ihren 
WiDen  nicht  eintreten  kann.  Der  „Antrag"  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde ist  also  Prozessvoraussetzung  für  das  Entsetzungs- 
▼erfiahren*®. 

Mit  dem  Strafantrag  des  §  61  des  Str.-G.-B.  hat  er  auch 
nicht  die  mindeste  Berührung  ^^ 

Zunächst  ist  es  bedeutungslos,  dass  in  beiden  Fällen  von 
einem  ^Antrag"  gesprochen  wird.  Die  Reichsgesetzgebung  kennt 
sogar  für  Strafverfahren  erforderliche  Anträge,  die  nicht  dem  §  61 
des  Str.-G.-B.  unterfallen,  so  z.  B.  (vgl.  aber  auch  §  477  der 
Str.-Pr.-O.),  in  §  4  No.  3  Abs.  2  des  Str.-G.-B.,  in  §  17  des 
Zonkartells  zu  dem  (früher  gültigen)  deutsch-österreichischen  Han- 
delsvertrage vom  23.  Mai  1881  und  in  §  17  des  Zollkartells  zu 
dem  (jetzt  massgebUchen)  deutsch-österreichischen  Handelsvertrage 
vom  6.  Dez.  1891  (vgl.  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  E 
in  Strafsachen  XVI  S.  216,  235;  XXHI  S.  194). 

Ein  innerer  Grund  für  die  Gleichstellung  ist  nicht  nur  nicht 
ersichtlich,  die  Befristung  der  Verfolgung  durch  §  61  des  Str.-G.-B. 
würde  sogar  direkt  dem  durch  das  Disziplinarverfahren  zu  ver- 
folgenden Interesse  widerstreiten. 

Eine  gesetzliche  Erklärung,  die  Bestimmungen  über  den  Straf- 
antrag sollten  auf  unseren  Antrag  entsprechend  angewandt  werden, 
liegt  auch  nicht  vor.  Mag  immerhin  der  Antrag  des  §  61  des 
Str.-6.-B.  Prozessvoraussetzung  sein,  mögen  die  Bestimmungen 
über  ihn  also  zu  den  Bestimmungen  über  das  Verfahren  gehören: 
mit  §  19  Abs.  2  Satz  3  des  Gew.-G.-G.  kann  zur  Auslegung  des 

*•  Haas,  Anm  16  Abs.  1. 

**  Haas,  Anm.  16  Abs.  2;  Mugdax,  Anm.  2  Abs.  2. 
Archiv  IBr  öffenUiches  Recht.  X.  4.  3^^ 
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Satzes  4  ebenda  hier  nicht  operirt  werden.  Das  Strafverfahren 
kennt  keine  Person  oder  Behörde,  die  zu  dem  Beschuldigten  (Än- 
geschuldigten^  Angeklagten)  in  einem  Yerhältniss  stände,  welches 
demjenigen  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zum  Gewerbegerichts- 
mitgliede  auch  nur  einigermassen  entspräche.  Gerade  die  Stellung 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  als  Aufsichtsinstanz  aber  ist,  wie 
wir  sahen,  für  das  richtige  Verständniss  des  Schlusssatzes  von  §  19 
des  Gew.-G.-G.  von  Wichtigkeit. 

Der  „Antrag"  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ist  daher 
weder  an  die  Formvorschriften  des  §  156  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O. 
noch^^  an  die  Frist  des  §  61  des  Str.-G.-B.  gebunden.  Er  richtet 
sich  an  die  Staatsanwaltschaft  und  muss  in  unzweifelhafter  Weise 
den  Willen  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zum  Ausdrucke 
bringen,  das  Entsetzungsverfahren  solle  eingeleitet  werden. 

Eine  Zurücknahme  ist  nicht  für  zulässig  zu  halten*'.  Eine 
einschlägige  gesetzhche  Bestimmung  fehlt,  und  daraus,  dass  ohne 
Willen  der  Aufsichtsbehörde  das  Entsetzungsverfahren  nicht  ein- 
geleitet werden  kann,  folgt  noch  gar  nichts  für  ihre  Verfügungs- 
macht über  das  eingeleitete  Verfahren. 

Der  „Antrag"  ist,  wie  schon  gesagt,  Prozessvoraussetzung 
und  zwar  in  entschiedenerem  Sinne,  als  dies  irgend  ein  anderes 
Requisit  sein  kann.  Vor  seiner  Stellung  können  schlechthin  keine 
Handlungen  der  Gerichte  oder  der  Staatsanwaltschaft  für  zulässig 
erachtet  werden^*,  auch  nicht  bei  Gefahr  im  Verzug.  Wäh- 
rend bei  den  Bestimmungen  der  §§  127  Abs.  3,  130  der  Str.-Pr.-O. 
zu  beachten  ist,  dass  sich  ja  die  That  auch  möglicher  Weise  als 
eine  nicht  durch  Strafantrag  bedingte  herausstellen  kann  —  die 
anfangUche  Qualifizirung  eines  Delikts  erweist  sich  bekannter  Massen 


22  Haas,  Anm.  16  Abs.  2. 

*■  Haas  a.  a.  0. 

-*  Haas,  Anm.  16  Abs.  1;  Mügdan,  Anm.  2  Abs.  2;  Wn.HELMi-FtiiST, 
Anm.  8;  Schier,  Anm.  Schlussabs.,  schliessen  Einschreiten  der  Staatsanwalt- 
schaft vor  Stellung  des  „Antrags**  aus. 
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weiteren  Verlaufe  der  Untersuchung  häufig  als  irrig  —  und 
Ihrend  §  163  der  Str.-Pr.-O.  in  dem  durch  seltene  Ausnahmen 
iTchbrochenen  Legalitätsprinzipe  des  §  152  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O. 
inen  Rückhalt  findet,  ist  es  hier  in  das  jedenfalls  von  der  Staats- 
iwaltschaft  und  den  Gerichten  nicht  kontrolUrbare  Ermessen 
jr  höheren  Verwaltungsbehörde  gestellt,  ob  sie  die  Entsetzung 
^treiben  will  oder  nicht.  Diesem  Ermessen  würde  bei  Eingreifen 
or  Antragstellung  in  unzulässiger  Weise  vorgegriffen  werden  ^^. 
•ie  Staatsanwaltschaft  kann  deshalb  Anzeigen  grober  Amtspflicht- 
?rletzungen  lediglich  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  abgeben 
ir  Erwägung,  ob  Antrag  auf  Entsetzung  gestellt  wird. 

Stellt  sich  das  Fehlen  ^^  des  Antrags  heraus,  so  ist  der  An- 
ag  auf  Eröffnung  der  Voruntersuchung  gemäss  §  178  Abs.  1 
IV  Str.-Pr.-O.,  der  Antrag  auf  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  ge- 
äss  §  202  der  Str.-Pr.-O.  abzulehnen.  In  der  Hauptverhandlung 
irde  auf  Einstellung  des  Verfahrens  zu  erkennen  sein^^. 

Die  Stellung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ist  nach  dem 
isgeführten  keine  solche  im  Verfahren,  sondern  ausserhalb 
sselben.  Sie  regt  zwar  das  Verfahren  an,  und  es  ist  ihr,  wie 
dem,  der  die  Staatsanwaltschaft  angeht,  die  Aufsichtsbeschwerde 
i  ablehnendem  Bescheide  nicht  zu  versagen  ^^.    Aber  ein  Ver- 


**  Dies  ist  besonders  hinsichtlich  aller  Sicherungsmassregeln  zu  be- 
ichten: §§  108,  127  Abs.  1  u.  3,  130,  189  der  Str.-Pr.-O.  sind  unanwendbar, 
127  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  nur  verwendbar,  wenn  unser  Antrag  bereits 
(teilt  ist. 

-*  Dies  ist  auf  zweierlei  Art  denkbar,  wenn  von  dem  völligen  Mangel 
:  Aeusserung  einer  Verwaltungsbehörde  abgesehen  wird: 

a)  Es  liegt  zwar  ein  „Antrag"  vor,  aber  er  ist  nichtvonderhÖheren 
rwaltungsbehörde  gestellt; 

b)  die  höhere  Verwaltungsbehörde  hat  sich  zwar  geäussert,  aber  ihre 
usserung  ist  kein  „Antrag",  weil  sie  die  Einleitung  des  Entsetzungs- 
•fahrens  nicht  verlangt,  sondern  etwa  dem  Ermessen  der  Staatsanwalt- 
laft  anheim  stellt. 

-^  Haas,  Anm.  16  Abs.  1. 

-®  MüGDAN,  Anm.  2  Abs.  2;  WHiHELMi-FüRST,  Anm.  8. 

36* 
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fahren  nach  §  170  der  Str.-Pr.-O.  in  Gang  zu  bringen,  ist  sie 
nicht  befugt:  Die  entsprechende  Anwendung  dieses  Paragraphen 
ist  bei  der  völlig  verschiedenen  Stellung  des  „Verletzten"  und 
der  Aufsichtsbehörde  ausgeschlossen**.  Auch  als  Privat-  oder 
Nebenkläger  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  nicht  am  Ver- 
fahren theilnehmen:  denn  für  beide  Institute  ist,  wie  schon  ein 
flüchtiger  Blick  auf  §§  414 — 446  der  Str.-Pr.-O.  lehrt,  in  unserem 
DiszipHnarverfahren  kein  Raum. 

§  3.     Die  Staatsanwaltschaft. 

Wie  im  Strafprozess  die  Staatsanwaltschaft  die  „öfifentliche 
Klage"  erhebt,  so  erhebt  sie  in  unserem  DiszipUnar verfahren  „die 
Klage",  und  es  kann  keinem  Zweifel  unterhegen,  dass  das  Ge- 
setz beide  Institute  parallehsiren  will,  ein  Ergebniss,  zu  dem  auch 
der  vorletzte  Satz  des  §  19  Abs.  2  des  Gew.-G.-G.  führt. 
§  152  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  gilt  also  auch  für  uns,  und  es  fragt 
sich  nur,  ob  eine  der  in  den  Worten  „soweit  nicht  gesetzlich  ein 
Anderes  bestimmt  ist"  angezogenen  Ausnahmen  vom  Legalitäts- 
prinzipe  bei  unserem  Verfahren  gegeben  ist. 

Aus  den  Worten  des  Gewerbegerichtsgesetzes:  „Die  Klage 
wird  .  .  .  erhoben"  kann,  wie  schon  bemerkt  wurde,  nichts  ge- 
folgert werden.  Der  Ton  Hegt  in  diesem  Satze  ganz  allein  auf 
den  Worten  „auf  Antrag  der  höheren  Verwaltungsbehörde",  die 
zu  den  im  vorhergehenden  Satze  für  entsprechend  anwendbar  er- 
klärten strafprozessualen  Vorschriften  etwas  Besonderes,  in  diesen 
nicht  Enthaltenes  hinzufügen. 

Auch  eine  Berücksichtigung  der  Natur  des  Disziplinarver- 
fahrens fordert  uns  nicht.  Allerdings  steht  es  stets  im  Ermessen 
des  Staates  etc.,   ob   er  diszipliniren   will  oder  nicht,   aber   dem 

-'  Die  in  Anm.  28  Angeführten.  Haas  halt  Anm.  17  Abs.  1  u.  2  die 
§§  170  fg.  (lor  Str.-Pr.-O.  für  anwendbar,  spricht  sich  aber  darüber  nicht  ans» 
ob  die  höliere  Verwaltungsbehörde  als  „Verletzter**  anzusehen  ist 
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ist  ja  auch  in  unserem  Verfahren  durch  den  für  erforderlich  er- 
klarten „Antrag  der  höheren  Verwaltungsbehörde*^  Rechnung  ge- 
tragen. 

Somit  läuft  unsere  Frage  auf  die  Auslegung  der  Worte  in 
Satz  1  des  §  19  Abs.  2  des  Gew.-G.-G.:  „.  .  .  kann  seines  Amtes 
oitsetzt  werden"  hinaus.  „Die  Entsetzung  erfolgt  durch  das 
Landgericht  .  .  .",  die  Stelle:  „kann  .  .  .  entsetzt  werden"  hat 
also  zunächst  Bedeutung  fiir  das  Disziplinargericht:  dasselbe 
kann^  aber  es  muss  nicht  selbst  bei  erwiesener  grober  Amts- 
pflichtverletzung auf  Entsetzung  erkennen.  Aber  auch  für  die 
Staatsanwaltschaft  ist  diese  diskretionäre  Befugniss  des  Gerichts 
von  Wichtigkeit. 

Der  mehrberegte  §  19  Abs.  2  bestimmt  zunächst,  ein  Ge- 
▼erbegerichtsmitglied  könne  entsetzt  werden  und  fahrt  dann  fort, 
die  Entsetzung  erfolge  durch  das  Landgericht.  Hinsichtlich  des 
Verfahrens  etc.,  heisst  es  im  Verfolg,  kämen  die  Vorschriften 
für  landgerichthche  Strafsachen  zur  entsprechenden  Anwendung 
mit  der  Aenderung,  dass  die  Klage  nur  auf  Antrag  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  erhoben  werde.  Die  Klage  des  Satzes  4 
gehört  also  mit  zum  Verfahren  des  Satzes  3.  Dieser  wiederum 
ist  ebenso  wie  Satz  2  nichts  als  eine  Ausgestaltung  des  Satzes  l. 
Das  „kann  entsetzt  werden"  daselbst  wird  zunächst  näher  be- 
stimmt durch  Normirung  der  Gerichtszuständigkeit  (Satz  2)  und 
dann  unter  anderen  Verfahrensvorschriften  durch  Regelung  der 
Elageerhebung  (Satz  3  und  4).  Bezieht  sich  aber  danach  auch 
Satz  4  auf  Satz  1,  so  umfasst  das  „entsetzt  werden"  des  Satzes  1 
auch  die  Klage  auf  Entsetzung,  auch  bezüglich  ihrer  gilt  also 
jenes  „kann". 

Man  wird  vielleicht  sagen,  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
werde  durch  die  hier  vertretene  Ansicht  der  Staatsanwaltschaft 
gegenüber  schutzlos  gestellt.  Allein  für  die  Wahrung  ihrer  Inter- 
essen ist  durch  die  Aufsichtsbeschwerde  bei  ablehnendem  Bescheide 
der  Staatsanwaltschaft  genügend  gesorgt. 
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Nach  dem  Gesagten  wird  die  Staatsanwaltschaft  die  Ent- 
setzungsklage nur  dann  erheben,  wenn  unter  Berücksichtigung 
aller  in  Betracht  kommenden  Umstände  anzunehmen  ist,  das  Gre- 
richt   werde  von   der  Entsetzungsbefugniss  Gebrauch  machen. 

Dass  nach  dem  eingenommenen  Standpunkte  schon  mit  Rück- 
sicht auf  das  Opportunitätsprinzip  die  Anwendbarkeit  der  §§  170  fg. 
der  Str.-Pr.-O.  entfällt^®,  ist  klar.  Abgesehen  hiervon  wurde  mit 
Rücksicht  auf  die  höhere  Verwaltungsbehörde  dieser  Bestimmungen 
bereits  oben  gedacht.  Ein  Dritter  als  „Verletzter*^  i.  S.  des 
§170  der  Str.-Pr.-O.  scheidet  aber  schon  deshalb  aus,  weil  bei 
diesem  das  Verfolgungsbegehren  des  §  169  der  Str.-Pr.-O.  doch 
nur  als  vor  der  Stellung  des  „Antrags*^  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde geäussert  möglich  ist.  Vor  dieser  Antragstellung 
aber  kann  es  gar  nie  zu  einem  Einschreiten  von  Staatsanwalt- 
schaft und  Gericht  kommen,  wie  oben  gezeigt  wurde. 

§  4.    Das  Mitglied  des  Gewerbegerichts. 

Die  Stelle  des  Beschuldigten  (Angeschuldigten,  Angeklagten) 
des  Strafyrozesses  nimmt  in  unserem  Verfahren  das  „Mitglied  des 
des  Gewerbegerichts"  ein.  Wer  dies  ist,  bestimmt  §  9  des 
Gew.-G.-G. :  danach  sind  „MitgUeder  des  Gewerbegerichts"  der 
Vorsitzende  bezw.  die  Vorsitzenden,  sein  oder  seine  Stellvertreter 
und  die  Beisitzer  des  Gewerbegerichts. 

Da  das  Verfahren  nach  §  19  Abs.  2  des  Gew.G.-G.  ledig- 
lich die  Entsetzung  herbeiführen  soll,  muss  der  beklagte  Theil 
nicht  nur  zur  Zeit  der  Einleitung  des  Verfahi'ens,  sondern  auch 
noch  zur  Zeit  der  Urtheilsfallung  „MitgUed  des  Gewerbe- 
gerichts seines  da  man  eines  Amts,  das  man  nicht  mehr  inne 
hat,   auch  nicht  mehr  entsetzt  werden  kann.     Durch  eine  Ent- 


'^  Für  die  Anwendbarkeit  Haas,  Anm.  17  Abs.  1  u.  2. 
^*  Ebenso  Haas,  Anm.  15. 
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hebnng  nach  §  19  Abs.  1  des  Gew.-G.-Gr.  oder  eine  Verurtheilung 
nach  §§  33,  35  (vbd.  mit  §  31  Abs.  2)  des  Str.-G.-B.  hört  der 
Betreffende  auf,  die  gedachte,  zu  seiner  Verfolgung  in  unserem 
Disziplinarverfahren  erforderhche  Eigenschaft  zu  besitzen,  und 
dasselbe  muss  eingestellt  werden  ^^. 

Die  für  den  Beschuldigten  etc.  im  Strafprozess  geltenden 
Bestimmungen  finden  auf  das  beklagte  Gewerbegerichtsmitglied 
Anwendung'*.  Diese  bietet  auch  im  Allgemeinen  keine  Schwierig- 
keiten; auf  zweifelhafte  Fragen  wird  im  Verfolg  eingegangen 
werden. 

Auch  die  Bestimmungen  der  Strafprozessordnung  über  die 
Rechte  der  Beistände^*  und  gesetzlichen  Vertreter ^^  gelten  für 
unser  Verfahren,  desgleichen  diejenigen  über  die  Vertheidigung^^. 
Aus  §  140  der  Str.-Pr.-O.  ergiebt  sich,  dass  die  Vertheidigung 
niemals  „nothwendig"  ist.  ^\  Der  Fall  des  §  140  Abs.  2  No.  1 
der  Str.-Pr.-O.  darf,  trotzdem  er  nicht  unter  §  10  Abs.  2  des 
Gew.-G.-G.  verbunden  mit  §§31,  32  des  G.-V.-G.  fallt,  praktisch 
als  ausgeschlossen  angesehen  werden.  §  140  Abs.  2  No.  2  der 
Str.-Pr.-O.  aber  kann  niemals  einschlagen,  weil  auch  eine  als  „Ver- 
brechen" zu  qualifizirende  That  doch  nur  als  „grobe  Verletzung 
der  Amtspflicht*^  in  Betracht  kommt. 


"  Haas  a.  a.  0.  —  Natürlich  ist  damit  die  Frage,  ob  im  Disziplinar- 
rerfahren  an  sich  der  Amtsverlust  das  Verfahren  beendigt,  nicht  entschieden. 

••  §  15.5  der  Str.-Pr.-O.  ist  auch  für  uns  von  Bedeutung.  Es  gelten  die 
lor  den  Angeschuldigten  getroffenen  Bestimmungen  für  das  Gewerbegerichts- 
mitglied, gegen  das  die  Entsetzungsklage  erhoben,  die  den  Angeklagten 
betreffenden  Paragraphen  für  das  Gewerbegerichtsmitglied,  gegen  das  die 
Eröfinung  des  Hauptverfahrens  beschlossen  ist. 

**  A.  A.  Haas,  der  Anm.  17  Abs.  1  (m.  E.  olmo  Grund)  §  149  der 
Str.-Pr.-O.  nicht  für  anwendbar  halt. 

•*  Haas  nimmt  Abs.  2  des  §  137  der  Str.-Pr.-O.  nicht  von  der  An- 
wendung aus,  fuhrt  aber  §  340  der  Str.-Pr.-O.  nicht  auf. 

^  Ebenso  Haas,  Anm.  17  Abs.  1. 

"  Ebenso  offenbar  Haas,  der  a.  a.  0.  §  140  der  Str.-Pr.-O.  nicht  als 
anwendbar  verzeichnet. 
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§  5.    Die  Beweis-  und  Sicherungsmittel. 

I.    Die  Beweismittel. 

§  56^  der  Str.-Pr.-O.  ist  aus  dem  gleichen  Grunde  •*,  wie 
die  zweite  Alternative  des  §  3  der  Str.-Pr.-O.  für  uns  ohne  Be- 
deutung *^ 

§  81  der  Str.-Pr.-O.  ist  bedauerlicher  Weise  mangels  eines 
Gegengrundes  für  anwendbar  zu  erachten.  Zur  praktischen  An- 
wendung dürfte  aber  kaum  jemals  Veranlassung  vorliegen  ^^ 

Wie  die  Bestimmungen  über  die  Zeugniss-  und  SachverstUn- 
digenpflicht  zu  den  Vorschriften  über  das  Verfahren  gehören,  so 
auch  diejenigen  über  das  Korrelat**  dieser  Pflichten:  die  Ent- 
schädigung der  Zeugen  und  Sachverständigen.  §§  70,  84  der 
Str.-Pr.-O.  gelten  auch  für  unser  Verfahren  und  damit  auch 
die  Gebühren-Ordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige  vom 
30.  Juni  1878. 

U.  Die  Sicherungsmittel. 
1.  Vorführung,  vorläufige  Festnahme,  Verhaftung,  Steckbriefe. 

a)  Im  Allgemeinen. 

Die  Bestimmungen  der  Strafprozessordnung  über  die  be- 
zeichneten Institute  sind  zweifellos  Vorschriften  über  das  Ver- 
fahren, also  „entsprechend*^  anzuwenden,  wenn  nicht  ein  Gegen- 
grund ersichtlich  sein  sollte. 

Der  Natur  des  Disziplinarverfahrens  kann  ein  solcher  nicht 
entnommen  werden. 

Vorführung,  vorläufige  Festnahme  und  Verhaftung  —  Steck- 
briefe bleiben,   weil  ledighch  Ausführungsmittel  der  Verhaftung, 

^'  Derselbe  Grund  beschränkt  auch  das  Anwendungsgebiet  des  §  102 
der  Str.-Pr.-O.  auf  das  Gewerbegerichtsmitglied  und  lässt  in  §  97  der  Str.-Pr.-O. 
die  Schlussworte  ),und  diese  nicht  einer  Theilnahme,  Begünstigung  oder 
Hehlerei  verdächtig  sind**  in  Wegfall  kommen. 

*®  Auch  Haas  ist  a.  a.  O.  jregen  die  Anwendbarkeit. 

*^  Ebenso  Haas  a.  a.  O. 

*^  Vgl.  Laband,  Reichsstaatsrecht,  2.  Aufl.,  II.  Bd.,  S.  476. 


—     545     — 

ausser  Betracht  —  sind  die  Massregeln,  mittels  deren  die  Per- 
son des  Beschuldigten  für  den  Prozess  gesichert  wird.  Diese 
Sicherung  erfolgt: 

a)  mit  Rücksicht  auf  die  Unzulässigkeit  einer  Hauptverhand- 
lung ohne  Anwesenheit  des  Angeklagten; 

b)  im  Hinbhck  auf  die  Eigenschaft  des  Beschuldigten  als 
Auskunftsperson  für  Feststellung  der  zur  Anklage  verstellten 
Handlung*^,  auch  zur  Verhinderung  der  Beeinträchtigung  anderer 
Auskunftsmittel 

oder  endlich 

c)  zur  Durchführung  des  rechtskräftig  festgestellten  staatlichen 
Strafrechts. 

Dass  alle  diese  Gründe  auch  im  Disziplinarverfahren  mass- 
geblich sein  können,  ist  keine  Frage. 

Wenn  nun  auch  in  einem  Disziplinarverfahren,  wie  dem 
unserigen,  der  Fall  c)  nicht  gegeben  sein  kann,  weil  das  ver- 
urtheilende  Erkenntniss  nur  auf  Entsetzung  lauten  kann,  ein  der- 
artiges Urtheil  es  aber  zu  keiner  eigentlichen  Vollstreckung 
kommen  lässt,  so  ist  doch  durchaus  für  die  Fälle  a)  und  b)  Raum. 

Auch  eine  allgemeine  reichsrechtliche  Norm,  Verhaftung  etc. 
sei  im  Disziplinarverfahren  nicht  zulässig,  giebt  es  nicht.  Aller- 
dings sind  Verhaftung,  vorläufige  Festnahme  und  Vorführung  des 
Beschuldigten  sowohl  in  §  94  Abs.  2  des  R.-B.-G.  als  auch  in  §  72 
der  R.-A.-0.  ausdrücklich  untersagt,  aber  diese  Bestimmungen 
lassen,  weil  nicht  nothwendig  aus  der  Natur  des  Disziplinar- 
verfahrens folgend,  keinen  Analogieschluss  zu  und  zwar  um  so 
weniger,  als  in  beiden  Verfahren  (vgl.  R.-B.-G.  §  102,  R.-A.-O. 
§  83)  die  Hauptverhandlung  in  allen  Fällen  auch  ohne  Anwesen- 
heit des  Beamten  bezw.  Anwalts  stattfinden  kann. 


*'  Dass  der  Vorfülirung  im  Vorverfabren  meist  dieser  Zweck  inne 
wohnt,  wird  keineswegs  durch  §  136  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  widerlegt.  Gerade 
dass  der  Beschuldigte  die  verlangte  Auskunft  nicht  giebt,  kann  von  der 
grössten  Wichtigkeit  sein. 
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Somit  kann  ein  Grund  gegen  die  Anwendbarkeit  nur  in  Be- 
stimmungen des  Gewerbegerichtsgesetzes  oder  der  Strafprozessord* 
nung  zu  finden  sein.  Weder  hier  noch  dort  ist  aber  ein  solcher 
nachzuweisen. 

Lediglich  de  lege  ferenda  verdient  Beachtung  die  zur 
Stützung  der  Unzulässigkeit  unserer  Massregeln  verwandte  Er- 
wägung von  Haas*^,  die  Verhaftung  etc.  sei  für  das  Gewerbe- 
gerichtsmitglied „viel  drückender^  als  die  Entsetzung  selbst. 
Kann  sich  denn  nicht  auch  im  Strafprozess  Gleiches  ereignen? 
Es  kommt  z.  B.  ein  Jugendlicher  nach  vierzehntägiger  (oder  gar 
längerer)  Untersuchungshaft  (man  denke  an  §  112  Abs.  2  No.  2 
der  Str.-Pr.-O.)  mit  einem  Verweise  oder  einem  Tage  Gefang- 
niss  fort. 

Wohl  aber  könnte  man  die  §§  10  Abs.  1,  15  Abs.  1  ver- 
bunden mit  §  19  Abs.  1  des  Gew.-G.-G.  in  das  Feld  führen 
wollen.  Nach  §  10  soll  zum  MitgHede  eines  Gewerbegerichts  nur 
berufen  werden,  wer  in  dem  Bezirke  des  Gerichts  seit  mindestens 
zwei  Jahren  wohnt  oder  beschäftigt  ist.  Nach  §  15  Abs.  1  hat 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  Wahlen,  welche  gegen  das  Gesetz 
oder  die  auf  Grund  des  Gesetzes  erlassenen  Wahlvorschriflen 
Verstössen,  für  ungültig  zu  erklären.  Will  man  nun,  wie  dies 
Haas  thut^^,  auf  Grund  dieser  Bestimmung  annehmen,  dass  das 
„soU*^  des  §  10  Abs.  1  nicht  nur  instruktionell  gemeint  ist  — 
mir  erscheint  dies  schon  mit  Rücksicht  auf  §  10  Abs.  2  bedenk- 
lich, wo  die  Personen  behandelt  werden,  welche  nicht  berufen 
werden  können  —  so  würde  in  dem  Verlegen  von  Wohnung  und 
Beschäftigung  ausserhalb  des  Gerichtsbezirks  ein  Grund  zur  Ein- 
leitung des  Verfahrens  nach  §  19  Abs.  1  gegeben  sein.  Selbst 
wenn  nun  auch  —  was  schwerUch  zu  erweisen  ist**  —  das 
Verfahren  nach  §  19  Abs.  2  bei  Vorliegen  der  Voraussetzungen 


*»  Anm.  17  Abs.  5. 

**  Anm.  3  zu  §§  10—13. 

**  Mit  Recht  für  Konkurrenz  beider  Verfahren  Haas,  Anm.  13. 
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des  Abs.  l  nicht  sollte  eingeleitet  werden  können  oder  sollen,  so 
ist  doch  entscheidend;  dass  Vorführung  selbst  bei  Personen,  die 
im  Gerichtsbezirke  wohnen,  nöthig  sein  kann,  weil  sie  zur  Haupt- 
Terhandlong  nicht  erscheinen,  und  dass  das  G-leiche  bezüglich  der 
Verhaflang  z,  B.  bei  Personen  zutreffen  kann,  die  zwar  im  Ge- 
richtsbezirke  beschäftigt  aber  nicht  in  demselben  wohnhaft  sind 
(man  denke  nur  an  Grenzgegenden). 

Auch  die  Strafprozessordnung  ergiebt  nichts  für  unsere  Frage. 
Haas*«   will   die   §§    113,   231   der   Str.-Pr.-O.  verwerthen. 
Könne,    so   meint   er,    wenn   die   That   nur  mit  einer    geringen 
Eriminalstrafe  bedroht  sei,  nach  §  113  der  Str.-Pr.-O.  Haftbefehl 
nur*^  gegen  die  in  §  1122»«*»  »  der 'Str.-Pr.-O.  bezeichneten  Per- 
sonen, zu  denen  ein  GewerbegerichtsmitgUed  nie  gehöre,  erlassen 
Verden,   so  sei  dies  um   so   mehr  der  Fall,    „wenn  es  sich  gar 
nicht  um  eine  kriminell,  sondern  nur  disziplinarisch  zu  ahndende 
That  handelt".     In  dieser  ganzen  Deduktion  fehlt  nichts  als  der 
Beweis   fiir   das  Wörtchen    „nur".    Die  Disziphnarstrafe  ist  der 
Kriminalstrafe  gegenüber  keineswegs  das  minus,  sie  ist  ein  aUud, 
beide  Massregeln   sind  inkommensurabel.    Und    eben   deshalb  ist 
auch  nicht  mit  Haas*®  aus  §  231  der  Str.-Pr.-O.  etwas  zu  folgern: 
Die   „entsprechende"    Anwendung    dieses    Paragraphen    ist    aus- 
geschlossen,  das  Erscheinen   des  Augeklagten  in  der  Hauptver- 
handlong  ist  erforderUch   und   somit   auch  die  Vorführung  nicht 
entbehrlich**. 

b)  Einzelnes. 

Die  §§112  Abs.  2  und  113  der  Str.-Pr.-O.  sind  unanwendbar. 
Ueber  letztere  Bestimmung  wurde  bereits  gesprochen,  die  Voraus- 
setzungen  der  ersteren   sind   nie  gegeben,   was  bezüglich  No.  1 


*•  Anm.  17  Abs.  5. 

*'  Die  beiden  letzten  Alternativen  des  §  1 13  der  Str.-Pr.-O.  sind  ja  für 
ans  bedeutungslos. 

♦'  Anm.  17  Abs.  5. 

*•  WoHELMi-FüRST  hält  Anm.  8  die  allein  von  ihm  erwähnte  Vorführung 
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aus  den  wiederholten  Ausfuhrungen  über  den  Gegenstand  unseres 
Verfahrens  und  bezüghch  No.  2  und  3  aus  dem  Umstände  er- 
hellt, dass  die  Berufung  der  unter  No.  2  genannten  Personen  zu 
GewerbegerichtsmitgUedern  thatsächlich  nicht  vorkommen  wird,  die 
zu  3  Bezeichneten  aber  gemäss  §§  10  des  Gew.-G.-G.,  31  des 
G.-V.-G.  zu  dem  Amte  unfähig  sind. 

Bei  §  114  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  ist  statt  der  Worte  ^die 
ihm  zur  Last  gelegte  strafbare  Handlung^  zu  lesen,  ;,die  ihm  zur 
Last  gelegte  gi'obe  Verletzung  der  Amtspflicht"  ^^ 

Zuständig  für  den  Haftbefehl  im  Vorverfahren  (§  125  der 
Str.-Pr.-O.)  ist  bei  Berücksichtigung  der  früheren  Ausführungen 
über  die  örtüche  Zuständigkeit  in  unserem  Verfahren  der  Amts- 
richter, in  dessen  Bezirk  das  Gewerbegericht  seinen  Sitz  hat  oder 
der  zu  Verhaftende  betroffen  wird.  Die  Haftfrist  des  §  126 
Abs.  1  der  Str.-Pr.-O.  ist  gemäss  Abs.  2  um  eine  Woche  ver- 
längerbar. Weitere  Verlängerung  ist,  da  die  Klausel,  ^wenn  es 
sich  um  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  handelt",  aus  dem  mehr- 
beregten  Grunde  stets  unverwendbar,  ausgeschlossen^^. 

2.  Beschlagnahme  und  Dnrchsnchung. 

Die  Bestimmungen  hierüber  sind  anwendbar  ^*.  Zu  bemerken 
ist,  dass  es  in  unserem  Verfahren  keine  Gegenstände  giebt,  welche 

für  zulässig,  Muooak,  Anm.  2  Abs.  2  ohne  Begründung  Verhaftung,  vor- 
läufige Festnahme  und  Vorftüirung  für  ausgeschlossen.  —  Dass  das  Resultat 
des  Textes  sehr  bedauerlich  ist,  soll  nicht  verkannt  werden,  aber  die  Schuld 
trifft  den  Gesetzgeber.  Uebrigens  darf  wohl  der  Praxis  in  dem  Sinne  ver- 
traut werden,  dass  sie  nur,  wo  dies  Noth  ist,  zu  den  Freiheitsbeschränkungen 
greifen  wird. 

^  Entsprechendes  gilt  für  §§  103  Abs.  1  110  Abs,  4,  131  Abs.  3, 
134  Abs.  2,  136  Abs.  1,  177,  198  Abs.  1,  205  Abs.  1,  266  Abs.  1  der  Str.-Pr.-O. 

'*  Aus  demselben  Grunde  kommen  die  Worte  in  §  100  Abs.  1  der 
Str.-Pr.-O.  „wenn  die  Untersuchung  nicht  bloss  eine  Uebertretung  betrifft", 
in  Wegfall. 

"  Ebenso  Haas,  Anm.  17  Abs.  1  u.  4.  —  Siehe  auch  wegen  des  ehren- 
gerichtlichen Verfahrens  gegen  Rechtsanwälte  Entsch.  des  R.-G.  in  Strafs.  X, 
S.  425  fg. 
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^der  Einziehung  unterliegen**  (§  94  Abs.  1  der  Str.-Pr.-O.),  und 
dass  ein  unter  den  §  111  der  Str.-Pr.-O.  gehöriger  Fall  nicht 
gegeben  ist*^ 


II.  Der  Gang  des  Verfahrens'*. 

§6,  Vorbereitendes  Verfahren.  Voruntersuchung. 

Klageerhebung. 

1.  Vorbereitendes  TerÜEÜiren. 

Erst  nach  Stellung  des  Antrags  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde kann  die  Staatsanwaltschaft  gemäss  §  158  der  Str.-Pr.-O. 
Torgehen*^.  Ist  aber  jene  Voraussetzung  einmal  erfüllt,  dann 
bietet  das  Ermittlungsverfahren  in  unserem  Falle  nichts  von  dem 
bei  Strafprozessen  eintretenden  Abweichendes. 

2.  Toruntersuchung. 

Die  Voruntersuchung  ist  nach  §  176  der  Str.-Pr.-O.  zwar 
nicht  nothwendig,  aber  zulässig. 

Der  Antrag  auf  Eröffnung  der  Voruntersuchung  kann  nur 
(vgl,  §  178  der  Str.-Pr.-O.)  wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
oder  wegen  Unzulässigkeit  des  Entsetzungsverfahrens  oder  weil  die 
im  Antrage  bezeichnete  That  keine   grobe  Amtspflichtverletzung 


*'  Haas  a.  a.  O. 

**  Bei  unserem  Verfahren,  das  gemäss  §  202  Abs.  2  Nr.  1  des  G.-V.-O. 
Feriensache  ist  (ebenso  Haas,  Anm.  17  Abs.  1)  sind  die  za  besonderen  Be- 
merkuDgen  keinen  Anlass  gebenden  Titel  13  des  6.-V.-G.  und  Abschnitt  5 
Buch  I  der  Str.-Pr.-O.  mit  §  505  Abs.  3  der  Str.-Pr.-O.  anwendbar.  Ebenso 
bezüglich  der  zweiten  Paragraphengruppe  —  die  erstere  erwähnt  er  merk- 
würdiger Weise  nicht  —  Haas  a.  a.  0.,  jedoch  unter  Fortlassung  des  §  47  der 
Str.-Pr.-O.,  wofür  ein  Grund  nicht  ersichtlich  ist. 

**  Und  auch  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  kann  §  161  bezw.  163  der 
Str.-Pr.-O.  zur  Anwendung  kommen.  Haas  erwähnt  Anm.  17  Abs.  1  zwar 
§  163  nicht  aber  §  161  der  Str.-Pr.-O.  als  anwendbar. 
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ist^^  und  zwar  durch  das  Kollegium  abgelehnt  und  aus  gleichen 
Gründen  (§  179  der  Str.-Pr.-O.)  gegen  die  EröflGoungsverfügung 
seitens  des  Gewerbegerichtsmitglieds  Einwand  erhoben  werden, 
wenn  nicht  die  Voraussetzungen  des  §  179  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O. 
vorliegen. 

Im  Uebrigen  bietet  auch  der  Gang  der  Voruntersuchung  in 
unserem  Verfahren  nichts  Abweichendes. 

3.  Klageerhebung. 

Die  Klageerhebung  erfolgt  entweder  durch  den  Antrag  auf 
Eröffnung  der  Voruntersuchung  oder  durch  Einreichung  einer 
Klageschrift  (§  168  der  Str.-Pr.-O.)  *^  welche  letztere  den  Be- 
stimmungen des  §  198  der  Str.-Pr.-O.  unterfällt.  Mit  der  Klage, 
die,  wie  die  öffentliche  Klage,  gemäss  §  154  der  Str.-Pr.-O.  nach 
Eröffnung  der  Voruntersuchung  oder  des  Hauptverfahrens  nicht 
mehr  zurückgenommen  werden  kann^®,  ist  gemäss  §  199  der 
Str.-Pr.-O.  zu  verfahren**. 

Die  zur  Klage  verstellte  Amtspflichtverletzung  kann  zugleich 
eine  strafbare  Handlung  sein,  wie  denn  auch  die  Kommentare*'* 
mit  Recht  auf  §§  334,  336  der  Str.-Pr.-O.  verweisen.  Beide  Ver- 
fahren sind  von  einander  unabhängig  und  zwar  in  jeder  Beziehung 
also  auch  in  der  Zeitfolge :  das  Entsetzungsverfahren  kann  vorauf- 
gehen, gleichzeitig  spielen  oder  folgen.  Die  Reichsgesetzgebung 
hat  eben  leider  versäumt,  eine  dem  §  77  des  R.-B.-G.,  §  65 
Abs.  1  der  R.-A.-0.  entsprechende  Bestimmung  zu  treffen.  Es 
dürfte  sich  jedoch  jedenfalls  empfehlen,  das  Entsetzungsverfahren 


'^^  Nur  80  kann  dio  letzte  Alternative  des  §  178  Abs.  1  der  Str.-Pr.-O. 
hier  angewandt  werden.  Die  Voruntersuchung  ist  in  unserem  Verfahren 
niemals  unzulässig,  dieser  Ablehnungsgrund  entfällt  also. 

'^  Haas,  Anm.  17  Abs.  1;  Mügdan,  Anm.  2  Abs.  2;  Wilhklmi-Fürst, 
Anni.  8. 

*®  Haas,  Anm.  17  Abs.  1 ;  Wilhelmi-FOrst,  Anm.  8. 

*«  Haas  a.  a.  0. 

*°  Bauer,  Anm.  Abs.  3;  Schier,  Anm.  4. 
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5t  nach  Beendigung  des  Strafprozesses  in  die  Wege  zu  leiten. 
Ausnahmsweise  kann  die  Klage  auch  mündlich  in  der  Haupt- 
rhandlung  erhoben  werden,  nämlich  im  Falle  des  §  265  der 
:r.-Pr.-0.,  dessen  einschränkender  Absatz  2  für  uns  bedeutungs- 
s  ist.  Zu  beachten  ist  freilich,  dass  auch  wegen  dieser  „anderen 
haf*  der  Antrag  der  höheren  Verwaltungsbehörde  erforderlich 
t,  in  den  Fällen  des  §  265  der  Str.-Pr,-0.  aber  wohl  in  der  Regel 
och  nicht  bereits  vorliegen  wird^^ 

§  7.     Hauptverfahren. 

Die  Entscheidung  über  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  ^^ 
:\)lgt  durchaus  nach  den  Bestimmungen  der  Strafprozessordnung, 
sgieichen  die  Vorbereitung  der  Hauptverhandlung, 

Die  Hauptverhandlung  ist  öflfentUch  (§  170  des  G.-V.-G.), 
rbehalthch  der  Ausschliessung  der  OefFenthchkeit  gemäss 
173—175  des  G.-V.-G. «» «*. 

Unumgänghch  nothwendig  ist  die  Anwesenheit  des  Gewerbe- 
richtsmitgüeds  (§  229  der  Str.-Pr.-O.)^^,  es  sei  denn,  dass  der 
Jl  des  §  230  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  gegeben  ist,  der  einzige, 
dem  gemäss  §  233  der  Str.-Pr.-O.  die  Vertretung  des  Ge- 
xbegerichtsmitglieds  durch  einen  (schriftlich  bevollmächtigten) 
»rtheidiger  zulässig  und  §  234  der  Str.-P.-O.  von  Bedeutung  ist. 

Ueber  die  Unanwendbarkeit  des  §  231  der  Str.-Pr.-O.  wurde 
reits  gesprochen.  Die  gleichen  Gründe,  wie  gegen  diesen  Para- 
aphen,   sprechen  auch  gegen  §  319  der  Str.-Pr.-O.  und   damit 


**  Haas  führt  Anm.  17  Abs.  1  §  265  der  Str.-Pr.-O.  nicht  als  anwend- 
r  auf. 

«*  Der  Fall  des  §  208  der  Str.-Pr.-O.  ist  denkbar. 

"  Haas  a.  a.  0. 

^*  Auch  §  176  des  G.-V.-G.   ist   anwendbar.     Ebenso   Haas  a.  a.  0. 

**  A.  A.  Haas  a.  a.  0.,  s.  auch  §  5  II  la  dieser  Arbeit.  —  Zweckmässiger 
d  allerdings  auch  in  diesem  Punkte  die  S.  545  a.  E.  angeführten  Bestim- 
ngen  der  §§  102  des  R.-B.-G.  und  83  der  R.-A.-O. 
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auch  gegen  die  §§  320—326  der  Str.-Pr.-O. ««.  Aber  auch  §  232 
der  Str.-Pr.-O.  ist  nicht  in  unserem  Verfahren  zu  verwerthen,  weil 
auch  ihm  die  Inkommensurabilität  der  Kriminal-  und  der  Dis- 
ziplinarstrafe entgegensteht. 

Der  Gang  der  Hauptverhandlung  bis  zur  Urtheilsfallung 
bietet  nichts  Abweichendes. 

Mit  der  Erlassung  des  Urtheils  schliesst  die  Hauptverhand- 
lung  (§  259  der  Str.-Pr.-O.),  und  zur  Urtheilsfallung  muss  es  hier 
immer  kommen,  denn  ein  Verweisungsbeschluss  nach  §  270  der 
Str.-Pr.-O.  ist  undenkbar®',  weil  disziplinarische  Abhandlung  aller 
Pflichtverletzungen  vor  die  Landgerichte  gehört,  also  die  Ver- 
handlung einer  jeden  in  ihrer  Zuständigkeit  liegt,  mag  die  That 
in  der  Hauptverhandlung  eine  Gestalt  gewinnen,  welche  sie 
wolle  ®®. 

Das  Urtheil  lautet  auf  Entsetzung  vom  Amte,  Freisprechung 
oder  Einstellung  des  Verfahrens.  Diese  erfolgt  bei  Mangel  einer 
Prozessvoraussetzung  **. 

Zu  einer  jeden  dem  Gewerbegerichtsmitgliede  nachtheiligen 
Entscheidung ''^  über  die  Frage,  ob  dasselbe  sich  einer  groben 
Verletzung  der  Amtspflicht  schuldig  gemacht  hat,  ist  Zweidrittel- 
Stimmenmehrheit  erforderlich  (§  262  Abs.  1  der  Str.-Pr.-O.) '^  Das 
Gleiche  gilt  bezüglich  der  Frage,    ob  von  der  Entsetzungsbefug- 


M 


A.  A.  auch  hier  Haas,  Addi.  17  Abs.  1  u  6.  —  Dagegen  ist  das 
BeweissicheruDgsverfahren  gemäss  §§  327 — 336  der  Str.-Pr.-O.  und  §  337  der 
Str.-Pr.-O.  auch  für  unser  Verfahren  anwendbar,  Bestimmungen,  die  natür- 
lich wiederum  Haas  ausschliesst. 

"  Haas  erwähnt  Anm.  17  Abs.  1  §  270  der  Str.-Pr.-O.  nicht. 

^^  Auch  §  269  der  Str.-Pr.-O.  ist  natürlich  bodcutungslos.  Ebenso 
Haas  a.  a.  0. 

«"  Vgl.  über  zwei  einschlägige  Fälle  S.  539  u.  643. 

'**  Berathung  und  Abstimmung  nach  den  §§  194 — 199  des  G.-V.-G. 
Ebenso  Haas  a.  a.  0. 

'*  Abs.  2  u.  3  ebenda  sind  wegen  der  bei  uns  nicht  zu  berücksich- 
tigenden Begriffe  des  Strafrechts  unanwendbar.  Haas  führt  §  262  der 
Str.-Pr.-O.  in  extenso  als  anwendbar  auf. 
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uiss  Gebrauch  zu  machen  ist,  da  erst,  wenn  auch  sie  bejaht  ist, 
diejenige  Rechtslage  gegeben  ist,  die  derjenigen  bei  Bejahung  der 
Schuldfrage  im  Stra^rozesse  „entspricht".  Im  Uebrigen  gentigt 
absolute  Stimmenmehrheit  (§  198  Abs.  1  des  G.-V.-G.). 

Für  den  Inhalt  des  Urtheils  '^  ist  gemäss  §  263  der  Str.-Pr.-O. 
lediglich  das  Ergebniss  der  Hauptverhandlung  massgebend.  Wie 
der  Strafrichter  gemäss  §  261  der  Str.-Pr.-O.,  erkennt  auch  unser 
DiszipUnarrichter  in  massgeblicher  Weise  selbst  über  civilrecht- 
Hche  Vorfragen,  aber  er  ist  auch  durch  einen  den  gleichen  Vor- 
gang, wie  das  DiszipHnarverfahren,  betreffenden  Strafprozess  in 
keiner  Weise  eingeengt.  Wieder  weicht  hier  unser  Verfahren  von 
dem  Disziplinarverfahren  gegen  Reichsbeamte  und  dem  ehren- 
gerichtlichen Verfahren  gegen  Rechtsanwälte  ab.  Es  dürften  aber 
wohl  die  §§  78  des  R.-B.-G.,  65  Abs.  2—3  der  R.-A.-O.,  soweit 
sie  nicht  schon  von  der  Staatsanwaltschaft  zur  Richtschnur  ge- 
nommen wurden,  dem  Gerichte  geeignete  Fingerzeige  bei  Aus- 
übung des  ihm  gewährten  Ermessens  enthalten. 

In  allen  Fällen  hat  das  Urtheil  auch  über  die  Kosten  des 
Verfahrens  zu  entscheiden  (§  496  der  Str.-Pr.-O.). 

Wird  auf  Entsetzung  erkannt,  so  fallen  die  Kosten,  ein- 
schliesslich derjenigen  des  Vorverfahrens,  dem  Gewerbegerichts- 
mitgliede  zur  Last  (§  497    Abs.  1  der  Str.-Pr.-O.)^».     In  allen 


'*  §  264  der  Str.-Pr.-O.  ist  für  unser  Verfahren  ohne  Bedeutung  (ebenso 
Haas  a.  a.  0.):  die  Anitsentsetzung  kann  stets  nur  auf  Grund  des  §  19  Abs.  2 
des  Gew.-G.-G.  erfolgen. 

"  Abs.  2  ebenda  ist  gleichfalls  anwendbar.  Auch  §  498  Abs.  1  der 
Str.-Pr.-O.  ist  anzuwenden,  aber  ])raktisch  wohl  ziemlich  bedeutungslos.  §  498 
Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  kommt  dagegen  nicht  zur  Anwendung:  wenn  auch 
mehrere  Gewerbegerichtsmitglieder  wegen  völlig  gleichartigen  und  zeitlich 
zusammenfallenden  Thuus  disziplinirt  werden,  so  ist  es  doch  bei  Jedem  nur 
seine  Thätigkeit,  die  in  Betracht  kommt.  Man  kann  nicht,  wie  im  Straf- 
prozess, auf  Grund  der  Bestimmungen  über  Thäterschaft  und  Theilnahme, 
nach  denen  dem  Einen  auch  noch  ein  Theil  des  Thuns  des  Anderen  zu- 
gerechnet wird,  von  „derselben  That"  reden.  —  Haas  führt  §§  496 — 499  als 
anwendbar  auf. 
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anderen  Fällen  trägt  die  Staatskasse  die  Kosten  und  zwar  einer* 
seits  mit  Ausnahme  der  durch  scbuldbare  Versäumniss  des  Ge- 
werbegerichtsmitglieds  verursachten,  andererseits  nach  Ermessen 
des  Gerichts  zugleich  die  dem  GewerbegerichtsmitgUede  erwach- 
senen nothwendigen  Auslagen  (§  499  der  Str.-Pr.-O.) '*. 

Die  Bestimmungen  über  die  Kostenpflicbt  finden  ihre  notb- 
wendige  Ergänzung  in  den  Satzungen  über  den  Kostenbetrag. 
Deshalb  muss  insbesondere  geprüft  werden,  in  welcher  Weise  das 
Gerichtskostengesetz  und  die  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte 
Anwendung  finden. 

Nach  §  59  des  G.-K.-G.  giebt  in  Strafsachen  die  rechts- 
kräftig erkannte  Strafe  den  Massstab  für  die  Höhe  der  Gerichts- 
gebühren, und  diesem  Gnmdsatze  entspricht  die  Gebührentabelle 
des  §  62  des  G.-K.-G.  Schon  die  mehrfach  betonte  Inkommen- 
surabilität  von  Disziplinar-  und  Kriminalstrafe  muss  auf  die  Un- 
anwendbarkeit  dieser  Bestimmungen  führen.  Aber  auch  hiervon 
abgesehen,  welche  Geld-  oder  Freiheitsstrafe  soll  denn  als  gleich- 
werthig  mit  der  Entsetzung  angesehen  werden?  Oder  steht  sie 
vielleicht  noch  unter  1  Mk.  Geldstrafe  und  auf  gleicher  Stufe 
mit  dem  Verweise?  Oder  ist  die  Gebühr  zu  erheben,  die  mass- 
gebend ist,  wenn  im  Strafprozess  ausschliesslich  auf  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  überhaupt  oder  einzelner  bürgerlicher 
Ehrenrechte  erkannt  wird?  Man  mag  sich  entscheiden,  wie  man 
will,  jede  derartige  Ansicht  ist  völlig  willkürlich.  Als  richtig  ist 
allein  anzuerkennen,  dass  in  unserem  Verfahren  überhaupt  keine 
Gebühren ''^  sondern  lediglich  Auslagen  erhoben  werden.   Ebenso 


^*  §  502  der  Str.-Pr.-O.  ist  imaDwendbar ,  da  der  Autrag  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  weder  Strafantrag  noch  zurücknehmbar  ist.  §  501  der 
Str.-Pr.-O.  gilt  dagegen  auch  in  unserem  Verfahren  (ebenso  Haas,  Anra.  17 
Abs.  1),  wenngleich  seine  Bedeutung  wohl  hier  noch  geringer  ist,  wie  im 
Strafverfahren. 

'^  Dass  auch  die  Gebühr  des  §  69  Abs.  2  des  G.-K.-G.  für  uns  ent- 
fällt, ist  bei  der  Abstufung  derselben  iür  Uebertretungen ,  Vergehen  und 
Verbrechen  klar. 
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ist  es  übrigens  sowohl  im  Disziplinarverfahren  gegen  Reichsbeamte 
(R.-B.-G.  §  124)  als  auch  im  ehrengerichtlichen  Verfahren  gegen 
Eechtsanwälte  (R.-A.-O.  §  94). 

Was  die  Entschädigung  eines  in  unserem  Verfahren  auf- 
tretenden Rechtsanwalts  betrüTt,  so  ist  zu  beachten,  dass  es  sich 
zwar  um  keine  Strafsache  handelt;  dass  aber  das  Verfahren  nach 
den  Grundsätzen  des  Strafprozesses  verläuft,  sich  in  dessen  Formen 
abspielt.  Es  dürfen  deshalb  gemäss  §  89  der  Geb.-O.  für  Rechts- 
anwälte hinsichtUch  der  Gebühren  die  §§  63,  64,  66—72,  75^ 
dieses  Gesetzes  Mangels  eines  Gegengrundes  für  anwendbar  er- 
achtet werden.     Das  Verfahren  gilt  als  eine  Straf  kammersache  ^^. 

In  unserem  Verfahren  wird  stets  nur  darüber  erkannt,  ob 
ein  bestimmtes  Vorkommniss  Veranlassung  zu  disziplinarem  Ein- 
schreiten giebt.  Deshalb  steht  ein  freisprechendes  Uilheil,  mag 
es  erfolgen  wegen  Verneinung  des  mateiiellen  Vorgangs  oder  wegen 
Nichtgebrauchs  der  Entsetzungsbefugniss,  einem  späteren  ver- 
ortheilenden  Straf-  oder  Civilerkenntnisse  nicht  entgegen,  ebenso- 
wenig wie  durch  ein  Urtheil  auf  Entsetzung  ein  dem  Gewerbe- 
gerichtsmitgliede  günstiges  Erkenntniss  in  einem  über  den  gleichen 
Vorgang  anhängigen  Civil-  oder  Strafprozess  beeinflusst  wird. 

Weiter  handelt  es  sich  bei  uns  nur  darum,  ob  das  Gewerbe- 
gerichtsmitglied entsetzt  wird.  Andere  Disziplinarmassregeln  gegen 
dasselbe  in  anderer  Eigenschaft  sind  weder  durch  das  Eutsetzuiigs- 
urtheil  noch  durch  die  Freisprechung  in  unserem  Verfahren  aus- 
geschlossen. 

Endlich  steht  nur  zur  Entscheidung,  ob  wegen  dieser  groben 
Amtspäichtverletzung  oder  AmtspflichtverletzungeH  entsetzt  werden 
soll.  Ist  auf  Freisprechung  erkannt,  weil  die  Amtspflichtverletzung 
nicht  erwiesen  oder  keine  grobe  sei,  so  kann  sehr  wohl  auf  Grund 
einer  anderen  Pflichtwidrigkeit  später  entsetzt  werden.  Das  Gleiche 
gilt,   wenn   der  Beweis   als  gefuhrt  erachtet,    aber  von  der  Ent- 

'•  Vgl.  übrigens  auch  S  91  Abs.  1  Nr.  3  u.  4  der  Gebührenordnung  für 
Rechtsanwälte. 

37* 
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setzungsbefugniss  kein  Gebrauch  gemacht  wurde.  Hier  kann  sehr 
wohl  bei  neuer  Pflichtverletzung  als  ein  für  die  Anwendung  der 
Entsetzungsbefugniss  wesentUcher  Umstand  die  Thatsache  ver- 
werthet  werden,  dass  frühere  erwiesene  Pflichtyerletzungen  vor- 
gekommen sind,  wegen  ihrer  bewusster  Massen  nicht  entsetzt  und 
gleichwohl  nachher  wieder  pflichtwidrig  gehandelt  wurde. 

§  8.     Beschwerde.     Revision.     Wiederaufnahme 

des  Verfahrens. 

I.  Wie  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Rechtsmittel 
(§§  338 — 345  der  Str.-Pr.-O.),  so  gelten  auch  die  besonderen  über 
Beschwerde  (§§  346—353  der  Str.-Pr.-O.)  und  Revision  (§§  374 
—378,  381—398  der  Str.-Pr.-O)  ^^     " 

Wie  verfehlt  es  ist,  dass  gegen  das  wesentlich  von  thatsäch- 
lichen  Erwägungen  getragene  Disziplinarerkenntniss  lediglich  die 
Revision  gegeben  ist,  bedarf  wohl  keiner  Ausführung:  zweck- 
mässig wäre  es  allein  gewesen,  ebenso  wie  im  R.-B.-G.  (§  116) 
und  in  der  R.-A.-O.  (§  91)  in  der  zweiten  Instanz  eine  neue  That- 
sachenprüfung  zuzulassen.  Die  §§  376,  377  der  Str.-Pr.-O.  geben 
dem  Gewerbegerichtsmitgliede  Steine  statt  Brot. 

In  der  Sache  selbst  darf  in  unserem  Verfahren  das  Revisions- 
gericht nur  entscheiden  (§  394  Abs.  1  der  Str.-Pr.-O.)'^,  wenn 
ohne  weitere  thatsächliche  Erörterungen  auf  Freisprechung  oder 
Einstellung  zu  erkennen  ist.  Dagegen  kann  das  Urtheil  auf  Ent- 
setzung nie  ohne  thatsächliche  Erörterung,  nämUch  nicht  ohne 
Prüfung  der  Fr^e,  ob  Gebrauch  von  der  Entsetzungsbefugniss 
gemacht  werden  soll,  also  nie  in  der  Revisionsinstanz  ergehen. 

§  398  Abs.  1  der  Str.-Pr.-O.  gilt  auch  für  uns,  während  das 
in  Abs.  2  ebenda  enthaltene  Verbot  der  reformatio  in  peius  Mangels 


"'  Ebenso  Haas  unter  Fortlassung  des  S  340  der  Str.-Pr.-O.  —  §  397 
der  8tr.-Pr.-().  ist  wohl  für  uns  praktisch  nicht  sehr  bedeutungsvoll. 
'^  Der  Schluss  dieser  Stelle  ist  hier  bedeutungslos. 
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aner  dem  Disziplinarrichter  oflFen  stehenden  Auswahl  unter  den 
Disziplinarmitteln  bedeutungslos  ist. 

Für  die  Kosten  gut  §  505  Abs.  1  der  Str.-Pr.-O.  "^^ 

IL  Giebt  es  auch  für  uns  eine  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens wie  im  Strafprozess  ? 

Aus  §  19  Abs.  2  des  Gew.-G.-G.  ist  m.  E.  hierüber  nichts 
m  entnehmen.  Allerdings  erwähnt  das  Gesetz  neben  dem  „Ver- 
iahren**  nur  die  „Rechtsmittel".  Allein  bezieht  man  dieses  Wort 
luf  das  dritte  Buch  der  Strafprozessordnung,  so  muss  man  jenes 
luf  das  zweite  Buch  ebenda  beziehen,  was  zu  Widersinn  führt, 
sie  schon  gezeigt  wurde.  Es  ist  aber  unstatthaft,  mit  Haas®^  zu- 
lächst  jene  Stelle  berichtigend  auszulegen  und  gleichwohl  wieder 
nf  das  Wort  „Rechtsmittel"  Gewicht  zu  legen. 

Wohl  aber  ist  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  aus  einem 
nderen  Grunde  ausgeschlossen. 

Ist  auf  Entsetzung  rechtskräftig  erkannt,  so  hat  das  frühere 
rewerbegerichtsmitgUed  aufgehört,  sein  bisheriges  Amt  zu  be- 
leiden. Dies  kann  ebensowenig  aus  der  Welt  geschafft  werden 
Is  eine  nach  §  33  des  Str.-G.-B.  eingetretene  Folge  (vgl.  Löwe, 
itr.-Pr.-O.  6.  Aufl.  Anm.  4  Abs.  2  zu  §  413  der  Str.-Pr.-O.) : 
enn  das  aufhebende  Urtheil  im  Wiederaufnahmeverfahren  ist 
eineswegs  eine  Annullation  des  bisherigen  Prozesses  —  wie  sollte 
.  B.  die  erlittene  Strafe  getilgt  werden?  — ,  sondern  nur  eine 
Entscheidung,  dass  so  und  so  Recht  zu  sprechen  ist  und  hätte 
[esprochen  werden  sollen.  Ein  Urtheil  bei  Wiederaufnahme  zu 
junsten  des  früheren  Gewerbegerichtsmitgliedes  könnte  also  wohl 
■eststeilen,  dass  die  Entsetzung  ungerechtfertigt  war,  die  einmal 
eingetretene  Lösung  des  Beamtenverhältnisses  aber  nicht  mehr  un- 
jeschehen  machen. 

Ist  aber  hiernach  eine  Wiederaufnahme  zu  Gunsten  des  Ge- 
'erbegerichtsmitgUedes  ausgeschlossen,  so  muss  auch  eine  solche 

'^  Ebenso  Haas. 
•'ö  Anm.  17  Abs.  7. 
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zu  seinen  Ungunsten  als  unstatthaft  erachtet  werden.  Denn  nach 
§  338  der  Str.-Pr.-O.  stehen  die  Kechtsmittel  beiden  Parteien 
gleichmässig  zu,  und  dies  gilt  nach  §405  der  Str.-Pr.-O.  auch 
für  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ®^ 

§  9.     Vollzug  des  Urtheils. 

Das  auf  Entsetzung  erkennende  ürtheil  erlangt  erst  mit 
Rechtskraft  seine  Wirksamkeit  (§481  der  Str.-Pr.-O.)®*.  Bis  dahin 
ist  der  Betreffende  MitgUed  des  Gewerbegerichts  mit  den  Rechten 
und  Pflichten  eines  solchen. 

Einer  eigentlichen  Vollstreckung  ist  das  Entsetzungsurtheil 
nicht  fähig.  Mit  eingetretener  Rechtskraft  hört  der  Verurtheilte 
ohne  Weiteres  auf,  GewerbegerichtsmitgUed  zu  sein.  Gleichzeitig 
ist  er  aus  einer  etwa  verhängten  Untersuchungshaft  zu  entlassen. 

Der  Gerichtsschreiber  hat  die  Akten  der  Staatsanwaltschaft 
unter  Anschluss  einer  mit  der  Bescheinigung  der  Rechtskraft  ver- 
sehenen beglaubigten  Abschrift  der  Urtheilsformel  zu  übergeben 
(§  483  der  Str.-Pr.-O.)  »^  Die  Staatsanwaltschaft  wird  die  Ur- 
theilsformel bei  ihren  Akten  behalten  und  ihrerseits  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  Ausfertigung  des  ergangenen  •  Entsetzungs- 
urtheils  übersenden,  damit  für  die  Neubesetzung  der  frei  gewor- 
denen Stelle  gesorgt  werden  kann. 


**  Entsprechend  wie  der  Text  Haas,  Anm.  17  Abs.  7. 
®*  Von  Haas  merkwürdiger  Weise  nicht  erwalmt. 
*'  Auch  diesen  Paragraphen  erwähnt  Haas  nicht. 
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Die  Beweisaufiiahine  im  Rentenverfahren. 

Von 

Stadtrath  H.  von  Frankenberg  in  Braunschweig. 


Kein  getreueres  Spiegelbild  von  dem  Wesen  der  Arbeiter- 
fürsorge kann  man  erhalten ;  als  wenn  man  die  nach  der  Civil* 
prozessordnung  erfolgende  Durchfechtung  einer  privaten  Forde- 
rung, deren  thatsächliche  Grundlagen  bestritten  sind,  mit  der 
Grestalt  des  Verfahrens  bei  Festsetzung  von  Unfall-,  Invaliden-  und 
Alters-Renten  vergleicht.  Am  meisten  tritt  dieser  Unterschied 
hervor  bei  den  gewöhnUchen  Landgerichtsprozessen:  nur  wenige 
Bestimmungen  deuten  darauf  hin,  dass  der  Staat  ein  Interesse  an 
Ermittelung  der  materiellen  Wahrheit  hat;  insbesondere  kommen 
§§  130flF.  (Fragerecht  und  Leitungsbefugniss) ,  259  (freie  Beweis- 
würdigung),  369  (Auswahl  von  Sachverständigen),  437  derC.-Pr.-O. 
(richterlicher  Eid)  hierfür  in  Betracht.  Im  Wesentlichen  aber  voll- 
zieht sich  die  Beweisaufnahme  auf  Grund  des  Vorbringens 
der  Parteien.  Eine  Uebergangsbildung  zeigt  schon  der  amts- 
gerichtliche Prozess  mit  der  Vorschrift,  dass  das  Gericht  auf 
Stellung  der  sachdienlichen  Anträge  durch  die  Parteien  hinzu- 
wirken hat  (§  464  a.  a.  O.),  ferner  das  Verfahren  in  Ehesachen 
(vgl.  besonders  §§  577 — 581  daselbst)  und  mehr  noch  der  Rechts- 
streit vor  den  Gewerbegerichten.  In  letzterem  finden  sich  die 
Ansätze  einer  Beweisaufnahme  von  Amtswegen  bei  Ausbleiben 
von  Parteien;  das  freie  Ermessen  des  Gerichts   entscheidet  über 
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Beeidigung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  sowie  über  die 
Frage,  ob  auf  Leistung  eines  zu-  oder  zurückgeschobenen  Eides 
durch  Beweisbeschluss  oder  bedingtes  Urtheil  zu  erkennen  ist 
(§§  41,  44,  45  des  R.-G.  betr.  die  Gewerbegerichte  vom  29.  Juli 
1890).  Nicht  ohne  Grund  hat  man  das  gewerbegerichtUche  Ver- 
fahren im  Hinblick  auf  seine  freiere,  für  das  Gericht  wie  für  die 
Parteien  sehr  erleichterte  Form,  die  sich  bisher  aufs  Beste  be- 
währt und  allenthalben  Anerkennung  gefunden  hat,  einen  Todes- 
stoss  für  die  Civilprozessordnung  genannt. 

Weit  ausgedehnter  aber  als  bei  air  diesen  Gerichten  sind 
die  Befugnisse  der  Rentenfeststellungsbehörden.  Der  weite  Rahmen, 
in  dem  sie  sich  bewegen  dürfen,  entspricht  ganz  dem  wohlwollen- 
den Gedanken  der  Arbeiterversicherung  und  der  Natur  der  dabei 
in  Frage  kommenden  Forderungen,  mag  man  dieselben  als  Er- 
gebnisse eines  modifizirten  Versicherungsvertrages  oder  als  eine 
besondere,  auf  staatlicher  Fürsorge  beruhende  Gattung  von  An- 
sprüchen ansehen  (vgl.  Kühne  in  der  „Arbeiterversorgung"  1891, 
S.  161  ff.;  daselbst,  1893,  S.  380ff.).  Mit  Recht  ist  in  einer 
Rekursentscheidung  (Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversiche- 
rungsamts, Unfallversicherung,  1892,  S.  331,  No.  1181)  davon 
die  Rede,  dass  das  öffentliche  Interesse  die  ungeschmälerte 
Zahlung  der  Rente  an  den  Berechtigten  fordere.  Ab- 
tretung, Verpfändung,  regelmässig  auch  Pfiindung  und  Aufrech- 
nung sind  ausgeschlossen  (§  68  des  U.-V.-G.;  §  40  des  Inv.  u. 
A.-V.-G.).  Alles  dies  weist  darauf  hin,  dass  die  Ansprüche  der 
Versicherten  wegen  des  Zwecks  der  sozialpoUtischen  Gesetzgebung 
einen  sehr  ausgeprägten  öflfentlich-rechtlichen  Charakter  haben 
und  durch  kräftigen  Schutz  des  Staats  gesichert  werden  sollen 
(BoRNiiAK  in  Fey  und  Zeller's  „Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rung" III,  S.  169). 

Die  Hervorhebung  solcher  Eigenschaften  war  aber  nicht  das 
einzige  Erforderniss,  um  die  Staatshülfe,  deren  Gewährung  ihre 
Gegner  einen  Sprung  in's  Dunkle  hiessen,   erfolgreich  wirken  zu 
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lassen.    Es  kam  nicht  nur  darauf  an,  eine  an  sich  nutzenbringende 
Einiichtong  zu  schafifen,   sondern  sie  nun  auch  auf  dem  einfach- 
sten Wege  den  BetheiUgten  zugänglich  zu  machen.     Bei  der  ge- 
schäftlichen  und  rechtlichen  Ungewandtheit   eines  grossen  Theils 
der  Versicherten  lag   die  Besorgniss   nahe^    es  könne  durch  un- 
richtige, unYollständige,  unzweckmässige  oder  verspätete  Geltend- 
machuDg  von  Ansprüchen  ein  materieller  Nachtheil  entstehen,  der 
nicht  der  gesetzgeberischen  Absicht  entspräche.  Wer  durch  seinen 
Beruf  mit  dem  Arbeiterstande  in  regelmässige  Berührung  kommt, 
weiss  hinlänglich,  dass  für  denselben  die  Schwierigkeiten  der  Rechts- 
wahmehmung  an  sich  nicht  klein  sind.    Bei  Bentensachen  treten 
verschiedene  Umstände   hinzu  und  steigern  die  Gefahr  der  Ein- 
bosse:  die  Gebrechlichen  und  Alten,  die  Verunglückten  und  deren 
Hinterbliebene  sind   theils  aus  Mangel  an  Geld,   theils  in  Bück- 
sicht auf  ihren  körperlichen  Zustand  oft  nicht  im  Stande,  alle  die 
Wege  zu  machen,  durch  deren  Beschreitung  das  Ziel  am  sicher- 
sten   erreicht   würde.     Die  Zahl  der  Rechtsanwälte,   welche  sich 
angehend   mit  Bentenstreitigkeiten  befassen,   ist  gering.     Ob  die 
Gründe    zutreffen,    welche   Fuld   („Die    Gebühren    der   Rechts- 
anwälte  im  schiedsgerichtlichen  Verfahren"  in  Bd.  III,   S.  64  ff. 
der  „Invaliditäts-  und  Altersversicherung" ;  vgl.  auch  S.  2  daselbst 
und  HoNiGMAXN  in  der  „Arbeiterversorgung"  1889,  S.  109)  dafür 
angiebt,    mag  dahingestellt  bleiben.     Gelegentlich  fallen  die  Be- 
theiligten wohl  gar  einem  Winkelkonsulenten  in  die  Hände,  dessen 
Eingreifen  erst  recht  nicht  geeignet  ist,    dem  verworrenen  Garn 
eines  zweifelhaften  Thatbestandes  zu  befriedigender  Lösung  zu  ver- 
helfen. 

Und  daneben  vergesse  man  nicht,  dass  die  Vereicherungs- 
gesetzgebung  und  deren  Organe  häufig  in  Folge  einer  gewissen- 
losen, durch  Wort  und  Schrift  betriebenen  Verhetzung  mit  einem 
Misstrauen  zu  rechnen  haben,  das  die  klare,  erschöpfende  Fest- 
stellung des  Sachverhalts  nur  zu  leicht  stört.  Wohl  wird  von 
Behörden  und  Privaten  kräftig   solchen   Hindernissen   entgegen- 


—     562     — 

gearbeitet.  Zahlreich  genug  sind  die  Berafungen,  welche  durch 
(Temeindebeamte,  Aerzte,  Ortsgeistliche ,  Lehrer ,  gemeinnützige 
Auskunftsstellen  (Volksbureaus)  u.  s.  w.  für  Versicherte  eingelegt 
werden.  Diese  Unterstützung  durch  Ratb  und  Tbat  ist  ein  er- 
freuliches Zeichen  des  Fortschritts,  den  der  Gedanke  der  Arbeiter- 
fürsorge in  unserem  Vaterlande  seit  einem  Jahrzehnte  gemacht 
hat.  Nicht  überall  jedoch  finden  sich  freundliche  Helfer,  so 
lohnend  auch  die  fördernde  Thätigkeit  durch  den  Dank  der  Ver- 
sicherten zu  sein  pflegt,  und  es  wäre  um  manchen  Anspruch  übel 
bestellt,  wenn  nicht  in  doppelter  Hinsicht  Gesetzgebung  und 
Praxis  Vorsorge  getroffen  hätten,  um  die  Bahn  der  Rechtsverwirk- 
lichung zu  ebnen. 

Zunächst  ist  die  Innehaltung  der  Formvorschriften,  in 
denen  sich  die  Verfolgung  eines  Rentenantrags  bewegt,  in  erheb- 
lichem Umfange  erleichtert. 

Die  Anmeldung  bei  der  ersten  Instanz  geschiebt  formlos. 
Sie  hat  bei  Unfallsachen  überhaupt  nur  subsidiäre  Bedeutung, 
da  die  Reutenfeststellung  grundsätzlich  von  Amtswegen  betrieben 
wird  (Weyl,  Reichsversicherungsrecht  S.  377).  Die  Entscheidung 
bedarf,  um  vollständig  zu  sein  und  den  Lauf  der  Berufungsfrist 
beginnen  zu  lassen,  des  Zusatzes,  dass  gegen  die  getroffene  Ver- 
fügung bei  Vermeidung  des  Aussciüusses  binnen  vier  Wochen 
nach  Empfang  Berufung  bei  dem  Schiedsgerichtsvorsitzenden  X.  N. 
in  X.  eingelegt  werden  könne.  Jede  schriftliche  Erklärung, 
welche  die  Unzufriedenheit  mit  dem  erhaltenen  Bescheide  aus- 
drückt und  bei  dem  genannten  Vorsitzenden  eingeht,  gilt  als  Be- 
rufung. Nachlieferung  der  schriftlichen  Vollmacht  für  den  beauf- 
tragten Unterzeichner  der  Berufungsschrift  ist  auch  nach  Ablauf 
der  Nothfrist  noch  wirksam.  Der  Klagänderung  sind  keine 
Grenzen  gesetzt:  es  kann  im  Ijaufe  des  Rechtsstreits  Invaliden- 
statt Altersrente  und  umgekehrt  erbeten,  es  kann  die  Invaliden- 
rente auf  Grund  des  §  10  statt  des  §  9  des  Inv.-  u.  A.-V.-G. 
(wegen   ein  Jahr  lang  währender,   vorübergehender,  statt  wegen 
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Toraossichtlich  unheilbarer  Erwerbsunfähigkeit)  beansprucht,  oder 
an  Stelle  des  einen  Unfalls  ein  anderer  als  die  Quelle  des  Ent- 
schädigungsanspruchs bezeichnet  werden.  Nur  was  an  Form- 
bestiinmungen  als  Gerüst  des  Verfahrens  nicht  zu  entbehren  war, 
hat  man  in  freier  Anlehnung  an  die  C.-Pr.-O.  übernommen ;  alle 
lästigen  und  überflüssigen  Schranken  sind  gefallen. 

Eine  noch  bessere  Gewähr  für  die  zutreffende  Rechtsanwen- 
dnng  liefert  aber  im  Einzelfalle  die  Art,  in  der  sich  die  Be- 
weisaufnahme vollzieht.  Bei  verständiger  und  sorgfältiger 
Handhabung  werden  die  Fälle  materiell  unrichtiger  Entscheidungen 
zu  den  Seltenheiten  gehören. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Erhebung  von  Beweisen  in 
erster  Instanz.  Durch  einleitende  Thätigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden wird  hier  eine  thatsächliche  Grundlage  geschaffen,  deren 
Ergänzung  dem  Ermessen  des  Feststellungsorgans  überlassen 
bleibt,  deren  wesentlicher  Inhalt  indess  dadurch  eine  gewisse  Bürg- 
schaft der  Vollständigkeit  erhält,  dass  die  ermittelnde  Stelle 
raumlich  und  zeitUch  dem  Ereignisse  nahe  zu  sein  pflegt,  aus 
dem  versicherungsrechtliche  Ansprüche  abgeleitet  werden. 

Jeder  in  einem  versicherten  Betriebe  vorkommende  Unfall. 
darch  den  eine  in  demselben  beschäftigte  Person  getödtet  wird 
oder  eine  Körperverletzung  mit  länger  als  drei  Tage  dauernder 
Erwerbsunfähigkeit  erleidet,  muss  vom  Unternehmer  bei  Strafe 
binnen  zwei  Tagen  nach  erhaltener  Kenntniss  der  Ortspolizei- 
behörde angezeigt  werden  (§51  des  U.-V.-G.).  Diese  hat  bei 
Tödtungen  und  bei  Köri)erverletzungen,  die  voraussichtlich  über 
die  13.  Woche  hinaus  mit  gänzlicher  oder  theilweiser  Arbeits- 
unfähigkeit verbunden  sind;  so  bald  als  möglich  eine  Unter- 
buchung  über  Veranlassung  und  Art  des  Unfalls,  so\vie  über  die 
Person  des  Verunglückten  und  etwaiger  Hinterbliebenen  anzu- 
stellen. Dem  Vertrauensmann  der  Berufsgenossenschaft,  in  dessen 
Ermangelung  dem  Sektions-  oder  in  letzter  Reihe  dem  Haupt- 
vorstande,  dem  Bevollmächtigten  der  Krankenkasse,   deren  Mit- 
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glied  der  Verunglückte  war,  80>vie  dem  Unternehmer  ist  Grelegen- 
heit  zur  Theilnahme  an  der  Untersuchung  zu  geben,  auch  sind, 
falls  dies  thunlich^  die  übrigen  Betheiligten,  Yornehmlich  also  der 
Verletzte  selbst,  und  auf  Antrag  der  G-enossenschaft  Sachver- 
ständige zuzuziehen  (§  54  daselbst). 

Diese  Bestimmungen  bezwecken  zumeist  die  baldige  Beweis- 
aufnahme über  den  einen  Theil  der  Kentenvoraussetzungen,  näm- 
lich die  Feststellung,  ob  durch  einen  Betriebsunfall  die  Beschädi- 
gung einer  versicherten  Person  erfolgt  ist,  und  im  Betriebe 
welcher  Genossenschaft  dies  geschah. 

Den  anderen,  nicht  minder  wichtigen  Abschnitt,  die  bei 
Köiperverletzungen  nöthige,  in  den  ersten  Wochen  nicht  aus- 
führbare Ermittelung  über  das  Mass  der  geschmälerten  Erwerbs- 
fähigkeit und  die  Rentenhöhe  wird  die  Berufsgenossenschaft, 
falls  sie  nicht  nach  Kenntniss  der  pohzeilichen  Untersuchung 
einen  in  ihr  Gebiet  schlagenden  Betriebsunfall  verneint,  in  der 
Regel  selbst  vorbereiten,  indem  sie  durch  Sachverständige,  Ver- 
trauensmänner und  sonstige  Auskunftspersonen  die  erforderlichen 
Unterlagen  beschafft.  Sie  thut  dies  von  Amtswegen,  ohne 
an  Erklärungen  und  Anträge  der  Rentenbewerber  gebunden  zu 
sein.  Oft  wird  sie  sich  entschliessen,  den  Beschädigten  vor  end- 
gültiger Entscheidung  eine  Zeit  lang  in  einem  Krankenhause, 
einem  mediko-mechanischen  Institute  oder  in  Privatpflege  be- 
handeln zu  lassen,  um  dadurch  einerseits  mögUchst  die  frühere 
Erwerbsfahigkeit  wieder  herzustellen,  andererseits  auf  Grund  der 
fortgesetzten  Beobachtung  trotz  etwaiger  Verstellung  und  Ueber- 
treibung  ein  sicheres  ärztliches  Gutachten  über  das  Mass  der  ge- 
bUebenen  Kräfte  und  Fähigkeiten  zu  gewinnen  (§  7  des  U.-V.-G.; 
§§  76»»  und  *  des  K.-V.-G.). 

Eine  Anhörung  des  Verletzten  ist  dem  Vorstande  im 
Gesetze  nicht  vorgeschrieben,  es  ist  jedoch  vor  Feststellung  der 
Entschädigung  durch  Mittheilung  der  Unterlagen  (Höhe  des 
früheren  Lohnes,  Prozentsatz  der  angenommenen  Erwerbsminde- 
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nmg)  Gelegenheit  zur  Aeusserimg  zu  geben  (§57  Abs.  3  des 
U.-V.-G.).  Die  Zukunft  bringt  vielleicht  bald  eine  Verstärkung 
d^  Rechte  des  Bewerbers:  die  in  No.  144  und  146  des  Reichs- 
anzeigers Yom  21.  und  23.  Juni  1894  veröffentlichten  Gesetz- 
entwürfe betreflfend  Erweiterung  und  Abänderung  der  Unfall- 
versicherungsgesetze  sehen  vor,  dass  der  Beschädigte  oder  ein 
Vertreter  desselben  auf  etwaigen  Antrag  gehört  werden  muss. 
Eine  Entscheidung  des  württembergischen  Landesversicherungs- 
amts (Arbeiterversorgung  1894,  S.  522)  empfiehlt  den  Berufs- 
genossenschaften femer,  ihre  Akten  in  geeigneter  Weise  dem 
Verletzten  auf  Wunsch  zugänglich  zu  machen,  und  es  ist  nicht 
zu  verkennen,  dass  hierdurch  manche  unbegründete  Berufung  ver- 
mieden werden  kann. 

Ergeben  sich  trotz  der  polizeilichen  und  sonstigen  Ermitte- 
lungen noch  derartige  Zweifel  an  dem  Hergange  der  Sache,  dass 
eine  Klärung  durch  eidliche  Bekundung  von  Auskunftspersonen 
erwünscht  scheint,  so  ist  der  Vorstand  befugt,  zwar  nicht  selbst, 
aber  durch  Ersuchen  des  zuständigen  Amtsgerichts  Zeugen  und 
Sachverständige  beeidigt  vernehmen  zu  lassen.  Dies  darf  jetzt 
als  die  herrschende,  wenngleich  bei  der  Lücke  im  Gesetzes  Wort- 
laut nicht  unbestritten  gebliebene  Meinung  bezeichnet  werden 
(vgl.  Handbuch  der  Unf.-Vers.,  herausgeg.  von  Mitgliedern  des 
R..Vers.-Amt8  S.  373  No.  2;  Arbeiter- Versorgung  1891,  S.  556; 
1892,  S.  438;  1893,  S.  11,  409  und  4()2;  Rosin,  Recht  der  Arb.- 
Vers.  III  §  94,  S.  747  und  Anm.  33  und  34).  Sehr  erfreulich 
ist  es,  dass  die*Praxis,  nachdem  der  preussische  Justizrainister 
in  zwei  Verfügungen  (vom  1.  Nov.  1887  und  18.  Aug.  1891) 
<lie  gleiche  Ansicht  vertreten  hat,  fast  allgemein  sq  entscheidet. 
Es  wird  dadurch  den  Berufsgenossenschaften,  die  in  der 
Doppelstellung  als  erste  Instanz  und  als  Partei  mit  mancher 
Schwierigkeit  zu  kämpfen  haben,  die  Arbeit  oft  wesentlich  er- 
leichtert. 

Günstiger  daran   als  sie   sind  von  voniherein  die  Invalidi- 
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täts-  und  Alters-Yersicherungsanstalten  bei  ihrer  Stellung- 
nalime  in  Rentensachen.  Jeder  Antrag  ist  nicht  bei  ihnen^  son- 
dern bei  der  unteren  Verwaltungsbehörde  anzumelden ,  die  für 
den  Wohnort  des  Bewerbers  zuständig  ist;  und  der  es  obliegt, 
ex  officio  die  für  die  Entscheidung  nöthigen  Nachweise  vorzu- 
bereiten. Die  letzte  Quittungskarte  und  die  übrigen,  nach  §  140 
des  Inv.-  und  A.-V.-G.  gebühren-  und  stempelfrei  zu  ertheilenden 
Beweisstücke  (Aufrechnungs-^  Arbeits-,  Ej*ankheitsscheine)  sind 
beizufügen,  soweit  sie  nicht  bei  der  Anstalt  hinterlegt  sind.  Bei 
Invalidenrentenanträgen  ist  ferner,  falls  nicht  der  Augenscheiu 
unzweifelhaft  die  Invalidität  ergiebt  (Bosse  und  Woedtke,  Nach- 
trag zum  Kommentar  des  Inv.-  u.  A.-V.-G.  bei  §  75  Anm.  2), 
ein  ärztliches  Zeugniss  darüber  nöthig,  ob  der  Bewerber  in  seiner 
Erwerbsunfähigkeit  dauernd  unter  die  von  der  Verwaltungs- 
behörde dem  Sachverständigen  anzugebende  Verdienstgrenze  (§  9 
Abs.  3  des  Inv.-  u.  A.-V.-G.)  gesunken  ist.  Dies  Attest  ist 
grundsätzlich  zwar  auf  Kosten  des  Antragstellers  zu  beschaffen 
(vgl.  Beschluss  der  Konferenz  vom  13./14.  Nov.  1891  zu  Berlin, 
in  der  ^Inv.-  u.  Alt.-Vers."  II,  S.  13,  No.  XI),  in  der  Praxis 
vieler  Anstalten  ist  jedoch  Bezahlung  des  Arztes  durch  den  Vor- 
stand derselben  üblich. 

Da  die  Feststellung  der  Invalidität  oft  eine  genaue  Kennt- 
niss  der  thatsächlichen  Verhältnisse  fordert,  so  ist  bei  Invaliden- 
sachen Anhörung  der  als  örtliche  Kontroiorgane  der  Anstalten 
bestellten,  von  diesen  für  Versäumniss  und  Auslagen  entschädigten 
Vertrauensmänner  (je  ein  Arbeitgeber-  und -nehmer)  und  der 
Krankenkasse  vorgeschrieben,  welcher  der  Versicherte  zuletzt 
angehörte.  In  letzterer  Beziehung  ist  allerdings,  wie  sich  wohl 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  behaupten  lässt,  das  Gesetz  er- 
gänzungsfähig.  Nur  den  auf  Grund  des  Krankenversiche- 
rungsgesetzes errichteten  Kassen  (Gemeindekrankenversicherung 
und  landesrechtliche  Einrichtungen  ähnhcher  Art,  Orts-,  Betriebs-. 
Fabrik-,   Bau-,   Innungs-,  Knappschafts-   und  Seemannskranken- 
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kassen)  ist  Gelegenheit  zur  Aeusserung  zu  gewähren.  Die  ein- 
geschriebeneu (freien)  Hülfskassen  brauchen  nicht  befragt 
2u  werden  (vgl.  Kommissionsbericht  S.  54  in  No.  141  der  Druck- 
sachen des  Reichstages,  7.  Legislaturperiode,  IV.  Session,  1888 
bis  1889,  zweite  Lesung;  Bosse  und  Woedtke  Anm.  9  zu  §  75). 
Dies  ist  zu  bedauern,  da  besonders  die  industrielle ;  der  früh- 
zeitigen Invalidisirung  am  meisten  ausgesetzte  Arbeiterschaft  stark 
bei  diesen  Kassen  betheiligt  ist.  Gewiss  wird  in  manchem  Falle 
der  Sachverhalt  noch  klarer  hervortreten,  wenn  man  es  dem  fast 
immer  aus  Mitarbeitern  des  Bewerbers  zusammengesetzten  Vor- 
stande der  Hülfskasse  oder  (bei  sog.  Centralkassen)  dem  Ge- 
schäftsführer ihrer  örthchen  Verwaltungsstelle  (§  19 •  des  H.-K.-G.) 
möglich  macht,  seine  Ansicht  zu  den  Akten  zu  bringen.  Die 
Unparteilichkeit  des  Verfahrens  und  das  Vertrauwi  der  Arbeiter 
za  der  ganzen  Einrichtung  wird  dadurch  sicherlich  gehoben.  Es 
steht  indess  schon  jetzt  der  Anhörung  solcher  Kassen  aus  freier 
behördlicher  Entschliessung  nichts  im  Wege;  dieser  Ausweg  mag 
daher  hier  empfohlen  werden  (vgl.  Gebhard,  Kommentar  des 
Inv.-  u.  A.-V.-G.  §  75  Anm.  6). 

Keineswegs  gleichgültig  ist  es,  ob  man  nur,  wie  das  Gesetz 
es  nach  Bosse  und  Woedtke  Anm.  8  zu  §  75  gemeint  hat,  den 
Vertrauensmännern  und  der  Krankenkasse  „Gelegenheit  zur 
Aeasserung^  giebt  und  aus  ihrem  Stillschweigen  entnimmt,  dass 
sie  keine  Bedenken  gegen  den  Antrag  haben,  oder  ob  man  eine 
aasdriickhche  Begutachtung  verlangt.  Der  Werth  derselben  ist 
nicht  zu  unterschätzen:  man  erzielt  damit  eine  sorgfältigere  Prü- 
fung, erhöht  das  Gefühl  der  Mitverantwortlichkeit  und  regt  die 
Befragten  zu  thätiger  Beihülfe  an  der  Durchführung  sozialpoliti- 
scher Aufgaben  an. 

Auch  bei  Altersrentenanträgen  wird  die  Vernehmung  der 
Vertrauensmänner  und  der  Kasse  manches  Mal  dienlich  sei,  vor 
allem,  wenn  es  gilt,  in  zweifelhafte  thatsächliche  Verhältnisse 
(z.  B.  angebliche   Dienste   bei   nahen  Verwandten    gegen   haaren 
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Lohn)  einzudringen.  Private  kommen  in  solchen  Fällen  der  Wahr- 
heit leichter  auf  den  Grund  als  eine  Behörde. 

Sind  /all  diese  Vorbereitungen  erledigt ,  sind  femer  die  sieb 
findenden  Mängel  der  eingereichten  Scheine  und  der  iVIarken- 
Verwendung  beseitigt,  so  hat  die  untere  Verwaltungsbehörde  den 
Antrag  mit  allen  Beweismitteln  und  Verhandlungen  dem  Vor- 
stande der  Versicherungsanstalt  zuzusenden,  deren  Namen  laut 
der  Karte  die  letzte  Beitragsmarke  trägt.  Damit  zugleich  hat 
sie  sich  gutachtlich  über  den  Antrag  zu  äussern;  sie 
muss  also  selbst  zu  der  Sache  Stellung  nehmen,  und  wenn  sie 
sich  dieser  Aufgabe  pflichtgemäss  mit  Sorgfalt  unterzieht,  so 
wird,  anders  als  bei  den  Berufsgenossenschaften,  dem  Anstalts- 
vorstande oft  gewissermassen  auf  dem  Präsentirteller  der  Inhalt 
der  von  ihm  zu  treffenden  Entscheidung  entgegengebracht. 

Bei  fast  allen  Behörden  sind  Formulare,  wenigstens  für  die 
Begutachtung  von  Invalidenrenten,  in  Gebrauch  (vgl.  Arbeiter- 
versorgung 1891,  S.  653ff.).  Nur  auf  einige  besondere  Punkte 
mag  deshalb  hier  hingewiesen  werden. 

Das  Gutachten  liefert  an  und  für  sich  lediglich  Material  für 
oder  gegen  den  Antrag,  es  ist  keine  Entscheidung  über  ihn,  der 
damit  betraute  Beamte  ist  von  der  Mitwirkung  bei  der  Urtheils- 
fällung  in  den  höheren  Instanzen  nicht  Kraft  des  Gesetzes  aus- 
geschlossen (Amtl.  Nachr.,  Inv.  u.  A.-V.  1892,  No.  143;  1894, 
No.  355).  Wohl  aber  kann  diese  Aeusserung  und  die  in  ihr 
enthaltene  Würdigung  des  Thatbestandes  den  Untergrund  für  die 
Rentenfeststellung  abgeben;  es  wäre  gut,  wenn  dies  von  den 
oberen  Beamten,  auf  deren  Verantwortung  hin  die  Verwaltungs- 
behörde sich  ausspricht,  allenthalben  beherzigt  würde.  Allerdings 
mag  es  zweifelhaft  sein,  wie  weit  die  Verpflichtung  reicht, 
vor  der  Begutachtung  Ermittelungen  anzustellen  (vgl.  Erlass  des 
preussischen  Handelsministers  vom  7.  März  1893  bei  Bosse  und 
WoEDTKE,  Nachtrag  §  75,  Anm.  3).  Es  entspricht  indess  der 
Bedeutung,  welche  nach  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes 
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r  behördlichen  Aeusserung  beigelegt  ist  (S.  lllff.  der  Motive; 
ommissionsbericht  a.  a.  O.  S.  61  ff.),  und  es  dient  dem  Zwecke 
!S  Gesetzes  am  besten,  wenn  näher  auf  einzelne  Zweifelsfragen 
Qgegangen  wird.  Bei  ablehnender  Stellungnahme  ist  selbst- 
trständlich  der  Grund  der  Bedenken  anzugeben;  bei  Befür- 
3rtung  ist  es  oft  von  Bedeutung,  den  Zeitpunkt  des  Beginns 
Der  Invalidenrente  zu  bezeichnen ,  da  ohne  jeden  Anhalt  in 
eser  Bichtung  die  Versuchung  für  den  Anstaltsvorstand  gross 
i,  zum  Nachtheile  des  Bewerbers  keinen  früheren  Tag  als  den 
r  Antragstellung  nach  §  29  Abs.  1  des  Inv.  u.  A.-V.-G.  zu 
runde  zu  legen.  —  Die  Höhe  der  Rente  ergiebt  sich  aus  den 
ichweisen  in  der  Regel  von  selbst,  und  eine  Aeusserung  hier- 
ler  ist  bei  Invalidenrenten  entbehrlich,  kann  aber  bei  Alters- 
nten  von  Wichtigkeit  sein,  wenn  der  Gesammtverdienst  der 
ihre  1888—1890  und  die  danach  sich  richtende  Lohnklasse 
3ht  deutlich  genug  in  den  Bescheinigungen  angegeben  ist.  Eine 
igefahre  Schätzung  der  damaligen,  nicht  in  baarem  Gelde  be- 
3henden  oder  schwankenden  Einnahmen  (Wohnung,  Kost,  Klei- 
ing,  Gelegenheitsgeschenke  u.  dgl.)  wird  bei  der  Vertrautheit 
r  Behörde  und  ihrer  Hülfsorgane  mit  den  Verhältnissen  ihr  um 
leichter  sein,  als  sie  für  die  Zeit  nach  dem  1.  Jan.  1891  laut 
3  Abs.  1  des  Inv.-  u.  A.-V.-G.  zur  endgültigen  Festsetzung  des 
'erthes  dieser  Gaben  zuständig  ist  (Amtl.  Nachr.,  Inv.  u.  A.-V. 
J91,  No.  46;  1892,  No.  140  und  163).  Die  thatsächliche  Höhe 
js  Verdienstes  von  1888 — 1890  kommt  übrigens  nur  bei  Alters- 
nten  in  Betracht,  die  bis  zum  31.  Dez.  1900  zur  Entstehung 
klangen;  von  da  ab  werden  der  Rentenberechnung  die  seit  1891 
»leisteten  Beiträge  allein  zu  Grunde  gelegt  (§  159  1.  c). 

Erhält  nun  der  Anstaltsvorstand  die  Akten  mit  dem  Gut- 
hten,  so  hat  er,  ähnlich  wie  bei  den  Berufsgenossenschaften, 
n  Antrag,  soweit  derselbe  sich  ohne  Weiteres  als  unbegründet 
i^reist,  abzulehnen,  andernfalls  aber  von  Amtswegen  vor  der 
intenfestsetzung  auf  eigene  Kosten  die  etwa  nöthig  scheinenden 
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Erhebungen  zu  yeraniassen.  Die  ihm  in  §  75  Abs.  2  s.  c.  auf- 
erlegte Beschaffung  aller  älteren  Karten  des  Bewerbers  wird  oft 
schon  von  der  vorbereitenden  Instanz  besorgt  sein,  für  deren 
Prüfung  der  erfüllten  Wartezeit  (§§  156,  157)  Einsicht  in  diese 
Dokumente  manches  Mal  sehr  wesentlich  ist.  So  lange  die  Bei- 
tragsleistung durch  das  vielumstrittene  ^Kleben^  geschieht,  kann 
auf  eine  bis  in's  Einzelnste  gehende  Durcharbeitung  aller  Karten 
des  Antragsstellers  nicht  wohl  verzichtet  werden.  Neben  ihrem 
Werthe  für  die  ßentenfrage  hat  die  Nachprüfung  der  Marken- 
verwendung durch  den  Anstaltsvoretand  die  fernere  Bedeutung, 
dass  die  säumigen  Arbeitgeber  zur  Zahlung  etwaiger  Rückstände 
veranlasst  und  in  Ordnungsstrafe  bis  zu  300  Mk.  genommen 
werden  können  (§  143). 

So  einfach  die  Feststellung  der  Zahl  und  Art  der  ver- 
wendeten Marken  an  sich  ist,  so  gross  sind  die  Schwierigkeiten, 
die  sich  aus  einzelnen  thatsächlichen,  mit  der  Erfüllung  der  Warte- 
zeit verknüpften  Fragen  ergeben  (Dauer  der  Beschäftigung,  Höhe 
der  haaren  Zahlungen,  Anrechnung  unbescheinigter  Krankheiten 
u.  dgl.).  Auch  hier  ist  derselbe  Streit,  der  bei  den  Berufs- 
genossenschaften erwähnt  wurde,  aufgetaucht:  ob  eidliche  Ver- 
nehmung von  Zeugen  und  Sachverständigen  statthaft  sei  oder 
nicht.  Die  amtsgerichtUche  Praxis  trug  anianglich  Bedenken 
hiergegen,  und  obere  Instanzen  sprachen  sich  ebenso  aus.  Es 
hat  z.  B.  der  Oberlandesgerichtspräsident  zu  Colmar  i.  E.  im 
Beschwerdewege  dahin  entschieden,  dass  die  Gerichte  derartige 
Ersuchen  der  Anstalten  abzulehnen  hätten,  weil  das  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetz  zwar  den  Schiedsgerichten  (§  74 
Abs.  2),  nicht  aber  jenen  die  Befugniss  dazu  ertheile  (Arbeiter- 
versorgung 1892,  S.  513;  vgl.  auch  „Inv.-  u.  A.-V.-G."  11  S.  185 
und  193;  III  S.  48). 

Mit  Recht  ist  demgegenüber  auf  die  gleichartige  Entwicke 
lung  im  Unfallverfahren  und  auf  die  Eigenschaft  des  Anstalts- 
vorstandes als  erste  Instanz  hingewiesen  (Arbeiterversorgung  1892, 
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71  und  438).  Auch  haben  die  Anstalten  und  mit  ihnen  das 
sichsversicberungsamt  wiederholt  bei  Zusammenkünften  betont, 
SS  auf  dies  Recht  besonderes  Gewicht  gelegt  werden  müsse, 
iil  sonst  eine  grosse,  dem  Geiste  des  Gesetzes  nicht  ent- 
rechende Verzögerung  der  Entscheidung  oder  gar  der  Fall 
itreten  könne,  dass  der  Vorstand  bei  thatsächlicher  Unklarheit 
n  Anspruch  rundweg  ablehne;  erst  vom  Schiedsgericht,  also 
,ch  mehrmonatlichem  Warten,  werde  dann  auf  Grund  vervoU- 
indigter  Beweise  dem  Bewerber  seine  Rente  zugesprochen 
.rbeiterversorgung  1892,  S.  576;  „Inv.-  u.  A.-V.-G."  IIS.  13; 
I  S.  30).  Um  indess  die  in  neuerer  Zeit  noch  mehrfach  ver- 
kommene Ablehnung  solcher  Ersuchen  auszuschUessen,  hat  die 
a  19./20.  Nov.  1894  in  BerUn  gehaltene  Berathung  des  Reichs- 
rsicherungsamts,  der  Landesversicherungsämter  und  -Anstalten 

dem  Beschlüsse  geführt,  geeignete  Schritte  zu  thun,  die  auf 
ae  einheitliche  Gerichtspraxis  hinzielen.  Hoffentlich  gelingt  es, 
irch  Anweisung  seitens  der  Landesjustizbehörden  an  die  unter- 
?llten  Gerichte  Wandel  zu  schaffen,  bevor  die  zur  Aufklärung 
r  Jedermann  immerhin  wünschenswerthe  Gesetzesänderung  in 
3sem  Punkte  zugleich  mit  anderen  vollzogen  wird.  Manche  un- 
thige  Bitterkeit  in  den  Kreisen  der  Versicherten,  mancher 
iifwand  schiedsgerichtlicher  Kosten  für  die  Anstalten  Uesse  sich 
durch  vermeiden. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  der  Beweisaufnahme  in  der 
3rufungsinstanz.  Der  Gang  des  Prozesses  ist  geregelt  durch 
gende  Vorschriften:  Verordnung  über  das  Verfahren  vor  den 
f  Grund  des  Unfall  Versicherungsgesetzes  errichteten  Schieds- 
richten  vom  2.  Nov.  1885  (R.-G.-B1.  S.  279),  ausgedehnt  durch 
•t.  in  der  Verord.  vom  13.  Nov.  1887  (R.-G.-Bl.  S.  255)  auf 
s  Gebiet  des  landwirthschaftlichen  und  des  Seeunfallversiche- 
Dgsgesetzes,  und  als  Vorbild  in  freier  Weise  benutzt  bei  der 
nrord.  vom  1.  Dez.  1890,  betr.  das  Verfahren  vor  den  auf  Grund 
s     Invaliditäts-     und     Altersversicherungsgesetzes     errichteten 
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Schiedsgerichten  (R.-G.-Bl.  S.  193).  In  der  letztgenannten  ist 
der  Gedanke  der  Sachfeststellung  von  Amtswegen  erst  mit 
rechter  Deutlichkeit  ausgesprochen  (Amtliche  Nachrichten,  Inv.- 
u.  A.-V.,  1893  No.  257  Abs.  3).  In  den  früheren  Bestimmungen 
fehlte  eine  Norm  ganz,  wie  sie  §  16  Abs.  1  1.  c.  enthält:  ,,das 
Gericht  hat  den  nach  seinem  Ermessen  zur  Klarstel- 
lung des  Sachverhalts  erforderlichen  Beweis  in  vollem 
Umfange  zu  erheben,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieser 
Beweis  von  den  Parteien  angetreten  ist  oder  nicht.** 
Der  Unterschied  ist  indess  nur  ein  scheinbarer :  die  Praxis  gleicht 
ihn  aus.  Auch  in  Unfallsachen  machen  die  Schiedsgerichte  aus- 
giebigen Gebrauch  von  selbständigen  Beweisanordnungen.  Dem 
Reichsversicherungsamte  gebührt  ein  wesentliches  Verdienst  an 
dieser  Entwicklung,  bei  der  die  Sache  in  den  Vordergrund  ge- 
treten und  die  Form  zurückgedrängt  ist.  Es  sind  goldene  Worte, 
die  sich  in  seinem  Rundschreiben  vom  2.  Juli  1887  an  die  Schieds- 
gerichtsvorsitzenden befinden  und  die  davor  warnen,  dem  Renten- 
Prozesse  Fesseln  in  Bezug  auf  die  Art  der  Beweisaufnahme 
anzulegen: 

„Es  darf  .  .  .  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren,  bestimmt  zur  Elntscheidung 
über  die,  nicht  nach  privatrechtUchen  Gesichtspunkten  zu  be- 
urtheilenden,  sondern  aus  einer  sozialpolitischen  Fürsorgepflicht 
entspringenden,  durch  das  Gesetz  mit  öflfentlich-rechtlicher  Natur 
und  Gewähr  ausgestatteter  Unfallentschädigungsansprüche,  auf 
Ergründung  materieller  Wahrheit  abzielt  und  daher  nicht  blos 
auf  freier  Würdigung  des  von  den  Parteien  beschafften  Be- 
weismaterials, sondern  auch  auf  dem  Rechte  und  der  Pflicht 
freiester  Berücksichtigung  alles  dessen  beruht,  was  zur  that- 
sächlichen  Aufklärung  dienhch  ist.  Diesem  obersten  Grund- 
satze gegenüber  hat  die  Verord.  vom  2.  Nov.  1885  nicht  die 
Bedeutung,  erschöpfend  alle  im  schiedsgerichtlichen  Verfahren 
möglichen  Prozesshandlungen  darzustellen  und  zu   umgrenzen, 
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vielmehr  nur  die,  die  praktisch  häufigsten  zu  erwähnen  und 
mit  bestimmten,  gegen  Missbrauch  schützenden  Formen  zu 
umgeben.  Dabei  ist  aber  den  Schiedsgerichten  bezw.  deren 
Vorsitzenden  ein  weiter  Spielraum  gelassen,  innerhalb  dessen 
die  Betheiligten  nach  eigenem  Ermessen  die  mannigfachen, 
durch  keinerlei  Vorschrift  ungangbar  gemachten  Wege  zu 
wählen  haben,  welche  zu  einer  sachgemässen  Entscheidung 
fuhren." 

Amtliche  Nachrichten,  U.-V.,  1888  S.  235  No.  2;  1890 
ZiflF.  848;  1892  Ziflf.  1183;  1893  Ziflf.  1226/27  und  S.  188. 

Wie  diese  Grundsätze  im  Einzelnen  das  Beweisverfahren 
durchziehen,  und  wie  ihr  Leitgedanke  selbst  den  an  sich  schon 
weiten  Bahmen  der  Verord.  vom  1.  Dez.  1890  hat  überschreiten 
lassen,  wo  ein  Haften  an  deren  Wortlaut  die  Aufklärung  der 
Sache  gestört  hätte,  das  wird  in  nachstehenden  Bemerkungen  zu 
zeigen  versucht. 

In  der  Berufungsschrift  sollen  nach  dem  gleich  lautenden 
§  4  Abs.  2  der  beiden  Verordnungen  die  für  die  Entscheidung 
massgeblichen  Thatsachen  unter  Angabe  der  Beweismittel 
für  dieselben  angeführt  werden.  Aus  Unkenntniss  oder  Un- 
gewandtheit  versäumen  dies  die  Rentenbewerber  sehr  oft.  Pflicht 
des  Schiedsgerichts  ist  es  trotzdem,  wenn  die  Berufung  recht- 
zeitig eingelegt  ist,  nicht  nur  durch  Ausübung  des  richterUchen 
Fragerechts  der  erscheinenden  Partei  die  jederzeit  noch  statthafte 
nachträgliche  Beweisantretung  zu  ermöghchen  (Handbuch  der  Un- 
ÜEdlversicherung  S.  715  No.  6),  sondern  auch  die  aus  den  Vor- 
akten sich  ergebenden  thatsächhchen  Unterlagen  sorgsam  zu 
prüfen  und  alle  etwa  nöthig  scheinenden  Ergänzungen  derselben 
zu  bewirken.  Eine  strenge  Anwendung  der  in  §  4  Abs.  2  cit. 
enthaltenen  und  ähnUcher  instruktioneller  Vorschriften  würde  zu 
einem  sehr  unzweckmässigen  FormaUsmus  ftihren  und  den  ganz 
überwiegend  aus  ärmeren  Klassen  zusammengesetzten  Versicherten 
die  Wahrnehmung  ihres  Rechts    ohne    die  Hülfe   eines  Rechts- 
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verständigen  oft  unmöglich  machen  (Amtliche  Nachrichten^  Inv.- 
u.  A.-V.  1893  No.  275;  Meyerhoff  in  der  „Inv.-  u.  A.-V.^ 
m  S.  2). 

Die  im  Besitze  der  ersten  Instanz  befindlichen  Akten  über 
die  Streitsache  müssen  vollständig  an  das  Schiedsgericht  ab- 
gegeben werden.  Das  ist  nichts  Neues  und  gilt  in  jedem  Civil- 
prozesse  (§  506  Abs.  1  C.-Pr.-O.).  Es  sind  aber  auch  die 
späteren  Ergänzungen  des  Akteninhalts,  die  in  den  Besitz  der 
Anstalt  gelangen,  dem  Schiedsgerichte  zu  unterbreiten.  Das 
Reichsversicherungsamt  hat  ein  Urtheil  deshalb  aufgehoben,  weil 
der  Anstaltsvorstand  es  unterlassen  hatte,  dem  Schiedsgerichte 
ein  nachträgUch  bei  ihm  eingegangenes  Schriftstück  mitzutheilen, 
in  dem  zwei  Zeugen  erklärten,  von  ihrem  bei  der  erstinstanzlichen 
Vernehmung  ausgeübten  Zeugnissverweigerungsrechte  fernerhin 
keinen  Gebrauch  machen  zu  wollen  (AmtUche  Nachrichten,  Inv.- 
u.  A.-V.  1893,  No.  232). 

Dem  Schiedsgerichtsvorsitzenden  ist  die  Befugniss  zur  Vor- 
bereitung der  mündhchen  Verhandlung  gegeben;  er  kann  und  er 
muss  darauf  hinwirken,  dass  bereits  im  ersten  Termine  sich 
dem  Gerichte  das  Beweismaterial  in  möglichster  Vollständigkeit 
darbiete.  In  den  meisten  Fällen  ist  es  auszufuhren  und  wird 
thatsächhch  bei  einer  grossen  Zahl  von  Schiedsgerichten  erreicht, 
dass  die  Entscheidung  am  Schlüsse  der  ersten  Verhandlung  ergeht 
Bis  dat,  qui  cito  dat  (vgl.  Schneider  in  der  „Inv.-  u.  A.-V.^ 
I  S.  170).  Um  auf  dies  Ziel  hinzuarbeiten,  hat  der  Vorsitzende 
folgende  MögUchkeiten  in  der  Hand: 

a)  Er  kann  durch  Ersuchen  von  Gerichten  und  Ver- 
waltungsbehörden jede  sachdienlich  scheinende  Vervollständi- 
gung des  Akteninhalts  bewirken.  Dahin  gehört  Einforderung  von 
Lohnlisten,  Armen-,  Besteuerungs-,  Grundakten,  Zeichnungen  über 
die  Stätte  eines  Unfalls,  Leumundszeugnissen,  urkundlichen  An- 
gaben über  Arbeits-  und  Krankheitszeiten,  nochmalige  Befragung 
der  Vertrauensmänner    und    der    Krankenkasse    über    besondere 
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Zweifelsfragen,  schriftliche  Gutachten  von  Aerzten,  nachdem  dem 
[lentenbewerber  anheimgegeben  ist,  sich  diesen  zur  Untersuchung 
u  stellen  u.  dgl.  m.  Allerdings  spricht  §  16  Abs.  2  der  Verord. 
om  1.  Dez.  1890  nicht  ausdrücklich  von  Einforderung  derartiger 
irkunden  aus  eigener  Entschhessung  des  Vorsitzenden,  aber  aus 
3m  Sinne  ist  diese  Folgerung  allgemein  gezogen,  nachdem  in 
nfallsachen  die  Uebung  schon  längst  sich  ebenso  gestaltet  hatte 
amtliche  Nachrichten,  U.-V.,  1888  S.  235 ;  daselbst  Inv.-  u.  A.-V., 
593  No.  257;  Handbuch  der  Ü.-V.,  Anm.  1,  S.  730).  Auch  die 
dliche  oder  uneidliche  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachver- 
ändigen  kann  er  „in  dringenden  Fällen"  (§16  der  Verord.  vom 
.  Nov.  1885)  bezw.  „in  geeigneten  Fällen"  (§  16  Abs.  3  der 
erord.  vom  1.  Dez.  1890)  vor  der  Verhandlung  entweder  selbst 
ornehmen  oder  durch  eine  ersuchte  Behörde  erfolgen  lassen. 

b)  Er  ist  befugt,  Zeugen  und  Sachverständige  zum 
»chiedsgerichtstermine  zu  laden,  ohne  Rücksicht  darauf, 
b  dieselben  von  den  Parteien  benannt  sind  oder  nicht,  wenn- 
;leich  er  den  berechtigten  Wünschen  der  Betheiligten  dabei  Rech- 
lUDg  tragen  wird  (Handbuch  der  Ü.-V.,  S.  731  Anm.  3;  §  16 
Ibs.  2  der  Verord.  vom  1.  Dez.  1890).  Bei  Auskunftspersonen 
im  Sitze  des  Schiedsgerichts  oder  in  nächster  Nachbarschaft  wird 
lie  Unmittelbarkeit  des  Eindrucks  der  Vernehmung  hierfür  den 
Ausschlag  geben.  Bei  grösserer  Entfernung  sprechen  die  Kosten 
lagegen,  falls  nicht  besondere  Schwierigkeiten  obwalten,  deren 
feseitigung  nur  durch  direktes  Verhör  zu  hoffen  ist  (Amtliche 
Nachrichten,  U.-V.,  1887  S.  6).  Sehr  empfehlenswerth  ist  es, 
?n  Auskunftspersonen  genau  die  Punkte  anzugeben,  auf  die  es 
ikommen  wird  (z.  B.  ein  Verzeichniss  der  behaupteten  Arbeits- 
iträume),  und  zur  Verhütung  ergebnissloser  Protokolle  anheim- 
stellen, dass  sie  im  Interesse  der  Sache  vor  dem  Beweistermine 
Hhigen  Falls  auf  geeignete  Weise  Erkundigungen  einziehen. 

c)  Der  Schiedsgerichtsvorsitzende  kann,  ebenso  wie  das  Ge- 
cht   selbst,    das   persönliche   Erscheinen   eines  Renten- 
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bewerbers  in  der  mündlichen  Verhandlung  anordnen 
unter  Bezeichnung  der  nach  Lage  des  Falles  an  das  Ausbleiben 
zu  knüpfenden  Nachtheile  (vgl.  C.-Pr.-O.  §  132).  Für  Unfall- 
Sachen  ist  die  Befugniss  hierzu  dem  Schiedsgerichte ,  aber  nur 
diesem,  durch  §  10  Abs.  3  der  Verord.  vom  2.  Nov.  1885  ge- 
geben. Die  Praxis  gesteht  indess  gleiche  Rechte  auch  dem  Vor- 
sitzenden zu  (Rundschreiben  des  R.-V.-Amt8  vom  2.  JuU  1887, 
Ziff.  2  und  vom  3.  Juli  1888,  Amtliche  Nachrichten,  XJ.-V.,  1888 
S,  235  und  252;  1890  S.  486  Rekursentscheidung  No.  845).  Die 
Verord.  vom  1.  Dez.  1890  erkennt  solches  für  Sachen  der  In- 
vaUditäts-  und  Altersversicherung  ausdrückUch  an  (§  16  Abs.  2). 
Mit  Unrecht  hat  trotzdem  Schneidek  („Die  Schiedsgerichtsord- 
nung zum  Inv.-  u.  A.-V.-6."  S.  44  Anm.  3  zu  §  16)  bezweifelt, 
dass  auf  eine  Androhung  des  Vorsitzenden  allein  hin  Nachtheile 
eintreten  könnten,  da  die  letzteren  wesentlich  von  der  Auffassung 
des  gesammten  Gerichts,  nicht  blos  des  V^orsitzenden,  abhängig 
seien.  Diese  Meinung  übersieht,  dass  das  Schiedsgericht  bei  dem 
Ausbleiben  eines  entsprechend  Geladenen  nicht  gezwungen  ist, 
die  Schlüsse  zu  ziehen,  welche  in  der  Ladung  mit  dem  Fehlen  in 
Verbindung  gebracht  waren,  sondern  nach  wie  vor  freie  Hand 
behält  (Amtliche  Nachrichten,  U.-V.,  1890  S.  486;  Handbuch 
für  U.-V.  S.  726  No.  7).  —  Bei  der  Erwägung,  welche  Nach- 
theile angedroht  werden  können,  ist  zu  berücksichtigen,  dass 
rechtliche  Zweifelsfragen  nicht  von  dem  Erscheinen  oder  Aus- 
bleiben einer  Partei  berührt  werden  dürfen  (z.  B.  nicht  das  Vor- 
liegen eines  Betriebsunfalles,  die  Eigenschaft  als  Versicherter  oder 
als  selbständiger  Gewerbetreibender,  vgl.  Amtliche  Nachrichten, 
Inv.-  u.  A.-V.,  1892  No.  142).  Nur  thatsächliche  Streitpunkte 
(z.  ß.  Ort  eines  Unfalles,  Grad  der  Erwerbsminderung,  Dauer  der 
Beschäftigung)  können  davon  abhängig  gemacht  werden.  Neben 
den  Fällen,  in  denen  man  durch  Konfrontirung  Widersprüche  und 
Unklarheiten  zu  beseitigen  hofft,  wird  den  Hauptanlass  zu  der- 
artigen Ladungen   die  Augenscheinseinnahme   durch   das  Gericht 
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und  wohl  auch  durch  einen  zum  Termine  zugezogenen  Arzt  bilden 
(Arbeiterversorgung,  1893  S.  364flf.).  Da  die  Reise  des  Renten- 
bewerbers zu  einem  solchen  Augenscheinstermine  keine  reine  Partei- 
handlung, sondern  ein  Theil  des  gerichtlichen  Verfahrens  ist,  so 
kann  selbst  bei  Obsiegen  des  Gegners  Ersatz  der  Kosten  gefordert, 
und  es  darf  vom  Schiedsgerichtsvorsitzenden  ein  Reisevorschuss 
nach  biUigem  Ermessen  gewährt  werden  (Amtliche  Nachrichten, 
Ü.-V.,  1888  S.  252;  daselbst  Inv.-  u.  A..V.,  1893  S.  62  No.  2 
und  4). 

d)  Um  ein  zuverlässiges  Gutachten  über  den  Zustand  des 
Antragstellers  zu  erhalten,  kann  es  erwünscht  sein,  ihn  eine  Zeit 
lang  ärztUch  beobachten  zu  lassen.  Die  entstehenden  Aufwen- 
dungen gelten  ebenfalls  als  Gerichtskosten  (Amtliche  Nachrichten, 
C.-V.,  1893  No.  1211).  Die  Unterbringung  in  einer  geschlossenen 
Anstalt  darf  indess  nur  mit  Zustimmung  des  Betreffenden  oder 
seines  gesetzUchen  Vertreters  geschehen  (Arbeiterversorgung,  1891 
S.  440).  Dasselbe  gilt  von  der  an  sich  sehr  zweckmässigen  Be- 
stimmung, dass  ein  Patient  sich  vor  der  mündlichen  Verhandlung 
ein-  oder  mehrmalig  zur  Untersuchung  bei  einem  Arzte  einfinde. 
Wenngleich  die  Befugnisse  des  Gerichts  bezw.  seines  Vorsitzenden 
insoweit  begrenzt  sind,  so  wird  die  Beobachtung  des  Renten- 
bewerbers durch  Vertrauensmänner  und  andere  geeignete  Personen, 
hauptsächUch  aber  die  Gefahr,  dass  das  Schiedsgericht  aus  der 
Ablehnung  der  eingehenden  ärztlichen  Kontrole  in  Verbindung 
mit  anderen  Umständen  eine  dem  Bewerber  ungünstige  Schluss- 
folgerung ziehen  kann,  die  Handlungen  des  letzteren  beeinflussen 
und  ihn  regelmässig  zu  einem  freiwilligen  Eingehen  auf  die  Beweis - 
anordnungen  in  der  Berufungsinstanz  bestimmen. 

Hat  der  Schiedsgerichtsvorsitzende  dem  Verhandlungstermine 
eine  Beweisaufnahme  nach  irgend  einer  der  erwähnten  Richtungen 
hin  vorangehen  lassen,  so  muss  er  den  Parteien  Gelegenheit  ge- 
währen, von  dem  Ergebnisse  der  angestellten  Ermittelungen  Kennt- 
niss  zu  nehmen.    Wird  dies  unterlassen,  so  kann  die  im  Termine 
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erscheinende  Partei  Vertagung  fordern,  widrigenfalls  sie  ihr  Küge- 
recht  verliert  (Amtliche  Nachrichten,  Inv.-  u.  A.-V.,  1891  No.  32; 
vgl.  §  267  C.-Pr.-O.).  Werden  trotz  ihres  Einspruchs  die  ihr  vor- 
her nicht  mitgetheilten  Beweise  dem  Urtheile  zu  Grunde  gelegt, 
so  besteht  ein  wesentUcher  Mangel,  welcher  Aufhebung  der  schieds- 
gerichtUchen  Entscheidung  nach  sich  ziehen  kann  (daselbst,  1892 
No.  180;  1893  No.  257).  Für  den  Rentenbewerber  wird  Zustel- 
lung einer  Abschrift  der  Ermittelungen  die  Regel  bilden;  entlialten 
die  fraglichen  Akten  UnwesentHches,  oder  scheint  es  z.  B.  wegen 
des  Krankheitszustandes  einer  Partei  bedenkUch,  ihr  schonungslos 
den  Wortlaut  des  ärztUchen  Gutachtens  zu  eröflFnen,  so  steht  aus- 
zugsweiser Wiedergabe  nichts  entgegen.  Noch  einfacher  und  bilhger 
ist  es,  die  in  nächster  Nähe  des  Schiedsgerichtssitzes  Wohnenden 
auf  Einsicht  der  Akten  an  der  Gerichtsstelle  hinzuweisen.  Die 
Zustellung  von  Abschriften  wird  dann  entbehrhch,  falls  nicht  ein 
besonderer,  regelmässig  zu  erfüllender  Wunsch  hiemach  laut  wer- 
den sollte  (Rundschreiben  des  R.-V.-A.  vom  15.  Juni  1887,  Amt- 
liche Nachrichten,  U.-V.,  S.  165).  —  Für  den  Genossenschafts- 
bezw.  Anstaltsvorstand  erfolgt  die  IMittheilung  über  Erhebung  der 
Beweise  am  zweckmässigsten,  indem  die  gesammten  Akten  ihm 
zur  Einsicht  übersandt  werden.  Das  Reichs versicherungsamt  liat 
diesem  Verfahren,  bei  dem  der  betheihgte  Vorstand  natürlich  für 
unversehrte  und  schleunige  Rückgabe  der  Akten  haftet,  wegen  der 
grösseren  SchneUigkeit,  Sicherheit  und  BiUigkeit  den  Vorzug  vor 
abschrifthchenMittheilungen  gegeben  (Handbuch  der  Ü.-V.,  S.  720  fl.). 
ilan  wird  dem  um  so  mehr  beistimmen,  als  die  späteren  Er- 
mittelungen meist  nur  durch  Vergleichen  mit  den  Vorakten  richtig 
gewürdigt  werden  können.  Im  Laufe  der  Zeit  pflegt  im  Verkehre 
des  Gerichtes  und  der  Vorinstanz  eine  ähnliche  Vereinbarung  über 
die  Vei-fügbarkeit  der  Akten  zu  erfolgen,  wie  sie  etwa  zwischen 
Sta,atsanwaltschaften  und  Strafkammern  üblich  ist  (vgl.  auch  „Inv.- 
u.  A.-V.**,  Bd.  lU,  S.  89  No.  9).  Der  eigenen  Tliätigkeit  im 
Sammeln  von  Beweismaterial  soll  sich  die  erste  Instanz  während 
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schwebender  Berufungen  wenigstens  durch  Ersuchen  anderer  Be- 
hörden enthalten,  in  der  Erwägung,  dass  sonst  leicht  die  schieds- 
gerichtlichen Massregeln  zur  Aufklärung  des  Sachverhaltes  durch- 
kreuzt werden  könnten  (Handbuch  der  Ü.-V.,  8.  732,  Anm.  7; 
Amtliche  Nachrichten,  Inv.-  u.  A.-V.,  1892  No.  180;  Arbeiter- 
Tersorgung,  1893  S.  224;  „Inv.-  u.  A.-V.",  H  S.  191). 

In  der  mündlichen  Verhandlung  ist  zunächst  der  aus  den 
Akten  sich  ergebende  Sachverhalt  vom  Vorsitzenden  oder  einem 
aus  der  Zahl  der  Beisitzer  ernannten  Berichterstatter  vorzutragen ; 
dann  sind  die  erschienenen  BetheiUgten  zu  hören  und  die  dem 
Gerichte  etwa  erforderiich  scheinenden  Beweise  zu  erheben.  Dabei 
herrscht  der  Grundsatz,  dass  das  Gericht  sich  nicht  „auf  eine  vor- 
nehme Zurückhaltung  gegenüber  der  Stoffsammlung  der  Parteien 
beschränken  soll"  (Schneider  in  der  „Inv.-  u.  A.-V.",  I  S.  153 flF.). 
Was  vom  Vorsitzenden  und  seiner  Beweisvorbereitung  gesagt  war, 
gilt  in  verstärktem  Masse  vom  Gerichtshofe.  Von  einer  Pflicht 
der  Parteien,  Klag-  oder  Einredebehauptungen  zu  beweisen,  kann 
nicht  die  Bede  sein.  Zahlreich  sind,  zumal  im  Anfange,  die  Fälle 
gewesen,  in  denen  das  Reichsversicherungsamt  Berufungsurtheile 
aufgehoben  und  die  Sache  zurückverwiesen  hat,  weil  das  Gericht 
seiner  Pflicht,  den  Thatbestand  von  Amts  wegen  klarzustellen,  sich 
nicht  genügend  bewusst  gewesen  ist  (Amthche  Nachrichten,  Inv.- 
0.  A.-V.,  1892  S.  llOff.  No.  9;  daselbst,  1894  No.  327). 

So  bestimmt  dieser  Grundgedanke  hervortritt,  so  weite 
Schranken  sind  andererseits  dem  freien  Ermessen  bei  der  Beweis- 
aufoahme  und  -Würdigung  gesteckt.  Ob  die  Auskunftspersonen 
vor  oder  nach  der  Vernehmung,  ja  ob  sie  überhaupt  beeidigt 
werden  sollen,  bestimmt  das  Gericht  (Amtliche  Nachrichten,  Ü.-V., 
1893  S.  173;  §  74  Abs.  2  des  Inv.-  u.  A.-V.-G.;  Amtliche  Nach- 
richten, Inv.-  u.  A.-V.,  1893  No.  232).  Das  Urtheil  braucht  sich 
nicht  lediglich  auf  zwingende  Gründe  zu  stützen,  es  kann  auch 
die  grössere  oder  geringere  Wahrscheinlichkeit  berücksichtigen 
(Handbuch  der  U.-V.,  S.  736,  Anm.  6;  Arb.-V.,  1889  S.  563ff.). 
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Selbst  wegen  des  Zustellungstages  giebt  es  keine  strikten  Beweis- 
regeln ;  jede  Art  der  Befaändigung  genügt,  aus  der  Thatsache  und 
Zeit  des  Empfanges  ausreichend  sicher  hervorgeht,  obwohl  §  110 
des  U.V.-G.  und  §  139  Abs.  1  des  Inv.-  u.  A.-V.-G.  für  Zu- 
Stellungen^  die  den  Lauf  von  Fristen  bedingen,  die  Form  des  ein- 
geschriebenen Briefes  bestimmen.  Thatsächlich  erfolgen  am  Schieds- 
gerichtssitze die  meisten  Zustellungen  durch  Gerichtsboten  (Hand- 
buch der  U.-V.,  S.  392ff.;  AmtUche  Nachrichten,  Inv.-  u.  A.-V., 
1892  No.  107;  1894  No.  320). 

Wenngleich  in  dieser  Beziehung  der  Spielraum  denkbar  weit 
ist,  so  fehlt  es  doch  nicht  an  gewissen  Begrenzungen,  die  zum 
Theil  mit  dem  Civilprozessrecht  sich  decken,  zum  Theil  eigen- 
artige Gestaltung  geigen.  Nicht  erlaubt  ist  es  bei  aller  richter- 
lichen Freiheit,  Thatsachen  deshalb  als  festgestellt  zu  betrachten, 
weil  sie  einem  Gerichtsmitgliede  bekannt  und  von  ihm  in  der  Ver- 
handlung mitgetheilt  sind.  Nur  offenkundige  Ereignisse  dürfen 
dem  Urtheile  zu  Grunde  gelegt  werden  (Amthche  Nachrichten, 
Inv.-  u.  A.-V.,  1894  No.  318;  vgl.  §  264  der  C.-Pr.-Ü.).  Fremd 
ist  dem  Renten  verfahren  die  Möglichkeit,  einer  Partei  durch  Be- 
weisbeschluss  oder  bedingtes  Endurtheil  den  Eid  aufzuerlegen. 
Das  volle  Schwergewicht  der  Beweiswürdigung  ruht  in  der  Hand 
des  Gerichtes;  die  Ergänzung  durch  Leistung  oder  Verweigerung 
von  zu-  und  zurückgeschobenen  oder  richterlichen  Eiden  ist  des- 
halb ausgeschlossen  (Amtliche  Nachrichten,  U.-V.,  1888  S.  235; 
1890  ZiflF.  848).  Es  ist  begreiflich,  wenn  einzelne  Vorsitzende, 
zumal  die  im  Hauptamte  als  Civilrichter  thätigen,  sich  hiermit 
nicht  leicht  abfinden  können  (so  Sciixeidek,  Schiedsgerichtsordnung 
S.  44,  Anm.  2  zu  §  16)  und  in  ihren  Jahresberichten  beim  Reiclis- 
versicherungsamte  die  Zulassung  solcher  Eide  befürwortet  haben. 
Das  letztere  hat  indess  noch  neuerdings  daran  festgehalten,  dass 
jenes  subsidiäre  Beweismittel  weder  bei  Unfall-  noch  bei  Invaliden- 
und  Alters-Rentensachen  zu  dem  Grundsatze  der  amtlichen  Sach- 
feststellung passe  (Rundschreiben  vom  8.  Aug.  1892  No.  8,  Amt- 
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liehe  Nachrichten,  Inv.-  u.  A.-V.,  S.  110).  —  Ausnahmsweise  ist 
«las  Schiedsgericht  formell  gebunden  hinsichtlich  der  Unfallver- 
sicherungspflicht von  Betrieben  durch  deren  Eintragung  im  Ge- 
Dossenschaftskataster  und  Zustellung  des  Mitgliedscheins  (Hand- 
buch der  U.-V.,  S.  234  Anm.  8),  hinsichtUch  der  Versicherung 
g^en  Invalidität  und  Alter  vom  1.  Jan.  1891  ab  zwar  nicht  durch 
Aasstellung  der  Quittungskarte,  wohl  aber  durch  eine  vor  Er- 
hebung des  Rentenanspruches  ergangene  Entscheidung  der 
Verwaltungsbehörde  nach  §  122  des  Inv.-  u.  A.-V.-G.  (Amtliche 
Nachrichten,  Inv.-  u.  A.-V.,  1891  No.  33;  1893  No.  206;  1896 
No.  403). 

Eine  Besonderheit  weist  das  Verfahren  vor  den  Schieds- 
gerichten der  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  auf. 
Am  Ausfalle  der  Prozesse  ist  hier  nicht  allein  die  beklagte  An- 
stalt betheiligt,  sondern  auch  das  Reich,  das  zu  jeder  Rente  50  M. 
jährlich  zuschiesst,  und  häufig  mehrere  andere  Anstalten,  die  bei 
der  demnächstigen  Rentenvertheilung  durch  das  Rechnungsbureau 
des  Reichsversicherungsamts  zur  Deckung  mit  herangezogen  werden 
wärden,  weil  der  Bewerber  früher  in  ihrem  Bezirke  beschäftigt 
war  (§§  89,  90,  160  Inv.  u.  A.-V.-G.).  Zur  Wahrung  dieser 
Interessen  sind  Staatskommissare  bestellt,  die  allen  Verhand- 
lungen der  Anstalt  berathend  beiwohnen,  gegen  alle  ihnen  mit- 
zatheilenden  Rentenfestsetzungen  (auch  zu  Gunsten  der  Bewerber 
hinsichtlich  der  Höhe  und  des  Anfangstags)  Rechtsmittel  einlegen, 
Vei^leiche  durch  ihren  Widerspruch  verhindern,  Einsicht  in  die 
Akten  yerlangen  und  an  den  Gerichtssitzungen  theilnehmen  dürfen. 
Jeder  Termin  muss  ihnen  zeitig  mitgetheilt  werden,  auch  wenn 
sie  in  der  ersten  Verhandlung  fehlten  (Amtliche  Nachrichten,  Inv.- 
tt.  A.-V.,  1892  No.  87).  Das  Gericht  muss  sie  auf  Wunsch  jeder- 
xeit  hören ;  sie  können  Fragen  an  die  Betheiligten  richten,  Anträge 
stellen,  und  ihre  Befugnisse  sind  etwa  mit  denen  des  Staatsanwalts 
in  Ehe-  und  Entmündigungssachen  (§§  693  ff.  der  C.-Pr.-O.)  oder 
auch  bei  Privatklagen  (§  417  der  Str.-Pr.-O.)  vergleichbar.     Sie 
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gemessen  das  Vorrecht ,  dass  allen  von  ihnen  behufs  Aufklärung 
der  Sache  im  Termine  vor  dem  Schiedsgerichte  gestellten  An- 
trägen Folge  zu  geben  ist,  ausser  wenn  daraus  überwiegende 
Nachtheile  zu  besorgen  wären  (§13  Abs.  3  der  Verord.  v.  1.  Dez. 
1890).  Unterlassung  ist  Revisionsgrund  (Amtliche  Nachrichten, 
Inv.-  u.  A.-V.,  1892  No.  178).  Als  ein  solcher  Nachtheil  ist 
z.  B.  die  Abnahme  von  Zeugeneiden  naher  Angehöriger  der 
Partei  anzusehen,  sofern  das  Gericht  über  die  zu  beschwörende 
Thatsache  ohnehin  mit  genügender  Sicherheit  urtheUen  kann  (das. 
No.  184).  Auch  ungewöhnlich  kostspielige  Veranstaltungen,  z.  B. 
weite  Reisen  einer  grösseren  Personenzahl,  sofern  nicht  davon 
entscheidendes  Material  zur  Beseitigung  von  Bedenken  zu  er- 
warten ist,  werden  ähnlich  zu  beurthcilen  sein.  Der  Ablehnungs- 
bescbluss  mit  Gründen  gehört  in's  Protokoll  (§  15  Abs.  3  No.  5 
der  Verord.  vom  1.  Dez.  1890),  mindestens  aber  muss  die  Ur- 
theilsbegründung  die  für  jenen  massgebenden  Erwägungen  ent- 
halten (Amtliche  Nachrichten,  Inv.-  u.  A.-V.,  1892  No.  102). 
Als  unzutreffend  ist  es  bezeichnet,  wenn  ein  Scliiedsgericht 
auf  einen  Beweisantrag  des  Staatskommissars  deshalb  nicht  ein- 
ging, weil  der  Kläger  in  Anbetracht  seines  hohen  Alters  bei 
noch  längerer  Dauer  des  Verfahrens  sterben  könnte,  ohne  die 
Rente  genossen  zu  haben  (daselbst,  1893,  No.  208).  Durch 
schleunige  Anberaumung  eines  neuen  Beweis-  und  Spruchtemiins 
hätte  den  für  Kläger  befürchteten  Nachtheilen  in  jenem  Falle 
wirksam  begegnet  werden  können.  Ebenso  hat  es  das  Reichs- 
versicherungsamt als  Verkennung  des  Begriffs  der  „überwiegenden 
Nachtheile"  bezeichnet,  dass  die  Anordnung  einer  vom  Staats- 
kommissar beantragten  Zeugenvernehmung  über  die  Richtigkeit 
einer  Arbeitsbescheinigung  „eine  das  Recht  verletzende,  die  öffent- 
liche Meinung  herausfordernde  Massnahme"  genannt  und  abgelehnt 
ist  (das.  No.  286). 

Dass  der  Staatskommissar  auch  zu  Beweisterminen,   die  ein 
Amtsgericht  auf  Ersuchen   des   Schiedsgerichts   abhält,   geladen 
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werden  muss,  folgt  aus  §  16  Abs.  4  der  Verord.  vom  1.  Dez.  1890 
(„die  Betheiligten  sind  zu  benachrichtigen" ;  vgl.  Amtliche  Nach- 
richten,  Inv.-  u.  A.-V.,  1892  No.  87)  sowie  aus  §  63  des  Inv.-  u. 
A.-V.-G*  Da  die  Amtsgerichte  dies  leicht  übersehen  könnten  und 
auch  Namen,  Titel  und  Wohnung  des  zuständigen  Staatskommissars 
nicht  immer  wissen  werden,  so  empfiehlt  es  sich,  bei  derartigen 
Ersuchen  hinzuzufügen,  es  werde  anheimgegeben,  die  Termins- 
ladiing  ausser  den  anderen  BetheiUgten  dem  Staatskommissar  . .  . 
(Titel  und  Name)  in  .  .  .  (Wohnsitz)  zuzustellen. 

Betreffs  der  Bekanntgabe  der  vor  der  Verhandlung  erhobenen 
Beweise  an  ihn  gilt  das  auf  den  Anstaltsvorstand  BezügHche. 
Wenn  der  Letztere  im  Termin  den  Rentenanspruch  anerkennt, 
so  ist  nicht  sofort  dementsprechend  eine  Verurtheilung  statthaft, 
sondern  es  ist  wie  bei  Vergleichen  dem  Staatskommissar  Mit- 
theilung  zu  machen,  falls  er  nicht  zugegen  und  einverstanden  war. 
Seine  Zustimmung  gilt  als  ertheilt,  falls  binnen  einer  Woche  nach 
Zustellung  der  Anzeige  kein  Einspruch  eingeht  (AmtUche  Nach- 
richten, Inv.-  u.  A.-V.,  1893  No.  268).  Gesteht  der  Vorstand 
einzelne  Thatsachen  zu,  z.  B.  das  Vorhandensein  der  Invalidität,  so 
kann  dasselbe  Verfahren  Platz  greifen,  da  nicht  abzusehen  ist, 
weshalb  nicht  eine  Verständigung  aller  Theile  über  bestimmte  Be- 
dingungen des  Anspruchs  (das  minus)  so  gut  zulässig  sein  sollte 
als  über  letzteren  selbst  (das  plus).  Nur  wird  solchenfalls  das 
Schiedsgericht  nicht  wie  bei  Anerkenntnissen  in  Abwesenheit  des 
Staatskommissars  gezwungen  sein,  die  Entscheidung  auszusetzen, 
wodurch  leicht  eine  unerwünschte  Verzögerung  eintreten  könnte, 
sondern  es  wird,  wenn  es  durch  die  Verhandlung  selbst  von  der 
Richtigkeit  des  Zugestandenen  überzeugt  ist,  in  der  Sache  ein 
Urtheil  abzugeben  haben,  das  sich  natürhch  nicht  auf  das  Zu- 
geständniss  der  Anstalt,  sondern  auf  die  für  die  fragliche  That- 
sache  an  sich  sprechenden  Erwägungen  stützen  muss. 

Die  Entscheidung  ergeht  sowohl  in  Unfall-  wie  in  Invaliden- 
ond  Altersrenten-Sachen  innerhalb  der  erhobenen  Ansprüche  durch 
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Eudurtheil;  Zwischenurtheile  über  einzelne  Angriffs-  oder 
Vertheidigungspunkte;  z.  B.  über  den  Antrag  auf  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand,  bedingte  End-,  Beweis-  oder  Theilurtheile 
sind  unstatthaft  (Handbuch  der  U.-V.,  S.  732  Anm.  8,  S.  734 
Anm.  2;  Amtliche  Nachrichten,  Inv.-  u.  A.-V.,  1893  No.  206; 
1894  No.  321  u.  350;  das.  Ü.-V.,  1895  No.  1371).  Sie  Ver- 
stössen gegen  den  Grundsatz,  dass  das  Schiedsgericht  den  Renten- 
anspruch erschöpfend  prüfen  muss:  es  hat  ihn  anzuerkennen 
oder  abzuweisen. 

Nur  in  einer  Hinsicht  ist  eine  Art  Theilurtheil  möglich :  der 
Anspruch  kann  dem  Grunde  nach  zuerkannt  werden,  während 
die  Festsetzung  der  Höhe  und  des  Anfangstages  der  ersten  In- 
stanz überlassen  bleibt.  —  Für  Unfallsachen  ist  dies  im  Gesetze 
nicht  ausgedrückt;  in  der  Praxis  sind  indess  derartige  Urtheile 
gefällt,  und  das  Reichsversicherungsamt  hat  die  ganz  allgemein 
zur  Entschädigung  verurtheilte  Berufsgenossenschaft  im  Aufsichts- 
wege für  verpflichtet  erkläii;,  die  Rente  festzustellen  und  anzu- 
weisen (Handbuch  der  U.-V-,  S.  302  No.  2).  —  Das  Inv.-  u. 
A.-V.-6.  hat  den  Fall  in  §  79  wegen  der  Schwierigkeiten  vor- 
gesehen, mit  denen  für  die  höhere  Instanz  die  Beschaffung  der 
nöthigen  Unterlagen  verbunden  sein  kann  (Motive  S.  116).  Um 
aber  unliebsamen  Aufenthalt  zu  verhüten,  hat  das  Reichsversiche- 
rungsamt in  verschiedenen  Rundschreiben  die  Schiedsgerichts- 
vorsitzenden darauf  hingewiesen,  dass  es  höchst  erwünscht  sei, 
gleichzeitig  über  Grund,  Betrag  und  Beginn  der  Renten  zu  ent- 
scheiden (Handbuch  der  U.-V.  S.  735  Anm.  2,  S.  778;  Arb.-V. 
1892  S.  431;  Amtliche  Nachrichten,  Inv.- u.  A.-V.,  1892  S.  109 
No.  10).  Sofern  daher  diese  Punkte  durch  die  vorbereitende  Thätig- 
keit  der  Verw^altungsbehörde  und  durch  den  Anstaltsvorstand  nicht 
schon  klargestellt  sind,  werden  die  Schiedsgerichtsvorsitzenden 
darauf  sehen,  dass  durch  nachträgUche  Eimittelungen  die  Frage 
des  Rentenbetrags  und  -beginns  möglichst  mit  der  des  Bezugsrechts 
selber  spruchreif  wii'd. 


—     585     — 

Gelangt  die  Bentensache  vom  ächiedsgerichte  an  die  letzte 
Instanz  (Reichs-  oder  Landesversicherungsamt),  so  haben  die 
Grundzüge  des  folgenden  Verfahrens  in  Unfall- Prozessen  viel 
Aehnlichkeit  mit  dem  vorangegangenen.  Das  gilt  auch  von  der 
Beweisaufnahme,  wenngleich  im  Gesetzes-  oder  Verordnungswege 
keine  Vorschriften  erlassen  sind.  Das  Reichs versicherungsamt 
hält  es  für  sein  Recht  und  seine  Pflicht,  nach  freier  richterUcher 
Ueberzeugung  Beweis  zu  erheben  und  zu  entscheiden  (Handbuch 
der  U.-V.  S.  754  Anm.  5).  Es  geht  dabei  indessen  von  der 
schon  aus  Kostenrücksichten  zu  theilenden  Ansicht  aus,  dass 
grundsätzUch  die  Feststellung  zweifelhafter,  nicht  erst  in  der  Re- 
kursinstanz bestrittener  Punkte  in  das  genossenschaftUche  oder 
schiedsgerichtliche  Verfahren  gehöre,  und  hat  den  Vorinstanzen 
in  den  Rundschreiben  vom  20.  und  28.  April  1893  (Arb.-V. 
S.  364  flF.)  dies  dringend  an's  Herz  gelegt.  Dabei  ist  hervor- 
gehoben, dass  das  Rekursgericlit  erfahrungsmässig  im  Hinblick 
auf  die  Sachkunde  der  Schiedsrichter  nur  ausnahmsweise  geneigt 
sei,  von  Feststellungen  abzuweichen,  die  auf  Grund  einer  per- 
sönlichen Besichtigung  des  Verletzten  im  Verhandlungstermine 
getroffen  sind.  Soll  hiemach  der  Schwerpunkt  der  Beweisaufnahme 
bei  der  1.  und  2.  Instanz  hegen,  so  lässt  sich  doch  nicht  ver- 
kennen, dass  die  Möglichkeit  durchgreifender  Nachprüfung  seitens 
der  obersten  Spruchbehörde  die  beste  Gewähr  für  gründhche 
Sachaufklärung  bietet.  Es  ist  deshalb  zweifelhaft,  ob  die  ünfall- 
novellen  das  Richtige  vorschlagen,  indem  sie  das  Reichsversiche- 
nmgsamt  fortan  nur  noch  als  Revisionsinstanz  über  Gesetzes- 
verletzungen, Verstösse  wider  den  klaren  Akteninhalt 
und  über  wesentliche  Mängel  des  Verfahrens  entscheiden 
lassen  wollen. 

Bei  Invaliden-  und  Altersrenten  ist  allerdings  nach  §  80 
Abs.  2  der  Inv.-  u.  A.-V.-G.,  ähnüch  wie  im  preussisclien  Verwal- 
tungsstreitverfahren, das  Rechtsmittel  in  letzter  Instanz  auf  Rügen 
dieser  Art  beschränkt.    Das  Vorbringen  neuer  Tliatsachen  über  die 

Archiv  tür  öffentliches  Recht.  X.  4.  39 
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alten  Streitpunkte  ist  unstatthaft  (Amtliche  Nachrichten,  Inv.-  u. 
A.-V.,  1891  No.  38;  1895  No.  406).  Eine  Beweisaufnahme  fallt 
deshalb  fort,  soweit  es  sich  nicht  um  Ermittelungen  über  die  Re- 
visionsgründe selbst  oder  um  Berücksichtigung  sofort  klar  ersicht- 
licher Thatsachen  handelt,  die  erst  nach  Erlass  des  aus  anderen 
Gründen  aufzuhebenden  Schiedsgerichtsurtheils  hinzugekommen 
sind  (z.  B.  Erfüllung  der  Wartezeit  durch  nachträgliche  Verwen- 
dung der  fehlenden  Marken;  daselbst  1894  No.  358).  Dass  der 
obersten  Instanz  durch  das  Inv.-  u.  A.-V.-G.  so  enge  Grenzen 
im  Vergleich  zu  den  Unfallsachen  gezogen  sind,  mag  sich  dadurch 
erklären,  dass  die  Vorbereitung  und  Begutachtung  der  Anträge* 
auf  Invaliden-  oder  Altersrente  durch  die  Verwaltungsbehörde 
und  die  Entscheidung  durch  den  Anstaltsvorstand,  an  dessen 
Spitze  staatlich  bestellte  Beamte  stehen,  die  Gefahr  einer 
unvollständigen  und  einseitigen  Feststellung  geringer  scheinen 
lassen,  als  bei  den  aus  Betriebsunternehmern  gebildeten  Be- 
rufsgenossenschaflen. 

Im  Ganzen  betrachtet,  ist  die  Beweisaufnahme  im  Renten- 
verfahren so  geregelt,  dass  die  Wahrheit  in  den  meisten  Fällen 
an's  Licht  kommen  muss,  und  dass  insofern  die  „UebenN-indung 
des  materiellen  Rechts  durch  die  Form**  (Rosix,  Recht  der 
Arb.-V.,  Bd.  I,  S.  755)  die  Ausnahme  bildet.  Alles  menschliche 
Können  ist  indess  Stückwerk,  und  so  ist  es  ein  Glück,  dass  bei 
etwaigen  Irrthümern  der  Beweiswürdigung  zwei  Wege  oflFen  stehen 
um   der  gerechten  Sache   noch  nachträglich  an's  Ziel  zu  helfen. 

Als  ausserordentlicher  Rechtsbehelf  findet  die  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  bei  Rentenstreitigkeiten  unter  den  Vor- 
aussetzungen der  §§  541  ff.  der  C.-Pr.-O.  statt.  Für  ünfallsachen 
ist  dieser  Grundsatz  durch  die  Praxis  eingeführt  (Handbuch  der 
U.-V.,  S.  291  Anm.  3),  für  Invaliden-  und  Altersrenten  gilt  er 
nach  §  82  der  Inv.-  u.  A.-V.-G.,  welcher  durch  Verordnung  bis- 
lang nicht  geändert  ist.  Die  betheiligten  Anstalten  haben  in  ilirer 
Konferenz  vom  19./20.  Nov.  1894  ein  Bedürfniss  solcher  Aende- 
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rang  bis  auf  Weiteres  verneint  („Die  Inv.-  u.  A.-V.**,  Bd.  V,  S.  20 
No.  11).  Der  Ausnahmecharakter  dieses  Rechtsmittels  bringt  es 
mit  sich,  dass  als  „andere  Urkunde",  welche  eine  Partei  auf- 
findet oder  zu  benutzen  in  Stand  gesetzt  wird  (§  543  No.  7  *»  der 
C-Pr.-O.),  ebenso  wie  im  bürgerlichen  Prozess  nicht  jedes  nach- 
träglich beschaffte  Dokument,  auch  nicht  etwa  eine  analoge  höchst- 
richterliche Entscheidung,  sondern  nur  solche  Scheine  gelten,  die 
als  Beweismittel  für  die  im  voriiegenden  Prozesse  bestrittenen 
Thatsachen  von  Bedeutung  sind  und  zur  Zeit  des  rechtskräftig 
gewordenen  ürtheils  schon  vorhanden  waren  (AmtUche  Nachrichten, 
Inv.-  u.  A.-V.,  1892  No.  148;  1893  No.  217,  262). 

Eine  andere,  bei  verständiger  Handhabung  weit  nichtigere 
Ergänzung  des  formell  abgeschlossenen  Verfahrens  bietet  sich  in 
der  Möglichkeit,  zu  Gunsten  des  Rentenbewerbers,  auch 
ohne  dass  §§  541  ff.  der  C.-Pr.-O.  zutreffen,  freiwillig  in  eine 
neue  Prüfung  seines  Anspruchs  Seitens  der  ersten  In- 
stanz einzutreten.  Rein  theoretisch  besehen  ist  das  ein  Un- 
ding, und  es  lässt  sich  begreifen,  wenn  Piloty  (Arb.-V.-G. 
Bd.  I,  S.  331)  Bedenken  äussert.  Legt  man  aber  das  ent- 
scheidende Gewicht  auf  den  praktischen  Zweck  der  Arbeiter- 
fiirsorge,  so  erscheint  es  als  ein  für  die  Versicherung  hochbedeüt- 
sames,  schönes  Recht,  sich  über  engherzige  Parteirücksichten  und 
Formen  in  geeigneten  Fällen  hinwegzusetzen  und  den  bei  wieder- 
holter Sachuntersuchung  begründet  erachteten  Anspruch  anzu- 
erkennen (Handbuch  der  U.-V.,  S.  290;  Amthche  Nachrichten, 
Inv.-  u.  A.-V.,  1891  No.  58;  1893  No.  258;  1895  No.  410). 

So  wünschenswerth  es  zur  Ausgleichung  etwaiger  Härten  ist, 
wenn  die  betheiligten  Organe  von  dieser  Befugniss  Gebrauch 
machen,  deren  Anwendung  das  Reichsversicheinngsamt  als  wohl- 
verstandenes Entgegenkommen  gegen  die  Versicherten  be- 
zeichnet —  stets  unterliegt  dieser  Schritt  der  freien  Entschliessung. 
und  es  kann  dabei  gegebenen  Falls  vielleicht  von  einer  morali- 
schen, nie  aber  von  einer  Rechtspflicht  die  Rede  sein. 

39* 
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Die  Ausschliessung  vom  Gewerbebetriebe  in  Folge 
strafgerichtliclier  Verurtheilung  K 

Eine  Untersuchung  aus  dem  österreichischen 

Gewerberechte. 

Von 

Dr.  Alois  Heilinger,   Dozenten    für    österreichische   Gewerbe- 
gesetzkunde am  k.  k.  technologischen  Gewerbemuseum  in  Wien. 


I. 
Stand  der  österreichischen  Oesetzgebong  bis  zur  Wirksamkeit 
der   Ssterreichischen   Stra^esetznovelle   vom  21.  Nov.  1867, 

B..G.-BL  13L 

Vor  dem  Inslebentreten  der  Gewerbeordnung  vom  27.  Dez. 
1859,  R.-G.-Bl.  227  war  der  Stand  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung in  Ansehung  der  AusschHessung  vom  Gewerbsbetriebe 
zu  Folge  straf gerichtUcher  Verurtheilung  der  folgende: 

In  Gemässheit  der  Hofdekrete  vom  3.  Mai  1784  und  vom 
10.  Sept.  1811  gehörte  die  „Sittlichkeit"  zu  den  Bedingungen 
der  Zulassung  zum  seibstständigen  Gewerbebetriebe,  üeber  das 
Vorhandensein  derselben  hatte  im  Falle  einer  voriiegenden  straf- 


*  Die  vorliegende  Abhandlung  fand  ihre  Veranlassung  in  einem  Artikel 
der  von  Prazäk,  Stüpecky  und  Trakal  redigirten  Prager  juristischen  Zeit- 
schrift ^Pravnik**  1894,  S.  477,  wo  der  Verfasser  zur  Stellungnahme  hinsicht- 
lich obigen  Themas  aufgefordert  wurde. 
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gerichtlichen  Yerurtheilung  die  Behörde  nach  freiem  Ermessen  zu 
entscheiden. 

Was  die  Entziehung  einer  Gewerbegerechtsame  anbelangt, 
80  konnte  nach  verschiedenen  gesetzhchen  Normen^  Seitens  der 
Behörde  der  Verlust  der  Gewerbsberechtigung  ausgesprochen 
werden  und  zwar  1)  wegen  bestimmter  schwerer  Polizeiüber- 
tretungen; 2)  wegen  Bestandverlassung  von  Personalgerechtig- 
keiten; 3)  wegen  Verkaufes  verbotener  Waaren;  4)  wegen 
Annahme  falscher  Bestellungen;  6)  wegen  Ausstellung  eines  un- 
richtigen Zeugnisses;  6)  wegen  Gebrauches  fremder  Meisterzeichen; 
7)  wegen  unordentlicher  Führung  der  Handelsbücher;  8)  wegen 
Entziehung  von  der  Besteuerung;  9)  wegen  Zollübertretung. 

In  Gemässheit  der  dem  österreichischen  Strafgesetze  vom 
27.  Mai  1852  analogen  Normen  des  früheren  österreichischen 
Strafgesetzes  konnte  der  Gewerbsverlust  wegen  schwerer  Polizei- 
übertretungen vom  Gerichte  als  Strafe  ausgesprochen  werden ;  des- 
gleichen konnte  nach  den  Normen  des  österreichischen  Waflfen- 
patentes  sowie  des  österreichischen  Gefallsstrafgesetzes  unmittelbar 
vom  Gerichte  der  Gewerbsverlust  verhängt  werden.  Femer  galt 
die  allgemeine  strafgesetzliche  Norm^  dass  demjenigen,  welcher 
wegen  eines  begangenen  Verbrechens,  eines  Vergehens  oder  einer 
Uebertretung  verurtheilt  wurde,  das  Recht  zum  Gewerbsbetriebe 
behördhch  entzogen  werden  konnte,  wenn  die  weitere  Ausübung 
des  Gewerbes  bedenklich  erschien^. 

Tief  eingreifend  in  die  vorstehenden  gesetzhchen  Bestimmungen 
waren  die  Normen  der  österreichischen  Gewerbeordnung  vom 
27.  Dez.  1859,  R.-G.-BL  227,  indem  diese  das  diskretionäre  Er- 
messen und  den  Einfluss  der  Behörden  bei  Ertheilung  und  Ent- 
ziehung von  Gewerbeberechtigungen  bedeutend  einschränkten*. 


'  Bei  Barthekheim,  Allgemeine  österreichische  Gewerbs-  und  Handels- 
gesetzkuade  I,  S.  326. 

'  §§  30,  268  des  Str.-G. 

*  Vgl.  auch  Matrhofer,  v.  Grükbühel,  Juristische  Blätter  1886,  No.  19. 
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Zu  Folge  §  7  derselben  waren  Personen^  welche  wegen  eines 
Verbrechens  überhaupt,  wegen  eines  Vergehens  oder  einer  Ueber- 
tretung  aus  Gewinnsucht  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit, 
wegen  Schleichhandels,  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  oder 
wegen  schuldbaren  Konkurses  verurtheilt  wurden,  vom  Antritte 
eines  Gewerbes  dann  auszuschliessen,  wenn  nach  der  Eigenthüm- 
lichkeit  des  Letzteren  und  nach  der  Persönlichkeit  des  Unter- 
nehmers Missbrauch  zu  besorgen  war,  in  welch'  letzterem  Falle 
dem  Antritte  des  Gewerbes  auch  während  der  Dauer  der  Unter- 
suchung nicht  stattzugeben  war. 

Weiters  waren  in  Gemässheit  der  Gew.-O.  vom  Jahre  1859 
diejenigen  Personen,  welche  durch  richterliches  oder  administratives 
Erkenntniss  von  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  entfernt  wurden 
(§  136  der  Gew.-O.)  von  dem  Antritte  eines  jeden  Gewerbes  aus- 
geschlossen, durch  dessen  Ausübung  der  Zweck  des  Erkenntnisses 
vereitelt  würde.  In  Fällen  administrativer  Erkenntnisse  konnte 
jedoch  von  der  Landesbehörde  die  Rehabilitirung  solcher  Per- 
sonen mit  Rücksicht  auf  ihre  nachmalige  tadellose  Haltung  aus- 
gesprochen werden. 

Zur  Erlangung  eines  konzessionirten  Gewerbes  wurden  ge- 
•mäss  §  48  der  Gew.-O.  ex  1859  nebst  den  allgemeinen  Bedingungen 
zum  selbstständigen  Betriebe  eines  Gewerbes  Verlässlichkeit  und 
Unbescholtenheit  gefordert. 

In  Ansehung  der  Entziehung  der  Gewerbsberechtigung  wurde 
durch  §  138  der  Gew.-O.  ex  1859  normirt,  dass  diese  Platz  zu 
greifen  hat,  in  Vollziehung  der  Straferkenntnisse,  mit  welchen 
dieselbe  wegen  einer  durch  die  allgemeinen  Straf-  und  Steuer- 
gesetze verpönten  Handlung  von  der  betreffenden  Behörde  aus- 
gesprochen wurde,  weiters  dass  sie  aber  auch  selbstständig  von 
der  Gewerbebehörde  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  auf  immer  zu 
verfugen  ist,  wenn  der  Gewerbetreibende  einer  der  im  vorbezogenen 
§  7  der  Gew.-O.  erwähnten  Handlungen  verurtheilt  worden  ist,  und 
unter  den  gegebenen  Umständen  Missbrauch  zu  besorgen  wäre. 
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Hinsichtlich  der  im  §  138  der  6ew.-0.  normirten  Entziehung 
der  Gewerbeberechtigung  in  Vollziehung  der  Straferkenntnisse 
trat  durch  das  Pressgesetz  vom  17.  Dez.  1862,  R.-G.-Bl.  6  inso- 
feme  eine  Aenderung  ein,  als  §  3  desselben  an  der  im  §  30  des 
Strafgesetzes  enthaltenen  Bestimmung,  dass  nur  bei  Vergehen  und 
üebertretungen,  nicht  aber  bei  Verbrechen  der  Richter  den  Ge- 
werbsverlust verhängen  könne,  eine  Ausnahme  statuirte,  indem 
zu  Folge  des  angeführten  §  3  des  Pressgesetzes  die  Entziehung 
der  Gewerbeberechtigung  gegen  Buchdrucker,  Buchhändler  und 
andere  Inhaber  eines  der  im  §  16  Ziflf.  1  der  Gew.-O.  aufgezählten 
Gewerbe  mittelst  gerichtlichen  Strafurtheils  dann  auszusprechen 
ist,  wenn  der  Gewerbeinhaber  wegen  des  Inhaltes  einer  von  ihm 
gewerbsmässig  erzeugten,  verlegten  oder  verbreiteten  Druckschrift 
eines  Verbrechens  verurtheilt  wurde. 

Aus  §  3  des  bezogenen  Pressgesetzes  folgt,  dass  die  Ent- 
ziehung der  Gewerbsberechtigung  nun  nicht  mehr  von  der  Ge- 
werbebehörde verfügt  werden  kann,  wenn  ein  Gewerbeinhaber 
wegen  des  Inhaltes  einer  Druckschrift  und  zwar  wegen  einer  der 
im  §  7  der  Gew.-O.  erwähnten  Handlungen  verurtheilt  worden  ist 
und  nach  der  Beschaffenheit  des  Gewerbes  und  der  Natur  der 
begangenen  strafbaren  Handlung  unter  den  gegebenen  Umständen 
von  dem  Fortbetriebe  des  Gewerbes  Missbrauch  zu  besorgen  ist. 

Es  wurde  weiters  im  §  3  des  Pressgesetzes  bestimmt,  dass 
in  den  Fällen,  wo  ein  Buchhändler,  Buchdrucker  und  andere  In- 
haber eines  der  im  §  16  ZifiF.  1  der  Gew.-O.  ex  1859  aufgezählten 
Gewerbe  nicht  wegen  des  Inhaltes  einer  Druckschrift,  sondern  wegen 
einer  anderen  der  im  §  7  der  Gew.-O.  angeführten  Handlungen  ver- 
urtheilt worden  sind,  und  nach  der  Beschaffenheit  des  Gewerbes 
und  nach  der  Natur  der  begangenen  strafbaren  Handlung  unter 
den  gegebenen  Umständen  von  dem  Fortbetriebe  des  Gewerbes 
Missbrauch  zu  besorgen  ist,  die  Entziehung  des  Gewerbebefug- 
nisses  von  der  Gewerbebehörde,  und  zwar  (gegensätzüch  zu  §  138 
der  Gew.-O.)  lediglich  bloss  innerhalb  dreier  Monate  vom  Eintritte 
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der  Rechtskraft  des  der  Entziehung  bedingenden  Erkenntnisses 
an  gerechnet,  verhängt  werden  kann. 

II. 

Der  Einflass  der  Stra^esetznovelle  vom  2L  Not.  1867  auf  die 
Oewerbegesetzgebong,  betreffend  die  Ausschliessung  Yom 

Gewerbebetriebe. 

Eine  wichtige  Reform  auf  dem  Gebiete  der  Normen,  be- 
treffend die  Gewerbeausschliessung  in  Folge  strafgerichtlicher 
Verurtheilung,  brachte  die  Strafgesetznovelle  vom  21.  Nov.  1867, 
R.-G.-Bl.  131,  indem  sie  die  Erlöschung  der  nachtheiligen  Folgen 
strafgerichtlicher  Verurtheilungen  einführte. 

Zufolge  §  6  dieser  Novelle  haben  die  nachtheiUgen  Folgen, 
welche  noch  ausser  der  Haupt-  und  Nebenstrafen  schon  aus  dem 
Strafgesetze  oder  Kraft  gesetzlicher  Vorschriften  mit  strafrecht- 
lichen Erkenntnissen  verbunden  und  insofeme  dieselben  nicht 
insbesondere  vom  Richter  zu  verhängen  sind,  bei  bestimmten  in 
dem  genannten  Paragraphen  speziell  angeführten  Verbrechen, 
sowie  bei  Vergehen  und  Uebertretungen  ausser  den  Fällen  der 
§§  460,  461, 463  und  464  des  Str.-G.  nicht  mehr  einzutreten.  Bei 
Verurtheilungen  zur  Strafe  wegen  anderer  als  der  bezogenen  pri- 
vilegirten  Verbrechen  hören  die  gedachten  nachtheiUgen  Folgen 
mit  dem  Ablaufe  von  10  Jahren,  wenn  der  Schuldige  zu  einer 
wenigstens  funQährigen  Kerkerstrafe  verui-theilt  wurde,  und  ausser- 
dem mit  dem  Ablauf  von  fünf  Jahren,  bei  Verurtheilungen  wegen 
der  oben  angeführten  Uebertretungen  (§§  460,  461,  463  und  464 
des  Str.-G.),  jedoch  mit  dem  Ablauf  von  drei  Jahren  nach  dem 
Ende  der  Strafe  auf. 

Wohl  vertrat  eine  Zeit  lang  das  Ministerium  des  Innern  die 
Anschauung,  dass  durch  die  Strafgesetznovelle  von  1867  keine 
Aenderung  in  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von 
1859     eingetreten    sei.     Der    Erlass    dieses    Ministeriums    vom 
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18.  Okt.  1868,  Z.  15241'^  eröflFhete,  dass  die  Gewerbsausschlies- 
sung nicht  als  eine  mit  dem  strafgerichtlichen  Erkenntnisse  ver- 
bundene Folge  anzusehen  sei,  da  selbe  mit  der  Verurtheilung 
nicht  nothwendiger  Weise  eintreten  müsse,  vielmehr  die  Behörden 
vorher  zu  untersuchen  haben,  ob  nach  Massgabe  des  Gewerbes 
und  der  Person  des  Unternehmers  ein  Missbrauch  zu  besorgen 
sei,  und  lediglich  im  bejahenden  Fall  mit  der  Ausschliessung  vor- 
gegangen werden  könne. 

Diese  Ansicht,  nach  welcher  die  Einwirkung  der  Strafgesetz- 
novelle auf  die  Gewerbeordnung  vollständig  in  Abrede  gestellt 
wurde,  theilte  der  Verwaltungsgerichtshof  nicht.  (Vgl.  Entsch. 
vom  26.  Febr.  1880,  Z.  397,  Büdwinsky  No.  711.)  — 

Um  hier  volle  Klarheit  zu  haben,  ist  es,  wie  überall  bei 
wissenschaftlichen  Erörterungen  nöthig,  in  das  Begriffliche  der 
Sache  einzudringen. 

Es  entsteht  die  Frage:  Was  sind  Straffolgen  im  Sinne  der 
citirten  Strafgesetznovelle? 

Behufs  Formulirung  des  Begriffes  der  Straffolgen  ist  es  er- 
forderlich, vorerst  den  Begriff  der  Strafe  zu  determiniren. 
Strafe  ist  jener  Nachtheil,  welcher  einer  Person  recht- 
lich aus  der  von  ihr  begangenen  Uebertretung  einer 
Vorschrift  des  öffentlichen  Rechtes  durch  die  amtliche 
Konstatirung  der  Uebertretung  erwächst. 

Innerhalb  des  eben  von  mir  festgestellten  allgemeinen  Be- 
griffes der  Strafe  ist  m.  E.  zu  scheiden:  a)  der  primäre  Straf- 
inhalt, d.  L  der  nachtheilige  Inhalt  der  speziellen  behördlichen 
Emanation,  des  Erkenntnisses.  - —  Ich  möchte  hier  von  Strafe 
im  engeren  und  eigentlichen  Sinne  sprechen;  —  b)  die 
nachtheiligen  Straffolgen. 


*  Vgl.  hiezu  noch  den  Erlass  des  Ministeriums  der  Justiz  vom  10.  Nov. 
1871,  Z.  12769,  I^Iatrhofer,  Handbuch  der  österreichischen  politischen  Ver- 
waltnng  m,  S.  578. 
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Ich  gebe  sonacli  Dachstehende  Begrifisbestimmung:  Straf- 
folge ist  jeder  Nachtheil,  welcher  einer  bestimmten 
Person  aus  der  von  ihr  begangenen  Uebertretung  der 
öffentlich-rechtlichen  Vorschriften  rechtlich  durch  das 
Erkenntniss  erwächst  und  nicht  Erkenntnissinhalt 
selbst  ist. 

Diesen  Begriff  der  Straffolge  anerkennt  auch  die  Strafgesetz- 
novelle ex  1867  in  ihrem  oben  citirten  §  6. 

Das  Recht  der  poUtischen  Behörden  wegen  eines  der  im 
§  7  der  Gew.-O.  bezeichneten  Verurtheilungen  einer  Person  vom 
Gewerbebetriebe  ausschliessen  zu  können,  involvirt  einen  Nach- 
theil, welcher  für  eine  bestimmte  Person  aus  der  von  ihr  be- 
gangenen Uebertretung  einer  offen tüch-rechtlichen  Vorschrift  recht- 
lich durch  ein  Straferkenntniss  erwächst  und  nicht  Straferkennt- 
nissinhalt  ist,  somit  eine  nachtheilige  Straffolge  in  Gemässheit 
des  §  6  der  Str.-G.-N.  ex  1867. 

Der  Umstand,  dass  im  §  7  der  Gew.-O.  ex  1859  die  Aus- 
schUessung  der  dort  bezeichneten  Personen  von  dem  Gewerbs- 
antritte nicht  unbedingt  angeordnet  ist,  sondern  ledighch  für  den 
Fall  der  Besorgniss  eines  Missbrauches  der  Gewerbebehörde  an- 
heimgegeben ist,  kann  die  Anwendung  der  Strafgesetznovelle  von 
1867  nicht  beirren,  da  eine  auf  Grund  dieser  Norm  verfugte 
Ausschliessung  vom  Gewerbsantritte,  welche  ohne  die  vorherige 
Verurtheilung  auch  bei  der  Besorgniss  eines  Missbrauches  nicht 
zulässig  gewesen  wäre,  sich  gewiss  fiir  den  Bewerber  als  eine 
nachtheiUge  gesetzhche  Folge  seiner  Verurtheilung  darstellt, 
welche  daher  durch  die  solche  Folgen  nach  Ablauf  des  daselbst 
normirten  Zeitraumes  aufhebende  Bestimmung  des  Gesetzes  vom 
15.  Nov.  1867  getroffen  wird. 

Eine  Scheidung  der  nachtheiligen  Rechtsfolgen  in 
ipso  facto  eintretende  und  nicht  ipso  facto  (bedingt)  ein- 
tretende Rechtsfolgen  kennt  die  Strafgesetznovelle 
nicht*.    Es  ist  daher  das  hiermit  nicht  im  Einklänge  stehende 
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rkenntniss  des  V.-6.-H.  vom  4.  Nov.  1885,  Z.  2833,  nach 
jlchem  zufolge  des  Wortlautes  des  §  6  des  Gesetzes  vom  15.  Nov. 
167  alinea  4  durch  Zeitablauf  nur  jene  nachtheiUgen  Folgen 
rafgerichtlicher  Verurtheilung,  welche  als  eine  ipso  facto  ein- 
stende Folge  sich  darstellen,  erlöschen,  dem  Gesetze  nicht  ent- 
rechend. 

Das  Gesetz  scheidet  auch  weiters  die  nachtheiUgen  Folgen 
rafgerichthcher  Verurtheilung  nicht  in  solche,  welche  polizeiliche 
räventivmassregeln  sind  und  in  solche,  welche  es  nicht  sind, 
uch  polizeiliche  diskretionäre  Präventivmassregeln 
Dnnen  Straffolgen  sein.  Ein  poUtisches  Erkenntniss,  welches 
igleich  als  eine  polizeiliche  Präventivmassregel  anzusehen  ist, 
mn  somit  nachtheihge  Straffolge  sein.  So  ist  beispielsweise 
des  administrative  Erkenntniss  nach  §  138  lit.  a  der  Gew.-O. 
s  nachtheihge  Straffolge  anzusehen. 

Aus  Vorstehendem  folgt,  dass  mit  Eintritt  der  Wirksamkeit 
js  §  6  der  Str.-G.-N.  die  nachtheiUgen  Folgen  der  Gewerbs- 
isschhessung  bezw.  Entziehung  durch  die  Gewerbebehörden  in 
emässheit  der  §§  7  und  138  Ut.  a  der  Gew.-O.,  bezw.  §  3  des 
•.-G.  lediglich  wegen  anderer  als  der  im  §  6  aUnea  2  der  Str.- 
-N.  spezieU  angeführten  (privilegirten)  Verbrechen  und  wegen 
r  Uebertretung  des  Diebstahls,  der  Veruntreuung,  der  Theil- 
hme  an  denselben  und  des  Betruges  (§§  460,  461,  463  und 
4  des  Str.-G.)  und  zwar  für  die  Dauer  von  zehn,  fünf  bezw. 
bI  Jahren  von  dem  Zeitpunkte  des  Endes  der  Strafe  eintreten 
nnten. 

Es  entsteht  nun  noch  die  Frage,  ist  die  Bescholtenheit 
le  nachtheilige  Folge  strafgerichtlicher  Verurtheilung 
er  nicht. 


*  Auch  der  Verwaltungsgerichishof  trat  dieser  AnscbauuDg  in  seiner 
iikatur  bereits  sehr  nahe,  indem  er  nur  ein  Aufhören  „aller  nachtheiligen 
letzlichen  Folgen  einer  Verurtheilung**  kannte.  (Vgl.  Entsch.  vom  20.  Febr. 
io,  Ziff.  483.) 
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Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  aus  dem  Grunde  Yon 
Bedeutung,  weil,  wie  oben  ausgeführt,  zufolge  §  18  der  Gew.-O. 
ex  1859  zur  Erlangung  eines  konzessionirten  Gewerbes  die  ün- 
bescholtenheit  gleich  der  Verlässlichkeit  vorgeschrieben  war,  und 
das  Nichtvorhandensein  derselben  sohin  vom  konzessionirten  Ge- 
werbebetriebe ausschloss  ^. 

Das  Ministerium  der  Justiz  hat  mittelst  Erlasses  vom 
10.  Nov.  1871,  Z.  12  769  sich  dahin  ausgesprochen ,  dass  der 
Verlust  der  Eigenschaft  der  Unbescholtenheit  und  der  Verläss- 
lichkeit keine  gesetzliche  Rechtsfolge  einer  strafgerichtlichen  Ab- 
urtheilung,  sondern  eine  vielmehr  von  sich  selbst  ergebende  mit 
dem  guten  Leumunde,  dem  guten  Namen  und  der  öffentlichen 
Meinung  zusammenhängende  Folge  einer  strafgerichtlichen  Be- 
handlung sei,  welche  sich  der  Normirung  durch  das  Gesetz 
entziehe. 

Hierzu  möchte  ich  Folgendes  bemerken: 

Die  Bescholtenheit  ist  immer  die  nachtheilige  Folge  einer 
Verurtheilung.  Weil  Jemand  wegen  bestimmter  Delikte  gericht- 
lich verurtheilt  wurde,  ist  er  bescholten.  Das  Gesetz  kann  wohl 
nicht  die  Thatsache,  dass  eine  gerichtliche  Verurtheilung  erfolgte, 
ungeschehen  machen,  den  guten  Namen,  den  Leumund  oder  die 
öffentliche  Meinung  dekretiren.  Dies  entzieht  sich  der  Normirung 
durch  das  Gesetz®.  Es  kann  jedoch  durch  das  Gesetz  auch 
die  Bescholtenheit  als  nicht  existent  angesehen,  bezw.  fingirt  werden 
und  die  Rechtsfiktion  der  Unbescholtenheit  geschaffen 
werden.     Dies  geschah  durch  die  Strafgesetznovelle   von  1867*. 


^  Vgl.  übrigens  mein  Oesterreichisches  Gewerberecht,  L  Bd.,  S.  223  fg. 

^  r,iiec  enim  naturalis  ratio  auctoritate  senatus  commutari  potest" 
(Gaejs). 

®  Siehe  hierzu  die  von  mir  fiir  das  österreichische  Recht  aufgestellte 
Definition  des  Begriffes  von  „unbescholten**  im  ersten  Band  meines  «Oester- 
reichischen  Gewerberechtes ",  S.  224.  Ueber  die  in  der  genannten  Novelle 
enthaltene  Rechtsfiktion  der  ünbescholtenheit,  auf  welche  ich  in  der  Literatur 
aufmerksam  machte,  vgl.  ebenda  S.  224. 
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Nach  §  6  derselben  hat  somit  die  Bescholtenheit  als  nach- 
theilige Folge  einer  strafgerichtUchen  Verurtheilung  bei  den  sog. 
privilegirten  Verbrechen,  sowie  bei  Vergehen  und  üebertretungen 
ausser  den  Fällen  der  §§  460,  461,  463  und  464  des  Str.-G. 
nicht  einzutreten.  Bei  Verurtheilung  zur  Strafe  wegen  anderer 
als  der  im  zweiten  Absätze  dieses  Paragraphen  bezeichneten  Ver- 
brechen hört  die  Bescholtenheit  als  Folge  strafgerichtlicher  Ver- 
urtheilung mit  dem  Ablaufe  von  10  Jahren,  wenn  der  Schuldige 
zu  einer  wenigstens  5jährigen  Kerkerstrafe  verurtheilt  wurde,  und 
ausserdem  mit  dem  Ablaufe  von  fünf  Jahren,  bei  Verurtheilungen 
wegen  der  obenangeführten  üebertretungen  mit  dem  Ablauf  von 
drei  Jahren  nach  dem  Ende  der  Strafe  auf. 

Hier  sei  noch  bemerkt,  dass  der  Verlust  der  Verlässlich- 
keit  wegen  strafgerichtlicher  Verurtheilung  ebenfalls  als 
eine  nachtheilige  Folge  im  Sinne  des  §  6  der  Str.-G.-N.  an- 
zusehen ist.  Derselbe  kann  sohin  auch  nur  für  die  Dauer  der 
Straffolgen  als  gesetzlich  vorhanden  angesehen  werden. 

In  Ansehung  des  Verhältnisses  gerichtUcher  auf  Gewerbs- 
verlust  lautender  Erkenntnisse  zu  den  nachtheiligen  Straffolgen 
im  Sinne   der  Strafgesetznovelle  ist  Nachstehendes  vorzubringen. 

Gerichtliche  Gewerbsausschliessungen^^  sind  nie- 
mals Straffolge,  sondern  stets  eigentliche  Strafe  *\  welche 


***  Was  die  Ausschliessung  vom  Gewerbebetriebe  bezw.  den  Gewerbe- 
Terlast  als  Strafe  durch  gerichtliches  Erkcnntniss  anbelangt,  so  konnte  die- 
selbe, wie  bereits  ausgeführt,  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  von 
1852,  des  Waffenpatentes,  des  Pressgesetzes  und  des  Strafgesetzes  über  Ge- 
fallsübertretung  vom  Jahre  1835  verfügt  werden.  Im  Strafgesetze  ist  der 
Gewerbsverlust  in  den  nachstehenden  Paragraphen  desselben  normirt:  §§  320  d, 
321,  326,  330,  362,  364,  366,  367,  385,  399,  404,  405,  406,  407,  408,  436, 
438,  445,  467,  469,  472,  478,  482,  483,  484  u.  515. 

**  Wo  das  Strafgesetz  den  Gewerbsverlust  oder  das  Erkenntuiss  auf 
Unfähigkeit  zu  einem  Gewerbe,  oder  sonst  den  Verlust  eines  Rechtes  oder 
einer  Befähigung  in  Verbindung  mit  einer  Geld-  oder  Freiheitsstrafe  verhängt 
wissen  will,  dort  wird  dies  ausdrücklich  angeordnet  (so  in  §§321,  326,  330, 
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die  Strafgesetznovelle  (§  6)  ausdrücklich  von  ihrer  Wirksamkeit 
ausnimmt.  Die  gerichtliche  Ausschliessung  dauert  so  lange  y  als 
sie  erkannt  wurde  und  ist  zufolge  Min.-Verordg.  vom  29.  Mai 
1854,  R.-G.-Bl.  134  in  allen  Fällen,  wo  das  Gesetz  nicht  eine 
besondere  Bestimmung  oder  Beschränkung  beifügt ,  nur  der  be- 
stand ige  Verlust  derselben  zu  verstehen. 

Ein  Aufhören  einer  solchen  Ausschliessung  ex  lege  giebt  es 
nicht;  lediglich  im  Nachsichtswege  kann  diese  Strafe  vorzeitig 
aufhören". 

HinsichtHch  administrativer  Gewerbsausschliessungen  in  Folge 
von  Verurtheilungen  wegen  Schleichhandels  oder  wegen  schwerer 
Gefallsübertretungen  blieb  es  vollständig  bei  den  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  von  1859,  da  die  Strafgesetznovelle  ex  1867 
auf  diese  Delikte  keinen  Bezug  hatte,  und  sohin  auf  die  Gewerbe- 
ausschliessung in  Ansehung  ihrer  zeitlichen  Wirksamkeit  keine 
Einwirkung  bezw.  Einschränkung  statuirte. 


348,  364,  383,  384,  404,  405,  407,  417,  418,  420,  445  des  Str.-G.);  dagegen 
giebt  es  eine  Reihe  anderer  Gesetzesstellen  (so  die  §§  345,  350,  351,  352, 
362,  366,  367,  385,  399,  406,  415,  436,  438,  469,  478,  482,  483,  498  des  Str.-G.), 
wo  der  Verlust  von  Berichtigungen  und  Befähigungen  u.  8.  w.  gleichwie  im 
§  515  des  Str.-G.  als  alleinige  Strafe  nicht  in  Verbindung  mit  einer  Geld- 
oder Freiheitsstrafe  angedroht  ist.  Es  liegt  ein  nach  beiden  Bichtungen  genau 
auseinander  zu  haltender  Sprachgebrauch  des  Strafgesetzes  vor. 

**  Die  gnadenweise  Nachsicht  der  Strafe  des  Verlustes  eines  Gewerbes 
gehört  gemäss  §  5,  Abs.  3  der  Min.-Verord.  vom  31.  Jan.  1860,  R.-G.-Bl.  31. 
zum  AVirkuugskreise  des  Ministeriums  des  Innern.  Hierzu  sei  Nachstehendes 
bemerkt:  Eine  Landesstelle  bedeutete  in  einem  speziellen  Falle  unterm 
5.  Febr.  1879,  Z.  1521  einer  Bezirksbehörde,  dass  die  Entziehung  einer  Ge- 
werlisbcrechtigung  nach  §  138  der  Gew.-O.  ein  Straferkenntniss  begründet, 
fand  jedoch  keine  hinreichenden  Gründe,  das  Gnadengesuch  dem  Ministerium 
des  Innern  vorzulegen,  zu  dessen  Kompetenz  die  gnadenweise  Nachsicht  ge- 
hört. Das  Ministerium  gab  ein  direkt  an  dasselbe  überreichtes  Gnadengesuch 
des  bezüglichen  Petenten  der  Landesstelle  zur  Amtshandlung  in  asweiter  In- 
stanz, „nachdem  die  im  Grunde  des  §  138  a  der  Gew.-O.  erfolgte  Gewerbs- 
entziehung nicht  als  Strafe,  sondern  als  gewerbspolizeiliche  Massregel  anzu- 
sehen ist."     Siehe  Zeitschr.  f.  österr.  Verw.  1881,  S.  81. 
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m. 

Die  GewerbenoYelle  Yom  15.  März  1883,  R.-G.-BL  No.  39. 

Es  ist  nunmehr  die  Frage  zu  beantworten,  welchen  Einfluss 
üe  Gewerbenovelle  vom  15.  März  1883  auf  den  oben  ausgeführten 
Stand  der  Gesetzgebung  in  Ansehung  der  Gewerbeauschliessung 
mfolge  strafgerichtUcher  Verurtheilung  hatte. 

§§  5    und    6^^^*    dieser   Gewerbenovelle   treffen   lediglich 


^'  Die  bezüglichen  Paragraphen  der  Gewerbe-Novelle  lauten :  §  5 :  Per- 
sonen, welche  wegen  eines  Verbrechens,  überhaupt  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  begangenen  Vergehens  oder 
«regen  einer  solchen  Uebertretung  oder  wegen  des  im  §  486  des  Str.-G.-B. 
bezeichneten  Vergehens,  desgleichen  wegen  Schleichhandels,  oder  wegen 
schwerer  Gefallübertretung  verurtheilt  werden,  können  vom  Antritte  eines 
Gewerbes  dann  ausgeschlossen  werden,  wenn  nach  der  Eigenthümlichkeit  des 
letzteren  im  Zusammenhalte  mit  der  Persönlichkeit  des  Unternehmers  und 
der  von  ihm  begangenen  strafbaren  Handlung  Missbrauch  zu  besorgen  wäre, 
in  welch'  letzterem  Falle  dem  Antritte  des  Gewerbes  auch  während  der  Dauer 
der  Untersuchung  nicht  stattzugeben  ist.  §  6:  AVer  durch  ein  richterliches 
oder  administratives  Erkenntniss  von  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  entfernt 
wurde,  ist  vom  Antritte  eines  jeden  Gewerbes  ausgeschlossen,  durch  dessen 
Ausübung  der  Zweck  des  Erkenntnisses  vereitelt  würde.  Im  Falle  der  Ver- 
urtheilung durch  ein  richterliches  Erkenntniss  ist  die  Ausschliessung  nur  für 
die  Dauer  gesetzlicher  Straffolgen  wirksam;  in  Fällen  administrativer  Er- 
kenntnisse kann  von  den  politischen  Landesbehörden  die  Ausschliessung 
wicher  Personen  mit  Rücksicht  auf  ihre  nachmalige  längere,  tadellose  Haltung 
)ehoben  werden. 

**  Unter  die  Vergehen  und  Uebertretungen  aus  Gewinnsucht  sind  zu 
echnen:  Diebstähle,  Veruntreuungen,  Theilnehmung  an  diesen  Uebertretungen, 
tetrügereien.  Vergehen  gegen  das  literarische  und  artistische  Eigenthum, 
nkauf  verdächtiger  Waaren,  unredliche  Handlungen,  Kreditgeschäfte  in  Ge- 
lässheit  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1881,  No.  47.  R.-G.-ß.,  Vereitlung  von 
Wangsvollstreckungen  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Mai  1883,  No.  78,  R.-G.-B. 
-  Zu  den  Vergehen  und  Uebertretungen  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit 
;hören  dagegen  gewisse  Unzuchtsfälle,  die  Eingehung  einer  gesetzwidrigen 
he  ohne  Dispensation,  gewerbsmässige  Unzucht,  Kuppelei,  gröbliches  und 
Fentliches  Aergemiss  verursachende  Verletzungen  der  Sittlichkeit  oder  Ehren - 
iftigkeit,  das  Betteln  als  Uebertretung  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1885, 
tr.-G.-B.  89,  das  Spielen  verbotener  Spiele  und  gewisse  Fälle  der  Trunkcn- 
eit.    Vffl.  Mayrhofer-  v.  Grünbühel  a.  a.  0. 


• 
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Bestimmungen  hinsichtlich  der  Ausschliessung  vom  An- 
tritte des  Gewerbebetriebes  und  nicht  auch  hinsichtlich 
des  Gewerbsverlustes.  Es  bleiben  sohin  bezüglich  des 
Eintrittes  des  Gewerbsverlustes  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  Jahre  1859  (§  138)  in  jener  Geltung,  wie 
sie  seit  Wirksamkeit  der  Strafgesetznovelle  in  der  oben 
angeführten  Weise  bestanden. 

§  5  der  Gew. -Nov.  triflft  Bestimmungen  hinsichtlich  des  Ge- 
werbeantrittes in  Ansehung  jener  Personen,  welche  bestimmter 
in  demselben  genau  angeführter  Delikte  verurtheilt  wurden,  ohne 
Rücksicht,  ob  dieselben  vom  Gewerbsbetriebe  bereits  behördlich 
ausgeschlossen  wurden  oder  nicht,  und  ist  materiell  nahezu  gleich- 
bedeutend mit  §  7  der  Gew.-O-  ex  1859;  nur  erscheinen  in  dem- 
selben anstatt  des  Passus  ^ wegen  schuldbaren  Konkurses^  der 
Passus  „wegen  des  im  §  486  des  Str.-G.-B.  bezeichneten  Ver- 
gehens" und  an  Stelle  von  „im  Zusammenhalte  mit  der  Persön- 
lichkeit des  Unternehmers"  der  Passus  „im  Zusammenhalte  mit 
der  Persönlichkeit  des  Unternehmers  und  der  von  ihm  begangenen 
Handlung",  ferner  an  Stelle  von  „sind  ausgeschlossen"  der  Passus 
„können  ausgeschlossen  werden"  gesetzt. 

Fast  möchte  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  letztere  Verän- 
derung (Ersetzung  des  Wortes  „sind"  durch  „können")  angenommen 
werden,  als  ob  §  5  der  Gew.-Nov.  noch  günstigere  Bestimmungen 
getrofifen  hätte,  als  bisher  bestanden.  Es  wäre  dies  richtig,  wenn 
§  7  der  Gew.-O.  noch  vollständig  in  Geltung  gewesen  wäre,  was 
jedoch,  wie  oben  ausgeführt,  nicht  der  Fall  ist,  indem  derselbe 
durch  die  Strafgesetznovelle  von  1867  bedeutend  eingeschränkt 
wurde. 

Aus  den  bezüglichen  Veränderungen  in  der  Textirung  des 
§  5  der  Gew.-Nov.  gegenüber  §  7  der  Gew.-O.  ist  anzunehmen, 
dass  der  Gesetzgeber  denselben  hinsichtlich  des  Deliktskreises  in 
jener  Weise  gelten  lassen  wollte,  wie  er  ihn  feststellte. 

§  5  der  Gew.-Nov.  enthält    somit  eine  Erweiterung   des 
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Kreises  der  Delikte,  zufolge  welcher  eine  Ausschliessung 
vom  Antritte  eines  Gewerbes  erfolgen  kann. 

Dabei  giebt  er  durch  das  neu  aufgenommene  Wort  „können" 
freilich  der  poUtischen  Behörde  eine  weitergehende  diskretionäre 
Gewalt,  indem  er  die  Gewerbebehörde  ledigUch  berechtigt  und 
nicht  zur  Ausschüessung  vom  Gewerbsantritte  der  betrefifenden 
Personen  verpflichtet  ^^ 

§  6  der  Gew.-Nov.  trifft  Anordnungen  liinsichtlich  des  Ge- 
werbsantrittes jener  Personen,  gegen  welche  mit  dem  Gewerbs- 
verluste gerichthch  oder  administrativ  vorgegangen  wurde  und 
enthält  dieselben  Bestimmungen  wie  §  8  der  Gew.-O.  ex  1859, 
nur  setzt  er  an  Stelle  des  Fremdwortes  „Rehabilitirung":  „Be- 
hebung der  Ausschliessung",  femer  enthält  er  noch  die  Norm, 
dass  im  Falle  einer  Verurtheilung  durch  ein  richterUches  Er- 
kenntniss  die  Ausschliessung  nur  fiir  die  Dauer  der  Straffolgen 
wirksam  ist. 

Aus  der  Beisetzung  dieser  Gesetzesstelle  bezw.  dieser  Norm 
folgt  vor  Allem,  dass  die  Gewerbenovelle  die  wohlthätige  frei- 
heitliche Bestimmung  der  Erlöschung  der  Straffolgen 
bezw.  die  Rechtsfiktion  der  ünbescholtenheit  wahren  wollte. 

FreiUch  steht  diese  Norm  nicht  an  dem  entsprechenden  Orte. 
Es  wäre  logisch  und  styhstisch  richtig  gewesen,  dieselbe  in  einen 
eigenen  Paragraphen  zu  bringen. 

Es  hat  bei  der  gegenwärtigen  gesetzhchen  Textirung  den 
Anschein,  als  ob  das  Aufhören  der  Straffolgen  lediglich  bei  einer 
Verurtheilung  durch  ein  Erkenntniss,  in  welchem  der  Gewerbe- 
verlust ausgesprochen  wurde,  stattfinden  würde.  Dagegen  in 
jenen  Fällen,  wo  es  gar  nicht  zur  Gewerbeausschliessung  gekommen 
ist  (§  5  der  Gew.-Nov.),  es  kein  ipso  jure  eintretendes  Aufhören 
der  Straffolgen  geben  und  somit  eine  strengere  Behandlung  ein- 
treten würde. 


*^  Siehe  mein  Oesterreichisches  Gewerberecht,  I.  Bd.,  S.  75. 
Archiv  fiix  öffentliches  Recht.  X.  4.  4q 
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Es  kann  dies  selbstverständlich  nicht  der  Sinn  des  Ge- 
setzes sein. 

Ich  vermag  daher  Jenen  "  nicht  beizupflichten,  welche  die  An- 
sicht;  dass  im  Falle,  als  Jemand  aas  Anlass  seiner  gerichtlichen 
Verurtheilung  wegen  einer  der  im  §  5  erwähnten  Handlungen 
vom  Antritte  eines  Gewerbes  durch  die  Gewerbebehörde  aus- 
schlössen wird,  er  dadurch  nicht  für  beständig  zum  Betriebe  des 
bezügUchen  Gewerbes  unfähig  wird,  sohin  seine  Ausschliessung 
nur  vielmehr  für  die  Dauer  der  gesetzlichen  Straffolgen  wirksam 
ist,  bekämpfen  ^^. 

Dadurch,  dass  die  Gewerbenovelle  im  §  6  alinea  2  bestimmt, 
dass  im  Falle  der  Verurtheilung  zum  Gewerbs Verluste  durch  ein 
richterliches  Erkenntniss  die  Ausschliessung  nur  für  die  Dauer 
der  gesetzUchen  Straffolgen  wirksam  ist,  hat  sie  natürlich  jene 
Ausschliessung  vom  Gewerbsantritte  im  Auge,  welche 
als  eine  Straffolge  anzusehen  ist,  und  nicht  jene  Aus- 
schliessung, welche   keine   Straffolge,  sondern  eigentliche  Strafe 


^^  Vgl.  Mayrhofer,  V.  Grünbühel  a.  a.  0. 

^^  §  5  der  Gew.-Nov.  enthält  eine  Minderung  der  Fähigkeit  zur  Ge- 
werbserlangung.  Diese  Statuirung  des  behördlichen  Ermessens  an  Stelle  der 
gesetzlichen  Freiheit  ist  eine  gesetzliche  nachtheilige  Folge  der  Verurtheilung. 
Nach  dem  Wortlaute  des  §  5  der  Gew.-Nov.  lag  es  offenbar  wie  nach  §  7 
der  Gew.-Nov.  ex  1859  in  der  Intention  des  Gesetzgebers,  die  nachtheiligen 
Folgen  einer  Verurtheilung  nicht  soweit  reichen  zu  lassen,  dass  der  Ver- 
urtheilte  ohne  Weiteres  und  in  jedem  Falle  von  dem  Gewerbsantritte  aus- 
{^eschlossen  sein  solle.  Das  Gesetz  will  milder  sein  und  diese  Konsequenz 
nur  auf  den  Fall  des  zu  besorgenden  Missbrauches  beschränken.  —  Hätte  es 
diesen  mildernden  Beisatz  nicht  gemacht,  sondern  einfach  bestimmt,  dass  der 
Verurthcilte  für  alle  Fälle  auszuschliessen  ist,  so  dürfte  man  nicht  umhin 
können,  die  Anwendbarkeit  der  Strafgesetznovelle  ex  1867  zuzugeben.  Un- 
möglich aber  kann  angenommen  werden,  dass  die  mildernde  Tendenz  des 
Gesetzes  in  das  Gegentheil  umschlagen  und  zur  Folge  haben  könne,  dass  die 
milder  gefasste  Norm  in  ihren  Folgen  zu  grösseren  Härten  fuhren  solle,  als 
wenn  das  Gesetz  die  Ausschliessung  des  Verurtheilten  vom  Gewerbe  unbedingt 
verfügt  hätte.  Vgl.  die  Entsch.  des  Verwaltungsgerichtshofs  vom  26.  Febr. 
1880,  Z.  397,  BüDWiNSKY  No.  712. 
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bezw.  Inhalt  des  gerichtlichen  Strafurtheils  ist;  denn  nur  bei 
ersterer  kann  man  ja  von  Ausschliessung  für  die  Dauer 
der  Straffolgen  sprechen. 

Es  können  somit,  um  dem  Gesetz  einen  Sinn  zu  geben, 
lediglich  die  durch  ein  gerichtliches  Erkenntniss  ver- 
anlassten administrativen  Ausschliessungen  unter  den 
-Verurtheilungen  durch  ein  richterliches  Erkenntniss", 
welche  nur  für  die  Dauer  der  gesetzlichen  Straffolgen 
wirksam  sind,  verstanden  werden. 

Aus  dem  Umstände,  dass  der  Schlusssatz  des  §  6  der  Gew.- 
Nov.  in  ungenauer  Fassung  von  „administrativen  Erkenntnissen" 
spricht  und  denselben  im  unmittelbar  vorhergehenden  Passus  die 
Fälle  richterUcher  Verurtheilung  entgegengestellt  werden,  kann 
man  eine  gegenseitige  Ausschhessung  jener  beiden  Sätze  des  2. 
alinea  sohin  nicht  annehmen. 

Wenn  behauptet  wird,  dass  in  Folge  des  §  6  der  Gew.-Nov. 
administrative  Gewerbsausschhessungen  durch  die  Strafgesetznovelle 
in  ihrer  zeitlichen  Wirksamkeit  nicht  mehr  beschränkt  sind,  und 
dies  damit  zu  begründen  versucht  wird,  dass  „nach  §  138  alinea  3 
der  geltenden  wie  der  früheren  Gewerbeordnung  die  Entziehung 
eines  Gewerbes  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  auf  immer  verfugt 
werden  kann",  ferner  erklärt  wird,  dass  die  Gewerbenovelle  „an 
dieser  Stelle  den  früheren  Text  wieder  wörtlich  aufnimmt"  ^®,  so 
wird  übersehen,  dass  §  138  gar  nicht  in  der  Gewerbenovelle  von 
1883  enthalten  ist,  sondern  noch  aus  der  Gewerbeordnung  ex 
1859  stammt. 

Hinsichthch  der  konzessionirten  Gewerbe  ist  zu  bemerken, 
dass  die  Gewerbenovelle  ex  1883  noch  eine  Aenderung  der  Be- 
stimmungen betreffend  den  Gewerbsausschluss  in  Folge  straf- 
gerichtlicher Verurtheilung  in  der  Weise  normirte,  dass  seither 
lediglich  mehr  zur  Erlangung  der  Konzession  für  eine  der  im  §  16 


**  Mayrhofrb,  v.  GbünbOhel  a.  a.  0. 

40 
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der  Gew.-Nov.  (Gast-  und  Schankgewerbe)  aufgezählten  Berech- 
tigungen, Unbescholtenheit  des  Bewerbers  gefordert  wird.  Die 
Frage,  ob  die  Strafgesetznovelle  von  1867  auch  auf  §  16  der  Gew.- 
Nov.  Bezug  hat  und  auch  diesbezüglich  die  Bechtsfiktion  der  Un- 
bescholtenheit gilt,  möchte  ich,  ausgehend  von  dem  Grundsatze: 
In  dubio  mitius,  bejahend  beantworten. 

Hier  sei  noch  in  Ansehung  des  Gewerbeausschlusses  bei  Beal- 
gewerben  Nachstehendes  bemerkt:  Der  Eigenthümer  eines  Beal- 
gewerbes  muss  die  zur  Ausübung  desselben  geforderten  gesetzlichen 
Eigenschaften  besitzen.  Derjenige  Eigenthümer  eines  Bealgewerbes, 
welcher  die  gesetzliche  Eignung  nicht  besitzt,  kann  dasselbe  ge- 
mäss §  55  der  Gew.-Nov.  lediglich  durch  einen  Stellvertreter  oder 
Pächter  betreiben.  In  Fällen,  wo  der  Gewerbsverlust  einzutreten 
hätte,  wird  bei  Bealgewerben  der  Eigenthümer  blos  des  Bechtes 
der  Ausübung  (inklusive  Verpachtung)  verlustig.  Er  kann  seine 
Gerechtsame  somit  unbenutzt  lassen  oder  veräussem. 

IV. 
Ergebnis  8. 

Fasse  ich  den  Stand  des  geltenden  österreichischen  Bechtes 
über  die  Gewerbsausschliessung  in  Folge  strafgerichtlicher  Ver- 
urtheUung  zusammen,  so  komme  ich  zu  folgendem  Ergebniss: 

I.  Personen,  welche  wegen  der  im  §  5  der  Gew.-Nov.  von 
1883  angeführten  Delikte  strafgerichtlich  verurtheilt  wurden,  kann 
die  politische  Behörde  vom  Gewerbsantritte  unter  den  daselbst 
festgesetzten  Bedingungen  ausschliessen. 

II.  Die  bezüglichen  administrativen  Erkenntnisse  sind  in  ihrer 
Wirksamkeit  durch  die  Strafgesetznovelle  von  1867  auf  die  fixirte 
Dauer  der  gesetzlichen  Straffolgen  eingeschränkt. 

in.  Die  Wirksamkeit  dieser  administrativen  Erkenntnisse 
kann  vor  Ablauf  der  Dauer  der  Straffolgen  durch  die  Landes- 
behörde bei  nachmaliger  längerer  tadelloser  Haltung  der  verurtheil- 
ten  Person  beseitigt  werden. 
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IV.  Die  Bescboltenheit  als  nachtheilige  Straffolge  im  Sinne 
des  §  6  der  Str.-G.-Nov.  ex  1867  hat  bei  den  in  diesem  Para- 
graphen speziell  angeführten  Verbrechen,  sowie  bei  Vergehen  und 
üebertretungen  ausser  den  Fällen  der  §§  460,  461,  463  u.  464 
nicht  einzutreten.  Bei  Verurtheilungen  zur  Strafe  wegen  anderer 
als  der  bezeichneten  Verbrechen,  sowie  wegen  der  oben  speziell  ange- 
führten üebertretungen  dauert  die  Bescboltenheit  lediglich  bis  zum 
Aufhören  der  Straffolgen  (10, 5bezw.  3  Jahre  nach  Ende  der  Strafe). 

V.  Unter  den  im  §  6  der  Gew.-Nov.  bezogenen  „Verurthei- 
lungen durch  richterliches  Erkenntniss"  können  nicht  gerichtliche, 
sondern  nur  administrative,  durch  ein  strafgerichtliches  Erkenntniss 
veranlasste  Ausschliessungen  vom  Gewerbsantritte  verstanden  werden. 

VI.  Auf  die  Nonnen,  betreffend  die  administrative  Entziehung 
der  Gewerbe  in  Folge  strafgerichtlicher  Erkenntnisse  hatte  die 
Gewerbenovelle  keine  Einwirkung.  Somit  kann  zufolge  §  6  der 
Str.-G.-Nov.  die  Entziehung  des  Gewerbes  durch  die  Gewerbe- 
behörde im  Sinne  des  §  138  lit.  a  der  Gew.-O.  bezw.  §  3  lit.  b  des 
Pr.-G.  lediglich  verfugt  werden,  wegen  bestimmter  und  zwar  an- 
derer als  der  im  §  6,  AI.  2  der  Str.-G.-Nov.  ex  1867  angeführten 
Verbrechen  und  wegen  der  Uebertretung  des  Diebstahls,  der  Ver- 
untreuung, der  Theilnahme  an  derselben,  oder  des  Betruges  (§§  460, 
461,  463  u.  464  des  Str.-G.)  und  zwar  für  die  Dauer  von  10,  5 
bezw.  3  Jahren  von  dem  Zeitpunkte  nach  Ablauf  der  Strafe. 

Vn.  Hinsichtlich  der  administrativen  Gewerbsausschliessungen 
in  Folge  von  Verurtheilungen  wegen  Schleichhandels  oder  wegen 
schwerer  Gefallsübertretungen  gelten  die  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung. Diese  haben  in  Ansehung  ihrer  zeitlichen  Wirk- 
samkeit durch  die  Strafgesetznovelle  keine  Einschränkung  erfahren. 

Vin.  Gerichtliche  Gewerbsausschliessungen  sind  nie  Straf- 
folgen, dauern  für  so  lange,  als  sie  erkannt  worden  sind;  doch 
können  sie  im  Nachsichtswege  erlassen  werden. 
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Literatur. 


E«  Ronard  de  Card«    La  Nationalite  fran^aise.  Paris.  PedoDe  Lauriel. 
1893. 

Die  zahlreichen  Wandlungen,  welche  in  dem  früher  so  unerschütterlich 
feststehenden  System  der  Erwerbung  und  des  Verlustes  der  französischen 
Staatsangehörigkeit  seit  der  dritten  Kepublik  eingetreten  sind,  haben  eine 
reiche  literarische  Bearbeitung  des  Stoffes  zur  Folge  gehabt.  In  der  Richtung 
der  führenden  Werke  von  Cooordan  und  Weiss  bewegt  sich  auch  das  vor- 
liegende, das  alle  Vorzüge  der  descriptiven  französischen  Rechtsarbeit  auf- 
weist. Freilich  auch  ihre  traditionellen  Mängel,  in  erster  Linie  die  völlige 
Abneigung  gegenüber  jeder  prinzipiellen  Fassung  der  in  Behandlung  genom- 
menen Rechtsinstitute.  Daher  denn  auch  die  bequeme  Abfindung  der  deut 
sehen  Fachliteratur  mit  der  gelegentlichen  Erwähnung  Blüntschu's,  während 
die  ganze  übrige  dogmatische  Arbeit  der  deutschen  Fachliteratur  über  das 
juristische  Wesen  der  Staatsangehörigkeit,  Eingliederung  im  System  der 
subjektiven  öffentlichen  Rechte,  kritische  Würdigung  von  ius  sanguinis  und 
ius  soli  im  tiefen  Dunkel  des  Satzes:  „graeca  sunt,  non  leguntur**  verborgen 
bleibt. 

Wir  werden  nicht  müde  werden,  diesen  Fehler  im  juristischen  Arbeits- 
plan unserer  hervorragend  begabten  französischen  Fachgenossen,  zu  deren 
tüchtigsten  wir  R.  dE  Card  zählen,  so  lange  zu  rügen,   bis  das  Beispiel  der 

« 

auch  auf  literarischem  Gebiete  volle  Reciprocität  übenden  französischen 
Meister,  wie  Lyon-Caen,  Renault,  Weiss,  Glasson,  Lehr,  Georges  Bloxdel 
u.  A.  die  im  Interesse  der  gemeinsamen  wissenschaftlichen  Sache  gebotene 
allseitige  Nachahmung  finden  wird.  Stoerk. 


Juristische  Prinzipienlehre   von  Prof.   Dr.  Ernst    Rudolf   BierUng* 

Bd.  I.    Freiburg  i.  B.  und  Leipzig.    Akadem.  Verlagshandlung  von 

J.  C.  B.  Mohr,  1894  XI,  350  S. 

Schon  in  seinen  bekannten  Untersuchungen  „Zur  Kritik  der  juristischen 

Gnmdbegriffe"  hat  der  Verfasser  das  allen  positiven  Rechten  —  vermöge  der 

gleichartigen  Organisation  aller  Menschen  —  gemeinsame   Begriffsmaterial 
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zum  besonderen  Gegenstande  seiner  Bearbeitung  gemacht.  Das  Werk,  des- 
sen erster  Band  vorliegt,  soll  die  duroh  weiteres  Nachdenken  vielfach  be- 
reicherten  Ergebnisse  jener  Forschung  in  systematischer  Form  zur  Darstellung 
und  zum  Abschluss  bringen.  Dasselbe  soll  nach  vorläufigem  Plane  4  Bücher 
enthalten  : 

I.  Wesen  und  allgemeine  Struktur  des  Kechts.     (Bd.  I.) 
II.  Entstehen  und  Vergehen  des  Rechts. 

m.  Störung  und  Bewährung  des  Keohts. 

IV.  Praktische  Handhabung  und  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Rechts. 

„Wenn  es  ein  Irrthum  der  Naturrech tstheorieen  war,  einen  gewissen 
Rechtsinhalt  als  ein  für  allemal  gegeben  anzunehmen,  so  folgt  daraus  von 
selbst,  dass  die  Grundsätze  und  Begritfe,  welche  den  Gegenstand  der  juristi- 
schen Prinzipienlehre  bilden  sollen,  nur  wesentlich  formale  sein  können.** 
Das  ergiebt  den  Unterschied  dieser  vom  Naturrecht  und  der*  Rechtsphilo- 
sophie, welche  letztere  das  Ziel  verfolgt,  in  dem  Ganzen  der  dem  Menschen - 
geiste  obliegenden  Aufgaben  die  Stelle  nachzuweisen,  die  dem  R.  zukommt 
und  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  zu  untersuchen,  was  Rechtens  sein  sollte. 

Den  Ausgangs-  und  Kernpunkt  enthält  die  vorangestellte  Definition  des 
Rechts:  „Recht  im  juristischen  Sinn  ist  im  Allgemeinen  Alles,  was  Menschen, 
die  in  irgend  welcher  Gemeinschaft  miteinander  leben,  als  Norm  und  Regel 
dieses  Zusammenlebens  wechselseitig  anerkennen'^.  Zweck  (d.  h. 
nächster  und  allgemeiner,  dem  Recht  allein  charakteristischer,  nicht  letzter 
Zweck),  alles  Rechts  ist  ein  bestimmtes  äusseres  Verhalten  von  Menschen 
zu  Menschen.  Das  Mittel  zu  dessen  Erreichung  sind  Normen  und  Impera- 
tive, welche  sich  von  allen  anderen  Arten  von  Normen  (z.  B.  in  Religion 
und  Moral,  in  Mode  und  Sitte)  nur  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  mit  vor- 
gedachter Zweckbestimmung  anerkannt  werden  innerhalb  eines  bestimmten 
Kreises  von  Menschen,  und  zwar  von  den  dazu  Gehörigen  als  von  Ge- 
nossen gegenüber  Genossen. 

Die  Anerkennung  kann  bewusst  oder  unbewusst,  direkt  oder  indirekt, 
freiwillig  oder  gezwungen  sein,  d.  h.  die  selbstthätige  Rechtsanerkennung 
kann  für  Unfähige  (Kinder,  Wahnsinnige,  jur.  Personen)  oder  thatsächlich 
Nichtauerkennende  durch  Fiktion  ersetzt  werden. 

Die  Rechtsnormen  sind  nicht  als  etwas  au  und  für  sich  Seiendes  und 
über  dem  Rechtsgenossen  Stehendes  (als  objektives  Recht  im  bisherigen 
Sinne)  zu  denken,  sie  haben  vielmehr  ihre  eigentliche  Existenz  niu*  in  den 
Geistern  der  Rechtsgenossen  selbst.  Die  ihnen  innewohnende  Macht  und 
Geltangsbewährung  beruht  letzten  Grundes  nur  in  der  rechtlichen  Gesinnung 
und  dem  guten  Willen  jener,  als  der  lebendigen  Träger  des  Rechts.  Dies 
ist  für  dessen  Verständniss  von  grundlegender  Bedeutung.  Die  Zwangs- 
auwendung ist  kein  wesentliches  Kennzeichen  der  Rechtsnormen,  sondern 
nur  ein  Nothbehelf,  dessen  Verwirklichung  schliesslich  durch  die  freiwillige 
Anerkennung  Seitens  der  rechtsausübenden  Organe  und  Machthaber  bedingt 
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ist.  Das  Recht  hat  nur  Macht  und  Bestand,  so  lange  die  Motive  seiner 
ständigen  Anerkennung  allen  kommenden  Eventualitäten  gegenüber  in  den 
Geistern  der  Rechtsgenossen  unerschüttert  beharren. 

Die  Existenz  der  Rechtsnormen,  deren  Arten  theils  vom  Gesichtspunkte 
des  Inhalts,  der  Qualität  und  Richtung,  theils  nach  Art,  Grund  und  dem 
Masse  ihrer  Geltung,  theils  nach  Werth  und  Zweck  unterschieden  werden, 
ist  eine  zwiefache.  Alle  werden  auf  der  einen  Seite  als  Rechtsansprüche, 
auf  der  anderen  als  Rechtspflichten  anerkannt.  Eine  andere  Art,  Normen 
zu  wollen  und  anzuerkennen,  giebt  es  nicht.  Alle  Rechtsnormen  drücken 
den  Inhalt  von  Rechtsverhältnissen  aus.  Nur  der  Rechtsanspruch, 
dem  jedesmal  eine  Rechtspflicht  gegenübersteht,  ist  in  vollem  Sinne  sub- 
jektives Recht.  Das  blosse  rechtliche  Dürfen  entbehrt  eines  bestimmten 
rechtlichen  Zwecks  und  ist  im  praktischen  Resultat  gleichbedeutend  mit  dem 
Nichtvorhandensein  verbietender  Normen.  Der  Begriff  des  objektiven  Rechts 
entsteht  erst  dadurch,  dass  wir,  einem  allgemeinen  Bedürfnisse  des  mensch- 
lichen Geistes  folgend,  den  Inhalt  der  bestehenden  Rechtsverhältnisse  —  die 
korrelaten  Rechtsansprüche  und  RechtspfUchten  —  objektiviren,  d.  h.  gleich- 
sam als  für  sich  und  ausser  uns  existirend  denken  und  unserem  Ich  gegen- 
überstellen. 

Rechtsobjekt  ist  strenggenommen  das  von  einer  Rechtsnorm  ge- 
forderte zukünftige  Verhalten  des  Verpflichteten,  das  freilich  seine  konkrete, 
unterscheidende  Gestalt  stets  erst  durch  das  erhält,  worauf  es  sich  bezieht, 
mithin  durch  das,  was  nach  gewöhnlichem  Sprachgebrauch  als  Rechtsobjekt 
bezeichnet  wird.  Geeignet  dazu  erscheint  Alles,  worauf  sich  überhaupt  das 
Handeln  und  Unterlassen  von  Menschen  möglicherweise  richten  und  beziehen 
kann ;  in  erster  Linie  die  Rechtssubjekte  selbst,  deren  Existenz,  Bestandtheile 
und  Eigenschaften  (auch  die  juristischen  Personen,  allen  voran  der  Staat) 
und  erst  in  zweiter  die  Sachen,  welche  man  bisher  besonders  in  Betracht  zu 
ziehen  pflegte. 

Schon  aus  dieser  kurzen  Darlegung  der  Hauptgesichtspunkte  wird  man 
die  Bedeutung  und  Tragweite  der  neuen  Prinzipienlehre  ersehen.  Dieselbe 
erinnert  —  trotz  der  inhaltlichen  Verschiedenheit  beider  "Wissensgebiete  — 
an  das  Verfahren  der  neueren  Naturwissenschaft.  Wie  diese  durch  das 
Nachdenken  über  das  gemeinsame  Wesen  und  die  allgemeine  Gesetzlichkeit 
in  dem  Wirken  der  alle  konkreten  Naturvorgänge  bedingenden  Elementar- 
kräfte einen  ganz  neuen  Aufschwung  genommen  hat,  so  steht  zu  hoffen,  dass 
auch  die  vom  Verfasser  angeregte  Forschung  nach  den  allgemeinen  Be- 
dingungen, von  denen  das  positive  Recht  aller  Orten  und  Zeiten  abhängig 
ist,  zu  Einsichten  fuhren  werde,  welche  sich  sowohl  für  die  wissenschaftliche 
Bearbeitung  wie  für  die  praktische  Handhabung  des  Rechts  gleich  fruchtbar 
erweisen  werden. 

Dass  diese  Hoffnung  nicht  ungegründet  sei,  erhellt  schon  aus  obigen 
Anfuhrungen,  und  würde  dies  bald  noch  offenbarer  werden,  wenn  es  gelingen 
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sollte,  die  neue  Prinzipienlchre  weitereu  Kreisen  zugänglich  und  praktisch 
yerwendbar  zu  machen.  Es  würde  dadurch  mit  manchen,  einer  gesunden 
Rechtsauffassung  schädlichen  Yorurtheilen  aufgeräumt,  und  die  Ueberzeugung 
befestigt  werden,  dass  die  einzig  zuverlässige  Stütze  der  Geltungsbewährung 
des  Rechts  nicht  in  der  äusseren  Macht  der  jeweiligen  Gewaltinhaber,  son- 
dern in  der  innern  Motivationskraft  der  durch  das  Recht  zu  verwirklichenden 
nihaltvollen  Ziele  des  Lebens  zu  suchen  sei.  H.  Sommer. 


O*  Q*  von  Swinderen,  docteur  en  droit,  juge  au  tribunal  de  TArrondisse- 
ment  de  Groningue,  Esquisse  du  droit  penal  actucl  dansLes 
Pays-Bas  et  &  TEtranger.  Groningue,  P.  Nordhoff,  1894.  Bd.  II 
u.  m,  427  u.  436  S.    Preis  k  Bd.  20  M. 

Die  Erwartungen,  die  bei  Besprechung  des  I.  Bandes  an  dieser  Stelle 
des  Archivs  ausgesprochen  wurden,  haben  sich  als  gerechtfertigt  erwiesen: 
das  für  die  vergleichende  Strafrechts  Wissenschaft  so  überaus  wichtige  Werk 
liegt  nunmehr  vollendet  vor  uns,  indem  in  diesen  zwei  Bänden  der  ganze 
sog.  spezielle  Thcil  des  Strafrechts  dargestellt  ist.  Den  Mittelpunkt  der 
Betrachtung  bildet  bei  jeder  einzelnen  Verbrechenskategorie  das  hollän- 
dische Recht,  dem  jedes  Mal  eine  kurze  historische  Uebersicht  voran- 
geht. Es  folgt  sodann  die  mehr  oder  weniger  ausfuhrliche  Darstellung  des 
deutschen,  österreichischen,  ungarischen,  schwedischen,  nor- 
wegischen, dänischen,  französischen,  belgischen,  schweizeri- 
schen, italienischen,  spanischen,  finnländischen,  russischen, 
englischen,  nordamerikanischen,  indischen,  japanischen  Rechts, 
worauf  am  Schluss  eines  jeden  Abschnittes  allgemeine  Betrachtungen  über 
die  jeweiligen  Verbrechensthatbestände  angestellt  werden,  unter  Hinzufügung 
mancher  de  lege  ferenda  höchst  beachten swerthcr  Vorschläge.  Die  eigent- 
liche Rechtsvergleichung  selbst  wird  der  Arbeit  des  Lesers  überlassen. 
Zu  bedauern  ist  es  vielleicht,  dass  einige  neuere  Strafgesetzbücher  und  von  den 
älteren  n.  A.  das  griechische  Strafgesetzbuch  nicht  in  den  Betrachtungs- 
kreis mit  hineingezogen  werden;  das  Studium  dieses  letzteren  bietet  ganz 
besonderes  Interesse,  da  es  auf  fast  reiner  FEUERBACH'scher  Grundlage  beruht 
and  ist  auch  fUr  die  Fremden  unschwer  zugänglich,  da  es  auch  in  deutscher 
Sprache  amtlich  s.  Z.  publizirt  worden. 

Die  Eintheilung  des  speziellen  Theiles  wird  am  Anfang  des 
U.  Bandes  kurz  angegeben  und  motivirt: 

I.  Kap.:  Angriffe  gegen  die  Person, 
JI.  Kap.:  Angriffe  gegen  die  Eigenthumsrechte, 

lU.  Kap.:  Angriffe  gegen  die  Familie, 

IV.  Kap.:  Angriffe  gegen  die  Gesellschaft. 

Ausgegangen  wird  somit  von  der  Personalität  des  Individuums  und  zwar 
«auf  Grund  der  Prinzipien  des  positiven  Christenthums^,  auf  welche  auch  in 


—     610     — 

den  vorliegenden  Bänden  wiederholt  hingewiesen  wird.  Im  Gegensatz  zu 
der  LiszT'schen  Systematisirung,  die  allein  unter  den  abweichenden  Theorien 
in  kurzen  Sätzen  dargelegt  wird,  nimmt  sonach  der  Verfasser  das  durch  das 
Verbrechen  angegriffene  subjektive  Recht  zum  Eintheilungsgmnd.  Natürlich 
ergeben  sich  bei  der  Klassifikation  manche  Unebenheiten,  die  jedoch  um  so 
weniger  zu  rügen  sind,  als  der  Verfasser  am  Anfang  seiner  Betrachtungen 
selbst  darauf  aufmerksam  macht,  dass  jede  Eintheilung  der  Verbrechen  noth- 
wendigerweise  mehr  oder  weniger  den  Stempel  des  Willkürlichen  tragen 
müsste.  Dr.  G.  von  Streit  (Athen). 


Dr.  L.  Oppenheim ,  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Basel,  Die 
Objekte  des  Verbrechens,  Basel.  Benno  Schwabe,  1894.  VIII. 
388  S.    Preis  Mk.  10. 

Die  vorliegende  Untersuchung  geht  von  einer  möglichst  weiten  Definition 
des  Objektbegriffes  aus.  Objekt  des  Verbrechens  ist  danach  nicht  das  Ding, 
auf  w^elches  sich  die  Verbrechenshandlung  richtet,  welches  also  durch  die- 
selbe angegriffen  wird;  Objekt  ist  vielmehr  ein  jedes  i.  w.  S.  dem  Subjekte 
gegenübergestelltes  Ding  (§  14  fg.),  sei  es  das  einzelne  körperlich  greifbare 
Ding  der  Aussenwelt,  sei  es  ein  Begriff,  den  der  Mensch  seiner  Betrachtung 
unterwerfen  kann.  Objekt  aber  einer  Handlung  (d.  h.  einer  Willensvcrwirk- 
lichung  durch  Muskelbewegung  §  16)  ist  dasjenige,  mit  welchem  das  Subjekt 
in  selbstbezweckten  Zusammenhang  getreten  ist.  Demgemäss  wäre  Objekt 
des  Verbrechens  auch  ein  durch  die  Handlung  selbst  erzeugtes,  resp.  ein 
durch  die  Handlung  am  Entstehen  verhindertes  Objekt;  ja,  bei  Betrachtung 
des  Verbrechens  in  seiner  Beziehung  zu  Zeit  und  Raum  ergebe  es  sich,  dass 
man  sich  auch  räumliche  Objekte  der  Verbrechenshandlungen  vorstellen  könne 
(§  20).  Ueberhaupt  aber  müsste  man  bei  Betrachtung  der  Objekte  des 
Verbrechens,  da  bei  Aenderung  des  Standpunktes,  von  dem  aus  man  einen 
Thatbestand  in's  Auge  fasse,  nothwendig  sich  auch  die  Objekte  veränderten, 
zur  Beantwortung  der  Frage  nach  dem  Objekte  eines  Verbrechens  jedes 
Mal  vorher  feststellen,  welchen  Standpunkt  man  in  der  Betrachtung  ein- 
nimmt (§  22  fg.).  Andererseits  sei  aber  auch  die  Natur  der  Objekte  auf  die 
Vornahme  der  Handlung  von  Einfiuss  (§  19:  es  gäbe  neben  selbständigen 
körperlichen  und  unkörperlichen  auch  unselbständige  Dinge;  Letztere  wären 
entweder  Theile  eines  selbständigen  Ganzen  oder  bestünden  aus  mehreren 
selbständigen  Dingen  resp.  aus  Beziehungen,  Zuständen  oder  Vorgängen). 
Endlich  sei  auch  zwischen  Objekt  und  Mittel  zu  unterscheiden. 

Auf  Grund  obiger  Betrachtungen  wird  dann  zur  Aufstellung  der  ver- 
schiedenen Objektskategorien  geschritten: 

1)  Defiuitionsobjekte.  2)  Die  verletzte  Norm.  3)  Das  objek- 
tive Recht.  4)  Das  Gehorsamsrecht  des  Staates.  5)  Die  Gehor- 
samspflicht gegen  den  Staat.    6)  Die  Rechtsordnung  (als  Zustand). 
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7)  Der  Staat  als  Hüter  der  Kechtsordnung.  8)  Jeder  Unterthan 
als  Interessent  an  der  Rechtsordnung.  9)  Das  geschädigte 
Rechtssubjekt.  10)  Das  Schutzobjekt.  11)  Das  Handlungsobjekt. 
12)  Das  räumliche  Recht. 

Aus  dieser  Reihe  werden  herausgegriffen  das  Schutzobjekt,  das 
Handlungsobjekt,  das  Definitionsobjekt,  das  räumliche  Objekt 
(§  25 fg.).  Schutzobjekt  ist  „dasjenige  Objekt  (ein  Zustand,  Gefühl, 
Recht,  eine  Pflicht),  welches  durch  das  einzelne  Verbrechen  angegriffen 
wird".  Objekt  schlechthin  des  Verbrechens  (regelmässig  das  Hand- 
lungsobjekt, ausnahmsweise  jedoch  auch  das  räumliche  Objekt  der  Handlung) 
ist  „dasjenige  Objekt,  an  welchem  das  Verbrechen  begangen  wird,  bezw.  welches 
durch  das  Verbrechen  erzeugt  werden  muss,  damit  der  das  betreffende  Verbrechen 
charakterisirende  Angriff  auf  ein  Schutzobjekt  vorliegt"  (S.  194).  Definitions- 
objekt  ist,  was  in  der  Definition  eines  gesetzlichen  Verbrechensthatbestaudes 
als  Objekt  des  betreffenden  Verbrechens  erscheint.  Weniger  wichtig  sei  das 
räumliche  Objekt,  das  nicht  noth wendiger  Weise  bei  jedem  Verbrechen 
vorkäme.  Zu  den  Schutzobjekten  sowie  den  Verbrechensobjekten  schlechthin 
sodann  übergehend,  bespricht  der  Verfasser  die  verschiedenen  Modalitäten, 
sowie  das  Verhältniss  der  Verbrechen  zu  ihren  Schutzobjekten,  den  prinzi- 
palen und  den  event.  neben  diesen  vorhandenen  sekundären  Schutzobjekten; 
auch  präzisirt  er  seine  Auffassung  betreffend  die  räumlichen  Objekte  sowie 
die  Bedeutung  der  Zeit  bei  Verbrechen  (§  34  fg.). 

Diese  Sätze  bilden  den  eigentlichen  Mittelpunkt  der  Ausführungen  des 
Verfassers  (11.  und  III.  Abtheilung);  es  wird  denselben  ein  Ueberblick  über 
die  verschiedenen  Verbrechensobjekttheorien  vorangestellt  (Feüerbach, 
Wächter,  Berner  etc.  I.  Abth.,  S.  1 — 56,  vgl.  auch  Einiges  über  die 
GETER'sche  Theorie  S.  173)  und  eine  IV.  Abtheilung  hinzugefügt,  in  der  die 
Anwendung  der  gewonnenen  Resultate  an  den  Verbrechen  des  D.  Str.-G.-B. 
im  Einzelnen  durchgeführt  wird. 

Die  Stärke  des  Buches  liegt  jedenfalls  in  der  Unterscheidung  zwischen 
dem  schlechthin  sog.  Objekte  und  dem  Schutzobjekte  des  Verbrechens  und 
glauben  wir,  dass  dasselbe  darin  einen  wesentlichen  Fortschritt  in  der  all- 
gemeinen Lehre  des  Strafrechts  bedeutet.  Die  Gnmdlegung  dieser  Unter- 
scheidung wird  mit  scharfsinnigen  Argumenten  vertheidigt.  Einige  Fragen 
bleiben  jedoch  bei  Verwerthung  der  so  gewonnenen  Begriffe  übrig,  ins- 
besondere in  der  Lehre  von  den  Unterlassungs- ,  sowie  in  der  der  reinen 
Ungehorsamsverbrechen;  auch  erscheint  auffallend,  bei  der  Definition  der 
schlechthin  sog.  Verbrechensobjekte,  die  Nebeneinanderstellung  der  Objekte, 
an  denen  die  Handlung  vorgenommen  wird,  neben  denjenigen,  die  durch  die 
Handlung  erzeugt  werden;  schärfer  müsste  auch  die  Abgrenzung  dieser 
Letzteren  von  den  Verbrechensmitteln  gefasst  werden.  —  Was  aber  die 
übrigen  Verbrechensobjektkategorien  anbetrifft,  so  kann  deren  Aufstellung 
kaum  recht  befriedigen,   zumal  sie  auf  einer  u.  £.  viel  zu  weiten  Definition 
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des  Objektbegriffes  überhaupt  bassirt,  die  zur  Verflüchtigung  des  ganzen 
Objektbegriffes  nothwendig  führen  muss;  die  meisten  der  Kategorien  werden 
ja  auch  im  Werke  selbst  nicht  weiter  berücksichtigt  —  wobei  denn  das  Heraus- 
greifen der  vier  oben  angegebenen  Kategorien  als  willkürlich  erscheinen 
muss.  So  bliebe  es  denn  zu  untersuchen,  welchen  Werth  die  Aufstellung 
und  Unterscheidung  aller  jener  12  Kategorien  für  die  Wissenschaft  und 
Praxis  hat.  Unsere  Bedenken  gegen  die  Anwendung  der  Sätze  des  Ver- 
fassers auf  die  einzelnen  Verbrechensthatbestände,  wie  sie  in  der  IV.  Ab- 
theilung des  Werkes  erfolgt,  könnten  wir  nicht  angeben,  ohne  den  Rahmen 
einer  einfachen  Besprechung  zu  überschreiten. 

Dr.  G.  von  Streit  (Athen). 


Dr.  0.  Nippoldy  Der  völkerrechtliche  Vertrag,  seine  Stellung  im 
Kechtssystem  und  seine  Bedeutung  für  das  internationale 
Recht.    Bern,  K.  J.Wyss,  1894.    286  S.     Preis  4  Mk. 

Der  Streit  über  die  Quellen  des  Völkerrechts  ist  noch  nicht  aus- 
gefochten.  Es  mehren  sich  neuerdings  die  Stimmen  derer,  welche  die 
völkerrechtlichen  Verträge  aus  den  Quellen  des  Völkerrechts  ganz  hinaus- 
drängen, resp.  nur  in  gewissem  Umfange  als  objektives  Recht  schaffende 
Faktoren  anerkennen  wollen.  Diesen  gegenüber  tritt  nun  der  Verfasser  des 
vorliegenden  Werkes  für  die  Verträge  und  deren  Bedeutung  im  internatio- 
nalen Recht  ein:  nicht  nur,  dass  er  den  Verträgen  die  Kraft  zuertheilt, 
achtes  objektives  Recht  zu  erzeugen,  sondern  er  geht  sogar  bis  zu  dem 
Satze,  „die  völkerrechtlichen  Verträge  seien  die  einzige  Form  der  inter- 
nationalen Rechtssetzung"  (S.  250).  Völkerrecht  würde  eben  durch  den 
gemeinsamen  Willen  der  Staaten  geschaffen;  es  gebe  kein  Völkerrecht, 
das  über  den  Staaten  stünde,  da  Ursprung  allen  Rechtes  der  Wille  des 
Staates  sei;  es  existire  vielmehr  das  Völkerrecht  einfach  zwischen  den 
Staaten  und  sei  ein  „Kollektivwille**,  gebildet  aus  einer  „Summe  von  Einzel- 
willen" (S.  66).  Ein  solcher  Wille  „brauche  nicht  ein  besonderer,  von  dem 
Willen  der  Einzelnen  uuterscheidbarer  Wille  zu  sein",  wie  denn  auch  die 
rechtserzeugenden  Staaten  kein  „Gemeinwesen"  (universitas  personarum), 
sondern  nur  eine  ,.Gemeinschaft"  bildeten.  Andererseits  aber  stünde  der 
Einzel wille  auch  nicht  über  dem  Kollektivwillen,  da  er  an  sich  selbst 
rechtlich  gebunden  und  den  Anderen  gegenüber  verpflichtet  sei.  Dies  in 
kurzer  Skizze  die  Grundanschauung  des  vorliegenden  Werkes,  die  sich  z.  Th. 
an  die  BEROBOHM'schen  und  JELLiNEK'schen  Ausführungen  anlehnt,  ohne 
denselben  jedoch  überall  zu  folgen. 

Dieser  Grundauffassung  des  Verfassers  gegenüber  hätten  wir  einige 
Hauptbedenken;  es  ist  doch  jedenfalls  gar  zu  weit  gegangen,  wenn  das  Ge- 
wohnheitsrecht aus  den  Quellen  des  Völkerrechts  gestrichen  werden  soll  und 
könnte  man  u.  E.  den  oben  citirten  Satz  des  Verfassers  keineswegs  accep- 
tiren.    Uebrigens   steht  auch  derselbe   im  Widerspruch  zu  anderen  Ausfüh- 
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mngen  des  vorliegenden  Buches,  in  denen  nicht  nur  das  Gewohnheitsrecht 
neben  den  Verträgen  genannt,  sondern  sogar  hervorgehoben  wird,  dass  unter 
den  Quellen  des  Völkerrechts  bisher  die  Gewohnheit  überwiege  (S.  50,  61  u.  s.). 
Sodann  aber  haben  wir  uns  nicht  überzeugen  können,  dass  jene  Summe  von 
Einzelwillen  zur  Erzeugung  von  völkerrechtlichen  Normen  die  nöthige  Macht 
besitze;  wir  furchten,  dass  durch  diese  Theorie  das  Völkerrecht  zu  einer 
Summe  willkürlicher  Sätze  herabsinken  müsste  und  vermissen  stark  die 
ausserhalb  des  Einzelwillens  stehende,  denselben  bindende  Autorität.  Auch 
würde  die  Zahl  der  vorhandenen  positiven  Völkerrechtssätze  dann  bedenklich 
reduzirt  und  könnte  es  über  denselben  Gegenstand  so  viele  völkerrechtliche 
Grundsätze  geben,  als  man  sich  Kombinationen  von  Einzelwillen  vorstellen 
könnte.  Dagegen  stimmen  wir  mit  dem  Verfasser  ganz  überein  in  der  all- 
gemeinen Werthschätzung  des  völkerrechtlichen  Vertrages,  sowie  in  seiner 
Tendenz  gegen  das  Naturrechtunwesen.  Höchst  werthvoU  sind  auch  die 
Ausführungen  des  Verfassers  über  das  Verhältniss  von  Völkerrecht  und  Staats- 
recht sowie  Völkerrecht  und  Privatrecht.  Man  muss  sich  gewiss  hüten, 
das  Völkerrecht  in  Abhängigkeit  vom  Staatsrecht  zu  bringen  oder  im 
Vertragsrecht  mit  rein  privatrechtlichen  Sätzen  zu  operiren. 

Die  Nutzanwendung  der  in  der  Einleitung  (1 — 18)  sowie  im  all- 
gemeinen Theile  (19 — 91)  gewonnenen  Sätze  geschieht  im  speziellen 
T  heile  der  Abhandlung  (92 — 235),  besonders  in  der  Lehre  von  der  Natur 
und  Giltigkeit  der  Verträge.  Die  betreffenden  Ausführungen  sind  ganz 
besonderer  Beachtung  werth.  Völkerrechtlicher  Vertrag  ist  zunächst  danach 
ein  Rechtsgeschäft  zwischen  zwei  Staaten,  durch  welches  dieselben  ihren 
Willen  in  einer  bestimmten  Richtung  einigen  und  diese  Einigung  erklären 
In  der  Lehre  von  der  Wirksamkeit  der  Verträge  sei  aber  zwischen  völker- 
rechtlicher und  staatsrechtlicher  Wirksamkeit  zu  scheiden:  so  müsse  denn 
davon  ausgegangen  werden,  dass  völkerrechtlich  dasjenige  Staatsorgan,  welches 
thatsächlich  den  Abschluss  eines  Vertrages  vornehme,  zunächst  als  zu  dieser 
Vornahme  befugt  anzusehen  sei;  denn  es  könne  keinen  völkerrechtlichen 
Satz  geben,  der  eine  besondere  Legitimation  des  betreffenden  Staatsorganes 
vorschriebe.  Das  Korrektiv  gegen  diesen  Satz  wird  darin  zu  finden  sein, 
dass  alle  diejenigen  Verfassungsbestimmungen,  welche  die  Bedingungen  auf- 
stellen, die  zur  giltigen  Staatswillensbildung  nothwendig  sind,  naturgemäss 
auch  die  Wirksamkeit  des  Vertrages  beeinflussen  müssen.  Anschliessend 
wird  das  Moment  der  Willensfreiheit  beim  Vertragsschluss  erörtert ;  nicht 
sei  jeder  Zwang  dabei  unwesentlich,  vielmehr  müsse  zwischen  recht- 
mässigem und  unrechtmässigem  Zwange  unterschieden  werden.  Ersterer 
beeinträchtige  den  Vertragsschluss  nicht,  wohl  aber  Letzterer.  Endlich 
untersucht  der  Verfasser  den  Vertrag  nach  Form  und  Inhalt  und  behandelt 
die  Rechtsverbindlichkeit  und  Erzwingbarkeit  der  Verträge  (S.  19  Iff.). 
Der  Zwang  ist  nach  ihm  kein  wesentlicher  Moment  des  Rechtsbegriffs,  wohl 
aber  sei  eine  gewisse  Garantie  nöthig,  damit  von  Recht  gesprochen  werden 
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könne  und  solche  Garantien  und  Schutzmittel  fehlen  auch  im  Völkerrecht 
nicht;  sie  bestünden  Alle  in  der  Mitwirkung  dritter  Staaten.  —  Es  folgt  der 
Abschnitt  über  die  Endigung  der  Verträge,  wobei  spezielle  Sorgfalt  der 
„Kündigung**  gewidmet  wird.  In  diesem  wie  in  manchem  früheren  Ab- 
schnitte wird  vielfach  auf  die  seitens  der  europäischen  Staaten  mit  Japan 
geschlossenen  Verträge  gedeutet ,  die  den  Ausgangspunkt  zu  den  tieferen 
Untersuchungen  des  Verfassers  über  den  völkerrechtlichen  Vertrag  gebildet 
haben.  Die  europäische  Politik  im  fernen  Osten  wird  dabei  mit  heftigen 
Worten  angegriffen. 

Dies  der  Haupttheil  des  vorliegenden  höchst  interessanten  Werkes;  in 
den  ^Schlussbemerkungen^  (S.  248  bis  Schluss)  weist  der  Verf.  auf  die  Be- 
deutung des  völkerrechtlichen  Vertrages  hin;  dabei  wird  manche  prinzipale 
Rechtsfrage  berührt.  Ausgegangen  wird  in  diesem  Abschnitt  von  der  natür- 
lichen oder  nothwendigen  Ausgleichungstendenz  in  den  nationalen  Rechten: 
aus  denselben  ergebe  sich  einerseits  internationales,  andererseits  international 
gleiches  Recht.  Das  Völkerrecht  ist  nicht  ausschhesslich  öffentliches  Recht, 
es  ist  auch  z.  Th.  Privatrecht.  Das  internationale  Recht  begreife  eben 
alles  gemeinsame  Recht  der  Völker.  So  sehr  wir  in  manchen  Einzel- 
heiten dieses  Abschnittes  dem  Verfasser  beistimmen,  so  können  wir  ihm 
doch  in  seinem  u.  E.  übertriebenen  Vertrauen  auf  die  Ausgleichungstendenz 
der  nationalen  Rechte  nicht  folgen:  wir  furchten  auch,  dass  bei  der  Schilde- 
rung dieses  Ausgleichungsprozesses  das  bereits  Erreichte  nicht  scharf  genug 
von  dem  nur  Erreichbaren  resp.  dem  Erstrebenswerthen  geschieden  wird. 
Gleich  dem  Verfasser  blicken  wir  aber  jedenfalls  mit  Zuversicht  auf  die 
Fortschritte  des  Völkerrechts  und  erhoffen  Vieles  von  einer  wachsenden 
internationalen  Vereinbarung,  theilen  auch  vollkommen  seine  Wünsche  nach 
möglichst  vollständiger  Reinigung  des  Völkerrechts  von  Politik  und  Macht 
auf  dass  dasselbe  wie  jedes  andere  Recht  möglichst  nur  der  Gerechtigkeit 
diene.  Dr.  G.  von  Streit  (Athen). 


Alberto  Morelli,  La  funzione  legislativ a.    Bologna  1893.    392  S. 

Nach  MoRELLi  ist  der  Staat  ein  mit  eigener  Persönlichkeit  und  eigenem 
Willen  ausgestatteter  gesellschaftlicher  Organismus,  eine  Einheit  höherer 
Ordnung,  den  allgemeinen  Entwicklungsgesetzen  der  organischen  Welt  unter- 
worfen. Er  ist  aber  die  Gesellschaft  selbst  und  nicht  ein  von  ihr  verschie- 
denes Wesen.  Demnach  ist  das  Gesetz  nichts  anderes  als  der  Xollekti^-wille, 
sei  es  in  Form  der  Gewohnheit  oder  des  geschriebenen  Rechts.  Angabe 
der  gesetzgebenden  Funktion  des  Staates,  wohl  zu  unterscheiden  von  den 
gesetzgebenden  Organen,  ist  es,  mit  dem  wechselnden  und  sich  entwickelnden 
sozialen  Bewusstsein  im  Staate  im  Einklang  zu  bleiben.  Daraus  ergiebt  sich 
von  selbst  die  Antwort  auf  die  Frage  nach  der  Unabänderlichkeit  der  G^esetze 
oder  Verfassungen,  sowie  der  Rückwirkung  der  Gesetze  und  der  Berück- 
sichtigung wohlerworbener  Rechte.  Entspricht  die  Revolution  dem  Kollektiv- 
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willen,  so  ist  sie  dem  Rechte  nicht  entjjjegen ;  das  einzige  sichere  Älittel,  sie 
zu  vermeiden,  ist  die  rechtzeitige  Reform  der  Gesetzgebung.  Will  die  Ge- 
meinschaft, dass  ein  Gesetz  mit  rückwirkender  Kraft  bisher  bestehende  Rechte 
beseitigt,  so  muss  der  Ge8et2geber  als  Organ  der  Gemeinschaft  dies  aus- 
sprechen. Als  Aeusserung  des  sozialen,  d.  h.  des  herrschenden  Willens  hat 
das  Gesetz  obligatorische  Kraft;  daher  muss  es  einen  klaren  und  deutlichen 
Befehl  enthalten.  Damit  aber  das  Gesetz  den  StaatswiUen  darstellt,  muss 
sein  Inhalt  vom  Staat  berathen  und  verkündet  werden.  Die  Berathung 
scbliesst  den  Gesetzesvorschlag,  die  eigentliche  Gesetzesberathung  und  die 
Verleihung  der  verbindlichen  Kraft  in  sich;  die  Promulgation  besteht  in  der 
Redaktion  und  in  der  wirklichen  Verbreitung  und  Kundgebung  des  Gesetzes- 
inhaltes. 

Der  radikale,  soziologisch  angehauchte  Standpunkt  der  Schrift  entspricht 
wohl  den  gegenwärtig  in  Italien  zur  Herrschaft  gelangten  französisch-belgischen 
staatsrechtlichen  Ideen.  Daher  ist  es  auch  erklärlich,  wenngleich  den  Werth 
der  Arbeit  wesentlich  beeinträchtigend,  dass  in  ihr  alle  diejenigen  Gesetz- 
ge])ungen  und  Schriftsteller  als  minderwerthig  und  nebensächlich  behandelt 
werden,  welche  in  das  Freiheitsprog^mm  des  Verfassers  nicht  zu  passen 
scheinen.  Dabei  kommt  die  deutsche  Wissenschaft  mit  ihrer  Gründlichkeit 
nicht  zum  Besten  weg.  Die  Theorie  vom  Rechtsstaat  wird  als  gefahrliche, 
unbestimmte,  unvollständige  und  schon  missbrauchte,  natürlich  von  den 
Deutschen  erfundene  Formel  bezeichnet  (S.  7  A.  3),  die  deutsche  Behand- 
lung des  Stoffes  nach  den  Staatsorganen  als  verwirrend  und  die  Funktionen 
auseiuanderzerrend  hingestellt  (S.  14).  Stein  unterscheidet  bekanntlich  im 
organischen  Staate  drei  Elemente,  das  Ich  des  Staates,  sein  bewusstes  und 
unabhängiges  Wollen  und  seine  Handlung  und  dementsprechend  auch  drei 
Gewalten:  der  Souverän,  die  gesetzgebende  und  die  vollziehende  Gewalt. 
MoRELLi  sagt  (S.  37),  diese  Fintheilung  mache,  was  einfach  und  verständlich 
sei,  verwickelt  und  verworren,  obwohl  er  selbst  Volonta  und  Azione  unter- 
scheidet, also  nur  den  Souverän  streicht,  der  nach  ihm  im  allgemeinen  Volks- 
willen untergeht.  Mag  aber  die  Kritik  der  Lehre  Stein's  berechtigt  sein 
oder  nicht,  unberechtigt  und  nicht  vereinbar  mit  der  Würde  einer  wissen- 
schaftlichen Abhandlung  und  selbst  bei  einem  heissblütigen  italienischen 
Schriftsteller  nicht  entschuldbar  ist  der  vom  Verfasser  beliebte  triviale  Satz: 
Non  rideremo  in  faccia  allo  Stein,  tanto  piü  che  non  Tabbiamo  dinanzi. 
Wie  komisch  wirkt  gegenüber  solchen  Herzensergüssen  das  beständige  Sich- 
verbeugen vor  den  italienischen  Autoren;  ist  ja  doch  bei  diesen  „il  nostro 
piü  insigne  maestro''  fast  zum  stereotypen  Beisatz  geworden.  Dass  Morelli 
die  deutsche  Unterscheidung  zwischen  eigentlichen  und  uneigentlichen  Ge- 
setzen als  vollständig  irrig  verurtheilt  (S.  71),  ist  nur  die  Folge  seiner  Auf- 
fassung vom  Gesetze  überhaupt. 

Nach   allem  kann   der  kritische  Theil  der  Abhandlung  nicht  als   be- 
sonders glücklich  durchgeführt  erachtet  werden;  vielfach  fehlt  die  gerechte 
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Würdigung  abweichender  Rechtszustände.  Dazu  kommt,  dass  das  juristische 
Urtheil  des  Verfassers  sich  von  Beeinflussung  durch  politische  Erwägungen 
nicht  immer  freigehalten  hat;  die  Erörterungen  über  die  Giltigkeit  oder 
stillschweigende  Abrogation  des  Artikel  I  der  italienischen  Verfassung  (S.  320  f^ 
329)  liefern  hierfür  ein  beredtes  Beispiel. 

Trotz  seiner  Schwächen  bietet  das  Werk  den  deutschen  Juristen 
manches  Interessante.  Enthält  es  doch  eine.  Auffassung  vom  Wesen  des 
modernen  konstitutionellen  Staates,  welche  in  vielen  Punkten  von  der  in 
Deutschland  üblichen  Anschauung  abweicht.  Die  Sprache  ist  lebhaft  und 
eine  Reihe  von  zutreffenden,  scharfsinnigen  Bemerkungen  und  Beobachtungen 
hält  den  Mängeln  der  Arbeit  siegreich  das  Gleichgewicht.  Dass  Morelu 
dem  englischen  Common  law  Gerechtigkeit  widerfahren  lässt  (S.  179  A.  3)^ 
wird  bei  allen  Juristen  Beifall  finden,  welche  nicht  im  römischen  Recht  das 
einzige  Recht  verehren.  Dr.  Leopold  Menzinger. 


Dr.  Hans  Schneller,  Die  staatsrechtliche  Stellung  von  Bosnien 
und  der  Herzegowina.  Leipzig,  Kommissionsverlag  von  H.G.  Wall- 
mann, 1893.  (214  S.) 
Die  vorliegende  Schrift  beweist,  dass  ihr  Verfasser  Talent  besitzt,  nicht 
weniger,  aber  auch  nicht  mehr.  Denn  die  Theorie,  die  er  entwickelt,  dass 
Bosnien  und  die  Herzegowina  trotz  und  nach  der  Okkupation  und  Verwal- 
tungsübemahme  durch  Oesterreich-Ungarn  nach  wie  vor  „ein  Bestandtheil 
des  türkischen  Staates**  und  deren  Angehörige  „türkische  Unterthanen**  sind, 
ist  nicht  neu,  und  was  er  an  neuer  Beweisführung  und  an  Widerlegung  der 
entgegenstehenden  Anschauungen  bringt,  ist  nicht  gut.  Ulbrich,  der  diese 
von  S.  fast  wörtlich  wiederholte  Anschauung  zuerst  aufstellte,  sieht  sich 
selbst  zu  dem  Eingeständniss  genöthigt,  dass  in  diesem  „Bestandtheil  des 
osmanischen  Reiches"  „die  österreichisch-ungarische  Monarchie  die  Staats- 
gewalt nach  allen  ihren  materiellen  Richtungen  und  in  allen  ihren  Funktionen 
ausübt",  und  beweist  durch  diese  Verknüpfung  von  zwei  einander  aufliegend 
ausschliessenden  Begriffen  schlagend,  dass  diese  „Theorie"  (?)  eine  begriff- 
liche, in  sich  widerspruchslose  Erklärung  des  Thatbestandes  gar  nicht  in 
Angriff  nimmt.  Auch  S.  hat  keine  Ahnung  von  der  Methode,  welche  die 
Behandlung  öffentlich-rechtlicher  Fragen  der  Natur  der  Sache  nach  erheischt. 
Schon  die  Privatrechtsnormen  erschöpfen  mehrfach  nicht  die  Lebensverhält- 
nisse, die  sie  normiren  —  man  vergleiche  z.  B.  das  Institut  der  Ehe  mit  den 
mageren  Bestimmungen,  welche  die  bürgerlichen  Gesetzbücher  hierüber  treffen. 
Die  Beziehungen  von  Staatsgewalt  zu  Staatsgewalt  aber  und  die  öffentlich- 
rechtlichen Verhältnisse  überhaupt  werden,  wie  schon  Holtzendorff  hervor- 
gehoben, nur  zum  geringsten  Theile  ausdrücklich  normirt,  und  wer  die  Auf- 
gaben der  Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechtes  mit  der  mechanischen 
Aneinanderreihung  von   positiven  Bestimmungen  und  mit  blosser  Quellen- 
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Interpretation  als  erschöpft  betrachtet,  hat  nicht  blos  keine  Vorstellung  von  der 
von  StÖrk  zutreffend  charaktcrisirten  „publizistischen  Methode",  sondern  steht 
auch  den  Thatsachen  verständniss-  und  erklärungslos  gegenüber.  „Die  wissen- 
schaftliche Behandlung  des  Rechtes",  sagt  Laband,  „besteht  darin,  dass  sie 
die  Erscheinungen  des  Rechtslebens  nicht  blos  beschreibt,  sondern  auch 
erklärt  und  die  Uebereinstimmung  ihrer  Begriffe  mit  den  thatsächlich  be- 
stehenden Einrichtungen  und  den  positiven  Anordnungen  darthut"  —  sie 
erfordert  also  die  sorgfaltige  Analyse  der  Gesammtheit  aller  rechtlichen  und 
thatsächlichen  Verhältnisse.  S.  aber  analysirt  nur  einen  Theil  der  ohnedies 
dürftigen  Quellen  und  die  —  Reden  der  verschiedenen  Staatsmänner,  mit 
deren  Excerpten  er  seine  Theorie  zu  beweisen  sucht.  Andbasst,  Salisburt, 
Beaconsfield  sind  seine  Gewährsmänner,  sogar  ein  „offiziöser  Artikel  der 
Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung"  soll  interpretiren  helfen.  S.  setzt 
zwar  in  einer,  im  Wesentlichen  nicht  neuen,  aber  ganz  dankenswerthen  Zu- 
sammenstellung die  Verwaltungsthätigkeit  der  österreichisch-ungarischen  Re- 
gierung in  Bosnien  auseinander,  weiss  aber  mit  derselben  offenbar  nichts 
anzufangen.  Denn  er  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  diese  „Massnahmen  der 
«"»sterreichisch-ungarischen  Regierung  mehr  oder  weniger  (!)  auf  rech thcher 
Grundlage  beruhen".  Aber  die  Thatsache,  dass  auf  Grund  positiv-rechtlicher 
Normirung  —  und  Gesetzen  wird  man  doch  diesen  Charakter  nicht  ab- 
sprechen wollen  —  das  gemeinsame  österreichisch-ungarische  Ministerium  in 
Bosnien  die  volle  Regierungsthätigkeit,  die  ganze  Summe  der  überhaupt  in 
Erscheinung  tretenden  Herrschaftsrechte  ausübt,  dass  auf  Grund  des  in 
Bosnien  geltenden  positiven  Rechtes  alle  Beamten  und  die  ganze  Wehrmacht 
dieser  Länder  dem  Kaiser  von  Oosterreich  vereidigt  sind,  in  seinem  Namen 
Recht  sprechen,  beziehungsweise  auf  seinen  Ruf  gegen  jeden  —  auch  gegen 
den  Sultan!  —  zu  kämpfen  verpflichtet  sind,  dass  ohne  Bewilligung  des 
Kaisers  von  Oesterreich  kein  Bosnier  einen  Orden  —  auch  nicht  vom  Sultan!  — 
annehmen  darf,  dass  alle  Staaten  mit  Oesterreich-Ungarn  Verträge  geschlossen 
haben,  die  auch  für  Bosnien  gelten  oder  sogar  bloss  die  Anerkennung  der 
österreichisch-ungarischen  Herrschaft  in  Bosnien  enthalten,  dass  Oesterreich- 
ITugam  die  Personalhoheit  über  die  Angehörigen  Bosniens  und  der  Herze- 
gowina faktisch  und  auf  Grund  von  positiven  Normen  überall,  selbst  auf 
türkisch  gebliebenem  Boden  ausübt  —  alle  diese  Thatsachen  des  wirklichen 
Lebens,  wie  des  positiven  Rechtes  durch  eine,  das  Widersprechende  zusammen- 
schweissende  „Theorie",  oder,  wie  Tezner  versucht,  durch  die  Annahme 
eines  „durch  die  Gesetzgebungsakte  des  Kaisers  und  Königs  allerdings  nicht 
zum  Ausdruck  gebrachten  (!)  Stellvertretungsverhältnisses"  zwischen  dem 
Sultan  als  dem  Inhaber  und  dem  Kaiser  als  Träger  der  Souveranetät  ^  oder 


^  Diese  Stellvertretungstheorie  ist  ein  Pendant  zu  der  von  Laband  mit 
Recht  ironisirten  Lehre,   welche  die  Enteignung  als   einen  Kaufvertrag   er- 
klärt.   Mit  demselben   Rechte,   mit  dem    „die  Juristen   dem   wider  seinen 
Archiv  für  öflfeiitliches  Recht.  X.  4.  ^i 
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endlich,  wie  S.  will,  mit  der  vagen  Annahme  erklären  zu  wollen,  daas  sie  nur 
„mehr  oder  weniger^  rechtlich  von  Belang  sind,  ist  im  Ergebniss  so  offenbar  — 
unzulänglich,  dass  es  müssig  erscheinen  muss,  S/s  Versuche  einer  Ableitung 
dieses  Ergebnisses  hier  im  Einzelnen  zu  widerlegen.  Es  genüge,  darauf  zu 
verweisen,  dass  S.  zu  Normen  „von  staatsrechtlicher  Wirksamkeit^  gelangt, 
denen  keine  „völkerrechtliche  Bedeutung**  zukommt!  Ref.  glaubt  demnach, 
sich  mit  dem  Hinweis  auf  seine  Darlegungen  im  V.  Bande  dieser  Zeitschrül 
beschränken  zu  können. 

Auch  dort,  wo  S.  speziell  von  der  „Stellungnahme  der  Wissenschaft" 
handelt,  bieten  seine  Argumentationen  keine  Beweisführung.  Seine  Erörte- 
rungen über  den  Souveränitätsbegriff  sind  lang,  ohne  gründlich  zu  sein. 
Wenn  er  die  faktische,  und  wie  gezeigt  wurde,  auch  positivrechtliche  suprema 
potestas  des  Kaisers  von  Oesterreich  auf  bosnischem  Boden  mit  der  Ueber- 
macht  des  siegreichen  „Kaisers  von  Deutschland"  (sie!)  innerhalb  der  vor- 
übergehend okkupirten  französischen  Provinzen  vergleicht,  so  beweist  er  eben 
dass  er  den  Begriff  der  Supremitas  trotz  der  langen  Untersuchung  nicht  er- 
fasst  hat  —  hatte  denn  der  deutsche  Kaiser,  auch  nur  jemals  den  animus,  in 
Versailles  seine  Herrschaft  zu  etabliren?  Auch  den  technischen  Begriff  der 
Herrschaft  hat  S.  von  Laband  nicht  erfassen  gelernt.  Besonders  auffällig 
aber  müssen  die  wesentlichen  Irrthümer  erscheinen,  die  S.  in  Bezug  auf  das 
Österreichische  Verfassungsrecht  unterlaufen  sind,  und  die  Schwickbr  (in  der 
wissenschaftlichen  Beilage  der  Münchcner  Allgemeinen  Zeitung  Xo.  127  ai 
93)  bereits  aufgezeigt  hat.  Sehr  dankenswerth  ist  jedenfalls  in  diesem  sehr 
schön  ausgestattetem  Buche  die  ausführliche  Wiedergabe  der  einschlägigen 
Vertrags-  und  Gesetzes-Materialien.  Die  Sorgfalt  S.'s,  die  hier  zu  Tage  tritt, 
verspricht  Gutes  für  seine  weiteren  Arbeiten. 

Prag.  Lingg. 

Dr.  Franz  Hauke,  a.  o.  Professor   der  Rechte  an  K.  K.  Franz  Joseph-Uni- 
versität  m  Czemowitz.    Die    geschichtlichen   Grundlagen  des 
Monarchenrechts.  Wien  und  Leipzig,  Wilhelm  Braumüller,  K.  und 
K.  Hof-  und  Universitäts-Buchhändler,  1894.     146  S.    8^ 
Für  keinen  Staat  der  Welt,  selbst  Deutschland  nicht  ausgenommen,  ist 
die  Monarchie  von  grösserer  Bedeutung   als  für  Oesterreich.    Erscheint  sie 
sonst  lediglich  als  eine  unter  mehreren,  an  sich  möglichen  Verfassungsformen, 


Willen  enteigneten  Hausbesitzer  einreden  wollen,  er  habe  mit  dem  Ent- 
eigner einen  Consensualvertrag  geschlossen*",  nur  mit  demselben  Rechte  kann 
man  den  Kaiser  von  Oesterreich  als  den  Stellvertreter  des  Sultans  erklären! 
Aber  „mit  demselben  Rechte  könnte  man  fingiren,  der  zu  einer  Gefilngniss- 
strafe  verurtheilte  Verbrecher  habe  eine  Wohnung  nebst  Beköstigung  im  Ge- 
fängniss  gemiethet  ....'* 
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80  kann  das  Völkergemisch  Oesterreichs  überhaupt  nur  durch  die  Monarchie 
in  einem  einheitlichen  Staatsverbande  zusammengehalten  werden.  Der  öster- 
reichische Staat  ist  aber  im  Gegensatze  zu  den  geschlossenen  nationalen 
Grossstaaten  eine  rein  historische  Bildung,  indem  durch  die  verschiedensten 
geschichtlichen  Thatsachen  Länder  der  mannigfachsten  Nationalität,  Kultur 
und  Verfassung  unter  der  habsburgischen  Dynastie  verbunden  wurden.  Eine 
Untersuchung  über  die  geschichtlichen  Grundlagen  des  Monarchenrechts  in 
Oesterreich  umfasst  daher  den  Kernpunkt  der  österreichischen  Verfassungs- 
geschichte. 

Da  die  österreichische  Monarchie  auf  der  Grundlage  der  deutschen 
Landeshoheit  erwachsen  ist,  so  liegt  der  Ausgangspunkt  der  Untersuchung 
in  dem  älteren  deutschen  Verfassungsrechte  unter  besonderer  Berücksichti- 
gung der  österreichischen  Hausgeschichte.  Dies  ist  der  Gegenstand  der 
beiden  ersten  Kapitel.  Erst  mit  der  Ausdehnung  des  Machtbereiches  über 
die  burgundischen,  spanischen,  böhmischen  und  ungarischen  Länder,  welche 
im  dritten  Kapitel  behandelt  wird,  wächst  die  Dynastie  über  die  Schranken 
der  deutschen  Landeshoheit  hinaus.  Die  drei  letzten  Kapitel  erörtern  end- 
lich in  dem  Rechte  der  Primogenitur,  der  pragmatischen  Sanktion  und  der 
Entwicklung  des  Monarchenrechts  seit  Annahme  der  österreichischen  Kaiser- 
würde das  besondere  Hausrecht  der  österreichischen  Dynastie  in  seinen  ge- 
schichtlichen Grundlagen.  Die  Beilagen  beziehen  sich  auf  die  Rechtsstellung 
des  kaiserlichen  Hauses  überhaupt  und  auf  die  Bestimmungen  des  Staats- 
grundgesetzes vom  21.  Dez.  1867,  die  im  einzelnen  erörtert  werden. 

Bedauerlich  erscheint  es,  dass  eine  Untersuchung  über  das  Recht  des 
österreichischen  Kaiserhauses  immer  noch  auf  das  Aeusserste  durch  die  Ge- 
heimhaltung der  nach  der  pragmatischen  Sanktion  erlassenen  Hausgesetze, 
namentlich  der  Hausordnung  vom  3.  Febr.  1839  erschwert  wird.  Bei  dieser 
mangelhaften  Kenntniss  der  Quellen  muss  jede  wissenschaftliche  Darstellung 
eine  mehr  oder  weniger  lückenhafte  bleiben. 

Jedenfalls  darf  für  die  ältere  Rechtsentwicklung  die  Darstellung  des  Ver- 
fassers den  Anspruch  erheben,  eine  im  Wesentlichen  erschöpfende  und  ab- 
schliessende zu  sein.  Auf  Grund  des  gedruckt  vorliegenden  Quellenmaterials 
und  der  reichhaltigen  Literatur  kommt  die  Entwicklung  der  österreichischen 
Monarchie  aus  der  deutschen  Landeshoheit  zum  modernen  Grossstaate  klar 
cur  Erscheinung.  Den  Einflüssen,  welche  der  Erwerb  der  spanischen  und 
andererseits  der  böhmischen  und  ungarischen  Enrons  auf  die  Ausbildung  des 
monarchischen  Rechtes  geübt  hat,  ist  dabei  besonders  Rechnung  getragen. 
Auch  die  historische  Bedeutung  der  pragmatischen  Sanktion  hat  nach  dem 
Vorgange  Bidbrmann^s  eine  von  der  landläufigen  Auffassung  abweichende 
wissenschaftlich  begründete  Erörterung  gefunden,  namentlich  hinsichtlich  der 
verschiedenen  Bedeutung,  welche  die  pragmatische  Sanktion  für  Ungarn  und 
für  die  anderen  Territorien  hatte.  Die  Schrift  bildet  eine  wesentliche  Be- 
reicherung des  österreichischen  Staatsrechts,  und  wenn   die  Darstellung  der 
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neueren  Zeit  nach  manchen  Richtungen  dürftiger  ausgefallen  ist,  so  ist  dies 
nicht  Schuld  des  Verfassers,  sondern  die  nothwendige  Folge  der  mangelnden 
Publizität  der  Quellen. 

Berlin.  Conrad  Bornhak. 

Dr.  Oustay  Seidler ,  Professor  an  der  Wiener  Universität,  Studien  zur 
Geschichte    und    Dogmatik    des    österreichischen    Staats- 
rechtes.   Alfred  Holder,  E.  u.  K.  Hof-  und  Universitäts-Buchhändler, 
Wien,  1894.     188  S. 
Unter   der  neueren,   sich  ziemlich   reich  entwickelnden  Literatur  der 
österreichischen  Staats-  und  Bechtsgeschichte  nehmen  die  Studien  des  Ver- 
fassers eine  hervorragende  Stelle  ein.    Die  in  ihnen  behandelten  Gegenstände 
umspannen  mit  der  durch  ihren  Inhalt  gebotenen  Beschränkung  den  ganzen 
Zeitraum  der  österreichischen  Geschichte.    Sie  dürften  daher  eine  geeignete 
Grundlage  bilden,  um  später  auf  ihnen  eine  allgemeine  österreichische  Rechts- 
geschichte  aufzubauen.    Abgesehen  davon,    dass  es  sich  bei   allen  drei  Ab- 
handlungen  um    die   Entwicklung   des   öffentlichen   Rechtes  in   Oesterreich 
handelt,  stehen  sie  jedoch  unter  einander  in  keinem  organischen  Zusammen- 
hange und  bedürfen  deshalb  einer  besonderen  Erörterung. 

Die  erste  Abhandlung  enthält  eine  einleitende  Uebersicht  über  die 
öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  in  Oesterreich  unter  den  Babenbergem 
(976 — 1246).  Damit  ist  gewissermassen  das  Einleitungskapitel  zu  einer  all- 
gemeinen österreichischen  Rechtsgeschichte  bereits  gegeben.  Nach  den 
gründlichen  Vorarbeiten  auf  diesem  Gebiete  konnte  der  Verfasser  allerdings 
wesentlich  Neues  nicht  bringen.  In  dem  gedrängten  Räume  von  21.  S.  er- 
halten wir  aber  ein  vollständiges  Bild  des  Öffenthchen  Rechtszustandes  unter 
den  Babenbergem.  Es  wird  zunächst  die  Stellung  des  Landesherm  vor  und 
nach  dem  Privilegium  minus  von  1156,  demnächst  die  Gerichtsverfassung,  die 
sonstige  Regierungsgewalt  der  Landesherm,  das  Ständewesen  und  die  städtische 
Verfassung  erörtert. 

Die  zweite  Abhandlung  hat  das  Recht  der  Thronfolge  in  geschichtlicher 
und  dogmatischer  Darstellung  zum  Gegenstande.  Sachlich  leidet  sie  wie  die 
HAUKE'sche  Schrift  über  die  geschichtlichen  Grundlagen  des  Monarchenrechtes 
an  dem  vom  Verfasser  nicht  verschuldeten  Mangel,  dass  die  Rechtsquellen 
zimi  Theil  immer  noch  geheim  gehalten  werden.  Der  geschichtliche  Tlieil 
umfasst  die  Entwicklung  des  Thronfolgerechtes  von  Rudolf  von  Habsburg 
bis  zur  pragmatischen  Sanktion,  der  dogmatische  Theil  giebt  das  geltende 
Thronfolgerecht.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  österreichischen  Thron- 
folgerechtes weicht  insofern  von  dem  gemeinen  deutschen  Staatsrechte  ab, 
als  es  sich  komplicirt  durch  die  besonderen  Institutionen  von  Ungarn  und 
Böhmen.  Der  dogmatische  Theil  giebt,  sow^eit  es  die  mangelhafte  Publizität 
der  hausgesetzlichen  Quellen  gestattet,  eine  Darstellung  des  Thronfolge-  und 
Regentschaftsrechtes  im  Sinne  der  modernen  Staatsrechtswissenschaft,  welche 
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sich  von  den  aus  dem  Patrimonialstaate  überkommeDen  Analogien  des  Erb- 
rechts und  der  Vormundschaft  vollständig  befreit  hat. 

Das  grösste  allgemeine  Interesse  dürfte  immerhin  die  dritte  und  um- 
fangreichste Abhandlung  über  Behördensystem  und  Staatsbildung  gewähren. 
Wenn  sich  bisher  nur  einige  Monographien,  wie  namentlich  von  Adler  und 
Rosenthal  ,  mit  einzelnen  Epochen  der  Behördenorganisatiou  beschäftigt 
hatten,  so  erhalten  wir  hier  eine  zusammenhängende  Darstellung  von  der 
Mitt«  des  14.  bis  zur  Mitte  unseres  Jahrhunderts.  Die  rechtsgeschichtlichen 
wie  die  allgemein  historischen  Vorarbeiten  sind  in  erschöpfender  Weise  be- 
nutzt, und  es  wird  damit  namentlich  für  einzelne  Perioden  wie  für  die  Maria 
Theresia's  durch  die  zusammenhängende  Behandlung  eine  gründliche  historische 
Basis  für  das  heutige  österreichische  Verwaltungsrecht  gewonnen,  wie  sie  in 
gleicher  Weise  bisher  noch  nicht  vorhanden  war. 

Berlin.  Conrad  Bornhak. 


Theodor  Lauter,  Pfarrer  in  Edelsfeld.  Die  Entstehung  der  kirchlichen 
Simultaneeu.  Würzburg,  A.  Stuber,  1894.  110  S.  2,40  Mk. 
Das  Werk  beschäftigt  sich  in  klarer  und  leicht  verständlicher  Dar- 
stellung mit  einer  Materie,  welche  von  der  Rechtswissenschaft  lange  recht 
stiefinütterlich  behandelt  und  erst  in  neuester  Zeit,  wie  von  Hirschel,  Krais, 
Sehlino,  Gegenstand  eingehenderer  wissenschaftlicher  Untersuchung  ge- 
worden ist. 

Der  Verfasser  beginnt  und  schliesst  seine  Arbeit  mit  einer  reinen  Rechts- 
frage. In  der  Einleitung  wird  kurz  die  Frage  nach  dem  Charakter  des 
Instituts  des  kirchlichen  Simultaneums  —  ob  öffentlichen  oder  privaten  — 
und  nach  dem  Rechtssu])jekte  bei  demselben  berührt,  zum  Schluss  die  mehr 
praktische  Frage  erörtert,  ob  Simultaneen  auch  heute  noch  entstehen  können 
(S.  101  ff.),  eine  Frage,  welche  der  Verfasser  und  zwar  mit  Recht  mit  einem 
Nein  beantworten  zu  müssen  glaubt,  da  der  Theorie  nach  wohl  der  Ent- 
stehung neuer  Simultaneen  nichts  im  Wege  stände,  nach  Lage  der  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  jedoch  eine  solche  so  gut  wie  ausgeschlossen  sei.  Sonst 
verfahrt  der  Verfassers  chronologisch.  Zunächst  beschäftigt  er  sich  mit  den 
Simultaneen,  die  vor  dem  dreissigjährigen  Kriege  entstanden  sind  (S.  8 ff.); 
«rörtert  sodann  die  Folgen,  welche  das  durch  den  westfälischen  Frieden  den 
Landesherren  gewährte  ius  reformandi  infolge  seiner  verschiedenen  Aus- 
legung (der  sog.  drei  Sentenzen  S.  16)  für  den  Bestand  bezw.  die  Neubil- 
dimg  von  Simultaneen,  namentlich  im  Herzogthum  Sulzbach  hatte  (S.  27  ff.), 
eowie  den  Einüuss,  den  Frankreich  hierauf  durch  die  Friedensschlüsse  von 
Rysswick  und  Baden  übte,  von  denen  der  letztere  „nur  eine  vorbehaltlose 
Bestätigung  des  R^'sswicker  Friedens  war,  in  Folge  deren  die  Rechtsgiltigkeit 
der  (sog.  Rysswicker)  Klausel  nicht  mehr  in  Frage  gestellt  werden  kann*" 
(S.  79).    Diese  aber  war,  wie  der  Verfasser  treffend  zeigt,  ihrerseits  wieder 
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im  Wesentlichen  nichts  Anderes  als  „die  Reproduktion  einer  schon  in  Münster 
eihobenen,  aber  zurückgestellten  bezw.  ,in  EHammer*  gesetzten*'  (S.  69). 

In  der  Arbeit  hätte  Rezensent  eine  etwas  eingehendere  Stellungnahme 
des  Verfassers  zu  einzelnen  Fragen  wie  auch  zuweilen  eine  schärfere,  be- 
stimmtere Fassung  gewünscht.  So  sagt  Verfasser  z.  B.  (S.  101):  ^^^lar  er- 
giebt  sich  das  Nein  —  ob  Simultaneen  auch  heute  noch  entstehen  kömw)n  — 
für  das  Herrschaftsgebiet  des  französischen  Rechts,  zu  welchem  ,wohl  auch' 
Elsass-Lothringen  gehören**  (gehört?)  und  gleich  darauf:  Le  mSme  temple 
ne  pourrra  6tre  cousacre  qu'ä  un  mdme  culte  (Ges.  v.  13  Germ.  X),  was 
jedoch  nicht  ausschliessen  ,dürfte*  u.  s.  w.,  da  auf  diesen  Fall  das  Gesetz 
,kaum'  bezogen  werden  kann".  Doch  das  sind  Einwürfe  untergeordneter 
Art.  Der  Werth  des  Werkes  liegt  weniger  auf  dogmatischem  als  auf  histori- 
schem Gebiete.  £r  besteht  vor  allem  darin,  dass  es  über  eine  grosse  An- 
zahl von  Simultaneen  ein  reiches  Material  zu  Tage  fördert  und  somit  dem- 
jenigen, der  sich  des  näheren  über  dieses  oder  jenes  Simultaneum  orientiren 
will,  eine  gute  Handhabe  bietet ;  zumal  der  Verfasser  nicht  versäumt  hat,  am 
Ende  ein  alphabetisches  Ortsverzeichniss  der  von  ihm  besprochenen  Simul- 
taneen hinzuzufügen.  Wille. 

Grundriss  der  Politischen  Oekonomie  von  Dr.  Eugen  von  Philippo* 
Tich,  Prof.  an  der  Universität  Freiburg.  Erster  Band.  Allgemeine 
Volkswirthschaftslehre.  Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig,  Akademische 
Verlagsbuchhandlung  J.  C.  B.  Mohr,  1893. 
Die  Politische  Oekonomie  ist  seit  .Jahrzehnten,  soweit  sie  als  Theorie 
sich  erhalten  hat,  ein  Schlachtfeld;  und  auf  einem  Schlachtfelde  kann  man 
wohl  Zelte,  aber  keine  Häuser  erbauen.  Der  hier  den  Grundriss  eines 
solchen  entworfen  hat,  zeigt  sich  aber  seiner  Aufgabe  gewachsen;  und  dies 
kann  als  Zeichen  dafür  gelten,  dass  der  Kampf  nachlässt.  Die  psychologisch- 
liberale Dogmatik  ist  auf  dem  Rückzuge;  soziologisch-kommunistische  Kritik 
wird  das  Feld  behaupten,  wenn  auch  die  akademische  Literatur  noch  auf 
lange  hinaus  eine  gewisse  Reserve  bewahren  wird.  Das  vorliegende  Werk 
steht  hauptsächlich  unter  dem  Einflüsse  Adolf  Wagner's,  der  ja  die  um- 
fassendsten Vorarbeiten  für  ein  neues  System  geschaffen  und  die  Probleme 
nach  allen  Seiten  gründlicher  zu  betrachten  gelehrt  hat.  Zum  ersten  Male 
aber  werden  wir  durch  ein  Lehrbuch  dieser  Art  auch  mit  den  Kembegriffen 
des  Marxismus  bekannt  gemacht,  und  dies  bedeutet  einen  erheblichen 
Fortschritt;  die  günstigen  Wirkungen  davon  sind  in  jedem  Abschnitte  er- 
kennbar. —  Die  Einleitung  handelt  über  das  Wesen,  über  die  Probleme  und 
über  die  Methode  der  Yolkswirthschafl ;  das  erste  Buch  über  die  Entwick- 
lungsbedingungen; das  zweite  Buch  über  Produktion  und  Erwerb  in  drei 
grossen  Abschnitten ;  das  dritte  über  den  Verkehr,  das  vierte  über  Einkom- 
men und  Güterverbrauch;  das  fünfte  endlich  über  die  wirthschaftspolitischen 
Parteien.    Dieses   letzte  bildet   den  Uebergang  auf  einen   zu    erwartenden 
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zweiten  Band,  der  die  Yolkswirthschaftspolitik  als  „Darstellung  der  Ent- 
wicklungsbewegung umfassen  soll,  in  der  sich  die  verkehrswirthschaftliche 
Organisation  unter  dem  bestimmenden  Einflüsse  der  Interessen  der  einzelnen 
Gesellschaftsgruppen  wie  des  Staates  befindet**  (S.  82,  wo  der  Plan  des 
(Tanzen  aufgestellt  wird).  Wenn  auch  in  diesem  Uebergange  der  Verfasser 
eine  vorzügliche  Geschicklichkeit  der  Disposition  und  eine  höchst  schätzens- 
werthe  Gabe  der  Orientirung  bewährt,  so  möchte  ich  doch  bemerken,  dass 
er  der  „Sozialreform**  eine  zu  grosse  theoretische  und  praktische  Bedeutung 
beizumessen  scheint,  wenn  er  sie  —  unter  ausdrücklicher  Beschränkung  auf 
das  deutsche  Reich  I  —  als  wirthschaftspolitische  Partei  neben  Individualismus 
und  Sozialismus  stellt.  Aus  der  Betrachtung  des  wirklichen  Lebens  können  nur 
die  Lebensparteien  sich  ergeben,  und  also  der  Gegensatz  der  Unternehmer-  und 
der  Arbeiterpartei;  jene  zerfällt  dann  wieder  in  die  des  unternehmenden 
Grundbesitzes,  des  industriellen  und  des  Handelskapitals ;  hinter  dem  ganzen 
Gegensatze  beharren  aber  die  alten  noch  mit  Besitz  ausgestatteten  Arbeitstände: 
sobald  sie  sich  wirthschafkpolitisch  organisiren,  werden  sie  zwischen  jenen 
Gegensatz  gestellt,  ohne  ihn  vermitteln  zu  können ;  und  solche  Elemente  sind 
allerdings  in  dem  enthalten,  was  hier  als  Partei  der  Sozialreform  beschrieben 
wird.  Die  eigentliche  Analyse  der  politischen  Parteien  ist  in  jedem  Sinne 
eine  noch  viel  komplizirtere  Aufgabe.  —  "Was  aber  die  theoretischen  Funda- 
mente betrifft,  so  möchte  ich  nur  eine  Bemerkung  mir  erlauben.  Die  Unter- 
scheidung der  „Motive**  wirthschaftlichen  Handelns  (S.  68 ff.)  kommt  nicht 
über  den  Gemeinsinn  als  „nicht  eigennützigen  Antrieb**  hinaus.  Ich  be- 
haupte dagegen,  dass  die  Natur  des  vernünftigen  Willens,  und  d.  h.  eben 
dessen,  was  man  gemeinhin  als  Egoismus  bezeichnet,  das  ist,  was  hier  unter- 
sucht werden  sollte.  Man  kann  ruhig  sagen,  dass  alle  wirthschaftlichen 
Handlungen,  in  jedem  empirischen  Systeme  der  sozialen  Verfassung,  egoistisch 
sind,  wenn  man  auch  die  Liebe  zu  Weib  und  Kind,  zur  Heimath  und  zum 
Vaterlande,  zur  Gemeinde  und  anderen  Genossenschaften,  deren  Glied  einer 
ist,  hineinbezieht;  denn  was  immer  dem  Menschen  lieb  und  ehrwürdig  ist, 
ist  es  um  des  eigenen  Ichs  willen.  Andererseits  frohnen  auch  die  speziell 
und  im  höchsten  Grade  egoistisch  genannten  Handlungen,  z.  B.  die  des 
Wucherers,  keineswegs  nothwendig  dem  isolirten  Interesse  eines  einzelnen 
Menschen,  sondern  geschehen  —  möglicherweise  mit  persönlichem  Wider- 
willen, und  bei  persönlich  geringsten  Bedürfnissen  —  um  Kindern  und 
Kindeskindem  eine  höhere  soziale  Stellung  oder  die  Mittel  zur  Ausbildung 
ihrer  Talente  zu  verschaffen.  Wie  häufig  ist  z.  B.  dies  unter  Juden,  die 
als  wirthschaftlich  sehr  egoistisch  mit  Recht  berufen  sind.  Viel  tiefer,  ge- 
rade für  die  politische  Oekonomie,  liegt  der  Unterschied,  der  das  Verhält- 
niss  von  Zweck  und  Mitteln  betrifft;  er  geht  durch  die  ganze  Entwicklung 
des  wirthschaftlichen  Lebens  hindurch.  Entweder  Zweck  und  Mittel  sind 
Theile  eines  organischen  Ganzen,  sind  innerlich  verwandt  und  eng  zusammen- 
hängend —  oder  sie  sind    einander  fremd,  strenge   getrennt  und  vielleicht 
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entgegengesetzt.  Es  versteht  sich,  dass  in  der  Wirklichkeit  viele  Zwischen- 
stufen vorkommen.  Die  Grenzpunkte  sind  bezeichnet:  dort  durch  den  Fall, 
dass  das  Mittel  noch  angenehmer  ist,  als  der  Zweck,  dieser  geradezu  Neben- 
sache ist;  regelmässig  bei  allem  Sport,  wirthschaftlich  am  deutlichsten  bei 
der  Jagd,  wenn  von  grossen  Herren  aus  Liebhaberei  betrieben;  oft  eine 
höchst  mühsame  Anstrengung  um  Güter  zu  gewinnen,  die  man  ohne  alle 
Mühe,  ja  mit  geringerem  Geldaufvs'ande,  auf  dem  Markte  kaufen  lassen  kann. 
Auf  der  anderen  Seite  der  Fall,  dass  die  hohe  Frwünschtheit  des  Zweckes 
jedes  Mittel  recht  sein  lässt,  auch  das  unangenehmste  und  moralisch  wider- 
liche ;  wie  im  Allgemeinen  die  Aussicht  auf  grenzenlosen  Gewinn  alle  Wider- 
stände des  Gemüthes  und  Gewissens  zu  Boden  wirft.  —  Auch  A^  Waoneb, 
der  die  „Motive  im  wirthschaftlichen  Handeln"  in  der  dritten  Auflage  seiner 
Grundlegung  (die  dem  Verfasser  noch  nicht  vorgelegen  hat)  einer  sehr  ein- 
gehenden Analyse  unterwirft,  stellt  seine  vier  egoistischen  „Leitmotive**  zu 
äusserlich  neben  einander  und  das  einzige  unegoistische  ihnen  gegenüber.  — 
Sehr  grosse  Einwände  hätte  ich  auch  zu  dem  Kapitel  Philippovich's  über 
Gesellschaft  und  Staat,  das  ganz  im  Ideenkreise  L.  Stein's  verharrt,  zu  er- 
heben. Ich  schliesse  aber  mit  dem  Wunsche,  dass  das  sorgfältige,  gründ- 
liche Werk  sorgfältig  und  gründlich  studirt  werden  möge :  für  den  Anfänger 
—  der  nicht  bloss  schwatzen  lernen  will  —  giebt  es  nichts  Besseres,  für  den 
Kundigen  ist  es  ein  ausgezeichnetes  Kompendium,  üljcrall  anregend. 

Ferdinand  Tönnies. 


Dr.  Albert  Knittel,  „Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Ge- 
nossenschaftswesens**. Freiburg  i.  B.  und  Leipzig,  Akademische 
Verlagsbuchhandlung  von  J.  C.  B.  Mohr,  1895.  S.  VI  und  124. 
Die  genossenschaftliche  Literatur  ist  seit  einigen  Jahren  erheblich  reich- 
haltiger geworden,  das  Genossenschaftswesen  wird  auch  in  den  nicht  genossen- 
schaftlichen Kreisen  zum  Gegenstande  von  Spezialstudien  gemacht.  Der 
Verfasser  der  vorliegenden  Arbeit  hat  sich,  wie  er  mittheilt,  auf  Anregung 
von  Professor  Brentano  mit  dem  Studium  der  gewerblichen  —  nicht  der 
landwirthschaftlichen  —  Genossenschaften  befasst,  er  hat  zu  diesem  Zweck 
nicht  blos  die  Literatur  durchgearbeitet,  sondern  auch  in  der  Praxis  der  Ge- 
nossenschaften I'mschau  gehalten,  Kongresse  der  Genossenschaften  besucht, 
bei  Genossenschaften  au  Ort  und  Stelle  Erkundigungen  eingezogen.  Der  Ver- 
fasser giebt  dem  Werke  seines  eifrigen  Fleisses  und  Studiums  den  Titel  ^ Bei- 
träge zur  Geschichte  des  deutschen  Genossenschaftswesens**,  und  die  einzelneu 
Abschnitte  enthalten  auch  thatsächlich  nur  „Beiträge**,  die  Darstellung  ist 
zuweilen  eine  nur  skizzenhafte  und  man  empfangt  den  Eindruck,  als  wenn 
der  Verfasser  nur  einen  Auszug  seiner  Arbeit  veröffentlicht  hätte. 

Die  KNiTTEL'sche  Sclireibweise  ist  flott,  hier  und  da  sogar  drastisch,  er 
hat  sich  bemüht,  die  Xatur  und  die  Schicksale  der  Genossenschaften  kennen 


—     625     — 

zvL  lernen,  zuweilen  ist  er  freilich  auch  dabei  auf  Abwege  gerathen  und  hat 
den  kaufoiännischen  Theil  der  Geschäftsführung  nicht  richtig  erfasst;  dabei 
ist  er  dann  zu  sehr  angreifbaren  Schlussfolgerungen  gelangt  Auch  ver- 
schiedene thatsächliche  Unrichtigkeiten  und  rechtliche  Irrthümer  finden  sich 
in  dem  Buche,  so  giebt  der  Verfasser  u.  A.  von  der  Werkgenossenschaft  eine 
falsche  Definition.  Knittel  scheint  für  seine  Studien  unglücklicherweise  von 
den  Tausenden  von  Genossenschaften  sich  nicht  immer  die  besten  ausgesucht 
zu  haben,  er  hält  sich  meist  an  die  Misserfolge,  an  die  Yerirrungen  und  Zu- 
sammenbrüche und  zieht  daraus  seine  Schlüsse  auf  das  Allgemeine.  Ob 
Knittel  die  gesammte  wichtigere  Literatur  zur  Verfügung  gestanden  hat, 
möchten  wir  bezweifeln,  seine  Literatiu:*angaben,  die  er  den  Kapiteln  voraus- 
schickt, sind  sehr  lückenhaft.  Aufifallend  ist  auch  seine  Behauptung,  dass  er 
über  die  Baugenossenschaften  kein  Material  habe  erlangen  können!  Solches 
ist  reichlich  vorhanden. 

Möglicherweise  ist  die  wirthschaftliche  Richtung,  in  der  Knittel  vor- 
gebildet ist,  Schuld  daran,  dass  er  nicht  die  volle  Bedeutung  des  Genossen- 
schaftswesens würdigt,  für  ihn  erscheint  es  wohl  sicher,  dass  die  Tage  des 
Kleinmeisters  gezählt  sind,  dass  die  Herrschaft  des  Grossbetriebes  eine  immer 
allgemeinere  werden  wird.  Die  Gßnossenschaften  sind  ihm  nur  kleine  Mittel- 
chen. Und  dazu  fasst  er  nicht  das  gesammte  Genossenschaftswesen  als  ein 
Ganzes  auf,  er  lässt  nicht  die  verschiedenen  Genossenschaftsgattungen  in 
einander  greifen  und  zusammen  wirken,  sondern  er  greift  die  einzelne  Ge- 
nossenschaftsart heraus  und  prüft  ihre  gesonderte  Wirkung  auf  die  Erhaltung 
des  Handwerkerstandes.  So  durfte  er  nicht  verfahren,  wollte  er  die  Genossen- 
f>chafben  würdigen.  Ist  z.  B.  der  Satz  auch  richtig,  mit  dem  Knittel  seine 
Abhandlung  über  die  Kreditgenossenschaften  schliesst,  ^^^äss  die  Kredit- 
genossenschaften nicht  im  Stande  sind,  das  Handwerk  gegen  den  industriellen 
Grossbetrieb  zu  halten**,  so  ist  derselbe  doch  unerheblich,  es  sei  denn,  man 
schiebt  hinter  Kreditgenossenschaften  das  kleine  Wort  „allein**  ein,  dann 
zeigt  der  Satz  dem  Handwerker,  welchen  Weg  er  einzusclilagen  hat,  er  sagt 
ihm,  dass  für  die  Erhaltung  des  Kleinmeisterstandes  zur  Kreditgenossenschaft 
noch  die  anderen  Gattungen,  wie  Rohstoff-,  Werk-,  Magazingenossenschaften 
hinzutreten  müssen,  um  auch  nach  anderen  Richtungen  hin  den  Handwerker 
mit  den  Mitteln  des  Grossbetriebes  auszurüsten.  Das  Genossenschaftswesen 
muss  eben  als  Ganzes  betrachtet  werden. 

Auf  eine  kTu*ze  wirthschaftliche  Einleitung,  die  mit  einem  Hinweis  auf 
die  Ohnmacht  des  Staates,  durch  die  Gesetzgebung  einen  Mittelstand  zu  er- 
halten, schliesst,  folgen  fünf  Abschnitte :  1)  Die  Anfänge  des  Genossenschafts- 
wesens, die  Kreditgenossenschaften;  2)  die  Genossenschaften  in  den  einzelneu 
Gewerbszweigen;  3)  die  Konsumvereine;  4)  der  Ausbau  der  gemeinschaftlichen 
Organisation  aller  Genossenschaften;  5)  das  Genossenschaftswesen  uud  die 
Innungen,  das  letzte  Ziel  alles  genossenschaftlichen  Wirkens. 

Am   ausführlichsten  behandelt  der  Verfasser  die  Konsumvereine,   und 
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wir  wünschten  y  dass  alle  Gegner  dieser  GenostensdiAften  diesen  Abschnitt 
lesen  möchten,  denn  die  Darstellnng  dieser  G^ossenschaftsart  ist  eine  streng 
objektive  und  der  Verfasser  erkennt  sehr  richtig  die  wirthschaftliche  Be- 
rechtigung der  KonsumTereine,  wie  er  schlagend  die  Angriffe  der  Gegner 
widerlegt. 

Der  letzte  Abschnitt  „Das  Genossenschaftswesen  und  die  Innungen; 
das  letzte  Ziel  alles  genossenschaftlichen  Willens*',  ist  der  wichtigste^  er  ist 
kurz,  aber  inhaltsschwer.  Es  kann  nicht  im  Rahmen  dieser  Besprechung 
liegen,  diesen  Abschnitt  zu  kritisiren,  die  Kritik  mochte  umfangreicher  als 
der  Abschnitt  werden.  Der  VerfiEwser  findet  in  den  Innungen  die  Feinde  der 
Genossenschaften  und  doch  gehört  es  zu  den  gesetzlichen  Au%aben  der 
Innungen,  den  gemeinschaftlichen  Geschäftsbetrieb  der  Mitglieder  zu  pflegen; 
die  Innungen  waren  zwar  vor  Jahren  Gegner  der  Genossenschaften  —  heute 
sind  sie  es  nicht  mehr.  Freilich,  das  ist  richGg,  dass  die  grosse  Masse  der 
Handwerker  den  Genossenschaften  gegenüber  in  vollständiger  Gleichgiltigkeit 
verharrt,  denn  sie  erwartet  vom  Staate  Sicherung  ihrer  Existenz  ohne  ihr 
Zuthun.  Und  im  üebrigen  erschweren  Neid  und  Missgunst  das  Entstehen 
der  Handwerkergenossenschaften,  es  fehlt  im 'Handwerkerstande  eben  der  ge- 
nossenschaftliche Geist. 

Eine  Angabe  dieses  Abschnittes  über  die  Kreditgenossenschaften  kann 
nicht  unwidersprochen  bleiben ;  der  Verfasser  behauptet,  dass  die  Vorschuss- 
vereine  für  Bildnngszwecke  keinen  Pfennig  ausgeben,  aus  dem  grossen  Jahres- 
bericht des  Anwaltes  des  Allgemeinen  Verbandes  hätte  der  Ver&sser  sich 
überzeugen  können,  dass  von  1038  berichtenden  Vorschussvereinen  im  Jahre 
1893  68556  Mark  für  Bildnngszwecke  aufgewendet  wurden. 

C  rüger. 
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